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Vorwort. 


Das im Jahre 1831 erſchienene Handbuch über die 
Kirchliche und Schul-Geſetzgebung des früh vollendeten 
Borck hat ſeine praktiſche Brauchbarkeit bewährt, und 
ift meinen Amtsbrüdern ein unentbehrliches Hülfsmittel 
bei ihrer Amtsverwaltung geworden. Seit ſeinem Er⸗ 
ſcheinen find jedoch in faſt allen Zweigen der Kirchen⸗ 
und Schulgeſetzgebung ſo viele abändernde und neue Be⸗ 
ſtimmungen getroffen, daß es ſeinem Zwecke jetzt nicht 
mehr entſpricht. Man hat mich daher ſchon feit einigen 
Jahren von vielen Seiten erſucht, die Vervollſtändigung 
und Umarbeitung deſſelben zu übernehmen; leider habe 
ich aber, fo fehe ich auch das hierbei in meine Befähi⸗ 
gung geſetzte Vertrauen ehre, und fo gern ich auch im- 
mer bereit bin, meinen Herren Amtsbrüdern in allem zu 
dienen, was zu einer geregelten und geſegneten Amtsver⸗ 
waltung, und damit zur Förderung des Kirchenweſens 
beizutragen vermag, bei meinen viel- und mannigfachen 
Berufsgeſchäften nicht die Zeit gewinnen können, mich 
dieſer mühevollen Arbeit zu unterziehen. Ich habe mich 
aber bemüht dafür einen Mann zu gewinnen, welcher 
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neben feiner ſonſtigen Qualifikation eine beſondere Vor⸗ 

` liebe für die Bearbeitung der Kirchen- und Schulfachen 
in der hieſigen Königl. Regierung fortgeſetzt kundgege⸗ 
ben hat. 


So übergebe ich denn hiermit das unter meinem 
Beirath von dem Herrn Regierungs-Affeffor Lorkowski 
bearbeitete neue Handbuch, für welches Borck's, als 
des erſten Begründers Name beibehalten iſt, obgleich 
es ein faſt durchweg anderes geworden iſt und werden 
mußte, insbeſondere um deswillen, weil ſeit dem An⸗ 
fange des Jahres 1832 Weſtpreußen mit Oſſpreußen 
in Beziehung auf Kirche und Schule zu einem organi⸗ 
ſchen Ganzen vereinigt und unter ein Conſiſtorium ge⸗ 
ſtellt worden iſt. 


Auch die Anordnung des Buchs iſt in mancher 
Hinſicht eine andere geworden. Alle Materien, die 
ohne Störung des Zuſammenhanges ſich nicht in den 
Text des Allgemeinen Landrechts verweben ließen, oder 
für welche ſich daſelbſt überhaupt nicht eine paſſende 
Stelle fand, find in beſondern Abtheilungen zuſammen⸗ 
geſtellt. Die Verordnungen und Geſetze find meiſtens 
vollſtändig, feltener verkürzt wiedergegeben, und nur hie 
und da, wo es genügend ſchien, ihrem Inhalte nach an⸗ 
gezeigt. Eine große Zahl derſelben mußte in einem be⸗ 
ſonderen Anhange vollſtändig abgedruckt werden, weil 
dies zu ihrem richtigen Verſtändniß häufig nothwendig 
ift, eine bloße Hinweiſung auf dieſelben aber die prakti⸗ 
ſche Brauchbarkeit des Handbuchs ſehr vermindert haben 
würde, zumal die Geſetze und andre Sammlungen nicht 
immer jedem Geiſtlichen zur Hand ſind. Das nur auf 
die Seitenzahl jedes Bandes verweiſende Materien-Regi- 
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fer wird den Gebrauch des Buches nicht unweſentlich 
erleichtern. 

Da das Allgemeine Landrecht in vielen Rechtsma⸗ 
terien auf Provinzialgeſetze, Obſervanzen und Gewohn⸗ 
heiten verweiſet, das Weſtpreußiſche Provinzial- Recht 
aber erſt promulgirt worden iſt, nachdem der Abdruck 
des Handbuchs bereits begonnen war, ſo konnte jenes 
nur am Schluſſe des zweiten Bandes als Anhang mt 
getheilt werden. Vorher war die Bearbeitung des 
Weſtpreußiſchen Provinzial⸗Rechts von Leman benutzt 
worden. Alle übrigen Geſetze, Verordnungen und Ne- 
ſcripte gehen nur bis zum Schluſſe des Jahres 1843. 
Da dieſelben inſoweit fie die Kirchenverwaltung und das 
Schulweſen angehen, fernerhin in der zweiten Abtheilung 
des Preußiſchen Provinzial⸗Kirchenblatts mitgetheilt wer- 
den, wofür ich mit aller Sorgfalt bemüht ſein werde; 
ſo wird fortan jeder meiner Herren Amtsbrüder in der 
Provinz Preußen im Stande ſein, zu jeder Zeit bei allen 
vorkommenden Fällen über die ſeine Amtsthätigkeit be⸗ 
rührenden Rechtsmaterien fih leicht und vollſtändig zu 
unterrichten. a 

Für die Wiſſenſchaft des Preußiſchen Kirchenrechts 
ift damit freilich nicht viel gewonnen; ſolcher Zweck liegt 
aber auch nicht innerhalb der Gränzen, welche bei Her⸗ 
ausgabe des gegenwärtigen Handbuchs beobachtet werden 
mußten. Eine vollkommnere Einſicht in die eigenthüm⸗ 
lich Preußiſche Kirchen⸗Verfaſſung kann nur auf dem hi- 
ſtoriſchen Boden gewonnen werden, um deſſen Bearbei⸗ 
tung Las peyres und Jacobſon ſich ſchon jetzt große 
Verdienſte erworben haben. Hätten meine verſchiedenen, 
meine ganze Zeit und Kraft in Anſpruch nehmenden 
Amtsgeſchäfte mir nur einige Muße gelaſſen, fo würde ich 


es längſt verſucht haben, beſonders den Theologie: Stu- 
direnden und den Candidaten des Predigtamts in unſe⸗ 
rer Provinz, ein wiſſenſchaftlich bearbeitetes Handbuch 
des evangeliſchen Kirchen- Rechts und der Verfaſſung in 
die Hand zu geben, da das Arnoldtſche den Anforde⸗ 
rungen nicht zu genügen vermag, welche an ſolches Werk 
gemacht werden müſſen. 


Schließlich kann ich nicht umhin, den Männern, 
welche mit Rath und That die Herausgabe dieſes Hand⸗ 
buchs unterſtützt haben, meinen verbindlichſten Dank 
öffentlich auszuſprechen, namentlich dem Herrn Ober- 
und Geheimen Regierungs Rath ze. Dr. Reuſch, wel 
cher bereitwillig die Benutzung der Akten der unter 
feiner Direktion ſtehenden Regierungs Abtheilung ver- 
ftatter, dem Herrn Militair - Dber- Prediger x. Con- 
ſentius, welcher ſich der Bearbeitung der die Mi- 
litair Kirchenordnung betreffenden Materien gern un- 
terzogen, und dem Herrn Ober-Landes⸗Gerichts⸗Refe · 
rendarius Bürkner, welcher beſonders bei Sichtung 
und Ordnung des Materials weſentliche Hülfe gelei- 
ſtet hat. 
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Erſte Abtheilung. 


A. L. R. II. 11. 5. 1 bis 1232, 


Von den Rechten und Pflichten der Kirchen 
und geiſtlichen Geſellſchaften. 


St, M6. b. Er, u. Gët, ` 1 


Von den Mechten und Pelichten der Kirchen 
und geiſtlichen Geſellſchalten. 


Oſtpr. Prov.⸗Recht Buf. 172.: Die wegen der Kir- 
chen, der Pfarrer und andern Geiſtlichen zu treffenden allge⸗ 
meinen Einrichtungen bleiben einer allgemeinen Kirchen⸗ und 
Conſiſtorial⸗Ordnung vorbehalten. 


$. 1. Die Begriffe der Einwohner des Staats von Gott 
und göttlichen Dingen, der Glaube und der innere Gottesdienſt 
können kein Gegenſtand von Zwangsgeſetzen fein, 
5. 2. Jedem Einwohner im Staate muß eine vollkommene 

2 und Gewiſſensfreiheit geſtattet werden. (cf. I. 4. 5 9. 
Anmerk. 1. et. F. 30 folg. 40 fol 45. 58. 74. 171. 1179. 

C 
2. et. A. L. N. II. 12. f. 10. 11. 

L. R. I. 4. f. 9. 136. 137. u. I. 12. 6. 63. 

4. K. O. d. 26. December 1808 beſtimmt, daß der unterschied 

laben nen auf die bürgerlichen Verhältniſſe keinen Einfluß 

ste 

5. Städte, Orpnung vom 19. November 1808. $. 19: 

Stund, Geburt, Religion und überhaupt perfänliche Berbältniſſe 

machen bei Gewinnung des Bürgerrechts keinen Unterſchied. 
8. 3. Niemand it fulig, über feine Privatmeinungen 
in Religionsſachen Vorſchriften vom Staate anzunehmen. 

§. 4. Niemand fol wegen feiner Religionsmeinungen beun- 
Sr: zur Rechenſchaft gezogen, verfpottet oder gar verfolgt 
erden. 
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$. 5. Auch der Staat kann von einem einzelnen Unterthan 
die Angabe: zu welcher Religionsparthei ſich derſelbe bekenne, 
nur alsdann fordern, wenn die Kraft und Gültigkeit gewiſſer 
bürgerlichen Handlungen davon abhängt. 

Anmerk. So bei Eibesleiftungen (A. ©. O. 1. 10. $. 310, folg 

Grim Eu, $. 334.), bet der Yebernahme eines öffentlichen Amts, 

bei Eingehung der Ehe (F. 36. II. I. A. L. N.) u. te, 

8. 6. Aber felbft in dieſem Falle können mit dem Geſtänd⸗ 
niſſe abweichender Meinungen nur diejenigen nachtheiligen Fols 
gen für den Geſtehenden verbunden werden, welche aus ſeiner, 
dadurch, vermöge der Geſetze, begründeten Unfähigkeit zu ge⸗ 
wiffen bürgerlichen Handlungen oder Rechten von ſelbſt fließen. 

Anmerk. (cf. 5. 20 — 31 b. Tit.) 
Bom häuslie F. 7. Jeder Hausvater kann feinen häuslichen Gottesdienſt 
den Bote mac, Gu laden anordnen, 


$. 8. Er kann aber Mitglieder, die einer andern Religions⸗ 
partbei zugethan find, zue Behvohnung deſſelben wider ihren 
Willen nicht anhalten. 

8, 0. Heimliche Zusammenkünfte, welche der Ordnung und 
Sicherheit des Staates gefährlich werden könnten, ſollen auch 
unter dem Vorwande des häuslichen Gottesdienſtes nicht ge 
duldet werden. 

Anmerk. 1. el. . 10. II. 17. A. L. R. 

2. K. O. v. 9. März 1834 belimmt, daß zu dem häuslichen Got- 
tesdienſte nur den Mitgliedern der Familie des Hausvaters und 
den bei ihm wohnenden, ſeiner Hauszucht unterworfenen Perſonen 
der Zuteitt geftattet, ede diefe Grénge überſchreſtende Zufamm 
kunft zu außerkirchl. Religions -Usbungm aber, welche ohne ob 
keit, bei dem Conſiſtorio der Provinz nachjufuchende Genehmigung 
erfolgt, verboten fet und von den e in Gemäßheit der 
ihnen durch den §. 11. der Dlenſt⸗ Inſtruktion vom 23, October 
1817 beigelegten Befugnifi, wo fie es nach vorgängiger Berathung 
mit dem Conſiſtorio der Provinz für erforderlich halten, ſowohl 
die Strafe der Eheunahme an folchen unerlaubten Zuſammen⸗ 
künftem, als auch der Uebertretung der bei Ertheilung der Erlaub⸗ 
niß von dem Confiftorio der Proving vorgeſchtichenen Bedingungen 
feſtgeſetzt und bekannt gemacht werden foll. (Abgedruckt in v. Kamptz 
Annal. 1834 S. 70.) 

3. Nefer, des M. der geil ie. Angel. vom 18. Auguſt 
1835 beſtimmt, daß es nicht für zweckmäßig erachtet werden könne. 
den Lokal- Poligeibehöcden die Entfeheibung gegen die Teilnehmer 
an unerlaubten außerkirchl. Zuſammenklünften zu übermeifen, 
Da es fih hier um eine Landes Poltzeiſache handelt, fo gebührt 
in erſter Inſtanz den Rreislandräthen die Entſcheidung, gegen 
welche der Rekurs an die König. Regierung zu richten ift. (Ab 
gebr. in d. Kamptz Ann. 1835 S. 695.) 


5 


8. 10. Wohl aber können mehrere Einwohner des Staas Sigg 
fe, ifer vim Genehmigung, zu Religionsübungen ſich Hië: 
verbinden. x = 

8. 11. SReligionsgefellichaften, welche fieh zur öffenttichen Së, 
Feier des Gottesdienftes verbunden haben, werden Kirchenge⸗ ſelſchaften. 
felfepaften genannt. 

$. 12. Diejenigen, welche zu gewiſſen anderen beſonderen SÉ. 955 
Religionsübungen vereinigt find, führen den Namen der geift- Wiën. 
lichen Geſellſchaften. 

Anm: Refcript vom 2. Januar 1817 ad. No. 5. Da, wo 
es unbeſchadet der Seelforge geſcheben fann, follen kleine, nahe 
bei einander gelegene, Pfarreien zur Verbeſſerung der Pfarrer vers 
einigt, und diefen, wo es nöthig ift, Kandidaten zur Hülfe gege⸗ 
ben, auch in den Städten überflüffige Pfarreien eingezogen und 


daraus die bleibenden verbeſſert werden. (Abgedr. in v. Kamptz 
Annalen 1817. 1. S. 129.) 


Erſter Abſchnitt. 
Von Kirchengeſellſchaften überhaupt. 


S. 13. Jede Kirchengeſellſchaſt it verpflichtet, ihren Mit- Grundsatz. 
gliedern Ehrfurcht gegen die Gottheit, Gehorfam gegen die Gee 
feke, Treue gegen den Staat und ſittlich gute Geſinnungen 
gegen ihre Mitbürger einzuflößen. S 
$. 14, Religionsgrundſätze, welche dieſem zuwider find, Unetlaubte 

folen im Staate nicht gelehrt, und weder mündlich, noch in en 
Bolksſchriften, ausgebreitet werben. R 
Anmert. I. Nach $.17 No. 11 der Regierungs s Juftruction vom 

23. October 1817 [(Geſ.⸗Sammlung 1817 S. 250) hat die Res 

gimmg zu berichten und höhere Verhaltungsbefehle einzuholen: 

bei Entftegung neuer Religions- Sekten Über ihre Duldung und 

die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe ihrer Mitglieder, Überhaupt in der 

letteren Hinſicht wegen [ämmtlicher Individuen und Gefellfchaften, 

weiche wegen ihres Glaubens bekenntniſſes nicht die vollen ſtaats⸗ 

bürgestichen pfuchten übernehmen, 
Zet A. L. R. II. 20. 8.223 —25. 
3 Bererd. der R. zu M vom 8. November 1819 (Amtest. 

S. 407) u. Veordn. d. R. zu D. v. 9. Nov. ejd.an. (Amtsbl. 

S. 532) beſtimmen, daß die Verbreitung chriſtllcher Erbauungs⸗ 
Doten durch befondere, im Lande umhergebende und ihre Waare 
feitbierende Boten ferner nicht mehr zu geffatten ift, und der vom 
Sine dia Sea Sien Wee ëch 
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u Berlin angetoiefen, dieſelben, nachdem fie mit einem eigenen 
tempel verfehen worden, denen, welche fie verlangen, einzeln zu 
üÜberfenden oder in einer Anzahl von Exemplaren bei den Eug, 
S.S, Bamit Mr dhe Genn Ohe dien 
ebürfniffes die Vertheilung unter ihre Gemeine- Glieder beforgen 
20 dabei möthigenfalls mit Rach und Anleitung hinzutreken 
nnen. 
4. Eir.-Reſer. des M. der geil. x. Angelb. vom 23. Juni 
1844 weit pie Regierungen an, darauf zu achten und durd die 
betreffenden Unterbebörden achten zu laffen, od fog. Traktate, 
welche nicht von dem Komitée des Berliner Hauptdereins für 
christliche Erbauungsſchriften in den Preuß. Staaten herausgege⸗ 
ben, vielmehr im Auslande vedigiet und gedruckt worden find, 
auch die Approbation des betreffenden Königl. Confiftorii nicht er- 
balten haben verbreitet werden und im bejahenden Falle dem 
Königt. Confiftorio gem 4 18 Einfchreiten Mittheilung zu mas 
ben. Doch, v. Kampy A. 1835 S. 391). 
Bekanntmachung des Confiftorit zu Königsberg vom 
17. Januar 1835, daß die Approbation zue Verbreitung der 
im Nuslande vedigieten und gedruckten Traktate und kleiner Er⸗ 
bauungsſchriften unter Einreichung je eines Exemplars derſelben 
beim Königl. Confifforto machgefucht werden foll. Oper, K. 
Amtsbl. 1835 S. 34. D. Amtedt. 1835 S. 87. O. Amtsbl. 1838 
S. 27. M. Amtsdl. 1835 S. 21.) 

S. 15. Nur der Staat hat das Recht, dergleichen Grund: 
fäge, nach angeftellter Prüfung zu verwerfen und deren Aus⸗ 
breitung zu untersagen. 

$. 16. Privatmeinungen einzelner Mitglieder machen eine 
Meligionsgeſelſſchaft nicht verwerflich. 
öffentl. aufs $. 17. Die vom Staate ausdrücklich aufgenommenen 
nomment. Kirchengeſeülſchaſten haben die Rechte privilegirter Corporatſonen. 
$. 18. Die von ihnen zur Ausübung ihres Gottesdienſtes 
gewidmeten Gebäude werden Kirchen genannt; und ſind als 
privilegirte Gebäude des Staates anzusehen. e 
$. 49. Die bei ſolchen Kirchengeſellſchaften zur Feier des 
Gottesdienſtes und zum Religionsunterrichte beftelten Perſonen 
haben mit anderen Beamten im Staate gleiche Rechte. 

Anmerk. L In wiefern iſt den Geiſtlichen der Chaz 

rakter von Stgatsbeamten beizulegen! S. Anhang No. 1. 
II. Schullehrer find gleichfalls als Staatsdiener zu ber 
erachten: 

1. Eit.⸗Reſc. des Juſtiz⸗ Miniſt, v. 4. März 1834, (o. K. 
Ann. 1834. S. 100.) ſpricht den Grundfag aus, daß öffentlich 
angeſtellte Schullehrer und inſonderheit auch die Elementarz Lehrer 
atë Vorwaltungabeamte anzufehen find. 

2. Sir Mefer. der Min. der geiſt, Angelegenheiten u. der 
Zuftig vom 13. October 1834. (v. K. Ann. 1834. S. 1002) 
beftätige Weien Grundfag. 
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U. D. Refer. d. Min. d. Inn. b. 24. April 1821, bett. bie Ber⸗ 
ältniffe der jüdiſchen Rabiner und fonftigen Spndgegen⸗ Diener. 
(e. K. Ann. 1821., S. 366) und das Reſer. des Min. des 
Innern vom 14. Febr. 1823 und 14, März ejd., betr. 
die Aaſtelung und Beſtättgung jüdisch Rabbiner u. Gemeine» 
Beamte (v. K. Ann. 1823. S. 547 — 840 ſprechen den Grund⸗ 
Ip aus, daß Neligionslehrer der bios gebuldeten Meligiong-Gefell> 
fehaften nicht die Rechte der Beamten haben, auch niht als klech⸗ 
Där Beamte anzusehen find- 

$ 20. Eine Religionsgeſellſchaft, welche der Staat ger geduldete. 

nehmigt, ihr aber die Rechte Öffentlich aufgenommener Kirchen. 

geſclſchaften nicht beigelegt hat, genießt nur die Befugniffe ge 

duldeter Geſellſchaſten. (Sit. VI. S. 11. u. ſ. w.) 

„„ Anmerk. Die vom Staate ausdrückſſch aufgenommenen und 

die blos geduldeten Kicchangefellfchaften find näher bezeichnet: 

I. Duró das Edict vom 9. Juli 1788, die e e in 
den Preuß. Staaten betr. (baë fog. Relſgians⸗Ediet) u. zwar? 

. 1. befehlen, wollen und verordnen Wir demnach, daß alle 
drei Haupt-Confefftonen der cheſſtlchen Religion, nämlich die Mes 
formicte, Lutherische und Rämiſch⸗ Katholicche, in ihrer bisherigen 
VBerfaſſung, nach den von Unferen gottjeligen Vorfahren vielfältig 
erlaſſenen Edicten und Verordnungen, in Unferen ſämmtlchen Lanz 
den verbleiben, aufrecht erhalten und geſchützt werden follen. Da- 
neben aber 
„q . 2. fol die den Preußiſchen Staaten von jeher elgenthüm⸗ 
lich geweſene Toleranz 15 1 8 Setn und Ge 
fernse aufrecht erhalten und Niemanden der mindeſte Gewiſſens⸗ 
zwang zu keiner Zeit angethan werden, fo lange ein Jeder ruhig 
als ein guter Bürger des Staates feine Pflichten erfüllt, feine 
jedesmalige beſondere Meinung aber für Dé behält, und fid forge 
fältig büret, folde nicht auszubreiten oder andere dazu zu überre⸗ 
den und in ihrem Glauben irre oder wanted zu machen. Denn 
da jeder Menſch für feine eigene Seele allein zu forgen hat, fo muß er 
hierin gang frei handeln knnen, und nach Unferem Dafürhalten 
Dat ein jeder cheiſtlche Regent nut dahin zu fehen und dafür zu 
forgen, das Volk in dem wahren Cheiſtentzume treu und unvers 
Fällt durch Lehrer und Prediger unterrichten zu laffen, und mit⸗ 
hin einem Jeden die Gelegenheit zu verschaffen, felbiges zu erlere 
nen und anzunehmen. Od ein Unterthan nun aber diefe gute ihm 
D gang dargebotene Gafegenbeit, zu feiner Wsberzeunung, nuben 

155 gebrauchen will oder nicht, muß feinem eigenen Gewiſſen völ⸗ 
lig frei anheimgeſtet bleiben. 

Die in Unferen Staaten bisher Sentii geduldeten Secten 
find, außer der Watgen Nation, die Gerrenhuter, Mennoniften 
und die böhmiſche Yrübergemeine, welche unter Landesherrlichem 
Schutz: ihre gotte@dienfklichen Zufammenflinfte halten und dieſe 
dem Staate unfchäptiche Freiheit, ferner umgeftört behalten be 
lén. 10. (N. C. ©. F. VIII. S. 2175. Rabe. Bb. 7. S. 720). 

u. wegen ber Juden f. Anhang No. 2. 
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Ul. wegen der Mennoniten f. Anhang No. 3. 

IV. nach $. 6. dat K. O. vom 16. Mai 1830, über die Nechtsver⸗ 
Häteniffe der Mennoniften in den westl. Provinzen und Branden 
burg (GS. 1830. S. 82.) follen die Quäker oder fogenannten 
Startin wie die Mennoniten behandelt werden. 


8. 21. Jede Kirchengeſellſchaft, die als folde auf die Rechte 
einer geduldeten Anſpruch wachen will, muß fi bei dem Staate 
gebührend melden und nachweiſen, baß die von ihr gelehrten 
Meinungen nichts enthalten, was dem Grundſatze des $. 13. 
zuwider fäuft. 


$. 22. Einer geduldeten Kirchengeſellſchaft ift die freie 
Ausübung ihres Pribat⸗Gottesdienſtes verſtattet. 


$. 23. Zu dieſer gehört die Anſtellung gottesdienſtlicher 
Zufammenfünfte in gewiffen dazu beſtimmten Gebäuden, und 
die Ausübung der ihren Neligionsgrundfäßen gemäßen Gebräuche, 
ſowohl in biefen Zufammenfünften, als in den Privatwohnun- 
gen der Mitglieder. 


$. 24. Eine blos geduldete Kirchengeſellſchaft kann aber 
das Eigenthum ſolcher Gebäude ohne beſondere Erlaubniß des 

Staates nicht erwerben. 

Anmerk. 1. Refer. v. Septbr. 1821. (v. Kamps Ann. 

1821. ©. 631.) Wiewohl das Edikt vom 11. März 1812 
den Juden in den alten Provinzen der Monarchie das Stantsbiire 
gerrecht ertheile, fo iſt dadurch doch nichts in dem Verhältniß der 
jüdifchen Rirchengefelfchaft, als einer blos geduldeten, geändert. Dits 
fer B. bleibt alfo nach wie vor auf felbige anwendbar. 

, Reſer. d. Min. des Innern v. 5. Nov. 1822 (p. Kamptz 
Ann. 1822. S. 902), daß den mit ſtaatsbütgerlichen Rechten 
versehenen Juden die Erbauung von Cpnagegen keineswegs unz 
bedingt verflattet werden kann, ohne vorhergegungene Anfrage beim 
Königl. Miniſterium. 

. Refer. der Miniſt. der geiſtlichen ıc. Ang u d. Inn vom 
1. Juli 1330 (v. K. Ann. 1830, S. 553), daß die nach . 24. erz 
Forderliche landesherrtidhe Erlaubniß zur Anlage oder Erweiterung von 
Spnogogen bei Bermadung ernfllicher Ahndung vor erfolgtem 
Ankaufe der dazu beſtimaten Grundstücke eingeholt werde. 

. Reſer. d. Min. d. Innern vom 15. Juli 1825 
Ann. 1825. S. 056): Neue Juden⸗Spnagogen follen da, 
gleichen feither noch nicht deſtanden, nur mit Allerhöchſter Geneh⸗ 
migung errichtet werden. 

„ Conſiſt.⸗Cirkulair v. 20. März 1822. Auf den Grund 
einer am 2. d. M. erlaſſenen Minifterial- Verfugung wird jedem 
Prediger im Bereiche des Königt. Confilterü, ale und jede Theil- 
nahme an den jädiſchen religiöfen Feierlichkeſten ausbrücklich uns 
terfügt. 


ze 
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$. 28. Sie it nicht geflattet, ſich der Glocken zu be- 
dienen, oder öffenlliche Feierlichkeiten außerhalb der Mauern 
ihres Verſammlungshauſes anzuſtellen. 

$. 26. Die von ihr zur Feier ihrer Rellgionshandlungen 
beſtellten Perſonen genießen, als folche, keine befondere perſön⸗ 
liche Rechte. 


terworfen, 


„ 8. 20. Sol denſelben wegen ihrer Religiondmeinungen 
eine Ausnahme von gewiſſen Geſetzen zu ſtatten kommen, fo 
nun dergleichen Ausnahme vom Staate ausdrücklich zugelaſ⸗ 

n fein, 

„ 8. 30. IE dieſes nicht geſchehen, fo kann zwar der Une 
bänger einer ſolchen Religionsmeinung etwas gegen feine Uer 
berzeugung zu thun, nicht gezwungen werden. 

5. 31. Er muß aber die nachtheiligen Folgen, welche die 
Geſetze mit ihrer unterlaſſenen Beobachtung verbinden, fih ges 
fallen laffen. 

Anmerk. el. A. G. O. I. 10. $. 203. No. 5. 

. 32. Die Private und öffentliche Religionsübung einer 
jeden Kirchengeſellſchaft ift der Oberaufſicht des Staates uns 
terworfen. 

$. 33. Der Staat iſt berechtigt, von demjenigen, was in 
den Verſammlungen der Kirchengeſellſchaft gelehrt und verhan⸗ 
delt wird, Kenntnig einzuziehen. 

$. 34. Die Anordnung öffentlicher Betz, Dank⸗ und ans 
derer außerordentliche Feſttage hängt allein vom Staate ab. 
Anm. I. Eine G.-D, v. 17. Novbr. 1816, beg, gem. unter dem 

15. Mürz 1817, Königsb. Amtsbl 1817, S. 120, beftimmt, 
daß ein ſäbrliches allgemeines Stirchenfeft zur Erinnerung an Berz 
ſtorbene am jedesmaligen letzten Sonntage des Kirchenjahrs in ale 
len evangeliſchen Kechen der Königl. Staaten gefeiert werde, und 
Hi Fest jedes Mal 8 Tage vorher von den Kanzel abgekün⸗ 


gefelfehaften 
gegen den 
taat 
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digt und am Vorabende zwiſchen 6—7 Ube eingeläutet, auch der 
Altar, wie am Charfeeitage, ſchwarz behangen und mit zwei Brens 
nenden Kerzen befeßt werde. 

2. Eire, des Conſiſtorli vom 7. Novbr, 1817, daß bei Meter 
Feier des Todtenfeſtes, nach der mit Mückſicht auf den Zweck derz 
ſelben zu wählenden Intenation, ein feier, Altargebet, deffen Ent⸗ 
werfung oder Auswahl jedem Geiſtlichen überlaſſen bleibt, geſpto⸗ 
chen, ſodann nuch dem Haupttiede die Predigt gehalten und ende 
lich der Gotkesdienſt mit der gewöhnlichen Begtäbnſß⸗Eolleete bez 
ſchloſſen werden fell. 

3. B. der Reg. zu M. v. 4. Juni 1816 (Amtsbl. 1810. S. 256.) 
und erneuert unter dem 22. Mai 1819 (Amtstt. 1819. S. 274.) 
beftimmt hirſichtlich der Proceffionen und Walfahrtszäge, 

a) daß jeder, der ſolchen Zug begleiten wil, einen Reiſepaß von 
der Polizei Wien muß und 

b) daß ahne Bezleitung eines in der Seelforge angeſtellten, von 
dem Bifchofe mit befonderem Auftrage verfehenen Geiftichen 
keine Walfahrteproreſſſon abgeführt werden dürfe, wa Hinges 
gm Privat⸗Wallfahrten und Proceſſſonen, bei denen nicht 
ibernachtet wird, nicht zu erschweren find. 

4. wegen der Feſttage der evangelifchen Kirche Edict v. 28. 
PA 1773. F 28 No. 5. $ 

5. wegen der Feſttage der römiſch⸗katholiſchen Kirche fe 
And. No. 6. 


F. 35. In wie fern die bereits angeordneten Kirchenfefte 
mit Einſtellung aller Handarbeiten und bürgerlichen Gewerbe 
begangen werden ſollen, oder nicht, kann nur der Staat be⸗ 
ſtimmen. 

Anmerkung. 

1. Das Ressort de Behörden, welche über Die außer 

A der Sonn» und Feſttage zu wachen 
aben, 

1. GD. v. 7. Februar 1837. (Geſ.⸗S. 1837. S. 10) But Bes 
feitigung der Zweifel, welche über die Befugnis der Behörden 
durch poltzellche Beftimmungen die äußere Heitiohaltung der Sons 
und Sege zu bewahren, in einigen Sandestheilen biber obge⸗ 
maltet haben, fege ich für den ganzen Umfang der Monarhie 
hierdurch feft, daß die Regierungen, die nach den Verhäliniſſen 
der einzelnen Orte ober Gegenden ihres Bezirkes zu Helen Zwecke 
erforderlichen Anordnungen zu erlaſſen und deren Befolgung durch 
Strafverbote, weiche jedoch die im E 10. der Dienſt⸗Inſtr. vom 
23. October 1817. vörgeſchriebene Grenze nicht überſchreiten Mr: 
fen, zu fidem befugt fein ien, 

2. Publ. des Staatsminiſterii vom 24. Dec. 1838. (Geſ. S. 
1830. S. 10) bringt berichtigend zur öffentl. Kenmtniß, daß in 
jener Ordre nicht F. 10., SS „J. II. ihrer Dienſt⸗Inſtr. vom 
23. Oclober 1817.” zu an fel. 


Di 


u. Die Feier der Sonn- und Feſttage ſelbſt und zwar 

A. Die Sonntage. ` 

1. Oſtpr. Prov. R. Zuſ. 15. §. 3. Die Nacht vor den Sonne 
tagen oder Feſttagen darf Niemand zum Fifden auslaufen und 
die, ache auf der Fiſcherel begriffen find, müſſen jeden Abend 
vor einem Sonn⸗ ober Festtage nach Haufe fatten; doch dar Die 
Winterfiſcherei von denjenigen, die zum Wintergarn berechtigt 

find, auch in den Nächten vor Sonn» und Feſtkagen ausgeübt 
werden, aber nicht an Sonne und Feſttagen felbft- 

2. Verord. d. R. z. K. v. 30. April 1841 botr. die Hellighal⸗ 
tung der Sonna und Feſttage (Amtsbl. 1841. S. 93 folg.): In 
Folge der Allerhöchſten Kabinets- Ordre vom 7. Februar 1837, 
über die Befugniß der Regierungen durch polizeiliche Beftimmunz 
gen und Steafverbote die äußere Heilighaltung der Sonn⸗ 
und Festtage zu bewahren (Öefepfammlung pro 1837 Pag. 10.) 
haben wir in Betracht, daß die über dieſen Gegenstand deſtehen⸗ 
den BVorfcheiften häufig vornadpläffigt und übertreten werden und 
dieselben zus Abftellung zunehmender Migbräuche und mit Rüd- 
ſicht auf beſondere Werhältniffe näherer Beſtimmungen bedürfen, 
um den Zweck der Bewahrung äußerer Helligbaltung der Sonn» 
und Feiertage zu erreichen, die von uns bisher bieferhafb. erlaffe- 
nen Berordnungen revidirt, und machen hiermit für den dieffeitiz 
gen Negierungsbeziee nachfolgende, von Neuem höheen Orts ger 
nehmigte Anordnungen, durch welche bie äuferen Störungen der 
gottesdienſtlſchen Ordnung gehindert und wonach die Uebertre⸗ 
tumgsfälle beſtraft werden folen, zur allgemeinen Nachach⸗ 
tung, bekannt. 

1) An Sonn⸗ und Feſttagen und an den Bußtagen, ſowie 
am Charfreitage dürfen von den Öffentlichen Behörden und Bez 
amten keine öffentlichen Verhandlungen und Geſchäfte vorges 
nommen, mithin auch keine Termine abgehalten werden, 

Sollte in ‚dringenden Fällen, bei obwaltender Gefahr im 

Zeus, die Aufnahme einer amtlichen Verhandlung oder ein 
amtücyes Geſchöft erforderlich fein, fo müffen doch nur die 
Stunden außer dem gewöhnüchen Gottesdienste dazu gewählt 


den. 

2) Domainen-Beamte, Gucshertſchaften und deren Stell- 
Vertreter, Bauunternehmer und Rechnungsführer u. f- w. dürfen 
die Handwerker und Tagelöhner, welche van ihnen Geld oder 
Anordnungen zu empfangen haben, nimala in den Stunden des 
Ke an Sonn- und Feſttagen bei ſich verſammein und 

3) An Sonne und Festtagen muß während der Stunden des 
öffentlichen Guede Lë als Nachmittags, 
foweit nicht Außerordentliche Truppenmärſche dringend eine Aus⸗ 
nahme gebieten, aller öffentliche gewerbliche Verkehr gänzlich ruhen. 

4) Ländliche Gewerbe und Befhäftigungen, fi es aud au 
dem Felde, in den Forften, in den Gärten oder in den Scheunen 
und auf den Höfen oder in den Däufeen müffen an den Sonn⸗ 
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und Festtagen während der Stunden des öffentlichen Gottesbienftes 
in der Regel gänzlich ruhen. 

Nur in Notofälen und zur Beit der Ernte der verſchiedenen 
Fruchtgattungen kann, wenn ungünftige Witterung die Feldarbeit 
und das Einſammeln verhindert hat, und daher jede günſtige 
Witterung benutzt werden muß, beim Emtreten der letztern an 
einem Sonn- ober Festtage die Arbeit oder das Einbringen durch 
die Orts- Obrigkeit ausnahmsweise geſtattet werden. 

5) Zreibjagden an Sonn⸗ und Sefttagen find gänzlich verboten. 
Eben fo wenig dürfen 

0) Oeffentliche Aufzüge der Gewerke, Schügengilden, et, 
tänzer und anderer Geſelſchaſten wihrend der Feier des chrſftl⸗ 
chen Gottesdienſtes Statt haben, und muß 

7) in der Nähe der Kirchen in dieſem Zeiteaume Überhaupt 
jeder umnörbige Lärm, und jedes vermeidliche Droe Geräuſch, 
wie z. B. Schießen, Klatſchen, Schellengeläute 1c forgfältig vers 
mieden werden. 

8) Da keine Kirchengeſelſchaft das Recht hat, die Mitglieder 
einer andern Gonfeffion zu nöthigen, die für jene allen beſkimm⸗ 
ten Feſttage zu feiern, oder fih an ſolchen Feſttagen öffentlicher 
Geſchäfte zu enthalten, fo darf an ſolchen Orten, wo Religions: 
verwandte verſchiedener Confeſſtonen wohnen, kein Einwohner gez 
hindert werben, feinen Berüfegeſchöften an alleinigen Feſftagen der 
andern Cenfeſfonsverwandten nachzugehen, dagegen muß ein Fez 
der fih aller Störungen des Gottesdienstes der andern Religione- 
partei enthalten, und die Polizeibehöcde hat dafür zu forgen, daß 
die Bekenner der einen Metigion in der Ausübung ihres fm, 
chen Gottesdlenſtes von denen der andern nicht abſichtlich oder uns 
ausbleiblich beunruhigt werden. 

9) Die Magifteäte und Polizei» Obrigkeiten jedes Orts, for 
wohl in den Städten als auf dem platten Lande, haben die ge⸗ 
wöhntichen Stunden, an welchen Borz und Nachmittags, die kirch⸗ 
lichen Verſammlungen anfangen und endigen, nach Rück prache 
mit den Herren Geiſtlichen, öffentlich bekannt zu machen und 
darauf zu halten, daß während diefer feſtgeſezten Zeit, die obigen 
Vorschriften pünktlich befolgt werden. 

d An den Borabenden der großen Feste: Weihnachten, Dien, 
Pfingften, des Charfteitags, des allgemeinen Buße und Bettas 
Ses, und des dem Andenken der Verftorbenen gewidmeten Jah 
restages, ſowie an den Abenden der letztgenannten drei Feſttage, 
in der Eharwoche und am Aſchermittwoch dürfen keine Bälle oder 
ähnache Luſtoacketen ftattfinden. S 

Ebenſo müffen Schaufpiele am Charfreitage, am Buß⸗ und 
Bettage und am Gedächtnißtage der Verſtordenen unterbleiben. 

Uobertretungen gegenwärtiger Verotdnung follen poligeilich mit 
15 Sgr. bis 10 "mr, Geld, oder verhältnigmäßiger Gefängniß⸗ 
frai, in Wiederbolungsfällen verfhärft, belegt werden. er 
den öffentlichen Gottesdienst weilt Dës, hat die im algez 
meinen Landrecht Zu. II. Tit. 20, S. 215 bis 219. angeordnes 
ten Criminalſtrafen zu gemärtig 
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Wenn öffentice Behörden und Beimten gegen die ad $. 1 
und 2. gegenwärtiger Ordnung feftgefebten Beſtimmungen ban⸗ 
deln, fo kann Jedermann die desfalſige Anzeige an uns richten, 
worauf wir nach geſchehener Unterſuchunz die geeignete Rüze er 
laffen werden. 

Sämmtlichen Ortspoltzelbebörden machen wie die ſtrengſte Ber 

ſolzung und Beachtung vorftehender Beſtimmungen zue Pflicht, 
auch fordern wir die Herren Landräthe hiermit auf, diefe Befol⸗ 
gung in ihren Kreifen zu Eontroliren und überhaupt dahin zu 
eben, daß die obigen Vorſchriften überall gleichmäßig zur Auss 
führung gebracht werden. 
V. d. R. zu G. v. 13 Januar 1841 (Amtsbl. 1841 S. 9 
folg.) enthält im Weſentlichen die nämlichen Beftimmungen, wie 
die vorftehende der R. zu K., hat indeß noch nachfolgende ander⸗ 
weite Vorſchelkten, und zwar 

Niro. 4. Den Dienſtboten muß von den Dienſtherrſchaften nicht 
nur die nöthige Zeit zue Abwartung des öffentl. Gottesdienſtes 
getattet, ſondern erſtere müſſen auch von ihrer Hereſchaft dazu 
angehalten werden (Geſinde⸗Drd. §. 84). Daſſelbe gilt von 
Matern und Lehrherren in Bezug ei ihre Gefellen und Lehe⸗ 

203.) > 


linge. (MER, Tol U. Lit, s. . 2 

Mro. 7. Die Kaufläden der Handelsleute, Bäcker, Schläch⸗ 
ter u. f. w., die Kaufgerelbe und Boutiquen der Obfthändter, 
Trödler u. f. w. müſſen geſchloſſen werden. In den Kafferhäufern, 
Conditoreien, Reſtaurationen, Wein⸗„ Birz und Branntwein⸗ 
foto dürfen während diefer Zeit mit Ausnahme des Bedürf- 
niſſes von Neifenden und Kranken keine Getränke und Cpeifen 
verabreicht, überhaupt keine Gäſte gefegt und keine Spiele, wos 
bin befonders das Kegelfpiel zu rechnen ift, gefpielt werden. Nur 
den Apothekern iſt es geftattet, auch während des Gottesdienſtes 
Arzneien zu verkaufen. Das Fahren der Biers, Gotreidez und 
Mehiwagen auf den Strafen, fo wie alle mit Geräufd) verbun⸗ 
dene oder ſonſt auffallende Arbeiten in den Werkſtätten oder vor 
den Häufeen z. B. von Schmieden, Bimmerleuten, Maurern u. 
ew. müſfen während biefer Zeit ausgefebt werden. Am erſten 

abnachte =, Obere und Mingfifetoge, am Charfreitage und 
Buftage dürfen Handwerker und Händler auf öffentl. Plätzen gar 
beine Wagen feilbieten. 

Mio. 8. Auſſichtsloſen Kindern, fo wie Alten, welche fih in 
trunfenem Zustande in die Kirchen begeben wollen, in welchen fie 
der Gemeine zur Störung der Andacht oder wohl gar zum E 
fentlichen Aergerniß gereichen, ift der Eingang und der Aufenthalt 
in der Kirche nicht zu geſtatten. 

„Neo. 10. Nach dem Ermeffen der Geifkt. können, wo durch 
häufiges Eintreten in die Kirchen und Herausgehen aus denſelben 
der Gottesdienst geſtört wird, mit dem Ende des letzten Liedes, 
waches vor der Predigt gefungen wird, die Kirchenthücen gefchlofe 
fen und dürfen dann erft mit dem Anfange des nach der Predigt 
au fingenden Liedes wieder geöffnet werden. Für Kranke, melde 
ſich aus der Kirche zu entfernen genöthige fehen, fowie für Braut- 


D 
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pons, Täuflinge, Taufzeugen ift dann der Ause und Eingang 
dur durch Eine Thüre, an welcher ein Thürhüter zu beftellen ift, 
der das Oeffnen und Schließen mit möglichfter Vermeidung des 


Geräuſches zu beforgen bak, zu geſtatten und diej. Thüre zu wäh⸗ 


len, welche am wenigiten im Angesicht der verſammelten Gemeine 
iſt. Auch ift es zur Erhaltung der Aufmerkſamkeit und Andacht 
der Gemeine nothwendig, daß während des Titurgifcen Gebets 
Niemand auf eine auffallende und störende Welſe in die Kirche 
trete. Eten fo 1 dus Herausgehen aus der Kirche während der 
Admonition an die Communicanten unftatthaft und wer nicht bis 
zum genzichen Schluſſe des Gottesbienftes in ber Kirche soht 
bm will, kann unter dem Geſange nach der Predigt oder wäh⸗ 
rend der Austheifung der Communion die Kirche Derlaffen. 

Mro. 11. Es wird den Geil. empfohlen, die Kichendiener 
während des Liedes vor der Predigt mit Klingſäckeln oder Büch⸗ 
fen berum zu ſchicken. 

Die Strafe ift auf 1 bis 5 Thlr. oder verhältnißmäßizes E 
ua? faftgefegt. i 

t d. R. z. O. v. 24. Februar 1841 (Amesbt. 1841. S. 
43 folg.) enthält gleichfalls fat wörtlich dieſelben Beſtimmungen, 
wie bie Veroron, d N. zu K. und hat nur noch fpeciell unter 
Nro. 2 folgende Vorſchrift: Aue Gefhäfte und Verhandlungen, 
wodurch ganze Gemeinden ober überhaupt eine geößere Zahl von 

bivibuen von der öffentl. Gottesverehrung abgezogen werden, 
dürfen an Sonn: und Feſttagen nur dann fattfinden, wenn von 
der Ortöpoligeis Obrigkeit dies in beſonders dringender Peranlaf⸗ 
fung ausnahmsweiſe genehmigt worden ift. Dieſe Genehmi- 
gung fol nur in außerordentliche Fällen ertheilt werden z. B. 
wenn im Schifffahrts⸗ und Hindelsverkehr zur Abwendung bes 
trächtlichen Schadens im Gewerbe, dahin einſchlagende Arbeiten 
ohne Auſſchud vorgenommen werden müſſen. 

Strafbetrag, 1 bis 5 Thlr. oder verhältniß mäßiges Geſängniß. 
V. d. R. z. M. v. 14. Februar 1839 (Amtsbl. 1839. S. 
40 folg.) enthält keine fpecielfen, von den vorſtehenden abweichende 
Bestimmungen. Strafbeteng 1 bis 5 Thlr. oder verhältnißmäpte 
36 e 

ie Beier der Feſttage, 


a) in Anfehung der Bora bende: 
. d. R. F. v. 9. April 1837 (Amtsbl. 1837. S. 91): 
Des Kö Majeftät haben mittelſt Allerhöchſter Kabinetsordre 


dom 20. Sei d. J. zu beftimmen gerubt: daß o bei Aler- 
böchſtdero Befehlen vom 13. Dezember 1817, 14. März 1818, 
26. Februar und 20. März 1826, wonach am Vorabende der 
drei großen Fester Weihnachten, Oftern und Pfingften, des Chat- 
freitages, des allgemeinen Buß- und Bettages, und des dem An⸗ 
denken der Werftorbenen gewibmeten Jahrestages, fo wie auch an 
den Abenden diefer drei lebten Tags Ip. Bälle oder Ähntiche 
Luſſbarkeiten umterfagt find, nicht nur fernerhin verbleiben, fonz 
dern daß auch diefe Beſtimmung auf die ganze Charwoche, und 
außerdem auf den Aſchermittwoch Anwendung finden foll- 
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Diefe Alerhöchfte Befimmung wird hierdurch fämmtlichen 
Polizeibehörden, mit Bezug auf die Amtsblates Verfügung vom 
25. März 1826 Seite 93 zur genaueften Achtung bekannt, ge⸗ 
macht, und wird dabei zugleich bemerkt, daß der Ausdruck äs, 
liche Suftbaskeiten“ auf Cchaufpielvorflellungen nicht zu bieten 
ift, diefe vielmehr nur am Charfreitage und dem Bug und Bete 
tage ganz unterbleiben müffen; am Gedächtnißtage der Verſtorbenen 

er, in fo fern fie ernſten Inhalts find, ftattfinden dürfen. 

2. V. d. R. z. M. v. 24. April 1837 (Amtsbl. 1837. S. 138) 
enthält ganz diefelben Bestimmungen, wie die vorstehende der R. 
3 K. (Beide Verordnungen enthalten im MWefentlichen nur eine 
Sufammenftellung u. Republication der in dem Gitc.sRefer. v. 
22. December 1817 w. K. Ann. 1817. H. 4, S. 90), in der 
G.-D. vom 14. Mirz 1818, mitgetheilt durch das Pubi, vom 10. 
April 1818 (v. K. Ann. 1818 S. 348) u. in der C. -O. vom 20. 
Febr.; mitgetheilt durch Nefer. v. 4. Matz 1820 (d. K. Ann. 
1826. S. 80) gem Vorfhriften.) 

3. B. d. R. zu G. v. 15. Januar I818 (Amtsst. 1818. S. 71) 
beſtimmt, daß an den Vokabenden Heiliger Tage, befonders dere 
jenigen großen Sircheufefte, welche Tages vorher eingeläutet werz 
den, Balle oder ähnliche Lustbarkeiten nicht ftattfinben dürfen, 

4. B. d. R. z. G. v. 23. April 1818 (Amtsbl. 18 18. S. 304), 
daß unter „großen Kirchenfeſten“ Weihnachten, Oſtern, Pfing⸗ 
ften, der Charfreitag, der allgemeine Bet- und Buß tag und der dem 
Andenken an die Verſtorbenen gewidmete Jahrestag zu verftehen find. 

5. V. d. R. z. D. v. 6. Januar 1818 (Amtsbl. 1818. S. 37) 
und B. v. 15. April ejd. (Amtsbl. 1818. S. 107) enthalten 
biefelben Beftimmungen, wie die unter Nro. 3 und 4 aufgeführe 
ten Verordnungen der R. . G. 

h) in Anſehung der GH ſelbſt 

C.:D. vom 20. März 1820, mitgetheilt durch d. Gire 
Reſcr. v. 7. April 1820 (o. K. 1826. S. 87) beſtimmt, 
daß an den Otten, wo «8 bisher üblich und dergebracht gewelen, 
an den erſten Feiertagen den Weihnachtg⸗, Oſter⸗ und Pfingſtfe⸗ 
fies Schaufpielvorftellungen, Bälle und Ähnliche Puftbarkeiten nicht 
flattfinden zu laſſen, es ferner bei dieſer Ordnung und Gewohnz 
beit bleiben und bie in der v. 20. Februar für den Char- 
freitag und den allgemeinen Buf- und Bettag enthaltene Beſtim⸗ 
-mung dahin ausgedehnt werden fol, daß auch an dem Tage des 

fe zum Andenken an die Verſtorhenen keine der erwähnten 
ODE ähnliche Luftbarksiten flattfinden dürfen. 

2. Dife Befttmmung ift durch die B. d. R. z. D. vom 3. 
Juni 1825 (Amtsbl. 1825. S. 417) bekannt gemacht. 

3. Cite Reſer vom 20. Januar 1817 (v. K. Ann. 1817. 

. 1. S. 0 daß in demjenigen evangelſſchen Kirchen, in wel⸗ 
hen bei jedem Gottesdienste oder an jedem hohen Kiechenfeſte Altar- 
lichter brennen, es bei biefem Gebrauch auch fernerhin zu laffen ift: 

4. Cabinetsordte vom 14 Februar und o. März 1817, 
Eirculair⸗Verf v. 22. März 1817. Bei dem Todtenfeſte 
Bet, als am Chnrfteitage, ſoll nur der Altar, nicht aber die 

angel ſchwarz behangen werden. Jedoch darf da, wo es herge⸗ 


en andere 


KE 
ſelſchekten keiner nothwendigen Verbindung. 
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bracht ift, daß am Charfreitage der Pult mit einer ſchwarzen 
Decke belegt wird, hierunter auch nichts geändert werden, nut 
muß diefe Bedeckung des Pultes und der Kanzelbrüſtung nicht in 
ein Vehängen der Kanzel, wie ehedem zur Zelt einer Eandestrauer, 
weder am Charfreitage noch am Gedächtnißtage der Verſtorbenen 
ausarten; auch foll die ſchwarze Bedeckung des Pultes und der 
Kanzelbeüſtung am Charfreitage und an dem Legtgenannten Fiier⸗ 
tage in denjenigen Kirchen unterbleiben, wo fie bisher am Char- 
freitage nicht üblich geweſen ift. Der ſchwarze Behang des Al⸗ 
tars an gedachten beiden Tagen fol beſtehen in einer Bedeckung 
von wollenem Serge, unten mit breiten Siumen, ohne Beſatz 
oder Verzierung. Ob man in der Mitte der vorderen Seite dies 
fes Altarbehanges ein aufgenähtes Kreuz von weißem wollenen 
Serge für angemeſſen halte, wird anheim geftelt. 
5. Allg. Ger. Ordn, Th. I. Tit. 8. . 5. Wenn in einer Bors 
ladung aus Verfehen ein Termin auf einen Sonne oder Fefitag 
angefegt worden, fo ift darunter jederzeit der Montag, oder der 
auf das Feſt folgende Tag zu verſtehen, außer wenn der Vorge⸗ 
ladene fich vor verfammeltem Gerichte fellen foll, welchenfalls diez 
ſes an dem auf den genannten Bonns oder Fefttag, zunächft fole 
genden Gerichtetage gef hehen muß. Sind durch ein foLches Barfehen 
einer Partei vergebliche Neife oder Behrungskoften verurſacht wor⸗ 
den, fo müſſen dieſelben von demjenigen, weicher den unrichtigen 
Zomm beftimmt hat, erſtatter werden. Anh. 8. 62. Mon dies 
Fer Vorfchrife findet auch in Wechſele, Alimenten⸗ und Arteſtſa⸗ 
chen keine Ausnahme fett, Nur wenn von einem ſchleunigen und 
deingenden Arreſte die Rede ift, deſſen Anlegung und Rechtferte 
gung obne die böchſte Gefahr nicht ausgefegt werden kann, ift 
es erlaubt, das Geſchäft auch an einem Som und Feſttage vorz 
zunehmen. Jedoch muß alsdann aller öffentlicher Anftop und jede 
Störung des Gottesdienſtes mit möglichfter Vorſicht vermieden werden. 
Allg. Ger. Coin, Th. 11. Tit, 2. § 11. Auch die Beit, 
wo eine Handlung der freiwilligen Gerichtsbarkeit vorgenommen 
worden ift, hat auf die Gültigkeit derfelben keinen Einfluß. Dach 
folen die Gerichte dergleichen Actus an Sonn» und Feſt⸗ 
tagen, beſonders während des Gottesdienſtes, nicht ohne Noth 
vornehmen, und wenn es die Umstände gleichwohl erfordern, allen 
öffentlichen Anſtos oder Störungen mit, möglichſter Vorſicht vere 
meiden. Anh. $. 420. In keinem Falle fol an einem Sonn- 
oder Fiſttage eine gerichtliche Auction geſtattet werden. 


, 36. Mehrere Kirchengeſellſchaften, wenn fie glei 
ant Religionsparthei 99 Fa dennoch ba e d 


$. 37. Kirchengeſellſchaften dürfen fo wenig, als einzelne 
Mitglieder derſelben, einander verfolgen oder beleldigen. 

$. 38. Schmähungen und Erbitterung verurſachende Ber 
ſchulvigungen müſſen durchaus vermieden werden. 
Anm. 1. el. A. L. R. II. 20. 8. 214— 1d. 227. 551. 650, 
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2. Eirg⸗Reſcr. d. M. der geiſtl. ıc Angel. v. 10. Mai 1827. 
v. K. Aale 1827. S. 407.) verbietet Gr Halten von Gontror 
verspredigten. 
$. 39. Proteſtantiſche Kirchengeſellſchaften des Augsburgi⸗ 
ſchen Glaubensbefenntniffes follen ihren Mitgliedern wechſelſti⸗ 
tig bie Theilnahme auch an ihren eigenthümlichen Religions. 
handlungen nicht verſagen, wenn dieſelben keine Kirchenanſtalt 
ihrer 1 8155 Religionsparthei, deren fie ſich bedienen können, 
in der Nähe haben. 

Anmerk. C. O. vom 3. April 1821 (v. K. Ann. 1821. S. 341.) 
bestimmt, daß fat der Benennung: „ Proteſtanten, protestantische 
Religion” die Benennung: „Evangeiſche, evaugeliſche Religion“ 
gebraucht werden fell. 

. 8. 40. Jedem Bürger des Staates, welchen die Gefehe 

fähig erkennen, für fih ſelbſt zu urthellen, fol die Wahl der 
Nerigionsparthei, zu welcher er ſich halten will, freiftehen. 
(Tit. 2. F. 74. u. f. w. Anm. g. 76, dieſes Titels ift aufge 
hoben durch die Königl. Zi, v. 21. November 1803, vergl. 

bier $. 447.) 

Anmerk. 1. Ediet v. 30. Juli 1789 $. 10. f. Anhang. No. 3. 

2. Ober⸗Präſ, und Confſſt.⸗Eircular⸗Verflig. v. 23. Juli 
1824. Bur Vermeidung von Zenger erscheint es nothwendig. 
auf diejenigen Gefegftellen, welche den Uebertritt von einer chriſtil⸗ 
chen Confeſſſon zur andern, fo wie den Neligions-Untereicht von 
Kindern aus gemischten Ehen betreffen, in nachſtehender Zufamz 
menffellung aufmerkfam zu machen. 

Die Feſiſctzungen des A. L. R. Theil II. Titer 2. $.76, nach 
Së, mern bie Bin me e ee aer ane d Kaen 
gethan wären, bie Söhne in der Religion des Baters, bie Töchter 
aber in der Religion der Mutter, bis nach zurückgelegtem 14. Fahre, 
unterrichtet werden folten, find durch die Verordnung vom 
21. November 1803 (abgedr. N. C. C. K. XI. No. 02 S. 1931.) 
und deren Deklaration im Dinift, Refeript vom 18. Januar 1804 
dahin abgeändert worden: 

daß die Kinder beiden Geschlechts, aus ſolchen, zwiſchen Be⸗ 

Fennen derfchiedener Gonfeffionen nach Publikation der Ders 

ordnung vom 21. November 1803 gefchloffenen Ehen bis zum 

Widong 14. Jahre im ren Ötaubensbefenntniie, o 

aters unterrichtet werden follen, und daß keines der Eltern 
ie anderen auch nicht durch Verträge zur Abweichung von 

disfen gefebtichen Vorſchtiſten verpflichten könne. o 

Durch das Reſcript vom 12. October 1804 ift auch noch ins- 
befondere feftgefegt worden, daß dem Pfarrer des Vaters bei fole 
chen Ehen die Taufe der Kinder belden Geſchlechts gebühre. 
Sind beide Eltern einig, daß das Kind eine andere Schule, als 
de von der Gonfeffion des Waters, beſuchen foll, fo hat nach der 
Vorfhrift des A. L. R. Th. II. Tit. 2. 8.78 kein Driller ein 
Recht ihnen darin zu widersprechen. 

Hands. db. b. idi. u Ed, 
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Nach zurückgelegtem 14. Jahre dagegen ſteht es, der Dm, 
mung dis A. L. CG Th II. Tie 2. 8.84 zufolge, iania n br 
Wahl der Kinder zu welches Metigionsparthei fie fid bekennen 
wollen. Durch authentiſche Erklärung der betreffenden Gefege ift 
jedoch feftgefegt worden, daß wenn beide Eltern eines Kindes 
barin einverſtanden find, daß baffelbe zu einer anderen Gonfeffion, 
als zu der es nach den An Beſtimmungen gehört, aufge⸗ 
nommen werde, dieſe Aufnahme auch noch dor zurldgelagten 
14. Jahre des Kindes erfolgen könne, zur edangelifchen Kirche jts 
bodi nur nach vorheriger Dispenfation von Seiten der betreffenden 
Königt. Regierung, weicher die Befugnif zur Ertheilung der Dis⸗ 
ſpenſatien von den geſetzlichen Erforderniſſen ge Confirmation 
beigelegt 1. Um endlich dem Geit der biesfälligen Gesche auf 
eine angemeſſene und würdige Weife näher zu kommm und bei 
der freigeftellten Watt des Glaudensbekenntniſſes dem Leichtfinn 
oder etwaniger Unteiffenheit zu begegnen, hat ein jeder, weicher 
nach zurüchgelsgtem 14. Sabre zu einer anderen Gonfeffion über» 
antreten beſchließt, diefen Entfchluß feinem bisherigen Seetforger 
perſönlich zu eröffnen, welcher ihn über die Wichtigkeit des Schrittes 
belehren, und wenn er bei feinem Entſchluſſe beharrt, ihm tim- 
nächſt darüber, daß diefe perfönliche Meldung wirlich erfolgt fei, 
eine Befcheinigung, ertheilen wird, wache der Uebertratenhe bei dem 
5 8 5 der anderen Confeſſton, Behufs der Aufnahme vorzu⸗ 
igen hat. 
Ang. J u. e. R. 9.104, Den Stoen Säite bir Befuge 
nif bie Religion zu beftimmen, in welcher die von ihren angenom- 
menen Kinder bis zum zurückgelegten 14. Jahre ihres Alters er- 
zogen werben follen, wenn gleich die leiblichen Eltern des angenem⸗ 
menen Kindes einem anderen Glaubengbefenmeniffe zugetbam geweſen. 
4. Reſer d. Justiz. M. v. 31, Dechr. 1894, befannt gemacht 
Wa bg d. B. kt an b. 28. ee, 
S. 34); durch d. O. L. G. zu Inſterb. unt. d. 30. Januar 1835 
(G. Amtsbl. S. 112): 
Nach Vorſchrift des Allgemeinen Landrechts Th, II. Tit. 2. 
8. 642 müffen unehellche Kinder, deren Mutter eine Chriftin, bee 
ren Vater aber einer andern Religlonsparthei zugethan ift, dis 
zum geendigten vierzebnten Jahre in der cheiſtüchen Religion erz 
zogen werden. Daffelbe finder d $. 643 a. n. D. flatt, wenn 
der Vater ein Chrift, bie Mutter aber einer andern Refigionsparthei 
augethan ift. Es ift die Frage entſtanden, ob eine Uebereinkunft 
ber Ellen an diefen Vorschriften geng Ate könne? Da jez 
doch uneheliche Kinder nach $. 044 a. a. D. nicht unter der Gez 
walt des Vaters, ſondern lediglich unter der vom Staate für fie 
angeordneten Vormundſchaft ſteben, und die Vorſchrift des 8. 78 
Th. II. Tie 2 auf uneheliche Kinder keine Anwendung leidet, fo 
kann dem Water eine Einwirkung auf den dem Kinde zu ertheie 
lenden Raligionsunterricht überhaupt nicht zugestanden werden. 
Die vormunbſchaftüchen Behörden ſind vieiniehr verpflichtet, in 
dergleichen Säin dafür Sorge zu tragen, daß bie Ander in dem 
chriſtichen Glaubensbekenntmiſſe erzogen werben. Mit diefen Grund- 
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ben ſich des Könige Maieſtät in der Aechächften Rabi- 
8 Sëch d. M. einverftanden erklärt, und hat fid) daher 
das Königliche Oberlandes gericht ſowohl ſelbſt danach zu achten, 
als die Untergerichte zur Befolgung der Allerhöchſten Entſcheidung 
anzuweiſen. 
8. 41. Der Uebergang von einer Neligionsparthei zu ei- 
ner anderen geſchieht im der Regel durch ausdrückliche Erklärung. 
S. 42. Die Theilnehmung an folden Religionshandlun⸗ 
gen, wodurch eine Parthei ſich von der anderen weſentlich un⸗ 
terfcheidet, hat die Kraft einer ausdrücklichen Erklärung, wenn 
nicht das Gegentheil aus den Umftänden deutlich erhellet ($. 39). 
Anmerk. R. d. M. der geiſtl. Angel, v. 5. Mai 1830. (v. K. 
Ann, 1830 ©. 328) bestimmt, daß die Teilnahme an dem Abends 
mahlsgenuffe bei einer evangelifchen Gemeine der anderen Confeffion 
nicht mehr als Zeichen des Uedertrittes zu dieſer Confeſſion anges 
ſchen werde, Die besfalifige Deftimmung des 8. 40 Th. II. Tit. 11 
A. L. N. kann bier keine Anwendung metz el en, da nach den 
Grundfägen der Union die Abendmahls⸗ Handlung nicht mehr als 
sine Afen beiden eoangelifchen Confeffionen differente zu betrad- 
ten ift und es außerdem keine andere Eirchliche Handlung von 
diefem Charakter der Differenz jwifchen beiden giebt. 


8. 43. Keine Religionsparthei fol die Mitglieder der 

anderen durch Zwang oder listige Ueberredungen zum Ueber⸗ 

9021 zu verleiten fih anmaßen (ef. A. S. N. Tit. II. 20. 
1228. 

Aumerk 1. Aflerbachſte Beſtätigung der zu Berlin ereich⸗ 
teten Geſelchaft zur Beförderung des Chriftenthums unter den 
Juden vom 9. Februar 1822 (Se «Bamm. 1823 ©. 117). Das 
Statut befindet fich dafetbft nögedrudt. 

2. R.D. v. 31. März 1833, mitgetheilt durc Refer. vom 
22. April 1833 (v. K. Ann, 1833 ©. 387): Den 0 c. 

Le Belehrung der Juden ift zwar bei der Wie ihres Ge⸗ 

häfte ele Pier in den Ka u legen, fie müffen fid je 

dach ſtreng in den Grenzen Met Geichäfts halten, und bürfen 

Seien Bameindm oder einzelnen Mitgliedern derſelben die Pfarrer, 

welche ihre Meinung nicht theilen, nicht als Srrlehrer bezeichnen, mie 

deigemfals ihr Auftrag nicht uur fofort aufhören, ſondern auch bie 

212855 Strafe gegen fie verhängt werden wird. 

FO. v. 13. Auguft, mitgetheilt durch Nefer. v. 18. Auguft 
1836 (v. K. Ann. 1836 EN 350): Die Geſellſchaft zur Vefdt: 
derung des Gpriftenthums unter den Juden hat bei jedesmalg 
Wahl der auszuſtellenden Diffionairen, und ehe denſelben ihr 
rufskreis Uberwieſen wird, fid) bei dem Konfiftorio dar betr. Proz 
vin barber auszuweisen, daß der Gewählte von jeder mit dem 
Frieden und der Ordnung in der Kirche umerträglichen und auf 
die beſtehenden Einrichtungen jtörend einwirkenden Richtung frei ift. 

„ . 44. Unter dem Borwande des Religionseifers darf 

Niemand den Hausſtieden stören, oder Familienrechte kränken 

E 
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S. 45. Keine Kirchengeſellſchaft iſt befugt, ihren Mit- 
gliedern Glaubensgeſetze wider ihre Ueberzeugung aufzubringen, 
. 46. Wegen der äußeren Form und Feier des Gottes- 
dienſtes kann jede Kirchengeſellſchaft dienliche Ordnungen ein⸗ 


$. 47. Dergleichen Anordnungen müſſen jedoch dem 
Staake zur Prüfung, nach dem $. 13 beſtimmten Grundſatze, 
vorgelegt werben. 5 

F. 48. Nach erfolgter Genehmigung haben fie mit an- 
deren Polizeigeſezen gleiche Kraft und Verbindlichkeſt. 

„ 49. Sie können aber auch ohne Genehmigung des 
Staates nicht verändert, noch wieder aufgehoben werden. 
Unmert. 1. Circulair < Verfügung der Kirchen⸗ und 
Schul-Commiſſion v. 9. Februar 1821 ſchärft eine Verfü⸗ 
gung vom 3. Mai 1751 ein, nach welcher der Gottesdienft in al- 
en Kirchen auf dem platten Lande des Sommers prädfe um 
8 Uhr, und des Winters um 9 Uhr eingeläutet und angefangen 
werden foll, und weiſet zugleich an, daß, wo litthauiſcher oder pol- 
niſcher Gortesdienft nach dem beutfchen gehalten wird, dor im 
Sommer um 11 Uhr und im Winter fpäteftens um 12 Ude feie 
gen Anfang nehmen mife, wenn eg nicht die Gemeinen aus er- 
beblichen Lokal- Gründen vorziehen follten, den deufen Gottes 
dienſt mit dem litthauiſchen oder polnſſchen in der Art abwechſeln 
zu lafen, daß einen Sonntag der deutſche Gottesdienst zuerſt, 
und nachher der Titthaufche oder polnifche, am nächſten Sonntage 
aber biefer zuerſt und Gd der Gotttsdienſt in deutſcher 
Sprache gehalten werde. 
2.Trauer⸗Reglement v. 7. Oktober 1797 f. Anhang No. 7. 

6. 50. Jedes Mitglied einer Kirchengeſellſchaft ift ſchul⸗ 
dig, ſich der darin eingeführten girchenzucht zu unterwerfen. 
(ef. . 89 und 124. dieſes Titels.) 

5. 51. Dergleichen Kirchenzucht fol blos zur Abſtellung 
öffentlichen Aergerniſſes abzielen. 

6. 52, Sie darf niemals in Strafen an Leib, Ehre oder 
Vermögen der Mitglieder ausarten. 

$. 53. Sind dergleichen Strafen zur Aufrechthaltung 
der Ordnung, Ruhe und Sicherheit in der Kirchengefelfhaft 
nothwendig: ſo muß die Verfügung der vom Staate geſetzten 
Obrigkeit überlaſſen werden. 

5. 54. Wenn einzelne Mitglieder durch öffentliche Hands 
lungen eine Verachtung des Gottesdienſtes und der Religions- 
gebrauche zu erkennen geben, ober andere in ihrer Andacht ſtö⸗ 
ren, fo it die Kirchengeſellſchaft befugt, dergleichen unwürdi⸗ 
gen Mitgliedern, ſo lange ſie ſich nicht beſſern, den Zutritt in 
ihre Verſammlungen zu verſagen. 

8. 55. Wegen bloßer von dem gemeinen Glaubens bekennt ⸗ 
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niſſe abweichender Meinungen Fann kein Mitglied ausgeſchloſſen 
werden. n 

§. 56. Wenn über die Rechtmäßigkeit der Ausſchließung 
Streit entfteht: fo gebührt die Entſcheidung dem Staate. 

8. 57. Soweit mit einer ſolchen Ausfchlieung nachthei⸗ 
lige Folgen für die bürgerliche Ehre des Ausgeſchloſſenen ver 
bunden find, muß vor deren Veranlaſſung die Genehmigung 
des Staates eingeholt werden. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von den Mitgliedern der Kirchengeſellſchaften. 


$. 58. Die Kirchengeſellſchaft beſteht aus geiſtlichen und 
weltlichen Mitgliedern. 

. 59, Diejenigen, welche bei einer chriſtlichen Kirchenge- 
meine zum Unterricht in der Religion, zur Beſorgung des Gots 
tesdienſtes und zur Verwaltung der Cen beſtellt find, 
liche genannt. 

` $. 60, Niemand darf ohne Vorwiſſen und Genehmigung 
derjenigen, deren Einwilligung zur Wahl einer Lebensart er- 
fordert wird, zu einem déen Amte Déi beſtimmen. (VHL 
II. $. 109. Tit. 18. Abſchn. 6.) 

5. 61. Ohne vorbergegangene genaue Prüfung feiner 
Kenniniſſe und feines bisher geführten Wandels fol Niemand 
zu einem geiſtlichen Amte gelaſſen werden. 

Anmerk.“ Was die bier vorgefchriebene Prüfung betrifft, fo find 
bier nachfolgende Beftimmungen maßgebend; 
1. in Rüdfihe der evangelifhen Predigtamts + Candidaten. 
1. Die Inftruftion für die Konfiftorien über die cheolo⸗ 
gom Prüfungen vom 12. Februar 1799 (N. C. C. T. X. 
 2203— 2234, Rabe Bd. 13. S. 304 E: auch abgedruckt in v. 
K. Ann. 1827 S. 933—959.) Dieſe Inſtruktion ift größlentheils 
reglementariſcher Natur; es werden daher hier nur die Hauptbe⸗ 
immungen derselben gegeben: 

u. Iſt die E elch. e Candidaten zu berück⸗ 
feige und bei besfalis begründeten Borwürſen dis Reichtfinns, 
der Vernachläßigung feiner Pflichten oder der Unfittlichteit anderer 
Art der Candidat gar nicht zur Prüfung pro Ministerio zuzu- 
laſſen. Hat der Candidat fih bloß zur Lizenz zu predigen ge: 
meldet, fo kann er zwar, wofern nur der ihm gemachte Vorwurf 
bein Arrgerniß genen (ats in welchem Falle er fogleich. abzuwel. 
fen iſt) zur Prüfung zugelaſſen werden, aber er muß fodann nicht 
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nur eine nachdrücklche Erinnerung erhalten, fonden o muß auch 
in der Ausfertigung der zen ausdrücküch hinzugefegt werden, 
daß der Snfpeftor, in deen idee fc) ei Dén, ba im 
Anfehung feines re e forgfätig zu baobacıten habe, und 
bei dem künftigen Cromen pro ministerio ift er nicht eher anzu⸗ 
nehmen, als dis er von den Snfpektoten, in deren Didcefen er feitdem 
gelebt bat, ein Zeugniß feines gebefferten Ledenswandels beibringt. 

b. Aue Diejenigen, weiche zu geiltlichen Lemtern gelangen wollen, 
Haben eine dreifache Prüfung zu bestehen; nämlich 

a) das examen pro licentia concionandi nach vollendeten aka- 
demifchen Studien und zwar innerhalb eines Jahres, nachdem 
fie die Univerfität verlaſſen haben; 

B) das examen pro ministerio ober der Wahlfähigkeit, wele 
ches nachgeſucht werden kann, ſobald der Eraminaudus 
dazu tüchtig fühlt; jedoch nicht früher, als Ein Jahr nach 
haltene Lizenz zum Predigen 

2) ein Öffentliches Colloquium, welches Jeder, ber in das Pre 
digtamt eintritt, zu beſtehen hat, wofern feine Vocation nicht 
binnen Jabresfeijt nach dem examen pro ministerio erfolgt, 
€) See Prediger oder Schullchrer, der eine geiftfiche Infpet- 

tion erhalten fell, muß zuvor, ehe ihm bie Bocation als Jnfpektor 

ertheilt werben Eann, im Gonfitorio der Provinz, worin die ihm 
anzuvertrauende Diöcefe belegen ift, ein Colloquium beftehen. Nur 
bel Männern von ausgegeichnetem Berdine und Rufe findet nach 
dem Crmeffen dee Dber-Genfieri eine Ausnahme ak 

2. Refer. v. 10. März 1819 (v. K. Ann. 1819. S. 85): Nie- 
mand darf zum examen pro licentia gelaffen werden, det nicht 
das triennium academicum abſolvirt hat, und findet von dieſem 
kene Diepenfation Dep, 

3. Verord. d. N. z. G. vom 15. Juni 1820. eer 1520, 
S. 322) und Conſiſt⸗V. vom 27. Febr. 1820. (Danzig. Amtsbl. 

1820. S. 105.) : Die Kandidaten der Theologie in zum Eras 

men pro licentia nur dann zugefaffen werden, wenn fie ein Zeugs 

miß über die genügte Mültaiepflicht oder ihre Dienſtuntauzichkeit 

beigebracht haben. 

Miniſt.⸗Reſer. vom 13. Juni 1822. (v. Kamp Ann. 1822. 

. 649.) und Gonfilt:»- Verf. v. 30. Seprbr. 1822. K. Ament, 

1822. S. 359. und G. Amtebl. S. 667.) Kandidaten der Theoz 
togie, weiche durch glaubwürbige Beſcheintgungen nachweiſen, daß 
fie ſich vor der Kreis: Seat ‚gehörig gemeldet, aber, 
wenn auch nur für Jr zum Milituirbienjt untauglic befunden 
worden, find zur Prüfung pro Jieentia concionandi eben fo zu: 
zulaſſen, als diejenigen, welche Dem Militairdienft ſchon wirklich 
geleitet haben. Dagegen iſt dergleichen Candidaten, wann fie dem. 
nächjt dennoch zum Militaiebienft eingezogen werden, fo wie allen 
Studenten während der Zeit ihres activen Mititaiebienftes das 
Predigen nicht zu verſtatten. 

„Berordn. d. Confifl. zu K. v. 10. Dez- 1827 Game. 
1828. S. 2) beftimmt, daß neben der, nach der Inſtruktien vom 
12. Februar 1700 angeordneten theologischen Prüfung künftig bei 


D 


23 


bem Examen pro Minifterio nicht ſowohl auf den lp der maz 
tariellen Kenneniffe, die zum Schulamte erfordert werden, fonbern 
vielmehr auch Darauf gesehen werden foll; ob die Candibaten über 
wed, Eineichtung und Ziel der Schulen und ihrer Arten und 
Stufen, über die Behandlung der verfchisdenen Untsreichtsgegene 
ſtände und ihren inneren organifhen Zufammenhang, über die ni. 
thigen Hilfefehemittel bei den eingelnen Kebtgegenflänben, über das 
ehältniß von Untereicht und Erziehung zu einander, Über Schul: 
dißciplin, und namentlich über die Verbindung der teligiöfen und 
ſittlichen Bildung mit der intellectuelen, endlich über Beruf, Pflicht 
und Verhalten des Lehrers und des Geiſtlichen in Beziehung auf 
die Schule, richtige, lare und geordnete e zugleich aber ſelbſt 
die erforderliche praftifcpe Gawanbeheit und 81227 5 Kg 

6, Konf-- Publ. v.6. Juni 1832 (K. Amtabl. S. 227, O. Amtsbt 
S. 194): Der theologifhen Facultät zu Königsberg find diëten- 
tamina pro licentia und pro ministerio für Dft- und Weftpren- 
ben Übertragen worden. 

7. Conf.»Berordn. v. 6. Juli 1833 (M. Umtsbt 1833. S 182. 

Amtsbl. 1833. S 400) bringt den F. 1. der Inſtruction vom 
12. Scheune 1709 in Erinnerung. 

8. Gonf.-Berorbn. v. 20. Juni 1835 (K. A. S. 165. G. A. 
S. 573, M. A. S. 161, D. A. S. 13 1) veranlaßt die Kanbi⸗ 
daten der Theologie und des höheren Schulamts bei ihrer An- 
meldung zur Prüfung, außer den vorſchriftemäßigen Atteften auch 
ein Zeugniß. ber betreffenden Lokal⸗Poltzeibehörde und einen kutzen 
Lebenenbriß. einzusenden. 

0. wegen der We enen , win f. Geiftihen f. den 
Gr der Militair-Kicchenordnung vom 12. Febr. 1832. 

10. B. des Conſiſt. zu K. v. 9. Febr. 1840 (K. Amtebl. 1810 
S. 25, G. Zant S. , D. Amtsbl. S. 23, M. Amtsbl. 42): Nach 
der Benachrichtigung des Königl. Min. der geilihen re. Angeles 
Lee v. 18. Dezbr. v. J. baten des Königs Maj. die frühere 
Wert, Bestimmung vom 4. Juli 1926 in Betreff der Zulaſſung 
F 
cwangeliſchen Pfarramtes im Inlande durch den Befehl vom 7. Dezbr. 

v. J. aufzuheben Alterhöchft fid) bewogen gefunden, 
11. Gites Berf. d. Confiſt. v. 21. Juli 1842 Nr. 180, C. R. 


. Anbang Nr. 8. ` 
1. in | der Prüfung der katholiſchen Candidate des geift- 


tandes, 

Aen. ele Juli 1820 
i . 1823, S. 294. folg.) be , di 2 
Diiia ER SEN 3 z A % 
ie Infeutton für die Konfiforien vom 23. Détbr. 
1817. 8. 4. Nr. 5. ift die CH der Prüfungen, denen 
die römiſch⸗katholiſchen Candidaten des geistlichen Standes von 
Seiten der geifttichen Bedötden, unterworfen werden, den Ober. 
Yräftbien aufgetragen. Da über die Bedeutung und den Umfang 
dieſes Auftrags Zweifel entfianden find, fo wird zu derem Erledi⸗ 

hierdurch fefigefegt: 


gung 
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1. Die Ober- Pråfibenten und Confiftorien Haben darauf zu 
Halten, daß Niemand wiffenfchaftliche Privat:Schuten halte, welder 
nicht die Exlaubniß der ProvinzialsCchutbehöcde dazu erhalten hat, 
die in der Mezel nur im Vorgang einer ordentlichen Prüfung ers 
theilt wird. 

2. Darauf zu achten, daß die Stabiſchulen und kleineren Gym- 
naſten, die zur Univerfitie zu entlaffen nicht befugt find, diefe ib- 
nen gefegten Schranken nicht überfchrsiten, mithin fein Abiturien- 
teneZeugniß für folche ausſtellen, welche auf einer Univerfität oder 
andern Döbern Lehranstalt ſtuditen wollen. 

. Sewotl auf den Univerfitäten,. ats bei den übrigen. zum 
Vortrage der Theologie und Phitofophie berechtigten höheren Lehre 
anftalten dürfen in der Regel nur diejenigen in die Zahl der Stu⸗ 
denden aufgenommen und zu den Zeitunge zugelaffen wers 
den, die ein zur Entlaſſung auf die Univerfität berechtigtes Gym- 
nafium befucht und eines der durch bie Verordnung über die Abi⸗ 
turienten - Prüfungen vorgeföhriebenen Zeugnifje erhalten haben. 
Wenn fie kein folches Zeugniß aufweiſen önnen, entweder weil fie 
Lan derartiges Gymmaſiam beſucht, oder es obne geprüft zu fein 
verlaffen haben; fo müfjen fie am Site der Univerfität oder der 
Högern phitofophifcbstheologifchen Lehranftalt, bei welcher fie fubi- 
ven wollen, eine Prüfung beſtehen, und werden, wenn fie Darin 
niche genügen, ermabnt, entweder zum Gpmnaflum oder in das 
bürgerliche Leben zurückzutreten. Laſſen fie Da durch diefe Er⸗ 
mahnung nicht abhalten, fo follen fie zwar an der Fortfegung ihe 
rer Studien nicht gehindert werden, aber auch das Pineitum zu 
ihrer Ordination und Anſtellung als Geiftfihe nur auf befondere 
Verfügung des Minifterit der geiſtichen Angelegenheiten, und nicht 
ohne neue Prüfung erhalten. Da bel den Iniverfititen bereits 
dergleichen Prüfungs-Sommiffionen beſtehen, fo kommt es nur 
noch darauf an, folde auch für die übrigen zum Vortrage der 
Philofophie und Theologie berechtigten höberen Leheanſtalten ane 
quorbnen. Die Dekane der Theologie und Philosophie, desgleichen 
der Direktor und einer der Oberlehrer des am Orte der Univerfie 
tät oder höberen pbilofopbif@pstheologifchen Lehranftalt befindlichen 
katheliſchen Gymnafii, können mit biefem Gefchäfte beauftragt; und 
der Borfig kann einem Eatholifchen Konfiftoriat und Schufcache, 
mit Rückſicht auf die Orts Entfernung und auf die Perfönlichkeit, 
Übertragen werden. z 

Hiernach find bie Vorfchläge zur Bildung biefer Rommiffionen 
zu fallen und bei dem Miniſterto der geiſtlchen ie. Angelegenheiz 
tan zur Genehmigung einzureichen. 3 

So lange in den Sifchöflichen Geminarien zu Trier und 
Cöln die theoretifche Theologie gelehrt wird, dürfen in diefe Ans 
haften nur ſolche junge Leute zugelaffen werden, weiche den im 
vorigen F. verzeichneten Erforderniffen genügen, und es haben die 
Afpieanten fih deshalb bei den bafelbft beftehenden Prüfungs-Be- 
Hörden ausgumeifen. 

5, Ein Gleiches gilt von den Alumnaten zu Gneſen, Pofen, 
und Culmſe; hingegen bei den Seminatien zu Münſter, Pader- 
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bom, Breslau, und Braunsberg, die fid auf die Vorbereitung zum 
Empfang der Weihen und auf die aueübende Theologie beſchrän⸗ 
Len, genügt es, daß bei der Nachſuchung des placiti regii zur 
Aufnahme in den geifihen Stand das Studien und Sittenzeuge 
nif der Univerfität wt. ber zum Vortrage der Theologie und Phi 
tofopgie berechtigten Göhern Lehranflalt, welche der Candidat bez 
ſucht hat, nebſt einem curriculo vitae, dem Ober-Präfidio sinz 
gereicht werde. 

6. Wer außer Landes ſeine theologiſchen und philoſophiſchen 
Studien gemacht hat, muß darüber ebenfalls durch Zeugniſſe fid 
ausweiſen, und es bleibe dem Ermeſſen bes Ober⸗Priſtdii über 
lafen, ibn in Beziehung auf allgemein wiſſenſchaftche Bildung 
noch einer Gefondern Prüfung zu unterwerfen, 

Hiernach haben ſich die betreffenden Behörden, auch in Hins 
fit auf $, 3. die Königlichen Univerfitäten und die kacholiſchen 
Mie gier meet Anni. zu rigen. (. 

map), 1821. S. 391. folg. G. Amtsbl. S. 546.) 

2. Refer. e. 11. März 1824 b. K. Ann. 1824. ©. 1061. folg): 
Kein ausländischer Pfarramts⸗Candidat, Pfarrer oder Pfarrvikar 
ift in einem MPredigtamte anzuftellen, bevor derselbe ein Qualitt 
Ge? von dem Gonfiftorio der Provinz beigebracht hat. 

5. 62. Die übrigen Erforderniſſe zu einem geiſtlichen Lehre 
amte bleiben, nach Verſchiedenheit der Religionspartheien, den 
vom Staate genehmigten Grundgeſetzen und Verſaſſungen ders 
ſelben vorbehalten. 

Unmert 1. B. d. Conf. v. 13. Auzuſt 1834 (Rönigb. Amtebl. 
1834. S. 255.) beftimmt auf Grund des N. v. 13. Juli ejd. 
an, baf die Geſuche der evangelifchen Predigtamte-Candſdaten um 
Dispenfation vom kanoniſchen Alter bei den bete. Confiftorien 
eingereicht und von dieſen zur Entſcheidung an das Königl. Mi- 
nifterium befördert werden follen. 

2. Eirc.⸗Reſerſpt v. 10. März 1836 (v. K. Ann. 1830. S. 114.) 
feiner, daf die Diepenfation vam kanonischen Alter, wenn 
Candidaten oder Kirchenpatrone biefelbe für foldhe erbitten, nur in 
den Fällen ertheilt werde, wenn der Candidat bei der Watlfähig⸗ 
feite- Prüfung die Genfur 205 dite Hop erhalten hat, 

3. et F. 03 — 65, 403 — 405 dieſes Titels. 

A Nach $. 2. der K., O. v. 31. Dezember 1825 (Gef S. 1820. 
S. 5.) it die Ordination der evangelischen geiſtlichen Candidaten 
den Gonfiftovien übertragen. 

5. Nach S. 22 der Instruction f. die General Superintendenten v. 
14. Mai 1829 (v K. Ann. È. 270. folg) gebört das Debina- 
tiond-Befepäfe zu den Amusbefugniffen der Öeneral-Superintendenten, 
. 63. Die Beſugniß zur Ausübung aller geiftlichen Amts⸗ 

vorrichtungen wird durch die Ordination verliehen. 

Anmerk. Berordn. der Neg. zu Danzig vom 7. Septbr. 1841 
(Danz. Amtebl. 1841. S. 174.) beſtimmt: Im Einverjtänbniffe 
mit dem Königl. Konftftorium erinnern wir hierdurch an die ge⸗ 
festlichen Biſtünmungen, nach welchen geiſtüche Amtshandlungen, 


Beftallung. 
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namentlich Taufen u. Trauungen, welche nicht von einem vors 
freën Ze und angejtellten Geiftlichen vollzogen wor⸗ 
den, ungültig find. N 

$. 64. Dieren folen, ohne beſondere Erlaub⸗ 
n die Ordination zu geiſtiſchen Aemtern bei auswärtigen Be- 
hörden nicht nachſuchen oder annehmen. 

Anmerk. Publ. v. 9. September 1824 (M. Amtsbl. 1824. 
©. 316): Inländer, welche obne Crlaubnig des Staats von aus- 
Voie Biſchsfen die Weihe angenommen haben, können keine 
Anfteltung in der inländifchen Geitlichkeit erhalten. 

8. 65. Die Ordination fol Niemanden erthellt werden, 
ehe er ein geiſtliches Amt, welches ihm feinen Unterhalt ges 
währt, zu übernehmen Gelegenheit bat. 

Rechte und 9. 66. Die befonderen Rechte und Pflichten eines katho⸗ 
Pflichten = liſchen Prieſters in Anſehung feiner geiſtlichen Amtsverrichtun⸗ 
ae d gen find durch die Vorſchrſſten des canoniſchen Rechts, der 
Hroteſtantiſchen Geistlichen aber durch die Konſiſtorial⸗ und Kirs 
chenordnungen beſtimml. 

8. 67. Alle Geiſtliche müffen fih, bei Verluſt ihres Am- 
tes eines ehrbaren und dem Volke unanſtößigen Lebenswandels 
vorzüglich befleißigen. 

d Auch in gleichgültigen Dingen müffen fie alle Ge- 
legenheit zum Anſtoße ir die Rndemgememe bm (tig vermeiden. 
nmert. 1. Refc. v. 20 Aug. 1829 (v. K. Ann, 1829. ©. 818): 
Die Ausübung der Jagd paft Dé für den Beruf eines Predigers 
nicht, und fol daher das Merpachten Königl. Jagden an Pre: 
diger künftig unterbleiben. 

2. Reſc. z. 4, Decbr. 1829 (o. K. Ann. 1829. S. 830): Das 
verſtehende Verbot fol nicht auf alle, fonbern nur auf die in 
kircht. Functionen ftehenden Schullehrer ausgedehnt werden, 

3. K. D. v. 24. Decbr. 1830, wegen Entlaffung der der Trunk⸗ 
ſucht ergebenen Ciöifbeamtenz mitgetheilt durch Circ d. R zu K. v. 
20. Jan. 1838. f. Anhang No. 0. 

A. Was die Amtskleidungen der Geiſtlichen betrifft, fo beſtimmt 

a) die K. O. v. 20. März 1811 (nbgedrudt im K Amtsbl. 
1811. S. 86. u. wiederh. S. 240, M. Amtsbl. 1511. S. 93, folg): 

1) Die Amtstracht der Geiſtlichen beſteht aus einem Talar, einem 

fammetnen Baret und dem weißen Halsfragen unter dem Kinn. 

2) Ihre Beſtimmung ift, daß fie bei allen Amtsvereichtungen in 

der Kirde, dann bei feieslichen Gelegenheiten, als: Leichente⸗ 
gängniſſen, Introduetſonen der Geiftlichen, Abnahme ber Saft 
Dredigten, Kicchenvifitationen, auch Keanken-Gommunionen, kurz 
bei allen geiftlichen Functionen in und außer der Kirche anges 
legt, und dieſe nicht anders, als in biefer amtlichen Kleidung 
verrichtet werben, wie «6 denn auch fchielich HE, daß die Pres 
biger, fobald fie in ihren Kirchen und unter ihren Gemeine: 
gliedern, auch nur als Zuhörer und Theunehmer an dem Got- 
Web ich einfinden, im Eberts alen 
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Es folm auch die Predigtamts-Gandidaten, ohne Rückſicht 
auf Ordination, bei ftellvertretender. Ausübung des Prebigtamts 
diefe Kleidung anlegen. Da die Anschaffung derſelben aber nicht 
jedem Ganbibaten zugemuthet werden kaun, fo fol in größeren 
Städten dafür geforgt werden, daß die Kirchenkaſſen für das Ber 
düefniß ſtelvertretender Candidaten einen ſolchen Chorrock anſchaf⸗ 
fen, der in dem Beſchluſſe der Sacriftei aufbewahrt werden muß. 

ei ihrer Ordination hingegen müſſen die Orbinanbt in ihrem 
Dt angefhaftn signen Eunate WE 

KR 
Wer auch ferner beibehalten, und über Die jagige Predigerfleibung 
angelegt. 

5) D. d. R. z R. v. 28. September 1811 (Amtsbl. 
1811. S. 251) beſtimmt, daß alle Amtsverrichtungen außer der 
Kirche mie Ausnahme bloßer Keankenbeſuche in der vorgeſchriebe⸗ 
nen Amtstracht verrichtet werden müſſen; es ift jedoch erlaubt, 
fih den Talar in das Haus tragen zu laſſen, worin die geiftl. 
Handlung vg Ge fl. 

6) Eieculair⸗Berf des Conſiſt. v. 18. Novbr. 1824 
beftimmt, daß der Gebrauch der Amtetteidung nicht bloß bei öf⸗ 
fentlihen feierlichen Gelegenheiten, fonbern auch bei Repräfentatioz 
nen, und befonders, wenn eine rfcheinung vor ber VE 
fon Sr. Majeſtät des Königs eintretend ift, in Anwendung 
kommen müſſe. 

7) Bekanntmachung der Regierung zu Gumbinnen 
v. 19. Juni 1817 (G. Amtsbl. € 490). Nach eingegange⸗ 
ner Genehmigung des Königl. Minifteri v. 2. d. M. wird den 
bejaheren Geüttichen peftattet, daß fie dei Verrichtung ber geiftlis 
chen Amtshandlungen, alfo auch auf der Kangel, flatt der Pes 
rüde, wenn fie es vorziehn, ein ſchwarz ſammetnes Käppchen 
Sie wie foldes auch ſchon in alter Zeit gebräuchlich ër: 
weſen ift 


$. 69. Aller zubringlichen Einmiſchungen in Privat, und 
Familienangelegenheiten müſſen fie fih enthalten Cot WL. 
R. II. 20. 6. 227 und 228). A 

$. 70. Durch vorſſchtiges und ſanſtmüthiges Betragen 
müſſen fie die Liebe und das Vertrauen der Gemeine zu ers 
werben fuchen. 

$. 71, ueberhaupt müſſen fie in Lehr und Wandel ihz 
ren Jubörern mit einem guten Beispiele der Sanftmuth 
aea tägit, ſelbſt gegen fremde Religionsverwandte, 


F. 72. Auch die Perſonen, welche zu ihrer Familie ge: 
hören, müffen H zu e ie len und beſcheidenen 
Aufführung anhalten, 

5. 73. In ihren Amtsvorträgen und bei dem öffentlichen 
unterrichte müſſen fie, zum Anſtoße der Gemeine, nichts 
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einmifen, was den Grundbegriffen Ihrer Religionsparthei 
widerſpricht. 

H. 74. In wie fern fie, bei innerer Ueberzeugung von der 
urrichtigſeit diefer Begriffe, ihr Amt demnach fortfegen kön. 
nen, bleibt ihrem Gewiſſen überlaffen, 

F. 75. Auch außer der Kirche müſſen Geiſtliche, denen 
die Seelſorge bei einer Kirchengefellfchaft anvertraut ift, an der 
Belehrung und moraliſchen Beſſerung ihrer Mitglieder uner⸗ 
KI arbeiten. del Selig CS Si 

um. 1. Publ. des Confiftor. v. 20. Febr. 1839 (R-Amssbr. 
©. 59., ©. Amtsbl. S. 186., D. Amtsbl. ©. 77., M. Amts- 
blatt ©. 81): Im F. 75 Tit. 11 THI. II. des Allg. Landrechts 
it den Geſtchen, welchen die Selforge bei einer Kichengeſell⸗ 
at anvertraut ift, zur Pflicht gemacht: an der Belehrung und 
moralſchen Befferung ihrer Mitglieder auch außer der Kirche 
unermübet zu arbeiten. Die von Alters her in den meiften Ge- 
le at Proving, befonders in bon, äng 

ebetverhöre oder häusliche Andachten, — wozu die Geiſtli⸗ 
chen jährlich zur Herbſtzeit in die Dörfer ihres Kirchſpiels fahren, 
und mit den Leuten, bie fih dazu in einem paſſenden, geröhn⸗ 
lich nach einer. beſtimmten Reihefolze don den Einfaffen felbft dar- 

ebotenen, Haufe verfammeln, nach Gefang, Gebet und Leſung 
e e alt über Ösgenflände des Crifientoume und dee 
Seelforge, freundlich ſich unterhalten, auch das Geſinde und die 
Jugend in der Kenntniß des Katechismus und der Bibel prüfen, 
amd den Schwachen und Kranken, welche die Kirche nicht mehr 
beſuchen können, die Kommunion reihen, — gaben den Geiftliz 
chen auf dem Lande bisher erwünschte Gelegenheit, jenem Theile 
ihrer amtlichen Obliegenheiten nachzukommen, und insbeſondere 
die onfirmitte Jugend in der chriſtachen Erfenntniß zu erhalten 
und zu befeftigen, was um fo mothivendiger ift, Da ohne alle 
Wiederholung der Segen des Konfirmanden» und Schuluntekrichts 
vielfach verloren geht. 

Ju neuerer Zeit ift jedoch das Fortbeſtehen biefer alten, dußerſt 
beitfamen kirchſichen Einrichtung öfters dadurch allein gehindert 
worden, daß, wo auch die Gemeinden dafür ſind, doch einzelne 
Wirthe oder Gursbefiger fih weigerten, zur Abholung ihres Pfar- 
ters, Behufs Abhaltung des Gebstverhörs das nöthige Fuhrwerk 
zu flellen, und wir find in allen foljen Fällen bemüht gewesen, 
durch Belehrung und Zurechipeifung dem Aufhören der Gebet- 
verhöre da, wo fie von Alters her beflanden, entgegen zu wirken, 
ng E Einführung da, wo fie früher nicht ſtattgefunden, zu 

inftigen. 

ale fegen bie Kreisbeh eden zu gleichen Bemühungen hies 

durch auf, indem wir zugleich bemerklich machen, daß Dr die 
Pfarrer im Allgemeinen keine Verpflichtung beſteht, pertodiſch 
auf eigene Koften in ihren Kirchſpielen umher zu reifen, um in 
der obigen Meife, die ſpecielle Seelſorge an ihren u rm 
auszuüben, während für Sich, bie bei abwechſalnder Reihefolge 
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nur felten ſie treffende Abholung des Pfarrers nicht beſchwer⸗ 
lich fein kann. 

Den Herren Gutsbefigern und Dorfevorſtänden aber empfeh⸗ 
ten wir, Puch das vorgeorbnete Königl. Ministerium det Get, 
chen x- Angelegenheiten noch beſonders veranlaßt, angelegentlichſt 
die Erhaltung und rep. Einführung der Gebetverhöre, zumal 
mehrfach über die zunehmende Berfelimmerung des Gefindes 
Klage geführt wird, da die Gebewerhöre ſich ſeit Jahrhunderten 
als ein überaus heilſames kirchliches Inſittut bewährt, und in 
folden Gemeinden. bis jezt erhalten haben, in denen der chriſthche 
Sinn noch lebendig und die fromme Sitte der Vater ein Bez 
düirfniß geblieben ift- 

Den Herren Geiftlichen werden wir hierüber noch beſondere 
Verfügung zugehen laffen. ` 

2. Cire- Verf. d. Gonſiſt. v. 20. Febr. 1839 Nro. 545 C. 
Die Gire- Verfügung v. 2. Nov. 1817 Hinfihtlich der Ge 
betverböre bat zu fo vielen Mifverftändniffen Beranlaſſung ges 
geben, daß wir uns dadurch genötigt gefeben Haben, eine Siet, 

ung vom- heutigen Tage durch die Amtsblätter zu Pisbliciren. 
Sendern wie Darauf Beug nehmen, fra wir gegen Ewe. Ge 
ahrwärden die Hoffnung aus, daß alle Geiftliche unferes Seet, 
tungs- Bezirks die Erhaltung, Vervollkommnung und weitere Ber- 
Ken dieſes ehrwürdigen und heilſamen kirchlichen Inſtituts in 
ihren Gemeinden ſich angelegen fein laſſen, auch dafür Sorge 
tragen werden, daß nicht foftbare und lürmende Gaſimähler vere 
anftaltet, und dadürch die Erreichung des Zwecke vereitelt werde. 
Der von feinem hoben Berufe durchdrungene Seelforger wird auch 
obne unfere Belehrung im Stunde fein, dergleichen Miß⸗ 
bräuchen vorzubeugen und fie zu befeitigen, wo fie ſich etwa ein- 
geſchlchen haben. 

Sollte irgend eine Ortſchaft, in welcher die Gebetverhöre her⸗ 
kömmlich find und noch beftehen, oder doch dis vor wenigen Jah. 
zen befanden haben, der Abhaltung eines Gebstverhörs bei ſich 
widersprechen, ober auch nur das zur Abholung ihres Pfarrers 
nötige Führers zu fielen fid) weigern: fo wollen wir in jedem 
einzelnen Falle davon Anzeige erwarten. 

Gwe. Hochehrwürden aber mögen uns in einer beſondem Beie 
lage zu den diesjährigen Kirchenviſttations- Berichten anführen, 
welchen Kuächſpielen, Ihres Aufſichtskreiſes, und an welchen Di 
tn, die Gebetverhöre und wann aufgehört haben, und in wel- 
chen fie bisher niemals üblich gewefen find, zugleich aber im 
Wege der Belehrung und Ermahnung den Gemeinden, zu deren 
Bad Beten, die Erhaltung und Einführung biefer möglichen 

inrichtung dringend empfehlen. Wo der Einführung resp. der 
Wiederheritelfung derſelden Hinderniffe entgegenſtehen, haben Sie 
diefe ſperiell anzuführen, aber inzwiſchen nichts deſtoweniger die 
Geiftlihen zur Handhabung der auch ohnedies ihnen obllegenden 
Techn 1 durch Haus- und Krankenbefuche zu ermun⸗ 
tem, wou in den von den Kirchbörfern. entfernten Derfchaften 
auch die Schulviſitationen geeigneten Anlaß geben, wie fih 
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denn daran die Einführung der Gebetverhöre am leichteſten an⸗ 
knüpfen laſſen dürfte. 

§. 76. Zu Privatermabnungen, in fo fern dieſel⸗ 
ben 310 Sanftmuth und Beſcheidenheit geſchehen, ſind fie 
berechtigt. 
ee Eircutar⸗Verf. d. Conſiſt. v. 11. Febr. 1824. 

Es kann uneinig gewordenen Eheleuten nicht verſagt werden, ſich 
vor Anmeldung der Eheſcheldungsklage an ihren gemeinſchafilichen 
Beichtvater zu wenden, der die Sühne zu verſuchen, und wenn 
fie ein Atteſt darüber begehren, daß feine Bemühungen fruchtlos 
geweſen, auf dem ce if für das Gericht zu bemerken hat, 
daß die Gebühren dafür noch nicht entrichtet worden, wenn fie 
An e E Güte dem Prediger verab⸗ 
reichen. — Sft aber die Klage bereits angemeldet, und werben 
die uneinigen Eheleute von dem zuftändigen Gerichte an die Prez 
bige zum Süneverſuch verwiefen, fo wird das Gericht dau 
den Prediger ſchrictlich auffordern, der fih fobann alle Mühe 
zu geben bat, die Eheleute auszufähnen, und, wenn ihm Met 
Verfuch nicht gelingt, das Atteſt mit dem oben erwähnten Bers 
merke T der Gebühren ausfertigen muß. 
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fo lanze nicht ein oder der andere Theil ſich wiederum bei 
ihm melbet, von der Sache weiter Feine Renntniß von Amtswe⸗ 
‚gen. Ist aber die Bemühung des Predigers fruchtlos, fo muß 
diefer dem Nichte davon Anzeige wachen, bamit berfeibe feines 
Des den Verſuch der Sühne allenfalls ohne weitere Buztehung 
des Predigers, anſtellen könne. Anh. 5. 289. Den Gerichten 
bleibe s auch unbenommen, falis fie es den Umftänden angemefz 
ſen finden, den klagenden Ehegatten anzuweiſen, ſich wegen des 
Suhneverſuchs an den Geiftlichen feiner Gonfeffion zu wenden. 
Alsdan kann die Einfeitung des Prozeſſes erft verfügt werden, 
wem ber Kläger ein Attest des Geiftihen über den früchtios an 
teilten Süptneverſuch eingereicht hat. 

3. Ring. Refe b. 0 Mär) 1783 u. 9, Ditober 1797. 
Nov. ©. C. Bo. 7. S. 334. und Bb. 10, S. 1497. Für 
dergleichen in Eheſcheidungsprozeſſen verfuchte Sühnen erhält der 
Prediger 1— 2 Thie. 
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4. Gebühren⸗Tare v. 23. Aug. 1815. Gett, Sammi. 1813. 
S e EE d 


bo zem ins Geheime vorhalten: fo find fie nicht ſchuldig, 
die Quellen ihrer davon erhaltenen Nachrichten anzugeben. 
$. 78. Dergleichen geheime Vorhaltungen folen niemals 
für Injurien angefehen werden. 
$. 79. Fehlen fie dabei aus Mangel an Sanftmuth und 
Beſcheidenheit, fo müſſen die geiſtlichen Obern fie deshalb zur 
rechtweiſen. 

Anm. 1. Gef. v. 28. April 1835, aber die Kompetenz der 
Dienſt⸗ und Gerichtsbehörden zur Unterſuchung der v. Slaatsbe⸗ 
oc ech eegen (Geſ.⸗S. 1835. ©. 50 folg.) 
, Anh. Meo. 10. 

2. Cie A. v 8. Juli 1836 (v. K. Ann. 1836. S. 264), 
nët, hund Gire. b. R. z. K. v. 20. Jan. 1837 Mro. % I. 
f, Anhang Nro. 11. 

3. Eirc.⸗K. v. 19. Dec. 1836 (v. K. Ann. 1830. S. 825), 
mitgeth. durch Circ. d. R. zu K. v. 30. Jan. 1837 Nro. #74 J. 
f. Anhang Nro. 12. 

4. R. v. 23. Febr. 1837 (v. K. Ann. 1837. S. 10 folg.) 
beantwortet 

1) die Frage: welches Rechtsmittel dem Beleitigten gegen die 
von der Verwaltungsbehörde feitgefegten Strafen zusteht? dahin: 
daß dies der Rekurs an die vorgefeşte Dienftbehörde feiz 

2) bie Frage: wie cs zu halten, wenn der Beleibiger gegen 
die Steaffeftfegung der Wermaltungebehörde auf dëtt, SA 
dung provocice, der Beleibiger aber den Rekurs an die vorgefegte 
Behörde ergreife? dahin: tie fid biefe Frage dadurch erledige, 
da dem F. 5. des G. v. 25. April 1835 in dem Falle, 
wenn der Belel die von der Dienſtbehbcde ſeſtgeſezte Strafe 
Für zu gelinde hält, und auf gerichtl. Befahren anträgt, die 
Sache ganz zu CS neuen Verfahren übergeht, folglich ein Res 
kurs das Doleibigers nicht fratefindet, fondern dieſer feine Rechte 
bei dem Gerichte wahrzunehmen hat; ferner 

3) befimmt das J., dap zu ben v. b. Meg. abjufaffenden 

fo Refoluten nur der Stempelſteuerſatz von 15 Sgr., wie zu 
Übrigen Steaf-Refoluten der Finanz- und Poligeibehdrden, 
genommen werden dürfe, und e 

4) daß die vermieten Strafen zur Ojenſt⸗Straf⸗Kaſſe d. R. 
eingezogen werden können. 

5. R. Y- 18. Detobr. 1838 (o. K. Ann. 1838. S. 850) bin 
Act, daß das Gefeg vom 25. April 1835 auch auf die mittel: 
baren Staatsbeamten Anwendung finde. 

0. R. v. 28. Novemb, 1549 (Min. Bl. 1840. S. 456) Bu 
enangelifhen Geſſtlichen fol nicht dem Superintendenten, 
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ſendern bet Provinzial s Derwaltungsbehörde die Entſchei⸗ 
dung bei Anwendung des Gef. v. 25. April 1835 zuftehen. 

7. R. b. 20. März 1841 Zeie Bl. 1841.) erklärt in folden 
Fällen nur das Probinzial+Confiftoriumn für kompetent. 

8. K.⸗O. v. 20. Dec. 1834. (Gef. S. 1835. S. 2.) Die Bire 
ichtlaſtung auf Beſteafung betr. f. Anhang Meo. 13. 

S. 80. Was einem Geiſtlichen unter dem Siegel der 
Beichte oder der geiſtlichen Amtsverſchwiegenheit anvertraut 
worden, das muß er, bei Verluſt ſeines Amtes, 92 0 halten. 

9. 81. Auch zum gerichtlichen Zeugniffe über den Jn- 
halt ſolcher Eröffnungen kann ein Geistlicher, ohne den Wil⸗ 
len desjenigen, der ihm dieſelben anvertraut hat, nicht aufge⸗ 
fordert werden. 

$. 82. So weit aber die Offenbarung eines ſolchen Ge: 
beimmniſſes nothwendig ift, um eine dem Staate drohende Ge- 
fahr abzuwenden, oder ein Verbrechen zu verhüten, oder den 
ſchädlichen Folgen eines ſchon begangenen Verbrechens abzu⸗ 
helfen oder vorzubeugen, muß der Geiſliche deſſelbe der Obrige 
keit anzeigen. 

Anm. I. A. L. R. II. 20. f. 500: Geiſtliche, welche außer vorbe⸗ 
nannten Fallen das Beichtgepehmmiß offenbaren, follm nach Bee 
wandtniß der umſtände mit Geldbuße, Amts⸗Suspenſion oder 
Enefegung. beſtrafe werden. 

2. R.D. b. 21, November 1835 (Geſ.⸗S. 1835. S. 237): 
Beamte aller Categorien, welche die Amtsverfchtiegenheit verlegen, 

follen unnachſichtlcch zur Verantwortung und Strafe gezogen, auch 

von den Departemenis⸗Cheſs dem Könige angezeigt werden, daz 
mit fie nach Befinden, neben der berwitkten Strafe, ohne Pene 
fion aus dem Dienſte entfernt werden 

Alg. Ger. Ordn. Th. 1 Tit. 10, $. 170. In der Regel 

if ein Jeder, ohne Unterfchted des Standes, ſchuldig, in einer 

Sache, worin fein Beugniß gefordert mi, felbiges nach feiner 

Wiſſenſchaft abzugeben, und foll auch Niemand unter dem Vor⸗ 

wande, daß ihm von der Sache nichts befannt fet, oder daß die 

ihm vorgelegte Brage pue Enefhedung bes Prozeſſes nichts bei⸗ 
trage, fih der eiblichen Abhörung oder der Beantwortung folder 

Fragen entziehen können. 8. 180. Nur in folgenden Fällen fin- 

det eine Ausnahme Statt: 1) Wenn ein Zeie oder Prediger 

über Umftände, die ihm unter dem Siegel der Beichte oder der 
geiſtlichen Amtsverſchwiegenheit anvertraut worden, befragt wird 
und keiner von den Fällen, wo er auch folde Thatſachen dem Rich. 

ter anzeigen muß, vorhanden ift (vergl. bier $. 80 — 82). 2) 

Wenn ein landes herrlicher Beamter abgehört wird, und bie ihm 
vorgelegten Fragen ie Umſtände betreffen, deren Vefanntmas 
chung dem Staate nachtheilig fein könnte. 3) Wenn dem Zeu⸗ 
gen angemuthet wird, feiner eigenen oder feiner nahen Anvers 
wandten oder ſeines Ehegatten Schande zu bekennen. 1] Wenn 
wider Werhoffen, und ber guten Ordnung entgegen, dem Zeugen 
eine ſolche Frage vorgelegt wird, deren Beantwortung beſonders 


E 
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bei Weibsperſonen bie Ehrbarkeit beleidigen würde. 5) Wenn 
die Entde eines Geheinmiffes Kg wird, durch deſſen 
Bekanntmachung der Zeuge in feiner Kunſt, oder in feinem Ger 
werbe einen Schaden leiden dürfte. 0) Wenn bei einer, mit der 
feigen Ehalſache offenbar nicht in Verbindung, fiehenden Frage 
ber Zeuge nicht ohne fheinbaren Grund befürchtet, daß deren 
Deantwortung für feine Perſon nachthellge Folgen haben möchte. 
7) Ueberhaupt if ein Beuge nur Thatfachen, nicht aber feine eis 
genen Meinungen, Gefinnungen und Muthmaßungen zu offenba⸗ 
ten verbunden. 8) Auch über die Meinungen, Gefinnungen oder 
Urtheite einer Partei oder eines Dritten, welche dem Zeugen nur 
durch eine folde Peivatcorresfponbeng, zu deren Edirung er nach 
8. 02. a. der Ger. Ordnung nicht verbunden fein würde, oder 
durch eine vertrauliche Peivateröffnung befannt worden find, 
kann ber Zeuge zur eiblichen Angabe wider feinen Willen nicht 
angehalten werden. Hiervon find jedoch Griminalunterfuchungen 
ausgenommen, bei weichen ein Zeuge verpflichtst ift, auch von 
folden Privatäuferungen oder Uetheilen, Die entweder felbft ein 
Verbrechen. find, oder Vorbereitung auf ein zu begehendes, ober, 
Merkmale eines foon begangenen Werbrechens enthalten, feine 
Wiffenfchafe eidlich anzugeben. In allen diefen Fallen muß der 
Sen den Grund feiner Weigerung geziemend alte, und nös 
thigen Fals beſcheinigen. — 

F. 83. In öffentlichen Vorträgen muß jeder Geiſtliche 

aller persönlichen Anzüglichketten fid enthalten. 

. 84. Schilderungen der in einer Gemeine herrſchenden 

Laſter find keine Anzüglichkeiten. 

$. 85. Sie arten aber darin aus, wenn Peſonen ges 
nannt, oder durch individuelle Nebenumftände kundbar ge⸗ 
macht werden. X ® 

$. 86. Kein Geiſtlicher darf eigenmächtig irgend ein Mits 
glied der Gemeine von Beiwohnung des Gottesdienſtes oder 
von den Sakramenten ausſchließen. 

Anm. 1. Verordnung v. 0. Sep tor. 1731 und Declaration 
v. 16. Januar 1732 u. 9. Juni 1732. Keinen Gefunden, 
er ſei më Standes er wolle, Toll das Abendmahl in den Hätte 
fern oder Saerſſtelen gereicht werden, fondern Jedermann foll 
ais und gehalten fein, wenn er zum bellen Adendmahle gehen 
will, ſolches in der Kirche nach geendigter Predigt des Vormit⸗ 
tags mit anderen Communicanten vor dem Altare öffentlich zu 
nebmen. Prediger folen auch dus heilige Abendmahl keinem 
Kranken, der Sinne und Verstand verloren, geben, ſondern, 
wenn Kranke es verlangen, alle Vorſiche anwenden und ihnen 
foldes nicht eber reichen, bis fie 2—3 Tage zum wahren Ge⸗ 
brauche deffetben wohlpräpaeirt worden. Denen, welche mit dem 
Jammer behaftet, imgleichen die auf Krücken gehen, wie auch 
Blinden, und die mit ekeihakten Schäden, Ausfchlag und lüfen 
im Geficht behaftet, foll erlaubt fein, das heilige Abendmahl im 
der Woche, wenn Predigt gehalten wird, in der Saerſtei zu neh⸗ 
Get ul. b. Fréi. u. Gdula Gefeigeb. 3 
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men, damit aber Etliche auf einmal geben können, fol, wenn 
das Abendmahl für solche miferabite Perſonen gehalten wird, von 
den Prediger vorher bekannt gemacht werden. S 
2. Nach Verordung vom 16. Mai 1697 fol kein Prediger ſich 


itgtieber einer Landgemeine durch Aufwiegelung oder inwürzige 
Verlockung dazu vermocht würden, ſich in großer Anzahl der 
Seelforge ihres Pfarrers zu entziehen und zu einem auswärtigen 
zu wenden, fo derſteht es fih von ſelbſt, daß ſolches nicht zu 
dulden it und der Superintendent muß davon Kenntniß nehmen 
und darüber berichten. 

S. 87. Findet er Bedenken, Jemanden men fo 


muß er demſelben dieſes Bedenken in Zeiten mi 
Schonung eröffnen. 

S. 88. Befteht derselbe dennoch auf feine Zulaſſung, fo 
muß der Geiſtliche den Vorfall, mit Verſchweigung des Nas 
mens, feinen geiſtlichen Obern anzeigen, und nach deren Vor⸗ 
beſcheldung VW achten, 

$. 89. Nur in Fällen, wenn Jemand zu einer gottess 
dienſtlichen Handlung in der Trunkenheit in anftößiger und 
ärgerlicher Kleidung, oder ſonſt in einem Zuſtande ſich dar⸗ 
fielt, in welchem er, ohne offenbaren Anſtoß und grobes Aer⸗ 
gerniß der Gemeine, oder ſeiner Mitgenoſſen, bei dieſer Hand⸗ 
lung nicht zugelaſſen werden kann, mag der Geſſtliche einen 
erch Wolf bis auf weitere Verfügung der Behörde, 


vernünftiger 


zurückweiſen. 
Anm. Allg. L. R. Th. II. Tit. 20. 5. 215. Wer den öffentli⸗ 
chen Goktesdienſt ftört, oder die in deffen Feier begriffene Gez 
meine, oder deren mit folden Amtshandlungen befchäftigten Lebe 
ver, mit Worten ober Thätüchkeiten angreift, der foll auf drei bis 
ae. Monate ins Zuchthaus oder auf die Festung gebracht 
werben. 8. 216. Auch der, weicher fid blos gegen geduldete 
Gemeinen eines solchen Unfugs ſchuldi mache, hat Par eine 
ſechs wöchentliche bis ſechs monatlich. Gefängniß⸗ oder Zuchthaus⸗ 
firafe verwirkt. §. 217. Wer durch öffentlich ausgeſtoßene grobe 
Gottsstäftsrungen zu sinem gemeinen Aergerniſſe Anlaß giebt, fol 
auf zwei bis ſechs Monate ins Gefängnig gebracht, und daſelbſt 
über feine Pflichten und die Größe feines Werbiechens belehrt. 
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werben. 8. 218. Miederholt der ſchon bestrafte Verbrecher ein 

dergleichen Vergehen: fo fol die vorher ihm zuerkannte Strafe 

verdoppelt werden. §. 219. Nach ausgeſtandener Strafe fol 
ihm ein Lehrer feiner Neizienspartel, in Gegenwart der Borſte⸗ 
ber der Gemeine, die Größe feines Vergehens nochmals vorhalten 
in dee Perfon diefer ihrer Borfteher, wegen 

des gegebenen Aerzerniſſes Abbitte leiſten. 
. 90. Der einmal Zurückgewiſene (8. 87, 89) muß die 

Vorbeſcheidung der geiſtlichen Obern abwarten. 

$. 91. Kein Geiſtlicher kann ein Mitglied der Gemeine 

ZS Beiwohnung des Gortesdienftes und zum Gebrauch der 
akramente durch äußern Zwang anhalten. (ol. A.. R. II. 2. 9. 70.) 

Anm. Laut Verordnung Berlin d. 29. Nov. 1781 (Bor. 

K. N. p. 2) fol denen, die bafite find, die Einführung der ale 

gemeinen Beichte ebensowenig abgeſchlagen, als Anderen die Bei⸗ 

bebaltung der befondesen Beichte verweigert werben. 

8. 92. Auch zu Haus? und Krankenbeſuchen darf er 
ſich Niemanden gegen deſſen erklärte Abneigung aufdringen. 

$. 93. Geiftliche dürfen weder für fih felbſt, noch durch 
die in ihrem Haufe lebende Familie Kaufmannſchaft oder bür⸗ 
gerliche Gewerbe treiben. 

Anm. 1. Verordn. v. 5. Septbr. 1812 (K. Amtsbl. 1812. 
S 329) fegt feft: daß die in geistlichen und Schulämtern ſtihen⸗ 
den Perſonen nicht Kruznahrung, Biers und Beantwelnſchank 
treiben, indem auch der Vorwand, dag dieſer Erwerbezweig zu 
den Emolumenten der Kirchen und Schulbedienten mitgehöre, 
ganz unſtatthaft ift. 

2. Refer. v. 3 Septbr. 1833 (mitgetheilt duch eine Bekannt⸗ 
mach. d. R. z. Potsdam. v K. Ann. 1833. S. 632): Geiſt⸗ 

liche dürfen zu Schiedsmännern nicht gewählt werden. 

„ A. L. R. I. 18. f. 213: Geiſtiiche mit deren Amte eine Seel- 
par verknüpft ift, können nur Über Kinder ihrer Verwandten u- 
m 
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offen Bormundfejaften zu übernehmen angehalten werden. 
e Beier, Geib prit 1818 (v. K. Jabrb. Bd. 11. 
S. 198; befanntgemadht durch d. OL, Gericht 5. K. unter dem 
21. April 1818. K. Amtsbl. 1818. S. 173; durch das O. L. G. von 
Kitehauen'unt, d. 21. April 1818; ©. Amtsbl, 1815. S. 3735 durch d. 
D.L.⸗Gericht von Weſtpreußen unt. d. 21. April 1818. D. Amtsbl⸗ 
1815, S. 183): Die Geſtichen gehören zu der Categorie ie: 
Beamten, welche nach $. 161. ll. 18. A. b. R. zur Ueber- 
nahme von Wormunbfchaften der Gi ung ihrer worgefeßten 
Behörde bedürfen. Es it daher in allen Fällen, wo von einem 
Seifttihen eine Vormundſchaft übernommen wird, die Genehmi⸗ 
gung des Prodiazial⸗Conſtſt. emzufordern. 
Iufize Me Reſer. v. 14. Auguft 1878.45. K. Forh. Bd. 12. 
©. 7; 8. Zum, S 359; ©. oe, S. 603; D. Amtedl. 


©. 306): Vorſtehendee Mefeript beziehe Déi nur auf die enanger 
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Uebernahme von Vormundſchaſten die Genehmigung der ihnen 
beſonders vorgefegten geitl. Behörden beibringen. 

6. Gi Reſc. v. 23. April 1818 (v. K. Ann. 18 18. S. 357. 
Die Confiftorien haben die Genehmigung zur Uebernahme von 
Vormundschaften Seitens der Geſſtichen nicht ohne Noth u. nur 
in folchen Fallen zu verweigern, in weichen die Amtspflichten der 
Seiftichen durch die Obtisgenheiten eines Vormundes nicht gët 
tig erfüllt werden können. 

7. Conf. Berordn..d. 4. December 1833 (K. Amtsbl. 1833. 
S. 303; G. Amtsbl. S. 757; D. Amtsbl. S. 267; M. Amtsbl. 
S. 300): Die evangelſſchen Geiftlichen haben ihre Gefuche um 
Uebernahme einer Vormundschaft ſtets am das Confiforiuns 

zu richten, und darin zugleich anzuzeigen: ob mit berfelben eine 

Da Gee tee u. bis zu welchem Betrage verbunden ift? 

Dieſe Geſuche bedürfen nicht des Stempels. 

8. C.⸗O. v. 13. Juni 1839, die Uebernahme von Nehenämtern 
durch Stattsbeamte betreffend (Get. 1839. S. 235). f. Ans 
bang Nro. 14. 

9. Conſ.⸗Werordn. v. 26. Novemb. 1841 (K. Amtsbt. 1841. 
©. 211; G. Amtsbl. O. 225; D. Amtsbl. ©. 225; M. Amtsbl. 

99). f. Anhang Neo, 15. 

„ d. N. zu K. v. 4. Januar 1842 (Amtsbl. 1842. S. 12). 

Unhang Neo. 10. 

11, Refer, d. Juſtiz⸗M. v. 25. Kuga 1840 eröffnet: Des 
Königs Mejeftäe haben in einer an das Stantsminifterium unterm 
25. Juli b. J. erlaſſenen G.-D. zu beſtimmen geruht, das jene 

Ordre v. 13. Juli v. J. nur auf die unmittelbaren u. nicht 
auf die mittelbaren Staatsbeamten, hinſichts der erſteren aber fos 
wol auf remunerirte, als auf folde Stantsbenmte zu beziehen ift, 
welche wie z B. Referendarien, umbefoldete Aſſeſſoten ohne Re⸗ 
muneration aus Stautskaſſen angeftelt find. 

$. 94. Wenn ihnen der Genuß gewiſſer Grundſtücke zu 
ihrem Unterhalte angewieſen worden, fo mögen fie deren Gut, 
tur und den Abſatz der darauf gewonnenen Erzeugniſſe felbft 
beſorgen. 

8. 95. Außerdem dürfen fie nur unter Genehmigung ih- 
ver Obern und nur in fo fern, als es obne Vernachläßigung 
ES geſchehen kann, fih mit der Landwirthſchaft ber 
ſchäftigen. 

8 5. 96. Die Geistlichen der vom Staate privilegirten Kir- 

chengeſellſchaften find, als Beamte des Staates, der Regel 

nach von den perſönlichen Lafen und Pflichten des gemeinen 

Bürgers frei. 

Anm. 1. Die C., O. v. 13. Septemb. 1815, 11. Mär. 1816 
u. 30. Januar 1817, mitgetheilt durch d. R. des Min. d. Fin. 
u. d. Inn. v. 28. Febr. 1817 (v. K. Ann. 1817. Bd. 1. H. 1. 
S. 138. publicirt im K. Amtsbl. unter dem 23. Matz 1817 
S. 134 folg; G. Amtsbl. unter d. 28. März u. 9. Aug. 1817. 
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©. 193 u. 582; Ð. Amtsbt, unter dem 21. März 1817. S. 140; 
M. Amtabl. unt, d. 20. März 1817. S. 176): Nachdem des 
Königs Maſeſtät Über die Ausführung der C. O. v. 13. Septem⸗ 
ber 1813 und 11. März 1810, durd weiche die Wiederherſtel⸗ 
tung der Geiftfichen in die ois zum Jahre 1806 genoffenen Fm- 
mumitäten befohlen worden, die nähere Beftimmung mittels eis 
mer unterm 30. v. M. an des Herrn Staatskanzlers erlaffenen 
C-D. zu ertheifen u. ſolche zugleich auf die Schullehrer nuszu⸗ 
dehnen geruht haben; fo wird der K. Reg. von den besfalfigen 
Ad. Feſtſegungen vorerſt Folgendes bekannt gemacht: 

1) Die Geiſtlichen follen fernerhin von der Theilnahme an allen 
Commumal=Eojten in Anſehung ihrer Amtseinkünfte und Amts, 
wohnungen befreit fein. 

2) Diefes fol, namentlich auch auf die Vorſpannleiſtung mit 
dem Zugvieh, welches zur Bewirtbfdaftung der e, 
gehalten wir, in eben dem Maaße, wie vor bem Jahre 1806 
Anwendung finden. 

3) Die Befreiung der Geifttichen von ben Communal-Laſten 
fol fid auf die). Leiſtungen erſtracken, welche in Folge des Zeie: 
es von den Communal⸗ u. Provinzialbehöcden noch etwa ausger 
ſchrieben werden dürften. 

4) In denjenigen Provinzen, in denen die Grundfäge des 
So vom 28. October 1810 wegen der Confumtionsftsuer aus 
geführt werden follen: 

a) Die Geſiuchen, ihre Familin und ihr Geſinde von der 

Perfonenfteuer frei fein; dagegen foll 

b) die Gonfumtionsfteuer ei von igran begabte, ihnen folche 
och nach Sägen, welche fih dem wirklichen Beteage der 

Steuer fo genau ais möglich annähern u. von Zeit zu Beit 

zum Behuf der Abänderung nach dem jedesmaligen Zuftande 

tevibitt werden müffen, aus der Gonfumtiensfteuer volftändig 
vergütigt werden 

5) In den mit ber Monarchie wieder vereinigten Provinzen, 
in melden feit der Trennung durch die vormalige Regierung eine 
Besteuerung der Geundſtücke der Geifttichfeit eingeführt worden. 
foll Wée, fobald es noch nicht gefchehen ift, unvorzüglich aufhd- 
ven; auch den Geistlichen, die nach dem 10. Mürz 1516 die 
Steuer zu bezahlen noch verpflichtet worden find, ſolche ers 
stattet werden. 

6) Ueberall, wo Perfonens u. Confummtionsfteuern in den wie. 
Dervereinigten und in den neuerworbenen Provinzen dis ër 
Mattgefunden haben, foll die Beſtimmung unter Nro. 4. gleich: 
fals eintreten. 

7) Was wegen der Geiftfichen angeordnet ift, foll auch den 
Sculebren zu ftatten kommen. 

2. V. d. 1 K. v. 2. Auguft 1817 (Amtsbl. S. 324) u. © 
b. R. zu D. v. 18. Auguft 1817 (Umisbl. S. 427) Die ben 
Geistlichen u. Schullehrern zugeſtandene Befreiung von Commu- 
nallaſten, findet auch auf die von den Magiſträten berufenen und 
beſoldtten, Anwendung. 
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3. B. d. R. z. K. v. 11. Juni 1819 (Amtebt. S. 277): Zu 
den Familien der Kirchen und Schulbedienten gehören nicht bios 
Frauen und Kinder, fonden auch alle bei ihnen wohnhafte Bluts⸗ 
verwandte, welche vor ihnen ernährt werden. Hausgenoſſen hin- 
gegen, die mit ihnen blos verſchwägert find, müſſen in den Steu- 
erüiften verzeichnet werden. 

4. Geſetz vom 11. Juni 1822 (Gef. 1822. S. 180) §. 10. 
Von allen directen Beiträgen zu den Gemeinelaſten bleiben befrei 

a) ehen e tee Denionen dee, Wien 
und die Erziehungsgelder für Maifen ehemaliger Staatsdiener; 

b) eben dergleichen Penſionen, imgleichen Wartegelder der 
Staststiener ſelbſt, foren deren jährlicher Betrag die Summe 
den zweihundert und fünfzig Thalern nicht erreicht; 

ch die Sterde⸗ und Önadenmonate; 

d) ai dieſenigen Dienſt⸗Emolumente, welche blos als Erſaß 
banter Auslagen zu betrachten finds 

e) alle Beſoldungen und Emolumente der beim ſtehenden Heer 
und bei den Landwehrſtämmen in Reihe und Glad befindlichen 
activen Mititairperfonen , imgleichen der auf Inactivitätsgehalt ger 
fegten Offiziere, und 

T) diejenigen der Geiftlichen und Schullehrer. 

$. 12. Zu den indirecten Gemeinabgaben muß aber ein Jeder, 
und auch die von den directen Gemeinbelträgen beftelten Perſonen 
beitragen, Tuch find die Staatsdiener niche berechtigt, dasjenige, 
was fiè hierauf entrichten, bei den directen Beiträgen von den Be, 
ſeldungen in Anrechnung zu bringen, 

5. Gefeg vom 21. Januar 1829 (Gef ⸗Samml. 1820. S. 9): 
Durch die Beſtimmung in $. 10, Bud. a. des Geſetzes vom 
II. Yuni 1822 find die aus Staatskaſſen zablbaren Penfionen 
dr Wittwe und die nen Veit für Waifen ehemaliger 
Zuelen dm Uns, en den ee ben Gsmeinelaften 
Sitt, — Wir finden Uns, auf den Antrag Unseres Staatemi+ 
nifterlums und nach eritattetem Gutachten Uaſeres Gtaatsra- 
ches, bewogen, bei völliger Anwendbarkeit der Gründe, weshalb 
Mir die aus Staatekaſſen zu erhebenden Witwen Penfionen und 
Batfen-Erziehunggelder von folchen Beiträgen entbunden haben, 
mittelſt gegenwärtiger Declaration dieſer Vorſchrift, bie Befreiung 
von denſelben auf diejenigen Penfionen und Unterſtützungen aus⸗ 
— welche die Witten und Walſen ehemaliger üffentlicher 

unten und Diener aus einer der befondern, mit Unſerer Ge- 
nehmigung eteichteten, Werforgungsanftalten empfangen, wohin 
namentlich die allgemeine Witwen ⸗ Beruflegungsanfialt und die 
Militair- Wittwen- Kaffe, fo wie fünmtlice Anstalten gehören, 
die zum Iwecke der Witten» und Waiſenverſorgung für einzelne 
Elaſſen der Öffentlichen Beamten und Diener, beifpielsmeife für 
die Profeſſoren an den Univerſitäten, für Geiſtliche und für Schulz 
lehrer, gebildet find. — 

6: R. v. 15. Januar 1830. Ce K. Ann. 1830. ©. 100) Der 
$.10. des @efeges vom 11. Juni 1822. findet auf Privat Shul- 
lehrer keine Anwendung, da diefe nicht zu den Staatsdienern ge- 
hören, von welchen jenes Geſetz disponirt. 
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7: Reſcr. v. 24. Juli 1822. (v. K. Ann, 1822. S. 700.): Pfatr⸗ 
kolonen find von den Communqllaſten nicht befreit. 

8. KO. v. 21. April 1827, mitgetheilt durch Eier. ⸗Reſcr. vom 
28. Mai 1827. (b. K. Annalen 1827. S. 404 folg.), die Steuer 
Feet, Geftihen und Schwerer but: Dir 
Anb. No. 17. 

9. K „S. vom 10. Januar 1837, (Grf.-S- 1837. S. 5. und 
Amtsbl d. R. z. M. 1837. S. 40 folg. und Dier, Meier, v. 6. 
Mai 1537. mebft der Inftruction de eodem dato Cu, K. Ann. 
1837. S. 401 folg.), bete. die Entſchädigung der Geiſtuchen und 
Schullehrer wegen des durch die Veränderung in ber Grundfteuer 
feit dem J. 1506, an ihrem Einkommen erlittenen Verluſtes. 
f. Ant. No. 18. 


beizutragen verpflichtet. 
ES 


11, B. d. R. a 
&.02.): Die Immunität der Geiſtl. bezieht ſich auch auf die Bel⸗ 


13. Reſct. v. 30. Decemb, 1841, wegen bedingter 1 
imtebl. 


dortigen academifchen Senats. Außer A die Geiſt⸗ 
lichen und Schullehrer, wenn fie von einem Magi 
werden, unter deſſen Gerichtsbarkeit. 

2. Nach dem Geſet v. 28. December 1810. (ët. Sammi. 
1810. S. 142.) ift der academifhe Gerichtöftand aufgehoben. Aue 
Schullehrer, welche ſtuditt haben, und nach vorhergezangener Prü⸗ 
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fung der obern Behörden zum twiffenfchaftlichen Unterricht der Ju⸗ 
gen ef worden find, gehöre zu Den Erimirten. Siehe Alg. 

erichtsorbnung, And. $, 11. 

3. Nach Allg Ger Oron TOL Tit. 2. 8. 45. Sehen alle Geiſt⸗ 
lichen, Biſchöft, Erzprieſter, Superintendenten, Pfarrer, Diako⸗ 
nen und Kapläne nicht unter dem Gerichte ihres Wodnorts, 
fonden unter dem 0 5 . der Provinz, worin ſie leben. 

4. Allg. Ger.⸗Ordn. 2b. I. Tit. 2. 8. 87, 90, 95 u. 98. 
Ehefrauen und Kinder haben in der Regel den Berichtäftand ihres 
Ehemanns und Waters, und beide behalten auch nach dem Tode 
ihres Etemannes und Vaters, defn Gerichteſtand fo lange bei, 
als fie nicht durch Beat, Bedienung oder Gewerbe einen an- 
deren, bekommen. 

5. Nach Stengel,? Beite. Bd. 11. S. 202 u. Allg. Ger. 
Ordn. I. 2. § 54. und Anh. $. 5. nehmen das Gefinde der 
Geiſtlichen ohne Unterſchied, und die Pächter der Pfartgrundſtücke 
wenn auch letere im Pfarehaufe mit wohnen, an dem Gerichts. 
ftande ihres Dienstherrn und ihres Verpächters keimen Theil, fone 
gehören der Srtgobrſgkeit an. 

8. 98. In den Angelegenheiten des bürgerlichen Lebens 
werden alle Geiſtliche ohne Unterſchied der Religion nach den 
Geſetzen des Staates beurtheilt, a 
Anm. 1. Allgemeine Ger. Ordn. Th. I. Tit. 24. f. 106 

Wenn ber Ekeguendus eine feite Vefoldung oder Penfion zu ger 
nahen hat, fo fann der Grecutiondfucher diefelbe, entweder nach 
ſcuchtlos Gen Auspfändung, oder auch fofort und ehe noch 
u dieſer geſchritten wird, zum Bus feiner Befriedigung in Bors 
Ba bringen; worauf an dasjenige Collegium oder die Kaffe, bei 
welcher die Beſoldung zu Kae: ift, die Verordnung oder Re⸗ 
quifition ergehen muß, dem Erequendo die Hälfte davon fo lange 
hé zu halten, und an den Crecutionsfucher zu bejahlen, bis 
liger AE babure) feine Befriedigung St erhalten habe. 
1 D 


. c. Th, I Tit. 20. § 23. Die Beſoldungen und Emolumente 
anderer Staats- und öffentlichen Bedienten können nur zur Hälfte 
mit Arreſt belegt werden (Lande. Tt. 11 Tit. 10. $. 68, 00 fiche 
weiter unten) 1. o. T9. 1. Tit. 24 $ 108. Anh. 8. 160. Auf 
die Beſoldungen und Emolumente der Civilhenmten finder ein Be- 
Daat ee e We e e 
hal, Gegen diejenigen, welche nur 400 Rehlr. oder weniger 
Dienſteinkünfte haben, fol daher kein Arreſtſchlag, 8 bel 
den übrigen der Beſchlag nur auf die Hälfte des nad) Abrechnung 
der 400 hie, Seibenden Ueberfäuffes der Beſoldung und Emo- 
lumente geftattet werden. Anh. $- 161. Allen im A. L. R. 
Th. II. Tit. 10 8. 68 u. 69 (mo es heißt: alle Beamte des 
Staats, weiche zum Militairftande nicht gehören, find unter ber 
alotmeinen Benennung von dienen begriffen. n Diane 
Beamte ſtehen entweder in unmittelbaren Dienſten des Staats, 
1 demſelben untergeordneter Collegi, Corporationen 
und Gemeinen) gedachten Beamten, mithin auch E 
geiſtlichen und landſchaftlichen kommt die Vorſchrift des $. 106. 
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An. 160 zu flatten. l o. Eb. L; Tit 24. . 160, Anh. g. 103. 
Eine Verzichtleiftung auf die vorſtehend feftgefegte Befreiung vom 
Za ig fo mie ie Re 8 EN KS 
folbumgen, ente und Penfionen, obne rechtliche Wirt 
L e. Tü L Tit. 24. $. 108 Anh. $ 164. Die Königlichen 
Kafjen können nicht mit der unmittelbaren Zahlung der Gehalte 
at für einzelne Gläubiger beläftiget werden. Die jedesmal für 
y Be 1 G 
welches die Erecution dirigiert, gezahlt, und demmächſt bie 
Einrichtung getroffen werden, daß 5 die Vorladung der 
Gläubiger zum Empfange fofort erfolgt, oder daß vor dem Gericht 
ein Curator oder Rendant zum Empfange und zur Diftribution 
ernannt, von diefem das Geld zur Stelle gebracht, und wenn bie 
Diftribution oder Zahlung nicht ſogleich geſchehen kann, die erho⸗ 
Enns ‚nfineten zur galten gegeben SC. 
D 


umme muß vielmehr an dasjenige Ger 


abinete⸗Orbre v. 28. Februar 1800. Neuss Archiv 
5, 4. ©. 305. Mathis 2, 306. 2) eg auf diejenigen, 
welche aus einem, unter Öffentlicher Verwaltung ftehenden Fend 
eine ihm vom Staate oder der vərgefagton Behörde angewiefene 
Penſion San, finden bie Vorſchriften (Anh. $. 160 und 161) 
jedoch mit der Einſchränkung, Anwendung, daß ihnen nur 200RtHIr. 
‚ganz und von dem Ueberfchuß die Hälfte frei Bleiben foll. 3) Menn 
mider einen, noch im Dienſt oder auf Penfion ftehenden Givilbes 
amten zur Auspfändung geſchritten wird, fo follen bemfelben 
zur Verwaltung feines Dienftes erforderlichen Bücher, das unent⸗ 
bebelichfte Hausgeräch, Betten, anftänbige Kleiber und Mäfce, 
nicht genommen, auch beffen Frau und unergogenen Kindern noth⸗ 
dürftige Wäſche, Kleider und Betten gelaſſen werden. 4) Gegen 
beinen der vorgedachten, noch im Dienſt oder auf Penfion ftehene 
den Givilbsamten findet wegen Schulden, fie mögen aus einem 
Darlehn herrühren, oder fonft durch eine einfeitige Handlung oder 
singegangenen A begründet werben, ober für Alimente, Chr 
findetohn oder wofür es fonft wolle, contrabirt fein, ein Perfonals 
arreft Statt, und es foll alfo deshalb nicht erft der Geſtattung zu 
dem beneficio cessionis bonorum bedürfen. 5) Nur allein in 
Hinſicht derjenigen Givilbeamten oder Ponftoniften, weiche entweder 
in anderer Beziehung wechſelfühig find, oder dafür deklarirt werden, 
behält eg, in fo fern fie wegen Wechſelſchulden belangt werden, 
bet den Vorfchriften der Gerichte» Ordnung fein Bewenden. 6) Eine 
Entſagung der vorſtehend fefigefegten Befreiung vom Arreſtſchlag 
und Perfonalarreft ift ohne alle rechtliche Wirkung, und jede Bore 
Pfändung und Anweiſung firieter Befoldungen, Emolumunte und 
Penſſonen ift dagegen ohne alle verbindliche Kraft (Aug. Ger. Old. 
Tb. J. Tir. 24. 8. 142. Anh. $. 174.) 7) Wenn fih aus den, 
gegen einen Civifbedienten und Penfioniften, eingereichten Klagen, 
oder bei Cinteitung derſelben ergiebt, daß felbige ihre Gläubiger 
durch falsche Worfpiegelungen zum Crebitgeben verleitet, Dé font 
berügerfher Mil due Bao e A Credits erlaubt baden, 
oder ihnen lonſt in Hinſccht deffelben gemeine Verbrechen zur Lat 
fallen, welche ihnen die zu ihrem Amte gehörige Achtung entziehen, 
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oder fie des e Vertenuens bazu oder der Penfion, welche 
fie genießen, unwüdig machen: fo Herbie gerichtliche Behörde, bri 
welcher der Rechtsſtreit obwaltet, verpflichtet, und zwar, wenn 
aide ein Untergericht ift, durch das ihr vorgefetzte Landes ⸗Juſtiz⸗ 
'ollegfum, dem Depattement-Chef des Offizianten oder dem Chef 
er Kaffe, aus welcher der Penftonift feine Penſton beziehet, davon 
ausführliche Anzeige zu thun, ſo wie denn auch dem Gläubiger, 
welcher durch folche Mittel zum Creditgeden verleitet worden, eine 
ſolche Anzeige demſelben einzureichen unbenommen bleibt. 8) Der 
Departementschef verfügt demnächſt die Unterſuchung durch die, 
bei dec Departement angeſtelten Jufttzbedtenten oder ot, dem- 
ſelben untergeordneten Milk. Collegen, welchen auch die Abfaffung 
des Erkennenſſſes obliegt. 9) Wird der Beamte oder Penfioni 
babei der F. 7 genannten Berzehungen übermiefen, fo hat Berfstbe, 
außer der fonft ihn treffenden gefeglichen Strafe, Caffation 
und refp. Verlust der Penfion verwiekt. 10) Wenn inzmifden in 
einem folden Falle unterlaſſen worden, auf Amtsentſehung oder 
Verluſt der Penſton zu erkennen: fo ift dennoch der vorgelebte 
Departementchef, auch wenn der Beamte, wegen vines foldhen Berz 
gehens, gar nicht beſtraft, fondem nut vorläufig feeigeſprochen 
worden wärt, befugt und verpflichtet, bei Sr. Majeftät auf deffen 
Verſctzung an einen andern Ort oder in anderes Amt, wenn 
fie auch mit Verminderung feines Eintommans verbunden fein 
ſolte, oder auch auf Dienftentlaffung oder zt. Verlust und Cnt- 
‚giehung der Penſſon anzutragen. 11) Wird der Antrag auf Dienſt⸗ 
enttoffung oder Warluft der Penfion genehmigt, aber auch eins 
oder bas andere durch techtsfräftiges Erkenneniß feftgefegt, fo wied 
alsdann den Mechten der Gläubiger gegen den entlaflenen ober 
feines Amtes entſetzten Offizianten, oder den feiner Penſion vers 
Tuftig. offre Penfioniften, nach den Vorschriften der Aug. Ger. 
Ordnung freier Lauf gelaffen. z 
. Miniſt. Setz, v. 24 Juni 1806. (Mathis 10. S. 240. 
Nov. €. C. Eh. 12. S. 673): Obige Verorbnung findet auch 
auf die Unterſuchungskoſten, weiche ein Offijlant oder Penflonift 
Ay iapa Hat, Anwendung, da nach dem deutlich angegebenen 
zune Weier neuen Verordnung jeder Offiziant oder Penfionift 
tefp. 400 Rehte. und 200 Nehir. und das mothtvendige Mobiliar: 
vermögen, unter allen Umftänden, fo lange er Offiziant oder Pens 
fionift ift, frei zu feiner Suftentation behalten muß. — 
W. d. D. L. Gerichts v Pitehauen v. 25. April 1826. (Gumb. 
Amtsbl. 1826 S. 365.) Nach Vorfchrift des $. 257 des An- 
hanges zur Allg. Ger. Ordn. dürfen Offizianten der Königl. Res 
gierung und namentlich Schullehrer nicht zum perſänlichen Arreſt 
gebracht werden, ohne der vorgefegten Behörde, behufs der nöthi⸗ 
jen Votkebrungen zur Vertonftung des dadurch vacant gewordenen 
mtes, Anzeige zu machen. h 
5. Circ.»Verf. des Conſiſtorl v. 6. Novbr: 1841 No 3243 
nebſt der K. O. v. 12. Mai 1841 und dem Auszuge aus der 
Berord. v. 28. Februar 1806, über das Schuldenmachen der 
Beamten, f. Anhang No. 20. 


4. 
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8. 99. Nach biefen Geſetzen behalten ſowohl alle pros 
teſtantiſche, als die katholiſchen Weltgeiſtlichen, die freie Dis- 
pofition über We 


S. 101. Nur da, wo Provinzialgeſetze, oder vom Staate 
gebildete Statuten der Kirche ein Erbrecht auf einen gewiſſen 
heil dieſes Erwerbes beilegen, hat es dabei ſein Bewenden. 

F. 102. Seinem geiſtlichen Amte kann ein Jeder entſagen. 
(Vergl. 5. 528 527 v. Tit.) 

$. 103. Criminalverbrechen und grobe Vergehungen gegen 
die Kirchenordnungen und die darin vorgeſchriebenen geistlichen 
Amtspflichten, imgleichen ein ärgerlicher Lebenswandel begrün⸗ 
den die Entfegung eines Geiſtlichen. (Vergl. 6. 532 folg. d. 
Tit. u. A. L. R. II. 20. $. 504.) 

b. 104. Durch öffentliche, den geistlichen Obern angezeigte 
ale des geiſtlichen Standes, ſo wie durch Entſetzung 
eines Geistlichen von feinem Amte, gehen alle damit verbun⸗ 
denen äußeren Rechte verloren. ie 

8. 105, Auch darf ein foler getvefener Geiftticher, bei 
Vermeidung nachdrücklicher Strafe, fih Feine Amtsverrichtungen 
mehr anmaßen. 

Anm. Refer v. 5. Juli 1821 (v. Kamptz Ann. 1821 
©. 625) Geifttichen, welche ihr Amt niedergelegt haben, kann die 
Beſteigung der Kanzel nur von den Conſiſterſen geſtarket werden, 
wenn fie ehrenvoll entlaſſen find und fie fid) ber ihren, feit dieser 
Beit geführten Lebenswandel ausweiſen. Im Amte befindliche Geilte 
Tihe dücfen solche nicht elgenmächtig zu ihrer Vertretung zulaffen. 

F. 106. Thut er es dennoch, ſo haben die Amts handlun⸗ 
gen, die er fich anmaßt, keine bürgerliche Gültigkeit und er 
ſelbſt bleibt denen, welche dadurch Schaden leiden, verantwortlich. 

Anm. Berord. d. R.3. K. v. 9. Februar 1821 (Amtsbl. 1824, 
S. 00.) beitimmt, daß: wenn Freunde oder Verwandte des Berz 
Rorbenen, nicht blos im Sterbehaufe, bake auch auf dem Gotz 
osade einen Vortag halten wollen, ſolches ihnen nicht zu unters 
fagen ift; jedoch muß dem zuständigen Pfarrer vorher das Con- 
Cept der Rede zur Duschſicht vorgelegt werden. damit biefer 
verhüten könne, Daf ungeziemende Vorträge bei ſelchen Feierlichkeiten 
gehalten werben. Sollte dieser fid) mit dem Redner nicht darüber 
verſtändigen können, oder gegen die Perfönlichkeit des Letzteren ein 
ees, ae obwalten: fo ift 2 et, Er we: 

eorbneten Behörde darüber einzuholen, ehe die Rede gehalten wird. 

BIG b. N. Tb. Kit. g zb. Send fol Dé € 

mächtig die Verwaltung eines Amtes anmaßen, wozu er bon 
er vorgefeßten Behörde nicht angewieſen worden $. 77. Wer 
diefes thut und vermöge eines folden Amtes Handlungen vorz 


Wie das 
geſſtüche mt 
aufhere. 


Weltuch 
mitglieder. 
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nimmt, zu welchen er nach den Geſetzen überhaupt nicht qualifis 
Art ift, deffen Handlungen find unkräftig. §. 78. Mangell es 
ibm nicht an den erforderlichen WC, zu Handlungen die⸗ 
fer Art überhaupt: fo können zwa feine ‚Handlungen, zum Nade 
theile der Parteien, in der Regel, und wo nicht befondere Gefege 
ein Anderes vorſchreiben, für michtig nicht angefehen werden. 
8. 70. Er hat aber auch in diefem Salle, nuch Verhältniß des 
abe feiner Schuld, bei der ungesührlichen Anmaßung des 
Amtes, feiner aus den Umſtänden fid) ergebenden unerlaubte 
ſicht dabei, und der aus der Anmaßung entſtandenen ſchädlit 
Folgen, wenn nicht befonbere Gefege die Abadung näher tts, 
men, wilführliche Ged- aber Gefängnifftafe verwirkt F. 80. 
Ules, was ber unbefugte Aumaßer bei Gelegenheit der von ihm 
untsrnommenen Zem geg, mmpfangen bat, muß er jurid- 
wien, §. B1. Niemand fol, bei zehn bis dreihundert Thalern 
cher Geldftrafe, ſich ein Amt anmafen, welches ihm nicht 
auf eine, der eingeführten Ordnung gemäß, Art, übergeben wor» 
den. F. 82. Allen Schaden, welcher aus folden ungebührfichen 
Anmaßungen für den Staat oder einen Dritten entſtehen, muß 
er ol 
3. C.⸗O. v. 9. März 1834 (ët E. 1834. S. 60): Die im 

. 70. II. 10. Das A. L. R. auf die Anmaßung eines Amts 

erkannt angedrohte Geldbuße bis 50 Thaler oder Gefängniß⸗ 

strafe dis 6 Wochen foll eintreten, wenn Personen, weiche bie 
Ordination zu einem geiſtlchen Amte nicht erhalten haben, ſich 
geiftticher Amtshandlungen anmaßen, ingbefondere das heilige Abend⸗ 
mahl austhellen, die Confirmation, eine Trauung oder Taufhande 
lung vornehmen, mit alleiniger Ausnahme des Falls einer Noth- 
taufe nach gefeblicher Beftimmung. Sollte über die Norhtaufe an 
sinem Orte weder burd) Obfervanz, nech durch Provinzial Sirs 
chen⸗ Ordnung etwas feftgeftellt fein, fo hat das Provinztal⸗Conſi⸗ 
forium mit Öenehmigung Des Dinifterit de guifichen at 
heiten das Erforderliche anzuordnen und durch die Amtsblätter bez 
kannt zu machen. 

$. 107. Wenn und wie ein katholiſcher Priefter, bei der 
Entfegung auch feines geistlichen Characters verluftig werde, ift 
nach den Grunbfägen feiner Kirche zu beurtheilen. 

6. 108. Die weltlichen Mitglieder einer Kirchengeſell⸗ 
ſchaft haben das Recht, ſich der Anſtalten der Geſellſchaft zu 
ihren Religionshandlungen zu bedienen. 

$. 109. Sie müſſen ſich aber dabei den bei dieſer Geſell⸗ 
ſchaft eingeführten Ordnungen und Verfaſſungen unterwerfen. 

$. 110. So lange fie Mitglieder der Gefellſchaft bleiben, 
müſſen ſie zur Unterhaltung der Kirchenanſtalten, nach den 
Berfaffungen der Geſellſchaft, beitragen. 

$. 111. Nur der Staat kann beſtimmen, zu welchen der 
verſchiedenen Kirchengemeinen feiner eigenen Religions partei, 
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jeder Einwohner als ein beitragendes Mitglied gerechnet were 
den ſoll. ia 

„S. 112, Auch ift der Staat berechtigt, jeden Einwohner 
zur Beobachtung folder äußeren Kirchengebräuche und Einride 
tungen derjenigen Religionspartei, zu der er fih bekennt, in 
ſoweit anzuhalten, als davon, vermöge der Geſetze, die Beftims 
mung oder Gewißheit bürgerliche Rechte abhängt. 

Anm. Die Beſtimmungen Über das Concubinat find Anhang Nro. 21. 

zuſammengeſtellt. 


Dritter Abſchuitt. 


Von den Obern und Vorgeſetzten der Kirchen⸗ 
geſellſchaften. 


$. 113. Die dem Staate über die Kirchengeſellſchaften Lon dem 
nach den Geſetzen zukommende Rechte, werden von et? ie geiftich. Des 
chen Departement in fo fern verwaltet, als fie nicht dem Obers partement, 
haupte des Staates ausdrücklich vorbehalten find. 
$. 114. Außerdem aber ſtehen die Kirchengeſellſchaften eis 
ner jeden vom Staate aufgenommenen Religionspartei, unter 
der Direction ihrer geiſtlichen Obern. 
Anm. 1. Das Preuflſche Recht bedient fid) für die geil. Border 
festen, fie fein Eletiter ober Lain, verfchiebener Ausdeücke. 
Diefe find Staat, geiftlihjes Departement, geitliche Obere, Obere 
ber Geiftlichkeit, Obere der Provinz, der Disces, Obere ſchlecht⸗ 
hin, geiſtl. Gseiche, geſſliche Behörde, Worfteher, Kirch nvorſte, 
5 e engeren Sinne unterfeheibet es geiftliche Obere und 
orgeſchte. 
ache Behörde im Einzelnen gemein fei, ift im gmeifelhafe 
den Falle bei Anwendung eines allgemeinen Ausdrucks nut mit 
Rückſiche auf die Über das jus circa, sacra und die Nefe 
fortverhättmiffe beſtehende Geſetzgebung, fo wie auf die Praxis 


uſtelen. 
L Wegen fonftigen Oberen der Milis 
. 2. 21—25. 32. der Mie 


DL. Für die Berfoſſung der katholiſchen Kirchengeſell⸗ 
ſchaften if 
1) die päbfttihe Bulle de salute animarum b. b. 
Nom den 16. Juli 1821 maßgebend, welche durch die 
G.-D. v. 23. Aug. 1821. Sanction erhalten bat, (Gef. S. 
1821. S. 113 folg) 
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2), Als „geiſtliche Obere“ der katholiſchen Kirche find nicht 
blos die Bifhëfe und deren Stellvertreter, fondern auch 
chels der mit der Wahrnehmung bes juris circa sacra ber 
aufteagte Oberpräfident, theils die déen wu verliehen. 

Bon den Bir $. 115, Bei den katholiſchen Glaubensgenoſſen ift der 
Wii, Siſchof der gemeinfcpaftliche Worgefegte aller Kirchengefelichaf: 

ten des ihm angewieſenen Diſtricks. 

S. 146. Ohne ausdrückliche Genehmigung des Staates 
kann keine Kirchengeſellſchaft von diefer Unterordnung gegen den 
Biſchof der Dice ausgenommen werden. 

Virböltniß S. 117. Kein Biſchof darf in Religions- und Kirchen 

terfeiben ges angelegenheiten, obne Erlaubniß des Staates, neue Verord⸗ 

gend. Staat. nungen machen oder dergleichen von fremden geiftlichen Obern 
annehmen. 

Anm. I. Publ. d. Ob. Präfid. v. Weſtpreußen v. 18. Sep⸗ 
tember 1818 (v. K. Ann. 1 ©. 117; Amtsbl. d. N. zu 
M. 1818. S. 445; Amtsbl. d. R. zu D. 1818. S. 403): 
Vom Könige M. der geiftl. z. Angelegenheiten find mittels Verf. 
v. 31. v. M. folgende Beſtimmunzen in Anſehung des von den 
kathollſche Glaubensgenoſſen in -geiftl. Angelegenheiten an den 
päbſtt. Stuhl zu nehmenden Necurfes erlafjen worden. 

1) Alle dem päbftt. Stutle verfaffungsmäfig vorguteagende 
Geſuche geiſlichen Inhalts, die nicht von den bifhäflichen Ber 
dörden felbft ausgehen, find zuerſt dem Biſchofe oder dem Gene 
ral⸗Vicar der Diöceſe vorzulegen, damit deren Zuläß igkeit in 
gelſtächer Hinfiche vorläufig geprüft und über die Wahrheit der 
angeführten Beweggründe ein bündiges Beugnig in kanoniſcher 
Form ausgefertigt werde. 

2) Die Biſchöſe oder Gamnsral+Bicarien Überfenden alsdann 
Die dergefkallt beglaubigten Gefuche dem Dber- Präfibio zur weites 
von Beförderung. Nur in dringenden Ehedispens = Angelegenheiten 
ift ihnen verſtattet, fih unmittelbar an das oben erwähnte Königl. 
Minifterium zu wenden, 

3) Gute, deren Gegenftanb Senifensangeisäenpeiten find, 
und welche an die Poenitentiaria Romana gerichtet werden, dür⸗ 
fen in bergebrachter kanoniſchee Form unmittelbar disfer päbftt. 

äre zugefertigt werden und die von bort ergebenden Refolutio- 
nen werden der Staatsbehörde nicht vorgelegt. Hingegen müſſen 

4) in Anſehung aller andern den äußerlſchen Gottesdienſt, die 
mt, Aemter oder ſonſttge geiftichen Angelegenheiten betreffenden 
päbſtl. Verfügungen, fie mögen in Form eines Preve, einer 
Bulle oder eines Decrets, gleichviel von welcher päbſtl. Behörde 
ausgegangen fen, vor ihrer Vollziehung dem Oberpräflbio der 
F 

zenehmigung des erwähnten Königl. Miniſt. verſehen, den geiſtl. 
Behörden zuzeferungt worden wären. 

II. Sire. e des geil M. v. 1. Januar 1841 (Min. 
Bl. 1841. S. 16, 17) an fümmtl. kathol. Bifchöfe, die amtlich. 
Communſcatſonen derſelben mit dem römiſch⸗päbſtl. Stuhle betr. 
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Se. Mojeftät der König, unfer Alergnäbigfte Herr, haben zu 
beschließen geruht, daß in auen geil. Angelegenheiten, wa das 
hierarchiſche Verhaleniß zwiſchen den Bifhöfen des Landes und 
ihrem geistlichen Oberhaupte zu gegenfsitigen Mittheilungen Anz 
laß giebt, der diesf. Verkehr mit dem röm. Stuhle fortan frei von 
allen Biſchränkungen flattfinden könne, und die Vermittelung 
deſſelden durch die Königl. Behörden nur in den Fällen einzutre⸗ 
beben, we fole ven den SE oder den d, Stufe 
E nuchzeſucht werden folle. ` 

Alerhht diefelben hegen das volle Vertrauen, daß bel Weien 
Verkehr die Bifchöfe fets ihres, dem Landesherrn geleſteten Eis 
des der Trene und bes Gehorfams eingedenk fein, und auch in 
Abſſcht der Anwendung oder Ausführung von Erlaffen, welche fie 
von dem röm. Stuhle erhalten, die Worfcheiften der beſtehenden 
Geſeze u. Verfaſſung nie unbeachtet laffen werden. 

Damgemäß erwarten Se. Majeftät von ihnen nicht nut die 
jebesmafige Anzeige von dem Inhalte der Verhandlungen zwiſchen 
ihnen und Nom, fondem audy insbefondere, daz fie die an fie 
zeng, e „der Ertefe Des pithi Geubis, milde 
nicht ausfehließfic die Lebre betteffen, fohdern zugleſch den Staat 
und die Sürgerlichen Berdältniſſe, wenn auch nur mittelbar bez 
rüßren, obne die vorangegangene Zustimmung der weltlichen: Bes 
Hörde weder berkündigen, noch fonft irgend in Anwendung 
bringen, Dagegen mic Die pd. Ge Bie Aufimmung über, 
d ene pn, ah Bekanntmachung oder Auwen⸗ 
dung jener Schreiben und Erlaſſe weder dem Staate noch den 
Rechten Einzelne nachtheilig ift- 

Es gereicht mir zur befondem Freude, Ew. ie. von deem 
Königl. Beſchluß, dem Ausfluß des großartigſten Vertrauens in 
Kenn tniß E ba, 

Se. Maj. haben keinen aufrichtigen Wunſch, als daß der nun 
gans fa apen or Aan aufrecht. erhalten und 

ilerhöchdenſelben nie durch Mißbrauch die Pflicht auferlegt werz 

den möge, zu Maaßtegein zurückzukehren, weiche die Erhaltung 

der Rechte ihrer Krone und die (andesväterl. Sorge für das Wohl 

Ti den Frieden aller Ihrer Untertanen als nothwendig erfcheinen 
ſen könnte. 

S. 118. Alle päbſtliche Bullen, Breven und alle Ver⸗ 
ordnungen auswärtiger Obern der Geistlichkeit müſſen vor ib- 
rer Publikation und Vollſtreckung dem Staate zur Prüfung 
und Genehmigung vorgelegt werden. 

F. 119. Diejenigen Gerechtſame über die Kirchengeſell⸗ 
ſchaften, welche nach den Geſetzen dem Staate vorbehalten 
find, kann der Biſchof nur in fo fern ausüben, als ihm eine 
oder die andere derſelben von dem Staake ausdrücklich verlie- 
hen worden. 

Anm. 1. K.D. v. 26, Aug. 1818 (v: K. Ann. 1818. S. 719): 
Ich wil auf Ihrem Bericht vom 3. d. M. die Verwaltung der 
milden Stiftungen, weiche vor der Serularifation den Colleglat⸗ 


Diberſan· 
rechte 
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Be oblag, in gleicher Art, wie es mit den früher von den 

zomſtiftern verwalteten milden Stiftungen gehalten worden ift, 
mit Vorbehalt dee Dbernufficht des Starts unter die MA. 
Behörde Deen und dieſer üderlaſſen ſolche unter ihrer Aufſicht 
den Erzprieſtern oder Stadtpfarrern zu übertragen. 

2. Gir. Reſcr. v. 17. Juli 1832 (v. K. Ann. 1832. S. 617), 
das Reſſort in kacholſſch kirchlichen Angelegenheiten betreffend. 
. Anhang Nro. 22. 

F. 120. Ohne Zuthun und Approbation des Biſchofs der 
Discks oder deffen Bicarien, fol Niemand zum Prieſter auf- 
genommen, zu einem geiſtlichen Amte befördert, oder auch nur 
zum öffentlichen Lehrvortrage in einer Kirchengemeine zuge⸗ 
laſſen werden. 

Anm. Diözefaneschte ſtehen den Bifhöfen von Ermland nur im 
Ermlande, nicht in Düpreufen zu, ob fie gleich feit der Mefors 
mation ais prätenfine Bischöfe von Samland ihre geifiihe Ju⸗ 
eißdietion auch Über Yitpreußen auszudehnen gefucht haben. Dies 
aide aus den Hof-Meferipten vom 18. October und 24. Der 
ember 1726 und aus denen v. 25. April und 20. Auguft 1803, 
fo, wie aus dem Berichte der Geiftl. und SchulsDeputation der 
Königlichen Regierung von Oftpreufen d. 5. Auguft 1814. Einen 
Zus 3 . Berichte, fo wie die gedachten Reſeripte .. 

m! to. 

Ein gleiches gilt von dem Biſchofe von Culm, wie das vors 
gedachte Refer, v. 29. Auguft 1803 barthut. 

$. 121. Dem Sai gebührt die Aufficht über die Amts⸗ 
Bo? Lehre und Wandel der feiner Dibces unterworfenen 

eiſtlie ` 
$. 122. Diefe find ihm Ehrfurcht und in Angelegenheiten 
ihres geistlichen Amtes Gehorſam ſchuldig. 

$. 129. Der Biſchof ift berechtigt, bei den Kirchen feis 
ner Didces, fo oft er es nöthig findet, Bifitationen vors 
zunehmen. 

8. 124. Die Rechte der Kirchenzucht gebühren nur dem 
Biſchofe. 3 

$. 125. Vermöge dieſes Rechtes kann er die ihm unters 
geordneten Geiſtlichen durch geiſtliche Bußübungen, durch kleine, 
den Betrag von zwanzig Thalern nicht überfteigende Geldbußen, 
oder auch durch eine die Dauer von vier Wochen nicht über⸗ 
fteigende Gefängnißſtrafe, zum Gehorſame und zur Beobachtung 
ihrer Amtspflchten anzalten. (Vgl. 8. 530. d. Tit.) 

5. 126. Geiſtliche, katholiſcher Religion, die ſich in ihe 
rer Amtsführung grober Vergehen ſchuldig gemacht haben, müſſen 
nach dem Erkenntniß des geistlichen Gerichts beſtraft werden. 

S. 127, Langwieriges 0 (S. 125) und andere 
körperliche Strafen ift weder der Biſchof, noch ein geiſtliches 
Gericht zu verhängen berechtigt. d 
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Anm. 1. Conſtitution wegen ber Berfaffung der geiſtl. 
Geeichte in Sübpreußen vom 25. Auguft 1706 (mans 
Weſtpr. Provinzialtecht. Bd. II. S. 369 folg.) F. 5. Der 
Kirchenzucht. Da den geiſtl. Getichten gar keine Criminal- Fuz 
eisdietiom gufommt, fo müffen fie Dh dergl. auch über ihre Grifte 
liden nicht anmaßen, viel mehr find dieſe, wenn- fie ſich 
ein Verbrechen ober irgend ein) ander Vergehen gegen die Lanz 
beögefebe zu Schulden kommen laffen, gleich andern Einwohnern 
des Staats, lediglich den weltl. Gerichten unterworfen. 

Dagegen verbleibt den of. Obern das Recht der Auffiche 
und Zucht über ihre Gott, in Anfehung ihres Amte und der 
dabei ihnen obliegenden Verrichtungen und Geſchäſte. Wenn dar 
ber ein Eatholifcher Gsiftticher fih in Anfehung diefes feines Ame 
les einer Uebertretung der Kicchengefege, Regan und Drönungen 
ſchuldig macht, fo kann er darüber allerdings von dem competens 
ten geil. Gerichte zur Verantwortung gezogen, zurechte gewieſen 
und befteaft werben. 

Es müffen aber bei Beftimmung biefer Strafen bie geiftichen 
Gerichte fih nach dem Geſetzen des Staats achten und dieſes ihr 
Züchtigungsracht niemals bis auf wirkt. Criminalſtrafen ausdehnen. 
Außer den sg, Büßungen, Recollectionen 1c. fol Wan blos ers 
laubt fein, auf Kleine den Betrag von 20 hlr. nicht Überfkeigende 
Gudbuße oder auf eine die Dauer von d Wochen nicht überfteis 
ende Gefängnifftrafe, bei groben Amtsvergebungen aber auf 

uspenfion oder Gntfegung von dem oft, Amte zu erkennen 
(A. L. R. u. 11, 8. 103. 125—127). 

Dabei fegen wie noch ausdrücklich feft, daß wenn das Berges 
ben eines Geiſtichen eine Verlegung feiner geiftl, Amtepfüchten 
und eine Uebertretung der bürgerl. Geſetze zugleich enthält, die 
Unterſuchung und Entſcheidung den weltlichen Gerichten zunächſt 
gebühre, und wenn dieſe wegen dee vorgefallenen Contravention 
gegen die Staacsgeſche das Nötbige beftimme haben, alsdann den 
geiltfichen Gerichten zu Aberlaſſen fei, ob und in twiefern, wegen 
der Uebertretung der kirchlichen und geiftl: Gefege noch eine beſon⸗ 
dere Ahndung ftattfinbe, 4 

8. 8 zu b. Bel Unterfuchungen wegen. grober Amtsvergehuns 

m, welche die Suspenfion oder Remotion des Denuntiaten zur 
Yale paben folen, werden die geiftlichen Gerichte auf die alln 

beigen Gerichten in Unfern Landen vocgeſchriebene Allgemeine 
Prozeß- Dron. berwieſen. 

i De Gift, Ober ift (huldig, ein der Landesgefege u. 
der al, ga, Verfahrungeart vollkommen kundiges, ‚darin dei 
Unſern Juſtiz⸗Colegiis geprüftes und von ſelbigen approbirtes 
Subjertum als Juſtitiarum anzustellen, und demſelben die 
Inſtructſon der Sachen, beſonders in den F. 8 erwähnten Bål- 
ien zu Uberlaſſen. 

. 11. Auch bie geift. Gerichte find den Regierungen Dergez 
ftalt unterworfen, daß Heſchwerden über des Verfahren befagter 
ir Gerichte bei den Regierungen angebracht und angenommen, 

eut darüber erfordert, Acten avocirt, Mandata justitiae era“ 
Set, üb. b. rät, u. Gët: Stot, 4 
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fen, und Juſttz⸗ Wiſtationes angeftelte werden können; jibod mit 

der Maßgabe, daß die Megierungen fich bei allem diefen nut auf 

Form und Verfahrungsart einfehränten; blos dahin, daß ein jeder 

belſtändiges vechtlche Geber in der vorgeschriebenen Ordnung 

erhalte, ihr Augenmerk richten; übrigens aber in allem, was ad 
mnterinlia gehder, ſich Leiner Entfcheibung anmazen, ſondern 
nur, wenn fie in materialibus erhebl. Fehler, Mängel oder gar 

Ungerechtigkeiten wahrzunehmen glauben, davon an uns berichten 

müſſen, damit ‚für die Abſtelung folder Mißbräuche in verfaſſunge⸗ 

mäßigen Wegen geforgt werden einne. 

2. Bericht d. N. z. Markenwerder v. 14. Marz 1800 (ibidem 
S. 420 folg. Der $ 5 der Conſtitution v. 25. Aug. 1700 

wird auch in Weſtpeaußen Anwendung finden; wir bemerken nur, 

daß nach der Reg. Inſtr. F. 10 bet allen Bergehungen der Pre- 
diger, fobatd dote auf Teanslocation, Suspenſton oder Caf- 
farion berſelben erkannt wird, die Unterſuchungsgeten mit dem 

Gutachten des Griminal»Collegi an Ew. zr. gf. Departement 

Angeſchickt werden follen — — und hiezu machen wir folgende 

W 

1) Die Inſtructionen der Sheſachen und der Unterſuchungen 
wegen Amtövergehungen der Geil, in kee auf Suspenfion 
ober Widder ane unten del Gef Ee, von dem 

jale oder an eligieten uge mit Zuzie⸗ 

Gr Dia ulitin wat werden 3. Die Borfch d des 
F. 11 der Gonftitution wegen der Aufficht über die geiſtl. Gerichte 

findet auch in Weſipr. Unwendung. 
3. Refer. des Juſtiz⸗ u. Cabinets⸗Min. v. 17, Juli 1800 
(ibidem S. 432 folg.) eröffnet Folgendes: 

4) Die Conſtſtutſon vom 25. Aug. 1706 findet zwar auch in 
dortiger Provinz Anwendung, jedoch mit den im gegenwärtigen 
Neferipte weiter unten vorkommenden Modifactionen. 

24) In Abficht des Verfahrens, wenn von den geiſtt. Gerich⸗ 
ten auf Translocatton, Suspenfion oder Caſſatton eines in Unter. 
ſuchung gerathenen Geiſtlchen erkannt worden, kann es bei dem 
bisher beobachteten Modo verbleiben. 

26) Bei fämmelichen Confiftorien müffen Sufitiarien ange- 
Datt werden, damit Juegalltäten in der Inſtruetion verhür 
bet worden. d 

31) In den Unterſuchsſachen gegen geiſtliche Perſonen wegen 
Amts- Untauglichkeit und ſchlichter Aufführung bleibt es am beſten 
bei der Unzuläffigkeit des Remedii, ohne jedoch das Concilium 
Tridentinum oder die Bulle Benediets XIV. vom J. 1742 ad 
militantes als Quelle zu agnofeiren, 

32) Endlich approbirn Wir, daß Euer Coflgiim in der 
Regel die von den Conſſſtorien begangenen erheblichen Fehler ſelbſt 
Zi möge und nur der Tom an Unfre Fuftiz -Departement 


fti; 
enen, Sn Fillen aber, ER 
a, Mei e agg ene Dinge tartom- 
men, welche auf Iandesherel. Majeftätsrechte circa sacra Einfluß 
baben, veferdiren Wir Hiermit das Meffort Unseres Cabinets -Miz 
in, am wäches ihr Daher in folden Fällen zu berichten habt. 
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$. 128. In weltlichen Angelegenheiten der Geifilichen 

kann fih der Siſchof nur in foweit eine Gerichtsbarkeit und 

ein Erkenntniß anmaßen, als ihm das Recht dazu vom Staate 
ausdrücklich verliehen worden. 

Anmerk. 1. Notificationspatent, betr. die Efntichtung des 
seit, und weltl. Juſtiz⸗Weſens ic. d. d. Berlin d. 28. Septbr. 
1772 (N. ©. C. Töl X. S. 452 folg): Gleichwie wir aber den 

, Regions Verwandten ihre beſondere, Bisbero_ gehabte, 
ichtebarteit nach ferner, Jedoch bergeitalt zu laſſen allerz 
gemeint find, daß fie blos und allein über causas vere 

‚ecelosinstiens zu cognofeiten befugt fein, von allen causis civi- 

Uns aber, wenn fie auch eine geil. Petſon angehen, auch wenn 

felbft super jure patronatus et decimis geleiten wird, nicht we. 

niger von aller Ausübung einer Criminals Jurisdiction abftiniren 
follen; fo verfiebet dagegen alle Eonfiltoriat-Befhäfte Unſer Ober⸗ 

Hofe und Landes-Gericht. 

Causas matrimoniales Zwischen zweien ber kathel. Religion 
zugethanen. Perfonen überlaffen wir den Eathol. geil. Gerichten. 
Sebald aber auch nur eine der Parteien ober beide in einem” 

Ebe- Proje, Prokeſtantiſcher oder anderer als Entholifc—her Religion 

find; gebören alle diefe Chefachen, fo wie auch die Sponfalien- 

RR Überhaupt, ohne Anſehn der Religion, für bie weltlichen 
richte, 


2. Inſtruction für die weſtyrß. Regierung v. 21. Septbr. 
1773 (N. C. C. T. 2110 fe t 2 


XI. S. 2120 folg 
8.4. Nr. 11. Gleichwie wir aus eben denſelben allergnäbig« 
ften Gefinnungen der Eathot. Geiftlichteie, Bifchöfen, Confiftoriis 
ihre geil. Aemter und ihre geiftt. Gerichtsbarkeit nach den Prinz 
cipis ihrer Religion ungehindert garde zu laffen gemeint find, 
Änforveit dadurch unſere Souperainitäts: Rechte nicht leiden: fo muß 
die Regierung darauf ben" 
©) daß endlich die geiſtl. Gerichte, welchen wir allein Über Caus- 
sas vere ecclesiasticas zu erkennen erlauben, in allen cnu- 
sis civilibus, wenn fie auch eine geiftl. Perfon u. deren Nach. 
laß betteffen, oder felbft super jare Patronatus ve! decimis 
gestritten wird, ſich keiner Cognition, viel weniger einer Crimis 
not=Jurisdiction anmafen. 

. 13. 1. In She⸗ Sachen, wovon laut des pin Abschnitts 
der oft allegirten Beilage A. des Notifications- Patents das zweite 
Buch des Preuß. Landrechts d. a. 1721 handelt, laffen wir es 
zwwae dabei, daß das ſchon a. 1751 in Oſtpreußen inttoducirte u. 

gtt gegebene zweite Buch des erſten Theils des in n. 
1748 gebruekten corporis Juris Friderieinni, jebod mie beffen 
Titulus I. II. mt das eigentl. Geſetz quoad causas matrimo- 
niales in Saden der proteftantifcen Eheleute beider Evangelifch- 
Lutheriſchen und Evangeliſch⸗Reformirten Religionen, nicht minder 
wo ein Theil der protestantischen, der andere der römisch katholl⸗ 
ſchen Religion zugethan ift, fei und bleibe; auch in dieſem Fall 
die effectus civiles dem proteſtantiſchen Theile überall, dagegen 

Ae 


> 
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bei dem fathol Theile nur infoweit, als ſolche mit den Grund- 
fägen feiner Religion nicht fkreiten, ftatefinden; wenn hingegen beide 
Eheleute katgollſch, dle Cheprozeſſe zwichen ihnen von ihren damn 
beftellten Vergeſchten und Gerichten nach den Grunbfägen ihrer 
Religion entfhieden werden follen. 

ie aber fhon überhaupt ein Unterſchled zwiſchen Sponſal⸗ u. 
Matrimonial- Sachen obwaltet und wie feſigeſetzt baten, daß die 
Spenſalſen-Klagen auch zwifhen zwei Perſonen attol, Religion 
nicht zur Cognition der geiſtl. Gerichte Diefer Religion, ſondern des 
mr, Rihters gehören: fo 1 
Refer. d. Justiz- M. v. 17. Juli 1800 pot: zu, 

1) Die Stef der get Öerihte, in Egeſnchen De. Ehe 
teite zu ſprechen, befchränet ſich nur auf die Fragen von Annuli- 
zung ber Ehe und Scheidung von Tifeh und Bette, Ueber effec- 
tus civiles, aber Strafen der Ehefcheidung haben die geiſtl. Ges 
vichte gar nicht zu Lrkennen. 

8) Die geijtl. Gerichte dürfen nur auf geift. Bufübungen in 
poenam, auf Geldftrafen aber gar nicht erkennen, 26 (ei von Ege 
bruch oder von andern zu büßenden Bergehungen die Rede. Mite 
bin vorfteht es fidh ti 

9) von felbft, daß die geiftt, Gerichte ben melti. weder Übers 
18 5 noch in Anſehung der Beſtrafung des Ehebruchs vorgrel⸗ 
en dürfen. 

10) Gi Säin, wo ein ven EI und Bett auf immer ge- 
emmer Marta zur Miederverehelichung mit einer Fathol: Perſon 
ſchreltet, und Hiernächft auf Zrennung dieſer zweiten Che geklagt 
SE Cognition und Erkenntnlß gar nicht den geiſtlichen 

richten. 

11) Wenn zwei Perfonen Pathol. Religion, bekannt mit denen 
ihnen dun B aul et. dannen nd Gg ben De 

taats gültige Ehe ſchlleßen und fid von dn d 
ër 
Reffort 


he Gebrauch machen wollten, daß aber, wenn 
bei erfolgter Miederverheirathung die katbol. Geiſtl aus den Grunde 


könne, eine von ihnen einzugehembe zweite Ehe duch die Trauung 
zu vollziehen. 
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5. Die GO. Gerichte in der Dices Ermland bürſen nur in causis 
mere ecclesiasticis und in matrimonialibus, wenn beide Theile 
katholisch find, ennen, Berzl. Juſtruetion für die weftpe. Mer 
jerung v. 21. Septbr. 1773 F. 13, fo mie bie übrigen vorher in 

esiehung auf Weſtpreußen gemachten Allegale, da Ermland von 

1772 bis 1781 zu Meftpreupen gehörte und erft durch bas Juftige 

Reglement vom 3, Debr. 1781 (N. C. C. 1782 Nr. 3. S 671 
zu Ofipreufen gefhlagen wurde. Außerdem il noch Ju vergli 
chen das Reglement für das Landvogtegericht zu Heilsberg vom 
9. October 1773 (Rabe Sammlung ie. Bd. I. Abthl. 5. ©. 751). 

6. Den ermländiſchen geiftt. Gerichten ift nicht geſtatter, außerhalb 
des Ermlandes in Altpreußen Eheſachen der Katholiken vor ihr 
Forum zu ziehen. Nefer. vom 12. April 1806 (Facobfon Geschichte 
der Quellen des Eathol. Kirchenrecht. Anhang S. 308). |. An 
hang Nr. 24. 

$. 129. Auch über ein Privatintereſſe, welches bei Gele⸗ 

enbeit einer Amtshandlung entſtanden ift, gebührt das Ere 

Fenntnig in der Regel den weltlichen Gerichten. 

5. 130. Der Biſchof kann in den verfehiedenen Merrich- 
tungen feines Amtes durch andere Geiftliche, die ihm untere 
geordnet find, vertreten werden. 

$. 131. Diejenigen, welchen dergleichen Vertretung, nach 
der befonderen Verfaſſung einer jeden Diöces, vermöge ihres 
Amtes zukommt und obliegt, werden zur höheren Geiſtlichkeit 
gerechnet. 

8. 192. Auch andern Geiſtlichen kann der Biſchof bei 
. Vorfällen feines Amtes nach Guibefinden Aufträge 
machen. 

8. 133. Die Beſtellung eines biſchöflichen Generalvicarii 
kann ohne landesherrliche Genehmigung nicht geſchehen. 

$. 134. Alle Obern der Geiſtlichkeit find dem Staate zur 
vorzüglichen Treue und Gehorſam verpflichtet, 

$. 135, Kein auswärtiger Bischof oder anderer geifficher 
SE darf fih in Kirchenſachen eine geſetzgebende Macht an- 
maßen. 

$. 136. Auch darf er irgend eine andere Gewalt, Direc⸗ 
tion oder Gerichtsbarkelt in ſolchen Sachen ohne ausdrückliche 
Einwilligung des Staates nicht ausüben. 

$. 137. Kein Unterthan des Staates, geiſtlichen oder 
weltlichen Standes, kann unter irgend einem Vorwande zu der 
Gerichtsbarkeit auswärtiger geiſtlicher Obern gezogen werden. 

$. 128. If dergleichen auswärtigen Obern eine Direction 
der Gerichtsbarkeit innerhalb der Grenzen des Staates zuge: 
ſtanden, fo müſſen fie E deren Verwaltung einen vom Staate 
genehmigten Vicarius innerhalb Landes beſtellen. 

$. 139, Ein folder Vicarius muß nicht nur ſelbſt die den 
inländiſchen Biſchöſen vorgefehriebenen Grenzen genau beobach⸗ 


Selber, 
treter. 


Bon aute 
wäctigen 
Biſchefen. 


54 


ten, ſondern auch nicht geftatten, daß diefe Grenzen von feinen 
auswärtigen Obern überſchritten werden. 

$. 140. Vielmehr muß er, wenn etwas dergleichen, fo er 
nicht bintertreiben kann, unternommen wird, dem Staate das 
von in Zeilen getreue Anzeige machen. 

Synoden. 8. 141. Zu Kirchenverſammlungen innerhalb Landes darf 
die Geiſlichkeik, ohne Borwiffen und Mitzeirkung des Staates, 
nicht berufen, viel weniger können die Schläſſe ſolcher Ber: 
fammlungen ohne Genehmigung des Staates in Ausübung ger 
bracht werden. 

$ 142. Den Einladungen aus wärtigen Kirchenver⸗ 
fammlungen dürfen inländiſche Geiſtliche, ohne beſondere Er- 
Taubniß des Staates, nicht Folge leiſten. 

Proteftane $ 143. Bei den Proteftanten kommen die Rechte und 

He GE Pflichten des Biſchofs in Kirchenſachen, der Regel nach, den 
Wiere, Conſiſtoriis zu. 

Anmerk. 1. Infiruction für pie Dber-Präfidenten vom 
31. Dezbr. 1825. (Gef. S. 1826. ©. 1. folg.) 

& 1. Der Wirküngskreis der Oberpräffdenten in denen ihnen 
anbertruuten Provinzen umfaßt: 

I. die eigene Verwaltung aller derjenigen Angelegenheiten, welche 
nicht nue die Geſammtheit der Provinz betreffen, fonden die 
ſich auch nur über den Bereich einer Regierung hinaus erftreden; 

II. die Oberaufſicht auf die Verwaltung der Negierungen, der Proz 
vingial-Stener-Directionen, wo dergleichen bejtshen, und der Ges 
neral-Rommiffionen der glusherrlich bäusclichen Vehaleniſſez 

Ul. bie Stellvertretung der oberſten Stantsbehörben in befonderem 
Auſtrage und bei außerordentlicher Veranlaſſung. 

8. 2. In Beziehung auf die den Dbsrpräfibenten, nd: T. fiber- 
kragenen Angelegenheiten bilden fie die unmittelbare Instanz, und 
die betreffenden Provinziatbehörden, namentlich die Regierungen, 
find ihre Organe. Es gehören hierzu ingbefondere: . 

b) die Wahrnehmung des juris circa sacra catholicorum nach 

Anleitung des F. 4. der Dienſt⸗Inſtruction für die Conſiſtorien 

vom 23. October 1817. 

$. 3: In den Provinzial, Confiſtotten, Schule und Medizinal⸗ 
Ke SC die Oberpräſtdenten den Borſig und bie Leitung 
e ie. y 

2. Inſtruction für die Provinzial- Konfiftorien v. 23, De 
tober 1817 und 31. December 1825 (Geſ⸗S. 1817. &.237 folg. 
u. 1820. ©. 5. fola.) ſ. Anhang Nr. 25. 

3. Ober⸗Präſ.⸗ Verf. v. 18. November 1831 (K. Amtsbl. 1831 
S. 517; G. Amtsl. S. 865; M. Amtsbl. S. 558; D. Amtsbl. 
©. 620) und Konf, Publikandum v. 31. December 1831 
(D. Amtsbl. 1832 S. 14): Das Conſiſtorium von Weſtpreußen 
zu Danzig ift mit dem zu den vereinigt worden; die Gez 
Joër des Provingiat-Schultollegiums aber find zum CA im Wege 
der Delegation an die Regierungen zu Danzig und Marſenwerder 
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übergegangen, wohin namentlich die Leitung der Berwaltung ber 
äußeren Angelegenheiten der Opmnaften, Progpmnafien, Semina 
rien und der mit legteren verbundenen Erklehungs⸗ und Schulan⸗ 
ſtalten aus dem Reſſort des Provinzial⸗Schulkollegiums zu Danz 


i Së, e 

„ Inſtructlon zur Geſchäftsführung der Regierungen 
vom 23. October ere 1817. S 440 v. f. 8. 
vom 31. December 1825 (Geſ⸗S. 1826. S. 7.) f. Anhang 


Nr. 26. 
5. Inſtruct. f, d. Generalfuperint, v. 14, Mai 1820 (b. g. 
Ann. 18: 279; K. A. 1820. S. 200; G. Amtsbl. S. 87. 
D. Mecht S. 20; M. Amtsbl. S. 36). f: Aub. Nro: 97. 
6. Sire ⸗Reſe v. 7. September 1838, die Auffichtsführung 
über die in andern Regierungs- Bezirken ober Provinzen gelegenen 
Zitt - Kirchen und Neben» Schulen bete. (v. K. Ann. 1839. 
S. o pan J. 8. 249 des Titels, wo dies Nefeript in extenso 
eben ifte 
. Tad, Der umfang der Gefchäfte berfelben ift durch bie 
Conſiſtorial“ und Kirchenordnungen nach den verſchiedenen Ber- 
faſſungen der Provinzen und Departements näher beſtimmt. 
$. 145. Sämmtliche Conſiſtoria der Proteſtanten ſtehen 
unter der Oberdirecrion des dazu verordneten Departements des 
Staatsminiſterii. 
$, 146. Obne deſſelben Vorwiſſen und Genchmigun; 
kann in Kirchenſachen keine Veränderung vorgenommen, not 
weniger können neue Kirchenordnungen eingeführt werden. 
$. 147. Mediatconſiſtoria, wo dergleichen vorhanden find, Mediat- 
ſtehen der Regel nach unter der Aufſicht des Ober⸗Conſiſtorii Confitorien. 
der Provinz. 
$. 148. Ausnahmen bavon und unmittelbare Unterordnung 
unfer das geiftliche Departement müſſen beſonders dargethan 
werden. ? 
$. 140. Es ſollen aber auch die Ober⸗Conſiſtorſa den 
untergeordneten Mediatconſiſtoriis in Ausübung ihrer Gerecht⸗ 
ſame keinen Eintrag thun. 
8. 150. Superintendenten, Inſpektoren und Erzyrieſter Superinten 
find untergeordnete Aufſeher einzelner Didrefen oder Kirchen. denken. 
Anm. 1. Fuſteuktion für die Gonfitoria Aber die theos fpertoren u. 
legiſchen Prüfungen vom 12. Februar 1799 (v. Kampp Errpricher, 
Ann. 1927 S. 033 folg) vergl. Ergänzung zu 8. OL d. Tit. 
IO. Colloquium mit ben zu berufenden Inſpektoren. 
5, 1. Jeder Prediger ober Schullehter, der eine geitlich Jnfpektion 
erhalten fol, muß zuvor, ehe ihm die Bocation als Inſpettot er- 
theilt werden kaun, im Gonfiftorio der Provinz, worin die ihm 
angupertrauende Dißces belegen it, ein Colloquium Halten, wachs 
auch in Anſehung der Feldprediger ſtattſindet, die zu Inspektionen 
befördert werden, obgleich Feidprediger, welche eine Stelle, womit 
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keine Inſpektion verbunden ift, erhalten, hiermit von bem Colloquio 
Dispenfirt werden. o 

Wies wenn Männer von ausgezeichnetem Berdienfte und Rufe 
zu einer Stelle vocirt werden, mit weicher eine Int pektien verbunz 
den if, findet hiervon, nuch dem Ermeffen des Dber- Confiftorit, 
eine Ausnahme ftatt. ` 

8.2. Das Colloguium geſchieht jederzeit in Pleno Consistorii und 
der ältefte geiftiche Nath führt darüber das Protokoll 

. 3. Die Gegenſtände der Unterhaltung müffen vornehmlich Par 

ſtoralklugheit und bie Verhäteniffe und Geſchäfte eines Znfpektors, 


betreffen. 
Sr, Ober⸗Gonſiſtortt vom 28. Auguft 1806 (Rabe 
Bd. 13 S. 725; N. C. C T. XII. S. 730): Sämmtliche 
lutherische Geiftliche, wache die Aufſicht Über einen gewiſſen Diftrict 
von Kirchen und Schulen führen, und bisher geiftliche Inſpakto⸗ 
zen, Dekane, Crzpriefter oder Präpoftten genannt worden find, 
bien das gleichförmige Prädikat „Superintendenten“ da, wo fie 
ſalbiges nicht ſchon gehabt haben, führen 
3. Miniſt. Refer. an fämmtl. Königl. Conſiſtorien un 
Regierungen v. 10, Januar 1826 (v. Kampg Ann. Jahr 
ang 1826, S. 81) beftimmt: Da es für die Verwaltung der 
irchenangelegenheiten von großer Wichtigkeit ift, den Spnodal⸗ 
kreiſen Männer vorzuſeben, die Déi durch theologifde Kenntniſſe, 
Bekannefehaft mit den Kirchengefegen, Amtserfabrung, Geſchäfts⸗ 
kunde, bomilstifche Durchbildung wie durch Reinheit des Charaks 
bars und Tadellofigkeit des Wandels auszeichnen, gleichwohl aber 
für die Verwaltung eines Ephoralamtes keine befondere Befotdung 
ausgeſegt werden kann, fo werden die Königl. Regierungen anges 
wieſen: 1) wenn Königl. Patrongeeſtelſen, mit weichen eine Su⸗ 
preintendentue verbunden ift, zur Geen kommen, vor anders 
toeitiger Uebertragung derfelben fid der Beiltimmung des Königt. 
Gonfiftorii darüber zu berſſcheen, daß die Auserſehenen auch zu 
Superintendenten in Borſchlag gebracht werden können und folen; 
2 Sn den Diet, in weichen die Supseintendenturen mit 
Pfarrämter von unbedeutendem Ettrage oder auch mit Private 
patronatsſtellen verbunden find, bei der Verleihung gut Botirter 
Predigtämter König, Patronats ſich ſchon vorläufig zu verges 
pk, daß ihren Inhabern eintretenden Fals das Ephoralme 
Übertragen toerden} könne, und von ihnen wied übernommen werden. 
4. Minit. Refer v. 2. Januar 1817 ad. No. 7 (v. Rampe 
Ann. Bd. 1. Hft 1. S. 127.) Bei feierlichen Gelegenheiten und 
gemeinſchaftlichen Angelegenheiten haben die A Mathe in 
den Behörden mit den weitlichen nach dem Alter ihrer Patente, 
bie Superintendenten mit den Regierungs- und Landräthen, die 
Pfarrer mit den Stadträthen, Domainen» und Juſtizbeamten, 
und die General- Superintendente mit den Mepierungsdirsctoren 
leichen Mang; bei geiſtlichen Feierlichkeiten, wenn fie dabei in 
junction find, den Vortritt 
- 5, Bei Erlebigung von Supeeintenbenturen haben ſich die Megierun- 
gen Über deren Wieberbefegung gutachtlich gegen das Confiftorium 
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zu äußern, welchem der Wotfchtag hierüber bei dem Minifter, fo 
wie die Einführung der Superintendenten verbleibt, (K. O. v. 
31. December 1825 No. 4.) ei S 

$. 151. Sie ſtehen unter der Direction des Biſchofs oder 
der Confiftorien, und werden von denſelben unter Genehmigung 
des Staates ausgewählt und beſtellt. $ 

$. 152. Ihr Amt beſteht eigentlich nur in der Aufſicht 
über die zu ihrem Kreiſe geſchlagenen Kirchen und Geiſtlichen. 
Anm. 1. Eine kurze Ueberficht des Geſchäftskteiſes der Superinten⸗ 

denten f. Anhang No 27 a. 

2. Verord. des Conſiſt. zu K. v 5. Juli 1820 (Köni 
Amtebt. 1820 S. 220; Gumb. Zem, 1820 O. 50 
gebört mit zu den Obliegenheiten des Cupstintendenten üer die 
in ihrer Ditsch fih aufhaftenden Candidaten, Aufſiche zu führen, 

"amd über pre Qunifiaion nähere e elan um 
die jährlichen, vom 1. Decbr. einzursichenben Conduitenliften und 
Berichte volftändig und beftimmt abfaffen zu können. Es wer⸗ 
den demnach die Candidaten ber Theologie angswiefen, fid, ſobald 
fie in einer Dices ihren Wohufig nehmen, bei den Guperintenz 
denten derfeiben zu meiden, dieſem über ihre Parſonalderhaltaiſſe, 
und ob fie die vorſchrifsmäßigen theofogifchen Prüfungen beftanden 
haben, Anzeige zu machen, und im legteren Falle die erhaltenen 
Beugniffe vorzulegen, fonften aber durch ihre Schul⸗ und dr: 
mischen Zeugniffe fid gehörig, auszumeifen. S 

3. Nach der V. des Confift. zu K. v 13, April 1821. 
(K. Amtebl. B. 1775 G. Amtstl. S. 281) wird biefe Aufſicht 
auch auf die Lehrer an gelehrten und ſtädtiſchen Bürgerſchuten 
‚ausgedehnt, ien nämlich dergleichen Lehrer auf künftige Beför⸗ 
derung zum geiftfichen Amte Ansprüche machen wollen. 

4. B. d. Reg. zu M. v. 14. Januar 1818 (Amtsbl. 1818 
S. 43.) weifet die Superintendenten an, nach dem bisherigen 
Schema die Gonduitenliften von den zu ihrem Bezirk gehörigen 
Geittichen alljährlich zum 10. Februar eines jeden Jahres einzus 
reichen. Beſonders werden die Defne Gë angerpiefen, auch 
fänmmtliche bei einzelnen Kirchen angeſtellte Commendarien und 
Vienrien, fo wie die Superintendenten die ihrer Auffiht un⸗ 
tergeordneten Predigtamtss Gandidaten in ihre Liſten aufnehmen 
und darin allgemein zugleich den Ort, wo diefe Perfonen ihre 
Studien vleit, imgleichen wo und wenn fie die priefterliche 
Weie erhalten haben und beziehungsiweife als Eandidaten aufge⸗ 
nommen find, genau bemerklich zu machen. 

S. 153, Letztere find ihnen von ihrer Amtsführung, Lehre 
und Wandel auf jedesmaliges Verlangen Rechenschaft zu ger 
ben ſchuldig. 

Anm. Die Amtsgeſchäfte der kathollſchen Dekane find 8 ayta 
in Kap. VI. bes Spnodalbeſchluſſes der Eulmer Disceſe vom 
21. November 1819 (Leman g. a. O. Bb. II. S. 087; Jatobſon 
a. a. O. Anhang S. 208) f. Anhang No. 28. 

S. 154, Beſonders müſſen diefe Auffeher die Kirchenvi⸗ 
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fitationen ordentlich und forgfältig vornehmen; babei auch von 
der Beſchaffenheit und Verwaltung des Kirchenvermögens, fo 
wie vom Bauſtande der Kirchen und Pfartgebäude, genaue 
Erkundigung einziehn, und davon ſowohl, als von der Amts⸗ 
führung der Prediger und fibrigen Kirchenedienten ihren vors 
geſetzten Obern treulich berichten. (vergl. Tit. 12. §. 13.) 

Anm. 1. Ofipe: Prov.⸗Recht Zuf 174 Bei Kirchen 
müſſen in Sſipreußen die Gemeinen die Fuhren übernehmen, in 
Lilthauen wird Kenigl. Fees, gegeben. 

2. B. d. R. zu G. v. 21. Februar 1812 (Amtsbl. 1812 S. 140) 
beſtimmt, daß die für die Superintendenten geſtellten Fuhren sie 
80 8 bein Königl. Vorſpann, fondem Communaldienfte waren. 

ie Superintendenten folen daher bei ihren Bifitationss Intro: 
ductions⸗ und anderen Geſchäftsreiſen auch ferner von den Ge⸗ 
meinden abgeholt werben, 

3. Eir Berf. d. R. zu K. v. 18. Mai 1843. Nro. % K. S. 
bie Ebauſſer⸗Fteikarten betr. f. Anhang Nro. 284, 

4. Eit.⸗Verf. d. R. zu K. v. 21. Juni 1843 Nro. % K. S. 
beſimmt, daß in allen Fälle, in welchen bie Ertheilung von 
Chauffer = Frekkacten an Geiftt. u. Schul + Jaſpektoren erforderüch 
wird, das Geſuch an die Reg. zu richten ifte 

5. Ueber die Kirchen⸗Viftkatlon u. die darüber bestehenden Älteren 
Verordnungen f. k 
a) Arnolde’s Kirchenrecht des Königreich Preußens. Königsberg 

u Leipzig 1771, 4. ©. 01 ff. 
b) Beckers Preuß. Kirchenregiſtratur. Königsberg 1769 4. 
75 We 


S. , 
e) Boromsti's neue Preuß. Kirchenregiſtratur. Königsb. 1789. 
4. S. 7. 8. 52. 84 


N. zu K. v. 20. Auguſt 1813 (Amtsbl. 1813 
gt Z 4 des Oſtpr. Shul -Reglementë von 1743 
und bie F. S. des Circulairs an fämmliche Domalnen⸗Aemker, das 
Landſchulwiſen betreffend, vom 18 Get 1802 enthaltene Bef- 
fetung: „daß der Beamte jedes Mal bei ber jührlic) vorzunche 
menden Kirchen- und Cchul-Wijitation gegenwärtig fein, und mit 
dem Superintendenten und dem Drtspvediger über alle Schulbe⸗ 
düefniffe Rücfprache nehmen, wie auch bei der jährlichen Kirchen. 
decems⸗Einnabme und der damit unausbleiblih zu verbindenden 
Schuugelds⸗Erhebung fidh perſönlich einfinden, und zur Abtragung 
des Gehörigen, fo wie zur Verhütung aller Reste gehörig mit- 
wirken fol”, in Erinnerung, mit dem Hinzufügen, baf die Prez 
diger den Termin der Kirchen-Bifitation und der Decems- Einnahme 
den Beamten wenigftens 8 Tage vorher hriftlich anzeigen und 
die Superintendenten, nach beendigter Sirchendifitation ihres Kreifes, 
einen befondern Bericht erfiatten follen, welche Beamte der Kire 
chenvifitatiom x. nicht beigewohnt haben, indem Aiefe nach ö. S 
der allegieten Verordntung von 1802 für jeden Ausbleibungsfall 
in 5 Meble. Drdmungejteafe genommen werben 12 


5. 155. Zu entſcheidenden Verfügungen, fo wie überhaupt 
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zu anderen Geſchäften, find fie ohne beſondern Auftrag ihrer 

Obern nicht befugt. 

Anm. 1. Verordnung wegen Vergütung der Diäten und 
Neiſeteſten für commiffarifhe Geſchäfte in König- 
lichen Dlenſtangelegenheiten vom 28. Juni 1825 (Gefehs 
S. 1828 ©. 163 al beftimmt: 

8: 1. Die Diäten für Beamte, welche außerhalb ihres Wohn⸗ 
orts oder wenn es Beamte betrifft, denen wie z. B. den Bands 
räthen ein beftimmter Bezirk zugewiefen ift, in welchem fie bie 
vorfallenden Geschäfte ihres Amte dienftmäßig, zu verrichten haben, 
außerhalb dieſes Bezirks mit Eommiffacifchen Aufträgen in Unfern 
Angeleg. beauftragt werben, alfo mit Ausſchluß der Falle, wo 
Privatperfonen zu der MeifetoftensEntfaräbigung verpflichtet find, 
mithin folde nach den vorhandenen Gebührentaren oder ſonſiigen 
befondern: Verordnungen erfolgt, folen vom I. Septbr. 1825 ab 
nach folgenden Sägen bewilligt werden. 

WW. Geifttiche und Schutbeamte 


1. ein Superintendent oder Kreis⸗Schulinſpektor 2 Thlr. — Sgr. 
2. ein Profeſſor bei einer Univerſität . 2 — 
3. ein Direktor eines Gymnaſtums oder Semiz 

narium 2 us 


4. ein Geifkiher, weicher eine Probigerfelle ber 
kleidet, ober einem fofchen gleich zu achten ſt 1 = 15 > 
5. ein Lehrer bei einem Gymnafium, Seminas 

rium oder höheren Schulanſtalt . - : 1 = 15 = 
0. ein Lehrer einer Elementar? oder gemeinen 

Bürgerfiule ee... 20. 
7. ein geringerer Kicchen bediente.. . — . 20 = 

$. 2. Für Beamte, welche im $l nicht namentlich bezeich. 
met find, werden die Diäten nach Maßgabe ihres Dienftverhält: 
niſſes den Diäten für die ihnen in Mang und Art der Beſchäf⸗ 
tigung gleichftehenden Beamten gemäß, hob, 

8. 3. Wenn dam Beamten bei Ausrichtung commiffacifcher 
Geſchäfte in Königl. Gebäuden, auf den Grund contractmäßiger 
Verpflichtungen freie Wohnung, Heizung und Licht gewährt wers 
den muß, fo kommt von dem Belraze des Diätenfages auf jeden 
Tag, welchen der Beamte in ſolchen Commiſſionswohnungen zur 
gebracht bat, 20 Sgr. in Abzug. 

F. 5, Die Dikten werden jedesmal nue Jo linge tte, 
als das aufgetragene Geſchäft, den Tag der Abreiſe und der Müd- 
kunft mit eingerechnet, auswärts dauert; es fei denn, daß die für 
ein beſonderts Geſchäft ernannte Perſon weiter keinen Gehalt bezieht, 
oder ſonſt nach ihren Verhältniſſen zu keiner Dienſtleiſtung o 
pflichtet ift In dieſem Fall dauern die reglsments mäßigen Diäten 
auch für die fernere Beendigung der kommiffariſchen Arbeiten, jes 
doch nur auf eine Friſt, welche die beauftragende Behörde zu ber 
ſtimmen bat, am Orte des gewöhnlichen Aufenthatts fort. 

8.9. Was die Liquidation der Meifekoften, welche bei Aus⸗ 
richtung kommiſſariſcher Aufträge aufgewendet werden, anbetrifft, 
fo folen fortan 
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a) zum Reifen mit Extrapoſt nur diejenigen Beamten berechtigt 
fein, welche nach der Rangordnung vom 7. Februar 1817 bis 
einfchlieptich zur fünften Rongklaſſe gehören und von den im 
8. 1 der gegenwärtigen Verordnung unter c aufgeführten Kreis⸗ 
und Unterbenmten disjenigen, weiche zu einem Diftenfage von 
zwei Thalern berechtigt find; 

b) die Zahl der zu liguldirenden Extenpoftpferde wird für Beamte 
der orfin und zweiten Rangklaſſe auf vier, und für Beamte 
der dritten, vierten und fünften Rangklaſſe auf zwei feftgefest, 
tte jedoch mit der Maßgabe, daß ausnahmsweiſe die Lis 
quiditung einer größeren Pferdegahl atedann ftattfindet, wenn 
deren nothwendig geweſen und wirklich erfolgte Hinzunahme 
auf unchauſſttten oder ſchwierigen Wegen durch Bescheinigung 
des betreffenden Poſtamts nachgewieſen wird. Dieſen legleren 
Jau ausgenommen, bedarf es fonft der Veibringung geben: 
licher Beſcheinigungen oder Quittungen zum Behuf der Reiſe⸗ 
aal de nicht, fonder es wird die laßtere lediglich 
auf glaubbafte Beſcheinizung über die Entfernung geleitet, 
obne daß es darauf ankommt, ob bie Reife wieflich mit Gre 
poft, oder auf andere Meife zurückgelegt ift. Jedoch 

€) barf in dem Fall wenn der Beamte mehrere kommiſſariſche 
Aufträge on berſchledenen Orten nach einander ausrichtet, nicht 
die game Entfernung vom Wohnerte bei jedem einzeinen Auf- 
trage befonders zur Liquidation gebracht, fondem es kann nur 
der von Drt zu Ott wirklich zurückgelegte Weg berechnet wer⸗ 
den. Endlich 

d) bei Reifen auf eine Entfernung unter einer Meile ift die 
Extrapoſt⸗ Auslage für eine volle Meile zu berechnen. 

F. 10. Wenn mehrere Beamte bei einem und demſelben 
commiflarifchen Gefehäfte concurrieen, fo müffen fie, becht es die 
Win: gelten, gur Verminderung dt Buprëofin mamm, 
weifen, und 2s hat alsdann mur der Hauptfommiffarius allein die 
gefammten Fuhrkoſten zu liquidiren. Fede Ausnahme von Hie 
Regel muß in der Liquidation befonders begründet werden. 

8. 11. Nächft den eigentlichen Fuhrkeſten wird den zur Ertraz 
pofkteife berechtigten Beamten vergütet? 

an Ger: und Einkgeldern für jede Meile zehn Sit: 
ergrofchenz 

h) an Wagenmiethe fü jeden Tag zwanzig Silbergroſchen, jedoch 
dergeſtalt, daß die Wagenmiethe nur bei wirklichen Reifen und 
einem abwechſennden Aufenthalt oder bei ſolchen Aufträgen unz 
unterbrochen ftattfindet, wo nach dem pflichtmäigen Ermeſſen 
der beouftengenden Behörde auf einen langen Aufenthalt an 
demſelben Orte nicht gerechnet werden kann; und endlich 

©) alles, was an Chauffer, Brücken⸗, Fährgeldern und dergl. 
baar ausgelegt ift und zwar entweder auf beizubringende Quit- 
tungen oder auf pflichtmäfige Angabe der Beamten. 

2. K. O. v. 30. Juli 1842. (Ges. ⸗S. 1842 S. 247) ändert den 
$ 12. der Merordn. v. 28. Juni 1825 dahin ab, 
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daß die Beamten, welche nicht um Difen mit Grttapoft bee 
rechtigt find, befugt fein follen, in allen Fällen ohne Rückſicht 
datauf, ob zwiſchen den zu bereiſenden Ortſchaften eine Fahr⸗ 
ot Verbindung besteht und ob davon zu dem Zweck der Reſſe 
Bech gemacht werden kann oder nicht, ein Panfchquantum 
von funfzehn Sülbergroſchen für die Meile als Reſſe⸗Vergü⸗ 
tung zu liquidiren. 

3. VB. d. E zu Königsb. v. 15. April 1815 (Amtsbl. 1813, 
S. 10 ach einer Miniſt.⸗Verf. v. 27. Febr. 1815 ift - 
beftimmt: daß die Superintenbenten des Dftpreuf. Negterimgsz 
Departements für jeden Arbeits⸗ und Neifetag in Privatfachen, 
z. B. bel Prediger Auseinanderſetzungs⸗ und Unterſuchungs⸗Sa⸗ 
chen, täglich zwei Thaler Diäten und aus ben Caſſen der von ih⸗ 
nen zu infpieirenden Kirchen, die ſolches zu leiſten vermögen, jaͤhr⸗ 
tih ein en Thaler zu Schreibmateriofien erhalten. 

A R. v. 14. Decbr. 1857, (v. K. Ann. 1837 S. 957): Die 
nach dem Berichte der K. Reg. vom 16. v. M. von der K. 
Oben⸗Rechnungekammer aufgeftellte Ge daß bie Diäten und 
Fuhrkeſten der Superintendenten für die Beiwobnung der Gaſt⸗ 
und Probeprebigten der Pfarramt Kandidaten ic. von den betr. 
Gemeinen u. refp. Kiecheneaſſen beſtriten werden maſſen, ift ganz 
richtig, indem die im A. L. R. II. 11. F. 320. 330 vorgeſchtie⸗ 
dene Abhaltung der Probepredigt und Katechifation, fo wie die 
darauf erfolgende Vernehmung der Gemeine allerdings zu dem 
Verfahren der Zetaten gehören, deren Koſten nach F. 406 ibid. 
aus der betr. Kirchenkafle oder eventuell von der Gemeine zu 
tragen find. è 

5. R. v. 30. October 1837 (v. K. Ann. 1837 S. 058): des 
Königs Mai. haben mittelt Ah. K. O. d. 6. d. M. zu befehlen 
geruhet, daß den Stellverteeteen der Superintendenten, wenn fie 
in dieſer Qualität Reifen zu machen haben, fortan diefeiben Di 
ten und Fuhrkoſten gewährt werden können, weiche den Superin⸗ 
tendenten felbft nach der Verordn. v. 28. Juni 1825 (Gef. 
1825 S. 100 d zukommen. 

6. B. des Konſiſt. L. Weſtor v, 9. Detober 1817. (v. K. 
Ann. 1817 H. 4. S. 100 u. D. Amtsbl. S. 600): Seitens 
der K. Min. der Finanzen und des Innern ift unter den 31. Suli 
u. 2. Auguft c beftimmt worden, daß die den Superintendenten, 
Dekanen und Schul⸗Inſpektoren bewilligten Schreibmaterialien⸗ 
Gelder aus den Kirhenmitteln hergegeben werden follen. Jeder Sur 
C 

des jährlich 60 Br. zu Schreiimateriatien. Eine gleiche Summe 
wird dem Schulinſpertor gezahlt, Fungirt der Superintendent 
oder der Dekan zugleich als Schulinspektor, fo erhält derſelbe das 
Duflum, nemlic, 1 Rite. 30 Gr. Die Kiechenvorfteher werden 
fih nach dieſer Beftimmung achten, die Schreibmaterialien-elder 
Wie gegen Quittung zahlen und in den jähelichen Kirchenzeche 


nungen in Ausgabe nachweiſen. 3 
. 150. DE Sa einzelner Kirchen beſtehen aus den Rirdencollee 
Geiſtlichen und den ihnen zugeordneten Vorſtehern. gia. 
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Anm. 1. Refer. v. 2. Januar 1817 (v. K. Ann. 1817. H. 1 
S. 120 folg.) zu Nro. 2.: In jedem Kirchſpiel foll ein Presby- 
terium ober Kirchen» Collegium aus dem Geſſlichen und bem Par 
tron bei Patronatskirchen und einigen Gemeinde ⸗Glisdern beſtellt 
werden, welche das Wohl und die Gerechtſame der Kirche wahre 
zunehmen haben. 

Kë $. 539, , — A. L. R. II. 18. §. 208 folg.; A. 
. o, y 
3. Mach einer, Sirena. el. der Kirch en⸗ u. Schulcom⸗ 

miff. v. 5. April 1826 gehören auch die Diaconen, wo fie bei 
einer Kirche angeftelt find, zu dem Kiechencollegio, und müſſen 
ſowohl die Ausfertigungen als auch die Berichte der Collegi nach 
dem Beſchluſſe deffelben mit unterſcheetben. 

$. 157. Dieſen kommt die Verwaltung der äußern Rechte 
der Kirchengeſellſchaft zu. 

. 158. Sie find der Aufſicht der Erzprieſter oder Ins 
ſpectoren untergeordnet. 

S. 159. In außerordentlichen Fällen und Angelegenhei⸗ 
ten müſſen von der Gemeine Bevollmächtigte oder Nepräfen- 
tanten gewählt und mit der erforderlichen Inſtruction Vere 
fehen werden. 

Anm. 1. C.- O. v. 9. Mai 1829 (G.-S. 1820. S. 40) beftinmt, 
daß in Städten, welche über zehntausend Eſnwohner und mehrere 
Parochieen haben, die Einladung der Mitglieder der Kirchengemei⸗ 
nen zu einer Verſammlung zur Berathung und Beschluß nahme 
Über Angelegenheiten der Gemeine, auch wo dies bisher durch dee 
ren Verfaſſung nicht St worden, entweder durch eine 
in dle Orts⸗Intellgenzblätter und deren Ermangelung in fonftige 
am Orte erſcheinende Öffentliche Blätter zu inſeriennde, an die ger 
fommte Gemeine zu richtende Bekanntmachung oder durch deren 
dreimalige Ableſung von der Kanzel an zweien oder dreien auf eine 
ander folgenden. Sonntagen geſchehen kann; und diefe Öffentlichen 
Bekanntmachungen die Stele der Vorladung der einzeinen Ge- 
meinemitglieder und deren F. 57. Titel G. Theil ii. d. A. L. 
M. angeordneten Inſinuation mit voller rechtlicher Wirkung verz 
treten fol. x 

2. Schellen v. Set Min. v. 21. November 1834 (abgebr. 
in den Ergänzungen u. Erläuterungen der Preuß. Rechts bücher v. 
Gräff, Koch, Rönne, Simon und Mengel. Tbl. L Abthell. 3. 
S. 575 folg.) beſtimmt, daß für die im A. L. R. II. 11. 8 159 
gedachten von dee Gemeine zu wählenden Bevollmächtigten die 
ganze Gemeine die Vollmachten aus zustellen habe. 

Bue die Form fe, n waer die von der Sirchengemeine 
zu erthellende Vollmacht ausgeſtellt fein muß, fo werden die 
außerordentlichen Fälle und Angelegenheiten, deren F. 159. M. 11. 
A. L. R. gedenkt, in der Reael folde fein, in welden das Gefeg 
eine Speclal⸗Vollmacht erfordert (5. 99—109. l. 13. A. L. R.) 
Sobalb nun auf Grund derſelben Namens der Gemeine etwas gee 
eichelich verhandelt werden foll, muß auch die Special- Vollmacht, 
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wie es g. 115 l. e. vorfehreibt,, von der Gemeine, und wenn fie 
Repräfentanten hat, don bieſen gerichelich oder notartell aus- 
gestellt oder anerkannt fein. _ Denn Kirchengemeine gehören nicht 


u denjenigen Collegiis oder Inſtttuten, deren Beamte affentlichen 
Brauben Baben; folgt ift auch die Worfrift des J. 45. An. 
hang zum Allgemeinen Landrecht für die Form ihrer Vollmachten 


nicht mußgebend. 

B. der R. zu G. v. Ô. November 1829 (G. Amtsst. 1820. 
S. 901). Wie Landrathämter haben ſich veranlaßt SE, 
uf Dog, früherer, Mergungen ber ud dee gierung 
bei allen Kirchen und Schulbauten und Reparaturen Jiech⸗ 
ie - Repräfentanten  zuzugieden, und mit dieſen über die Moth⸗ 
wendigket des Baues und über die Rofen- Aufbringung zu 
verhandeln. 

Abgeſchen davon, daß dife fogenannten Repräfentanten faft in 
keinem einzigen Falle auf legale Weiſe von der Gemeine gewählt 
worden waren, fo kann deren Zutehang dech nur bei auferore 
dentlichen Fällen, wie es der 8. 159. Titel 11. Th. 2. A. L. R. 
verordnet, ftattfinben, alfo in der Mezel zu dem Behuf, um über 
die Reparatur eines Sirchengebäubes zu behandeln gar nicht, da 
über Verfahren hierbei in den 88. 009 x. loo. eit. 

mau vorgefchrieben ift, ohne daß der Bugiehung von Repräſen⸗ 
ſentanten erwähnt worden ift. 

In den einzelnen Fällen, wo eine Verhandlung mit den Re⸗ 
präfentanten der Gemeine nothwendig fein folte, werden bie Lande 
tachsänter und Magiftrate hieu von uns befonders angewiefen 
werden, und find daun die Gemeinen zu veranlaffen, jedesmal 
ver Wer Den Grimmen Dote Zoppe 
au beſtelen. 

Individuen, welche bei früheren Gelegenheiten von der Ge⸗ 
D prett ah woran find, Eönnen ome, neue 
Wahl bei Verhandlungen über andere Gegenftände, für welche fie 
nicht ausdrücklich beftellt worden find, nicht alë Repräsentanten 
zugelaſſen werden, da dem Allgemeinen Landrechte die Vertretung 
der Klcchſpieksgemtemen durch perpetuirliche Repräfentanten fremd 
ift, und wird hierdurch der Srethum befeitigt, in weichen mehrere 
Unterbehöcben gerathen find, als feien die für einen fpeciellen Ge: 
Sach gewählten Repräfentanten bei allen fpäteren und von 
den früheren verfchiedenen Gegenſtänden als ſolche auch ohne neue 
Wagl wieder Ste 

Sür die Sale, in welchen es Out der Zuziehung von 
irchſpiels » Repräfentanten bedürfen folte, wied nun folgendes 
bake vorzeſchrieben, welches die Unterbehörden zu beachten 


wird bemerkt, daß nicht bei allen Beranlaſſungen 
fiber der Gemeine tert fein werden, fons 
faffen, welche bei dem Gegenſtande der Verhand⸗ 
lung betheligt find. So z. B. würden, wenn es Déi über die 
Unternehmung eines Baues handelte (voräusgeſett, daß die Zuzje⸗ 
hung der Repräſentanten überhaupt für nöthig befunden wäre), 
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zu welchen nur die Grumbbefiger beizutragen hätten, nur dleſe 
stern zur Wahl von W an zuzuziehen fein, wie im ans 
dern alle, wenn auch das Gefinde zu dem Bau Beiträge leiſten 
SÉ, A We zur By ber, Boghue agin 
fein würde. 

1) 3f ein genaues Verzeichniß derjenigen Oitſchaften anzufer⸗ 
tigen, welche zum Sichfpiele gehören. 

2) Diefes Verzichniß iſt von der Behörde, welche es angefer⸗ 
tigt, als sichtig zu befcheinigen, 

3) Da bie Kirchſpiele der hieſigen Provinz meiftens aus vielen, 
zum Thel von einander weit entfeenten Sen Sg und 
daber die Verſammlung fämmtlicher Gemeineglieder an einem 
Orte nut ſchwer zu bewirken fein würde, fo find die Einwohner 
. und I von ihnen ein Beo 

1 zur Wahl der eigentlichen Nepräfentanten zu 
ellen., 

4) Die Aufnahme der Vollmachten gefhieht durch die Dorfg- 
richte, und kann, wenn in einem Dorfe kein Dotfgeridt. eris 

irt, das Geſchäft von dem nächſten Dorfgerichte vorgenomz 
men werden. 

5) Die Vorladung der Interessenten zur Wahl des Get 
mächtigen gefchieht, durch ein Circular, in welchem der Gegenstand, 
LEN Nopräfentanten gewählt werden follen, fo wie die 

jermarnung enthalten fein muß, daß von dem Ausbleibenden 
werde angenommen werden, er trete dem Befchluffe der erſchlene⸗ 
nen Öemeineglieber bei. 

6) Die Vorladung wird durch die Dorfzerichte infinuiet, und 
von Denfelben die Nichtigkeit der Iufinuation unter der Vorla⸗ 
dung beſcheinigt. : 

7) Die Vollmacht ſelbſt ift nach dem ben Dorfgerichten und den 
Landralhgämtern, in den fpeciellen Fallen befonders mut, 
lenden Schema, aufzunehmen, und muß unter demfelben von 
dem Dorfgerichte beſcheinigt werden, aus wie vielen bei dem 
5 Gegenſtande intereſſtrenden Mitgliedern die Dorf, 

jaft beftehe. 

8) Die Vollmahten werden von den Dorfgerichten netſt der 
befcheinigten Vorladung dem betreffenden Landratheamte einge 
rache, welches zu prüfen bat, ob bei Aufnahme der Vollmachten 
worfchriftemäpig verfahren ift. 

9) Wenn, unter den Individuen, welche die Vollmacht aus- 
fo, ſich einige befinden, weicht des Lefens und Zä: 
bens unkundig find, fo müffen die Bolmadten dem betref⸗ 
SCH BR te zur Beurtheilung der Geſetzmaͤßigkeit einge⸗ 
dét werden. 

10) Diefe Bevollmächtigten werden nun von dem Landrathe⸗ 
amte zur Wahl der eigentlichen Repräſentanten aus ihrer Mitte, 
deren E nach Umftänten zu befimmen it, adi. und 
wird über den Act der Mahl ebenfalls eine Verhandlung aufs 
genommen. Es ift möglächſt dahin zu feen, daß die zu Re- 
präfentanten gewählten Individuen des Leſens und Schreibens 


> 
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fähige, und mit den Geſchäften des gemeinen Lebens vertraute 
Beute fi 


ind. 
. V. d. R. KE v. 26. Mai 1830 (A, 1830. S. 255), wegen 


Wahl und Convocation befonderer Bebollmächtigter der Kitchenge⸗ 
meinen, äert folgendes Berfahren vor: 

1) Es ift aire, fobald dae Beblrfnig zu einer folden 
aueh eintritt, gin genaues Drama de fimm fälgen ite 
der der Gemeinde anzufertigen. 8 

2) Stimmfähig find alle diejenigen Mitglieder der Gemeinde. 
welche nicht einem mitffimmenden Familjenhaupte untergeordnet 
find, ingteichen: 

a) ine deren Männer einer andern Gonfeffion an= 
gehören, 

b) Witwen, und 

©) die unverheitatheten, der väterlichen Gewalt entlaſſenen Frauen» 
zimmer, jedoch die sub a—e genannten Frauenpetſonen nut 
durch Stellvertreter. 

3) Die Nichtigkeit und Wotftändigkeit des unser 1. bemerkten 
Verzeichniffes ift von der Drtsbehötde unter Beidrückung des 
Amtsftegeld und unter gemöhnlicher Unterfcheift befonders zu bez 
fcheinigen, und mit diefer Oeſcheintgung verfehen, den Mahlver- 
bandlungen unfcheiftich beizufügen, 

%, Sämmlliche in dem Verzeichniffe aufgeführten ftimmfühigen 
Mitglieder find 
a) in den kleinen Städten mit einer Einwohnerzahl von unter 
10,000 Seelen zu den zur Wahl anzufegenden Terminen durch 
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lichen Behaufung des Vorgeladenen durch des Letzteren eigenhän⸗ 
dige Unterschrift oder durch feine Angehörigen oder Hausgenoffen 
und außerdem noch durch ben Gerihtsmann am Schaffe des 
Namensverzeichniſſes durch eine befondere Megifkeatur oder durch 
ein mit ihm abzuhaltendes Protokoll, allgemein beſcheinigt werden. 

— 6) Im Waglkermine muß Jeder der Erſchienenen, foviel Gemeinde. 
glieder, als Repräſentanten gewählt werden follen, aus demſelben 
auswählen und folde zum Protokoll anzeigen. 

7) Diejenigen, welchen von den Anweſenden die meiften Stimmen 
gegeben worden, find als gewählt zu betrachten, und iſt das Reſul⸗ 
tat der Wahl am Schluſſe des Termins den Anweſenden bekannt 
zu machen. 

8) Das Wahjprotokell muß von den Erſchienenen unterſchrieben 
werden und ift am Schluſſe auch von dem, die Wahl leitenden 
Beamten zu vollziehen. 


Vierter Abſchnitt. 


Von den Gütern und dem Vermögen der Kirchen⸗ 
geſellſchaften. 


Was Kits $. 160, Zu dem Vermögen der Kichengeſellſchaften ge⸗ 
Zeus, hören die Gebäude, liegende Gründe, Capitalien und alle 
gen fei Einkünfte, welche zur anſtändigen Unterhaltung des äußeren 
Gottes dienſtes für 755 Kirchengemeine nach deren Verfaſſung 
beſtimmt ſind. 
Anm. 1. Vergl. 8. 217. 218. 228—235, 018-023. 680. 087. 


D 
2. C-D. v. 30. April 1830 (Gef... 1830. S. 64) verordnet, 
daß dee Beitritt zue Union auf das den reformirten ober lutheri 
3 ſchen Kirchen gehörige Vermögen keinen Einfluß ausübt. 
Kirhlätniß S. 101. Das Kirchenvermögen ſteht unter der Oberauf- 
deal den fidt und Direction des Staates. (Vergl. bier 8. 7.) 
Staat. 8, 102. Der Staat ift berechtigt, darauf zu ſehen, daß 
die Einkünfte der Kirchen zweckmäßtg verwendet werden, 
$. 163. Ibm kommt es zu, bafür zu ſorgen, daß afp, 
liche Anſtalten aus Mangel des Vermögens nicht zu Grunde 
S gehen. 


$. 164. Für den Unterhalt der bei einer Kirchengeſell⸗ 
ſchaft angeſetzten Beamten muß die Geſellſchaft ſelbſt ſorgen. 
6. 165. Kirchen, welche gleich anderen Geſellſchaften im 
Staate, den Schutz deſſelben bei ihrem Vermögen genießen, 
ſind auch von dieſem Vermögen, ſo weit ihnen nicht aus be⸗ 
onderen Geſetzen und Verfaſſungen gewiſſe Freiheiten zu ftat- 
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ten kommen, zu den Laſten des Staates beizutragen verbunden. 

Anm. Lene Weſter Prov. ⸗R.: §. 1076, Klrchen⸗ und 
Pfacrbufen, find ohne Rückſicht, ob die uche köntgiichen, abti- 
gen oder fräbtifchen Patronats fei, insofern fie nicht mehr ais vier 
altkulmiſche Hufen. betrogen, von der Grundſteuer (Eonteibu⸗ 
tion) beftelet. 

. 166. Sind Kirchengeſellſchaten, vermöge beſonderer 
Privilegien oder Verordnungen, von gewiſſen Laſten in Anſe⸗ 
bung ihrer liegenden Gründe frei, fo kann doch diefe Befrei⸗ 
ung, wofern das Privilegium oder die Verordnung es nicht 
ausdrücklich feftfeşt, auf nachher of erworbene Grundſtücke 
nicht ausgedehnt werden. 

Anm. K. S. v. 8. Juni 1834 (Gef.-©. 1834. S. 97). In 
Betreff der Frage: ob ein Grundstück, welchem wegen feiner Bee 
fimmung zu Öffentlichen oder gemeinnützigen Zweden die Befrei⸗ 
ung von ben Stoatöfteusen zufteht, deshalb auch den dot. Come 
munalfteueen nicht unterworfen fei, wird hiermit feflgefegt, 
daß in den Provinzen und Drtfhaften, in welden die Worfehrif- 
ten des A. L R. oder des gemeinen Rechts verbindliche Kraft 
paben, der gegenwärtige Zuſtand beibehalten werden foll; wofelbft 
allo dergleichen Grundstücke von Communallaften entbunden find, 
bat es Dabei fein Bewenden, wofelbft fie dazu beitragen, verbleibt 
eS bei dem Antheil, der bisher ftattgefunden at. Für die Bu- 
kunft dagegen mit Inbegriff der ſchon eingetretenen als unerlebige 
nch vorlitgnden Säle folen bei neuen Gewerbungen zu rat, 
en oder gemeinniigigen Bioden bie Raul» Sean dee mer. 
möge des Communal- Verbandes vor der Erwerbung gelsiftet ver, 
den find, fernerhin banon geleiftet werden.  Naturalleiftungen 
werden auf eine Gud⸗Mente nach den zur Zeit der Erwerbung 
beftependen Preifen berechnet. Perſönlche Präjtationen ber bisher 
tigen Privatbsfiger darf die Gemeinde aber nicht weiter forbern. Auch 
foll die Verpflichtung des Fiscus oder der betreffenden Anftalt auf 
die Erwerbung von Gebäuden und nicht auf Grundstücke bezogen 
werden, die mit Gebäuden nicht beſetzt find, wie beifpielstweife bei 
der Anlage von Feſtungewerken, Chauffe 1c. 


$. 167. Das Kirchenvermögen ſteht unter der Aufficht Gez, 


der geiſtlichen Sbern (vergl. . 161). 

$. 108. Dieſe find ſchuldig für die Unterhaltung und 
zweckmäßige Verwendung deſſelben, nach der Verfaſſung einer 
jeden Kirchengeſellſchaft, zu ſorgen. 

. 100. Keinem auswärtigen geiſtlichen Obern foll erlaubt 
fein, fidh irgend eine Aufſicht oder Direction über das Vermd- 
gen inländiſcher Kirchen unmittelbar anzumaßen. (vergl. ö. 197 ff. 
219 ff. 227, 618 ff. d. Tit. 


$. 170. Kirchen und andere dahin gehörige Gebäube find Ki 


ausſchliehend das Eigenthum der Kirchengeſelſchakt, zu deren 
Gebrauche fie beſtimmt fint. d 


5* 


8 


dagen. 
bern. 


irchenge · 
bäude. 
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Anm. Nach einer Circ. Berf. d. Conſiſt. v. 22. Januar 
1829 folen alle Veränderungen in der Kirche, welche es auch — 
mögen, überall nicht anders, als unter Zugishung des Kreis⸗Su⸗ 
berintendenten vorgenommen warden, und diefe in foldhen Fallen. 
wo fie felbft dabei Bedenken finden, durch die an das Conſiſtotium 
zu erffattenden Berichte die Entfcheibung nachfuchen. 
$. 171. Auch durch Veränderung ihrer Religionsgrund- 
fäge verliert eine Kirchengeſellſchaft nicht das Eigenthum der 
br gewidmeten Kirchengebäude. 
. 172. Wenn aber die Kirchengeſenſchaft ganz aufhört, 
ſo gilt von dieſen Gebäuden Alles das, was von dem Ver⸗ 
mögen erloſchener Gefelfchaften überhaupt im ſechsten Titel, 
8. 189 u. f. w. verordnet ift (vergl. $. 308. d. Tit.) 
$. 173. Kirchengebäude, fo weit fie zur Feier des Gots 
tesdienſtes und zu gottesdienſtlichen Handlungen beſtimmt find, 
dürfen ohne die Einwilligung der Gemeine zu anderen Zwecken 
nicht gebraucht werden. 
Anm. 1. C-D. v. 18. März, mitgetheilt durch Refer. v. 17. 
Tol. XII. S. 151. Nabe Bd. 8 S. 511): 


, 8 imts⸗ 
blatt S. 205): Des Königs Majeftät haben Sich zu der Allerhöch⸗ 


enthalte. machen dies hierdurch zur Nachachtung bekannt 
. B. d. R. 3. K. v. 22. Decembr. 1841 (Amesbe 1842 S. a.) 
Mit Bezug auf die Bekanntmachung des Königl. Confiftorit vom 


24. September d. J. (Amtssl. Mro. 41. S. 183), daß nach Alers 
Late Act denen ber, welcher ge Bi e 
ben benügen wil, gehalten fein foll, zuvor die Beſchen gung des 
betreffenden Pfarrers beizubringen, daß der Tert der aufzuführen: 
den Mufitftüce nichts für die Kirche Anftöfiges enthalte, wird 
hierdurch die nachträgliche Beftimmung des König. Minifterii ber 
kannt gemacht, daß bie Königl. Megierung ermächtigt worden, 
tenn Die borgeache Seen d beigebracht ver, Ve Jae e 
iche Erlaubniß zur Benützung einer Kicche zu Idien Swac zu 
ertheilen; doch ift bei der Keng Ze das Kicchenkollegium 
ein Verzeichniß der aufzuführenden Mufitjtücke mit dem Zeugnig 
des Pfarrers beijuflgen. 

4. Reſc. v. 10. Juli 1828 (v. K. Ann. 1828, ©. 1029): Es iſt 
keinem Bedenken unterworfen, die Wahl der Stadtverordntten als 
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sinem an fih ernfen und feietichen Act in der Kirche abhalten pu 
ie, A a die besfalfige Eriaubnig nach ben Lettl 
und Perföntichteiten mit Vorſcht ertheift werden, damit nicht 
durch biefelbe bei beſondern Umſtänden ein Aergeniß veran⸗ 


laßt werde. 
3. Defen ©. 11. Märg 1834 Cv. K. Ann: 1834. ©. 007) be: 

fimmt, daß die Verhandlungen zur Wahl der Schiedsmänner 

midt in den Kirchen vorzunehmen find, da dieſen Wahlacten kein 

Gottesdienſt vorausgeht. 

0. V. . 3. K. v. 12. October 1811 (K. Amtsbl. ©. 277): 
Die Geistlichkeit wird von der Eröffnung der landesherrlichen Ver⸗ 
ordnungen von den Kanzeln entbunden. In Erinnerung gebracht 
unt. d. 24. März 1814 Amtsbl. S. 182; durch das Ober⸗Lan⸗ 
des⸗Gaicht z. K. unt. dem 6. Mai 1814. Amtsbl. S. 243; 
durch die R zu K. unter dem 16. November 1525. Amtsblatt 
Salle 438). 
W. d. R. z. K. v. 13. Mai 1826 (Amtsbl. S. 161) erklärt 
näher, daß die Bekanntmachungen der Unterbehörden und Privat- 
perfonen von, Auctionen, Salzverfäufen, Disflählen ac , weber 
auf der Kanzel noch in der Kicchenhalle vorgelefen werden dürfen, 
aber an die Kirchenthüren angeſchlagen, oder vom Küfter an der 
Kirchhofspforte, in der Nähe der Schule oder des Kruges vorges 
In werden können. Was die polizeilichen Verordnungen betrifft, 
fo reicht es hin, wenn die Prediger nach Beendigung des Gote 
tesbienftes der Gemeine bekannt machen, daß die Berordnung 
über den Gegenſtand ergangen fei, und an der Kirchenthüre in 
VR mik em En anpedftt worden, daB fi jeder 
mit ihrem Inhalt bekannt machen möge, und der Prediger, wenn 
der Inhalt Jemandem dunkel fein folte, bereit fei, ihm ben nö» 
chigen Aufschluß zu geben. Uebrigens erhält bei Beeannemachun⸗ 
gem in Privatangelegenpeiten der Küfter das übliche Zong, und 
der Prediger die Gebühren für das Publications Atteft. 

. d. u G. v. 17. Octbr. 1811 (Amtsdl. S. 263) entz 
Hält die nam. Beſtimmungen, wie die B. der R. zu K. vom 
12. Detbr. 1811. 

B. d. DLG. v. Inſterb. v. 6. Januar 1818 (G. Meet. 
1818. S. Is.) beſtimmt, daß bei Bekanntmachungen, die auf 
Zeg, ber en dehnen Kirchen und vor den Kirchen 
uren geſchehen, den Kirchenbedienten folgender Sportelfag: in Bas 
en unt. u. bis zehn Thlr. nur vier Groschen, v. zehn bis 0 Thlr. mur 

ſchen, v. 50 — 1000 Thlr. nur zwölf Greſchen, über taufend 
Tole, nur fünfzehn Groschen weiter aber teine Gebühren, weder für 
das mt. noch für die Abschriften auf Koften der Parteien ber 
willige werden können. Dagegen find diefe Gebühren gleich nach 
dem Zu des Publications Atteftes, entweder aus dem vors 
bandenen Vorſchuſſe oder aus den eifernen Fonds des Gerichts 
fofort baar und portofrei zu entrichten, und die Kirchenbedienten 
8 er ihrer Befriedigung unter keinem Vorwande aufges 

et werden 

. d. R. z. M. v. 16. Octbr. 1811 (Amtsbl. 1811. S. 258) 


s 


10 


enthält im Weſentlichen das Nämt., wie die V. der R. zu K. 
und G. (republicirt unt d. 20. Januar 1828. Amtsbl. S. 70. 
beis März 1834. Amtstl S. 64), 
11. B. d. R. z. D. v. 23. Octbr. 1817 (Amtsbl. 1817. S. 631) 
enthält dieselben Bestimmungen. 


12. Vergl. $. 670. d. Tit. und d. daſelbſt gegebene Ergänzung. 
13. D. d. K. „ 20. Januar 1840 (Amtsbl. S. 24 folg.) 
beftimmt: 


1) Sämmtl. Bekanntmachungen, welche das Staats- oder 
Fiskaliſche Intereſſe berühren, müffen auf Requiſition der betr. 
Öffenttichen "Behörden und Beamten von den dazu beſt mmten 
Kiechendienern, namentlich den Küftern und Präcentoren übernom- 
men und in vorfehriftemäßiger Urt ausgeführt werden. — Mir 
verweifen bieferwwegen auf die Verfügung der ehemaltg. geift. und 
Sul» Deputation v. 18. April 1814 (Amtsbl. 1814. S. 437. 
438). . Gebühren find für dergleichen Publicationen in Felge 
der dem Fiskus überall zustehenden Cportelfreiheit nur dann zu 
Phim, wenn dieſelben Privatperſonen und nicht dem Staatsfonds 
zur Laft fallen. 

2) Zur Uebernahme und Ausführung von Bekanntmachungen 
in Privat: Angelegenheiten, die das Staats- oder ſiskaliſche Fn- 
tarejfe nicht berühren, find Die Sirchenbiener zwar befugt, aber 
nicht verpflichtet. Uebernehmen fie biefelben, fo flehen ihnen daz 
für auch die vorfcheiftsmäßigen Publications» Gebühren zu, die 
überall, wo fie zu zahlen find, nach den in der Verf. des Köngl. 
DL-Gerichts zu Bh vom 6. Januar 1818 (Amtsbl. 1818. 
©. 18, 19.) angegebenen Satzen zu berechnen. 

3) Das Publications d, wo es verlangt wird, ift von 
demjenigen auszuftelen, der die Bekanntmachung vercichtet; dafür 
bürfen aber feine Gebühren liguddkrr werden. 

4) Die Gott, haben in dieſen Angelegenh. die Correspondenz 
anzunehmen und zu befördern, auch darüber zu wachen, daß den 
Kirchendienzem nichts Anftögiges bekannt zu machen zugemuthet 
werde. Hierzu liegt die Verpflichtung in ihrem Amte und in ihz 
ter Stellung zu den Kirchendienern, wofür fie alfo keine Gebüh- 
ten Tiquibiren Wien, 

34. Conſiſtorialſchreiten v. 3. Januar 1800 beftimmt, daß 
bei Publicationen, nach der Sportel-Ordnung von 1793 verfah⸗ 
ten werben foll, daß alfo in Sachen von zehn bis funfzig Tha- 
iem an Werth für einmalige Publication ſache Groschen, von 
ſunſzig bis tauſend Thalern excl. zwölf Groſchen in Sachen üb. 
taufend Thaler funßzehn Grofchen genommen werden follen. 

15. Confiftorialfchreiben v. 10. Kuguſt 1800 beftimmt über 
bie Gebühren für Publications⸗Atteſte Folgendes: im Fal, wo 
bei den in der Kirche zu vereichtenden Publicationen dle Prediger 
beſondere Attefle darüber zu ertheilen, oder eine beſondere Corres 
fpondenz darüber zu führen haben, müſſen ſolche Artefte m Saz 
chen unter funfgig Thaleen mit ehs Groſchen, von fd bis 
tauſend Thalern mit zwölf Groſchen, und über taufend Thaler 


mit er und zwanzig Groſchen noch beſonders, außer den Publis 
DE nk werben. $ 

16. Verordn. v 5. Mai 1813 (Ge. S. 1813 S. 95.) 

F. 3. . fol für alle, die auf dem Berte der Ehre 
Barten, in jeder Kirche eine Tafel auf Koſten der Gemeinden er- 
tichtet Werden, mit der Aufſchrift, 

Aus diefem Kirchſpiele ſtacben für König und Vaterland. 

Unter dieſer Aufſchrift werden die Namen aller zu dem Kirs 
Did gehörig geweſenen Gefallenen eingefehrieben. Oben an die, 
welche das eiferne Kreuz erhalten, ober beffelben würdig geweſen 
wären. 

17. K. O. v. 7. Februar 1815 (Geſ⸗S. 1815 S. 10) beſtimmt, 

daß die Denkmünzen nach dem Tode ihrer Befiger bei den Kirch“ 
fpieten, zu weichen die Verstorbenen gehörten, aufbewahrt werden 
folen. Eben fo find ven allen Befigem der Denkmünze (fobatd 
fie das_ftehende Heer verlaſſen) in den Kirchſprelen Namensver⸗ 
geichniſſe zu führen, welche ganz einfach angefertigt, zur beſſeren 
Üsberficht in den Sakrifteien angebeftet werden follen. Wer nach 
der Verordnung v. 30. October v. J. der Denkmüinze vertuftig 
gebe, wird aus dem Betzeichniſſe geriden, und die Denkmünze 
muß in ſolchem Fall an die General ⸗Ordens⸗Commifflon durch 
die Drtebehörde eingeſandt werden. 

18. B. d R. zu K. v. 7. April 1815 (Amtsbl. S. 117) ertheite 
den Geiftlichen die erforderliche Anweſſung über die Ausführung 

O. v. 7. Februar 1815. 

. B. Gerichts v. Jnfterburg v. 11 April 1815 
(G. Amtsbt. 1815 S. 181) weifet die Gerichte an, den Pfarrern 
desienigen Kiechſpiets, Afen Parochianen die Küiesden münze 
mittelft Exkenntnifjes abgeſprochen ift, davon Nachricht zu 6 50 

20. V. d. R. zu M. v. 10. April 1815 (Amtsbl. 1815 S. 102) 
macht die K. D. v. 7. Februar 1815 bekannt und verſicht bie 
Geifktichen mit Anwelſung über deren Ausführung. 

21. V. d R. zu M. v. 12. Dechre. 1837 (Amtsbl. 1837 O. 373) 
bringt in Folge höheren Auftrags zur allgemeinen Kenntniß, daß 
in den Gedächtniftofeln mur allein die vor dem Feinde gelle 
benen Krieger verzeichnet werden dürfen, und veranlaßt die Gei 
lichen der in der Geſ.⸗S. pr. 1813 S. 05 beſtadl. Alerh. B. 
ordnung und dem denselben Gegenſtand bett. Gefege v. 7. Febr. 
1815 keine weitere Ausdehnung zu geben, als darin geſtattet wor⸗ 
den ift. Bu dieſem Ende find die Gedächtniß⸗Fafein einer forge 

fältigen Berichtigung zu unterwerfen. 
Gire. d. R zu S 


22. v. 12. Decbr, 1837 No. 2 ordnet daffelbe 
am, wie die A. zu M. in der vorfiehenden Verord. vom 12. De 
cember 1837, 

mere 0. Rov. 1897 Co. 8, Ann, 1897 ©. 074) ent- 
hätt die Beſtimmungen, welche durch d. Verord. d. N. zu M. u. 
das Circ. d. N. zu K. v. 12. Decbr. 1837 befannt gemacht find. 

24. Circa- Berf. v. de. zu K. v. 11. Mai 1830 No. 1%, K. ©. 
macht bekannt, daß des Könige Maj. mittels K. O. v. 1. Febr. oi. 
nachzulaſſen geruht hat, daß von der Abſtellung der Unregelmäfig- 
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keiten, welche in Anfehung der Gedächtnißtafeln in verſch. Kirchen 
ſchen ſtattgefunden haben, abgeitanden werde; aber wiederholt ge 
mifibilligt, daß von den Behörden auf die Diesfälligen Vorfcheiften 
nicht genau geachtet worden, auch zugleich nachdrücklich anbefohlen, 
daß auf die biesf. Vorſchriſten genau gehalten werden und künftig 
dergl. Abweſchungen nicht mehr verkommen follen. 

25, Hofreſeript d. 20, September 1809 (v. K Annalen 1838 
©. 030): Unfern ic. Es ift Lé unſchickgch, daß öffentliche Gee 
Vaude, ganz vorzüglich aber Kirchen- und Cchulgehäude zu Waa- 
rn Niederlagen oder irgend einem andern Privat⸗ Gebrauch, 5. B. 
zur Aufbewahrung von Waaren und Vorräthen, zum Trocnen 
von Weiche auf den Dachböden, benutzt werden, und wit wollen 
Heim Mißbrauch, wo ſolcher ftattfindet, um fo mehr ohne Aus⸗ 
nahme fofort abgeftelt wiſſen, als baburd auch Feueregeſahr vers 
anlaßt werden kann. Ihe habt das Erforderliche deshalb zu verz 
fügen, befonders den Polizeibebörden die genausfte Controle wegen 
Vefolgung Eurer diesfälligen Befehle zur Pflicht zu machen, fo 
wie auch außerdem aus gleichen Gründen die Fortſchaffung aller 
Krams, Broda u dergl. Buden, welche an Kirchen oder andern öffente 
lihen Gebäuden angebaut find, schleunigst anzuordnen. 

$. 174. Die Kirchengebäude find von den gemeinen Laften 
des Staates frei, und grn alle Vorrechte der dem Staate 
zuſtehenden öffentlichen Gebäude. 

S. 175. Sie folen zu keinen Freiſtätten für Verbrecher 
dienen, ſondern die weltliche Obrigkeit iſt berechtigt, diejenigen, 
welche fid dahin geflüchtet haben, herausholen und ins Ge. 
fängniß bringen zu laffen. 

Benin . 176. Neue Kirchen können nur unter ausdrücklicher 

tung neuer Genehmigung des Staates erbaut werden. 3 
Kichen. 5. 177. Eine Kirchengeſellſchaft kann auf diefe Erlaubniß 

nur alsdann Anſpruch machen, wenn ſie erhebliche Gründe 
der Nothwendigkeit oder des Nutzens, und zugleich hinlängliche 
Mittel zum Bauen und zur Unterhaltung eines folden neuen 
Kirchenſpſtems ohne beſorglichen Ruin der gegenwärtigen und 
künftigen Mitglieder nachweiſen kann. à 
$. 178. Durch Einrichtung neuer Kirchen follen die Rechte, 
oder vom Staat genehmigten Verfaſſungen anderer ſchon vors 
handenen Kirchengeſellſchaften, nicht deeinträchtigt werden. 
Kirchen $. 179. Kirchengefäße und andere zum unmittelbaren 
"léft, gottesdienſtlichen Gebrauche gewidmete Sachen, haben mit den 
Kirchengebäuden der Regel nach gleiche Rechte. 

Anmerk. 1. Inſtruckion für die Klrchenvorſteher vom 
24. Detbs. 1801 §. 31 f. Anhang No. 20. 

2. Gire. d. K. zu 8. v. 23. October 1841 No. 8%, K. S. über 
die Veräußerung von Kiechengeräthſchaften f. Anhang No. 30. 

8, 180, Sorde Geräthfipaften kämen in der Regel nur 


73 


wegen einer bringenden Nothwendigkeit, unter Genehmigun 

des Staates ard der geistlichen Obern veräußert EEN e 

$. 181. Doch konnen der Staat und die geiſtlichen Obern 
dergleichen Veräußerungen überflüffiger Rirhengeräthfänften 

auch wegen eines, für die Kirchengeſellſchaft zu hoffenden ſichern 

und überwiegenden Nutzens zulaſſen. 

$. 182. Wenn aber ſolche Geräthſchaften aus Stiftungen 
berühren, fo finden dabei die Vorſchriften des ſechsten Titels 

$. 73 u. f. w. Anwendung. 

$. 183. Kirchhöfe oder Gottesäcker und Begräbnißplätze, Kirchhöfe. 
welche zu den einzelnen Kirchen gehören, find der Regel nach 

das Eigenthum der Kirchengeſellſchaſten. 

Anm. 1. B. d. R. zu Königs b. v. . März 1830 (Amtsbl. 1830 
S. 80.) Eine Cabinete⸗Oedre vom 8. Januar d. J beftimmt, 

daß, um bei der Verfügung über die außer Gebrauch gelegten, 

öffentlichen Wegeäbnißpläge, nächſt den erforderlichen gefundheits- 

polizeilichen sach auch dem Andenken der Verſtorbenen bei 

der noch lebenden Generation ihrer Angehörigen die gebühren; 

Verüickjichtigung zu ſichern; den Kiechengemeinen oder Communen 

dh dor ache We Mëtt Wegrüönißpre im Der Reget 

nicht vor Ablauf von 40 Jahren feit erfolgter Schließung geftattet 
werben foll, eet, daß für etwa ausnahmsweife frühere Ber 
willigung, unter befonbern bie vordemerkte Müdficht erlsdigenden 

Zeta, Verhättniffen, die jedesmalige befondere Genehmigung bei 

dem zutreffenden Königl. Dinifterio eingeholt werden muß. Dec, 

bens verfteht es fih von ſelbſt, dag durch diefe Feftfegung die in- 
mittelſt freiftehende Benutzung der Plätze zur Graswerdung, Baum⸗ 
pflanzung oder auf andere dergleichen unanſtößtge Weiſe nicht hat 

befehränft werden follen. D 

Eech 

enthält im Mefentlichen bie nämliche Bestimmung, wie die vorz 

frhende der N. zu K. 

Beide find erlaffen in Felge des Min. Reſer. v. 28. Januar 

1830 (v. K. Ann. 1830 S. 183.) 

3. Die R. zu M. bat die K. O. v. 8. Januar im Amtsblatt 1830 
S. 106 publicitt. E 

5. 184. In den Kirchen und in bewohnten Gegenden der 

Städte folen Feine Leichen beerdigt werden. 

Anm. i. Eirc des Etats- Minii. u. der Oſtpr. Kriegs⸗ u. 
Domainen- K. v. 25. November 1700, die Verlegung der 
Kiechhöͤfe außerhalb der Städte und Dörfer betr. [. Anh. No. 31. 

— d. R. zu K. v. 25. April 1811 (K. Amtsbl. S. 37) hat 
angeordnet: daß in Hinſicht des Veifegens der Leichen in Gewöl⸗ 
ben, die beſtehenden Gefege, wonach weder in Kirchen noch in 
bewohnten Gegenden der Städte, da fid bort keine Kirhhöfe 
befinden, und nur auf NKischhöfen Beerdigungen _ftattfinden 
follen — Leichengetwölbe angelegt werden dürfen, im Allgemeinen 
ost zu erhalten find: in befonbern, unter den beſtehenden Gez 
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bn nicht En begriffenen Fällen aber, wo von der ferneren 

enutung eines Gewelbes erhebliche Nachtheile zu beforgen find, 
die Polizei demnach einwirken, und die Sache bei der vorgefegten 
Behörde befonders zur Sprache bringen fol. 

3. V. d. R. zu D. v. 4. M. 4 1822 (D. Amtssl. S. 178) 
bringt den g 184 IL II. A. L. R. zur ſtrengen Befolgung in 
Erinnerung. 

4. R. v. 22. November 1832 (v. K. Ann. 1832 S. 927) untere 
scheidet zwiſchen Beerdigung der Leichen in den Kirchen und den 
mit dem Kiechenraume in keiner Verbindung stehenden, daneben 
gelegenen Kirchengewölden, und findet die letztere unter Beobachtung 
der fanitätspoligeilihen Rückſichten zuläßig. k 

5. R. v. 18. Juni 1819 (v. K. Ann, 1819 ©. 415) macht bes 
merklich, daß der $. 184 II. II. A. L. R. nur von Kirchen und 
bewohnten Gegenden der Städte, nicht aber von Klechböfen auf 
dem platten Sande redet, und daher die Königl. Reg. die Berle⸗ 
gung der Kirhhöfe in den Dörfern nicht wird erzwingen fon, 

Sodann fol nach $. 764 ibid. die Antezung neuer Begräbs 
nifpfäge nur aus erheblichen Gründen unter ben 0 ber gie 
lichen Obern und der Polisi Borpefaten erfolgen, E8 ift aber 
anzunehmen, daß biefe erheblichen Gründe nur felten eintreten wer⸗ 
den, da nicht alle Kirhhöfe der Städte in den bewohnten Gegen⸗ 
den, fondern mehrenthells etwas entfernt liegen und über bies der 
beſorgliche Nachtheit, von dem man ſich überhaupt zum Theil eine 
zu große, Borftellung gemacht hat, dadurch gebaben werden fanm, 
daß die Gräber tiefer angelegt und nicht zu früh zur neuen Ber 
nutzung wieder geöffnet werden. In jedem Falle ift es nicht 
räthlich, ohne bringende Veranfaſſang an den Muheititten der 
BVoreltern zu rühren. Die K. Reg. mag daher den Fal der Noth⸗ 
wwendigkeit Jedesmal einer forgfältigen Prüfung unterwerfen und 
ibre Diesfäflige Anordnung in ihrer Allgemeinheit zurücknehmen. 
Wenn aber der Fall der Verlegung eintritt, (o ift zu unterscheiden: 

a) ob der bisherige Kirchhof (wie nach S. 183 zu präſumiren 
if) einer Kirchgemeine gehört; in biefem Falle hängt es von der 
Ñire ab, ob fie den neuen Kirchhof anlegen und dagegen die 
Einnahme für die Grabſtellen beziehen will; oder 

EE beforgen will, oder 
auch ob der bisberige Kirchhof nicht der Kithe gerves 
fen ift. In e ale müſſen die Roften, wie jede andere Comz 
Dech don ber Gemeine aufgebracht neben, fa nicht am 
eine rechtliche Obfervanz ein anderes hierunter feftgefegt hat. Denn 
in biefem Falle gehört. dar Kirchhof der Gemeine und jedes Ger 
meinbegfied iſt berechtigt (mie . 701 vorausfegt) daran Theil zu 
nehmen, und es ift gar fein Grund abzufehen, warum für die 
fprjielen mad? cw Dot und after 
titiong-Modi feſtgeſcht werden follten. 

6. R. v. 13. Januar 1833 (v. K. Ann. 1833 S. 214) verfügt, 
daß Chauffeen nicht uber Kicchhöfe geführt werden dürfen. 

7. R. v. 12. November 1835 (v. K Ann. 1835 S. 1120) ſpricht 
im Weſentlichen liber die Verlegung der Kirchhöfe aus den Städten, 


e 
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Flecken und Dörfem die nämlichen Grumdfäge aus, welche in dem 
borerwähnten Refeript vom 18. Juni 1819 enthalten find. 

Polizei» Regulativ wegen EE der Leichen v. 
22. Mal 1811. Königs b. Amtsbl. 1811 S. 97. 

1) Der Todtengräber muß bei Antritt des Dienftes Dë vor 
allen Dingen eine möglichſt genaue Kenntniß von dem verſchiedenen 
Aue der auf dem Kirchhofe vorhandenen Gräber zu verschaffen 
ſuchen. 

% Die Zeit, weiche zur dolfiändigen Verweſung einer beere 
met Lich, oë Ib, LASE ſch im Allgemeinen nicht anges 
geben, fondern hängt von der Befchaffenbeit des Erdrechs und 
anderer Nebenumſtände ab. Vor Verlauf von 8—9 Jahren darf 
ein Grab unter keinen Umſtänden nicht einmal ſondiret, Überhaupt 
aber nit cher geöffnet werden, bevor der Sarg völlig, verwittert 
und in Staub aufgelöfet ift, auch bie Leiche DI in volflänbige 
Vertvefung übergegangen, und kein nachtbeilige Ausbünftung mehr 
fatefinden fann. Da die älteren Kircpenbebienten aus Erfahrung 
von dem hiezu erforderlichen Beitraume in Anſehung des Begräb⸗ 
nißpiages_ ihrer Kirche unterrichtet fein mëtten, fo baben fie den 
Todtengräber bei dem Anteitte feines Dienftes damit, bekannt zu 
machen. Dieſte ift dann verpflichtet, vor Ablauf. eines ſolchen 
Zeitraums durchaus kein Grab wieder zu öffnen, er muß vielmehr 
bei Zeiten, und ehe noch der Kirchhof fo überfüllt it, daß ſich 
beine ledige Stele mehr auffinden läßt, den Kichenbedienten bie 
nöthige Anzeige machen. 

3) Alsdann find diefe verpflichtet, mit Buzisfung des vorge⸗ 
gelebten Kreise ober Stadtphyfitus zu unterfuchen, in wiefern der 
bisherige Begräbnifptag_ nach Beſchaffenhelt feines Erbrelchs und 
dergleichen, noch ohne Nachtheil beizubehalten fei oder nicht, und 
der unterzeichneten Regierung in einem gutachtlichen Bercht die 
Lage der Sache vorzustellen, damit erforderlichen Falls wegen Ers 
weiterung des alten oder Anlegung eines neuen Kirchhofes, die 
nöthige Verfügung von Polheitvegen erlaſſen werden kann. 

4) Nachſt dem Todtengräber werden auch die Kirchenbedienten 
tt, um jeber Werlegenheit vorzubeugen, bai verantwortlich ges 
macht, daß fie bei Zeiten von der bevorfiehenben Ueberfüllung des 
Kirchhofes Kenntniß nehmen. 

5) Wird ein Kirchhof neu angelegt, fo muß der Todtengräber 
nach näherer Anvelſung der Kirhenbedienten hei Fertigung der 
Gräber eine bejlimmte, der Lofafität augemeſſene, Reihenfolge 
beobachten, fo daß erft alsdann, wenn alle noch ledige Plätze mit 
Leichen angefüht find, die erſte Grabſtelle unter der F. 2. enthal⸗ 
tenn Bedingung wieder geöffnet und zur auen einer zwellen 
Leiche gebraucht werden darf. Um den Austritt der Ausdünſtungen 
aus dem nur kürzlich zugeworfenen Grabe zu vermeiden, muß das 
mäcfte Grab nicht in ber nämlichen, fonbern in der folgenden 
Reihe gemacht werden; fo daß daſſelbe alfo nicht mit der breiten 
Seite, fondern mit einer der beiden Enden ſich an das vorige Grab 
anſchließt. Auch ift zwischen jeder Reihe der Grabstelle ein Zwi⸗ 
ſchenraum von einem halben Fuß frei zu laſſen. 
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0) Iſt der Kirchhof ſchon ganz oder zum Theil mit Leichen 
wg fo mäflen, nadbem alt noch feri. gebliebenen: Pläge bez 
nußt worden, jtdesmal die älteſten Grabſtellen aufgeſucht und nur 
diefe, wenn die Beſtimmung des $. 2 es anders erlaubt, aufs 
neue zur Beerdigung angewendet werden. 

7) Wenn ber Tobtengräber der Bestimmung des $. 2 ungeach⸗ 
tet dennoch in einem oder dem anderen Falle bei Fertigung eines 
Grabes auf noch nicht völlig verweſete Theile einer Leiche ſtoßen 
foltte, fo ift er, bei Vermeidung nachbrückicher polzellcher Anz 
dung verpflichtet, ein ſolches Grab gleich wieder zu verfhütten, 
obne jene eberttſte welter zu berühren, vielweniger fie aus den 
Grabe zu werfen, oder wohl gar draußen unbedeckt liegen zu laſſen. 

8) Ohne jedesmalige beſondere Anweiſung von Seiten des 
Pfarrers darf kein Todtengräber es fih bekommen laffen, für 
irgend Jemand ein Grab zu machen, vielmehr ift er bei Strofe 
der Dienftentfegung gehalten, der Obrigkeit diejenigen anzuzeigen, 
welche ihn zur heimlichen Beerdigung einer Leiche auffordern. 

9) Jedes Grab muß wenigſtens 6 Fuß tief, und für die eiz 
chen, der an den Pocken und anderen anffeckenden Krankheiten 
geſtorbenen Perfonen, nach der ſchon beſtehenden Verordnung 
9—13 gu tief gemacht werben. 

10) Damit auch bei dem Berfenten ber Reichen Erin Hinderniß 
und Aufenthalt ftattfinde, muß der Todtengräber vorher ein ge⸗ 
naws Maaß von dem Garge nehmen, und darnach die Länge 
und Breite der Grube einrichten. Sollte das Grab nachher zu 
fott befunden werden, fo verfällt der Todtengräber in die gebüh⸗ 
dende Strafe. 

11) Weder vom Sarge noch von der Bekleidung und fonfti- 
8 a ee Sta 

ebabls, weiche mit Eörperlicher Züchtigung wird (Alg. 
£. R. To. II. Tit. 20. §. 1152 ri, SE etwas zu feinem 
Nupen verwenden. 

12) In den hier benannten, ſowie in allen übrigen, durch gez 
genwärtiges Megulatio nicht bestimmten, Fällen find bie Tobten- 
geäber verbunden, den Anweifungen det vorgefesten Polizeibehörs 
den und der Kirchenbedienten, pünktlich Folge zu leiſten. 

13) Die Tobtengeäber find durch die ihnen vorgefegten Kire 
en Über die Beſtimmungen dieſes Regulativs genau zu 
unterrichten. 

14) An Orten, wo keine beſondere Tobtengräber angeſtelt find, 
SE „dennoch obige Vorſchriften nach näherer Anweiſung der 
Kir henbedienten ebenmäfig befolgt werden. —. 

Nach nähere Berſchlfge, die zweckmäßige Anlegung und Ber: 
ſchönerung der Kiechhöfe betreffend, find gemacht in d. B. d. R. 
. 24. Auguft 1811 (K. Amtsbl. 1811. S. 232) und wies 

empfohlen K. Amtsbl. 1814. ©. 350 (unter dem 17. 
Juni 1814). Auch die R. zu Gumbinnen hat durch die Dis 
San 2. Die, ën Ee Ann. i Besch 954) i 
andräthe angemisfen, auf die Erhaltung und nerung der 
Degribnißptäge Hinzumirken. — 
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$. 185. Bei Verlegung der Begräbnißpläge können dit- 
jenigen, welche bisher erbliche SEN in den Kir⸗ 
chen beſeſſen haben, die unentgeldliche Anweiſung eines chick, 
lichen Platzes dazu auf dem neuen Kirchhofe fordern. 

Anm. K.. v. 17. Detbr. 1822, mitgetheilt durch M, v. 10. 
februar 1823 (v. K. Ann. 1923. S. 85). Die Beerdigung und 
eifegung in den eigentlichen Erbbegräbniſſen ift ferner E ‚geftatz 

ten, auch wenn Mangel an Naum die Schliefung des bisherigen 

Sch nöthig gemacht hat, oder foldes der Geſundheit wegen 

gefepeben ift. 

. 186. Ohne Anzeige bei den gräifen Obern folen 
Leichen anderswo, als auf einem öffentlichen Kirchhoſe nicht 
begraben werden. 

nm. 1. K. Umtsbl. Verf. v. 27. Juni 1811 (Amtsbl. 1811. 

S. 140) und B. d. N. 4 ©. v. 17. Mai 1820 (G. Amtebl. 

1826. S. 303). Es ift verfciedentlic der Zall_vorgefommen, 

daß Bewohner von Candgliteen, Dorfsinfaßen und Bürger in den 

Städten auf ihren Grundflüden eigene Begräbnißplätze eingerichtet 

baben, ohne Mem die Genehmigung der vorgefepten Behörden 

eimubolen. Die unterzeichnete Regierung ift nun zwar nicht abe 
geneigt, die Anlegung solcher Begräbnigpläfe, wenn es bie Localz 
ale, derftatten, nachzugeben, und wird fogar, da das Begras 
ben der Leichen in bewohnten Gegenden nicht mehr Statt finden 
foll, auf die batbige Entfernung ſämmelicher Begräbnifpläge aus 
den Städten und Dörfern möglicht Bedacht nahmen; dagegen 
kann deren wilkführliche Eineichtung als gänzlich Kap ungemibrig, 
nicht ferner geduldet werden. Es wird daher ein Feder, der die 
nen eigenthümlichen oder neuen Vegräbmißping anzulegen wünſcht, 
angetviefen, der Regierung hiervon Anzeige zu machen, und deren 

Genehmigung dazu einzuholen, damit fie zu of, die in pofigeilis 
her Nücficht erforderliche Ortsunterfuchung veranfaffen, und die 
Einkünfte der Kirchen und Nircjenbebienten, die dabei ber 
4.90 Seite möchten, fider ſtelen ann. Vergleiche 
. 704. d. Tit. 

Ki d. R. 3. G. v. 9.-Junt 1835 (O. Amtsbl. S. 561): Die 

Anlage neuer Begräbnifpläze ohne vorgängige Erlaubniß der Pos 
Uigeibehörbe it bei Vermeidung angemeffener Poltzeſſraſe ſrenge 
umterfagt. Die Landräthe und Geifttihe haben auf pünktliche 
Befolgung tiefer Vorfchrift zu wachen und jede zu ihrer Kenntnß 

de Contravention der Regierung unverzüglich anzuzeigen. 
ie B. vom 14. Januar 1837 (G. Amtsbl. 1837. S. 02) 

Test die ee Poltzeiſtrafe auf ein bis fünf Thaler feft. 

3. B. der N zu D. v. 28. Januar 1821 (D. Amtsbl. 1821. 
©. 67): Das Begraben von Leichen an Orten, bie keine öffent⸗ 
liche Kirchhöfe find, und das Anlegen neuer Begräbnifpläge ohne 
höhere Erlaubniß ift verboten, und haben die Landräthe darauf 
zu ſehen, daß die Gontravenienten zur Unterſuchung gejos 


gen werden. r 
4. Gire Berf. d. R. 3 R v. 6. Mai 1840 Nro. / K. S. 


e 


18 
Die Anlage von ſogenannten Mogillen betreffend. Siehe An- 
Nia. 32. 


5. B. d. R. z. O. v. 3. Mai 1841 (Amtsbl. 1841, S. 107): 
Damit nach F. 764. II. 11. A. L. R. die Zuläſſigkeit einer Ane 
loge neuer und beſonderer Begräbnißplätz gehörig geprüft und 
darüber entſchieden werden kann, wird ein jeder, welcher eine olhe 
Anlage bezweckt, angetviefen, fein besfalfiges Geſuch bei dem Marz 
zer des Kicchfpiels anzubringen, in demfelben die Gründe für daf 
Wir und ben Det der neuen Ange genau angugeben und, ju ber 
zeichnen, fo wie auch über Hd Punkte, über welde der Pfarrer 
aen nähere Auskunft verlangt, legtere protofolfarifeh oder Man, 
15 abzugeben. — Geſuche dieſer Art, welche anderweitig ane 

racht werden, werden ohne weitere Berückſichtigung und Bez 

Mid dem Beeler zurn gehen, um fie vorgefchriebenermaßen 
angubringen. 

6. Inſtruct der R. zu O. über die Anlegung befonderer 
Begräbnißplätze, v. 5. Mai 1841 (Mint. 1841. S. 108). 
f. And. Nro. 32. a. 

7. Vergl. F. 764. d. Tit. 

8. Reſe. an die Königl Regier. bieffeits der Weſer v. 25. 
Mai 1832. Ul. 8356 (abgedruckt in Schimmelfennig's Preuß. 
direkten Steuern. Potsdam, 1843. Tol L S. 105). Es find 
Barber Zweifel entstanden, ob Domains und Forſtzrundſtücke, 
welche zu allgemeinen Begräbnigpligen veräußert werden, der 
Grundſteuer zu unterwerfen feien. Mit Rüdficht darauf, daß 
dergleichen Begräbniplätze zum Öffentlichen Nuten dienen, bes 
ſtimme ich ſedoch hiermit zur Beſeitizung jeden Zweifels, daß 
folde von der Beſteuerung aus unehmen, und alfo auch bie zu 
diefem Zwecke zu veräußeenden Domainenz und Forſtgrundſtücke 
mit einer Grundſteuer nicht zu belegen find: 

8. 187. Niemand fann durch Veranſtaltung eines ſolchen 
Privatbegräbniſſes der Kirchencaſſe und der Geiſtlichkeit die ih- 
nen zukommenden Abgaben entziehen. x 
Anm. B. b. R. 3. K. v. 2. Novbr. 1817 (K. Amtsbl. 1817. 

©. 450). Für das Anwelſen der Grabſtele und für bie Auſſicht 
beim Gensmachen kann der Glöckner bis ſechs Preufifce Ge, 
ſchen fordern. 8 
„ 188. Ohne Erkenntniß des Staates fol Niemanden 
das ehrliche Begräbnſß auf dem öffentlichen Kirchhofe vere 
fogt werden, 

Anm. A. L. N. Tü Il. Tit. 20. 8. 803. Sabſtmötder folen 
zwar nach ihrem Tode nicht befcimpft werden, aber doch alles 
Seen, womit fonft das Noſterben und Andenken anderer Leute 
von ihrem Stande oder Range geehrt zu werden pflegt, verlustig 
fein. F. 804. Leute, die fidh MN das Leden nehmen, um ei» 
ner durch grobe Verbrechen berwickten infamirenden Strafe Fé 
entziehen, follen nach Befinden, des den Prozeß birigirenden 
richts, auf dem Richtplage verfchartt werden. H 

$. 189. Auch die im Staate aufgenommenen Kirchenge⸗ 
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ſelſchaſten der verſchiedenen Religionsparteien, dürfen einander 
wechſelweiſe in Ermangelung eigener Kirchhöfe, das Begräb⸗ 
niß nicht sel e 
8. 190. Wo der Kirchhof erweislich nicht der Kirchenge⸗ 
ſellſchaft, ſondern der Stadt oder Dorfgemeine gehört, da kann 
jedes Mitglied der Gemeine ohne Unterſchied der Religion auch 
auf das Begräbniß daſelbſt Anſpruch machen. 
Anm. 1. G. Amtsbl. Verf. v. 8. Juni 1815. ©. 208. Wenn 
biefige Eatholifche Unterthanen keine eigene Begräbnißpläge befigen, 
und véi anderwo eingepfartt find, fo werden fie auf dem gee 
meinfamen Gottesader vom Drtsprediger gegen die Gebühren bes 
graben, es wäre denn, daß fie vorzögen, die Leiche an einem fas 
tholifchen Orte beerdigen zu laffen, in welchem Falle fie blos für 
die Eintragung in bas Todtenregiſter, die fonft gewöhnlichen palz 
ben Gebühren zu entrichten haben. 
Bekannem. d. Conſiſt. z. K. v. 6. Juni 1834 (v K. Ann. 
1834. S. 372; K. X. 1834. S. 182; G. A. 1834. S. 410; D. 
A. 1834. S. 149; M. A. 1834. S. 184) ordnet an, daß da, wo 
eigene Dilitair-Nirdhöfe nicht vorhanden find, bel eintretender 
nutzung der Veerbigungspläge der Civil- Kirchengemeine in Ber 
ziehung auf die Beerdigung der Ofſtziere und deren Angehörige 
die Grundfäge und Obfervanzen zu beobachten und diejenigen Ges 
bühren zu entrichten. find, welche ortsüblich und obfervangmägig, 
entrichtet und mit Genehmigung der competenten Behörden erbos 
ben werden, in foreit die Militale-Sirchenerdnung vom 12. Str 
bruar 1832 oder andere legale Beſtämmungen nicht örtlich oder 
allgemein ein Anderes feitfegen. 

. 191. Das bei einer Kirche befindliche Geläute iſt in 
der Regel als ein Eigenthum der Kirchengeſellſchaft anzuſehen. 
Anm. R. v. 30. Funi 1942 (Min. Bl. 1842. S. 263): Der 

Anfiht der K. Reg. in Ihrem Berichte v. 21. Marz c. daß die 

Bestimmung darüber: in welchen Fallen die Benutzung des Kirs 

chengeläutes für andere als Eicchliche Zwecks zu geftatten fei, nicht 

der kirchlichen Behörde überlaffen bleiben könne, vermögen wir nicht 

Scan. 

Die Kirhengloden find, wie bie Kirchen im Allgemeinen Ei⸗ 
yenthum der kiecht. Gemeinde, und wenn es zwar in geeigneten 
Fllen kemem Bedenken unterliegt, in zum Theil in der 
lechwendigktie beruht, ihren Mitgebraud) für außerkiechl. Zwecke 

bene andern fo ug bod dis Getheitung ber ot Eriaubniß von 

aner andern, als von der kirchlichen Behörde ausgehen. — 

nächſte Instanz hierbei, foweit es namentlich auf eine Beurthel⸗ 
lung der Schicklichkelt des beabſichtigten Gebrauchs der Glocken 
ankomme, find die Pfarrer an den betr. Kirchen, denen man es 
in der Megel füglich überlaffen kann, nach ihrer Erkenntuiß und 

Erwägung der Örtl. Verhältniſſe und der ſonſtigen maßgebenden 

Umftände, Üiber die Geftattung des begehrten Gaues das Mir 
gie u beffimmen, Sollten ſich bei ihnen Mifgeiffe bierin, durch 
Julaſſung des außerkircht. Läuteng bei nicht geeigneten Weranlaffun« 


» 


Sait, 
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gem oder durch Versagung billiger Mot. Anträge bemerken laffen, 

fo fann bie Abgülfe durch beridtigenbe Anwsifungen der vorgefege 

ten kirchl. Behörde getroffen werden. Allgemeine beſtimmte Bors 

ite laffen fih hierüber nicht füzlch ertheilen, da es bei Abe 

meſſung des richtigen Verfahrens zu einem großen Theile auf den 

an dem betr. Orte oder in der Gegend etwa bereits herkömmli⸗ 

chen Gebrauch und die fonftigen Umftände des jedesmaligen Fale 
les ankommt. 

$. 192. Wo nach Verträgen oder hergebrachter Obſervanz 

auch eine andere Gemeine oder Rellgionspartei auf den Ge- 

brauch beffelben Anſpruch machen kann, da kann demnach 

diefer Mitgebraud während des Gottesdienſtes der Kirchen⸗ 

geſellſchaft, welcher die Glocken gehören, nicht verlangt werden. 

. 193. Die vom Staate ausdrücklich aufgenommenen 

„ Kirchengeſellſchaften find, auch bei Erwerbung, Verwaltung 

und Veräußerung ihres Vermögens anderen privilegirten Cor⸗ 

E gleich zu achten. A. L. R. Tit. 6. 5. 70, 71, 72, 

L u. ſ. w. 

Anm. R. v. 20. Juli 1829, betr. die Eintragung des Befigtitels 

in ug Kürchengeſelſchaft oder Schul: Socistät. f- 
nhang Nro. 33. 
$. 194. Keine Kirchengeſellſchaft kann ohne ausdrückliche 

Bewilligung des Staats liegende Gründe an ſich bringen. 

Anm. 1. vergl. 8. 219 folg. d. Tie u. $. 047. 648. b. 

2. R. v, 9. Mai 1820 Co K. Ann. 1826. S. 355), dag zur 

Erwerbung eines_Grundftücs für die kathollſche Kirche die Ger 

ehmigung von Seiten des Dberpräfidenten zu_ertheilen ift- 
N. v. 15. März 1832 (v. K. Ann. 1832. S. 100): Um dm 
Bweifeln zu begegnen, welche fowol von Verwaltungs, als Ges 
eichtsbehörben aus den Befimmmgen des T 194. 219—220. 
648. II. II. A. L. R. über die Staatsbehbede entſtanden find, 
welche bie bier vorbehaltene Genehmigung der Erwerbung u. Berz 
Äußerung von Realitäten der kiechl. und Schul Anſtalken zu ere 
theilen hat, wird Hierdurch feſtgeſett, daß diefe Genehmigung: 

1) bei jedem Erwerb von Grunöſtücken, 

2) bei Veräußerung von ganzen Laudgütem und Häufern bei 
dem Minifterium nachgefucht werben foll, und 

3) in allen übrigen Fällen von den Königl. Regierungen 
zu ertheifen ift, welche rückſſchtuch der Fathelifchen Biſchsſe deren 
verfaſſungsmäßige Rechte auch hierbei nach 8. 18 der Dienſt⸗In⸗ 
firuction v. 23. Detbr. 1817 zu beobachten haben. 

3. 195. Ohne Vorwiſſen und befondere Erlaubniß des 
Sberhauptes im Staate, darf bei Strafe des doppelten Erſatzes 
keiner ausländiſchen Kirche etwas verabfolgt werden. 

5. 196. Dieſe Strafe trifft denjenigen, auf deffen Berans 
ſtaltung die Sachen oder Summen den ausländiſchen Kirchen 
ausgehändigt worden. 

Geſchenke u. 8. 197. Auch inländiſche Kirchen dürfen ohne beſondere 
a 
Dä 


Uebriges. 
Vermögen. 
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Einwiligung des Staates Geſchenke und Vermächtniſſe, welche 
die Summe von fünfhundert Thalern überſteigen, nicht an. 
nehmen. 

Tum. 1. Gef. v: 13. Mai 1833, betr, die Schenkungen an Mirz 
hen und Gat. Gefetfchaften fo wie an andere Anflatten und 
Zorte (Gefeg- Sammlung 1833. S. 40). Siehe An- 

ee, 34. 

2. Keis v. 22. Mai 1836 (Get, E, 1836. S. 105): Zur Bers 
einfachung des Gefchäftsganges beftimme Ich hierdurch, daß in 
allen Fallen, in denen Schenkungen und base Zuwendungen 
zu Meſſen nach dem Gefege v. 13. Mai 1833 der landesherkli⸗ 
chen Genehmigung bedürfen, diefe von jegt an durch das Minifter 
rium der geift. Angelegenheiten ertheilt werden foll. 

3.8.9. v. 10. April 1836, mitgetheilt duch R. v. 2. Jun. 
1836 (v. K. Ann. 1836. S. 340) deklaritt den F. 2. b. G. v. 
13. Mai 1833. ſ. Anh. Nro. 35. 

4.8.0 9 Min 1834 1e 8 dun, Tne. ©. 097) a 
daß das Geſetz von 13. Mai 1833 über das Neſſort- Verhältniß 
in Wat ber externa in Kirchenſachen nichts geändert habe 
und daß daher die Anzeige jeder Schenkung oder rptwilligen Bu- 
wendung an eine Kirche oder fonftige geiftl, Stelle ober derglacchen 
Jytttut nach wie vor der Regierung zu erftatten fei, 

5. R. v. 20. Octbr. 1834 (v. K. Ann. 1834. S. 930) beftimmt, 
daß unter der vorgefepten Behörde, weicher nach $. 1. des G. y- 
13. Mai 1833 eine Zuwendung anzuzeigen ift, die der betr. Anz 
ſtalt oder Corporation zunächſt vorgeſchre Inſtanz und zwar was 
die Kirchen u. Schulen ſowol evangelifcher ais katholiſcher Seits 
anbelangt, die Königl. Neg. verftanden wird, 

60. N v. 27. Derbe. 1834 (v. K. Ann. 1834. S 431) beftimmt: 

aß das Bd vom 13. Mai 1833 wegen der Schenkungen und 
Vermähtmiffe an milde Stiftungen ır. in den geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen über bie Fähigkeit Verträge abzufchließen, nichts geandert 
bat, indem der Zweck beffeiben nun dahin geht, fejlzuftelien, in 
welchen Faden die landespotizeiliche Crlaubnif zur Annahme der 
fraglichen Zuwendungen einzubolen i. Hieraus folgt von ſelbſt, 
daß wenn eine Commune nach der beſtehenden Communal⸗Ver⸗ 
im zum Abſchluſſe von Verträgen der Genehmigung der 
erung, als der ihr hierin zunächſt vorgefepten Behörde bedarf, 
diefe auch bei Schenkungs⸗Verträgen, ohne Rücckſicht auf den Ber 
trag der geſchenkten Summe eingeholt werden muß. 

7. R. v. 22. Dez 1835 (v. K. Ann. 1835. S. 1034) bestimmt: 
Daß durch das Gefeg vom 13. Mai 1833 die Genehmigung des 
wie, Ki een von Grundftücen zur todten Hand nicht 
a bn 

8. 8,:D. v. 21. Juli 1843 (Geſ.⸗S. 1843. S. 322): Wir x. 
verordnen zur Erganzung der 88. 1, 2 und J des Geſezes vom 
13. Mai 1833 über Schenkungen und letwillige Zuwendungen 
an Anſtalten und Geſellſchaften auf den Antrag unſeres Staats- 
E 0 
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miniſteriums und nach vernommenem Gutachten einer aus Mit- 
gliedern tes Staatsraths ernannten Commiffion, was folgt: 

1) Soll eine Zuwendung, deren Vertheilung an Einzelne der 
Geber weder ausdrücklich beſtimmt, noch ausgeſchloſſen hat, nach 
dem Beſchluſſe der bedachten Anſtalt oder Geſellſchaft, an Eins 
zelne vertheilt werden, fo bedarf e8, fofeen die Zuwendung 
nicht mehr als Tauſend Thaler beträgt, der im §. 1 des Gez 
ſehes v. 13. Mat 1833 ‚vorgefehriebenen Anzeige an die vors 
gesetzte Behörde nicht. 

2) Usberfeige die Zuwendung Taufend Thaler, fo ift auch in 
dieſem Falle zu deren Gültigkeit Unſere landeshetrüche Genehmi⸗ 
gung erforderlich. 

$. 198. Geſchenke und Vermächtniſſe von höherem Wer- 
e SI erſt durch die Genehmigung des Staates ihre Gül- 
tigkeit. 

$. 199. Ert mit dem Tage da diefe Beftätiguny dem 
Geſchenkgeber oder Erben bekannt gemacht worden, nimmt deſ⸗ 
fen Verbindlichkeit zur Entrichtung des Geſchenkes oder Ber. 
mächtniſſes ihren Anfang. 

$. 200. Dergleichen Geſchenke oder Vermächtniſſe zur tod» 
ten Hand können nur in fo fern auf die Genehmigung des 
Staates Anſpruch machen, als ſie die Summe von fünfhundert 
Thalern nicht überſteigen. 

§. 201. Mehrere Zuwendungen von einerlei Geſchenkgeber 
oder Erblaffer werden, wenn fie auch zu verſchiedenen Zeiten 
beſtimmt worden, in eine Summe zuſammengezogen und auf 
obigen Betrag herabgeſetzt. H 

S. 202. Beſteht die Zuwendung in einer jährlichen 
fortwährenden Präſtation, ſo ſoll der Betrag derſelben mit 
vier von hundert zu Capital gerechnet, und wenn er alë: 
dann die erlaubte Summe überſteigt, bis auf fo weit herabge⸗ 
fegt werden. S 

F. 203. Iſt das herabgefeßte Geſchenk mehreren Kirchen 
gewidmet, fo hängt die Bertheilung der von dem Staate ge- 
biligten Summe von dem Gutbefinden des Gebers ab. 

$. 204. Hingegen muß bei einem für mehrere Kirchen 
beſtimmten und berabgeſetzten Bermächtniffe, die Vertheilung der 
gebilligten Summe, vom Staate nach der wahrſcheinlichen Ab- 
ſicht des Erblaſſers beftimmt werden. 

S. 205. Auch kann der Staat, wenn es dieſer Abſicht 
nicht offenbar entgegen iſt, die ganze gebilligte Summe, der 
unter mehreren berufenen Kirchen befindlichen unvermögenden, 
mit Ausſchließung der hinlänglich verforgten Kirchen zuwenden. 

S, 206. Unter dem auf fünfhundert Thaler eingeſchränk⸗ 
ten Betrage der Geſchenke und Vermächtniſſe fol dasjenige 
nicht mit begriffen fein, was für Seelenmeſſen, die gleich nach 
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dem Tode zu leſen fat, den katholiſchen Prieftern auf die Hand 
vertheilt worden. A 

F. 207. Doch darf auch ein foldes Vermächtniß die 
Summe von fünfhundert Thalern nicht überſteigen. 

5. 208. Wenn ein Geſchenk oder Vernächtntß zur Ber⸗ 
beſſerung des Auskommens der bei einer Kirche angeſtellten 
und noch nicht hinlänglich verſorgten Prediger oder anderer 
Beamten gewidmet ift; fo fol darüber auch auf einen höheren 
Betrag bis zur wirklichen Nothdurft die Einwilligung des 
Staates in der Regel nicht verſagt werden. 

F. 209. Ein Gleiches findet Statt, wenn das Geſchenk 
oder Bermächtniß zur Wiederherſtellung oder Reparatur eines 
ſchon vorhandenen kirchlichen Gebäudes beſtimmt iſt. 

$. 210. Dem Staate allein aber gebührt die Beurthei⸗ 
lung, ob die Unterhaltung eines ſolchen Gebäudes für die 
Kirchengeſellſchaft, der es gewidmet ift, nothwendig und nütz⸗ 
lich fei. 

i 5 211. Zum Bau neuer Kirchen finden Geſchenke und 
Vermächtniſſe nur im ſofern Statt, als der Staat nach . 176 
u. ſ. w. den Bau ſelbſt genehmigt. 

8. 212. Was Jemand an Sachen und Effecten aus ei⸗ 
genem Vorrath zur Auszlerung einer Kirche ſchenkt oder ver- 
macht, dazu ſoll die Betätigung in der Regel, wenn aus den 
Umſtänden eine Abſicht das Geſetz zu vereiteln nicht erhellet, 
nicht verſagt werden. 

5. 213. uebrigens finden eben die Gründe zum Wider ⸗ 
tufe, welche bei Schenkungen überhaupt eintreten können, auch 
bei bestätigten Schenkungen an Kirchen Anwendung. (Allg. 
L. N. Th. I., Tit. 11, F. 1089 u. fe w.) 

. 214. Kiechenvörſteher, welche den obigen Vorſchriſten 
zuwider, Schenkungen und Vermächtniſſe annehmen, ohne dar 
von dem Staate zur Beſtätigung Anzeige zu machen, haben 
fiskalische Strafe verwirkt. 

$. 215. Die Strafe fol nach Bewandtniß der Umſtände 
und je nachdem das Geſchenk oder Vermächtniß an fih auf 
die Beſtällgung Anſpruch machen könnte, oder nicht, von der 
Hälfte bis zum doppelten Betrage des Werths der angenom⸗ 
menen Sachen oder Summen Le: werden. 

9. 216, So weit das Geſchenk oder Vermächtniß nicht 
beſtätigt wird, fällt erſteres an den Geber oder deffen Erben, 
ſo wie letzteres in den Nachlaß zurück. 

5. 217. Die Verwaltung des Kirchenvermögens liegt den 
Kirchencollegien, unter der Aufſicht der geiftlihen Obern, ob. 
(Vergl. bier $, 642) . A 

§. 218. Von Heim gilt der Regel nach Alles, was we⸗ 

Dë 


Verwaltung, 
des Kirchen 
vermögens. 
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en der Beamten privilegirter Corporationen verordnet iſt. (A. 

. N. Th. II. Tit. G. e 147 u. f, w) 

Berdußer $. 219. Grundſtücke und Gerechtigreiten die einer Kirche 
ung. gehören, können ohne ausdrückliche Genehmigung des Staates 

nicht veräußert werden. (Vergl. A. L. N. Thl. 1. Tit. 10. 

S. 470. u. f. w. 482 u. J. w.) f 

Anm. 1. RD. dv 31. Mai 1816 (Gef. S. S. 181): Nach 

§ 2. des Ediets vom 14. Sptbr. 1811. muß Bä der Erbver⸗ 

pächter die Ablsſung des Canons nach dem Sinsfuße von 4 pt. 

gefallen lafen, auch Stückzahlungen nach der Convenienz des Erd⸗ 

pächters annehmen. Dieſe Beſtimmung mird dahin beschränkt, 

daß der Erbpachtzins, der von dem Erbpächter an Religions⸗ 

Unterrichts“, Etziehungs und Moptehärigkeire -Anftalten bezahlt 

werden muß, nicht anders als mit Einwilligung der Ober und 
Vorſteher foldher Anftalten abgelöst werden fol, 

2. Refer d 3. März 1925. (v. K. Ann. 1828. ©. 2 
1825. S. 200. D. Amtsbl. 1825 S. ef) Nach Artikel 7. 
der Deklaration v. 20. Mai 1816 findet das Edict v. 14. Seprbr. 
AS11. wegen Regulirung d.e gutsherel. und bäuerl. Verhättniffe 


mt werden. 

3. Sot $. 194 d. T. und die daſelbſt gegebenen fuer 

4. Giele, v. 10. Juni 1834 nebſt R, v. 14. April ejd: 
(o. E Ann. 1834, S. 303.), bete. die Abldfung v: Natural: 
Zeng, rien: Scene 

5. Nach e. Giro Verf. d. Reg. ., Münfter v. 3. Juni 1835. 
v. K. An. 1938. S. 380) Hat k. deet Min. d. aft m. Anger 
nmn ih, Ban audpeprachen, Baf cs Zare guf: 
tionen an Kirchen, wache in der Rege nicht ablösbar find, nicht 
fo leicht machaeben könne, weil der Geldiverth, gäe bei der 
Abläſung an die Stelle der Naturalien krete, deränberficher fei, 
ais ber Werth der letern, auch eher Bertufle an Gelb» Kapitas 
lien als an Natural» Präftationen zu besorgen feien, Die Ju 
fung könne alfo immer nur als Ausnahme und war nur in den 
Fallen zugelaffen werden, wenn entweder die Forderung feibit oder 
die Sicherheit berfolben zweifelhaft fei, oder wann bie Leistungen 
in fo kleinen Quantitäten beſtänden, daß deren Maß fih practice 
ſchwer _eontrolliten laſſe, oder auf Die zu präftitenden Gegenftände 
ſolche Subftangen fein, für deren Güte es keine fihern Beſtim⸗ 
mungsmittat gebe, oder endlich die Erhebung der Abgabe mit ganz 
ungewöhnlichen Beläſtigungen für den Empfänger AE fel. 

d. Girc.-Refer. d. K. Min der geift. x. Angel, u. d. Inn. 
v. 28. Februar 1838 (v. Rampe Ann. 1838. S. 86. folg.): 
Der K. Gan. Comm. wird auf den Bericht v. 30. Decbr. v. J., 
die Ablöfung. der geil, Inſtitnten zuſtehenden Dienfte und fonfti- 
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Lelſtungen bete. zu erkennen gegeben, twie ag keinem Zweifel une 
terliegt, daß Bl 

1) He von Erbpächtern geiſtlicher Inſtitute an diefe zu 
leistenden Dienfte gleich den Natural» Präffationen zwar in Rente 
verwandelt, lebtere aber nur mit Genehmigung der Oberen und 
VBorſteher folher Auſtalten ausnahmswelſe durch Eapitat: abgelöst 
worden können. Wenn nemlich auch die Dienfte, weiche der Erb⸗ 
Sr dem nie anden Wor muß, in be uit un meet 

n 1816 nicht ausdrücklch erwähne werden, und nur uneigent: 
lich Ercpachtzinſen genannt werben können, fo haben fie doch in 
allen Beziehungen die Natur der Erbpachtzinfen und es leidet um 
fo weniger Bedenken, dasjenige, was in der Verordnung v. 31. 
Mai 1810 üo. d. ‚Copitalablöfung der Erbpachtziufen an geit. 
Juſtttute u. f. w. Überhaupt vorgefchrieben ift, auch auf diefe Ceis 
Doan anzuwenden, als der F. 2. des Kufturediers v. 14. Saz 
1811, auf welchen die gedachte Merord. fid bezieht und weicher 
durch diefelbe modiftzirt worden, keineswegs blos von der Ablöſung 
des Zinfes im engeren Sinn, fondeen auch von anderen Keiftungen 
handele deren vorgängige Verwandlung in einen Geldzins bei den 
Diepoftiiomen des F. 2 scht als der Werord. v. 31. Mat 1816 
worausgeſett ift. Hiernach können date auch die Dienfte der 
Erbpächter geiſlicher und anderer Juſtitute zwar in Geldrenten 
verwandelt, aber eben fo wenig, wie die Renten für andere Zi, 
turalabgaben obne ausdrüdtiche Zustimmung der Dbsren und 
Vorſteher mit Kapital aggelöſt werden. 
Eben fo unzweifelhaft ift d 

2) die Anwendung der hinfichtlich der Leitungen der Eropächter 
wéien Grundfige auf die Beil, weiche Cigenthlümer 
an wf, und andere Inſtitute zu entrichten baben, foweit dergl. 
Leitungen nicht auf dem Kirchen oder Gameine⸗Verhälcniß be- 
muben und daher nach F. 5 der Ablöfunge-Drb. v. 7. Juni 1821 
gar feine Ablöſung weder durch Verwandlung noch durch Nbfin- 
Aerer find. 

im Mefentlichen treten dieselben Rüdfichten, aus denen das 
Gei eine Ablöſung erbpachtlicher Leistungen an geifttiche Inſti⸗ 
tute der Mezel nach für unzuläffig erklärt, auch bei den auf eigen: 
Win), Stellen haftenden Dienſten und Präffationen ein und da 
binfichefich der Ablöfung der Leitungen der Eigenthümer und Erb- 
zins leute überhaupt nach F. 29 der Ablöſungs⸗Ord. v. 7. Jun 
1821 die im 8. 2 dez Eultur⸗Ediets d. 14. September ISH 
enthaltenen Regeln mit den im erſigedachten F. ausgedrückten Mo- 
bifitationen gelten, diefe Regeln aber in Betreff der Leiftungen an 
geil. Jnftitute durd) die Berord. vom 31. Mai 1816 beschränkt 
find, fo finden diefelben Beschränkungen auch auf diejenigen Fall 
Anwendung, auf weiche der F. 2 des Cultur⸗Edikts erft durch F. 29. 
der Ablöſungs⸗Ordn. vom 7. Juni 1821 ausgedehnt worden. 
Hieraus lt fa denn, daß alle Lelſtungen an geiſtliche In⸗ 
flitute, mögen dies nun Dienſte ober Naturalabgaben fein, ohne 
Unterfchied, ob fie auf erbpachti. oder eigenthümliche Stellen haften, 
ſoſern fie nicht auf dem Kirchen ⸗ oder Gemeinde ⸗Verhällniß br: 
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rubon und babet gar keiner Ablöfung unterworfen find, zwar nach 
den Grundfägen der Ablöſ.⸗Ordnung v. 7. Juni 1821 in Rente 
verwandelt, letztere aber nur dann durch Kapitals Zahlungen abgez 
löst werden können, wenn die Oberen und Borfteher der berechtige 
ten Anſtalten aus beſonders zu erwägenden Gründen hierzu ihre 
Einwilligung ertheilen, und das mitunterzeichnete Minifterium der 
ef, 2c. Angelegenheiten ſolches ausdrücklich genehmigt. 

S. 220. Bei ganzen Landgütern oder Häufern ift die 
Genehmigung des geiftlichen Departements nothwendig: bei 
einzelnen Grundſtücken oder bloßen Gerechtigkeiten hingegen ift 
der Conſens der unmittelbaren geiftlichen Obern hinreichend, 
Anm. Oſtpreuß. Prov. ⸗Recht, Zul. 175. Zur Veräußerung 

und Verpachtung der Güter, welche lutherischen oder katholiſchen 
Kirchen, deren Paten mit in Abelige ober eine Corporation 

und miben Stiftungen gehören, iß in jedem Falle die Gez 
nehmigung des Oftpreuf. Staateminifterü erforderlich. 

$. 221. Die Genehmigung kann nur alsdann nachgeſucht 
werden, wenn die Veräußerung zum Beſten der Kirche noth- 
wendig, oder von erheblichem Nützen ift. (vergl. $. 647 fole 
genden Titels.) 

S. 222. Die Öffentliche Subboftation iğ zur Gültigkeit 
einer ſolchen Veräußerung nicht weſentlich nothwendig. (vergl. 
8. 672. 673. d. Tit) . 

Anm. Zap. 3. A. L. R. F. 120. Bel Verzußerung unbewegli⸗ 
(her Granbftlt und anche geifticen Criungen, fo ie bei 
Erb⸗ und Zeitverpachten (Letztere über ſechs Jahre) foll zwar in 
der Regel eine freiwillige Subhaftation veranlaßt werden; es foll 
jedoch von dem Ermeſſen der geiftlichen Obern abhängen, ob nach 
aufgenommener gerichtlicher Tare, nach dem Gutachten der Unters 
gerichte, Inſpectoren und Prediger die Subhaftation nach erforder 
lich fei, und deren Unterlaffung fol keine Ungüleigkeit nach fi 


jeben — 

Té 229. Die obne den erforderlichen Conſens geſchehene 
Veräußerung eines solchen Eigentums der Kirche ift nichtig, 

$. 224. Dagegen kann diefelbe, wenn die Einwilligung 
der Behörde hinzugekommen ift, unter dem Vorwande, daß fie 
SN oder nicht nützlich geweſen fei, nicht angefochten 
werden. 

S. 228. Vielmehr finden dagegen, nur eben die Einwen- 
. und Rechsmittel, wie gegen jede andere Veräußerung, 

tatt, / 

F. 226. Doch bleibt derjenige, welcher durch unrichtige 
Vorſpiegelungen, oder fonft vorſäglich oder aus grobem Sie: 
feben die Einwilligung zu einer nicht nethwendigen oder ſchöd. 
lichen Veräußerung bewirkt hat, der Kirche zur volfländigen 
Schadloshaltung verhaftet. 
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6. 227, Zu Verpfändungen des unbeweglichen Kiechen⸗ 
vermögens ift die Einwilligung des Biſchoſs, und bei protes 
ſtantiſchen Kirchen des Conſiſtorii nothwendig. (vergl. 8. 645. 
640. d. Tit.) ` 

9. 228. Die Kirchengeſellſchaften genießen, in Anfehung 
der mit ihnen ſelbſt oder mit ihren Repräſentanten und Vors 
febern über ihr Vermögen verhandelten Geſchäfte und CR 
ſenen Verträge die Rechte der Minderjährigen. (Vergl. W L. 
K. I. 9. $. 635. 537. 629. 633. I. 14. 9.174. 177. K. G. 
D. I. 16. f. 14) 

8, 220. Wegen folder zum Kirchenvermögen gehörenden, 
beſtändig fortlaufenden Abgaben und Präſtationen, welche nach 
Geſetzen und Verfaſſungen, auf auen Grundſtäcken gewiſſer 
Art in einem Orte oder Difricte haften, gebührt den Kirchen 
bei entftandenem Goncurfe der Beſtzer, zin vorzügliches Recht 
in der zweiten Klaſſe. 

230. Eben dergleichen Vorzugsrecht kommt ihnen auch 
in Anfehung folder beſtändig fortlaufenden perſöniichen Abgas 
ben zu, welche in einem Orte oder Diftricte von allen Ginet, 
nern einer gewiſſen Klaſſe zu entrichten find, 

231. Doch if beiderlei Vorzugsrecht nach näherer Vore 
ſchrift der Concurs⸗Ordnung nur auf den Rückſtand zweier 
Jahre eingeſchränkt. 

$. 232. Haſten dergleichen beſtändig fortlaufende Prä⸗ 
ſtationen auf liegenden Gründen nur vermäge beſonderer Con: 
tracte oder letztwiliger Verordnungen: fo gebührt den Kirchen 
deswegen bei ermangeinder gerichtlicher Eintragung nur ein 
Vorrecht der fünften Kaffe. 

5. 233. Eben dergleichen Vorrecht kommt den Kirchen 
in dem Vermögen derjenigen zu, mit welchen ſie Contracte 
geſchloſſen, oder ihnen Vorſchüſſe gegeben haben. 

$. 244. Hingegen gebührt ihnen das in der Goncurgord⸗ 
nung näher bestimmte Vorrecht der vierten Sieft, in dem Bers 
mögen ihrer Vorſteher und Adminiſtratoren, welchen die Bere 
waltung oder Aufbewahrung ihrer Gelder oder anderer Vermö⸗ 
gensſtücke anvertraut worden. 

Anm. 1. Vergl. A. G O. I. 50. & 357. 338. 404. 405. 444. 
2. W. d. R a M. v. 1. Juni 1819 u. 2. Juli 1819. (Amts. 
1819. S. 310 u. 328.) beſtimmt, daß die an d. Königl. Bank ab- 
e den Kirchen und milden Stiftungen zugehörigen Gel⸗ 


3. B. d. R. zu M. v 31. Decbr. 1819. Ante. 1820. S. 7 
verordnet, daß die Mortofreipeit. fich auch auf die zurückzuſen 


Berpfäne 
dung. 
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den Copitallen, imglelchen auf dle Zinsen und die babelzuorfom- 

mende Correfpondenz erstrecken foll- 
Dette $. 235. Die Verhältniſſe zwiſchen den Kirchengeſellſchaf⸗ 
der Mite ten und deren Mitgliedern in Anſehung der Güter und des 
Sir. Vermögens der erſteren find nach den allgemeinen Grundſätzen 
von Corporationen überhaupt und demnächſt nach der unter 
Genehmigung des Staats hergebrachten Verfaſſung einer jeden 
einzelnen Kirchengeſelſchaft beſtimmt. S 
9. 230. Bei eigentlichen Parochialkirchen find nähere Be- 
ee geſetzlich vorgeſchrieben. (Vergl. A. L. R. II. 6. 

. 27 folg. 


Fünfter Abſchnitt. 
Von Parochieen. 


Begriff. $. 237. Derjenige Diſtrikt, in welchem Glaubensver⸗ 
wandte einer vom Staate öffentlich aufgenommenen Religions⸗ 
partei zu einer gemeinſchaftlichen Kirche angewieſen find, wird 
eine Parochie genannt. Wel: Militair⸗Kirchen⸗Ordnung v. 
12. Februar 1832. Abſchn. VI.) 

Errichtung F. 238. Neue Parochien können nur vom Staate unter 

un Grenzen. Zuziehung der geiſtlichen Obern errichtet, und die Grenzen der- 
felben beſtimmt werden. 
Anm. 1. Ne v. 5. Febr. 1824. (v: K. Ann. 1824. S. 152) 
betreffend bie Errichtung neuer Parochieen. f Anh. Rro. 37. 
2. Refer. v. 29. Juni 1820. (v. K. Ann. 1833. S. 369 folg), 
wegen der bei Trennung der Parochien anzuwendenden Grundfäge. 
f- Anhang Nro, 38. 

8. 239, Bei Veränderungen in ſchon errichteten Paros 
chien muß der Staat alle diejenigen, welche ein Intereſſe dabei 
haben, rechtlich hören, um die ihnen etwa zukommenden Ente 
ſchädigungen feſtzuſetzen. 

$ 240. Alle dergleichen Streitigkeiten, fo wie diejenigen, 
welche über die Grenzen zwiſchen zwei oder mehreren Parochien 
entſtehen, müſſen von der weltlichen Obrigkeit durch den ors 
dentlichen Weg Rechtes entſchieden werden. 

$. 241. Sind die Grenzen eines Kirchſpiels in öffentli⸗ 
chen Urkunden deutlich beſtimmt, fo findet dagegen die gewöhn⸗ 
liche Verjährung nicht ſtatt. 

Anmerk. Allg, L. R. Ih. L Fit. 9. 8.660. Wenn die Grenz 
zen einer Sache oder eines Rechts, durch Gefege, ei? oder 
rechtskräftige Erkenntniſſe klar beſtimmt find, fo kann die Befug⸗ 


80 
nig, diefe Grenzen zu Uberſchreiten nur durch Funfsigiähtige Prä- 
ten e werden. F. 661. Ein e "E 
ruhiger Beſit iſt ohne Rückſſcht auf den Titel daffelben zur Bers 
jährung hinreichend. F. 603. Hat der, zu beffen Nachteile die 
Uederfehreitung der nach F. 660. deſtimmten Grenzen erreicht, derz 
ſelben widersprochen, biernächft aber bei den dennoch fortgefepten 
Uederſchreitungen dreißig Jahre lang fih beruhigt, fo ift die Ver⸗ 
ifbrung wider ihn vollendet. F. 063. Auch ein funfztajäheiger 
fig ſchützt den nicht, welcher der Unredlichkeit dabei überführt 
werden kann. 
$. 242. Fehlt dergleichen deutliche Bestimmung, fo mu 
die bisherige Gewohnheit, zu welcher die Bewohner der ſtreiti⸗ 
gen Grundſtücke fi in den letzteren zehn Jahren gleichförmig 
gehalten baben, den Ausſchlag geben, 
Anmerk. Allg. L. R. Einleitung $. 4. In fofern etwas durch 
Obfervangen. bestimmt wird, was die Gefege unsnefchieben gelaffen 


haben, bat es, bis zum Erfolge einer geſetzlichen Beltimmung, | 


dabei fein Bewenden. 

. 248. Kann keine folde gleichförmige Obſervanz aus- 
gemittelt werden; fo it keine der reitenden Parochieen zum 
Pfarrzwange über dergleichen Einwohner berechtigt, ſondern es 
finden bie Borſchriften g. 203 u. f, w. Anwendung. 


8. 24% Bum Gebrauch einer Parodie können mehrere B- Mutters 
Kirchen errichtet, fo wie mehrere Parochieen zu einer Kirche, oder dén. 


ep, 


unter einem gemeinſchaftlichen Pfarrer zufammen geſchlagen vereinigten 


werden. 

§. 245. Wenn in einer Parodie außer der Haupt⸗ und 
urſprünglichen Pfarrkirche mehrere Nebenkirchen in entlegenen 
Gegenden zur Bequemlichkeit der daſelbſt wohnhaften Einge⸗ 
pfarrten errichtet werden: fo werden dieſelben Tochterkirchen 
genannt. (Vergl. 86. 333. 348. 368. 712. 728. d. Tit.) 

$. 246. Wenn aber nach Erforderniß der Umflände, und 
um die Koften zur Unterhaltung des öffentlichen Gottesdienſtes 
zu erleichtern, mehrere Parochieen und deren Kirchen zuſam⸗ 
mengeſchlagen werden, fo heißen dieselben vereinigte Mutter: 
kuchen, vergl. SS. 608. 332. 367. 308. 756. 725, 791. 746. 
790, 900. u. 302. d. Tit.) 

247. Von dergleichen zuſammengeſchlagenen Mutter- 


8. 249, Eigentliche Lochterkirchen aber find von der Hau 
oder Mutterkirche abhängig, und können ſich von ihr ohne Ein- 
willigung der Hauptgemeine nicht trennen. 


Mutteitice 
chen. 
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Unmet. Circ:Mefer. v. J. September 1838 (v. K. Ann. 1838. 
S. 631. folg.) fegt bezüglich auf die Auffichtsführung über 
die in andern Reglerungs⸗Bezirken oder Provinzen ges 
legenen Flat Keren u Rebenfhuten folgendes [ef 

1) Alle Äußeren Angelegenheiten der Kirchen, Pfarreien und 
Schulen, namentlich die Wahraehmung der erechtfame Derfelben, 
die Dotation der Pfarr- u. Schulſtellen, die Erhebung der an 
Kirchen, Kirhenbeamte und Schulbeamte' zu enteichtenden Abgas 
ben, das gefammte Drang. Kaſſen⸗ und Rechnungeweſen, bie Aufe 
fictsfügrung über den Schulbeſuch und die Aöndung der Unters 
laſſung desſelben te. gehören, da es hierbei hauptſächlſch auf Ein⸗ 
wirkung der Landrätde und auf Berückſichtigung der rtl. Bers 
Kai 18 55 Rechtszuſtände ankommt, zum Reſſort der Territo⸗ 
rialbebörden. 

2) Daffelbe gilt vom der Auſſict über die Amtsführung der 
Schullehrer. Wenn daher — was nur ausnahmemweife ftattfinden 
wird — die Schulbezirke äber die Grenze des betbeifigten Megies 
rungs- Bezirks ausgedehnt find, fo lebt jene Aufihtsrührung les 
digfich derjenigen Regierung zu, in deren Vermaltunge-Beyirke die 
Schule . Gee dee Herden fen Zoch. g 

3) Die Geifttichen Ié Parodien, deren Sprengel ich über 
bie Grenze des Megierungs-Bezirks erſtrecken, in welchem die Muts 
tire und Pfarrkirchen liegen, find Dagegen für ihre Perfon ledige 
lich beziehungsweise demjenigen Conſiſtorium und derjenigen Negiez 
zung, als Disciplinar- Behörden, untergeordnet, zu deren Demel, 
tungsbegicfen jene Mutter: und Pfarrkirchen gehören, und in wels 
chen jene Griſtliche ihren Wohnſitz haben. Demnach find dieſen 
Behörden zue Kenntnißnahme und weiteren Veranlaſſung auch diejes 
nigen Vorgänge anzuzeigen, welche ſich bei der Amtsführung folder 
Geifttichen in denjenigen iial- Bezirken oder Theilen der Parodien 
ereignen, bie außerhalb des Territoriums liegen, welchem die Mutz 
ter- Kirchen angehören; doch hat die Disciplinar- Behörde demnächſt 
dis Zerritorialbehöcde v. Erfolge ihrer Einfchreitung Nachricht zu geben. 

4) Die nächften Xuffeher der Geſlichen und Schullehrer fols 
cher Porohials und Schulbegieke, die Über Ortschaften mehrerer 
Wegterungsbegieke ſich erstrecken, find die Superintendenten und 
Sal ee Beeren Bazicke, in weichen die betheiligten 
Mutters und Pfarr -Kiechen liegen. Dieſe Beamten find jedoch 
in Baug auf Parochial⸗ und Schudezſcke folder Art den Pros 
vingialbehöden. bergeftalt untergeordnet, daß fr fid wegen der dus 
ßeren Angelegenheiten der Kirchen, Pfarreien und Schulen und 
wegen der Aufſicht über die Amtsführung der Schullehrer (f. No. 1. 
u. 2) lediglich an die Tertiterialbebärden, wegen der Aufſicht über 
die Amtsführung der Geiftticen (f. No. 3.) dagegen nur an dasz 
ienige Corſiſtorlum und beziehungswelſe an diejenige Regierung zu 


wenden und von benfelben die erforderlichen Ba en zu ems 
Ben zu baben, im em Soot: Die r und 
karrkirchen u. die Wohnfige der Geiſtlichen De 


e, 
$. 250. Im zweifelhaften Falle reitet ie Vermuthung 
gegen die Eigenſchaft einer Tochterkirche. 


DU 


5. 251. Wenn erhellet, daß die eine Kirche aus den Mits 
teln der anderen errichtet oder dotirt worden, fo ift dieſes zum 
Beweiſe, daß jene eine Tochterkirche von dieſer ſei wenn nicht 
das Gegentheil aus den vorhandenen Urkunden klar erhellet, 
binreichend. s 

. 252. In wiefern die vereinigten Kirchen zum Unters 
halte des gemeinſchaftlichen Pfarrers und feiner Gehlülfen beiz 
tragen müſſen, beruht hauptſächlich auf Verträgen und ift in 
deren Ermangelung durch die hergebrachte Verfaſſung einer 
jeden Kirche beſtimmt. 

Anmerk. Gef. v. 2. Mai 1811 (.S. 181 J. S. 103; K. 
E S. 92; G. Amtsbl. 1811. S. 303 M. Amtsbl. 
1811. S. 55. 

Die Verbindung der Küftereien an Filinlfiechen mit den Kü- 
flereien der Mutterkirchen hat einen nicht zu verkennenden Mache 
theil für die gehörige Beforgung des den Nüftern in den Mutter⸗ 
dörfern mit obliegenden Schuluntereichts. Die Auflöſung derfel- 
ben und Uebertragung der Rüftergefchäfte bei den Fllalkicchen mit 
ihren Emolumenten an die Schullehrer der Dörfer, worin dieſe 
beſſndlich find, wird dagegen nicht allen jenen Nachthel heben, 
fonden auch die ſchlechten Stelen der Schullehrer in Filladdör⸗ 
fern zu berbeſſeen und die große Unverhättnißmäfigfeit der inz 
nahme, welche zwiſchen ihnen und den Schullehrerftellen in den 
Mutterdörfern ſtattfindet, fo weit es zuträglich ift, auszugleichen 
dienen. In Erwägung deffen verordnen mir: 

1) Es follen Überall, wo die obgedachte Verbindung besteht, 
die KRüftersien bei den Tochterkichen in ihren Dienfgefchäften und 
Emolumenten von den Küftereien an den Mutterficchen gettennet 


werden. 

2) Aue Küſterdienſte bei den Tochterkirchen, und in den zu 
bisfen eingepfarrten Dörfern follen den Schulehrern der Dörfer, 
in welchen die Tochterfichen befindlich find, übertragen und diefen 
alle mit dem übernommenen Küftergefchäfte verbundene, feftgefebte 
und zufällige Einkünfte zugefprochen werden. 

d Da die Schullehrer alsdann mit den Übrigen Küftergefchäfz 
tm auch das Vorsingen und Spielen der Orgel in den Filial- 
kirchen übernehmen müſſen, fo foll, wenn bei einer vorzunehmen» 
den Separation der Schullehrer in dem Dorfe einer Tochterkirche 
du Defen ce gär däer If, Dufelße, Damit weder feine 

ingeſchicktheit der Trennung entgegenitehe, noch die kirchliche Ans 
dacht dadurch lade, mit einem anderen im Singen und Orgel 
ſpielen geübten Schullehrer durch Verſetung vertauſcht werden, es 
müßte die Gemeine einen beſonderen Organiften und Bor- 
finger neben ibm, jedoch unbeſchader dem, durch die Küffer-Emos 
lumente verbeſſerten Einkommen des Schullehrers unterhalten wollen. 

4) Die Verbindlichkeit mancher Tochtergemeinen zur Unterhal⸗ 
tung der Schullehrer und Küfterwohnungen bei der Mutterkieche 
beizutragen, wird dei eintretender Separation durch diefe gänzlich 
und auf immer aufgehoben, wogegen die Schullehrer⸗ und Küſter⸗ 


E. auswär 
en Paros 
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wohnung bei der Tochterkiche, durch verhälkulf mäßige Beiträge 
= CR bien eee Dächer, gemeinſchaftlich muß unter» 
jaiten werden. 

5) Die Sonderung der Küftersien foll auf die angegebene Weife 
nicht blos in den Kicchfpielen, deren Patron Se. Maj. der Rë- 
nig allein ift, ſondern auch in allen, wo das Palronattecht über 

uttere und Tochterfiechen entweder einer Priyarperfon oder mehs 

teren zusteht, oder auch zwiſchen dem Könige und Privatperfonen 
getheitt ift, obne Unterſchied vorgenommen werden. 

6) Sie foll nur allmählig und niche anders als Bei eintreten 
den Bacanzen, vom Küfterdienfte an den Mutterkirchen in Aus: 
führung gebracht werden. 

1) In Fillen, wo durch die Separation eine fo große Bers 
ſchlechterung der Küſterelen in den Mutterdörfern zu erwarten ift, 
daß der Juhaber ſich von den Einkfinften derfelben zu nähren nicht 
mehr im Stunde fein würde, foll die Trennung ganz unterbleiben, 
oder wenigstens fo lange ausgeſeht werden, bis Mittel ausfindig ge⸗ 
macht find, der befürchtenden Unzulängtichteit gründlich vorzubeugen. 

§. 253. Nach eben dieſer Vorſchrift it auch, wenn dies⸗ 
feitige Unterthanen zu einer auswärtigen Kirche ſich halten, 
oder inländiſche Kirchen durch auswärtige benachbarte Pfarrer 
mitbeſorgt werden, das Verhältniß der inländiſchen Untertha⸗ 
nen oder ihrer Kirche mit der auswärtigen Kirche, oder deren 
Pfarrer, zu beurtheilen. ~“ 

F. 254. In ſofern aber die Zuläſſigkeſt einer kirchlichen 
Handlung, oder deren rechtliche Folgen, durch bürgerliche Ge 
fege beſtimmt find, müſſen die dieſſeitigen Unterthanen lediglich 
nach hiefigen Geſeten beurtheilt werden. 

S. 255. Weigert ſich der auswärtige Pfarrer, eine Hands 
lung nach Bieigen 7 — zu vollziehen; fo ſteht den Ins 
tereſſenten frei, bei ihrer Landesreglerung den Auftrag zur Siet, 
ziehung an einen inländiſchen Geiftlichen nachzuſuchen. 

$. 256. Auch die Rechte der inländiſchen mit einer aus 
wärtigen verbundenen Kirche werden, ſo weit ſie nicht durch 
Verträge oder Herkommen nach F. 252 beſtimmt find, nach 
biefigen Gefegen beurtheilt. 

$. 257. Bei Amtshandlungen, welche auswärtige Pfarrer 
in pieſigen Kirchen vornehmen, müſſen fie ſchlechterdings die 
bieſigen Landesgeſetze befolgen, und nach den in hieſigen Landen 
vorgeſchriebenen Beſtimmungen wegen der Pfarrgebühren, fih 
richten. 

238. Der ausländiſche Geistliche it wegen derjenigen 
Amtshandlungen, die er innerhalb des Landes verrichtet, ber 
Auſſicht der hieſigen . Obern unterworfen. 

$- 259. Den Befehlen derſelben muß er auch, fo weit 
fie in die Kirchen⸗ oder allgemeine Landespolizei einſchlagen, 
gebührende Folge leiſten. 
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$. 200. Wer innerhalb eines Kirchſpiels feinen ordent. Wer 5. Par- 
lichen Wohnſſtz aufgeſchlagen hat, ift zur Parochialkirche des bie gehör. 
Bezirks eingepfarrt. (vergl. $, 78. Il. 19. A. L. R.) 
Anmert. In Zut des Darrwangee Saflmman gau der 
einzelnen Rellgons-⸗Geſellſchaften unter einander; 

1) Giev. 12. März 1707 (Rabe Bd. J. Tut 2 S. 335): 
Die Meformirten find in der Regel an Lutherifche Pfarrer nicht 
patochinipflichtig. Nur die aul dem platten Lande und an den 
Orten, wo kein reformicter Prediger ift, zerstreut wohnenden, 
nicht befonders davon erimitten Reformirten werben füt parochial⸗ 
plichtig geachtet. 

2) K. O. v. 3. Juni 1806 (Rabe Bd. 8. S. 004): Die Proz 
teftanten find. überall vom £utholifchen Pfarrzwange und den baz 
mit verfnüpften Saften und Abgaben frei zu laffen, und ift- daher 
die Erfüllung der dem Landesherrn alë Patron bei Eutbofifchen 
Pfarr- und Kirchenbauten obliegenden Verpflichtungen nicht weiter 
an die Geflattung eines Simultane als Bedingung zu knüpfen. 

3) in Betreff der Men noniſten und deren Werbälniffe 

al zu den Kach gliken. Nee v. 11. Marg 1799 nehft Gutachten d. 

Gera Comifion v. 20. Febr. 1799 (Rabe. Bd. 8. S. 364): 

f. Anhang No. 39. 

9) 30 don Changlichen. Pi wirden fi zu ben teg 

gerechnet. f. Edict v. 30. Juli 1789 im Anhange No. 3. 

4) Die Juden genießen keine Kark) vom Pfarrzwange, 
fondern nur eine Befreiung von den Stolgebühren. L 8 15 des 
Edicts v. 11. März 1812 im Anhange No. 2. 

5) Refer des geil, Min, an das Ober-Präfidium 
v. 28. Aug, 1818. Ew. Ere eröffne ich auf Ihren Bericht vom 
4. Deche, 1816, die Aufhebung des Parocjialzwanges. bar, daß 
an den Orten, wo Chriften des Eatholifchen oder evangeliſchen Be⸗ 
kenntniſſes mit Genehmigung des Staats ſich zu einer Gemeine 
geflaltet und einen gemeinfamen Gottesdienst eingerichtet, oder auch 
ar e me ‚Siaubens fi ZE SE Bife 
angeſchloſſen haben, der Paros oder die Ber fang zu 

ohe chen debe e ade E 
tung des Pfarrſpſtems einer andern Confeſſton abzwecken, gänzlich 
aufhören müffen, und das Min. ermächtigt Ew. Ere. in Folge der 
von St. Me. dem Könige der Section für den Kultus im Min. 
des Innern unter dem 24. Mai 1809 ertheilten, Befähigung, Hitz 
nach in vorkommenden Fällen ohne Unterſchied der Gonfeffion zu 
verfahren. Dahingegen wüſſen alle auf Grunbbeftg haftenden Laz 
SS und Abgaben zu Gunſten der Kirche oder Pfarrer der andern 

onfeffion nach wie vor entrichtet werden. Hiernach ift auch bei 
der Errichtung neuer lutheriſcher Parodien in Weſtpreußen bereits 
überall verfahren worden. aber katholiſche oder evangelische 
Glaudensgenoſſen an ihrem Sat keine eigne Kirche befigen, 
auch nicht mit Genehmigung des Staats zu einer benachbarten 
Kirche ihres Vekenntniffes geſchlagen find, fo müſſen folde nicht 
allein in der Orts- Pfarrkirche fid aufbieten laſſen, ſondern fie 
find auch dem Ortepfarrer wegen ber Taufe ihrer Kinder, ng, 
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wegen der Copulation und Beerdigung dergestalt verpflichtet, daß 
fie Woh Handlungen entweder duch ihn müffen verrichten affen, 
oder wenigftend von ihm ein Dimifforial nehmen, weiches er ge 
gen Entrichtung der Gebühren nicht verweigern darf, damit auf 
ſoiche Weife die Geburts, Sdt, und Sterbefälle folder Cins 
gefeffenen in die Zog: Kicchenbücher eingetragen und dadurch der 
Berduntelung entzogen warben. 

8. 261. Doch fol Niemand bei einer Parochialkirche von 
einer anderen, als derjenigen Religionspartei, zu welcher er 
ſelbſt fih bekennt, zu Lafen oder Abgaben, welche aus der 
Parodhialverbindung fließen, angehalten werden, wenn er gleich 
in dem Pfarrbezirke wohnt, oder Grundſtücke darin beſttzt. 
Anm. 1. Vergl. 8.746. 872. 290. d. Tit. u. A. S. R. II. 1. F. 1. 
2. Oſtpreuß. Provinzialrecht Zuf. 176. (zu eg 261. 303): 

8:1) In e ber Mennoniten zu dem 
aan, dennen a fie wohnen, mt. ps Bar leren 
oder Schulbebienten, wird auf die deshalb ergangenen befonderen 

Verordnungen Bezug genommen. (Beral. bier F. 423 u. 5.722 

$. 2) In Anfehung aller übrigen Religionsverwandten, find 
wegen der Menlabgaben, imgfeichen der Perfonalabgaben und der 
Kalende, die Feſtſezungen des §. 213. Buf. nachzuſehen. 

$. 3) &t W nuch von Katholiken und anderen 
nicht proteffantifchen Netigionsverwandten an den protefkantifihen 
Pfarrer nur da entrichtet werden, wo es durch befondere Verord⸗ 
nungen ſeſtzeſetzt ift. . 
=, 4) In Anſezung der proteſtantiſchen Confeffionsverwandten 
15 es wegen der Stoigebühren bei der Vorſchrift des Allgemein 
andrechts lediglich fein Bewenden. 

3. Lemans Weſtpr. Prov.⸗ Recht: i 

„ 1091. Der Naturalgehnte und das Meftoen (Mifalia, 
Sackzehent] muß von jedem Zelter des zehentpflichtigen Grundz 
Dé, ohne Rückſcht auf feine Meligionspartei, an den zehentber 
rechtigten Pfarrer entrichtet werden. 

$. 1092. Den Zehenten vom Neulande (Novalzehnten) kann 


der zepentberechtigte Pfarrer nur dann fordern, wenn der erfte Ber 
bauer fich zu der Religions Parte der Parochtalkirche bekennt. 
F. 1093. Kalende und Bitaltag, Kirchendseem, kleiner Zeen, 
Quartalgeld und andere Kirchen» und Pfarrabgaben find von den 
mit Grundftücten angefeffenen proreftantifchen Einwohnern an die 
1 Kirche und Geiftlicteit, und von den Entholifchen Ein⸗ 
wohnern an die proteſtantiſche Kirche und Geistlichkeit des Kirch⸗ 
ſpiels nur dann zu entrichten, wenn dieſe Abgaben den Grund⸗ 
lücken durch landes herrlich beſtätigte Erections⸗ oder Dotations⸗ 
urkunden als dingliche Laft auferlegt find, oder wenn bie Befiger 
der Grunbftüche oder ihre Worfahten, der Verſchiedendeſt ihrer 
Religionspartei ungeachtet, die Verbindlichkeit dazu durch Verträge 
übernommen haben. 
$, 1090. Proteftantifche Kirchfpiels-Eingefeffene find zum Bau 
und zur Ausbeſſerung kachollſcher Kirchen⸗ und Pfarrgebäude beiz 
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daun verbunden, wenn ihnen der brauch der 
Mice zu Wie verſtattet wird. géng 
F. 1097. Im Bisthum Kulm find die proteſtantiſchen Kirch⸗ 
ſpiels⸗Eingeſeſfenen von der Pflicht, zur Unterhaltung der kathol. 
icchens und Pfarrgeöäube beizutragen, gänzlich embunden. 
4. Berf. d. R zu K. v. 7. März 1820 an das Yntendanturamt 
Wormditt und unter demſelben Tage ſaͤmmtl. Landraths⸗Aemter, 
Domainen⸗ und Intendaatur⸗Aemtern, fo wie Magifträten im 
Ermlande mitgetheilt (unter No. %: 

Der von dem Könggl. Intendantus⸗Amt unterm 12. Auguft 
v. J erftattete Bericht in Ëer der Leitungen evangelifcher Cine 
ſuſſen an die katholiſchen Kirchen ihres Wohnorts, ift bier verlegt 
geweſen, und erſt jetzt wieder aufgefunden worden. Es hätte indeß 
auch der darin gemachten Anfragen wohl nicht bedurft, da fie in 
den vorhandenen gefeslicheh Bestimmungen ihre volltändige Er⸗ 
lebigung finden. Denn 

1) wé 8 4. Bufas 213 des Oftpreuß. Provinziaftechts 
müffer der Sadyebnte, im Ermlende auch wohl Decem genannt, 
und die Natural Kalende, ohne Nüdficht auf die Verſchſedenheit 
der Neligion und des Glaubensbekenntniſſes dahin entrichtet wer⸗ 
den, wohin fie bisher entrichtet worden; und gilt dies auch von 
dem Hole, da daſſelbe offenbar zu der Natural Kalende gehört. 

2) Dagegen dürfen Pfarrer und Organiſt die Geld- Kalde, 
nach 8.3 Le nut da, wo es beſonders bergebracht ober fonft 
at ift, auch von fremden Relgionsberwandten fordern, 

3) Die Verpflichtung zu den Klechenkauten beizutragen, ift 
mad) gemeinen und Provinfialricht nur als eine Parochiallaſt der 

ingepfnerte, alfo bei Stin Kirchen ber daju singefartten 
Katholiken, zu betrachten, (A. L. R. e II. Tit 11. F. 710. 
711. 738. 745. agg. Zog ial- Redt Zufag 197 8.8) und kön⸗ 
nen baher evangelifche Einfaffen (nah F. 201 sqq. Th. IT. Tit 1 
des A. L. R. und F. 303 1. e] zu den Koften für den Bau 
tholiſcher Kirchengebäude nicht angehalten werden. 

4) Daffelbe gilt (nach Zuſatz 170 des Oſtpreuß. Provinzial⸗ 
Acc vom dem, gm inbotung Ber Faholfhen Wien und 
Kirdyänbebienten erforderlichen Vorfpannfuhren. o 

5) Auch in Abficht der Wegeunterhaltung können die evangez 
tifchen Einſaſſen nach ausdrücklicher Dispoſition des Allgem. Lands 
nichts Th. II. Tit. 11 8. 201 da fie nicht zur Eatbolifchen Ais 
chengemeine gehören, in Verbindung mit der Vorccheiſe des Pros 
vinziafrechts ufa 220 F. 4 welche diefe MWerbindlichteiten den 
Kichengemeinen, ohne Unterfchied der Religion . nicht an⸗ 
BI, werden, die bei Megebefferungen auf die Kirchen» und 

fares Hufen treffenden Hand⸗ und Spanndienſte oder etwanigen 
Getb-Beiträge, verhäftnigmägig zu übernehmen. 
Hiernach, Lee ſich das Königl. Amt alfo in vorkommenden 


Dien zu ach 
396 einen nët Wohnſtg hat, wird 


th E 1 e ER a 
als Eingepfarrter derjenigen Parochie, zu welcher feine Eltern 
gehört haben, betrachtet. Ve e 

} 
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Anm. Allg. Gerichtsordnung Th. I. Tit. 2. 5. 17, So lange, 
bis Semand feinen eigenen Wohnfig genommen bt, bleibe er un- 
ter Gre (und ber Parodie) feiner Eltern (forum 
originis). 

S. 263, Wer den Wohnſſtz feiner Eltern aufgegeben und 
keinen anderen erwählt hat, ift nirgends eingepfarrt. 

F. 204. Wer einen doppelten Wohnſit bat, ift bei der 
Parochialkirche eines jeden derſelben als Eingepfarrter vers 

ichtet. 

HN Allg. Gerichtsgednung Th. 1. Tit. 2. $. 15. Jemand 
bar einen doppelten Wohnfig, der an zwei verſchledenen Orten 
völlig eingerichtete Wirthſchaften hat, und dbrvechfeind bald an dem 
einen, bald an dem anderen Orte fih aufhält oder Gewerde treibt. 

$. 205. In Anſehung feiner Grundstücke trägt er die 

Laſten der Parochialverbindüng, nur bei derjenigen Kirche, in 

deren Pfarrbezirk die Grundſtücke liegen. 

F. 266. Bei Trauungen, Taufen und anderen kirchlichen 
Handlungen, die zu gleicher Zeit nur an einem Orte vorge 
nommen werden können, hat er die Wahl, welcher von beiden 
Kirchenanſtalten er ſich bedienen wolle. 

$. 267. Hat Jemand an einem Orte, wo mehrere Pae 
rochien feiner Meligionepartei ind, leinen Wobnſig aufgeſchla⸗ 
gen: fo beftimmt die Lage des Hauſes, in dem er wohnt, die 
Parodie, zu welcher er gehört. v 

$. 268, Durch den bloßen Aufenthalt in einem Kirch⸗ 
ſpiele, ſo lange der Vorſatz, ſeinen Wohnſitz darin aufzuſchlagen, 
noch nicht erheflet, wird die Einpfarrung Ke 
Anm. I. Allg. Öerihtsordnung. Th. 1. Zi, 2 F. 1. er 

JE EC daß Ze, 2 e ws 
wegen feiner Gët. oder wegen Gefundbeit, us 
ich oder um drohenden Arreſte, einer So ve 
deren Gefahr zu entgehen, an einem Orte fih aufpält, kann die 
Aufſchlagung eines beftändigen Wohnſiges dafeldſt noch nicht ge⸗ 
folgert werden. 

2. Allg. Gerichtsordnung J. c. $. 10—12. Die Abſicht, feiz 
nen beftändigen Wohnſih an einem Orte nehmen zu wollen, fann 
ſowohl ausdrücklich, als durch Handlungen oder Thatſachen geäu⸗ 
Fert werden. Für eine ſtllſchweizende Aeuferung ift es zu achten, 
wenn Jemand an einem gewiſſen Orte ein Amt, welches feine 
beſtändige Gegenwart erfordert, übernimmt, Handel oder Gewerbe 
daſelbſt zu reiben anfängt, oder fid bafelbft Ales, was zu einer 
eingerichteten Wirthfehaft gehört, anfhafft. Auch bie Uchernahme 
einer Pacht, verbunden mit dem en ſchen Aufenthalte auf dem 
gepachteten Gute, begründet den Wohnſtz des Pächters. 

$. 269. Die Frau gehört, zur Parochie des Mannes nur 
5 fo Lee als fie mit ihm einerlei Glaubensbekenntniß zuge: 
than if 
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270. fie von einer 11 men greligionspartei: 
DE EN 
übrigen Mitglieder, ihre eigenen Sege in dem Be 
zirke, wo der Mann feinen Wohnfig bat, unterworfen ſind. 
6. 271. Sind diefe zu 1 Parochie geſchlagen, fo ift 
auch eine ſolche Frau von dem Pfarrzwange Ir} 
Anm. Allg. Gerichtsordnung Th. d. 1 2. $. 18—21, 
Iſt der Bater unbekannt, oder dag, Kind Kafe Geburt, 10 
folgt es dem Gerichtsſtanbe If auch der Parochie) der Mutt 
$. 272. Kinder, die noch unter der Eltern Gewalt ja 
BA KA 7 ben Gë E in E 
en laubens! Bd terri Bu en, oder deren Ze 
ligionspartei fa SH 1 0 H 15 
nm. 1. Ob K inter 


N 
anfen, und B 
bang Nro: 40, 

D 273. GH 18 1 Rinder von einem anderen Glau⸗ 
bens bekenntniſſe als beide Eltern, fo finden die Vorſchriften 
& 270, 271 Anwendung. 

$. 274. Wo es durch beſondere Geſetze oder wohlherge⸗ 
brachte Gewohnheiten zwischen den verſchiedenen proteſtanti⸗ 
ſchen Gemeinen bisher Se geweſen, daß die Parochials 
eigenschaft der ſämmtlichen Mitglieder einer Familie nach der 
We g i in welcher ei d 10 ich bekennt, bes 
urtheilt N „bat es au j 2 o ei fein Bewenden. 

Das Gofinde gehört zu KA ergi feiner Ne 

See an dem Sie, wo es im Dienſte der Herrschaft 
ſich aufhält. 

$. 270. Eben das gilt ‚von janbwerfögefellen und Lehre 
selten, d Beziehung 5 d yohnort des Meisters. 

8. 2 Aus der Befrei D ordentlichen Gerichts⸗ 
barkeit ie Sc folgt ap 2 thie Ausnahme von der Pas 


ro 
KA 1828. S. 682): Die 


Es und kann daher nur benz 


18, 15 Din EEE ebörende Perz 
ws "find SC o Sg Parodie ihres. elner oder 
Standquartirs nicht unterworfen. (vergl. Militair⸗Kirchen⸗ 
Drbnung.) 

anth. lb. b. Birgi. u. Cuts Ciefegaeb. 7 1 


Eremtionen 
von der 


Parodie. 
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$. 279. Vielmehr gehören dieſelben, nach näberer Beſtim⸗ 
mung der Millitair⸗Conſiſtorialordnung, zu der Parochle des 
Regiments, oder der Garnifon, zu welcher fie in Abſſcht ihres 
Dienſtes gewieſen ſind. 

$. 280. Befiten fie aber Srundſtläcke, fo müſſen von bie- 
fen bie Parochlallaſten an die Kirche ihrer Religionspartei, in 
deren Bezirke die Grundſtücke liegen, entrichtet werden. 

$. 281. Wo an einem Orte ein Feld» und ein Garniſon⸗ 
prediger fich befinden, da hat Erſterer nur auf diejenigen als 
feine Eingepfarrten Anſpruch, welche zu dem Regimente oder 
Bataillon, bei welchem er angeſetzt iſt, gehören. 

F. 282. Wo aber kein beſonderer Garniſonprediger ift, da 
gehören alle am Orte befindliche, unter Militairgerichtsbarkeit 
ſtehende, Perſonen zu der Gemeine des Feldpredigers, und 
unter mehreren desjenigen, welchem der Gouverneur oder 
Commandant die Gefhäfte des Garniſonpredigers aufgetragen hat. 
Anm. zu §. 278—282; vergl. Mültair⸗Kirchen⸗Ordnung vom 

12. Febr. 1832. 443. 

$. 283. Sämmtliche zum Civilſtande gehörige königliche, 
in wirklichen Dienſten ſtehende, oder Titularräthe und andere 
Bediente, ſind der Regel nach von der ordentlichen Parochie 
ihres Wohnorts ausgenommen. 

Anm. 1. Nach A. G. O. I. 2. 8. 42 find ale Perfonen ft, 
chen, gräflichen, freiperrlichen und adeligen Standes; nach $. 45 
und Kai F. 11 Difhöfe, Prälaten, Domherren, Bicarien, 
Dfficalen, Aebte und Aebtiffin., Prioren und Priorinnen, Pröbfte, 
Superintendenten, Präpofiti, Erzprieſter, Canonici, Convent 
beiberlei Geſchlechts, Pfarrer und Prediger ohne Unterfchieb der 
Religions- Partei; ingleichen die Worgefepten und Lehrer akademie 
ſcher und anderer Gpmnafien und fogenannten gelehrten Schulen 
und folche Schullehrer, weiche ftudirc haben und nach vorhergeguns 
gener Prüfung der obern Behörde zum wiflenfehaftlichen Unter⸗ 
richt der Jugend beſtellt worden find; nach S. 48 die im wirkt, 
Militairbienfte ſtehenden Offiziere; nach. 8, 53 (ämmliche zum 
Cioilſtande gehörige Königl., in wirkl. Dienfte ſtehende, oder Tie 
tee und Bramts; mad) Anjang . 21. die auf dem plats 
ten Lande lebenden Suftigiarien; nach F. 74 diejenigen, welche 
Kabemiſche Würden dach vorhergegangener gefegmäßiger Prüfung 
erlangt haben, Doctoren, Licenciaten u. f. w.; nach $. 100 Ei⸗ 
genthümer eines der unmittelbaren Gerichtsbarkeit eines Oberga⸗ 
nichts untertworfenen Grundſtäcks, wenn 2 auf demſelben wohnen, 
von der Geichtsbarkeit des ordentlichen Michters er mirt und dem 
Obergericht der Provinz unmittelbar unterworfen. 
„ Pofreſc. v. 4. Juli 1806 (in act. d. R zu Königsb.): Was 
die Frage betrifft, wer in der erwähnten Zeitung zu den Eris 
mieten zu rechnen fet, fo ift der Widerſpruch, den Ihr in den 
Vorſchriften des Allgemeinen⸗Landraths und der G.⸗O. zn finden 
glaubt, nur scheinbar. 
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Wenn F. 53, J. 3. A. G. O. unſeren Titulgeräthen allgemein 
die Exemtion des Gerſchtsſtandes zugefichert hat, fo find übereinftins 
mend hiermit in $. 283, Il. 11. A. L. R. unfere Titutarräthe 
auch von der ordentlichen Parochie allgemein erimirt, fo wie, als 
Ausnahme von diefer Regel g. 80. 1. e. der ©. O. die mit dem 
Titel eines Commerziens oder Geh. Commerzienrathë begnadigten, 
aber die Handlung fortfegende Kaufleute von dem ordentl. Gerichts. 
ande nicht erimirt find, fo mifen dergleichen Perſenen auch dem 
8. 284. Le das ALN. gemäß der ordentl. Parochie hres Wohnte 
orte unterworfen bleiben, ohne auf die fonft unſern Titularräthen 
E in dieſer Rückſicht zugeſicherte Eremtion Anſpruch machen 

nnen. 

F. 284. Wo jedoch dergleichen Civülbediente unter der orz 
dentlichen Gerichtsbarkeit des Ortes ſtehen, da gilt die Bere 
muthung, daß fie auch zur Parochje deffelben gehören. 

Anm. A. G.⸗O. Th. 1. Til. 2. 8. 83. 86. Wenn ein Erimicter 
in Ansehung der Bedienung, wodurch er diefe Qualität erlangt, 
auf fein Anfuchen oder fonft in Gnaden feine Dimiffion mit Beis 
cen feine Characters erät, fo tied baburd) feine Gegen 
SC aufgehoben; durch erfolgte Caffation geht fie aber gänzlich 
H 


an. 

. 285. Dagegen wird durch bloße Uebertragung Cdele- 
gom der Gerichtsbarkeit von dem Ober⸗ an die ordentlichen 

Go des Orts, die Befreiung von der Parochie nicht auf- 
gehoben. 

F. 280. Snfofern Landesunterthanen, welche einen aus 
wärtigen Charakter erhalten haben, von der ordentlichen Ge⸗ 
richtsbarkeit ausgenommen worden, find fie auch von dem bi- 
herigen Pfarrzwange befreit. 

. 287. Sind gewiſſe, innerhalb der Grenzen des Kirch⸗ 
ſpiels gelegene, Häuſer von der Parodie ausgenommen; fo 
kommt diefe Eremtion allen Bewohnern zu ſtatten. 

S. 288. Alle vom Pfarrzwange e haben in 

jedem einzelnen Falle die Wahl, welcher Kirchenanſtalt fie ſich 

bedienen wollen. 

Anh. z. A. L. R. S. 128. Alle vom Pfarrzwange Ausgenommene 
Soen bie geifll. Handlungen auch von einem Geiftl. einer andes 
ren Meligionspartei verrichten laffen. 

8. 280. Doch müſſen fe fih, bei jeder ſolchen Hande 
lung, allen Anordnungen und Abgaben derjenigen Kirdyenans 
ftalt, deren fe fich bedienen, gleich den wirklich Eingepfarrten 
unterwerfen. 

8. 290. Bie dem Heirathen derſelben muß das Aufgebot 
nothwendig in der Pfarrkirche des Wohnorts geſchehen. 

$. 291. In allen Fällen, wo bei einer ihrer kirchlichen 
Handlungen, Ausnahmen von gewiſſen, die Eivilperfonen übers 
haupt bindenden, Geſetzen gemacht werden folen, muß die 

Ze 


E 
den Diftrics 
ten u. Eins 
mehnern. 


100 


Difpenfation dazu, wenn gleich die Handlung ſelbſt von einem 
zum Militairſtande gehörigen Geiſtlichen verrichtet wird, ben- 
noch bei der gehörigen Eidilinſtanz nachgeſucht werden. (vergl. 
$. 47. 48. der Milit.⸗Kirch. Orb. v. 12. Febr. 1832. 

„ . 292. An Orten, wo kein ordentlich eingerichteter Gars 
niſongottes dienſt iſt, können auch Eximirte vom Civilſtande ſich 
ein Feldpredigers zu wirklichen Parochialhandlungen nicht 
edienen. 

F. 293. Einzelne Einwohner des Staates, welche nach 
obigen Grundfägen weder zu einer Parochie gehören, noch 
vom Pfarrzwange ausdrücklich eximirt find, müſſen eine Kirche 
ihrer Religionspartei wählen, zu welcher fie ſich halten wollen. 

S: 294. Auch ganze Gemeinen, welche noch zu keinem 
Kirchſpiele geiviefen And, müſſen ſich unter VBorwiſſen und 
Genehmigung der geiſtlichen Obern zu einer benachbarten Kirche 
flagen. (vergl, 8. 370. 743, 744. u. 246. d. Tit.) 

$. 295, Der Regel nach hängt die Beſtimmung, zu wel- 
cher Kirche fie fidh halten wollen, von der Mehrheit der Stime 
men einer ſolchen Gemeine ab. 

$. 296. Doch können, wenn keine Vereinigung ftatt fin- 
det, die geiſtlichen Obern, nach Bewandniß der Umſtände ei⸗ 
nen Theil der Gemeine zu diefer, und die übrigen zu einer 
andern Kirche weiſen. 

8. 207. Bei der Zuſchlagung folder Gemeinen zu benach⸗ 
barten Kirchen müſſen die Abgaben und Beiträge derſelben, fo 
weit ihre Theilnehmung an einem der Gemeine bei Beſetzung 
der Pfarrſtelle zukommenden Wahlrechte, unter der Direction 
der geiſtlichen Obern, durch Verträge beſtimmt werden. (vergl. 
9. 370, 724 tlp d. Tit.) 

S. 298. Sind damals keine Verträge geſchloſſen worden, 
fo muß die fehlende Beſtimmung in vorkommenden ſtreitigen 
Fällen von den geistlichen Obern nach der Bili und nach 
dem, was unter ähnlichen Umftänden im Kreiſe oder in der 
Provinz üblich ic, ergänzt werden. ` 

8. 299. Bergleichen Zuſchlag hat zwar nicht die Wirkung 
einer beftändigen Einpfarrung. 

$. 300. Es können aber die zugeſchlagenen Gemeinen 
nur aus erheblichen Urſachen und nur unter Approbation der 
geiſlichen Obern ven der einmal gewählten Kirche wieder abs 
gehen. (vergl. $. 371 d. Tit.) 

§. 301. So lange der Pfarrer, welcher für dieſe zuges 
ſchlagene Gemeine mit berufen worden, noch im Amte ſteht, 
kann zu feinem Nachtheile eine Abtrennung dieſer Gemeine 
nicht geſtattet werden. 

F. 302. en hat der Prediger, während deffen Amts- 
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führung die Zuſchlagung geſchehen iſt, gegen eine von den 


geistlichen Obern genehmigte Wiederabtrennung kein Recht 
zum Widerſpruch. TA 3 4 

8. 303. Wer von einer Religionspartei zur anderen über⸗ 
gebt, verläßt ſeine bisherige Parochie. (Vergl. hier Oſtpreuß. 

Prov. Recht, $- 261.) 

Anm. 1. B. d. R. zu D. vom 10. Mai 1835, (D. Amtsbl. 1935 
©. 105): Der jährlichen Vakatanzeſgen wegen des Uebertritts von 
einer christlichen Gonfeffion zur anderen bedarf es nicht, wahl aber 
muß gleich nach ſolchem Usberteitte, unter ſpezieller Angabe des 
Lebensalters der Convertiten, fo wie des Tages feiner Aufnahme, 


3. R. v. 8. Juli 1830 (v. K. Ann. 1830 S. 427) theitt das bei 
den Jahresberichten für die Nachweiſungen der von einer britt 
Confeffion zue andern übergetretenen Individuen anzuwendende 
Schema mit. (Bekannt gemacht durch die Dr Verf, d. N. zu 
K. vom 18. September 1836 No. % K. S.) 

4. B. d R. zu D. vom 30. September 1830 (Amtsbl. 1836 
©. 252) meife die Oft, an, genau zu bezeichnen 

1) Namen, Stand und Alter des Convertiten; 

2) ob derfelbe verheiratet ift, wieviel Kinder er hat und in 
welchem Altes fid) die letzteren befinden; 

3) den Namen des Geiftlichen, zu deſſen Patochie der Gone 
vertit früher gehörte; 

4) den Tag der Aufnahme und 

5) die Veranlaffung zum Webertritt. e 

5. Refer. v. 30. Juni 1843 Mo. 7379 ordnet an, daß bei den⸗ 
jenigen Perfonen, welche im Eheſtande leben oder gelebt haben, 
zu bemerken ift, ob der Gatte, ab die Gattin und die Kinder, 
wenn ſolche vorhanden find, mit übergetreten ‚find, und wenn dies 
nicht der Fall if, od dieselben derjenigen Gonfeffion, zu mier 
1 berteitt geſchehen ift, zur Zeit des Ueberteitts bereits -an= 

irt haben. 

6. Circ. d. R. zu K. v. 18. März 1830 No. % K. S., den 
64 100 a von Kindern betreffend f- Mahang No. 4. 

$. 304. Wer feinen Wohnſitz außer den Grenzen feiner 
bisherigen Parochie verlegt, wird dadurch zugleich von dem 
Pfarrzwange derſelben frei. r: 

§. 305. Ein Gleiches geſchieht durch Sea eines 
Standes, Amts oder Titels, mit welchen bie Befreiung von 
der ordimairen Parochie gefeglich verbunden ift. 


Berlaffung 
der Parodie 
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Selten . 306.;Die unter Genehmigung des Staats einmal bes 
der Prock. ſiehenden Parochſen können ohne dergleichen Genehmigung 
nicht wieder aufgehoben werden. 

F. 307. Dadurch, daß aus Mangel an Eingepfarrten 
in einer Kirche eine zeitlang keine gottesdienſtliche Handlungen 
haben vorgenommen werden können, verliert diefelbe noch nicht 
die Rechte einer Parochialkirche. 

$. 308. Wenn aber, aus Mangel an Eingepfarrten, die 
Stelle des Pfarrers länger als zehn Jahre hindurch unbeſetzt 
geblieben ift, fo kann der Landesherr, wo nicht befondere Lanz 
desverfaſſungen oder Tractate entgegen ſtehen, über die vacante 
Kirche verfügen, und alsdann erlöſchen auch die etwanigen 
Parochialrechte derſelben. 

Anm. 1. Gef v. 13. Mai 1833 


. 1833 S. 51) über 
blung des Vermögens 


Bom Simul 
tano. 


bafi fie es fich werden ‘angelegen fein laffen, diefen Mebelftand durch 
DEA Steen und Geck: und nach zu befeitigen, 
$. 310. Mangelk es an ſolchen Beſtimmungen, fo wird 
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vermuthet, daß eine jede dieſer Gemeinen mit der anderen 

gleiche Rechte habe. 

F. 311. Die näheren Maßgaben wegen der Ausübung 
dieſer Rechte müſſen bei entſtehendem Streife, nach dem Çin- 
verſtändniſſe der beiderſeitigen Obern, und wenn dies nicht 
stattfindet, durch unmittelbare Landesherrliche Entſcheidung 
feſtgeſezt werden. 

$. 312. Dabei ift jedoch auf dasjenige, was bisher üplich 
geweſen, bauptſächlich Muͤckſicht zu nehmen. 

F. 313. Wird aber darüber geſtritten, ob eine oder die 
andere Gemeine zu der Kirche wirklich berechtigt ſei, ſo gehört 
die Entſcheidung vor den ordentlichen Richter. 

8. 314. Wenn nicht erhellet, daß beide Gemeinen zu der 
Kirche wirklich berechtigt find, fo wird angenommen, daß die. 
jenige, welche zu dem gegenwärtigen Mitgebrauche am ſpäteſten 
Sa ift, denſelben nur bittweiſe, d. h. als eine widerrufliche 

efälligkeit. erhalten hahe. 

$. 315. Selbſt ein vieljähriger Mitgebrauch kaun für 
fid allein die Erwerbung eines wirklichen Rechts durch Berjäh- 
rung in der Regel nicht begründen. 

Anm. Zus, L. R., Th. L Tit 9, g. 589. Ales, was die Ber 
figergreifung im rechtlichen Sinne verhindert, das hindert auch 
den Anfang der Verjährung duch an, 

$. 316. Wenn jedoch, außer dieſem Mitgebrauche, auch 
die Unterhaltung der Kirche von beiden Gemeinen gemeinſchaft⸗ 
lich beſtritten worden: ſo begründet dieſes die rechtliche Ver⸗ 
muthung, daß auch der ſpäter zum Mitgebrauche gekommenen 
Gemeine ein wirkliches Recht darauf zuſtehe. 

F, 317. So lange eine Gemeine den Mitgebrauch nur 
bittweife hat, muß fie bei jedesmaliger Ausübung einer bisher 
nicht gewöhnlichen gottesdienſtlichen Handlung die befondere 
Erlaubniß der Vorſteher dazu nachſuchen. 


` Sechſter Abſchnitt. 
Von dem Pfarrer und deſſen Rechten. 


$. 313. Derjenige Geiſtliche, welcher zur Direction und 
Verwaltung des een bei einer Parochialkirche beſtellt 
worden, wird der Pfarrer des Kirchſpiels genannt. 

$. 319. Ein Pfarrer muß die von einem gefchidten und 
tugendhaſten Geistlichen erſorderten Eigenſchaften im vorzüg⸗ 
lichen Grade befigen. 


Begriff. 


Erforbere 
nife und an 
gemeine 
Ka 
deffetben 


Wahl bes 
Pfarrers 
uberhaupt. 
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. 200. Er muß ſich den Wohlſtand der Kirche, den Un- 
terricht der Gemeine und die Beförderung eines guten morali 
ſchen Verhaltens ihrer ſämmtlichen Mitglieder beſonders anges 
egen fein laffen. 2 2 

$, 321. Die Sorge fr die Gebäude und das Vermögen 
der Kirche hat er int den Vorſtehern gemein. 

$. 322, Wenn letztere in ihren Pflichten nachläſſig And, 
iſt er ſeſner geiſtlichen Behörde davon Anzeige zu machen 
ſchuldig. 
Gi 22 923. Dagegen find aber auch die Vorſteher verbun⸗ 
den, ebin dieſer Behörde es er er wenn der Pfarrer 
feine Amtspflichten vernadhläffigt oder in feinem ſittlichen Ver⸗ 
halten zu gegründetem Tadel und Aergerniß der Gemeine Vere 
anlaſſung giebt. 

$: 324. Ob die Wahl des Pfarrer von dem Biſchofe, 
dem Conſſſtorio, einem Privatpatrone oder den Gliedern der 
Gemeine abhange, wird durch die beſonderen Verfaſſungen jeder 
Provinz und jedes Ortes näher beſtimmt. 

Anm. 1. Min. Reſc. b. 8. Mätz 1821 (S. bon Kampy Ann. 

1821. S. 344, 348.) : Wem die Gemeinen nichts dagegen 
haben, konnen jelifäh ⸗keſormirte und evangeliſch⸗lutheriſche 
Geistliche, welche der evangelifchen Union beigetreten find, oder kein 
Bedenken tragen, foldes zu thun, del aner Gemeine die D zum 
— oe Glaubensbektuntnüffe bekannt dak, anger 

dt werden, 
R. v. 17. Octbr. 1822 (u, K. Ann. 1822. S. 887. méin 
Wén, am, At deen G. in weichen der Uniongs 
Ritus, wenn auch nur in Agwechſelung mit dem alten eingeführt 
ifi, mur Idée zu Pfürtern, Diakone Ze, Sia e E 
tigen, weiche ihren Beittitt zur Union dem Conſſſtoro der Pros 
orga fe Haben. . 

v. 20, Aprit 1830, mftgethete durch Die N v. 3. Maß 
1830 (v. K. Ann. 1830. S. 340%. Auf Debt Sr. Maj. ift 
übrigens noch den Reg. anempfohlen worden, bei Befegung evan⸗ 
gelifcher Pfarrftellen Iandesherel. Patronats fo weit es, ohne Un⸗ 
zufriedenheit bei der Gemeine zu erregen, geſchehen kann, die res 
Ee oder lutheriſche Gonfeffion nicht weiter zu brückſichtigen. 
Es verſtebt ſich jedoch dabei von ſelbſt, daß der Anzuſtellende ſich 
g unn Con, de ber Union noch ne beigetreten find, 
nach ben bel erfelon, ga Gaßefuchen 47 e, 

Inſt. f. d. Weſtpr. E 21. Septbr. 1555. CR T'o 11. 


Die Regierung muß darauf fe —.— 
d Daß Niemandem ein, gat Aiit oder Zeta. obne 
dee Siet and Gel a He, gu dam ee, [o efe 
eine geiftt. Zoom, ed fei emes Bisthums, Prälatur, Abtei, Cr- 
EC wë. Wardie ze. Tidy ereignet, oder ein Bicarius 
ff, Decanus, Pebvmjiat eile Orden e abgeht, ën 
wjp. von den Bifhöffen, Capitulm, Tore a5 und wein berjes 


N 


E 
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Ee E Kee Ko ës 
ber Provinz unterworfen geweſen, von dem n uns 
ee der Zen Ke Med" 
und hieenächſt in den Fällen, wo Uns die Nomination, Collation 
ung Approbation duenne von Uas az nene 
nach den Nitidus der katholkſchen Kirche in fein Amt von feinem 
gelſuchen Obeti eiggefcktz wo aber die Collation einen andern, 
o fei einem wt, Obern oder einem well. Patrone GA ber 
Grant: jederzeit, ehe er in fein Amt eingeführt wird, Wf 
Regierung angezeigt werde, damit fie, wenn gegen bie Perfon Fef- 
felben nichts zu erinnern ift, und er zuvor den Uns als oberften 
Randesheren fchuldigen Homigial⸗Eid äbgelsget, die ihr in folem 
Falle in Unferm Namen zu geben aufgetragene Genehmigung ertbeile, 
indem Wir unter andern nicht zuzugeben gemeint find, daß bei 
ege 
tanen vorgezogen werben. Wefonders aber muß jederzeit, che zu 
` diner pop Wahl geſchritten wird, um bie Eclaubniß bat gebeten 
werden, weide, wenn fie durch Unfere Regietung bett werden, 
nötigenfalls im Beifein eines von derfelben zu benenden Gent. 
miffiarit vorzunehmen ift 
5. Refe v. 9. Mai 1774 (Edicten⸗S. S. 299): Die Reg» In⸗ 
tion: v. 21. Sept. 1773 pag. 9. Lët. e. biftinguicet: die Falle, 
wo uns die Nomination und Collation zuſtehet, don den Fallen. 
wo einem Privato die Collation competiret. In Anſehung der 
stern. ift been verordnet, daß das Decretum apprabatörium 
ven Euch (die Ihr darauf, daß der Noovocatüs ein Landeskind 
fei, den Cid der Treue- peleiftet habe und wider feine Perfon kein 
erhebliches Bedenken obwalte, zu ſehen habt) ertheilet werbe. In 
biefen Fällen nun bedarf es alhier in Ansehung . 
len keiner Anfrage, wenn nicht etwa befondere, e . keiten 
vorkommen möchten. Und was die Pfartſtellen Königl. Collation 
betrifft: fo wird Euch ebenfalls in Anſehung der Dorfpfartin die 
Beſuzuſs ertheifet, ohne Werkchteetftnttung n e re 
5 Kei Dingegen. habt ihr 
Ge ichten- o 
Ir WEN a det Oes 
meine in Streit und Feindſchaft lebt, oder gegen deffen Grund- 
e oder moralisches Verhalten die Gemeine erhebliche Ein- 
vendungen hat, derſelben zum Pfarrer aufgedrungen werden. 
(Vergl. $, 338.) $ EN 
$. 326: In allen Fällen muß daher das Subject, welches 
zum Rn SCH werden ſoll, der Gemeine zuvor bekannt 
ai erden, - k . % 

Kä 1. Dt Provis R. But 177. (zu 68. 320. 320, 344 
und 523): We ds niche Gafenders‘Herpebradye ir, "Bü Ra es 
Tonn Buziebuhg der Gemeine’ bei Beſteuung des Pfteiss, und 
dat dazu gin, Sutzeet wird der Gemeine weder vorzeſtelt, 
woch weniger Wide mie ihrer Grënn tin vernommen, fo 


Sufondirheit 
et Patros 
natskirchen. 
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wie es auch bei Niederlegung des Amts der Anzeige an die Ges 

meine nicht bedarf. 

2. B. d. R. z. K. v. 16. Aug. 1811 (Amtsbl. 1811. S. 200): 
Die den Sladtrommunen zuftehende Wahl und Berufung der 
Geiftichen gefchiebt auch nach Einführung der Stäbteordnung 
durch bie Deaıfenisellgn, jedoch mit der Einschränkung, daß 
a Mitglieder bei dieſem Geſchäfte kein Stimmrecht aus⸗ 

en können. ` 
$, 327. Hat die Pfarrkirche ihren eigenen Patron, fo 
gebührt dieſem der Regel nach die Berufung eines neuen 

Pfarrers. 

Anm. 555 P. -R. 3. 178 (zu $$. 327 und 345): Wenn der 
weltliche Patron die erledigte lutheriſche Stelle binnen drei und 
bie Enthaifche binnen vier, der geiſtiche Garen aber binnen ſachs 
Monaten nicht wieder befegt, fo fållt das Beſegungsricht in Abe 
Dot der katholiſchen Geiſtlichen und Schuuehrer im Ermeland an 
ben Biſchof, in Abſicht aller Übrigen Geiſlſchen und Schulſtelen 
aber an den Landesherrn. Bei denjenigen Stellen, welche der 
Bischof von Ermeland aus eigenem Rechte beſcht, wied er einem 
jedem anderen geiftlichen Patron gleich geachtet, fo daß, wenn er 
die Stelle nicht binnen ſechs Monaten vom Todes oder Reſigna⸗ 
tionstage angerechnet vergiebt, das andesherrliche Devolutionsrecht 
einteitt. Ein gleiches finder fate, wenn der Bilder von bem ihm 

ıftehenden Devolutionsrechte nicht binnen ſechs Monaten, nach 
BA der dem Patron zuftsbenden Dat, Gebrauch wacht. 
$. 328. Auch Patrone können bei ihrer anzuſtellenden 

Auswahl nur auf ſolche Subjecte Rückſicht nehmen, die entwe⸗ 

der ſchon in einem geiftlichen Amte hen, ober doch als Gane 

didaten von den geiſtlichen Obern in fer Deus, nach an- 

1 e Prüfung, die Exlaubniß zum Predigen er⸗ 
ten en. 

Anm, 1. B. d. R. z. D. v. 25. Octbr. 1819 (D. Amtsbl. 1810. 
S. 532): Auf Beranlaſſung des dom Königl. E geift. 
Angelögenh. unt. d. 11. b. M. an uns erlaffenen Meferipts ter- 
den die Von, Herren Geiftt. eatholiſcher Confeffion, weiche von 
nun an zu einer Eatholifchen Pfarrstelle gelangen wollen, die kraft 
der von Sr. Maj. dem Könige uns gewordenen Vollmacht von uns 
befegt wird, oder deren Beſez ung, wenn fie Privat Patronats ift, 
der Betätigung durch uns bedarf, hierdurch angewieſen, ein von 
dem kalhollſchen Gonfiftorio, von weichem fie geprüft worden find, 
ausgefteltes. Zeng? - weiches ung mir den Refultate der Prüfung 

enau bekannt mache, wie auch ein Zeugniß von Seiten der of, 

erte, unter welcher fie als Commendarien ober Pfarrer bis 
dahin im Geiſtächen gearbeitet haben, welches. fih uber ihren 
Charakter und ihr Verhalten erkläre, bei uns eingursichen. „Bei 
Verfezungen bedarf es in Betreff jenes Zeugniſſes, wenn es frü⸗ 
der zum KH der Anſtellung im Gef, eingeſendet ift, nur der 
Derufung darauf, das Zeugniß der zweiten Art aber muß jedesmal 
von neuem eingereicht werben. 
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2. B. d. R. 3. D. v. 15. October 1837 (D. Amtsbl. 1837. 
©. 250), bate, as dei Pfarcbefegungen zu beobachtende Verfahren. 

. Ang. Neo d 

Le 320. Das von dem Patrone ausgewählte Subject muß 
der Gemeine vorgeſtellt, und zur Haltung einer Probepredigt 
S ESCH angewieſen werden. (Vergleiche hier §. 326. 
Zuſatz. 

§. 330. Hat der Gewählte ſchon in einem geiſtlichen 
Amte geſtanden, fo muß er dennoch, wenn die Gemeine ihn 
nicht ſchon hinlänglich kennt, eine Gaſtpredigt und Cakechiſa⸗ 
tion halten. 

$. 331. Der Tag der zu haltenden Probe- oder Gaſtpre⸗ 
digt muß der Gemeine wenigſtens vierzehn Tage vorher bekannt 
gemacht werden. 

$. 332. Sind zwei oder mehrere Kirchen unter einem 
Pfarrer zufammen tagen, fo muß in jeder eine Probeprer 
digt gehalten werden. 

$. 393. Ob auch in eigentlichen Filialkirchen die ‚Ballen 
einer Dinbeprebigt mötblg fei, oder ob bie Mitglieder einer fok. 
chen Tochtergemeine, zu deren Anhörung in der Mutterkirche 
fih einfinden müſſen, bleibt der hergebrachten Berfaffung bei 
einem jeden Kirchenſyſtem überlaffen, 

$. 334. Die Gemeine muß nach Verlauf von wenigſtens 
acht Tagen mit ihrer Erklärung über das vom Patrone a: 
gewählte Subject vernommen werden. 

Anm. Reſer. v. 26. Januar 1839 (v. K. Ann. 1839. S. 98): 

ie im $. 334. II. II. A. L. R vorgeschriebene Vernehmung d. 

Kirhengemeine über das von dem Patron der Kieche zum Pfarz 
ber ausgewählte Subject wird zuweilen in einer Art abgehalten, 
daß fie ſich zu einer Wahlabſtimmung zwiſchen diefem und andes 
von Subjecten geſtaltet. Dieses Verfahren muß als unftatthaft 

vermieden werben, u. find in Betreff diefer Bernebm. die 88. 330. 

338 und 339.11. 11. A. E N gehörig zu berückſichtigen, auch 

die etwa auf ein anderes Subject gerichteten Wunfcäußerungen 

als nicht hierhin gehörig zurückzumeifen. 4 

$. 335. Iſt der Candidat aus einer anderen Dibces oder 
Conſiſtorial-Ocpartement, fo kann die Gemeine eine längere 
Friſt, allenfalls bis vier Wochen, zu ihrer Erklärung verlangen. 
, 8. 336. Iſt die Gemeine mit dem Patrone über die Wür⸗ 
N des vom Letzteren ausgewählten Subjects uneins; fo 
müſſen die vorgeſetzten geifilihen Obern, ahne proceſſualiſche 
Weitläuſigkeiten über die Erheblichkeit der Einwendungen ent⸗ 


feiden. 
Wer rechtlich überführt wird, daß er fih durch 


8. 337. 
Beſtechungen oder andere unerlaubte Wege, in ein geiſtliches 
Amt einzuſchleichen geſucht habe, wird eines ſolchen Amtes auf 
immer unfähig. 
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5.1388. Auf den bloßen, mit keinen erheblichen den 
unterftüßten Widerſpruch einzeiner Mitglieder der Gemeine, fol 
keine Rücksicht genommen werden. 

Pe Bem ahe ea SEN wenigſtens ez dër, 

e der Stimmen ſämmtlicher Gemeindeglieder gegen at, 
fol es zu der Pfarrſtelle nicht anders ac) Gewier als 
wenn ſich bei der Unterſuchung findet, daß der Widerſpruch 
durch bloße Verhetzungen und Auſwiegeleien veranlaßt worden. 

$. 340. Iſt der Patron dem römiſch⸗katholiſchen, die Ger 
meine aber dem proteftantifchen Glaubensbekenntniſfe than, 
oder umgekehrt, fo muß der Patron wenigſtens drei Subjecte 
zur Prol 8 zulaſſen. x 

$. 341. Demjenigen unter diefen, welche bei der Gemeine 
nach der Mehrheit der Stimmen derſelben, den vorzüglichſten 
Beifall hat, kann er die Vocation nicht verſagen. 

$. 342. In dieſem ſowohl, als in allen übrigen Fällen, 
wo es hergebracht iſt, daß der Patron der Gemeine mehrere 
Subjecte zur Auswahl vorſchage, muß die Gemeine nothwen« 
Di eines derſelben wählen, in fofern fie nicht allen dreien er. 
hebliche Einwendungen nach Vorſchriſt S. 336, 397 und 338 
entgegensetzen kann. i 

S. 343. Eben biefes findet im umgekehrten Falle, in An⸗ 
fehung des Patrons, Statt, wenn nach mohlbergebradhter Ver⸗ 
faſſung demfelben mehrere Subjecte zur Auswahl von ber Ge⸗ 
meine vergeſchlagen werden. 

$. 344. Nehmen mehrere Patrone mit gleichem Rechte 
an Beſetzung der Pfarren Theil; fo entſcheidet, wenn fie Béi nicht 
1 en können, die Mehrheit der Stimmen. (Vergl. F. 326. 

ſes it.) 

$. 345. If keine überwiegende Mehrheit der Stimmen 
vorhanden, fo müſſen die geillichen Obern den Patronen auf⸗ 
geben, fidh binnen einer gewiſſen, nach den Umftänden zu be: 
stimmenden St, über ein vorzuſchlagendes Subject zu vereini⸗ 
gen. (Vergl. $. 327. d. Tit.) $ d 

$. 346. Erfolgt in der beſtimmten Frit kein Einverftänd- 
nig, fo fällt die Beſetzung der Stelle für diesmal den geiftlichen 
Obern anheim. 

5. 347, Dieſe müffen aber die Stele in der Regel einem 
Dritten, welcher von keinem der uneinigen Patrone vorgeſchla⸗ 
gen worden, verleihen. 

8. 348. Hat eine eigentliche Tochterkirche einen befonber 
ren Patron, ſo muß dieſer in der Regel dem Patrone in der 
Mutterkirche beitreten, wenn er nicht gegen das von Letzterem 
ausgewählte Subject erhebliche Einwendung nach g. 398. u. 397, 
zu machen vermag. ei G 
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Anmerk. Refe d, 1%: April 4802, betr. die Kraft der Stimme 
eines 52 der TFochthrkirche bei: der Wahl eines Pfarrers (Rabe 
Bb. 7. S. 197. Neues Arhiv Bd. 2. S. 440 f. Anhang No. 45. 

F. 349. Wenn in dem Falle des $. 340 u. 342. der Ge⸗ 
meine ven den mehren Patronen drei; Subjecte vorgeschlagen 
werden follen, jo finden, wenn Déi die Patrone über dieſe Aus⸗ 
wahl nicht vereinigen können, die Vorſchriften 5, 344 bis 347. 
Anwendung. * 

$. 350. Wenn alfo die mehreren Patronen ohne eln vore 
handenes Uebergewicht von Stimmen, auf mehr als drei Sub- 
jecte Rückſicht nehmen, fo müſſen die geiſtlichen Obern der Ge- 
meine drei andere vorſchlagen. 

$. 361. Wenn jedoch alle oder die meiſten Patrone fid 
über ein oder zwei Subjecte bereinigt hatten, ſo müſſen dieſe 
auch von den geiſtlichen Obern mit vorgeſchlagen, und nur ftatt 
derjenigen, wegen welcher kein ſolches Einverlänbniß getroffen 
werden kann, andere genommen werden. 

$. 352. In allen Fällen, wo es auf die Stimmenmehr⸗ 
heit unter den Patronen ankommt, werden die Stimmen, wenn 
das Patronatrecht blos perſönlich ift, nach den Perſonen; wenn 
es aber auf Gütern haftet, nach den Gütern, ohne Rück⸗ 
icht auf den Werth oder die Größe derſelben, gezählt; in for 
ferne nicht, vermöge vorhandener Verträge oder einer rechts⸗ 
verjährten Gewohnheit, ungleiche Antheile für die mit dem Pas 
tronatrechte verfehenen Güter beſtimmt find. d 

. 353. Bei Kirchen, welche keinen eigenen Patron ha⸗ 
ben, gebührt der Regel nach die Wahl des Pfarrers der Gemeine. 

J. 354. In dieſem Falle müſſen die Kirchenvorſteher der 
Gemeine drei Subjecte vorschlagen. v 

§. 355. Bei diefem Vorſchlage aber müſſen fie nur auf 
fole Subjecte, die der Gemeine durch Probepredigten oder ſonſt 
binlänglich bekannt find, Rückiicht nehmen, und beſonders folde, 
von welchen fie Urſache haben zu glauben, daß mehre Mitglie⸗ 
der der Gemeine Zuneigung und Vertrauen gegen ſie hegen, 
nicht übergehen. 

„ S. 356. Bei der Wahl ſelbſt hat in der Regel jedes Mit- 

La? der Gemeine, welches nicht einem mitwählenden Fami⸗ 

e untergeordnet iſt, Stimmrecht, 

nh. zum Allg. L. R. F. 120. Auch Wittwen und uns 
berheiacheten Srauenzimmem ift hierbei, und unter der gedachten 

10 ae. übe Gonturrenz durch qualificirte Stellpettreter nicht 


zu verfagen. 
$. 357. Di Streitigkeiten über die Befugniffe zum 
Stimmrechte ae abi n wi aufgehalten ke 
$. 358. Wer entweder 1 5 ſchon in einem ähnlichen 
Falle ein Stimmrecht bei der Gemeine ausgeübt hat, oder wer 


Bei Kirchen, 

weich Beinen 

Patron haz 
ben. 
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zu einer Klaſſe gehört, deren Mitglieder in vorigen ähnlichen 

Fällen zum Stimmen zugelaſſen worden, dem muß auch bei 

der gegenwärtigen Wahl die Abgebung feiner Stimme verſtat⸗ 

tet werden. r 

$. 359. Ein Gleiches gilt von demjenigen, der ein Grunt 
ſtück beſitzt, deſſen vorige Inhaber, als Glieder der Gemeine, 
in ähnlichen Fallen zur Wahl gelaſſen werden. 

S- 360, Niemand fann aber ein Stimmrecht ſich anmas 
ßen, der zu einer andern als derjenigen Religionspartel gehört, 
für welche der Pfarrer gewählt werden foll. 

Unmerk. Gef. v. 30. Auguſt 1816 (Geſ.⸗S. 1810. S. 207), 
wegen Verwaltung des Patronateechts über gt, Kirchen auf 
ſolchen Gütern und Grundſtücken, die ſich im Beſitzthum jüdischer 
Glaubensgenoffen befinden. f. Anhang No. 46. 

$. 301. Die Feſtſezung: wie nach diefen Grundſätzen ein 
ſtreitig gewordenes Stimmrecht in dem gegenwärtigen Falle 
ausgeübt werden fol, kommt den geiſtlichen Obern zu. 

8. 362. Die Entſcheidung über das ſtreitige Stimmrecht 
ſelbſt, aber gehört vor den ordentlichen weltlichen Richter. 

6. 363. Die nach der Feſtſetzung der geiſtl. Obern vorgenom⸗ 
mene Wahl ($. 361) verliert für den gegenwärtigen Fall nichts 
von ihrer Gültigkeit, wenn auch hiernächſt durch richterliche 
Erkenniniß Jemandem das ausgeübte Stimmrecht abs, oder 
wenn daſſelbe einem Ausgeſchloſſenen zugeſprochen wird. 

S. 364. Was vorſtehend $, 357. bis 363, wegen eines 
über das Stimmrecht gewiſſer Gemeineglieder entſtehenden Streits 
verordnet ift, gilt jedoch mit Ausſchließung des $. 360, auch in Bäi: 
len, wo unter mehren Patronen das Berufungsrecht streitig wird. 
Anmerk. Refe des Juſtiz. Min. v. 23. September 1831, 

daß ein Machtsverkahren über das Bocntlonsracht mehrerer Pas 
trone für den vorliegenden Fall auch dann Ann i, wenn 
der iscus zu diefen Patronen gehört. S. Anhang No. 47. 

F. 965. Uebrigens findet bei der von einer Gemeine an⸗ 
zufteßenden Pfarrwahl, dasjenige ſtatt, was wegen Verhand⸗ 
jung und Entſcheidung gemeinſchaftlicher Angelegenheiten bei 
Gemeinen überhaupt verordnet ift. 

Anmerk. 1. Allg e. R. Th Il. Lit. a. 8.167 fogt: Die Wahl 
der Vorſteher und Beamten gehört zu den inneren Rechten der 
Geelfhaft. 8. 108. Sie if ein Gopnftand der weie, 
chen Zufanmenkünfte, 

2. Cabinets-Ordre v. 9. Mai 1829. f. Anhang. Ne. 18. 

$. 366. Nehmen mehrere Gemeinen an den Pfarrwahl 
Theil, fo find, wenn nicht ein Vertrag oder eine feit rechtsver⸗ 
jäbeter Zeit wohlhergebrachte Gewohnheit etwas Anderes bes 
ſtimmt, die Mitglieder der Filialgemeine ihre Stimmen unter 
den Hauptgemeinen abzugeben befugt, 
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$. 307. Sind mehrere Pfarrgemelnen unter einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Pfarrer vereinigt, ſo hat jede ſolche Gemeine nach 
der Regel ihre eigene Stimme. 

$. 308. Entfteht durch Zählung der Stimmen dieſer vere 
einigten Kirchengemeinen keine überwiegende Mehrheit: fo et, 
ſen die einzelnen Stimmen der Mitglieder, ohne Rückſicht auf 
die verſchiedenen Gemeinen, gezählt werden. 

$. 369. In allen Fällen, wo keine entſcheidende Mehr⸗ 
beit ber Stimmen zu finden ift, gebührt den geiſtichen Dbern die Er- 
nennung, unter den mit gleich vielen Stimmen gewählten Personen. 

8. 370. Mitglieder blos zugeſchlagener Gemeinen nehmen, 
wenn nicht bei der Zuſchlagung nach $. 297 ein Anderes feſt⸗ 
gelebt worden, an der Pfarrwahl keinen Theil. 

$. 371. Doch ift, wenn von den übrigen Gemeinen ein 
Pfarrer gewählt worden, zu welchem der größere Theil der 
Gaftgemeinen kein Vertrauen hat, dieſes für einen erheblichen 
Grund, aus welchem letztere auf die Wiederabtrennung antras 
gen kann, zu achten. 
$. 372. Uebrigens kommt es auch bei Pfarewahlen, der 
Gerichtsbarkeit des Kirchspiels in allen Fällen zu, die Wahl 
zu dirigiren und auf Ruhe und Ordnung dabei zu ſehen. 

$ 


merkt werden fen: 
Daß die Vokagon in dieſer Beziehung (d. h. in Bezug auf 
das mit der Pfarrſtelle verbundene Einkommen) keine nachthel⸗ 
lige Abänderung enthalte. 


Auch andere Abänderungen find E bei dem Beſtätizungs⸗ 


Defrete ausdrücklich eau olge deffen meifet 
4. die Eir. Berf. LE d e 1836 No. 5%. 
K. S. zu No. 2. die Superintendenten und Dekane an, die Pris 


Bocation. 
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„ob in den Vocationen eine Schmälerung des ben nenne 
vorkamme, zunächst, che und alle Kürzungen des Einkom⸗ 
mens ober andere Abänderungen in den Urberreichungeberichten, 
ober daß keine vorgekommen find, E bemerken, ù 
. 975. Wo es bisher gebräuchlich gewefen, daß die Bor 

cation fert nach erfolgter On, ertheikt worden, da 

muß dem Gewählten eine ſchrittiche Bekanntmachung, welche 
= unge zur künftig zu ertheilenden Vocation enthält, 
eſchehen. 

3 5 376. Die Ausfertigung der Vocation gebührt dem Pa- 

trone, und in beffen Ermangelung den Kirchenvorſtehern. 

377, Die Seſtimmung der Zeit, binnen weicher der 

Berufene Dé über die Annahme der Vocation erklären muß, 

ift 1 und hängt von dem Gntbefinden der Wählen, 

den ab. d 

$. 378. Kommt binnen diefer St die Erklärung des 
Berufenen nicht ein, fo iſt der Patron, oder die Gemeine, E) 
einer neuen Wahl zu schreiten, fofort berechtigt. 

S. 379, I feine Beit zur Erklärung beſtimmt, fo kann 
der Berufene die Vocation fo. lange annehmen, als ihm nicht 
ein Zeg Widerruf berfelben bekannt gemacht worden. 

F. 380. Har er fi) aber binnen vierzehn Tagen, nach 
exbaftener Vocation, über die Annahme derfelben nicht erklärt; 
und ſind, nach Verlauf dieſer Friſt, der Patron und die Ge 
meine zu einer neuen Wahl geſchritten, fo bat eine fpäter ers 
folgte Annahme keine rechtliche Wirkung. 

$. 381. Uebrigens gelten von der Annahme der Vocatſo⸗ 
au Gran der Annahme bei Verträgen überhaupt vorgeſchrie⸗ 

da i & 


e, 
Anm, Berg. A. L. N. Ip. 1 Tic 5. 8. 78. Win, was zur 
Rechts et ginge ED, Überhaupt gehört, wird auch 
SD ber erte: deg Depot ab, 8, 70. 
urch die Annahme eines gültigen: 1, . wird der Ver⸗ 


ae 


nahme gleich geachtet. F. 82, Wenn das was der Ve aa 
0 bedarí 
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es hinlänglich, wenn die Annahme auch nur gegen Einen der- 
felben erklärt worden. $ ` 

8. 383. Die von dem Berufenen einmal gültig ange⸗ 
nommene Vocation, kann ohne erhebliche Urſachen nicht wider⸗ 
rufen werden. 

$. 384. Nur aus eben den Gründen, aus welchen ein 
ſchon beſtellter Pfarrer feines Amtes entſetzt werden kann, ift 
auch der Widerruf einer zur rechten Zeit angenommenen Voca⸗ 
tion zuläffig, 

. 355. Es macht dabei keinen Unterſchied, ob dieſe 
Gründe ſchon vor Erlaſſung der Vocation vorhanden und bes 
kannt geweſen, oder ob ſie erſt nachher entſtanden, oder zur 
Wiſſenſchaft des Patrons oder der Gemeine gelangt ſind. 

$. 386. Sobald der Berufene die Vocation angenommen 
hat, muß er den geiſtlichen Obern der Diöces oder des Depar⸗ 
tements, zur Beſtäkigung präjentirt werben. 

Anm. 1. Kam mergerlchts⸗ Beschluß v. 17. Aug. 1820 (o. 
K. Ann. 1831. S. 45), daß über Gegenſtände der Kirchenhohelt 

2 S 125 * kein Rechtsweg ſtattfindet. Siehe Anz 

ang Mro. 40. 

2. Juſt.⸗M. R. v. 24. Aug. 1829 (Ergänzungen und Erläute⸗ 
zungen ber Pr. Rechtsbücher v. Gräff, Koch ze. Th. I Abtheit. 3. 
S. 604) Jet des Nochtsverfahr. üb. d. Beſtätigunzsrecht 

e, 50. 


betr. J. And. Nro. 

3. Ju R. v. 20. Juli 1830, (v, K. Ann. 1831. S. 44) 
denſelb. Gegenstand bete. f. Anh. Nro. 51. 
F. 387. Die Präfentation muß vor dem Patrone, und 


wo deren mehrere find, vor allen geſchehen, welche zur heil- 
nehmung an der Wahl und Vocarion berechtigt find. 

S. 388. In Ermangelung von Patronen gefchieht die Prä- 
fentation durch die Vorſteher. 3 

$. 389. Der Präfentation muß eine Aöſchrift der ertheil⸗ 
ten, oder noch zu erthellenden Vocation, imgleichen das Pro- 
tocol über die Probe- oder Gaſtpredigt, beigelegt werden. 

$. 390. In allen Fällen, wo eine Wahl der Gemeine 
Statt gefunden hat, iſt auch die Beilegung des Wahlproto⸗ 
colls erforderlich, 

. 391, Wird von den geiſtlichen Obern der Präſentirte 

untauglich, oder die Wahl unregelmäßig befunden; fo muß eine 
neue Wahl und Präsentation erfolgen, 
. 302. It der Patron, welcher ein untauglſches Subs 
„ject vorgeſchlagen pat, ſelbſt ein Geiſtlicher: ſo verliert er für 
diefen Fall fein Präſemationsrecht, und die Beſetzung der Pfarre 
geſchieht durch die geiſtlichen Obern. KR 

$. 393. Die Präfentation zu einem erledigten Pfarramt 

ert, öl. b. cl. u. Shut: Gefepgen. 8 


Präfentas 
tion, 
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muß innerhalb ſechs Monaten von Zeit der Erledigung ge 
ſchehen. 
$. 304. IR der Pfarrer auswärts verſtorben, fo läuft 
ie Friſt von der Zeit ab, wo ſein Tod dem Patrone oder den 
envorſtehern bekannt geworden. 
$. 305. Während der Vacanz muß der Gottesdienſt in 
der Pfarrkirche auf Veranſtaltung des Erzprieſters oder Kreis 
inſpectors, durch dazu qualificirte Perſonen verſehen werden. 
Anm. Durch die V. d. N. 3 K. v. 10. April 1824 (K. A. 
1824. S. 154) werden die Superintendenten angewiefen, jederz. in 
ihren Beachten, Über Veränderungen in den Pfarrftellen, mit dem 
aus der Regierungs- Haupteaffe, oder aus den Caſſen der Domais 
mens und Intendanturämter, oder aus den Inſtttuten⸗ und Gom- 
munal⸗ Caffe der Zug zu Königsberg, oder aus den Dets- 
kirchen Caſſen, fo wie aus den Königl. Forſten oder anderen Zä. 
nigl. Anftalten, bares Gehalt oder Naturalien verknüpft find, 
gleichzeitig anzugeben, und in Nückſiche der Schullehrer Königl. 
Patronats auf vorftehende drei Punkte dei Abfaſſang und Beſchei⸗ 
nigung der Olenſt⸗Emolumenten Tabellen zu berüicjichtigen; 
e Betrag des aus Öffentl, Caſſen oder Anſtalten fliegen. 
den Einkommens an baarem Gelde, oder Naturalien, nach allen 
verſchledenen Arten. 

~ 2) Die Gaffe oder Behörde, von welcher ſolches erhoben wird. 

3) Die Zeit, dis zu welcher der Abgegangene oder feine Erben 
foles genießen. 
4) Die Zeit, von wo ab der neue Pfarrer die Einkünfte bez 
ziehen Dën, ` Ss A gegen 
jenigen, was der neue Prediger zu beziehen hat, 
e Eeer Gemma 
in Erinnerung gebracht, daß fie ſich bei dieſem Gefchäfte genau 
an den Buf. 205 d. Oſtpr, Prov. Rechts halten, und bei läns 
ger als drei Monaten, nach Ablauf des Gnadenquartals der Wittwe 
u. . w. des Verſtordenen, oder nach dem Abzuge des Amtevor⸗ 
jängers, dauernden Bacanzen, die für die Kirchen ⸗Caſſe in der 
Suh erfparten Emolumente, echt, der Stolaebühren 
{nad Buf, 200.) man Lech, unb Die Berechnung den Nez 
eaffen beifügen müſſen, obne ſich eine Bertheilung der vacant gez 
gebliebenen Emolumente nach ihrem Gutbefinden anzumaßen. 

S. 396. In der Regel find bei Pfarrkirchen, wo nur 
ein Geiſtlicher angeſetzt iſt, die benachbarten Pfarrer derſelben 
Inſpection, nach der Anweiſung des Erzprieſters oder Inſpec⸗ 
fors gegen die hergebrachte Bergütigung aus den Einkünften 
der erledigten Pfarre, dazu verpflichtet, 

$. 397. Auch bei Kirchen, wo mehrere Geiſtliche find, 
findet eine ſolche Vertretung der vacanten Stellen flatt, wenn 
nach dem Befinden des Inſpectors die übrigen Geistlichen die 
Arbeit allein nicht beſtreiten können 
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8. 308. Kommt die Präfentation innerhalb 6 Monaten 
nicht ein, und ift auch vor Ablauf dieſer Friſt eine Verlängerung 
derſelben nicht geſucht oder nicht zugeſtanden worden, fo fällt 
die Beſetzung der Pfarre für dieſen Fall den geiſtlichen Obern 


anheim. 

J. 399. Wenn ein hiernächſt bei der Prüfung untauglich 
befundenes Subject präfentirt worden, und darüber die geſetz⸗ 
mäßige Friſt verlaufen iR, fo kommt außer dem Falle des 
S. 392 dem Präſentirenden noch eine Nachfriſt von ſechs Wos 
chen zu flatten. 

S. 400. Muß nach §. 343 die Gemeine dem Patron 
Subjecte zur Auswahl vorſchlagen, oder muß nach 8. 340 und 
342 ein folder Vorſchlag der Gemeine von dem Patron gez 
ſchehen, fo fällt nur das Recht desjenigen, welcher in feiner 
Obliegenbelt ſcumig geweſen ift, den geiſtlichen Obern anheim. 

H So lange die geiſtlichen Obern von ihrem An⸗ 
fallsrechte noch keinen Gebrauch gemacht haben, kann der Pas 
tron oder die Gemeine das Verſäumte nachholen. 

8. 402. Auch die geiſtlichen Obern müffen, fo oft ihnen 
die Ernennung des Pfarrers anheim fällt, wegen Auswahl de 
nes tauglichen Subjects die allgemeinen geſetzlichen Vorſchriſten 
beobachten. (vergl. §. 613. 602, 699. d. Tit. u. A. L. R. II. 
6. $. 265.) 

F. 403. Iſt der Präſentirte befätigt, fo muß ihm die 
Ordination, wenn er ſelbige nicht wegen eines vorherbekleideten 
seitlichen Amts Wan erhalten hat, verliehen werden. 

Anm. Circulaire Verfügung der Regierung v. 11. Aprit 
1827. Laut Miniſt.-⸗Verfügung vom 19. Dir, 1827 ift beſtimmt, 
daß wenn auf Auszeichnung eines Geſſtichen bei feiner eintrelen⸗ 
den Amtsjubelfeler angetragen würde, künftig die Dlenſtzelt vom 
Tage der Ordination an gerechnet werden foll- a 

F. 404. Der erwählte und. beflätigte Pfarrer muß in 

fein Amt und zu allen Verrichtungen deſſelben ordentlich ein- 
gewieſen werden. 

Anm. 1 Minift.-Refer. an die Königl. Gonfiftoria vom 
20% Mov. 1818 (von Kamp Ann. 1818, S. 1018) Des 
Könige Maſeſtät haben zu genehmigen geruhet, daß die bisher 
üblich geweſene Ausftellung eines eidlichen Reverſes auf die Con- 
fessio Joannis Sigismundi, und die auf diefelbe fid gründenden 
Keie von 1614, 1602 und 1004 von Seiten der reformirten 
Prediger Boi ihrem Gun in das Proigtame et wegfallen 


at, 
2. Wegen der Militair⸗Geiſſlſchen vergl. F. 10 bis 20 der Militair⸗ 
Klechen⸗Ordn. vom 12. Februar 1832. 
3. Wegen der Dienfteide. 
A. ber evangelifchen Geiſtlich en. 
1) R. v. 24. April 1815 theilt bas Formular zum Amtselde 
8 · 


Devolutie 
onsrecht. 


Ordination. 
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ber proteftangifchen Geiſtlichkeit mit, um darnach alle proteſtan⸗ 
ifche Geiftliche bei ihrer erften Einführung in ein Predigramt 
bereiden zu laffen.» Das Formular f. Anbang No. 32. 
2) Aus einer Cire « Berf. der Reg. zu Potsdam v. 24. April 
1835 (v. K. Ann. 1835 S. 380) erhellet, daß das Königt. 
Minift, ſich dahin entſchleden bat, daß die Allerh. K. O. v. 
5. November 1833 (Gef S. 1833 S. 201) in Betreff der 
für die Dienfeide der Civifbenmten notmirten Formel auf 
Schullebrer fo wenig, wie auf Geiftfiche anzuwenden fei, und 
daß es daher bei der älteen, durch die Bestimmung v. 24. April 
1815 für bie Dienfteibe der Geifttichen und Schullehrer vore 
geschriebenen Formel verbleibt. 
3) Reſc. v. 4. Februar 1830 No. 17376 pr. fegt feft, daß 
1, die Bereibigung der enangelifchen Geiftlichen, weiche der 
Landes⸗Agende as der Ordination nachfolgen muß, 
vor derjenigen Königl. Negierung, in deren Bezirk die Ans 
ſteuung erfolgt, und 

2. in pleno collegii vorgenommen, auch über den Hergang 
ein Protokoll unter ausdrücklicher Vermerkung der ëm 
fenden Regierungs- Mitglleder aufgenommen, und zu den 
Dienſtakten des betreffenden Geiftlichen gebracht werde. 

4) Reſc v. 9. Juni 1836 Mo. 4880 geſtatter, daß die Vers 
tibigung hee Geifichen in ber Sitzung der Abr 

die Kirchenderw. und das Schulweſen bei der Neg. 


Lathol. Geiſtlichkeit Ko wird hierdurch feftgefegt, daß die 


des Gymnafials Directors, 

Das darüber aufgunehmende Protokoll hat die Königl. Mer 
gierung fid abfcheiftlich einfenden zu laffen. 

jeiftlide, welche auf diefe Art verpflichtet worden, werden 

wenn fie nachher zum Beſih einer Prälatur, eines Kanonifats, 
einer Propftei oder Pfarrei gelangen, bei der Regierung nur 
unter der Erinnerung an den bereits geleiftsten Eis mittels Hande 
ſchlages verpflichtet, und dürfen ohne fernere Verpflichtung als 
Sapine, Rommendarien und Vikarten angeftellt werden. — 
Das Formular des Homagial⸗Eides [. Anhang No. 53. 
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2) Leman Prov. Recht der Provinz Westpreußen. 

85 1041. Prälaten, Kapitel, öfter u. lg find ſchuldig, 
nach erhaltener Königl. Nomination oder Königl. Placet, 
vor der Regierung den Huldigunggeld zu Leiten, und fom- 
mon nicht eber zu irgend einem Genuß, (Meitpreuf, Re 
gierungs⸗ Zut. von 1773 8. 4 No. 1. u. Cireular vom 
18. December 1810) 

$. 405. Die Einweiſung wird der Regel nach durch den 

Erzprieſter oder Kreisinſpector vollzogen. 

Anm. J. R. v. 0. Novbr. 1836° wegen Einführung der Geiftfichen 
(v. 8 Aan. 1837 ©. 659); darauf gegründet Eier- B. d. R. 
in K v. 1. Februar 1837 f. Anbang No. 55. 

2. Cire V. d. R. zu K. v. 24. April 1838 zu No. 1 denſelben 
Gigenſtand betreffend [. Anhang No. 50. 

§. 406. Die Koften der Vocation, Präfentation und 

Einweiſung, wozu auch die Reiſekoſten ber zur Einweiſung 

nöthigen Perſonen gehören, müſſen, wo nicht befondere Pros 

vinzial-Verordnungen ein Anderes feſtſetzen, aus den Einkünften 
der Kirche, und in deren Ermangelung von der Gemeine be- 
firitten werden. 

Anm. 1. Oſtpreuß, Prov.⸗Recht, Buf. 179 (zu 88. 400. 
All. 525) § 1 Die zur Einweifung eines neuen Predigers wën, 
gen Perfonen werden don der Gemeine herbeigeholt und zurückgeführt. 

$. 2, Der neue Prediger trägt nicht blos die Rofen der Prüfung 
und Ordination, ſondern auch der Bocation und Präfentation, dar 
gegen erhält der lutherische Prediger an denjenigen Orten, mo es 
bisher üblich geweſen ift, Die ſogenannten Mantelgelder, bel welchen 
fowobt in Abficht der Summe, als des dazu verpflichteten Fonds, 
die Obfervanz eines jeden Dets zur Richtſchnur dient. 

$. 3. Bei Verſezung eines Predigers zu einer anderen Kirche werden 

Bie Manteigeder, De der nen angefete Prediger erhält, den der 

jenigen Kirche getragen, ‚bei der und durch welche die Bacang ente 

ſtanden ift, wean fie bei dieſer Kirche bisher üblich geweſen find. 

Anm. 1. Hoftefer. o. 20. Juni 1800 (in act. der R zu 
K.) beftimmt, daß einem Selbprediger bei Erlangung einer Civil- 
Predigeritelle die nach dem Reglement v. 5 November 1737 den 
neuangeſtellten Predigern bewilligten Mantelgelder von der Kirche, 
bel welcher er angeftellt wird, gleich einem neuorbinitten Prediger 
nicht Sid. 

2. Concluſum der N. zu K. v. 11. October 1839: Das 
Collegium bat Pé: in Betreff der Auslegung der S8. 2 u. 3 des 
Dftpr. P. R. vereinigt, nach folgenden Grundſätzen zu ‚verfahren: 
Nach F. 2 u. 3 1. o. iſt unzweifelhaft, daß der neue (lutheriſche 
Prediger diefe Mantelgelder erhält, wenn deren Zahlung bei der. 
jenigen Kirche üblich ift, wo die Bacang. entftonden war. Der 
neue Prediger ift nach § 2 J. o. unzweifelhaft der Neu z Drd iz 
nirte, Kann er aus irgend einem Grunde unmittelbar nach der 
Ordination auf feiner erften Stelle diefe Mantelgelder nicht ere 
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ballen, fo erhält er fie auch künftig nicht, weil bei künftigen Ba⸗ 
cangen nicht er, ſondern ein Anderer der neue Prediger ift. 

8. 4. Die Beköſt gung der zur Einweſſung erforderlichen Perſonen 

muß der neue Prediger Mäe, wofür er bei den Kirchen, wo 
a ift, die dazu ausgefegte Summe aus der Kitchen- 
aile erhält. Y 

8. 5. Zehn Meilen weit ift die Gemeine den lutherischen Pfarrer 
mit feiner, amitie und feinen Effekten zu Holen fhuig. 

8. 6. Die czmiſch karhollſchen Pfarrer im Ermiande müffen auch in 
giner weiteren. Entfernung, jedoch nicht außer den Grenzen der 
Diöees, abgeholt. werden. 

8. 7. Bei den reformisten Königl. Patronatkirchen trägt der Berus 
fene die Koſten der Prüfung, der Ordination, der Bocation und 

räſentation; die Koſten der Einwelfung aber die Kirche. Der 
Berufene muß fid auf eigene Koften an den Det feiner Boftime 
mung begeben. In wie fern eine Erſtattung aus der Kicchenkaffe 
gan oder zum Theil ftactfinde, dies hängt von den jedesmatigen 
Ka Ge der, Kaffe und von der Beflimmung des Kiechendiete⸗ 
torii ab. 

2: Reglement, wie es mit denen bei Introbucirung der Prediger 
vorfallenden Unkoften und mit Werforgung der Prediger- Witton 
in dem Königreich Preußen zu hatten, d. J. 5. November 1737. 
f. Anhang 54. 1: 

3. Berordn. v. 22. Novbr. 1842 (Gf Samml. 1842 S. 300) 
daß die nach 8. 6—13 der Sportel⸗Tarordnung für die Ober⸗ 
Präfidten, Regierungen, Konſſſtorken, Provinzial SchufsColfegien 
und Medizinal⸗Collegſen vom 25. April 1825 in Verwaltungs» 
Angelegenheiten zu enteichtenden Ausfertigunge» und Berhandtungs- 
Sporten vom 1. Januar künftigen Jahres ab nicht weiter etho⸗ 
WEG. fin daher duch dr Ausfetigunge- ©) 

fe Berod. fält daher auch der Ausfertizungs⸗Sper⸗ 
telſat von Einem Thaler für Vocationen fort. 

4. Sportel Ordnung für die Weſtpreuß. Regierung als 
Beilage A ber Jaſtruetton für biefelbe vom 21. September 1773 
N. C. C. XI S. 2280. 2240): 

Introduction 
D) eines proreftahtifden Geiſtlichen dem Introducenten 
5 Nee 
außer der Weköftigung, welche der Introducendus bez 
e Dale ee 
w eines Probes oder Pfarrern 
d dung Faplen gs 
außer der Beköſtigung, welche der Introbucendus ber 
forgen muß, ober dale von tm 2 
Die freie Fubte ift die Gemeine zu geben verbunden. 

5. Sportel Ordnung (ür die Ofpreuß. Coflegia als 
Beilage B zur Oſtpr. Reglerungs⸗Inſtruction v. 30. Juli 1774 
(N. C. C. *. XII S. 635. 636) enthält unter dem Worte 
Introduction die nämlichen Feſtſtzungen, wie die Sportelot 
nung für die Weſtprruß. Reg, nur daß für die Introduction 


was 
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nes Inſpektors 10 Tole. umb-für die nicht in Natura betabteichte 
Botäftigung GEN, zu zahlen find, 
$. 407. Die Koten der Prüfung und Ordination hine 
gegen muß der neue Pfarrer tragen. 
8. , Auch muß der Regel nach der neue Pfarrer fid) 
E En eigene Koften an den Ort feiner Beftimmung bins 
egeben. 
e $. 400. Wo es aber durch Provinzialgefege oder nach 
einem ununterbrochenen Herkommen eingeführt iſt, daß die 
Reifetoften aus der Kämmerei oder Gemeinekaſſe gegeben, oder 
daß die Fuhren von den Mitgliedern der Gemeine unent⸗ 
geldlich verrichtet werden: da hat es noch ferner dabei fein 
Bewenden. Vergl. hier F. 406. 
8. 410. Doch fol in keinem Falle der Gemeine puge 
muthet werden, einen Prediger, welchen ſie nicht ſelbſt gewählt 
hat, weiter als in einer Entfernung von zwei Tagereiſen, abs 


Regierung überreicht werden, und von Letzterer wird dem Con- 
Biere von der Urlaubs, Erteilung Mittheilung gemacht. 


Beſtellung 
der Feld- u. 
Garnifone 
Prediger. 


Amtöpflig 
ten der 


Pfarrer. 


120 


DIOR. zu K. v. 4. Nov. 1829 (Amtsbl. 1820 S. 295) 
beſtimmt, daß die Urlaubsgefuche der evangel. Geifttichen durch 
die Superintendenten, verbunden, mit Vorſchlägen für die Ver⸗ 
testung des Amts während der Abwefenheit des Inhabers an 
bie Regierung gebracht werben follen. 

d Gire. d. R. zu K. v. 23. October 1833 (v. K. Ann. 1833 
©. 944) beftimmt im Einverftändniffe mit dem Confiltorium, 
daß es bei Reifen der Geifttihen auf vöchſtens drei Tage und 
md Nächte nur einer Tode an den Supseintendenten un- 
ter Angabe der wegen der Ctellvertretung getroffenen Beran- 
ſtattungen, auf längere Zeit aber deffen Gaz bedarf, es 

bel denn, daß mebe als ein Sonntag verfäumt wird, in welchem 
Hale zuvor die Genehmigung der Regierung einzuholen bleibt- 

a) V. d. R. zu M. v. 23. October 1833 (N. Amtsbl. 1833 
©. 200) enthält die nämlichen Beſtimmunzen, wir die Eirc.⸗ 
Barf. d. R. zu K. v. 23. October 1833 (litt. e.) 

e N. v. 27. Nov. 1837 teilt zur Nachachtung eine an die R. 
u G. erlaffene Verfügung v. 5. October ejd. an mit (v K. 

un, 1837 S. 057), wonach beftimmt worden ift, daß wenn 
die Superintendenten länger als drei, jedoch nicht über vierzehn 
Tage außerhalb ihres Sprengels zubringen wollen, felbige e 
wohl der Megierung als dem Konfiftorio hierüber eine kurze 
Dich au erftatten Haben, bel längerer Abweſenhelt aus der 
Zich. aber förmlich Urlaub nachſuchen mäſſen. Das des- 
folifige Gefuch ift bei der Regierung anzubringen, welche dafs 
mit ihrer Erklärung an das Konfillorium gelangen läßt. Das 
äre fertigt fodann den Urlaub aus und benachrichtigt bierz 
von die Regierung. (bek, gemacht durch d. E. zu K. unter 
b. 20. Decbr. 1837 K. Amtsbt. 1838 S. 9; M. Amesdt 
1838 ©. 11; D. Amst. 1835 S. 37 G. Amtsbl. 1838 


5 32.0 
Al. Urlaub der katholischen Geifttichen. 
Refer. v. 23. Juni 1843 No. 1678 (mirgetheilt durch Drot. 
der R. zu K. v. 18. Juli 1843 No. % K ©.) ordnet an: 
Zu jeder Reife eines katholiſchen Geiſtlichen innerhalb oder 
5 Landes ift zunächſt der Confens feiner geiftlichen Oberen 
erforderlich. 
In Beug auf die Genehmigung der Staatsbehörden gelten 
dagegen folgende, Bestimmungen 
1) Zu Reifen katholiſchee Öeiftlichen im Inlande, deren Dauer 
acht Tage nicht überfteigt, it ein Urlaub der Stnatsbehörde 
nicht erforderlich, vielmehr genügt der Conſens der geiſtlichen 
Borgefegten und eine einfache Anzeige ber Abweſenbeit an das 
betr. Landrathsamt. 
2) Handelt es fih um Erthellung eines Urlaubs an katholiſche 
Giftiche nach dem Auslande bis auf vier, innerhalb Landes 
He auf ſechs Wochen, fo 1 folder von dem Vorgefebten der 
Abtheilung für Geiftlihe und Schulfachen bei den betreffenden 
Regierungen mit Zuſtimmung des Präſidenten zu bewilligen. 
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ERT e Wochen außerhalb auf acht Wochen innerhatb 
bel IN der Uhu del Doren E 


Bei feiner. Amtsführung muß deeg ale 
en forgfältig 


„ R. zu K. v. 30. Mai 1811 (K. Amtebl. 1811 
S 31): Die Geiltlichen und Schullehrer baben, nach Eingang 
der Anushlätter, ven denjenigen Verfügungen, weiche ihr Amt bir 
treffen, ſofort eine vollſtändige Abſchrift mit Hinweiſung auf 
Nummer und Datum des Amisblatts, den Akten ihrer Regiſtra⸗ 
tur beizufügen. 
Das Circ.⸗ R. v. 10. Juni 1826 (v. K. Ann. 1826 S. 352) liegt 
. E 826 (Amtsbt. S. 195), der V. 
Gagn, ©. 536), der B. d. R. 
201) u. b. VB. d. N. zu 
M. v. 3. Juli 1820 (Amtabl. S. 220) zum Diefe 
fordern die Geifttichen zur Führung ordentlicher Pfarr: Regiffrans 


» 


vorlegen zu laffen. $ 
8. 418. Dagegen hat er das Recht von den Eingepfarr- 
ten zu forbern, daß fie fid in ihren Neligionshandlungen, zu 
deren Volziehung es der Mitwirkung eines Pfarrers bedarf, 
m ES H 1 EE 5 
nm. 1. Oſtpr. Prov.⸗R., Zuſatz 180 (zu — 442). 
Sn d EC dal ache wegen der Taufe 
und des Ahendmahls Bein Pfarrzivang flatt. 
2. Gire. an bie luther. Pred. in K. v. 3. Januar 1805, weg. 
des Ueberganges aus einer Gemeine in die andere f. Anh. No. 63. 


Vom Pfarr- 
zwange. 
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3. Refer: v. d. April 1839 (v. K. Ann. 1839 S. 374): Das- 
` Jentges was das König, Konfiftorium in feinem anderweitigen Bez 
richte v. 19. v. M. anführt, kann von dem Min. als eine baltz 
bare Rechtfertigung des eingeſchlagenen Verfahrens wegen der Con- 
firmation der Tochter des N. nicht betrachtet werden, und würde 
böchſtens geltend zu machen fein, wenn de lege ferenda die 
Rede wäte. Die beftshende Gefeggebung unterfcheidet. hinſichtuch 
der Befreiung vom Pfarezwange, welcher durch den H. 418 ll. 11 
A. L. N. feftgeftellt wird, zwei Diepenfutionsfälle. Bei dem eiz 
nen, auf welchen die Bestimmungen der 58. 419, 420. 421 l. o. 
zu belieben find, ift an eine gänzliche Befreiung einzelner Einge⸗ 
pfarrten von ihrer Verbindlichkeit gegen den Pfarrer gedacht, und 
Disfe foll von den geſſtlichen Obern aus erheblichen Gründen aus 
gefprochen werden, ohne daß es der ausbrüdlichen Einwilligung des 
Pfarrers, die in der Form bes Dimiſſorials ausgeſprochen wird, 
bedarf. Der zweite Fall, der ſchon durch den Wortlaut des F. 423 
T. c. als verfäjieden von dem erſten angedeutet wird, betrifft nut 
das Erlaſſen jener Parodia- Verpflchtung für einzeine Falle, und 
fr biefe ift die Concurrenz der geiftl. Obern nicht gefordert, fons 
dern nur die Einwilligung des Pfarrers vorgeschrieben welche ders 
felbe nach $. 428 Le nicht verfagen darf. Das Einschreiten der 
oft Obern kann bei diefem Falle nur dann vorkommen, wenn 
der Pfarrer dir Extheitung des Dimiforials entweder verweigert 
oder ungehührlich verzögert; dann erſchelnt daffelbe aber als eine 
an Déi ſchon durch die Gefege begründete Rüge wegen Verletzung 
der Amtspflichten, mit weicher zugleich die Abhülfe der gegen den 
Eingepfarrten begangenen Ungebühr verbunden ift. Hieraus ergiedt 
fih aber, daß die blofe Vermuthung, der Pfarrer werde vielleicht 
aus Cigenfinn oder Vegehrlichkeit die Ertbeilung des Dimifjorials 
verzögern, nicht hinreicht, um eine Entſcheldung zu echtfertigen, 
wie fie auf das Geſuch des N. gegeben worden ift. Das Minift- 
hält darauf, dag in allen Provinzen im Sinne der oben antwickel, 
ten Auffaſſung der geſetzl. Beſtimmungen verfahren wird und ers 

wartet dies auch für die Zukunft von dem Königl. Conſiſtorio. 

„Nach Berordn. ER v. 13. März 1787, Borowsty’s 
Rirbenregifientur, S. 3 ſollen fämmtlidje Prediger in Kö- 
nibeberg den ‚Veichttinbern, auf deren Geſuch, das erforderliche 
Beſchtatteſt ohne alle Weigerung wie gewöhnlich gratis eutheiten; 
ohne dieſelden kann kein Beſchckud des anderen Collegen ange 
nommen werben. 

„Ediet, Berlin . September 1727 fegt feft, daß kein Prez 
diger, ber fünf Thaler Strafe, eg aus giner andern Ges 
meine zur Beichte und heiligen Communion annehmen folle, bis 
er ein glaubwürdiges Atteſt von feinem vorigen Beichtvater vorze⸗ 
zeigt hat. Dieſe Beichtatteſte aber follen unentgeldlich ausgeſtellt 
werden. Verfügung. Königs b. 6. Juni 1744 bestimmt noch, 
daß auch das erſte Mal bei einem Thaler Strafe Niemand ohne 
Atteft angenommen werden folle. A 

§. 419. Dieſen Verbindlichkeiten konnen auch einzelne 
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Eingepfarrte ohne beſondere Erlaubniß der geiſtlichen Obern 
ſich nicht entziehen. + 

F. 420. Dergleichen Erlaubniß ſoll nur aus erheblichen 
Gründen, beſenders aber alsdann ertheilt werden, wenn aus 
den Umſtänden erhellet, daß die Amtshandlungen dieſes Pfar⸗ 
rers bei den Eingepfarrten den Zweck der moraliſchen Beſſerung 
verfehlen dürften. 

. 421. Auch fol, wenn nicht nachgewieſen ift; daß die 
Schuld davon auf der Seite des Pfarrers ift, für die Entſchä⸗ 
digung deſſelben gehörig geforgt werden. 

F. 422. Auch in einzelnen Fällen dürfen Eingepfarrte ihte 
Trauungen, Taufen und Kee durch einen anderen, als 
den in ihrer Parochie beſtellten Pfarrer ohne deffen Einwilligung 
nicht vornehmen laſſen. 

. 423. Der Pfarrer bat für dergleichen endenden 
die ſeſtgeſetzten Stolgebühren zu fordern, und der Richter muß 
ihm dazu nötbigenfalls auf gebührendes Anmelden verhelfen. 

Anm. 1. Hopoth. Ordn. Tit. 8 48. S. 13. Kirchen ⸗ u. 

Pfürrgebühren find unter den ines Hppothekenduch einzufragenben 
beftändigen Laften nicht zu verfiehen. 

2 ©. v. 1. Juni 1833 (ës, 1833, S. 37): $. 1. Der 

Mandateprczeß foll Gett, fattfinden 

4) wegen Forderungen der Geiſtlichen für ihre Gebühren, wenn 
biefe durch die vorgefegte Behörde feſtgeſect worden find und 
das Feſtſezungs⸗Decrer mit der Klage zugleich berreacht wird. 
d. Juſt.⸗ M. v. 5. Juli 1833 (v. . Ann. 1833. S. 635 

folg.): Wegen d. Stolgebüihren d. Geift. tritt, ſobald fie durch die vors 

Spe Behörde feftgefegt und dns Feflfegunge»Dscret zugteid mit 

der Klage beigebracht worden, der Mandatsprogeh ein. 

4. KO. v. 19: Juni 1830 (Gef. S. 1830. S. 108; auch abe 
Bedr. K. Amtsbl. 1836. S. 184 folg.), bete. die Einziehung der 

ichen Pfarre und Schugaben. f. Anh. Nro. 57. 

5. B. d. R. z. K. v. 20. Juni 1838 (Amtsbl. 1838. S. 130): 
Die Alerbachſte K-D. v. 10. Juni 1836 8. 1 beftimmt, daß alle 
beftändigen, binglichen u perfänt. Abgab. u. Leiftung., welche an Kiech 
u. öffentl, Schulen oder an deren Beamte vermöge einer all. lt, 
ober auf notocifcher Dris- u. Bairks-Verfaſſ berubenden Verbinbt. . 
enttichten find, der eraEutivifeh. Betreib. durch bie Berwaltımgbehőrde 
unterliegen. Es find Zweifel darüber entftanden, ob die Allerh. Beſtim⸗ 
mung nur auf die von Mitgliedern der betr. Kirch.⸗u. reſp. Schulgem. 
zu entrichtenden Abgaben u. Lelſtung. zu beziehen fet, oder auch auf diej- 
Aogaben und Wa). wache 2 Milet ber Gemein ge 
ſetz⸗ oder ane oe zu entrichten verbunden find. 

Das Rör ebe WO der Geſſtlichen, Unterrichts 

und Mebisinal- Angelegenheiten bat fih in dem Beſchede dom 

18. Mai de J. für die ligte nitt muſtden. Biß Ente 

ſcheidung wird den fimmti. Behörden unferes Departements zur 

Nachricht und Achtung hiedurch bekannt gemacht. 


Stolgebüh⸗ 
ren. 
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0. Gel. v. 31. Marz 1938, migm Einführung, Gamm Werjähe 
rungsfriſten. (Geſ.⸗S. 1838. S. 249 folg.) ſ. Anh. Nro 58. 

7. B. v. 13. Ocibr. 1843 (Gef S. S. 380) verordnet für ſümml. 
ee der Monarchie, in denen die A. Gerichtsordnung Ges 
ſeteakraft bat: 

Bei allen Arten von Exekutionsvollſtreckungen foll fortan das 
für die Schuldner, deren Ehegatten und die bei ihnen lebenden 
Kinder e Det von der Beſcklagnahme fteigelaſſen werden. 

8. 424. Er kann aber diefe Gebühren niemals voraus: 
fordern, noch deshalb die von ihm begehrte Amtshandlung 
verſchleben. 

S. 425. Das Recht eine Taxenordnung für die Stolger 
bühren vorzufchreiben, und ſelbige zu erhöhen oder fonft zu 
ändern, gebührt allein dem Staate. (Vergl. Go Sammi. 
1817, S. 260.) 

F. 426. Kirchenbediente, welche fiğ mit den ihnen ans 
gewiefenen Gebühren nicht begnügen, follen um den drei bis 
zehnfachen Betrag des zuviel geforderten fiscalifch beftraft werden. 
Anm. Oſtpr. Prov. ⸗R Zet 181 S G 420 unb 134): Die 

einem tutherifhen Stirchenbebienten vom Confiftorio dictirten Stras 

fen fliegen, infofern fie den Betrag von einhundert Thaler nicht 

Überfteigen, zu defen Sporteltaffe. — Bei den Reformirten vere 

bleiben dergleichen Strafen at Difpofition des Kiechemdirsctorii. — 

$. 427. Kein Geistlicher darf dergleichen Handlungen, die 

einer anderen Parochie zukommen, ohne ausdrückliche Bewilli⸗ 
gung des gehörigen Pfarrers vornehmen. 

8. 428. Diefer aber darf, gegen Empfang der ihm zu 
kommenden Gebühren, die Einwilligung nicht verſagen. 

Anm. Auch felbft, wenn über diefe Gebühren ein Strait entstehen 
foltte, dürfen biefelben burd) Vorenthalcung der Einwitzung nicht 
zu erzwingen geſucht werden, fondern der Pfarrer hat fein Recht 
auf dieſelben ſich darin zu reſcrviren und auf gefeglichen Wege 
auszuführen. ` 

§. 429, Dieſe Einwilligung muß ſchriftlich ertheilt, und 
es dürfen dafür keine beſondere Gebühren erfordert werden. 

$ 400. Eine dergleichen Einwilligung berechtigt jeden zu 
dergleichen Handlungen überhaupt befugten Geiſtlſchen, die 
Handlung vorzunehmen. d 

$. 431. Sollen aber bei einem proteſtantiſchen Eingepfarr- 
ten die Handlungen von einem katholiſchen Geiſtlichen, oder um. 
gekehrt, verrichtet werden, fo ift dazu die Erlaubniß des Staa- 
tes erforderlich. 

Anm. 1. B. d. R. x K. v. 9. Febr. 1842 (Amtsbl. S. 30), 
die Erthellung der Stants- Genehmigung zu fréi, Handlung. ber 
Eingepfarrten anderer Gonfeffion. [. Anh. 50. 

2. B. d. R. z. G. v. 10 Sed r. 1842 (Amtsbl. S. 41), d. R. . M. 
v. 5. Febr. 1842 (Amtsbl. S. 56), d. R. z. D. b. 23. Marz 
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wie zu I. DH 

3. Gire. d. Confif. v. 1. Febr. 1842 f. Anh. Nro. 60. 

4. Eirc. d. sg . v. 27. April 1843. f. And. Nro. 61. 

$. 482. Soll ein Pfarrer eine an Déi ihm gebührende 

Handlung i dem Sprengel eines anderen Pfarrers von feis 

ner Religtonsparthei vornehmen, fo muß dazu die Einwil⸗ 

ligung des, dieſen Sprengel vorgeſetzten, Pfarrers eingeholt 
werden. 

$. 493. Dieſer Letztere ift ſchuldig, die Einwilligung ger 
gen Empfang der halben Gebühren zu ertheilen, dem die Hand» 
lung ſelbſt vollziehenden Pfarrer aber darf deswegen an feinen 

Gebühren nichts abgezogen werden. 

. 494. Ein Pfarrer, welcher obigen Vorſchriften zuwider, 

eine vor einem anderen Pfarrer gehörende Handlung ohne defs 

fen Einwilligung vornimmt, fol um den doppelten Betrag der 
erhaltenen Gebühren. ſiskaliſch befizaft, der gehörige Pfarrer aber 

von dem Eingepfarrten entfchäbigt werden. 3 

Anm 1. Was im A. L. R. Th. II. Tit. 10. $. 76—82. hier 
F. 100, für die Cioilbeamten wegen ungebührlicher Anmaßung 

Fer Amishandlung verordnet ift, leider auch auf die Pfarrer 
Anivendung. 

2. Reſer. v. 5. Febr. 1798 (Ed. Samml. 1798. ©. 1597): 
Der Eingepfarrte, welder die Minifterialhandlung hat vornehmen 
laſſen, und nicht der Pfarrer, weicher fie ohne Einwilligung 
des competenten Pfarrers vorgenommen hat, muß diefe Strafe 
entrichten, 

3. Vergl. 8. 426. d. Tit. u. Oſtpr. Prod. -M. Zuſ. 181. 

$. 435, Die Trauung gebührt der Regel nach dem Pfarr 
rer der Braut. 

Anm. 1. Wer als Pfarrer der Braut anzuſchen, feje man A. L. R. 
Lit. 11. §. 237—308. 

2. R. v. 23. Septbr. 1819 (v. K. Ann. S. 923) eröffnet, daß 
bei der Beſtimmung, welcher Pfarrer als der Pfarrer der Braut 
und deshalb als derjenige, welchem die Trauung gebührt, angufez 
ben fei, auf den 8. 260. II. 11. A. L. R. und §. 9—11. I. 
2. X. G. O. zurlickgegangen werden muß, zugleich aber in Ermäz 
gung zu ziehen ift, daß B. 435 ſchon durd die Worte „der Rez 
gel nach“ auf die ihm zum Grunde liegende Vorausfegung pinz 
weilt, daß die Hochzeit, wie dies in der Regel der Fall it, in 
dem Aufenthaltsorte der Braut vollzogen wird. Hieraus folgt 
nun, daß wenn die Braut vor der Trauung ihr bisheriges Dienſt⸗ 
verhäleniß aufgibt, fie dapurch allein noch nicht aus der bisberiz 
gen Parodie ausſcheidet, daß aber, falls fie zugleich ihren bishe⸗ 
rigen Aufenthaltsort verläßt, eben dadurch ihre bisherige Parochie 
aufhört, und ihe bisheriger Parochus keinen Anſpruch auf die 
Trauung bat, daß vielmehr die Braut, wenn fie ſchon vor der 
Hochzeit fih an den Ort begiebt, wo fie künftig als Ehefrau tes 


Trauungen, 


126 


ben wird, eben dadurch ſchon wor der Trauung ihren Wohnſig 
im ett Sinne, mithin auch ihre Parochie begründet, folglich 
der Pfarrer dieſes ibres neuen Wohnſitzes allein zur Trauung bez 
rechtſgt ift. Auf gleiche Weife ift, wenn die Braut nach aufgeha⸗ 
benem Dienftverhältniffe nach vor ihrer Berheirathung in den Auf⸗ 
enthaltsort ihrer Eltern und Verwandten . und dort die 
Hochzeit stattfindet, der daſige Pfarrer als der zur Trauung Ber 
techtiate anzufeben. 
Diefed üer HE befannt gemacht im K. at, unter dem 
2. Novbr. 1819. ©. dein im G. Amtsbl. unter d. 9. Novbr. 
1819. S. 560; M. Amtsol. unter dem 8. November 1819. 
S 1285 im Danziger Amtsblatt unter dem 4. Movember 1819. 
543. 
V. d. R. zu K. v. 13. März 1843 (Amtsbl. 1843. S. 40), 
enthält aue Deklaration der vorstehenden Verordnung. Siehe 
Anhang Mro. 62, 
Eiec. an die luther. Prediger in K. v. 3. Januar 1805 
wegen des Usberganges aus einer Gemeine in bie andere. Siehe 
Aubang Nro. 63. 
Leman's Wefipr, Prov N. f. 1124 b, Bei der Trauung 
zweier Eheleute, von, welchen ein Theil der Bathalifchen, der an⸗ 
dere der proteſtantiſchen Religion Augerban if, ftebt es denfelben 
d neben ben protsffanifcen dE dat ten St 
Pfarrer zuzugiehen, damit biefer der Erklärung beider Theile Über 
die einzugebende Ehe beiwaßne. F. 1125. Die Anmefenbeit des 
katholiſchen Pfarrers ift alsbann von dem proteſantiſchen Geifklie 
chen, welcher die Trauung, verrichtet hat, im Kirchendüche aus- 
brüdlich zu vermerken 
$. 430. Wenn ein Theil der Verlobten zur deutfdhere- 
formirten und der andere zur franzöfiichereformirten Kirche ge- 
bört, fo kommt die Trauung dem Pfarrer des Bräutigams zu. 
Anm. Oſtpr. Prov. R. Zuf. 182. Wird die Ehe zwiſchen Vers 
lobten, wovon ein Theil zue beutfchsreformirten und ber andere 
zur feangöfifcheteformieten Kirche gehört, in Köntgederd vollzogen, 
und ift der Bräutigam daſeloſt nicht wohnhaft, fo bänge es von 
der Wilkühr deffelben ab, bei welcher von beiden Kirchen er Dä 
zur Trauung melden wel. gie a 
F. 437. Gehört der Bräutigam zur Milairgerichtsbarkeit, 
fo muß die Trauung von dem Feld⸗ oder Garniſonprediger ge- 
ſchehen, und zwar ohne Unterſchied, zu welcher Religionspartei 
der Bräutigam ſich bekenne. z 
Anm. Berg. $. 59—64 der Militair⸗Kirchen⸗Ordnung. 
v. 12. Febr. 1832. / 
$. 433. Gehört der Bräutigam zum Civil⸗, die Braut 
aber zum Militairftande, fo gebührt die Trauung dem Pfarrer 
des Orts, zu deffen Kirchfprengel der Bräutigam gehört. 
5. 439. Soll jedoch die Trauung an einem andern Orte. 
als wo der Pfarrer des Bräutigams wohnt, geſchehen, ſo iſt 
auch in dieſem Falle der Pfarrer der Braut dazu berechtigt. 
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S. 440. Jeder Pfarrer, welcher ein Aufgebot oder eine 
Trauung verrichten fol, muß die darüber vorhandenen geſetzli⸗ 
chen Vorſchriften genau beobachten und ſorgfältige Erkundigun⸗ 
gen einziehn: ob die rechtlichen Erforderniſſe einer gültigen Ehe 
vorhanden, oder ob Hinderniſſe im Wege find. (Allg L, R. 
Tb. II. Lit. 1. Abſch. 1 und 2.) ~ £ 

$. 441. Wenn mit Erlaubnis des ordentlichen Pfarrers 
die Trauung durch einen andern Geistlichen verrichtet und bie- 
fem der gehörige Aufgebotsſchein vorgelegt worden: fo wird der 
trauende Pfarrer nur wegen ſolcher Mängel und Ehebinderniſſe 
verantwortlich, von denen er überführt werden kann, daß ffe 
ihm wirklich bekannt geweſen ind. 

Anm. Der Ausſteler des Dimiſſoriale bat alfo in demselben noch⸗ 
wendig zu bemerken, daß keine beſondere Ehehinderniffe vorhanden 
find. Im Uebrigen muß es aber dahin lauten, daß der gt, 
ler es zufrieden fei, daß die ihm gebührende Trauung von einem 
andern Prediger verrichtet werde. 

$. 442. Wenn ein katholischer Pfarrer Anand nimmt, 
eine Ehe, welche nach den Landesgeſeghen erlaubt it, um bes- 
willen, weil die Difpenfationen der geiftlichen Obern nicht na- 
geſucht oder verſagt worden, durch Aufgebot und Trauung zu 
vollziehen, fo muß er fih gefallen laffen, daß diefe von einem 
andern Pfarrer verrichtet werden. 

§. 443. Das Landesjuſtizcollegium ift in einem ſolchen 
Falle, ſowie auch alsdann ſchon, wenn der katholiſche Pfarrer 
das Aufgebot aus einem ſolchen Grunde verſagt, wobl befugt, 
beides einem anderen Pfarrer, allenfalls auch von einer ver⸗ 
ſchiedenen Religionspartei, aufzutragen. 

Anm. 1. And. z. A. L. R. 8. 130. Es macht keinen Unkerſchied, 
zb nur einer ober beibe Theile der Enhoffchen Buer mg 
iz (Vergleiche Allgemeines Land = Recht: II. I. S. II. 12. 

. 735.) 


2. Oſtpr. Prov. R. Zut 183. Wenn ein Eathofifcher Pfarrer 
Anftand nimmt, eine nach den Canbesgefegen gültige Ehe, wegen 
Mangels der Difpenfation, durch Aufgebot und GE zu 
Sin, fo gebühret die vorgeſchriebene Verfügung dem Con- 

otio, 


3. Ceman'g Weſtpr. Prov, N. $ 1126. Che aber diefer Aufe 
trag gefdhieht, muß dem Nachfuchenden Pathorifcher Religienspar- 
tei die Praca nung ertheilt werden, daß er fid Diejenigen Folgen, 

welche dieſer Schritt nach den Grundfügen feiner Kirche für hu 
babe, gefallen nn müffe, und daß er zur Abwendung derfeiben 
auf den Schutz der welkl. Obrigkeit nicht antragen dürfe. 

. B. d. R. 3 G. v. 8. Juni 1815 (Amtsbl. 1815. S. 208): 

Es ftebet den Eatholifchen Uintertbanen, fo lange fie nicht innerhalb 

Landes eingepfarrt find, frei, die Meligionshandlungen der Taufe 

und Trauung entweder durch die wi Me Geifttichen ihres 
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Orts verrichten zu laſſen, oder ſich dazu der audländifchen fathos 
Den Geiftlihen zu bebienen. Sie ſind jedoch verbunden, dieses 
dem Prediger des Oris zu melden, und innerhalb einer Glen 
menden Frit ein mit dem Amtsſiegel des auswärtigen Geiſtlichen 
verfehenes Atteft: daß die Taufe eder die Trauung geſchehen fei, 
Seigubringen, 3 erfolgt fobann Die Zeen Diefer Pandung im 
das Kirchenbuch des Orts fo, als wenn eins Dimifforiale ertheitt 
worden wäre. Die proteftantifhe Geiftlichfeit erhält für diefe 
Aufzeichnung das Halbe Accideng und bei Frauungen. vd. der Proz 
Eomationsgebühren, die ohnehin dem Geiſtl. gebühren, in deſſen 
Parochie der Katholik wohnt, ein Drittel. — Wenn hieſige fas 
thol. Unterthanen Beine: eigene: Begräbnißpläge befigen und nicht 
anderömo eingepfaret find, fo. werden, fie auf Dem gemeinfamen 
Gottesacker vom Drtsprediger gegen die Gebühren begraben, es 
wäre denn, daß fie vorzögen, die Leiche an einem Eatbet. Dete 
berrdigen zu laffen, in welchem Falle fie blos für die Eintragung 
in das Todtenregiſter die ſonſt gewöhnlichen balden Gebühren zu 
entrichten haben. — Was den Perfonal-Decem beteifft, fo find 
die Lathol. Glaubensgenoſſen nicht für pflichtig zu Halten denſelben 
u entrichtet. 

„ Mag b. Dustie.d. Confit p Ein v. 18. März 1817 (v. 
K. Ann. 1817. H. 2. S. 117) hat das Min. der geiſtl. ıc. 
Angl. mittels Refer. v. 20. Jan. 1817 beffimmt: Wenn katho⸗ 
liſche Pfarrer Aufgebots⸗, Trauungs⸗ und Laßſchein verweigern, fo 
müſſen fie diefe Weigerung [driftlich, mit 0 des ant: 
ſchen Grundes, von ſich geben. Berubt dann die Weigerung blos 
auf der Relgiensverſchievenheit, und darauf, daß Bräutigam und 
Braut nicht erklärt Haben, alle aus ihrer Verbindung zu hoffenden 
Kinder in der katholiſchen Religion erziehn zu wollen, fo können 
die proteſtantiſchen Feldprediger oder Pfarrer, jedoch unter Aufbe⸗ 
wahrung der late eines Dimifforialed dienenden ſcheiftuchen Weiz 
Gerung des kathalſſchen Pfarrers, die Trauung vollziehen. Ent⸗ 
Hale jedoch die Weigerung des kathalſſchen Pfarrers noch andere 
canonifche Gründe, oder verweigert der Eathotifche Geiſtache auch 
eine Schriftliche Erklärung, fo hat der prokeſtantiſche Geſſtliche dies 
fes dem Gonfiftorio vorzulegen, und zur Vollziehung det Trauung 
belondere Erlaubniß einzuholen. ` 

6. Reſcr. v 25. Juni 1838 (Amtsbl. d. R. k Matienw. 1838. 
S. 271 folg.), gemischte Ehen bete: Da der Ersbifhof von nez 
fen und Pofen unt. d. 27. Febr. d. J. mit Uebertretung der Borz 
schriften des A. L. R. II. 11. 8. 117. 118 auf verkoſſungewi⸗ 
drigem Wege ahne Vorwiffen und Genehmigung der Landes dee. 
gierung, ja wider deren ausdrückliche Weifung einen Befehl an 
die Präbſte, Pfarrer, Bicare und Priefter feines Erzbistdums erz 
laffen bat, worin derſelde das bis dahin beffandene Verfahren in 
Behandlung der gemiſchten Chen aufhebt, indem er unter An⸗ 
drahung harter Ganfuren verbietet, dergleichen Ehen einzufegnen, 
wenn nicht zuvor die Erziehung aller Kinder in der te, Nelis 

ion, die umgeftörte Ausübung diefer Religion durd den Earbotifch. 
rauttheit und die Bekehrung des evangelifchen Brauttheils bün⸗ 
Digit verſprochen worden, fo wird diefe ungefegliche Verfügung des 
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genannten Erzbischofs biermit von Regierungstoegen für unwirkfam 
erklärt. Es it demnach diefelbe als nicht ern anzusehen und 
wird allen Geiſtlichen und Beamten bei Vermeidung einer nach 
den Umſtänden zu bemeſſenden Ordnungsſtrafe hierdurch unterjagt, 
auf diefelbe Bezug zu nehmen, fie anzuwenden oder zu veröffent- 
lichen. Ja Betreff der Erziehung der Kinder aus gemiſchten Ehen 
und des Verbots der Proſelhten⸗Macherel bleiben, wie Béi von 
P versteht, die geltenden Geſetz und Verordnungen in Kraft, 
fo auch die Innbreihtl. Verfügung Th. II. Tit. 11. $. 443 und 
AAL, wis es zu balten it, wenn ein Enthofifcher Pfatrer eine nach 
den Landesgeſchen erlaubte Che wagen Mangels der Difpenfation 
der geif. Obern einzufennen Bedenken trägt. Sollte einem Dot, 
der erzbiſchsfl. Diöceſe Gneſen und Pofen wegen angeblicher Ueber 
ſchreitüng des bier entkräfteten erzbiſchöfl. Befehls eine Ungelegen⸗ 
heit bereitet oder eine Cenſur oder Strafe wider ihn verhängt wer- 
den, fo wind derfeibe auf desfallfiges Anrufen fidh) des kräftigen 
Schuges der Regierung gegen einen folen Mißbrauch der geift- 
Amtegewalt zu erfreuen baben. 
$. 444. Uebrigens find die katholischen Pfarrer, bel fiss 
caliſcher Ahndung, verbunden, die von ihren geiſtlichen Obern 
ihnen zukommenden Difpenfationen, ehe fie davon Gebrauch 
machen, dem Landesjuſtizcollegio der Provinz vorzulegen, 
Anm. 1. Dfpr. Prod. R. Zut, 184. Ein Eatholifcper Pfarrer 
muß die Difpenfation des geiftlichen Oben zum Aufgebot oder 
zur Trauung, ehe er davon Gebrauch macht, dem Dftpreufifchen 
Gonſiſtorio vorlegen. 
2. Nach B. d. R. z. G v. 7. Nov. 1811 (G. Amtsst. 1811. S. 290) 
bedürfen die Dipenfationen inländischer katholischer Bischöfe und 
bifhöflicher Behöcden in Eheſachen nur dann der landesherrlichen 
Genehmigung, wenn das Impediment, wovon diſpenſiet worden. 
auch nach den Landesgeſchen ein Chehinderniß ift. Sonft aber i 
von bissen Difpanfationen keine Notiz zu nehmen, ba das allgem. 
Landrecht ſolche Led lich, enen ö 9e lenden gn. 
ta übeläft. Die Öenehmigung muß bei ber betreffenden Cons 
filtoriatbehörbe nachgeſucht werden. Diefetbe Behörde hat aach die 
Genehmigung zu ertheiln, wenn im Auslande refinirende Bifchöfe 
eine Difpenfacion ertheilt haben, es fei von einem Impediment 
die Rede, weiches es wolle. 
„ 445. Kein Pfarrer darf ohne beſondere Erlaubniß des 
geiflichen Departements fremde Offtziere, die in biefigen Lanz 
den beirathen wollen, aufbieten oder trauen, (vergl. A. L. R. 
h. II. 1. 8. 34) 
S. 446, Die Taufe der ehelichen Kinder gebührt in der Von gaufen. 
Regel dem Pfarrer des Vaters. 
Anm. 1. Ang. 3. A. L. N. F. 131. Kinder chtiſtlccher Eitem fole 
len Längftens ag Wochen, nach der Gedurt getauft werden. K.⸗O. 
v. 23. ebr, 1802 (Stengels Beite. Bd. 15. S. 272) bemerkt 
hierbei: es Eann hierbei beral von Eeinem religiöfen Zwange die 
Rede ſein. Vernünftige Vorſtellungen des Pfarrers werden in ben s 
Papp. dib. . kirchl. u. Schul, Gelege. 9 
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wenlgen eingenen Fallen, wo ein Water, durch legend einen Frre 
toum verleitet, diefe heilige Handlung nicht zur beftimmten Beit 
beobachten wil, um fo wirtfamer fein, als fie ſich nur beifordhen 
Eltern ereignen können, die ſich vor andern als aufgeklärter auss 
zeichnen wollen, und daher liche zu überzeugen fein werden, daß 
ihren Kindern duech die ëtt Tauf kein denkbarer Nachthell 
entſtehen könne; biefelben im Gegentheit durch Unterlaffung derfels 
ben nachthelligen Folgen unmiederbinglich ausgeſcht werden. Solle 
een dergleichen Vorftellungen aber fruchtlos bleiben, fo werben bere 
gleichen Eltern, wenn fie fidh nicht von der Kirche mit Verzichts 
ton auf alle davon abhängigen Verhältniffe gang trennen und 
blos geduldet fein wollen, gleichfam als Wahnfinnige betrachtet, 
ihren Kindern Vormünder beftellt, und urch diefe dafür geforgt 
werden müffen, daß die Unvernunft der Eltern den Kindern nicht 
machtheitig werde. In Erinnerung gebracht durch die B. des 
Conſiſt. v. Weſtpr. unter d. 23. April 1822 (Danz. A. 1822. 
©. 283) und durch das Conſiſt. zu Königab. unter d. 31. Oetbr. 
1841, (K. Amtsbl. S. 107; G. Amtsbl. D. 221; D. A SHI; 
M. Amtsbl. S. 350.) 
Nach der Dienſtinſtruct. f. d. Prov. ⸗Conſiſt. v. 23. Octbr. 
1817 und 31. Decbr. 1825, fteht die Erthellung von Concefffo⸗ 
nen zu ‚Haustaufen, den Regierungen zu. 
$. 447. Sind die Eltern von berſchiedener Religionspars 
tei, fo gebührt die Taufe bei Söhnen der Regel nach dem Pfars 
rer des Vaters, ſowie bei Töchtern dem Pfarrer der Mutter. 
Anmerk. 1. Negl Be 5 Juli 1771 (Borowskys Kie⸗ 
chenregiſtratur, S. A): In allen Ehen, die aus lutherichen 
und reſormitten Gonfeffionsvermandten beſtehen, bleibt s den Eis 
teen frei, ein jedes Kind durch einen Prediger, von welcher Con. 
feffion fie wollen, taufen zu laffen. Wenn aber in einer ſolchen 
Ehe der Vater lütheriſch d fo müffen die Taufgebübren von den 
Söhnen, und ift die Mutter lutherſch, von den Töchtern dem 
lütheriſchen Parodo allemal entrichtet werden, wenn auch glich 
der Eltern Verabredung gemäß, die Kinder von einem reformierten 
Prediger getauft werden follten. Jedoch find die Erlmirten, d. i. 
Diejenigen, die ber Gerichtsbarkeit des ordentlichen Unterrichters ihz 
18 Orts nicht unterworfen find, bievon ausgenommen; als weiche 
völlige" Freiheit behalten, die Taufe verrichten zu laffen von wem 
fie wollen, obne nöthig zu haben. dem ordentlichen Parodo die 
Gebühren dafür zu entrichten. Gleſcher Geftalt foll es mit den 
Leichengebühren gehalten werden, welche bei den Begräbnifen 
der Kinder männlichen Geschlechts, wenn der Bater Intberifch ift; 
und weiblichen Geſchlechts, wenn die Mutter folder Confeffion 
gethan iſt, dem ordentlichen lutheriſchen Parocho, ohne Unters 
Mi ob die Eltern zu den Erimitten gehören oder nicht, auch ob 
bie Kinder reformitt oder lutherisch getauft find, entrichtet werden 
müffen. Sind aber die Söhne van einem teformirten Bater, oder 
die Töchter von einer veformirten Mutter, fo barf weder bei deren 
Taue noch Beerdigung etwas an den lutherifchen Parochum ers 
ligt werden, wenn auch gleich an dem Orte kein teformirter Pres 
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diger befindlich fein folte. Doch bleiben Diejenigen Derter hievon 
ausgenommen, wo die Obſervanz noch fejlfteht, daß die reformit⸗ 
ten Cinwehnee fg en Oe cee e ne 
Stotgebübren ſchuldig find. Die Eintragung der Taufen 
und Beerdigungen geſchieht in dem Kiechenbuche derjenigen 
Kirche, bei weicher der Prediger steht, der die Taufbanblung vers 
kichtet hat, oder wo die Leiche begraben iſt. Dies Alles aber fins 
det nur ſo lange feine Anwendung, als dergleichen Kinder Dä her⸗ 
nach wicht etwa ſelbſt zu einer oder der andern Confeſſton bes 
kannt haben 

Reje. v. 24. Mai 1828. Taufen und Beerdigungen bei gemiſch⸗ 
ten Ehen. . F. 272. b. Tit. 

. Reſe. v. 21. März 1829 (v. K. Ann 1820 S. 73.), publiciet 
unt. d. 9. Moril 1829 (K. Amtsbt. 1829. S. 119), v. ö. R. 3. O. 
unt. d. 2. Xpeil 1829 (Amtebt. 1820. S. 176), v. b. R. z. M. 
unt, d. 21. März 1929 (Amesbl. S. 143), v. b. R. zu G. unter 
b. 3. April 1820 Gart, S. 349): Wenn ia gemifóten Ehen 
die Taufe nach dem Willen beider Eltern von dem Pfarrer einer 
andern Konfeſſion at derjenigen, welcher der Vater des Kindes 
zugelhan ift, verrichtet werden foll, muß die Smaatsgenehmizung 
aud zwar für den evangelifhen Pfarrer bei dem Konſſtorio der 
Provinz, für den kathellſchen bei dem Oberpräfidio nachgeſuche 
werben. (von der N. z. D. unter d 31. Merz 1835, — Amtsbl. 
S. 70 — und 4. Juli 1838 — Amtsbl. S. 306 — mieder in 
Erinnerung gebracht) 

Deklaration v 21. November 1803 (et. 1825. S. 222. 
und Königsberger Amtsbl. 1825. S. 400.) : Se. K. Maj. von 
Preußen haben in Erwägung gezogen, daß die Vorſchriften des 
A L. R. M. 2 6, 70, nach weichem bei Ehen zwichen Perſo⸗ 
nen verschiedenen Glaubenabefenntniffes die Söhne in der Nelis 
gion des Baters, die Töchter aber in dem Glaubensbekenntuiſſe 
der Mutter bis nach zurückgelegtem vierzehnten Jahre unterrſchtet 
werden follen, nur dazu dienen, den Religions. Unterſchled in den 
Familien zu verewigen und dadurch Spaltungen zu erzeugen, die 
ncht felten die Einigkeit unter den Familiengtiedern zum großen 
Nachtheile derfelben untergraben. Höchftdiefelsen fegen daher hier⸗ 
durch allgemein feft, daß eeliche Kinder jedesmal in d Religion d. 
Baters 1 5 werden follen und daß zu Abweichungen von 
diefer gefeblichen. Darſchriſt tin Ehegatte den andern durch Berz 
träge verpflichten dürfe. — Uebrigens verbleibt es auch noch ferr 
merbin bei der Bestimmung des $. 78. am angeführten Orke des 
Lonbrechts, nach welcher Niemand ein Kacht hat, den Eltern zu 
„ Miberfprechen, fo lange felbige über den ihren Kindern zu erthtie 
| lenden Religions-Untercicht einig, find. 

5. K.⸗O v. 17. Xuguft 1823. (Ge. S. 1825 S. 221.) b t 
daß die Dekl. vom 21, Novbr. 1803 auch auf die well. Provine 
zen angewendet werden fell, 

6. Juſt.⸗Min.⸗Reſe. b. 12. Detbr. 1804 (Rabe Bd. 8. S. 188): 
Da der 8. „ II. 11. A. L. R. eine natürliche Folge d. F. 76. 
II. 2. A. L. R. ift, lestere Dispoſition aber durch die Deklara⸗ 
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tion $ 21. Novbr. 1803 apos worden, fo hat auch der g. 447. 
eine Aenderung erlitten. (Die Taufe gebührt daher jedesmal dem 
Pfarrer des Waters.) 

$. 448. Die Taufe unehelicher Kinder kommt dem Pfar- 
ter der 5 . Eat 

S. 449. Steht in beiden Fällen der Vater unter Milie 
tairgerichtebanteit; fo muß die Taufe von dem Feld oder Gar- 
niſonsprediger, ohne Unterſchied der Religionspartei des Va. 
ters verrichtet werden. 

Aumerk, Berg Militair- Kirchen» Reglement v. 12. Febr. 
1832. f. 50. folg. š 
8. 480. Sft die Nieberfunft nicht an dem Orte geſche⸗ 

hen, wo der gehörige Pfarrer ſich aufhält, fo kann auch der 
Pfarrer des Orts der Niederkunft, die Taufe ohne weitere Rück 
frage verrichten. 

8, 451. Hat eine Nothtaufe geſchehen müſſen, fo muß 
dem ordentlichen Pfarrer davon unverzüglich Anzeige gemacht 
werden. 

$. 452, Für die Handlungen und Gebräuche, welche hier: 
nächft nach Verſchedenßeit der Religionparteien, bei einem fol- 
chen am Leben bleibenden Kinde vorgenommen werden, hat 
der Pfarrer eben die Gebühren wie für eine Taufe zu fordern. 

$. 453. Jeder Eingepfarrte muß der Regel nach in feiner 

Parochie begraben werden. 

Anmerk. Regim. v. S. Juni 1775. (Eb. Samml. 1797. S. 1493. 
6. 3—6.) Die Ebeſcuen fowobl, als die Wittwwen, fie fein von 
weicher Kirche fie wollen, folen bet der Kirche begraben werben, 
zu welcher der Ehemann gehört oder gehört hat. Die Kinder, 4 
mögen Söhne oder Töchter fein, werden bei der Kirche begraben, 
wozu ihr Bater gehört oder gehört hat. F. 4, Die von ihren Män- 
nern gefchiedenen Ehefrauen werden bei der Kieche begraben, wozu 
fie vor ihrer Verheirathung gebört hatten. . 3. Die Kinder, 
welche zu einer andern Kirche übergegangen find, werden bei ber 
auch begraben, zap fie Mitglieder, zez find. 8.0. Ale 
unehelichen Kinder elen becht in Anfehung der Taufe als des 
Begräbniſfes, zue Kirche ihrer Mutter gehören. 

$. 454. Stirbt Jemand aufer feiner Parochie, jedoch an 
eben demſelben Orte, fo hat der Pfarrer feines Kirchſpiels das 
Recht, zu fordern, daß die Beerdigung in ſeiner Parochie 
geſchehe. 8 

F. 455. Stirbt er aber an einem andern Orte, fo haben 
die pimen die Wahl, ob fie ihn da, wo er geftorben 
ift, begraben, oder in feine ordentliche Parochie zurückbringen 
laſſen wollen. S 

$. 456. Ueberbaupt kann jeder Eingepfarrte fein und der 
Seinigen Begräbniß auch außerhalb ſeiner Parochie wählen. 
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8. 457. Hat der Berſtorbene ſelbſt gewählt: jo iſt es 
hinreichend, wenn nur feine Willensmeinung mit genugfamer 
Gewißheit bekannt ift, 

Anmerk. Allg. L. R. Th. 1. Tit 12. $. 100. Verordnungen 
wegen des Wegräbnifles u. f. w. und andere dergleichen, das Ber- 
mögen nicht betreffende, Punkte können in außergerſchtlichen Nuf⸗ 
fügen gültig getroffen werben. 

$. 458. Außer den Fällen des 9. 454. und 455. müſſen 
aber nicht nur dem Pfarrer und der Kirche, wo die Beerdi.⸗ 
gung geſchieht, ſondern auch dem Pfarrer und der Kirche, der 
nen ſie eigentlich zukommt, die Gebühren entrichtet werden. 
Anmerk 1. Veroebn. Königs b. 12. Decbr. 1781. (Barong, 

Eye Prammer 8.0.) Da die e edc 
einmal auf die Accidentien aus ihren Kirchſprengeln, befonders auch 
auf die Leichengeblhren, angewieſen find, weiche auch an den mehr 
reſten Orten dan den Reformirten und anderen Meligionsverwand⸗ 
ten unmeigetlich entrichtet werden, fo, haben fie auch die Befugniß, 
von den in ihrem bau wohnbaften vömifchstathotifchen Glou- 
bensgenoſſen, bei deren Abfterben fecht, wenn fie auf dem lu⸗ 
therifhen Sirchhofe beerdigt werden, alë auch, wenn fie anderwarte, 
wo fie fid ad sacra gehalten haben, beerdigt fein wollen, die ge- 
ordneten jura stolae zu fordern und ohne folde die Reiche aus 
ihrem Kirchfprengel nicht verabfolgen zu Lafen, welches Letztere je: 
doch in Ablicht der Kirchenſprengel in Königsberg nicht anders 
ſtallfendst, als in fofeen foldes den bafelbft obmaltenden bieheri- 

Aet Detten amh Deeg sp fein Mr. 

Verordu. d. ZE zu Königsb. v. 4. Aug. 1815, (Amtsbi. 

1815, ©. 375.): Es wied den Magiſträten ie. unterfogt, Sri. 

tel für die Leichen mit Vorbeigehung der Kirchenbedienten auszu⸗ 

fielen, item von den Kirchen und Schulbedienten zu ertvarten 
ift, daß fie den notorifch Armen die Leichengebühten von ſelbſt er- 
affen, und nur bei Unbekannten fic) durch ein Armenarreft über« 
geugen werden, daß die Unvermögenheit, die Leichengebühren zu be- 

Wer c vochanden fi, 
eerbigungsfoften für Arme. 

) bie Reſcripte vom A März 1825 (v. K. Ann. 1825 
S. 213), vom 5. u. 18. März u. 24. Juni 1828 (v. K. Ann. 
1528. S. 166 


D 
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ZS d. B. d R zu M. v. 20, Juni 1894 (Amtabt, 
188, 
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a) durch d. V. d. R. zu O. v. 20. Auguſt 1829 (Amtsbl. 

1829. S. 332.) 

3) Seit v. 8. April, v. 21. Mat u. 28. Juni 1828 (p. K. 
Ann. 1923.©. 493. 494. u. 1008) beftimmen, daß bei der Beerdigung 
eines Armen keine jura stolae gefordert, wenigftens aus Armens 
fonds nicht bezahlt werben bürfenz vielmehr den ‚Geiftlichen vi, 
ſichtlich derſelben ihre Rechte an den Nachlaß des Verſtorbenen 
vorbehalten bleiben. 

A Berroigungstofen für MititaitsPerfonen. 

1) Getanntm, des Gonfiftorii v. 6. Juni 1834 (f. 
Amtsdt 1834. S. 182; G. Amtstl. S. 419; M. Amtsbl. S. 154; 
D. Amsoil. S. 140): Das Königliche Minifterium der geifklis 
Ten ic. Angelegenheiten hat im Einverftändniffe mit dem Königl. 
Krioge-Miniferio, mitteſt Refeript vom 16. Mai d. J. angeorb⸗ 
net, daß da, wo eigene Militair- Kiechhöfe niche vorhanden find, 
rückſechtiſch deren die jedesmal beſonders ergangenen Schlag 
gelten, bei eintretender Benutzung der Verrdigungepfäge der Civils 
Kirchengemelnen, in Beziehung auf die Beerdigung der Offiziere 
und deren Angehörigen, die Grundfätze und Obſervanzen zu beob- 
achten, und Diejenigen Gebühren zu entrichten find, welche orte» 
üblich und obfervangmäfig entrichtet und mit Genehmigung der 
kompetenten Behörden erhoben werden, insoweit die Militair Rire 
aan nic e 13. Febr. 1839, oder andere legale Beſtimmun⸗ 
gen, nicht aich oder allgemein ein anderes D, Da fa 
die Offiziere ber Land- Gendarmerie wirkliche aktive Dffisiere find, 
und nach den Dafkimmungen der Militair- Kirchenordnung 1 5 
zu den Militairgemeinden gehören, fo unterliegt e8 keinem Zeg, 
fel, ea auf fie der $. 105. berfelben zur Anwendung kem⸗ 
men muß. 


taten haben bie den Se e Civil-Geiftlihen 
Atten? Mücdfichts der an die Kirchen 


zu entrichten find 
Anmerk. J. dl L. R. Th. II. Tit. 1. f. 434. Wird bie 
ei 


Ehe durch den Tod getrennt: fo muß der Überlebende Ehegatte 
den verſtorbenen anſtändig begraben laffen. F. 435. Kamen die 
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Vegeäbniftoften aus dem Nachtaffe ncht beftritten werben: fo ift 
der Ueberiebenbe zu deren Bezahlung, fo weit als fein Vermögen 
hinreicht, verbunden. F. 1018. Wenn bie Geſchwächte während 
der Woden firbt: fo muß der Schwängerer die Koften tragen, 
inſofern bieſelben aus ihrem Nachlaffe nicht beftritten werden können. 
2. Anh. F. 84. Ein Schwängerer it schuldig, bie Begräbnißtoften 
feines unbebelichen Kindes, wenn es zu einer Belt Det, da ex ihm 
Bates zu geben verbunden geweſen, zu tragen und der Mutter 
u erffatten, 
KC v. 8. Nopbr. 1810 (Gefeg-Sammt 1810. 
S. 101) §. 100. Vegräbnifkoften ift die Herrſchaft für das 
Geſinde zu bezahlen in keinem Falle ſchuldig. 
Allg, Ger. Dron. T9 1. Tit 50 9, 302, Wenn der Gee 
meinſchulbner vor dem Austruche des Goncutſes verstorben if, 
hben die auf beffen Beerdigung verwendeten Koſten, worunter 
ch Bi far Celdhenbecbiaten, Darentationen, Reihenflite, Sr, 
gaſtmatle und ähnlichen Überflüffigen Aufwand gemachten Ausla⸗ 
lagen fo wenig, als Die Trauerkleider der Angehörigen des Gemein. 
Fehibner pu rechnen P zur me Klaſſe in der Ordnung, in 
weicher die Gläubiger aus der Activmafje zu befriedigen find. 8. 303. 
Damit auch aller Verſchwendung vorgebrugt werde, fo wird bier 
darch focht, daß aer wenn der Gemeinschuldner von 
Adel, oder ein chargtteriſiter Königlicher Bedienter geivefen, funfsig 
Thaler, wenn derſelbe ein geringerer Offigiant, Banquier oder ane 
efehener Kaufman geweſen, dreifig Thaler, fonft aber nur zehn 
baler an Begräenißkeſten in diefer, die übrigen aber of hinter 
der legten Rinffe angefegt werden follm. F. 364. Wenn jedoch 
die nach der Werfaffung eines Orts, ohne Nüdficht auf den Stand 
des Gemeinfchuldners ganz unvermeidlich gerwefenen Begräbniftoften 
Déi höher belaufen follten: fo muß der Richter dieſen wirklich 
und durchaus nothwendig geivefenen Koften, fo weit fie gehörig 
nachgewieſen find, das Vorrecht der zweiten Klaſſe zuerkennen. 
8.7808. Haben die Verwandten ober font ein Dritter das Be⸗ 
geäbniß beffele, fo erhalten diefelben das in biefer Klajfe auszur 
fegende Quantum, und müffen dagegen denzenigen, weiche auf 
ihre Beſtellung Sachen dazu geliefert, oder Arbeiten dazu ger 
fe Haben, für ihre Perſon gerecht werden. F. 200. Soft 
der Gemeinſchuldner nach ausgedrochenem Concurſe, fo ift die Cre- 
ditmaſſe nicht schuldig, für feine Beecdigung zu forgen. Auch ift 
dus Worzugsrecht in Diefer Kaffe auf Begräbniftoften der Ehefrau, 
der Kinder oder anderer Verwandten des Gomeinfchuldners nicht 
poime Post omnes werden locirt: F. 478. Die Zon: 
nißtoften des Gemeinſchudners, infofern fie mehr als bas f. 303, 
zo beftimmte Quantum betragen; und find auch die Trauerkoſten 
der Wittwe und Kinder hierunter mit begriffen. d 
$. 400. Soll eine Leiche, auf bloßes Verlangen der Hine 
terlafjenen, außer der gehörigen Parochie begraben werden: fo 
müſſen letztere dem Pfarrer und der Kirche dieſer Parochie, 
außer den nothwendigen Gebühren, auch diejenigen Handlun⸗ 


— 
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gen und Feierlichkeiten, welde fie bei der fremden Kirche vor- 

nehmen laſſen, taxmäßig bezahlen. 

Anm. 1. K. Amts bl. B. v. 9. April 1825 S. 274 fegt feft, daß 
in den Fällen, wo von Verwandten oder Freunden des Verſtocbe⸗ 
nen am Grades bügel ein Geſang angeſtimmt, oder eine Muſtk ger 
macht wird, der bei det betreffenden Kirche angestellte Cantor dies 
Bo keine Entſchädigung fordern könne, daß ihm abet, wenn 
ein Stadtmuſikus zur Aufführung einer Trauermuſte am Grabe 

beſtelt und dafär bezahlt wied, für jebe Leiche ein Thaler zehn 
Sitbergeofhen Gebühren von den Lelddeſtellern gezahlt werden 
müffen, weich Gebühren jedoch in bem Falle wegfallen, wenn der 
Kantor die verlangte Trauermuſſk auf dem Ge zu machen 
Ti welt, ober fotche aufzuführen außer Stande fein follte, 

2. B. d. R zu K. v. 20. b 1820, Hinfüro fol kein Schul ⸗ 
end wider feinen und feiner Eltern Willen angehalten werden, 
einer Leiche mit Deng zu folgen Die Lridentezuitung kann, 
nuch dann, wenn fr von den Ungehörigen der Verfkorbenen ge⸗ 
wünscht witb, der Lehrer feiner Emolumente wegen ſich darauf 
)) E dee, 
nur immer in fo welt erfolgen, als dadurch Lehrer und Schuler 
in den WM Unterrichtsſtunden, nichts verſäumen, und dürfen 
Lehrer und Schüler darum nicht ine Viertelſturde von ihren 
Schulpflchten abgezogen werben. Auf benen Fall darf die Lei 
Henbegleitung mit der Schulfugend dann erfolgen, wenn der eid- 
nam an einer anſteckenden Krankheit verſtorben if, oder ſonſt Um⸗ 
fände eintreten, die nch näherer Anordnung det Polſzelkehärde 
iede auffallende Reichenbegteitung unterfagen. 
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a 5 der Grabesſtätte aber fernerhin nicht mehr geftartet wer⸗ 
m Toten. 

$. 461. Wer ein Erb- oder Familienbegräbnig außerhalb 
des Kirthfpiels, hat, kann verlangen, daß fein und der einigen 
Leichnam dahin abgeführt werden. 

$. 402. Doch find, auch alsdann der Kirche und dem 
Pfatrer, für welche eigentlich das Begräbmiß gehören würde, 
der Regel nach, die ihnen nach S. 459 zukommenden Gebühren 
ohne Abzug zu entrichten. 8 

8, 463, In allen alen, wo eine Leiche durch einen ans 
deren Gerichtsbezirk geführt: werden fol, muß bei dem Ober, 
gerichte der Provinz ein Leichenpaß geſucht werden. 
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Anm. 1. Oftpe Gren Recht 3. 185. Die Leichenpäſſe wer: 
den bei d KH Staatsminiſterſo Ge 
nachgeſucht. 

2. K. g v. 9. Juni 1833 (Gef. Sammi, 1833 S. 73) beftimmt, 

daß die Leichenpäſſe, welche auf den Grund des F. 40 H. 11. 

A. g. N. von dem Obergerichte der Provinz ertheilt werden, ferz 

nerbin durch die Regierungen d Provinzial» Polizeibshörde, nach 

EE d Lash burg Unterfubung, autgefertigt e 

Bes ird dle Leiche durch mehrere Provinzials Gezirte geführt, 
fo ift die den Paß ausfertigende Behörde verpflichtet, den Regies 
kungen der andern Bezirke von der Erteilung des Paſſes Nach⸗ 

nicht zu geben, auch die auf dem Wege zunächſt berührten Polipeis 

2 7 des benachbarten Regler.⸗ Departements davon zu benade 

richtigen. 

Zu Lach mpass ift nach dem Stempeltarif vom 7. März 1822 ein 

Stempel von zwei Thaler nöthig. 

S. 404. Kann ein folder Paß nicht sorgen werden, 
fo bat die ordentliche Obrigkeit jedes Orts der Durchfuhre das 
echt, zu verlangen, daß der Sarg geöffnet und ihr die Be- 
ſichtigung der Leiche geſtaktet werde. ` 

. 465. Die Pfarrer, durch deren Kirchſplel die Leiche 
gebracht wird, können davon weder für ſich, noch für die 
irche Gebühren fordern. 


4. Die (vorte 
Erinnerung 
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5. B. d. R. zu M. v. 3. Oetbr. 1827 (Amtabl. S. 334) dehnt 
die Verordnung vom 10. September 1815 noch dahin aus, daß 
Leichen an anſteckenden Krankheiten und vornehmlich an Manſchen⸗ 
pocken Geftorbener nicht mit feierlichem Gefolge vielmeht nur in 
Begleitung des zur Beerdigung unumgänglich erforderlichen Per- 
fonat und der nächſten Angehörigen beerdigt werden dürfen. 

$. 468. Alsdann find aber auch die Gebühren nur dem 
Pfarrer und der Kirche der Parochie, wo die Beerdigung wirt, 
lich geſchehen ict, zu entrichten. 

$. 469. Jeder Todesfal muß dem Pfarrer des Kirch⸗ 
fiel, in welchem er erfolgt ift, angezeigt werben. 

Anm. V. d. R. zu D. v. 15. Octbr. 1828 (Amtebt. S. 307) u 
B. d. R. zu 6. v. 27. Septbr. 1831 (Amtsbl. S. 090) brins 
gen den vorſtehenden F. in Erinnerung. 

F. 470. Eben das gilt auch bei Perſonen, die fonft feie 
ner Parochie unterworfen find. 

F. 471. Auch von Todtgebornen oder vor der Taufe ges 
ſtorbenen Kindern muß die Anzeige dem Pfarrer geſchehen. 
Zul. Nach einer Gonfiftorials Verordnung v. Ü. Dethr. 

1768. N. Ed. Samml. 1768 No, 83) müſſen todtgeborne Kins 
der von den Gier zum Aufzeichnen in das Kirchenduch zwar ane 
gegeben werden, Prediger und Küͤſter follen aber dafür keine jura 
stolae fordern. S 

F. 472. Auch ſolche Kinder dürfen ohne Vorwiſſen des 
Predigers nicht außerhalb des öffentlichen Kirchhoſes oben 
werben. 3 
Anm. V. d. R. zu D. v. 13. April 1820 (Amtsbl. 1826 S. 177): 

Todtgeborene oder baid nach der Geburt verftorbene Kinder Dürfen 
nicht auf freiem Felde oder an abgelegenen Orten begraben, viels 
mehr muß auch ein folder Todesfall dem bete. Geiſtlichen ange» 
zeigt werden. PER 

8. 473. Der binterlaffenen Familie, und in deren Er» 
mangelung dem Wirthe des Hauſes, in welchem der Todesfall 
erfolgt if, liegt es ob, denſelben anzuzeigen. 

H. 474. Der Pfarrer muß fih nach der Todesart ers 
kundigen und dem Todtengräber aufgeben, bei der Einlegung 
er in den Sarg und bei deſſen Zuſchlagung gegenwärtig 
zu ſein. > 

$. 475. So lange es noch im geringſten zweifelhaft ift, 
ob die angebliche Leiche wirklich todt ſei, muß das Zuſchlagen 
des Sarges nicht geftattet werden. 

Anm. Oſtpr. Prov.⸗R. 3. 180. Wo kein beſonderer Todten⸗ 
gräber angefteit ift, müffen Diejenigen, welche deffen Amt verwalten, 
darauf Acht haben, damit das Zuſchlagen des Sarges nicht zu 
früh gefchehe; es darf aber deshalb keine befonbere Bezahlung ges 
fordert werden. 

5. 476. Die näheren Beſtimmungen wegen der zur Vers 
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hütung des Lebendigbegrabens nöthigen Vorſichten, bleiben den 
beſondern Polizeiverorbmungen vorbehalten. 

Anm. 1. Infeuerion d. 31. October 1794 Über bie Beste 
des wirklich erfolgten Todes zur Vermadung des Begrabens 
bender Menſchen Lob, in v. K. Ann. 1827 S. 109 fol 
K. Amtebl. 1897 S. 203 folg; M. Amtebl. 1827 S. 300 folg; 
D. Amtsbt. 1833 S. 205 folg.) f. Anhang No. 06. 

2. R. v. 2. März 1827 (v. R. Ann. 1827 S. 108) beftimmt; 

1) Daß es gwar bei der Worfehrift, nach welcher Niemand vor 
Ablauf von 72 Stunden nach feinem Ableben beerdigt werden darf, 
der Regel nach vertreiben mäffe; 

2) daß aber en früheres Besrdigen aufer den Fällen, wo ein 
ſolches fogar geboten ift, wie z. B. bei Epidemien u. f. w., auch 
in den Fällen nachgegeben werden könne, wenn 

n) entweder ein ppeobitter Arzt oder Wundarzt bezeuget, daß 
die Leiche alle Spuren des mirtlichen Todes an fid) trage; 

b) ober an Orten, wo kein Arzt i, dee Bürgermeiftee oder 
Dorſſchul mie zwei erfahrenen Männern, mit Rüdficht auf 
die in dem Gutachten des Ober»Collegium Sanitatis dom 
31. October 1794 angegebenen Vorfichtsmaßtsgeln, die Bers 
hältniſſe unterſucht, und die frühere Beerdigung geſtattet hat. 

3. Diefe im dorftehenden Refeript gegebenen Beſtimmungen find bes 
fonnt gemacht bueh die R. zu K. unterm 16. Octöber 1897 
(Amtsbl. 1827 S. 293); durch d. R. zu G. (Amtsbl. 1827 
S. 820); durch die R. zu D. unterm 11. Mugu 1834 (Amts. 
blatt 1831 S. 203); durch die R. zu M. Pain: 11. Septbr. 
SS SE Mai 1835 (Amtsbl. 1827 S. 300 folg. u. 1835 

- 119); 

Die Werord. d. Neg. zu K. enthält dabei noch nachfolgende 
een e , Cé 

Diefe Vefceinigungen müffen dem betreffenden Pfarrer o 
mb, Rabbiner von den Angehörigen des Verstorbenen ausge 
Ha werden. — Wer gegen dieſe Worfchriften verftöft, verfällt 
nach Bewandniß der minder oder mehr paffirenden Umflände, in 
eine Polzeſtrafe von fünf bis dreißig Thalern, oder hat, wenn 
daraus beſonders nachtheilige Folgen entfteben follten, eventualiter 
Einteitung gerichtlicher Unterfachung und härtere, Velteofung nach 
Maßgabe der Worfhriften des A. L. R. Th. II. Tit. 20 f. 77880, 
zu gemoärtigen, 

er Ale gewaltfane Tobebarten, fo wie deren, bei 

efhtigung der Leiche fih ergebende Vermuthungen, muß der 

Pfarrer der ordentlichen Obrigkeit ſchleunigſt anzeigen, und 

vor erfolgter Unterſuchung, weder das Begräbnis noch die 

Abfuhre aeftatten, (Vergl. Criminal: Ordnung. $. 149. 150). 

8.478. In dem Pfarrer bekannt, daß der Verſtorbene 

minderjährige, wahn« oder blödſinnige, oder aus andern cht, 

lichen Gründen unter Vormundſchaſt zu ſetzende Kinder, oder 
ſonſtige Erben hinterlaſſe, fo muß er der Obrigkeit davon An- 
zeige machen. 
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Anm. 1. Nach A. L. R. Tb. u. Tit. 1s ſind Perfonen, dmm 
Vormünder beftelt werden müſſen, folgend $ 
a) F. 6, Kinder, Unmünbige und Minderjährige (Kinder Yei- 
Sen diejenigen, welche das fiebente, Unmündige diejenigen, welche 
das late, Minderjährige diejenigen, welche, ohne Unterſchied des 
Orts der Herkunft und des Standes, das 24fle Jahr noch nicht 
EE St, Algem. L. R. Stu Tit. 1 
. 25, 26. 
And 8, 2 zu 8, 26. Die Grofjäprigkeit der Juden nimmt 
ohne Unterfchied des Geſchlechts mit der Vollendung des 20. Jah- 


res ihre GER 

ut A. L. R. Th II. Tit. 18. F. 696. Eine wegen Min- 
derjährigkeit angeordneten Vormunſchaft bört auf, wenn der Pfle- 
gebefohlene das Afte Jute zurückgelege hat) 

b) F. 10. Eine noch ungeborne Leibesftucht. 

e F. 13. Wahn⸗ und Blödſinnige. 

d) S. 14, Verſchwender, welche gerichtlich dafür erklärt werden, 

o) . 15 Taub⸗ und Gtummgeborne, imgleichen Eden 
welche vor zurückgelegtem Mton Jahre, in dieſen Zuſtand ges 
rathen find; 

T) $ 10. Abweſende, deren Aufenthalt unbekannt ift- 
Inſtruct. v. 5. Sept br. 1811 zu Anwendung der Vorſchriften 
ber Skempageſcge (BE. Lait, S. 320) 6. 29: Alle Predis 
ger ohne Unterfcbied der Religion, fomo! in den Städten ais auf 
dem platten Lande, find verbunden, in den aten 8 . 
jeden Quartals und zwar Anfangs Juni, September, ber 
und März eine volitändige Lifte der in dem berfloffenen Quar- 
tale geitorbenen Personen, fie mögen Erwachfene oder Kinder gez 
weſem fein, nach dem borgefchtiebenen, Formular bei den Gerichten 

ihres Woßnorts oder ihrer Parochie bei Vermeldugg der ſchon in 
älteren Verorbnungen beftimmten Strafe von 10 Thlr. unfehlbar 
einreichen. Diese Liften müffen jedesmal zu Bezeugung ihrer Nidy 
tigteit von den Prodigern unterfchrieben fein. Laufe die 
nes Quartals kein Todesfall in einer Parodie ber. fo muß der 
Prediger dieſes flatt der Lifte dem bete. Gericht bei gleicher Strafe 


schriftlich anzeigen 
3. B. d. N. x v. 16. Januar 1815 (Amtabl. 1818. S. 49) 
und der H. z. M. v. 22. Jan. 1815 (Amtadl 1818. S. 70): 
Die Bestimmung der Termine zue Einreichung obiger Liften grün. 
bete fidh in der Werfaffung, nady weicher das Etats: Jahr ſeither 
mit dem 1. Jun anfing. Da nun abee nach höchſter Berordn. 
das Rechnungsjahr gleich dem Kalenderjahr mit dem 1. Januar 
anfängt, E ift feſtgeſatzt worden, daß die Prediger und Juden⸗ 
Aelteſten die geſezlichen Todtenliſten nur tertinliter ober biermo- 
natlich und zwar in den, Be? acht Tagen der Monate Mal, 
September und Yanire jedes Jahres den betr. Gerichten einzu⸗ 


wachen haben. 
A. Sir bie Tertialiſten ift nachſtehendes Formular vorgeſchrleben 


w 
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Liſte der im erſten Tertial 1835 Verſtorbenen. 


e 
Name, Stend u Benennung ber bes | Dee Gre schale 
Sie de e Sans, Jean oher dec, Stempel Tar 

fumtiven Gren. ete bes entfpree 
s: enden Kertials. 


3 


1 [Bürger ep, E 2. Sanuar.| Witwe und ma 
G0 Zabe al. | jorenne Kinder. 
2 |orittergutëveñiger | den 10. Januar. unbekannt. 
atob, 20 Jahr | 


alt, H 
3 Jemen den 4. Spe Jëne und minor | 
kudwig, 40 J. renne Kinder. 
alt. 
nterfeheift es Pfarrers, 


Be erer unter dem 25. Januar 1843. S. 40; G. Amtsbl. 
7. Novbr. 1842. S. 208; M. Amtsbt. unt. 27. Detbr, 

ke S. 391.) 

8. 479, Die Anzeige muß der Regel nach derjenigen 
Behörde, unter welcher der Verſtorbene feinen perſönlichen 
Gerichtsſtand hatte; wenn aber dieſe bem- Pfarrer unbekannt 
e außerhalb der Provinz it, dem nächſten Gerichte ge- 

ehen. 

$. 480. Sowohl der Pfarrer des Kirchſpiels, in welchem 
der Todesfall erfolgt, als der, wo die Beerdigung geſchehen 
Ki DA bé CA 815 verpflichtet. 

G. z. K. v 12. April 1813 (Amtsbl. 
KR de de Ki 3 . v. 12. Novbr. 1843 (Amtsbl. S. 638) 
und v. 30. Juni 1820 (Amtsbl. S. 196), ‚fowie V. d. R. z 
M. v. 14. Decbr. 1830 (Amtsbl. S. Al umabhängt 
von der tertinliter enzuſendenden Zodtenlifte, diefe Anzeigen nad) 
Mëtt. ein, und Ger binu, Daf ! 
ene 14 Tagen nadh dem Begröbniß bei Vermeidung v. 1—10 
SC Strafe erfolgen fo j 
481. Die Pfarrer find fuig, richtige Kirchenbücher Nichenbi- 
zu alien, und darin alle von ihnen beſorgte, Ämgleichen alle $- 
die Gingepfarrten betreffende und ihnen angezeigte Nufgebote, 
Trauungen, Geburten, Taufen und Begräbniſſe deutlich und 
Kl, ki ufchreiben, 


eer G ZS 0 5 1841, über die Füh⸗ 
y ni 67. 
2. Gire s Verf. b. a an . v. 4. März 1841, über die Füh⸗ 


rung der ‘icara Zei ba egene Inhalte nach 
mit dem Gi, d. R. z. v. 17. Novbr. 1841, welches 
Kl Geer jener isn Hai Ss 
3. 5 GK 5 Lët SEET SS WE 
. Ann. „ wie d. Kirchenbücher eingerich⸗ 
tet werden ſollen. 8 Anh. Bi 4 
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4. B. d. R. 3. O. v. 16. Febr. 1825 (Amtsbl. S. 183): Die 
vorſtehende Verordnung v. 27. Januar 1824 sub II. 1. iſt durch 
den $. 04 des Anhangs zum A. L. R. und d. K =D. vom 14. 
April 1816 dahin näher beflimmt, daß jedes unehel. Kind unter 
dem Namen der Mutter in das Kirchenduch eingetragen und nach 
der Mutter benannt, in dem Falle aber, wo der Vater felbft ſich 
als ſolchen angiebt und genannt zu werden verlange, dies in dem 
Kirchenbuche in einer Note beſonders vermerkt werden foll. 

Auch ift die unter II. 2. Der erwähnten Werfügung befindliche 
Bemerkung, daß bei unehel. Kindern mit dem Namen der Mute 
ter auch der Stand berfelben anzugeben fei, durch den Weifa zu 
ergänzen, wiewol ſolche Kinder, wenn die Mutter von Adel ift, 
dem Stande derselben nicht folgen. 

Hiernach haben Dä die Geiſtlichen, fo oft ihnen die Geburt u. 
Taufe unehl. Kinder zur Eintragung in das Kirchenduch angezeigt 
werden, qurichten. 

5. B. d. 3 K. v. 4. Oetbr. 1826 (Amtsbl. 1826, S. 237): 
Alte Go, find verpflichtet, alphabet. Register von den Kirchen. 
Vous, qu halten, unb ige in Baziehung auf Laufen, Trauums 
gen und Beerdigungen forfältig zu führen, weshalb fie fid) beiden 
Kicchenviftationen auszumeifen haben. 

0. Eirc ⸗B. d. R. 3 K o. 8. Decbr. 1826: Damit die in der 
Amtsel. Verf. v. 4. Detbr. d. J. S. 287 angeordneten Führung 
Aphabekiſcher Megifter von den Sirhenbüchern in Beziehung auf 
Taufen, Trauungen u. Beerdigungen in zwekmüßtger Mer erfolge, 
beftimmen wir noch folgendes: ` 

1) Sind die Regifter vorläufig nur mit d. J. 1800 anzufans 
gen und die früheren Jahrgänge erft dann vorzunehmen, wenn die 
alphadetifchen Regiſter von 1800 abgefertigt worden; 

2) find fie nur auf die Tauf⸗, Copulatlons⸗ und Todtenbücher 
zu beſchränken. 2 

3) Zur Vermeidung aller Meitläuftigteit dürfen fie wie ein 
gewöhnlichen Namenregiſter zu einem Buche nur folgende Rubri⸗ 
ken enthalten: 

a) Namen nach alphabet. Ordnung mit Bemerkung der Vornamen. 

b) Tag der Amtshandlung des Predigers bel Taufen, Copula⸗ 
tionen und den Todestag des Begrabenen. 

©) Die Seite des Kirchenduchs, worin die Taufe, Copulntion 
und das Begräbniß nach der Vorſcheikt eingetragen worden. 

7. Seat, Mil. Kirch. ⸗ O. v. 12. Febr. 1832. 5 76—82. 

$. 482. Die Eintragung muß ſogleich nach vorgenomme⸗ 
ner Handlung oder geſchehener Anzeige erfolgen, und das Dar 

tum muß mit Buchſtaben ausgedrückt werden. 
Was zu bes $. 483. Bei Trauungen müſſen die Vor ⸗, Zus und 
Leit bei Geſchlechtsnamen, imgleichen das Alter beider Verlobten, 
ZE auch ob fie ſchon verheiratet geweſen oder nicht, ob fie noch 
gen. unter Eltern und Vormündern ſtehen oder nicht, verzeichnet 

werde 


en. S 
$. 484. Stehen die Verlobten, oder einer von ihnen, 
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noch unter Eltern oder Vormündern, fo muß der Pfarrer 
dabei bemerken, wie ihm die Einwilligung derſelben nachgewie⸗ 
ſen worden. ` 
$. 485. Bei Geburten und Taufen muß der Pfarrer den 

Bors, Zu- und Geſchlechtsnamen und den Stand der Eltern, 
ingleichen den Namen und Stand der gegenwärtig geweſenen 
Taufzeugen nebſt den Namen, welche dem Kinde ſelbſt beige 
KR worden, mit eintragen. 

anert 1. Circ. Bert. d. Oftpreuf. Confiforii v 15.Nov. 
1816. Laut Min.⸗VBerf v. 28. Oetbr. 1816 febt feft, daß Jeder 
Gaifttiche eben ſo verpflichtet wie befugt if, bei der Taufe eines 
Kindes nur die Beilegung folder Namen zuzulaffen, welche ente 
weber zu ben bisher unter den Chriften fen Taufnamen ges 
hören, Ober falls fie neu gebildet worden, doch theils an ſich einen 
Sinn, theils in ihrer Bedeutung nichts Anſtaß ges haben. Far 
mitien-Zunamen, welche nihe zugleich fchon übliche Taufnamen 
find, dürfen als folde den Täuflingen nicht beigelegt werden, 

B. b. R. zu K: v. 3. Kuguſt 1830 Ginet, 1830 ©. 180): 
Den Juden ift nicht geſtattet, chriſtliche Taufnamen als Vorna⸗ 
men zu führen. 
„ Nach der Otenſt⸗Inſteuction für die Pravinz⸗Conſiſt. 
dv. 23. October 1817 u. v. 31. December 1825 gebührt die 
Geſtattung von mehr als 3 Taufzeugen dem Conſiſtorio. 
Circ.⸗Verf, des Conſiſtorii v. 5. Januar 1820. Laut Mir 
nifterialsVerfügung vom 7. December 1819 ift bestimmt worden: 

1) Der Aufnahme eines jeden Profeipten in die chriſſüche 
Kirche muß, wie Dé [con von ſelhſt verfteht, ein gründlicher und ges 
nügender Untereicht in den Lehren der driftlichen Religion vorangehen. 

2) Ueber die Zeit, wie lange dieſer Unterricht dauern foll, kann 
{ont ‚nicht allgemein bai wardens aber, Bln Außer 

erhälniffe des Drofeloten, theils deſſen Fähigkeit, Bildung und 
ſchon erlangte Kenntniß der allgemeinen Rel gonswahrteiten zu 


D 


> 


bei Taufen. 


` 


berüdfichtigen find. Jedoch muß in jedem Falle ber Beiftliche, - 


welcher einen Profelyten zur Taufe angenommen, auf Exfordern 
fió erfier auswelfen können, daß es möglich gewefen if, in bers 
jenigen Zeit, welche er auf den Unterricht verwandt hat, denſelben 
den ift, dag die Taufe 

beet es DEI und vorzuziehen iſt, daß die Taufe 
der Proſelpten eben fo, 555 die Gan onton der jungen Chriften, 
in ber Regel öffentlich in der Kirche geſchehen ſo kann doch, wenn 
ein Profeipt im Haufe getauft zu werden wünscht, ihm hierunter 
gewillfahrt werden. 

4) Die Taufe eines Proſelpten mag in der Kirche oder im 
‚Haufe geschehen fo muß in dem einen wie in dem andern Kalle, 
von demſelben ber Geiſtliche, welcher den Täufling unterrichtet hat, 
mit dieſem eine Unterredung halten, welche fo einzurichten ift, daß 
die dabei Anwefenden fidh daraus überzeugen können, od der Zä 
EE Einſicht in die christlichen Hellslehren er 

ur hat. 


g 


nach ber Taufe fortführen wollen, keiner Beſtättgung des bisheri⸗ 


. Cire.⸗Verf. des Conſiſt. v. 17. 
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5) Dieſe Verfügung, wonach die Superintendenten des jedes 
Mal kaufenden Geiſtlichen eingeladen werden follten, ift durch Girs 
culalr⸗ Verf. des Confiftorii v. 7. Juli 1824 aufgehoben, 


. Cireulairs Berf. der Kirchen und Schul⸗Commiſſion 


v. 12. Juni 1822. Des Königs Mafeſtät haben im Gefolge der 
im deen Stüd der allgemeinen Geſezſammlung aufgenommenen 
dat ‚Gabinstsordre vom 18. April o. unterm Löten v. M. 
das Königl. Minifterium des Innern zu ermächtigen gerubt, die 
von den zum Chriſtentbum übertretenden Juden bei der Taufe 
anzunehmenden Famlien⸗Namen ohne Weſteres zu befätigen. — 
In Gemäßheit der Diesfälligen Verfügung des gebacken Königl. 
Minifterit werden ‚daher fämmtliche Geſſtüche hiermit angewieſen, 
fid, wenn die zum Cheſteuthume übertretenden Juden ihren. bi 
herigen Familiennamen andern wollen, die durch die Poligeibehörde 
zu erwirkende Beſtätizung noch vor der Taufe vorzeigen zu laffen, 
um fie darnach in den Yaufbüchern zu vermerten, wogegen es dei 
den Juden, die bei Erlangung des Stantebürgetrachts einen bes 
fimmten Familienamen angenommen haben, und dieſen auch 


gen Familiennamens bedarf. — 


N. b. N. zu K. v. 16. Novbr 1818. (misst. 1818, S. 514.) 
CC 
fen, ihren vorgefegten reſpectiven Superintendenten und Decanen 
518 zum 10. Sanune anzuzeigen, ob und vieviel Suben und Fur 
Soe Mi SEH ie in den Zeg SECH 
tauft haben, auch ihnen sine Negativ Anzeige zu machen, wenn 
fie Eine dergleichen Taufen verrichtet. baben- 

Seder der Superintendenten und Decane hat aus Ven An- 
zeigen eine Machmeifung nach folgenden Rubeiten: 1) Mamen vor 
der Zaufe, 2) Namen nady der Taufe, 3) Stand, 4) Aer zu 
Taufzeit, 5) Wohnort, 0) Geburtsort, 7) Kirche, in der die Taufe 
geſchchen, 8) Datum, wenn folde gefchehen, 9 Religion bes Ge 
tauften, anpufertigen, und folde Bis zum 20. Januar ber unt 
zeichneten Behörde einzureichen. H 


Juli 1820 theitt folgende 
Mini. Verf, vom 14. Mai 1929 mit: Dem König. Conftitorio 
wied auf deffen Bericht v. 15. Mai v. J. die Eintragung der an 
Peofeipten verrichteten Taufhandlungen in die Vaufregifter Sort, 
fend, hierdurch eröffnet, daß, da von den Eintragenden nicht wohl 
verlangt werden kaun, das Alter und die Abſtammung des Pros 
ſelpten gehörig auszumitteln, und durch das Anſinnen an den legs 
teren, die erforderlichen Beweismittel herbeizuſchaffen, der Uebers 
tritt zum Chriftentpume häufig erſchwert werden dürfte, die Bez 
ftimmung der aus den Taufrepiftern zu ertrabirenden Scheine Über 
errichtete Proſelptentaufen, auf den Erweis des geſchehenen Urs 
bertritts zum Ehriſtenthume zu beſchränken ift, und dem Proſelpten 
Aberlaſſen werden muß, fid in den Fällen, wo das bürgerliche 
Bedürfniß einer Ausweiſung Über Lebensalter und Abstammung 
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ünteltt, auf biefetbe Urt auszuweiſen, toie Det von feinen ehe» 
maligen Glaubensgenoſſen gefchieht. Das Alter des Proſelpten 
und die Namen der Eltern deſſelben können zwar nach Angabe 
des oder belebten, als firchüche Notiz, in das Taufeagifter aufs 
genommen werden, doch können (eiche Notizen niche dan benugt 
werden, Alters und Geburts- Atteste auszuftellen, die in bürgerli- 
chen Fällen Beweiskraft haben follen. 

Da ferner die Profelpten, nicht in den aus den Taufregiftern 
angufertigenden Populotionsiten die Zahl der briftlid geborenen 
Kinder vermehren können, fo find die Profelptentaufen unter bee 
fonderen Nummern oder auf beſonderen Blättern des Küchenbuchs 
einzutragen. — 

Uebrigens find bei der Eintragung die madftshenden Rubriken 
zum Grunde zu legen: 

1) bisheriger Name des Profeipten, 
2) deſſen Wohn- oder bermaliger Aufenthaltsort, 
3) Geburtsort, H AT 
4) Name der Etten, nach feiner: oder der Eltern Angabe, 
5) Alter des Proſalpten, 
6) die Namen, weiche der Profetpt in der Taufe erhalten hat, 
7) ber beim Ueberteitte angenommene Familien, Name, 'infofern det- 
felbe von der höhern Potigeibehörde genehmigt und dieſes nachge⸗ 
ct wotden. 
6) Tag und Art der Tauf handlung. 
9) Name des Geiftlichen, der den Unterricht beforgt und die Taufe 
verrichtet bat. — 
Nov: C Const de 1774, No. 40, S. 338. Circulair v. 20. Juli 
1774. Da die Erfahrung vielfältig gezeigt hat, daß die zue drifte 
lichen ‚Religion übergegangenen Juden nicht fotwohl aus wahren 
Friebe und lautern Abſichten, als vielmehr aus unerlaubten Ends 
. gehandelt; fo haben wir zu beſchließen geruhet, daß keine 
n zum Untereichte in der Religion eher aufgenommen werden 
follen, als bis von ihrem unfteäflichen Wandel fichere Nachrichten 
eingegangen und darüber (Örtliche glaubwürdige Atteste eingereicht 
worden Beier, v. 8.Dctober 178. Es müffen, wenn der fih 
Meldende ein Dienftbore ift, bie biernach euforderichen Attefte wer 
La waz fiche Wandels von den Aelteſten mit unterſchrie⸗ 
werden. 
9. Kein’s Ann, Bd. XVII., S. 242. Sollten Juden, nachdem fie die 
chriſtliche Taufs bereis empfangen hatten, wiederum zum Judenthume 
übergeben, fo find fie, wenn fie nochmals zum Ehriſtenthume fih 
wenden, nicht wieder zu taufen. 
. 480. Auch muß er dabei die Angabe der Eltern oder 
in deren Ermangelung der Hebamme, von dem Tage und 
Stunde der Geburt bemerken. ei 
$. 487. Giebt die Mutter eines unehelichen Kindes den 
Vater nicht an, fo muß es der Pfarrer zwar dabei bewenden 
laffen; zugleich aber ich ſorgfältig erkundigen, ob auch die Mut- 
Zort, db. d. DÉI u. Sch, Gehe b. 10 


E 
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o ye Kind zu verpflegen und zu erziehen hinlängliche Mit- 
tel habe. 

An merk. J. Alg. L. R. Vo. U., Tit. 2. $. 640, 641. Unche: 
liche Kinder führen den Geſchlechtsnamen der Mutter und gehö⸗ 
ten zu demjenigen Stande, in welchem die Mutter zue Zeit der 
Geburt fih befunden hat. — IE aber die Mutter von adlicher 
Herkunft, fo kan demnach dae unhehaliche Rind den adlichen Ra 
men und das Wappen fid nicht anmafen. 

2. Anh. zum Allg. L. R., F. 94. Alle außer der Ehe erzeugten 
Kinder follen von jegt an nie auf den Namen ihrer Väter, fons 
dern auf den ihrer Mütter (che jedoch, wenn letztere von Adel 
find, dem Stande derſelden zu folgen) getauft werden, und den 

amen der Mutter auch dann beibehalten, wenn ihnen diejenige 
Regitimation ertheilt wied, welche blos das beſſere Fortkommen im 
bürgerlichen Leben bei Sünften, Handwerkern und Gewerben und 
S 4 9 des Worwurfs der unehelichen Geburt zum 
wede bat. 

3. K. O. v. 14. April 1816 (v. K. Ann. 1819. S. 95) beftimmt, 
daß wenn der uneheliche Pater als folder fih angiebt und ges 
nannt zu werden verlangt, dies in dem Kirchenbuche in einer Note 
beſonders zu vermerken und dann mur verboten ift, das Kind nach 
dem Bater zu nennen, 

A. Cire.-Verß der Königl. Meg. zu K. v. 5. Detbe 1827. 

1) Die Parrgeftfichen haben Bei jeder durch die Taufe des 
Kindes zu ihrer Sonntniß kommenden unebefichen Geburt ſorgfäl⸗ 
tig, jedoch ohne alle Nachweifung des Schwängerers und anderer 
Famillen⸗Verhältniſſe, ſich zu erkundigen, ob für die Pflege und 
Grybai bet indes Hinsehen en MK und wenn bes niht 
der Fall it; bei dem betreffenden Gerichte Die Xnpeige von der un- 
ehelichen Geburt zu machen. y 

2) Da das erhaltene Leben der unehelichen Kinder dem Staate 
erft dann zum wahren Nuten gereicht, wenn fie deren Erziehung 
zu achtungswerrhen Mitgliedern der bürgerlichen Gefellfdaft adeeg 
wird, und nicht der Mangel an Fürſorge und Zeit fie zur 
Zi ue aller Late und Wien Seftimmt, fo kennen Dé 
die Pfanrgeifilicen, in deren Händen vorzüglich dieſe fo wichtige 
Angelegenheit liegt, nicht dabei beruhigen, nur zur Zelt der Taufe 
ze den Zeg bes. umsbelichen Kindes Senat u nahe 
men; fie müſſen vielmehr fortzefuge beſſen Schiefat im Auge bee 

(tem, und bei Veränderungen im jenen Werhältmiffen ſogleſch bei 

m bo munbſchaftlichen Gerichte bievon Anzeige machen, die Eins 
wirkung der Womünder möglichſt beobachten, die Gerichte von 
vorkommenden Vernachlälſizungen in Kenntniß fegen und endlich 
bei Veränderungen des Aufentbalts der Pflegeeltern dem Pfarrer 
der Parodie, wohin fie gehen, Nachricht. geben. 

3); Zur. vollftändigen Erreichung dieſer Zwecke wird es cathfam 
fein, baf fidh die Pfarrgeiſtichen von den unehelich geborenen 
CC 
anlegen, welde auch den Amtenachfolgern zur Leitung dienen können. 

5. Gire. Reſc. v. 5. October 1838 (v. K. Ann. 1838, S. 927.) 
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u. v. 4. März 1839 (o, K. Ann. 1938. S. 920), die Feſtſtellung 
der Vaterſchaft umahelicher Kinder bei Berheirachüng deren Müt⸗ 
ter; in Folge derselben die Circ.-Berfligungen dee R. zu K. vom 
2. Novbr. 1838, 8. April 1830 und 8. Rovbr. 1841. f. dieselben 
im Anhange No. 60. 

. 488. Findet er dabei ein Bedenken, fo muß er felbi- 

ges der Obrigkeit des Orts anzeigen. x 

j. 489. Wird der Vater des unehelichen Kindes angege⸗ 
ben, ſo muß der Pfarrer denſelben darüber vernehmen, und 
wenn er fid dazu bekennt, den Namen deſſelben fo wie die 
Art, wie dies Bekenntniß an ihn, den Pfarrer, gelangt ift, in 
das Kirchenbuch mit eintragen. 

Unmet. 1. R. v. 23. Auguſt 1810 (v. K. Ann. 1819. S. 725), 
mitgetb. durch d. N. zu K. unt. d. 16. Septbr. 1819 (Amtsbl. 
D. 428); duch d. N. zu G. unter b. 27. Septbr. 1819 Amtsbl. 
S. 813); durch d. R zu D. unter d. 18. Septbt. 1819 (Amtsbl. 


daß à 
1) wofern zur Belt der Geburt des außerehelichen Kindes auf 
ausdrückliches Verlangen des außerebelichen Vaters deffen Vaters 
schaft in das Taufbuch eingetragen werden, der Pfarker das Tauf- 
mn nach dem dier beigefügten. Formular ausfellen fann, fo 
bald entweder das eigene Gopulationsbuch des Pfarrers die nach⸗ 
malige Ehe der Eltern beweiſet, oder ein gerichtlich beglaubigte 
Zeugniß über die Copulation.beigebuacht würd, daß 
2) wenn zur Zeit der Geburt des Kindes die Eintragung der 
Butalſchaft in das Taufduch von dem außerehefichen Water nicht 
verlangt worden, und deshalb den bestehenden gefeglichen Borz 
ſchriften gemäß, nicht erfolgt ift, entweder der Pfarrer den Vater 
über, das Anerkenneniß der Vaterschaft zu Protokol vernehmen, 
ober aber die Beibringung eines gerichtlichen Anerfenntniffes Über 
die Doterfchaft verlangen muß, und jenes Protokoll oder dag a 
eihtliche Anerkenneniß zu den Belägen des Kirchenduchs zu bri 
Lei bat, demnächſt aber, auf den Grund diefe Verhandlungen 
der nachg⸗wieſenen Copulation den Taufſchein nach dem beis 
Blat Formular ausſtellen kann, daß 
wofern die Vaterschaft auf die, ad 2 erwähnte Art nicht nadigi 
Side werben kann, der Pfarrer fid auf die Ausftellung eines 
Zaufseugnifes nach Lage des Kirchenbuchs beſchränken, und den 
Interessenten überlaſſen muß, fih über das Samilienverhältnif, 
ZS two ein folcher Beweig von ihnen verlangt wird, näher aus- 


j Formular 
zum Taufſchein für ein Kind, welches außerehelch geboren, durch 
die 81 Ehe der Eltern aber lezitimitt iſt.— 

Der (Die) am geborne Sohn (Tochter] des (Bar 
terönamen) und feiner Ehekran (Mutternamen] ift nach Ausſage 
des Taufbuchs der Kirche am (Datum) durch die heilige 
Taufe in die Gemeinschaft der chriſtſchen Kirche aufgenommen, 

10° 


der Zeta: 
fälle, 


Gintragung 
der in andern 
Kirchen vore 
genommenen 
Handlun⸗ 
gen. 
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und bat den Namen (Taufnamen) empfangen“ Taufzeagen 
waren . Diefed wird dierdurch orbnumgsmäßig und gewiſſen⸗ 
` bat befcheinigt. t 

ER. v. 30. Sepeb r. 1831 (v. K. Ann. 1831. S. 561), mit⸗ 
getheilt durch d. N. K. unt d. 19. Octbr. 1831 (l. ©. 
durch d. R. 3. O. unt. d. 18. Detbr. 1831 (Amtsbl. ©. 
durch d. EN M. unt. b. 12, Octbr. 1831 (Amtsbl 
Zufolge Verfügung des Königt> Ministeriums der äi 
keriſchts⸗ und Medizinal- Ungelegenbeiten vom 30. v. M. ift, da 
bie Tauffheine nichts anderes fein follen, als begtaubte Abſchrif. 
ten über die verfchiedenen Akte, welche im Kirchenbuch zu verzeich- 
men find, die zur Austellung der Taufzeugaiſſe für außer der 
Ebe geborene, turd) nachfolgende Berheirathung der Eltern aber legis 
timirte Kinder, unterm 16. Septke 1819 (ämtetl. S. 428) er- 
Tele Worfcheift dahin mobificet worden, daß in den darin unter 
1 und 2 gedachten Fällen in dem Kirchenbuche auf den Grund 
des Kopulationsfdwins oder beigebtachter gerichtlich beglaubigter 
Artefte, oder der Verhandlung fiber das Auerkenntnig der Batere 
alt, wache Beweisſtücke beim Kirchenzuchr verbleiben mäffen, 
von dem Pfarrer ein, den betreffenden Inhalt des Atteftes u. fa w. 
futz angebender Vermerk gemacht, und demnächſt in das auszu⸗ 
ſtelende Zaufeupnigmit aufgenommen werden foll- 

$. 490. Widerſpricht der genannte Vater der Angabe der 
Mutter, oder kann derſelbe, weil fein Aufenthalt entfernt oder 
unbekannt it, nicht vernommen werden, fo darf der Pfarrer 
feinen Namen in das Kirchenbuch nicht einſchreiben. 

$ 491. Er muß aber den Fall der Obrigkeit des Orts 
zur Unterfuhung und Obforge für das Beſte des Kindes for 
fort anzeigen. 

F. 492. Bei Todesfällen muß der Name, der Stand und 
das Alter des Werftorbenen, der Tag des Todes, die Krank ⸗ 
beit oder ſonſtige Todesart, nach der dem Pfarrer geſchehenen 
Anzeige eingefchrieben werden. SH 

` A 493. Hat der Pfarrer den Verſtorbenen nicht pere 
fönlið gekannt, fo muß er ſich durch die Aussagen glaub. 
würdiger Perſonen ſo viel als GC verſſchern, daß ber» 
ſelbe wirklich derjenige geweſen fei, für den er ihm angegeben 
worden. 

494. Wie er zu dieſer Verfiherung gelangt fei, muß 
in dem Kirchenbuche mit bemerkt werden. 

495. Den Tod und die Beerdigung eines Fremden 
muß der Pfarrer, wenn fonft Niemand vorhanden ift, welcher 
davon in die Heimath deſſelben Nachricht geben könnte, zu dies 
fem Behufe dem nächſten Gerichte anzeigen. S 

$. 496, In allen Fällen, wo dem Pfarrer eine Hands 
lung, die in einer Parochie vorgenommen werden fol, blos ane 
gezeigt wird, muß er dennoch diefe Anzeige, mit Bemerkung des 
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Orts, wo die Handlung ſelbſt erfolgen fol, in ſein Kirchenbuch 
einzeichnen. (Vergl. S. 48 der Militair⸗Kirchen⸗ Ordnung vom 
12. Februar 1882.) a 1 

F. 497. Bon ſolchen bloßen Anzeigen aber muß er, bei 
Fertigung der jährlichen Liten, feinen Gebrauch machen. 

F. 498. Diejenigen, weiche einer blos geduldeten mit 
keiner eigenen Kirchenanſtalt verſehenen Religionspartei zu: 
gethan find, müſſen die unter ihnen vorkommenden Gebur⸗ 
ken, Heirathen und Sterbefälle dem Pfarrer des Kirchſpiels, 
in beffen Bezirk fie wohnen, zur Eintragung in das Kirchen“ 
buch anzeigen. E ` 

8. 409. Dergleichen Anzeigen gehören mit in die jährlis 
chen Liſten. d 

$. 500. Wenn bei einer Kirche mehrere Geiſtliche ange- 
fest find, fo muß dennoch nur der eigentliche Pfarrer das Kir. 
chenbuch führen, 

Anm. 1. Er, Prod. N. Buf. 187 (zu 88. 500. 539-941): 

I. Wo der Pfarrer bisher nur das Amt eines Inſpectors 
über die übrigen Geifllchen verwaltet hat, verbleibt es dabei auch 
künftig; 

8. 2. Bei erledigten lutherischen Diaconate oder Ciplan⸗ Stel. 
len Set Niemand ohne Vorwiſſen des Pfarrers zur Probepredigt 
gelaſſen werden, und mach gehaltener Probapredige muß der Pfar- 
rer mit feinem Gutachten vernommen werden. (Vergl. $ 530 
dieſes ZA 

2. Elte. Verf d. R. z. K v. 11. Mai 1812 Mio. / K., ©, 
bringt auf Weranlaffung des K. Min. den $ 500. 1. 11. X. €. 

R. und den F. 1. des Buf. 187 des Ein, Prov. N. in Erin: 

merina „ Sofern im einzelnen Sin Bund befantere Umflänbe 

eine Ausnahme von der gefegl Regel motiviet sefcheinen follte, ift 
jedesmal zuvor die Genehmigung dazu bei der Königl. Regierung 
nachzuſuchen. 

S. 501. Der Küfter muß ein Duplicat des Kirchenbuchs 
halten, und darin die von dem Pfarrer eingetragenen Bermerke 
getreulich abſchreiben. 

Anm. B. d. R. z. D. v 20 Novbr 1821 (Amesbl S. 642) 
Sollen die Rirdenbücher Duplicate ihrem Endzwac entfprechen, 
Satt Wege vr o am Ende des Fabres ans dan von bat 

dÉ, geführten. Exemplaren ausgeſchrſeden werden, weit fie dër 

bann eine bloge Afcheift find, fondern es i wën. bafi die Rü- 
fier oder Organiſten nach jedem vom Geil. vollzogenen Actu mi- 
mist, die Notiz, in Uebereinstimmung mit dem Haupt- Eremplare 
ſogleich in das Duplikat übertragen, damit beide Eremplare ſich 
gegenſeiig controlfiten. — Die Geilllichen haben diefe Vorfdheift 


Dipiteat tes 
Kirchendu 
dn, 


aufs genauſte zu beachten und von den Küſtern und Drganilten 


beobachten zu laffen. 
S. 501. Am Ende eines jeden Jabres muß der Pfarrer 
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G. z, J. v. 28. Decbr. 1813 (G. Amtsdl. 1814. 
S. 18) macht die Gerichte auf die Befolgung der 88. 501—503 
aufmertſam mit ber Anweifung, die Duplicate mit Sorgfalt auf, 
aufzubewahren und vor Beſchleigung zu fihern. Ueber die rich 
tige Ablieferung müſſen den Pfarrern jährlich unter dem Siegel 
und der Unterſchrift des Gerichts gehörige Quittungen et ⸗ 
heilt werden. 
B. d. R. z. K. v. 20. Mai 1819 (Amtsbl. S. 267) und 
G. b. R. z. G. v. 18. März 1819 (int S. 371): Die 
Gaiftt.. haben nicht blos die Duplicate von den Taufe und Sms, 
beregiſtern, ſondern auch die von den Kopulationsregiftern den Ger 
dichten zu überreichen. 
4. B. d. D. L G. v. Weſtpr. v. 2. Septbr. 1823 (D. Amtsbl. 
©. 550): Die Gerichte baben darauf zu halten, daß die Kirchen⸗ 
F Degiiatu. etabrtich niedergelegt orom 
Geſchieht dies Seitens der Pfarrgeifllichkeit nicht, fo ift davon 
die zum 1. März jeden Jahres der betr. K. Reg. zur Remedur 
Anzeige zu machen. 
B. d. O. k. G. v. 12. Decbr: 1823 (M. Mett, 1824. 
©. 5): Bon den Kirchenbücher⸗Duplicaten dürfen die Gerichte kei⸗ 
nen Gebrauch machen, auch keine beglaubigten Abdſchriften aus fels 
DEn dem Betr. Dr 


ze 


8 


s 


fo haben die Gerichte E 51. E? 70 A 
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nur in der oben gedachten Gefetftelle gemeint fein, und if dies 
auch in der Regel das Gericht, in beffen Beute die Pfarre 
ligt, bei der das Original des Kirchenuchs fih befindet. In 


Folge defjen 
8. befcheiber das Zut. M. N. v. 2. Febr. 1841 (Min. Blatt. 
1841. S. 61) das D. £. G. zu M, dahin: Der F. 308. UI. 11. 
A. L. R. verſteht unter Gerichten des Orts diej. Gerichte, in 
deren Jurisdiction die Parobinlkicdhe liegt, bei welcher ber 
Pfarrer und der Küſter angeſtellt ſind und die den Hauptort des 
Kichfpiels und jedenfalls den Bereinigungspankt deffaben bildet, 
ſelbſt dann wenn der Pfarrer außerhalb diefer Gerichtsbarkeit woh⸗ 
Se und wenn das Kürchſpiel ſich über mehrere Surisdictionen er- 
ecken foltte, 
9. Wehen — Anfertigung und Einfendung ber jährl. Populationslis 
ften ift zu vergleichen 
a) V. v. 18. Septbr. 1799 (Rabe Bd. 5. S. 557). 
a Deklaration vom 20. September 1801 (Rabe B. 13. 
ite 524). 
©) SI a v. 20. Novbr. 1816 (Datz. Amtsbl. 1816. 
Seite 209). 
d) Berordn. der Regier. zu M. v. 15. November 1816 
(Amtsbl 1816. S. 476). 
ei Verordn. d. R. zu K. v. 8. Mai 1827 (Amtsbl. 1817. 
Seite 203). 
) Verordn. d. N. z. K. v. 22. November 1818 (Amtsbl. 
1818. S. 457). 
B) Berordn. d. R. z. K. v. 21. November 1810 Ort. 
1815. S. 402). 
h) Verotbn. d. R. z. K. v. 20. October 1820 (Amtsbl. 
ep 360). 8. e 
i) Berordn. d. N. p K. v. 29. September 1828 (Amtsbl. 
— 5 S 218). . ` 5 
ero, . j. v. 20. e 3 
16d S. 2% A . „ G. v. 26. Januar 1810 Cie, 
$. 504. Kürchenzeugniſſe müſſen jedoch aus dem von dem irgengeun⸗ 
Pfarrer geführten Originale und nur in deffen Ermangelung "iM" 
aus dem Duplicate ertheilt werden. 
Anm. Allg. L. R. Th. I. Tit. 20 8. 1420. Wer in Angeles 
1 feines Amtes etwas Falſches, Unwahtes, wider beſſeres 
Hien als wahr und richtig, auf feinen geleiſteten Amtseid bez 
dent ober verfichert: der fol als ein Meineibiger beftraft werden. 
. 505. Auch in diesen Beugniffen soll, zur Vermeidung 
aller Zweifel und Verfälſchungen, das Datum, worauf es ans 
kommt, nicht blos mit Zahlen, ſondern zugleich mit Buchſtaben 
ausgedrückt, und die Zeugniſſe At müͤſſen mit dem Kirchen. 
fiegel beſtärkt werben. 
am. 1. V. d. N zu G. v. 2, Auguſt 1810 (Ginet, 1810 
S. 688): Tauſſcheine und fonflige Atteste, welche in das Ausland 
gehen, müſſen von der Regierung beglaubigt werden. 
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2. B. de N. zu K. v. 27. Februar 1822 (engt, 1322 S. 77) 
Die Touf: und Todtenſcheine, welche die Geiftliden Behufs Un- 
terftügung verwaiſter Soldatenkinder aus dem Fonds des Milis 
kalt, Waifenhaufes zu Potsdam ausfellen, find tempels und ger 
bührenfrei. Doch muß der Zweck der Ausfſellung angegeben werden. 

3. Refer September 1836 (v. K. Ann. 1836 S. „ 
bekannt gemacht durch d. R. zu K unt. 24. Octbr. 1830 (Amts- 
blatt S. 240); durch d. R. zu G. (Amtsbl. 1836 S. 871); 
durch d. R. zu D. im Amtsbl. 1836 S 290; durch d. R. zu 
M. im Amtebl. 1830 S. 200; Da des Königs Majeſtät mittelſt 
Auterhöchfter Kabinetsordre vom 5. Aug. b. J. zu beftimmen ge: 
ruht haben, daß die im Wege aefandefchaftlicher Verhandlungen 
nachgeſuchten Tauf⸗, Zen: und Todtenſcheine, fo wie andere dere 
gleichen Zeugniſſe, Fortan ſtempel⸗ und gebührenfrei ausgefertigt 
werden follen, fo wird foldhes den betreffenden Behörden, den 
Geistlichen und Kirchen⸗Bedienten zur Nachachtung hieducch Ar 
kannt gemacht. 

d. Berf. Königsberg vom 12. März 1735. Für die Aktefte, 
welche denen, bie ein Handwerk lernen, wegen ihrer ehelichen Ges 


burt aus den Kirchendüchern gegeben werden, follen die Prediger | 


nichts mehr ais 18 Gr. fordern. 

d Eire. Verf. der Kichen- und e dd. 
Königsberg d. 5. März 1923 beflimmt: daß die Taufſcheme 
für militaicpflicheige Individuen, Behufs der Stammrollen, nach 
dem ihnen mitgetheilten gedruckten Formulare und nicht anders 
ausgeftelit werden follen, fo daß jederzeit die Zahl bes Geburtsjahr 
mit Buchftaben und nicht mit Ziffern gefährieben werde, daß ferner: 

1) nur bei den männlichen Individuen, bie zwiſchen dem 19ten 
und 20ſten Jahre ſteben, dergleichen gekruckte Taufſcheine gratis 
gu ertheilen, dagegen 

2) diejenigen Scheine nach den gebräuchlichen Sägen des Kirch- 

zu bezahlen feien, welche von ältern Perfonen zur Unter: 

sung ihres Geſuchs, ihren dienftpflichtigen Sohn zue Führung 
der Wirtbſchaft zurückzulaſſen, oder von denen verlangt worden, 
vie bereits einen dergleſchen Taufſchein Behufs der Skammrollen 
erhalten, ibn aber aus Unachtſamkeit verloren haben; übrigens aber 

3) die fummacifche Beſcheinigung der dienſipflchtigen Leute in 
einem ganzen Dorfe nicht zutäffig fei, ſondern einem Jeden ein 
befonderer Tauſſchein zu ertheilen, wenn es nöthig ift, umſonſt, 
und in den ad 2 angezeigten Fällen gegen Bezahlung. 

Die V. b. R. zu K. v. 20. Novbr 1819 (Amiebt. 1820 

S. 11), d. R. zu G. v. 30. April 1820 (Amtebl. S. 450 

d. R. zu D. v. 16. Novbr. 1810 (Amtsbl. S. 333) beitimmen, 

daß die Tauffcheine für bedürftige Eltern von 7 oder mehreren 

Söhnen, wenn fie den Zweck haben, das von St. Maſeſtät vers 

heißene Pathenzeſchenk zu verſchaffen, gebührenfrei ausgefertigt 

werden follen. 

„Eiec.-R. v. 24. Febr. 1820, mitgeth duch d. V. d. R. zu 
K. v. 24. Juni 1820 (Amtsbl. S. 200) u. d. Verordn. d. R. zu 
M. v. 27. October 1832 (Amtes. S. 523): Die Geburtsſcheine 


` 
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für über 60 Fabre alte Perſonen find Behufs ihrer Befreiung 
von der Rlaffenftauee von den betr. Dfarrgeikiichen unentgeldüch 
auszuftellen. In jedem ſolchen Falle ift jedoch zu bemerken, daß 
er lediglich zu jenem Behuf beftimmt fei- 

8. B. d. R S K. v. 31 Auguſt 1830 (Amtsbl. S. 241 Die 
Taufſcheine Behufs Eintritis in die Schullehrer ⸗ Wittivenkaffe find 
von den Geſſtüchen gebührenfrei auszuſtellen, die Stempelfreihelt 
genießen fie jedoch nicht. 

. K. O. v» 3. Auguſt 1833 (Gef -S 1833 S. 87) ën feft, 
daß die Doft, verpflichtet find, die bei der vormunzſchaftl. Bars 
waltung erforderlichen teste aus den Kirchenblächeen, namentlich 
Taufe, Zen: und Todtenſcheine, nach dem Verlangen der Gerichte, 
als obervormunbfchaftlichen Behörden, gebührenfrei auszufteln, 
wenn die betheiligten Pflegebefohlenen entweder gar kein Dermögen 
haben ober die Wormundfchaft zu denjenigen gehört, für deren 
Verwaltung nach 8. 2 No. 14 der Einteitung zur allgemeinen 
Gebfiprentare keine Gerichtsfoften abzefegt werden dürfen. 

0, R. v. 16. Juli 1838 (abgedr. im K. Amtsbl. 1838 ©. 175; 
G. Amtsbl. S. 643; D. Amtsbl. S. 243; M. Amtsbl. S. 289) 
Nach $. 3 litt. e. bes Stempefgefoges und der Alterhöchften Ras 
binets-Debre vom $. Auguft 1835 (Gefegfammlung vom Fabr 
1833, Seite 87) müſſen die zum Gebrauche in VBormundfchaftes 
Sachen auszuftelenden kiechiichen Beugniffe dann fonnd: und 
gebührenfrei ausgefertigt werden, wenn die unter Varmundſchaft 
fehenden Perſonen arm find, oder die eigenen Einkünfte, weiche 
fie haben, zu ihrem Unterhalte verwandt werden müſſen, und nach 
5 der Verpffegungs⸗ und Erziehungskoſten keinen Ueberſchuß 
gewähren. 

Damit bierdurd; das Stempel- Intereffe und dasjenige der 
Geittichen, welche bie Beugniffe ausgefertigt haben, nicht gefährter 
wird fo werben alle Geiftlichen angewiefen, die von ihnen in Bors 
mundſchaftsſochen ſtempel⸗ und gebührenfrei auszufertigenden fré 
liden Zeugniſſe mit einer Liquidation der eventuell zum Zei 
zu beingenden Stempel und Gebühren zu verfehen; den Gerichten, 
wache in dem Falle, daß das Vermögen der unter Wormundfehaft 
ſtebenden Perſonen dies zuläßt, die Nachliquidation der Koften zu 
„ veranfaffen haben, wird aber zue Pflicht gemacht, hierbei jene Lis 

Auidationen gehörig zu beachten und auch die Gebühren der Gift: 
lichen fofort mit einzuziehen und dieſen £oftenfrei D überfenben. 

11, R. u. 27. December 1836 (v. K. Ann. 1836 ©. 928; mit- 
8. 4 durch d. R. zu D. unter d. 28, Januar 1837 Amtsdl. 

i. 345 durch d. R. zu M unter d. 10. Januar 1837 Zement, 

S. as) fegt feft, daß von ſetzt ab ohne Ausnahme auch der Todten⸗ 
fhein „eines jeden Ausländers, welcher in dieäfeitigen Militaire 
oder Civillagarethen, in Gefängniſſen oder in einer andern Anſtalt, 
imgeichen am einem Orte derſtiebt, wo er keine Verwandte oder 
Bekannte hat, weiche den Todtenſchein einlöfen und ihn an di 
heimarhliche Familie ſenden können, fiere von Amtswegen ausge 
fertigt und dem Königl. Minifterio der ausrwärtigen Angelegenheiten 


s 
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mp Weiteren Beförderung in geſandſchaftl. Wege an die vaterlan⸗ 
iſche Regierung des Berftorbenen eingereicht werden fallen. 

12. Girs Refer. v. 18. März 1837 (v. K. Ann. 1837 S. 20. 

mitgetheilt im D. Amtsbl. unk. 10. April 1837 S. 103; im M. 

Amtel. unt. 17. April 1837 S. 133): die vorbenannten Topten- 

[eine Haben bie Geiftlichen Bedufs Esgalificung der Neg. einzu- 

zeichen, weil folde bg jene egalifttung dem auswärtigen Mini. 

nicht überreicht werben können. 

$. 506. Ein Pfarrer, der nur bei einer einzelnen Hand- 

„ oder nur auf kurze Zeit, fein Amt ſelbſt zu verrichten 

gehindert wird, kann ſich dabei durch einen andern Geistlichen, 

welcher zu folden Handlungen an und für ſich befugt ift, ver. ` 
treten laffen. 

Anm. 1. V. d. Conf. v. 13. April 1821 [K. A. 1821. S. 177). 
f. Anh. Neo. 70. 

2. Spnob.⸗Beſchluß d. Culmer Dibeeſe v. 24, Nov. 1810 
(Leman Weſtpr Prod. R. Bd. II. S. 683) cap. II. am Ende; 
Presbyteri vagi el ignoti, legitimis testimonialibus desttuti 
ad Sacra ministranda non aliter admittantur nisi Consistori 
Nostri in scriptis habuerint facultatem ct Authortisa- 
tionem. 

3. Circ. d. Preuß. Conſiſt. an d. Geiſtl. in Lithauen v. 

uni 1835. Nach der ANY. Deklaration v. D. März pr. ( 
1834. S. 60) if bestimmt, daß die im K. 50. H 10. bei 

WLR. angedrohte Strafe eintreten foll, wenn Perf., welche d. Ordin. 

zu einem geiſtl. Amte nicht erhalten haben, ſich geiſtl. Amtsfunetionen 

aumaßen, insbeſenders auch eine Taufhans vornehmen, mit alleiniger 

Ausnahme des Falles einer Nothtaufe nach der geſezl. Bestimmung. 
In Littbauen war «8 Jedoch bisher üblich, daß Präcentoren 

oder Rectoren im Falle ber Abweſenheit oder Krankheit des Orts: 

Stin, fo wie während einer Parrvacanz Taufbandlungen vorz 

nahmen und kirchliche reiste ausfteilten, obne dazu befugt zu fein. 

Das K. Min. der geil. x. Angelegenheiten hat daher mit Rüd- 

Dot auf die von uns vorgeſtellten kirchlichen und örtlichen Verhält⸗ 

niſſe in Lilchauen mittels Reſcripts 30. v. M. beſtimmt: 

1) Daß die Präcentoren und Rectoren in Citthausm, fofern 
fie Predigt Amtskandiaten find oder wenigstens die Lien zu prez 

en erbalten haben, bei Pfurrvacanzen und im Falle der Kranf- 
bee ober eh der SEN Zait gei 
men dürfen; 

2) Daf die Beftätigung siner folden Taufe durch den Pfarz 
rer bei Gelegenheit der Dankſagung für die Entbundene von der 
Kanzel erfolgen foll; 

3) Daß die. Präcentoren und Rectoren, welche nicht Predigt- 
Amtd- Kandidaten find, oder wenigſtens die Licenz zu Lk tte 
halten haben, nur im Falle eigentlicher Nothtaufen, deren Beſtä⸗ 
. nach den Vorſchriften der Agende erfolgen muß, zu taufen 
7 8 

H 


tigt find; 
) Dap de geneet und Mectorm in den aŭ 1 ue, 
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neten Fällen zwar kiechl. Atteſte ausfellen dürfen, zu dem Ende 
aber beſonders vereidigt werden und š 

5) Daf dte Pfarrer in allen Fällen die Tauf u. Atteſtgebüh⸗ 
ten ungekürzt beziehen feen. 

S: 507. Soll die Vertretung länger als drei Tage dauern, 
fo muß dem Erzprieſter oder Krelsinſpector Anzeige davon ges 
ſchehen. Vergl. 8. 413. 

8, 508. Sf die Vertretung auf länger als 14 Tage erforder 
lich, fo muß der Erzpriefter oder Inspector es an das Conſi⸗ 
ſtorium berichten, und die genommenen Maaßregeln zur Geneh⸗ 
migung anzeigen. 

$. 509. Verrichtet der Stellvertreter eine Amtshandlung, 
die ins Kirchenbuch eingetragen werden muß, fo ift er schuldig, 
ſeinen eigenen Namen, mit der Angabe ſeines Amts, und der 
Urſache der Vertretung, zu, 1 

$. 510. Ein katholiſcher P kenn unter Approbation 
feines vorgefegten Gonfiftorii einen beſtändigen Amtögehülfen oder 

Capellan annehmen. å 

F. BLL Er muß aber dazu ein Subject wählen, gegen 
deſſen Perſon, Lehre und Wandel der Patron ſo wenig, als 
die Gemeine etwas Erhebliches einwenden können. 

$. 512. Der Pfarrer kann einen folden Capella, wenn 
derſelbe die Ordination erhalten hat, alle Arten feiner Amtsge⸗ 
ſchäfte ohne Unterſchied auftragen. $ s 

$. 513. Die were Geſchäſte ſelbſt, die Dauer 
der Vertretung und die dem Capellan dafür zukommende Bes 
lohnung wird Lediglich durch den, zwischen ihnen, unter 
5 der geiftlichen Obern, geſchloſſenen Vertrag 

timmt. 

S. 544. Ein folder Capellan kann jedoch, wenn die Pfarr 
fiele ſelbſt erledigt wird, auf die Nachfolge darin keinen redt- 
lichen Anſpruch wachen. 

$. 515, Ein proteftantifcher Pfarrer kann mit Vorwiſſen 
des Gonfiftorii einen Candidaten zu feiner Vertretung, jedoch 
nur bei dem Unterrichte der Gemeine, nicht aber bei anderen 
Amtshandlungen annehmen. 

Anm. 1. R. b. 24. März 1836 (in net. d. K. R. z. K.): Auf 
den Bericht, welchen die K. Reg. über die Verhältniffe des Pfarr- 
Adluncten 3. zu P. unter dem 16. März d J. erstattet bat, 
wird derſelben erwiedert, daß die darin in Bezug genommene Vers 
fügung des Min. v. 18. Sepche. 1834 die Kön gl. Regler. war 
ermächtigt hat, den ze 3. dem Pfarrer zu P. in denjenigen Amta- 
Handlungen, zu telden die Ordination nicht erforderlich ift, zum 
Gebülfen beizuordnen, nicht aber die Ordination deffelben bei dem 
Königl. Confſſtorlum nachzuſuchen. Diefe kann bei ſolchen Can- 
dldaten, weſche als Hilfsprebiger obne Juſicherung der Nachfolge 


Capelllne. 


Pfarrgehül 
fen. 
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angeſtelt werden, nur mit ausdrücklicher ae. des Mini- 
fteriums erfolgen. Das letztere ertheilt aber diefe Genehmigung 
in der Regel nur gegen die ven ber Behörde, welche das Königl. 
Patronat verwaltet, übernommene Verpflichtung, den bett Can- 
didaten gleich nach feinem Tusſchetden zus dem Arjunctions-Wer- 
bältniffe in einem Pfarramte einguftellen, da ſowol nach dem Alg. 
Kirchen rechte, als auch nach den Beſtimmungen des A. L. R. 2, 
11. 8 05 ein Ordinieter nicht ohne ein ihn ernährendes Amt fein darf. 
Hofrefer. d. d. Berlin d. 8. Januar 1715 (Amoldt's Kir⸗ 
Geert des Könige. Preuß. 1771) beftimmt, daß von den Ad- 
funetionen der Söhne auf ihrer Väter Pfarren gänztich zu abftras 
biren, als weiche nicht wor rarhfam gehalten würden, ba ben wegen 
des Samiliaiten Umgangs ſolcher Leute mit den Eingepfurrten von 
Kindesbeinen an, niht genugfam Erbauung zu erwarten wär, 
Refer: v. 17. März 1841 (Min. Bl. 1841. S. 115): Es 
ereignet fih nicht felten der Fal, daß auch ſolche Dfarrgehlilfen, 
von welchen die Biſtimmung des F. 515. H. 11. WER. ſpricht, 
menn fie einige Zeit in diefer Function gewirkt haben, nach dem 
Tode des von ihnen unterftügten Pfarrers von den Gemeinden 
177 E Nachfolgern berfelben gewünfcht werden. Dadurch ente 
Debt für die Verwaltung des Könige Patronalrechts manch Bers 
legenheit, indem nicht nue die Ausübung der wichtigen Pflicht, et- 
fahrene und verdiente Gaiflliche nach und nach auf sinträglichere 
Pfareſtelen zu befördern, erfchwert wird, ſondern auch zu befor- 
gen ift, daß in den Gemeinden, deren Wünſche nicht erfüllt wer⸗ 
den anen, den neu angeftellten Geiftlichen eine ihrer Künftigen 
Wirkſamkelt fehe machtheilige Berftimmung entgegen trete. Ich 
halte es für nötbig, ſolchen unangenehmen Ereigniffen thuntichft 
vorzubeugen, und finde mich daher veranlaßt, das Königt. Confis 
ftorium zu beauftragen, jedem Geift auf einer Stelle Königlichen 
Patronats, der nach der erwähnten Geſetesſtelle die Genehmigung 
zur Haltung eines Pfarrgehülfen nachgefucht, ausdrücklich und ernſtlich 
au eröffnen, daß er auf dieſes Verhältnip teine Hoffnung gründen dürfe, 
daß der Pfarrgehülfe einft zu feinem Nachfolger werde ernannt werden. 
Nächſtrem ift ihm aufzugeben, dies auch ber Gemeinde durch den Kir» 
henvorftand oder auf eine ſonſt angemeffene Weife bekannt zu machen, 
und daß foldes gefchehen, dem vorgefegten Superint. anzuzeigen. Ich 
beabfichtige mit biefer Maßregel nichts anderes, als zuvöcderjt.d- En⸗ 
wande, der aus d. Unbekanntſchaft mit d gefebl. Beſbmmung hergelel⸗ 
tet wied, zu begegnen und dahin zu wirken daß von Versuchen, die 
Gemeinden zu Gunſten ſolcher Anträge zuftimmmen, abgeftanden werde. 
$. 516. Wird er durch Krankheit, Schwachheit oder Als 
ter verhindert, fein Amt nach deffen ganzen Umfange felbit ges 
börig zu verwalten, und verlangt er daher einen beſtändigen 
Gehülfen zu allen feinen Amtsverrichtungen, fo muß er dieſes 
demjenigen, welchem bei einer erfolgenden Erledigung der Pfarre 
das Wahlrecht zuſteht, anzeigen. R 
$. 517. Alsdann muß bei der Beſtellung eines ſolchen 
Amtsgehülfen alles das beobachtet werden, was bei der Wahl eie 
nes neuen Pfarrers erforderlich ift. 


— 
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§. 518. Ehe jedoch zur Wahl gefehritten wird, muß dem 
zu beflelenden Subftituten fein auskzmmlicher Unterhalt aus den 
Einkünften der Pfarre beſtimmt werden. 

F. 519. Diefer Ausſatz darf niemals in einem Antheile 
der einzelnen Pfarreinkünfte (pars quota] beſtehen; ſondern 
er muß auf einen gewiſſen Betrag an Gelde oder Naturalien, 
welcher der Pfarrer dem Subſtituten, oder dieſer jenem abzu ; 
geben hat, beſtimmt werden. (Vergl. $. 529. d. Tit.) 

. 520. Ein ſolcher Subſtitut tritt, wenn die Pfarre ers 
ledigt wird, ſoſort an die Stelle und in alle Rechte eines 
wirklichen Pfarrers. 

5. 521. Dagegen bat ein nicht förmlich gewäblter, Dn 
dern nur von dem Pfarrer ſelbſt, mit Erlaubniß der geiftlichen 
Sbern, wenn auch unter Einwilligung des Patrons oder der 
Gemeine, angenommener Subſtitut kein Recht zur Nachfolge in 
die erledigte Pfarre. d 8 

5. 522. Auch ohne das Geſuch des Pfarrers kann dem⸗ 
ſelben ein Subftitut gegeben werden, wenn aus der Anzeige des 
Patrons, der Vorſteher oder der Gemeine, oder auch des Kreigs 
inſpectors, bei einer deshalb von den geiftlichen Obern zu ver 
anlaffenden Unterſuchung fid) ergiebt, daß der Pfarrer aus d 
nem der $. 516 angeführten Gründe feinem Amte vollſtändig 
vorzuſtehen, nicht mehr vermögend fei. 


$. 523. Wenn ein Pfarrer fein Amt niederlegen will, fo Rieberlegung 
muß er dem Patrone und der Gemeine davon Anzeige machen, des Amtes. 


und die Genehmigung der geiſlſchen Obern nachſüchen. (f. Oft: 
preuß. Prov. N. Buf. 177. 

S. 524. Finden diefe dabei nichts zu erinnern, fo ges 
Mët weder dem Patrone noch der Gemeine ein Recht zum 
Widerſpruche. 

$. 525. Nimmt jedoch ein Pfarrer innerhalb 10 Jahren 
von Zeit feiner Beftellung, einen anderweitigen Ruf an, fo ift 
er ſchuldig, der Kirchencaſſe und der Gemeine alle bei feiner Ans 
ſetzung und feinem Anzuge verwendete Koſten zu erſtatten. (I. 
Ster. Prov. R. Zuf. 179). 

8. 520. Auch nach erhaltener Genehmigung der geiſlichen 
Obern darf der Pfarrer ſein Amt nicht eher verlaſſen, als bis 
ſein Nachfolger beſtellt und eingewieſen worden. 

$. 527. Sind erhebliche Gründe vorhanden, warum dies 
ſes nicht abgewartet werden könne, ſo muß der Erzprieſter oder 
Inſpector, unter beſonderer Approbation des Conſiſtorii für die 
Verſehung des Amts jn der Swiſchenzeit froen, 

5. 528. Einem Pfarrer der fein untadelhaft geführtes 
Amt wegen Alters oder Krankheit niederlegen muß, gebührt ein 
lebenswieriger Gnadengehalt. 


Bergehun: 
gen der 
Pfarrer, 
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amd. Gire aW. b. R. 3. K. v. 6. April 1832 Neo; 2% K. 

, in malen Yet nt Best. . Sell. 
zer anzubringen find. [. Aud. Nro 71. 

2. Refer. v. 28. Febr, 1838, die Anträge auf Bewilligung von Pin- 
foni umb Zeng? DN Dee, und 187 gege 
ner Geiſtlichen und Schullehrer betr. (v. K. Ann. 1837. S. 070 
Ti) f. Ant. Nro. 72. 

3, Refer. v. 21. Auguſt 1837, denſelben Gegenſtand betr. (v. 
K. Ann. 1837. S. 008) theilt das Schema mit, nach wek 
Zeien Anträge aufzuftelien find. Auf Grund dieſes Re- 
ke ergi 

4. bie Cire. d. R. z K. v. 15 September 1837 Nro. % 
Al. C Anh. Ge 53. a Wänn 

$. 529. Bei ermangelnder Vereinigung Aber den Betrag 
und Fonds deffelben muß das Gehalt auf ein Drittel der fämm⸗ 
lichen Pfarreinkünfte, nach einem gemäßigten Anſchlage feftges 
fest, und der Amtöfolger zu deffen Entrichtung auf die g. 519 
beſtimmte Art angewiefen werden. ` 

$. 530. Geringe Amtsvergehungen der Pfarrer müſſen 
von den geiflichen Obern auf die $. 125 beſtimmte Art ges 
ahndet werden. e e 

$. 531. Hat ein Pfarrer ohne böſen Worfas durch un⸗ 


‚ vorfübtiges Beiragen das Vertrauen feiner Gemeine verloren, 


fo müſſen die geiſlichen Obern feine Verſetzung an einen an- 
dern Ort veranſtalten. 

F. 532. Hat ein Pfarrer in feinem Amte grobe Erkeſſe 
begangen, fa, müſſen die geißlichen Obern ihm die Führung, 
feines Amts vorläufig untersagen; wegen deſſen Wahrnehmung 
die erforderlichen Anftalten treffen, die nähere Unterſuchung ver- 
U und nach dem Befunde derſelben ihm die Entſetzung 
andeuten. 

$ 539. Will fid) der Pfarrer dabei nicht beruhigen, fo ſteht 
ibm frei, auf förmliche gerichtliche Untersuchung und Entfeheis 
dung anzutragen. r 
Aumerk. 4. Ein Cabinersbefehl vom 17. December 1505 

labe Bd. 8. S. 427) und Nefcript vom 5. Febr. 1800 bes 

immt, daß wenn die oberſte geiftliche Behörde von einem in gez 
uchtliche Unterfuchung gerathenen Geiflichen oder Schullehrer Die 
Genc deen enen una EC wien Berufe fin 
Genüge leiten können, ungenditet des abſolutoriſchen Erfenntniffe 
des weltlichen Richters, die Frage wegen Dienftentlaffung eines 
ſolchen Geifttichen vom Ober ⸗Conſiſtorio unter Zoch des Des 
partementscheſs blos nach Gründen, welche das Beſſe der Kirchen⸗ 
uch bezwecken, entfÄjieden werden könne und mif — Nach 

efcript v, 10. November 1809 darf in Unterfuchungsfachen 
wider e und GC, auf Translocation nicht erkannt 

weten. (Rabe Sd. 10. S. 188). 
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in Anwendung zu bringen fein. 

3) ach 3. 2. ad Miro. 8. 9. der Steet für die Konft 

ſtorien vom 23. October 1817 gehören 
a) die Einleitung des Dieciplinar- und Strafverfahrens gegen 

Diejenigen Beamten des Öffentlichen Gottesdienſtes, weiche bei 

Führung ihres. Amts gegen litutgiſche und kein kirchüche Ane 

ordnungen verſtoßen, fo wie 

b) die Suspension der Geiftlichen vom Dienst und der Antrag 
auf deren Ramotion, fofern ſolche nicht wegen eines gemeinen, 
nicht in der Eigenſchaft als Geiſtlichen verübten Vergehens 
nothwendig wird, (in welchem legteren alle zie Suspenſion 
von der Olegerung verfügt werden map) 

nicht zur Competenz der Regierungen, fondsen der Gonfiftorien. 

II. Das Verfahren bei mtsentfegung der Geiſtlichen 

und Scullehrer. 7 

1) K. O. v. 12. April 1822, betr. das Verfahren bei Amts- 
Snefegung der Geiftlihen und Juzendlehrer, wie auch anderer 

Staatsbeamten. Geſ⸗S. 1822. S. 103, folg.) f Anhang No. 75. 

2) Refer. b. 27. Auguſt 1824 denſelben Gegenſtand betr. 
(v. Kamptz Ann. 1824. S. 783.) f Anhang No. 78. 

3) Refer. 24. October 1824 (b. K. Ann. 1824. S. 1060), 
daß Alles, was in Betreff des Disciplinar-Berfahrens wider die 
Prediger und geringeren Kirchenbedlenten enthalten ift, nach S. 28. 
il. 4. N. 2. M. auch auf die Schaller Antendung findet, 

4) Refer. v. 10. December 1824 (v: Kampg Ann, 1824. 
S. 1058), bejen Inhalt durch die Circular- Verfügung der Neg. 
zn Königsberg vom 6. Febr. 1825 mitgetheilt ift. J. Anh. No. 77. 

d 5) Refer, v. 30. Juli 1832 (v. Rompg Ann. 1832. S. 940), 
bie, Displinar »Unterfuchungen gegen Kirchen⸗ und Schulbeamte⸗ 
f- Anhang No. 78. 

5 er zur SS (v. AE 22, an die 
einftweitige Amts-Suspenfion der in DisciplinarsUnter| jte 
e 

7) K. O. vom 27. April 1830, wegen unfreiwilliger Emeri⸗ 
tirung oder Penfionicung in Unterfuchung geweſener Geiſtlchen u. 
Schullehrer (Geſ.S. 1830. S. 81) f. ang No 80. 

S) Refer o. 21. Juli 1840 (Min. Bl. 1840. S. 288), 
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belt. die unfreiwillige Emeritierung unb Stenfverfesung von Geiſt⸗ 
lichen und Schullehrern. f. Kabang No. St. 

0) K.⸗O. v. 20. März 1837 (Geſ.⸗S. 1837. S. 70), betr. 

dungen im Rekurs⸗ Verfahren wider 

discſplinatiſch beſtrafte Elementar- Schullehrer an die Oberpräft⸗ 
denten z fe Anhang No. = 


10) Gir d. N. zu K. v. G: September 1837, denſaben 
Gegenſtand betr. f. Anhang No 83. 

11) N. v. 29. Juli 1840 (Min. BI 1840. S. 280), betr. 
die unfreitvillige Emarticung und &teafverfegung von Geiſtlichen 
und Schulehrern f. Anhang N. 84. 

1) R. v. 11. Febr. 1841 (Min.⸗Bl. 1841. S. 0] bes 
fimmt, daß die Entfernung blos interimiftifch angeſtelter Lehrer 
von ihrem Amte die vorgängige Einleitung einer förmlichen Dis- 
ciplinat-Unterſuchung zwar nicht erfordert, aber eine gründliche Er⸗ 
miltelung des Sachpethältniſſes, woraus fih die Nochwendigkeit 
der Entlaffung ergiebt, allerdings vorausſetzt. Die K. Reg. hat 
in folden Fällen durch einen auf diefe ftattgehabte Ermittelung 
baſteten bloßen Bescheid, der aber zur Berathung in pleno col- 
degni geeignet fein dürfte, die Entfernung des Lehrers aus zuſprechen, 
wobei jedoch Letzterem nach den Umſtänden und in der Regel eine 
billige Frit, um ſich ein anderes Unterkommen zu fuben, geſtat⸗ 
Gen 


tet werden muß.. Zeg 
13) N. des Juſtiz⸗ Min. v. 15. November 1832. (o. K. 
504. die Amts-Sufpenfion; einen 


Jahrb. Bd. 40. S. 504), 6 
Auszug daraus . Anhang No. 85. fi 

14) R. v. 8. April 1840 (Min. Bı. 1840. S. 135) ſpricht 
den Grundfag iss den Beamten, ſo lange nicht in Erſter In⸗ 
Dan auf Kafſation erkannt ift, im vollen Genuß der Hälfte feiz 
ner Befotdung zu ie: $ 

15) R. v. 21. Januar 1820 (w: K. Ann, 1829. S. 15): 
Da die GriminaDedu. als Gegenfag der von Amfensegen zu verz 
folgenden Begehen (eis dabei nur gewiſſe Privatvergehen 
im Auge hat, die, wie Ehebruch, Hausdiebſtahl, Infurien sc. A. L. R. 
Il. 20. J. 640. 1000. 1001. 4103. 1137. 1349. 1352 ausnahme» 
weife nue auf Antrag des Beleidigten geftraft werden follen; fo 
kann die im 8. 002, d. Er. O. ausgefprodhene einjährige Berjäb- 
tung der niche von Amtswegen zu rügenden Vergehen auch auf die 
nach 8. 252 des Anhangs zur Prozeß- Ordn. nur auf Antrag der 
Dienftbehöcbe zu verfolzenden Amtevergehen nicht angewendet werz 
den, am wenigsten in der Ausdehnung, daß ſabſt eine admin; 
firative Nüge derſelben dadurch ausgefchleffen fei. 

100 8. O. v: s. December 1824 (Ge. S. 1823. ©. 5), 
die Auszahlung derjenigen Gehalts- Mate. betreffend, weiche bei in 
Unterfuchung gewesenen, aber frei geſprochenen öffentlichen Beams 
ten während der Amteſuspenſion einbehalten worden. f- Anh. No. 80. 

17) R. v. 20, Januar 1827 (v. K. Ann. 1827. S. 09), 
die Diepofition. über das Grhalts-Einfommen der vom Amte 
ſuſpenditten oder deſſelben entfegten Geiſtlichen und Schullehrer 
betr. f. Anhang No 87. 


die. Uebertragumg, der Entfche 
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18) K. O, v. 20. April 1831 (m. K. Jahrb. Bd. 38. 
S. 443 u. v. K. Ann. 1831. S. 706), bie Dispofition über bie 
während der Amtsſuspenſton eines: Beamten gefammelten Dienſt⸗ 
Einkünfte deſſelten betr. f. Anhang No. 88. 

100 Cict.⸗Reſc. v. 20. Decbr. 1841 (Min.⸗Bl. 1842. S. 16): 
Zu der Klaſſe derjenigen Elementar- Schullehrer, in deren Dieci⸗ 
Sinnes Unterſuchungsſachen dee Rekurs nach der K. O. v 20, März 
1837 an den Oberpräſtdenten der Provinz geftattet ift, können 
nicht gerechnet werden diejenigen Lehrer, wache an den höheren 
Bürgers, Real-, allgemeinen Stadtſchulen und an ſolchen gleichzu⸗ 
achtenden öffentlichen Rebe» und Erziehungs» Anſtalten als Dirt. 
toren, Rectoren und Lehrer interemiftifch over difiniti angeftellt 
find, und welche entweder vor den ven ben Regierungen teffortie 
tenden Prüfunge⸗Gomwiſſſonen zur "Prüfung der literati pro 
schola ihre Befähigung zur Verwaltung des Schulamts barzez 
than haben, 

In Diseiplinarvorfälten gegen diefe Kaffe von Lehrern wied 
ſtets der Rekurs an das Minifterium geſtattet. 

20) Eirc.⸗Reſc. v. 31. Mai 1842 (Min.-Bi 1842. S. 175): 

Bei einer im Könige. Staotsmin. ftattgehabten Berathung über 
die Frage: ob nach der beſtehenden Gefeggebung gegen Beamte, 
die im der wider fie nach Vorſchrift der K. H. vom 21. Februar 
1823 [Ge ⸗S. 1823. S. 25.) und vom 16. Auguſt 1826 (v. K. 
Unn. 1833. S. 588) wegen Dienſt⸗Entlaſſung oder unfreiwilliger 
Penſtonirung eingeleiteten Disciplinar Unterſuchung fih weigern, 
auf gehörige Vorladung zu erſcheinen oder ſich auszulaſſen, die 
‚Inftruetion in contumaciam geführt und abgeſchloſſen, und beme 
mächft gegen fie erkannt terden darf oder nicht? ift für die Zur 
Datt des Contuntacial-Verfahtens entschieden weden. 

$. 534. Er muß fh aber binnen vier Wochen nach ans 
gedeuketer Entſetzung melden. 

$. 535. Bei katholischen Pfarrern gebührt das Erkennt⸗ 
nig dem geistlichen Gerichte; bei proteſtantiſchen aber dem 
Landes⸗Juſtiz⸗Collegio der Provinz. 

. 536. Hat ein Pfarrer fid bürgerlicher Verbrechen, 
die eine Criminal⸗ Unterſuchung nach fidh ziehn, ſchuldig ge- 
macht: fo müſſen die geistlichen Obern ihn ſuspendiren, und 
die Sache der ordentlichen Obrigkeit zur weitern Verfügung 
anzeigen, (Beral. 6, 103 d. Tit. u. A. L. R. II. 20 5. 504.) 

5. 537. Es kann aber auch die bürgerliche Obrigkeit, 
ohne erſt die Anzeige abzuwarten, fid des Verbrechers fofort 
bemächtigen und ihm den Prozeß machen. 

. 538. Doch muß fie den geiflichen Obern davon Nach. 
richt geben, damit dieſe wegen der Amtsverſehung das Nöthige 
verfügen können. 

5. 539. Die bei größeren Parochialkſrchen beſtellten Nes Hesengeit- 
bengeiftlichen machen mit dem Pfarrer ein Collegium aus, (äche. 
worin dem letztern der Vorſitz und die Direction gebührt. 

Hands. b d. irl, u. Ent: Gegen, 11 
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Anm. 1. Vergl. F. 500 u. Oftpr, Prov.⸗R. Zul. 187. 

2. Extract aus den Gründen bes Erfenntniffes des O. L. 
G. zu K. v. 12. September 1830 in Sachen der deutſch⸗ 
lutheriſchen Kirche zu M. wider den Magistrat dafelbſt: 

Ein Patronat über eine Pfarrwürde — die Diakonusſtelle— 
font zwar das kaneniſche Recht, aber das preufſiſche Recht: nicht. 
Am meiften aber fpricht für den Berklagten der Umfland, daß 
nach älterem Rechte bie Dinkonusftellen Deg vom Magiftrat der 
Stadt in Gemeinſchaft mit dem Pfarrer befegt worden. 

Der Diakonus ift nicht Pfarrer, ſondern Nebengeiſtlicher. Das 
ius vocandi diaconum deutet Daher gar nicht auf das Patronat 
als Quelle, Nur das Recht der Berufung und Präsentation des 
Pfarrers (Parochus) wird in den Geſatzen als ein Ausfluß des 
Patronats bezeichnet. F. 527. 587 II. 11. A. L. R. Das Recht, 
den Diakonus zu präfentiren, ſtand ſchon nach Ausweis des Regle- 
Se ovember 1737 den Magifträten in einzelnen 

tädten zu! 

Eden Kr geht aus den Viſitations- und Conſiſtorial⸗Verord⸗ 
nungen von 1573, welche Johann Georg gab, bervor, worin es 


it: 

Ka Kaptäne und Prediger follen von den Pfarren und Rathen 
in Städten zugleich vocirt und angenommen‘ werden (Corp. 
Const. Tb. I. Tit. 1. No. VII. pag. 280, 

und aus der erneuerten Kirchen- Ortnung d: d. Berlin d, 25. Dc- 
ober 1735, worin im Kap. IX. von der Wahl der Diatonen die 

Rede und KEE ift, daß der Magiſtrat in Gemeinschaft mit 

dem Pfarrer die Dinkonusftellen befegt. Es ift an diefer Stell 

den Magiſträten befonders zur Pflicht gemacht, daß fie ein con- 
silium fidele des Pfarrers über die zu peöſenitrenden Ganbibaten 
einholen follen. 

Diefe Kirchenordnung, beren Eriftenz vom Kl. in Abrede ge⸗ 
ſtellt ift, ift als ein Königl. Geſetz Behufs der Publikation bes 
ſonders abgepruckt und auch in Privarfammlängen aufgenommen. 
b Sacobfon Geſch. der Quellen des Kirhenredhts Th. I. B. 2. 

3. 


SC 
Ob diefe alteren Vorschriften noch jest gelegt. Kraft Haben, 
kann dahin geftellt bleiben, man fieht aber Daraus, 
baf in früherer Zeit gerade die Dinfonusftellen vom Magiftrate 
in den Städten unter Mitwirkung des Pfarrers beſetzt worden, 
ohne daß der Magistrat deshalb als Patron der Kirche zu be⸗ 
krachte 


ten. 
Uund in der That ift die Are und Meife der Ausübung des 
Praſentations⸗ und Vocationsrechts hinſichts der Diakenusſtele 
nicht becht diejenige, welche das A. & R. bei Sp der 
Pfarrſtellen durch den Patron vorſchreibt, als diejenige, welcher 
jene alte Verordnungen gedenken. 5 
§. 540. Die Bertkeilung der Geſchäfte und Einkünfte 
unter fie; fo wie ihr Verhältniß gegen den Pfarrer und die 
Gemeine, ift nach den Verfaſſungen einer jeden folden Kirche 
beſonders beſtimmt. 
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$. 541. Der Regel nach find die Nebengeifttichen der 
Aufficht und der Anmweifung des Pfarrers in allen ihren Amts⸗ 
geſchäften unterworfen. 

6. 342. Weltgeiſtliche, die zur Abwartung des Gottes- 
dienſtes bei einer Kapelle oder bei einem Altare beſtellt ‚find, 
dürfen ſich keine Parochialverrichtungen anmaßen. 

$. 543. Auch mehrere dergleichen bei einer Kirche beſtellte 
Kapelläne machen unter Déi kein Collegium aus. 

$. 544. Uebrigens aber haben fie die allgemeinen Rechte 
und Obliegenheiten der Geiſtlichen. 

F. 545. Weltgeiftliche, die kein bestimmtes geistliches Amt 
bei einer Gemeine oder Kirche haben, folen von den Biſchöfen 
nicht ohne erhebliche Urſachen bestellt, oder in ihrer Didces auf- 
genommen werden. 

5. 546. Sie ſtehen in Anſehung ihrer geiſtlichen Func- 
tionen unter dem Biſchofe; und dieſer muß dafür forgen, daß 
fie weder Unordnung oder Aergerniß anrichten, noch ſonſt dem 
Staate zur Laft fallen. 

8. 547. So lange fie bei einer Gemeine oder Kirche nicht 
wirklich angefeßt find, baben. fie auf die äußern Vorrechte der 
Geistlichen F. 90 und g. 97 keinen Anſpruch. CS 

$. 548. Schiffsprebiger Neben unter den geiſlichen Obern ED und 
der Provinz, wohin das Schiff gehört, und Geſandſchaftspre⸗ fgaftë Pree 
diger unter den geistlichen Obern derjenigen Provinz, deren digen. 
Landes- Juſtizcollegio der Geſandte in feinen perſönlichen Ange- 
legenheiten unterworfen iſt. 

. 519. Beide haben in Anſehung der ihnen angewieſenen 
Kirchengeſellſchaft, die Rechte und die Glaubwürdigkeit eines 
wirklichen Pfarrers. 


Siebenter Abſchuitt. 
Von weltlichen Kirchenbedienten. 


$. 550. Perſonen, welche zwar zum Dienfte der Kirche, 
aber nur in mechaniſchen Verrichtungen, oder weltlichen Ange- 
legenheiten beſtimmt find, haben nicht die Rechte der Geiſtlichen. 

$. 651. Inſonderheit werden fie durch ihre Kirchenbe⸗ 
dienungen von der ordentlichen Gerichtsbarkeit nicht ausgenom⸗ 
men. (Vergl. A. G. O 1. 2. $. 47.) 

9. 552. Kirchenvorſteher werden der Regel nach von dem Lee 

11° chen, 
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Patron beſtelt, wo aber dergleichen nicht vorhanden ift, von 
der Gemeine, unter Genehmigung der ordentlichen Gerichts⸗ 
barkeit, gewählt. 

Anm. 1. Inſtruktion für die Vorſteber der Kirchen it. 
vom 24. November 1801 f. 8 No. 20. 

„ B. d. N. zu M. v. 28. Auguft 1811 (Amtsbl. 1811 S. 199): 

Durch die Miniſterial⸗ Verf. v. 24. Januar 1810 ift die bisher 

daneben c b dee Fa geen von den Fe, 

Ämtern aufgehoben, und Dagegen als allgemeine Regel feſtzeſcht 

worden, daß die Kirchenvorſteher beim Antritt ihres Amtes durch 

den Pfarrer der Gemeine vorgeftelet, und vorläufig mittels Hand- 

Bag verpflichtet; demnächſt aber bei der Kirchen-Wifitation 

des Superintendenten, oder bei den Katholiken des Erzprieſters 

ober Land⸗Oechants feierlich von Diefem beradigt werden follen. 

(Eire. erordn d. Geil. e. Deputation der R. zu K. v. 12. Fehr. 

1S10 enthält die nemliche Beftimmung ) 

3. B. b. R. zu G. v. 19. Juli 1816 (Amtsbl. 1816 S. 300), 
die Anftellung der Kirchenporfteher betr. f. Anh. No. 89. 

4. B. d. R. zu D. v. 19. November 1840 (Amtsbl. S. 220), 
die Wahl der Kirchenvorſteher betr., ift nur eine Erneuerung der 
Berorbnung des Meftpr. Confiftorii dom 28. September 1816 
(Amtsbt. 1816 S. 138 folg.) Crftere f. Anhang No. 90. 

$. 553. Wo nach bisheriger Obfervanz die Bestellung der 
Vorfieher von andern Perfonen oder Behörden abgehangen, hat 
es deshalb, ſowie in Anſehung der Dauer des Amts bei Seier 
hergebrachten Gewohnheit ſein Bewenden. 

Anm. 1. Dpr. Prov. d. Zuf. 188 (zu 88. 552 und 553): 
Seber Sinchenbortsher muß bie, Amt 3 Sabre hindurch verivale 
ten. Bei den reformirten Königl. Patronatsklechen wählt das Press 
bpterium den neuen Mitvorſteher, und trägt bei dem Kirchendicecr 
torio, auf beffen Beftätigung an. 

2. Städte- Drdn. v. 19. November 1808 §. 179: zur Ger 
ſchäftsverwaltung in Deputationen und Commiffionen find geeignet 

a) die Dräi. Angelegenheiten 

b) Schulſachen. 

Jede Stadtkirche erhalt einen Obervorſkeher aus dem Mae 
gem und zwei Kirchenvorſteher aus der Gemeinde, welche die 

terna beforgen. 

Die Orzaniſation der Behörde zur Beſorgung der inneren Ans 
SE SN. befanden GE en = 

je äußeren Angelsgenheiten beforgt ein Magiffcargpnitg 
Sbervorſteher, 1155 den nöthigen Vorſtehern Pr der 


rſchaft. 

3. Hufen der nachträglichen Beſtimmungen, durch welche 
die Städte⸗Ordn. vom 19. Novbr. 1808 feit ihrer Bekanntma⸗ 
gn ergänzt und erläutert worden v. 14. Juli 1832. (GS. 1833. 

, 190) zum $. 170. a: Die Vorfeheift zufolge welcher jede 


Kirche einen Dber-Borfteher aus dem Mogiftrate und zwei 


» 


fied als 
r Bür⸗ 
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Vorſteber aus der Gemeine erhalten fol, gilt nut von bene 
jenigen Kirchen, baren Patron der Magiftrat oder bie Stadt il. 
Refer. vom 15. December 1823, (v. K. Ann. 1833. 
S. 374 folg ), die Concurrenz der Stadtverordneten bei Werz 
waltung das ſtädtiſch. Kirchenvermögens betr. f- And. Mro. 91. 
R. v. 19. Juli 1827 (o. K. Ann. 1827. S. 679 folg.), die 
Goncurreng d. Stadtverordnet. bei Veräußerung kiechl. Grundstücke 
betr. ſ. Anh. Nro. 92. 

Eier B. d. R. z. K. o. 7. Gerbe, 1823 Nro. % K S. 
mit bie Superintendenten an, darauf zu hallen, daß die Borz 
Deh ihrer Pflicht nachommen, indem inen obliegt, 

1) das Kichenvermögen zu verwalten, auf die Kirchengebäude 
ſowohl als Pfarrgüter und Gebäude Aufſicht zu führen und die 
Beſſerung der Kirchengebäude zu leiten, und 

2) nach dem A. E R. IM. 11. 8. 323 fie auch verbunden 
find, es anzuzeigen, wenn der Pfarrer feine Amtapflchten vers 
nachläfige ober in feinem fütlichen Merhalten zu gegründete Taz 
del u. Aergernif der Gemeinde Veranlaffung giebt. Es ift 

3) den Vorſtehern die Inftcuction des Dftpr, Etats M. vom 
24. Detbr. 1801 in Erinnerung zu bringen, und erwarten wir 
don den Herren Superintendenten, daß fie bei der Wifitation 
Dë fo einzurichten wiſſen werden, daß die Kirchenvorſteber nicht 
allein derſelben, fonden auch der Aufnahme der Biſtotions⸗Re⸗ 
cefe beiwohnen können, wie dies bereits am 16. Auguft 1773 
Berowskt Fortſ d. Preuß. Kirchenzegift. p. 8 eingefchärft worden, das 
mit nicht alles nach der einfeitigen Angabe des Predig receffiet werde. 
R. d. M. d. geiſtl., Angel. v. 12. Aug. 1824 Mro. 14085 
(in act. d. N. 3. K.] beſtimmt, daß e ei Kirchenvorſteher 
der adel. Patronats⸗Kirchen zwar von dem Superintendenten vor 
d. verfammelten Gemeinde, jebod) mit Zugziehung eines Patronats- 
Diputicten bereidigt werden follen. 2 2 

$. 554. Nur Mitglieder der Gemeine können zu Kirchen 
vorſtehern beſtelt werden. $ 
F. 555. Von der Verbindlichkeit des ausgewählten Mit- 

gliedes dergleichen Amt zu übernehmen, und von den ihm ba» 
gegen zuſtatten kommenden Entſchuldigungs⸗Urſachen gilt alles 
das, was wegen der Beamten der Corporationen überhaupt, 
und der Bürgergemeinen inſonderheit oben verordnet ift. 

Anm. 1. K. Amtsbl. V. v. 20. Juni 1827 S. 163 fegt feft: 

1) Dat an an ee der Fial 
als Schulvorfteher zu verpflichten, und den bleibenden ite: 
dern des Schulvorſtandes beizuordnen. Es ift daher die Kirchſplels⸗ 
Schulcaſſe von den Kirchenvorſtehern vermittelft Uebergabe⸗Proto. 
cols zu Übernehmen. 

2) Die Rirchfpiels-Schufcaffe wird ebenfo, wie die Kirchen, 
cafje und Kirchſpiels⸗Armencaſſe von dem Pfarrer und den Kire 
chenvorſtehern verwaltet, mithin auch das Vermögen und Çin- 
kommen ber Schulcaſſe nach F. 025. Tit. 11. Tb. II. des AN- 
gemeinen . N. unter gemennſchaftichem Beſchluſſe der Kits 
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chenvorſteher gehalten, fo daß fie für deſſen Sicherheit mit ze. 
antwortllid) find. 
3) Aufer der eigentl. Geldverwaltung bleiben jedoch alle Ge⸗ 
ſchäfte, welche die äußern Angelegenheiten der Schule betr, v. ger 
fammten Schulvorftande zu beforgen. 
2. ALR. Th. II. Lit fl. S. 101. Ein Mitglied der Corporation ift 
die auf ibn. gefallene Wabi anzunehmen verbunden, wenn ibm nicht 
eben bie Gründe der Entfcjuld., aus welchen eins aufgtrag. Bormund- 
ſchaft abgelehnt werden kann, zu ſtatten femmen, F. 162. Die Beurs 
theil, der angeführten Entſchlüdizungsurfachen gebührt der Obrigkeit. 
a L. R. Th. II. Tit 18. S. 208. Vermsge eines beſon⸗ 
dern Privilegii können zur Uebernehmung von Vormundschaften 
nicht gezwungen werden: 

1) alle in wirft, Königt, Mititairbienften fiehende Perfonen, 

2) Räthe, in Königl. Collegüs Sig und Stimme haben, 
3) Dirigenten und Vürgermeifter in den Städten, 

4) Königl. Domainenpächter und Beamte, 

B) Wirkliche Verwalter Königl. oder anderer öffentl. nicht un- 
beträchtlicher Caffen, 

6) die in öffentlichen Angelegenheiten außer Landes abweſend 
find, oder ſolchergeſtallt verſchickt zu werden im Begriff fisben, 
oder noch nicht über ein Jahr von dergleichen Verſendung zurück 
gekommen finds 

2) Alte, die das 60. Jabr ihres Alters übeeſcheltten haben. 

Be Eine gleiche Befreiung kommt denen zu gute, die 
durch anhaltende Krankheicszufälle dergestalt gefhwächt find, daß 
ihnen die eigene gehörige Beforgung der ausgetragenen Bormund⸗ 
fhaft dadurch unmöglich wird. $. 210. Ferner denjenigen, welche 
5 oder mehr aus einer Ehe zur dachten oder linken Hand erzeugte 
und noch unter ihrer Gewalt stehende oder unverforgt in ihrem 

auſe lebende Kinder haben. g. 211. Söhne, die in Föniglichen 
itaiedienften ftehen, oder darin ihr Leben vor dem Feinde verz 
toren haben, müſſen zum Beſten des einer Vormundfchaft ſich 
weigernden Vaters allemal mitgezühlt werden. 8212. Mer fon 
zwei wirkliche, mit Vermögensadminiftration verënüpfte, oder zwar 
mur eine aber mit ſchr vielen und wichtigen Geſchäften verbundene 
Vormunpſchaft über fih hat, tann mehrere zu Übernehmen, wider 
feinen Willen, nicht gezwungen werden. $ 213. Ordentliche bei 
Schulen, Gpmnafien und Univerfitäten, imgleichen Gap. mit 
deren Amte eine Scelſorge verknüpft ift, können nur über Kinder 
ihrer Verwandten und Amtsgenoſſen Vormundschaften zu ütderneh⸗ 
Süte men angehalten werden. — 
$. 556. Küſter, und andere dergleichen niedere Kirchen⸗ 
bediente werden der Regel nach von dem Patron beſtellt. 
Anm. 1. Oſtpr. Prov. R. uf 180. We Küfter und andere 
dergleichen niebere Kichenbediente von dem Kirchemcollegio, oder 
auf deſſen Vorſchlag von den gelflichen Dber oder vom Pfar- 
ter oder den Gemeinen angeſtellt werden, verbleibt es bei dieſer 


Einrichtung. 
2. wegen der Militairküfter vergl. $. 100—112 b. Milit.⸗Kirch⸗ 
Ordn. v. 12. Febr. 1832. 


p 
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3. Refer. v. 10. Juni 1880 (v. K. Ann. 1830, S. 273) bee 
fimmt, daß da kein efeg eriftirt, welches Peivatperfonen die 
Verpflichtung der Werforgiing der Zeiten und ehemaligen reiz 
willigen aus den lebten Feldzügen auferleat, — die Befegung der 
niederen. Klrchenbebienten⸗ Stellen mit verforgungsbesecht. Milie 
tuleinpafiten und ehemaligen Frelwiulgem in allen denjenigen 
Fillen, wo den Privaten dus Patronatrocht zuſteht, nicht verlangt 
werden kann. ` 

$. 357. Dieſer muß zwar den Pfarrer mit feinem Guts 
achten über das zu beftellende Subject hören; er iſt aber an 
deſſelben Vorſchläge nicht gebunven. 

5. 558. Doch darf dem Pfarrer kein Subject aufgebrun: 

en werden, welches mit ihm in offenbarer Feindschaft lebt, oder 

fs gröblich wider ibn vergangen bat. 

5. 559. I der Küſter zugleich Vorleser oder Ver ⸗ 
fänger, fo muß er eine Probe vor der verfammelten Gez 
meine ablegen. 

Anm. Dpr Prov. R. Zuf 190. Bei den reformit Könige 
liden Patronats Kirchen Si der Küſter, er mag zugleich Bore 
leſer oder Borfänger fein oder nicht, allein vom Rieden» Direc- 
torio beſtzllt, und es bedarf keiner Probe vor der derfammel- 
ten Gemeine. 

5. 560, Die Gemeine hat in dieſem Falle ein Recht zum 
Widerſpruche, wenn fie den geiſtlichen Obern erhebliche Gründe 
gegen die Tüchtigkeit oder Würdigteit des vorgeſchlagenen Subr 
jectes anzeigen und nachweiſen kann. 

5. 561. Iſt der Küſter zugleich Schulhalter, fo finden 
wegen feiner Prüfung und Beſtellung die Vorſchriften des zwöl- 
ten Titels Anwendung. 

5. 562. Bei Kirchen, welche keinen eigenen Patron har 
ben, gebührt die Bestellung der niedern Kirchenbedienten dem 
Pfarrer und den Kirchenvorſtehern, insofern nicht diefelbe, nach 
wohl hergebrachter Gewohnheit des Orts, letztern allein ober 
auch der ganzen Gemeine ERBE 

S. 563. In allen Fallen muß der Pfarrer die geſchehene 
Beſtellung eines ſolchen Kirchenbedienten dem Erzprieſter oder 
Kreisinſpector anzeigen. 

$. 564. Sit von einem Küſter die Rede, fo muß derſelbe, 
che er in das Nut wirklich eingesetzt wird, dem Erzprieſter ober 
Inspector zur Prüfung vorgeſtellt werden. 

Anm. 1. B. d. R. zu D. v. 20. April 1921 und 16, October 
1837 (Amtsbl. 1821. S. 262 u. 1837. S. 250) bringt die 58. 
556—564. UI. 11. ALR. in Erinnerung. $ 

2. V. d. R. zu G v. 22. März 1821 misst, 1821. S. 205) 
beſtimmt, daß nicht den Geil. und Kirchen ⸗Collegten die Ber 
fegung der Küfterftellen allein zuftshe, vielmehr Tegtere jede Meet. 
ige Bacang ber Regierung anzuzeigen u. zugleich bie nöthigen Bor- 
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ſchläge zur Wiederbefegung zu machen hätten, wobei vorzügt. au 
RAR, déien Ye Se — 
. 565. Die Pflichten und Verrichtungen der niederen 
Kirchenbedienten ſind in den e und 
il die beſonderen Verfaſſungen einer jeden Parochial⸗Kirche 
eftimmt, 
$. 566. Sie flehen in ihrem Amte zunächſt unter der Auf⸗ 
fit und Direction des Pfarrers, und müffen den Anwelſungen 
dien bereitwillig Folge leite. y 
S. 567. Uebrigens gilt von der Auffidt der geiſtlichen 
Obern über fie, von ifrer Beffrafung bei vorkommenden Amts 
vergehungen, im gleichen von ihrer Entſetzung, alles, was 
im vorigen Abfchnifte, in Anfehung der Pfarrer, verordnet ift. 
(5. 530 — 538.) s 


Achter Abſchuitt. 
Von Kirchen patronen. 


8. 368. Derjenige, welchem die unmittelbare Auſſiht 
aber eine Kirche, nebſt der Sorge für deren Erhaltung und 
Vertheidigung obliegt, wird der Kirchenpatron genannt. 

5. 569, Wer eine Kirche baut, oder hinlänglich dotirt, 
erhält dadurch ein Recht zum Patronat. 

$. 570. Eben dergleichen Rechte erlangt derjenige, wel ⸗ 
cher eine verfallene oder verarmte Kirche wieder aufbaut, oder 
von neuem dotirt. = 

$. 571. Hat eine folde Kirche bereits einen Patron: fo 
erlangt der neue Patron mit demſelben gleiche Rechte; doch 
nur in fo fern, als der bisherige Patron die Kosten des Auf⸗ 
baues, und der Dotation, nicht bat übernehmen können oder 
wollen. 

$. 572. Auch durch den Auftrag einer Kirchengeſellſchaft, 
die bisher unter keinem befondern Patrone geſtanden hat, kann 
Jemand ein Recht zum Patronat erhalten. 

$. 573. Doch wird in allen vorftebenden Fällen (8. 569 
bis 572.) das Kirchenpatronat ſelbſt oft durch die Verleihung 
des Staates erworben. S 

$, 574. Außerdem kann das Kirchenpatronat auch durch 
Verjährung erlangt werden. 

$. 576. Son eine dergleichen Erwerbung deſſelben, ge- 
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gen den Staat oder die Kirchengeſelſchaft nachgewieſen werden; 

fo müffen die Erforderniſſe der bei Regalien flattfindenden Ber- 

jährung vorhanden fein d 

$. 570. Wenn aber zwei oder mehrere Privatperfonen 
über ben Zu des Patronatrechtes miteinander reiten: fo ift 
die gemeine Verjährung hinreichend. 

$. 577. Alle dergleichen über die Zuſtändigkeit des Pas 
kronaktechts entſtehende Streitigkeiten gehören zum Erfenntniffe 
des ordentlichen weltlichen Richters. 

$. 578. In wiefern das Patronatrecht nur der Perfon 
des Erwerbers und ſeinen Erben, oder einer gewiſſen Familie 
zukomme, oder mit einem Amte, oder mit dem Befige eines 
Gutes verbunden fei, ift in vorkommenden Fällen nach den 
darüber ſprechenden Erwerbsurkunden zu beſtimmen. 

$. 579. Im zweifelhaften Falle wird vermuthet, daß das 
Kirhenpatronat auf einem Gute oder Grundstücke hafte. 

$. 580, Dergleichen Patronat kann von dem Gute, auf 
welchem es bisher gehaftet dat, ohne ausdrückliche Einwilligung 
der geiſtlſchen Obern, nicht abgeſondert werden. 

$. 581. Mit dem Gute zugleich aber geht daſſelbe auf 
jeden Beſitzer, ohne Unterſchied der Religionspartei, wozu er 
ſich bekennt, über. 

. 582%. Doch können Perſonen, welche zu keiner von 
den im Staate aufgenommenen oder geduldeten chriſtlichen Re⸗ 
liglonsparteien gehören, das Patronatrecht über eine Kirche 
nicht ausüben, 

6. 589. Es ſteht ihnen zwar frei, dieſe Ausübung einem 
Andern während ihrer Beſtzzeit zu übertragen; die Beiträge 
und Leiſtungen aber, welche aus dem Patronate fließen, müf. 
fen, in aleu Fällen aus den Einkünften des Guts beſtritten 
werden. 

Anm. Verordn. v. 30. Auguft 1816 (Geſ.⸗S. 1816. S. 207) 
wegen Verwaltung des Pateonatsrechte Über Gift Kiechen auf 
folgen Gütern, die fih im Beſizthum jüdiſcher Glaubens⸗Genoſ⸗ 
fen befinden f. Anh. No. 40. 

$. 584. Die dem Patrone obliegende Sorge für die Er: echte und 
haltung der Kirche begreift die Pflicht, dazu bei Ermanglung Prtihten des 
eines hinlänglichen Kirchenvermögens aus eigenen Mitteln beis Patrone 
zutragen, in ſich. (vergl. F. 720 ff. 609. 780. 790 d. Lit.) 

5. 585. Dagegen ift aber auch der Patron berechtigt, 
die Verwalter des Kirchenvermögens zu beſtellen und Ned: 
nungslegung von ihnen zu fordern. 

$. 586. Dem Patrone, als Wohlthäter und Erhalter 
der Kirche kommen in Anſehung derſelben gewiſſe Ehrens 
rechte zu. 
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Anm. Allg. L. R. TH. I. Tit. 9, $. 50 liche Beſiter ad⸗ 
licher Güter erhalten die mit dieſem Befige ſonſt verbundenen perz 
fönfichen Diere nur in fo fern, as dieſeiden in der ertheil⸗ 
ten Conceſſion ausgedrückt Ce? H 

$. 587. Er bat das Recht bei Erledigung der Pfarrſtelle 
den neuen Pfarrer zu präſentiren. (§. 327. fc. 

9. 588. Er iſt befugt, feinen Kirchenſtuhl im Chore oder 
font an einem vorziglichen Orte der Kirche zu haben. 

. 589. Der Patrone und ihrer Familien muß im öffent: 
lichen Kirchengebete beſonders gedacht werben, 

8,599. Auch bei der Beerdigung gebührt dem Patrone, 
feiner Ehefrau, ehelichen Abksmmlingen und bei ihm wohnen: 
den Seltenverwandten ein Platz im Begräbnißgewölbe. 

$, 591. Kann in dieſem die Beerdigung nach den Ge 
ſetzen des Staats nicht flatt finden, fo kann der Patron die 
unentgelpfiche Amweifung einer vorgüglichen Stege auf dem der 
Kirchengeſellſchaft zuſtehenden Begräbnißplatze fordern. (5. 185.) 

02. Auch ift er berechtigt, Ehrenmäler für ſich 
und ſeine Familje in der Kirche zu errichten. 

§ 593. Bei feinem und feiner Ehegattin Abſterben fin- 
det durch den nach jedes Orts Gewohnheit beſtimmten Zeit⸗ 
raum das Trauergeläute ftatt, 

504. Wo die Kirchentrauer für den Patron und ſeine 
E bei, beren Abſterben hergebracht ift, hat es dabei auch 
ſernerhin fein Bewenden. 

. 595. Verarmte Patrone genugſam dotirter Kirchen 
haben aus dem Kircyenfchage g Unterhalt zu fordern. 

8. 590. Doch iſt die Kirche zu biefer Competenz nur in 
ſofern verpflichtet, als die Einkünfte des Vermögens, womit 
fie dotirt worden, nach Abzug aller zur Unterhaltung ihrer 
Anſtalten, erforderlichen Ausgaben dazu bineichen. 

$- 597. Auch tritt die Verbindlichkeit der Kirche nur 
alsdann ein, wenn außer ihr Niemand mehr vorhanden ift, 
der zur Ernährung des verarmten Patrons nach den Sekten 
verpflichtet wäre. 

$. 598, Die Ausübung des auf einem Gute haftenden 
Patronatrechts gebührt demjenigen, welchem das bürgerliche 
Eigevthum (dominium civile) des Guts zukommt. 

Anm. 1. Gef. v. 9. Januar 1812 (Gef. Sammi. v. 1812, 
S. 3.) Wenn ein Gut, zu welchem ein Patronatrecht gehört, un- 
ter eine ganze Gemeine oder mehrere Mitglieder derſelben vertheilt 
witb, fo üben diefe als moralifche Perfonen gemeinſchaftüch und 
ungetheilt das Patronatrecht aus. Das Patronat, welches mit 
ju verkaufenden Domainen verknüpft ift, barf nicht mit verkauft, 
13 — muß vielmehr dem Staate vorbehalten werden. Zu die⸗ 
fem Behufe müſſen die Patronatlaſten nach ihrem jährlichen 
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Durchschnitt veranſchlggt, als Canon auf die Güter „ und 
von ch Erwerdern jähelid) zum Kirchen» und — und 
Unterhaltungss dende an Die Megierungen gt werben, 

2. R. v. 25. Januar 1821 (v. K. Ann. 182] ©. 79) eröffnet 
zu 1, daß Die Ausübung des Patronats und insbefondere des 
Wahl- und Beſczungsrechts der Predigerftellen. mit Adee 
Concutrenz der Staatsbehörden dem Magiſtrate und zwar, wo 
verfaffungemäfig die Kirchengemeine an der Wahl ihres Pfarrers 
Thel zu nehmen berechtigt ift, mit deren Zugiehung zusteht. 

D Bern die Gefege die Verwaltung des Inbegriffs 
der Güter und Gerechtſame eines Andern übertragen haben, 
der ift auch das dazu gehörende Kirchenpatronat, in deffen 
Namen auszuüben, berechtigt. 

5. 600. Ein bloßes Verwaltungs, Nutzungs- oder Erb. 
pachtsrecht an dem mit dem Patronate verfehenen Gute giebt 
noch keine Befugniß zur Ausübung des etztern. (Vergl. $. 45 
folg. I. 21. A. L. R.) 

Anm. Rejer. v. 28. Juli 1807 (o. Strombecks Ergäng 

3406). Wegen Ausübung des Patronatrechts bei einem im 

Eare befangen Eandgute ën daß, re zufolge bes 
K. 000 ein Web Verwallunges, Nutzungs- oder Erhpagteredit 
an dem mit dem Patronat verfehenen Gute noch keine Befugnis 
zur Ausübung bes Legtern giebt; da ferner zufolge des F. 002, 
wan ein Gut Schulden halber in Beſchlag genommen worden, 
dennoch die Ausübung des Patronatredhts dem Cigenthlimer verz 
bleibt, mithin fo weng der landschaftliche Sequefkrations-Commifs 
faring als der Curator des Concurfes darauf Anſpruch machen 
kann, — die Ausübung des Patronatrchts dem Gemeinschuldner 
verbleibe, und wenn derselbe für todt erklärt ift, der F. 004 eine 
treten müſſe, nach weichem es dem Staate obliegt, für die Aus- 
übung der diesfälligen Rechte und Pflichten zu forgen. 

5. 601. Dagegen if die Leibgedingsftau zu ſolcher Ause 
übung während ihres Befiges berechtigt. 

, 602. Wenn ein Gut Schulden halber in Beſchlag 
genommen worden ift, fo bleibt die Ausübung des Patronats 
rechts dennoch dem Eigenthümer, und nur 1 Beſugniſſe 
und Pflichten, welche auf das Kirchenvermögen Beziehung ha⸗ 
ben, müſſen von dem gerichtlich beſtellten Adminiſtrator wahr⸗ 
genommen werden. 

6. 603. Dagegen müſſen die Lasten des Patronets auch 
in dieſem Falle aus den Einkünften des Guts getragen werden. 

9. 604. Berfät ein mit dem Patronatrechte verſehenes 
Gut aus andern Urſachen als Schulden halber auf den Antrag 
des Fiscus in gerichtlichen Beſchlag: ſo kommt es, während 
deſſelben, dem Staate zu, für die Ausübung der diesfäligen 
Rechte und Pflichten zu ſorgen. 
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«uf mehreren Gütern mit gleichem Rechte haftet, fo find die 
Berger dieſer Güter, in Anſehung der damit verbundenen Be⸗ 
fugniffe und Pflichten, als Inhaber eines gemeinsamen Rechts 
oder einer gemeinſamen Verbindlichkeit zu betrachten. 

$. 606. Doch kann jeder von ihnen die . 580 bis 594 
beſchriebenen Ehrenrechte für feine Perſon fordern und ausüben, 

8. 607. Hat eine Kirche mehrere Patrone: fo kann der: 
jenige, in deffen Gute die Kirche liegt, in gemeinſchaftlichen 
Geſchäften das Directorium und den dahin gehörenden Vorzug 
in der Unterſchrift verlangen. 

$. 608. Sind mehrere Kirchen unter gemeinſchaftlichen 
Geiſtlichen und Patronen vereinigt: fo kommt das Directorium 
in gemeinfchaftlichen Angelegenheiten dem Patrone des Orts 
zu, wo der Pfarrer wohnt. ii 

$. 609. In Angelegenheiten aber, welche nur eine eine 
zelne Kirche betreffen, findet die Vorſchrift $. 607 ebenfalls 
Anwendung. ` 

$. 610. Niemand kann, ohne ausdrückliche Einwilligung 
der Gemeine und ohne Genehmigung der geistlichen Obern, 
des Patronatrechts und der damit verbundenen Obliegenheiten 
ſich begeben. 

§. 611. Dagegen verliert aber auch der Patron feine 
Rechte keinesweges durch den bloßen Nichtgebrauch. 

$. 012. Hat er aber geſchehen laſſen, daß einzelne unter 
dem Patronatrecht begriffene Befugniffe von der Gemeine, oder 
deren Vorſteher, oder auch von einem dritten, durch eine zur 
EE Verjährung hinreichende Friſt, als ein ihnen ju 
ommendes Recht ausgeübt worden: fo hat er diefe Befugniſſe 
verloren. 

Se 613. Wer um Beſtechung, oder anderer unerlaubten 
Privatvortheile willen, Jemand zu einer Pfarrſtelle präſentirt, 
verliert für feine Perſon das Mahl» und Präſentations⸗Recht 
bei dieſer und allen folgenden Bacanzen. 

Anm. Gef. o. 8. Mai 1837, über die perſönt, Fähigkeit zur Aus: 
übung der Rechte der Standſchaft, der Gerichtsbarkeit und des 
Patronats (Gef. 1837 S. 00) f. Anhang No. 93. 

8. 614. In dieſem und allen übrigen Fällen, wo der 
Patron das Wahl- und Präſentations⸗Recht für feine Perfon 
verliert, kommt die Beſetzung der vacanten Pfarrſtellen den 
geistlichen Obern zu. (Vergl. $. 398.) 

$. 615. Auch einem Colegio, einer Corporation oder 
Commune kann das Kirchenpatronat zukommen. 

$. 616. Ein folde Collegium u. f. f. kaun zwar die 
Ausübung deſſelben Jemanden aus feiner Mitte übertragen, 
oder felbige mit einem gewiſſen Amte verknüpfen; 
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$. 617. Er kann fih aber dadurch der zum Patronate 
gehörigen Pflichten, zum Nachtheile der Kirche, nicht entledigen. 


Neunter Abſchnitt. 


Von der Verwaltung der Güter und des Vermoͤgens 
der Pfarrkirchen. 


8. 618. Von den Gütern und dem Vermögen der Pas Allgemeiner 
rochial-Kirchen gilt alles, was vom Vermögen der Kirchen Grunbfaş. , 
überhaupt im vierten Abſchnitt verordnet ift. 

$. 019. Die Verwaltung dis Kichendernbgens gebührt Act ber Bere 

wabrung. 


innerung gebracht . Anhang No. 94. 
2. W. d. N. 


Anm. 1. V. d. R. zu K. v. 6. April 1815 (Amtsbl. S. 176) 
macht auf die Beſtimmung des F. 625 aufmerkſam. 
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2. Weſtpr. Reg. ⸗Inſtruktion v. 21. September 1773 f. 4 
N. 12 f. Anhang No. 90 

3. VB. d. R. zu K. v. 12. Mai 1822, wegen der bei den Kirchen⸗ 
kaſſen x. befindl. Staats⸗Schuldpapiere f. Anhang No. 96 a. 

$. 626. Wo der Kaften, in welchem die Kirchengelder 
und Urkunden unter ſolchem gemeinſamen Beſchluſſe aufzubes 
wahren find, am ſicherſten untergebracht werden könne, müſſen 
die Vorſteher mit dem Patron und Pfarrer in Ueberlegung 
nehmen; allenfalls aber muß dieſes von dem Inspektor oder 
Erzprieſter, nach den Umftänden, beſtimmt werden. 
nm. Inſtruct. des Oſtpreuß. Etats⸗Miniſterſi v. 24. Dc- 
tober 1801 8. 30 f. Anhang No. 20. 
$. 627. Wo es, beſonders auf dem Lande, an tauglichen 
und im Nechnungsweſen hinlänglich geübten, Subjecten zu 
Kirchenvorſtehern ermangelt, da kann der Pfarrer ſich nicht 
entbrechen, dieſes Gefchäft mit zu übernehmen, und die Schrei: 
bereien nebſt dem Rechnungsweſen zu beſorgen. 

Unm. 1. Eireulaits Verf, der Kirchen⸗ u. Schul⸗Gemmiſ⸗ 
fion v. 5. April 1826. Sollte eine Sache fo große Eile haben, 
daß die Rückkunft der abwefenden Mitglieder des Kicchen-Collegii 
nicht abgewartet warden fam: fo darf der Pfarrer is fid) erlaue 


ben, dieſe fehl Ausfertigungen mit dem Beifage: in Ab- 
wefenheit der Vorſteher, allem zu unterzeichnen und ein⸗ 


aunsichen- 
2. R. b. 10. Februar 1832 (v. K. Ann. 1832 ©. 98) bie Füh⸗ 

rung des kirchl. Rechnungstweſens betr. f. Anhang No. 97. 
5. R. v. 2. Juni 1897 (o. K. Ann. 1837 S. 401) denfelben Gez 
genſtand ber. und in Folge defen Eirc.⸗Verf. d. R. zu K. 

v. 19. Juli 1837 f. Anhang No. 08. 
8. 628. Was alfo hier von Kirchenvorſtehern überhaupt 
verordnet wird, gilt in dieſem Falle auch vom Pfarrer, und 
i „den ihm an die Seite gefegten Nebenvorftehern, 

ene, . 620. Ausſtehende Kirchenkapftalien können die Wor- 
` feber, ohne Vorwiſſen und Genehmigung des Patrons oder 
Kircjencollegii, wo dergleichen vorhanden ift, nicht aufkündigen. 
Anm. 1. Oftpreuf. Prov. Set, Zu DI Im b. 020 640). 
8. 1) Zur Ausleihung und Einziehung der Kirchen - Kapitalien 
muß ohne Räckſiche auf den Betrag jederzeit bei lutherſcchen Kå- 
niglichen Patronackirchen von dem Oſtpreuß. Staats: Minifterio 
(egt Abtheilung für die Kirchenderwoltung und das GE 
und bei deutsch reformitten Königl. Pattonackiechen außerhalb Ké- 
nigsberg von dem Kirchen » Directorio die Einwilugung eingeholt 


werden. 

2) Bei protestantischen ablichen und rädtifchen Patronat- Rite 
chen bedarf es keiner Anzeige an den Inspektor über die vorha⸗ 
Bene le den age nt, Einwilligung der geiſtüchen Obern. 

3) Bei den aen Kirchen Geen von S. 
ten der Kirche die Genehmigung des Dpa. Staats -Minifterii 
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tee, dem auch dle von Seiten des Schuldners erfolgende 
e werden muf. 

4) Im Ermiande erthellt der Biſchof die Genehmigung nach 
vorher seforbertem Gutachten des Landvoigtei+ Gerichts. 
. Leman's Weſtpreuß. Provinzialtecht. 

$. 114 Zur Ausleitung und Einziehung von Capitallen der 
Kirchen Königl. Patronats muß, ohne Rückſicht auf den Bı 
die Einwilligung der geift. Oberdedörde d. b. der Provinzial -Res 
gierung eingeholt werden. Erſparte Gelder dürfen ohne Ginet, 
ligung ber genannten Behörde nicht anders als ‚bei der König: 

ben ehe ober n weſtpreußiſche Pfandbriefe umgefegt 
werden. 

5, 174. Bei adligen Patronarciäthen bedarf es zue Austeihung 
und Einziehung der Kapitellen blos der Einwilligung des Patrone. 

$. 1146. Bei Kirchen, deren Patronat geil. Stiftungen, 
Kleſt rn, Corporationen, Stadt: und Landgemeinden zuffeht, muß 
zur Xusteipung oder Einziehung von Sischencnpitafien eben. fo, 
wie bei Kirchen Königl. Patronats, die Einwilligung der geiftlichen 
Oberbehörde nachgeſucht werden. 

. 1147, Die Anzeige an den Superintendenten oder Ge, 
prieſter und feiner Zuzichung bedarf es weder bei der Aufkündi⸗ 
gung und Einziehung, noch bei der Ausleihung von Rirchencapitalien. 

8090, Geſchecht vie Auffüindigung von bem Schuldner: 
fo müffen fie dem Patrone oder Kirdhencollegio davon ſofort 
Anzeige machen. 
$. 631. Wo weder ein Patron noch ein Kirchencollegium 
vorhanden ift, da müſſen Auſkündigungen nicht anders, als 
mit Zuziehung des Inſpectors oder Erzpreſters, gethan oder 
angenommen werden. 
$. 632, Der Patron, das Kirchencollegium oder der Ins 
fpector müſſen den Zahler unterweiſen, ob die Zahlung an die 
Vorſteher allein geleiſtet, oder wer noch außer ihnen dabei zus 
gezogen werden ſolle. 
$. 633. Nach dieſer Anweiſung muß fih der Zahler ride 
ten: und nur eine berfelben gemäß ausgeſtellte Quittung kann 
gegen die Kirche die Zahlung beweiſen. 
waert, 1. R. des Juſtiz⸗ Min. v. 27. September 1833 (ab- 
gedruckt in den Grgänzungen und Erläuterungen d. Preuß. Rechts. 
bücher von Gräff, Koch ze. Thl. I. Abthl. 3. S. 633. folg.) 
führt mit Bezug auf die Vorſchriften des A. L. R. II. LI. 8. 619. 
629 — 633. und den F. 18. g. der Neg. Ynfruction v. 23. Detbr. 
1817 aus, daß die Quittung und der Löſchungsconſens der Borz 
ſteher und des Patrons genügen, ohne daß es noch der Genehmi⸗ 
gung des Jnfprctors oder der Zeen et 

2. Schreiben der R. zu K. an das O.L. Gericht bafelbft vom 
17. März 1830 äußert die Anficht, daß zur Quittungsleiftung und 
zur Bewilligung der Löſchung einer zurückgezahlten ingeoffieten 
Schuld an eine milde Stiftung im Ermlande die Autorifation 
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der Regierung von 5 niemals erforderlich fei, u. 
daß es eben fo wenig einer foldhen Autorifation bedürfe r Dite 
tungsleiſtung und zur Bewilligung der Löſchung der zurückgezohl⸗ 
ten ingroſſirten Ermländiſchen Kirchen- und Veneficien-Rapitalien, 
und zwar deshalb, weil die Morhwendigkeit einer folden Uutorifas 
tion in ben Geſchen nirgends vorgefchrieben ift und aus dem dem 
Staate zuſtehenden Oberaufſichtsrechte nicht gefolgert werden kann. 
$. 634. Sobald aus den Einkünften der Kirche ein Bes 
fand von 50 Rthlr. oder mehr erübrigt werden kann, müſſen 
die Vorſteher für deſſen ſichere und zinsbare Unterbringung 
zum Beſten der Kirche ſorgen. 
Anmerk. 1. Gef. v. 3. Mai 1821 Ges Samml. 1821. S. 40. 
und Amtsbl. d. R. zu O. 1821. S. 285.) beftimmt, daß zins- 
bar ausftehenbe oder unterzubringenbe Gapitalien der Kirchen, Schu⸗ 
len, milden Stiftungen ıc. zum Ankaufe von Staats⸗Schuldſchei⸗ 
nen verwendet werben können. Eben fo follen künftig als Amts. 

Caution überall Staats⸗Schuldſcheine al pari des Nominalwerths 

angenommen werden, und der bisher stattgefundene Unterfchieb, ob 

die Caution bei Verwaltung von öffentlichen oder Privatvermögen, 
namentlich der Depoſitalkaffen beftellt wird, fortfallen. 

K. un 3 1 E E, SH S. 250.): 5 
ende F. D. foll au convertirte Pfandbriefe ber Landfchafte 

bei Eredit⸗Inſtitute, auf Obligationen der e faete 

Anleihe vom Jahre 1830 und auf Kurz und Neumärkiſch⸗ſtändi⸗ 

ſche Obligationen Anwendung finden. 

K. O. b. 17. Januar 1820 (Gef.-&. 1820. S. 14. 15) und 

K. O. vom 18. September 1822 (Gel S. 1822. S. 213): Der 

Varlährunge⸗Termin bei Zinsftänden von den bereits ausgegebenen 

Stanteſchuld⸗Dacumenten, wie auch von denen, welche Tat 

noch werben ausgegeben werden, ift vier Jahre, vom Berfalltage 

an gerechnet. 

“ R zu K. v. 27. Mat 1830 (Amtsbl. 1830. S. 172) Zur 
Vafeitigung aller Ungewifbeit und Zweifel, fewoht über die Zur 
läſſigkeit der Annahme und des Umtaufches ſtark beſchädigter oder 
fonft unbrauchbar gewordener Kaſſen⸗Anweiſungen, als über das 
dabei zu beobachtende Verfahren, fejen wir uns veranlaßt, fole 
gende, theils in den Gefegen begründete, theils auf beſondeten Bes 
stimmungen der Königl. Hauptverwaltung der Staatsſchulden ber 
wubende, Vorschriften bierdurdh zur allgemeinen Kenneniß des Publie 
cums und der betreffenden Kaffenbeamten zu bringen. 

Beſchädigte Kaſſen⸗Anwelfungen find nur infofeen zur An⸗ 
nahme bei Zahlungen oder zum Umtaufch geeignet, als: 
1) die gedrückte littera und Nummer derfelben, ſowie 
2) die dabei geſchrtehene Namens⸗ Unterschrift noch vollſtändig vors 
banden und fichtbar und 
- 3) der unbedruckte äußere Nand, welcher durch das Waſſerzechen 
at e Werth der Kaſſenanwelſung andeutet, nicht abge⸗ 
mitten 


Die nach diefen Beflimmungen-nech umtaufchfähigen, bei den 


D 
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e eingehenden, beſchädigten Kaſſen⸗Anwelſungen find 
E? oo in Umlauf zu fege, vielmehr d Ca 
an unſere Hauptkaſſe abzuführenden Ueberfchüffe zu verwenden. 

Werden dagegen mit den geſazlichen Erforberniſſen nicht mehe 
verſehene Kaſſen⸗Anweiſungen in Zahlung angeboten oder zum 

Umtaufche präfeneirt, fo müſſen felbige den Präfentanten unver , 
ioeigentich zurückgegeben werden, und es bleibt den kéimen fibers 
laſſen, uns die mangelhaften iere zur Prüfung und Eneſchei⸗ 
dung unmittelbar ober durch Mermistelung der Königl. Landtäthe 
einzureichen. Im Falle die Batheligren bei unferen Bescheiden 
Dé nicht berubigen zu. können glauben, fekt es ihnen frei, fih 
ke Königl. Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu Berz 

in zu wenden. 

8. d. R. zu K. v. 27. Novbr. 1834 (Amtsbl. 1835. S. 1.) 
macht bie Kirhen-Collsgien auf bie K. H. vom 3. Mai 1821 aufe 
merkſam und fordert fie auf, ie Vorſchriten zu beobachten. 
Infofern keine fidere Gelegenheit zur EG Austeihung 
auf höhere Zinſen vorhanden if, bedarf es einer Anfrage an die 
Meg. als Verwalt. des Königlichen Patronats, um Ankauf von 
Stuatsſchuͤbſcheinen und wenn die Ritchen-Eollepien es vorziehen, 
auch in_provinpiallandfchaftl. Pandbriefen nicht, weiche 
bel beabſichtigter Austhuung auf Privat - Hypothek nach Beſtim⸗ 
mung des AE. R. II. II. 8.037. u. des Prov.⸗Rechts Au. 101. 
J. 1. nöthig bleibt. — Da Pfandbriefe und Stantsfchufdfkheine 
auch im Nennewerthe von 25 Thalemm vorhanden find, fo wied e8 
Ip durch die Sicherftellung des Kirchenvermögens data fein, 
auch ſolche kleine Beträge, wenn fie nach forgfältiger Prüfung für 
die Beffreitung der Ausgabe entbehrlich find, ohne Kuffhub zina- 
bar zu belegen. — m es ſich bei Kaffens und Rechnungs⸗ 
Reviſtonen ergeben follte, daß entbehrliche Beſtände don 50 Thlr. 
und darüber länger als dier Wochen auf eine oder die andert Art 
unbstege geblieben find, fo follen die Mirgfieber der Kirchen⸗Colle⸗ 

den dadurch Gegen Zinfen- Verlust 574 dom Hun⸗ 
dert oder den etwa entffanbenen Schaden oder Vertui der Kaff 

u erfeßen, angehalten werben. Die Herren Guperintenbenten, 
Ersprisfi und Jufpectoten werben unter Hinweifung auf dir Borz 
pem des A. T. R. II. 154. u. 696. u. 697. verpflichtet, auf 

obachtung diefer Vorſchrift mit Sorgfalt zu achten, Unterlal⸗ 
ſungen zu erörtern und uns darüber zu berichten. — In allen Fäl- 
len, wo die Kapital- Belegungen in Staatöfchulbfheinen, oder in 
Leder Pfandbriefen oder bet der Bank, von Königl. 

ronat£icchen et t, muß der Tag der geſchehenen Belegung. 
die Nummer und fonffige Bezeichnung des erworbenen Dfandbrier 
fes und Staatejhutbicheins, und daß folder außer Cours, gefeöt 
und bei den Kirchen» Kapitalin niedergelegt fei, die Negi in 

s Tagen nach Vollziehung des Gch angezeigt, bei der Mache 
nungslezung aber der Ankauf und die keent verwendeten Gelder 
vollftändig juftifigiet werden. 

Es 2 vorgekommen, daß baat: Gelder zum Ankauf von Staatse 
papieten in mehre Kaffen eingeſendet warden find. Dies darf nicht 

ene. üb. d. réi u. Shuls Seeg. 12 


178 


ferner geſchehen, da_bie_hiefigen Kaſſen Dé mit dergleichen Ber 
forgungen nicht befaffen £önnen. 

. 635. So lange ſich zu einer folden Unterbringung 
gegen höhere Binfen, unter gefegmäßiger Sicherheit, keine Gez 
legenheit findet, offen dergleichen aufgefammelte Capitalſen 
bei der Königl. Bank belegt werden. 

An merk. Cire. Reſcript des Minifteriums der Geiſtl. Angelegen⸗ 
beiten, fo wie des Chefs der Königl. Bank vom 17. Nov. 1837 
90 K. Ann. 1837. S. 907.) und mitgetheilt durch Cie. B. der 

leg. zu K. vom 12. Dez. 1837 den Bankverkehr für geift 

liche Inſtitute betreffend. Siehe Anhang. Nro 90. 

§. 636. Kirchencapitalien follen in der Regel nicht anders, 
als gegen gerichtliche Sicherheit, und Eintragung auf unbe- 
wegliche Güter, ausgeliehen werden, 

9. 697. Die Ausleihung muß mit Vorwiſſen und Ges 
nehmigung des Patrons oder Kirchencollegit, in deren Erman- 
gelung aber mit Zuziehung des Pfarrers geſchehen. 

F. 638. In allen Fällen muß die beabsichtigte Auslei⸗ 
hung und die dagegen der Kirche zu verſchaffende Sicherheit, 
dem Erzprieſter oder Inſpector angezeigt werden. 

$. 639. Beträgt das auszuleihende Capital mehr als 
funfzig Thaler, fo muß er bei den vorgefegten geiſtlichen Obern 
darüber anfragen. 

Anmerk. 1. Inſtruct. des Oſtpreuß Etats⸗Minlſterii v. 
24 Octbr. 1801. $. 29. f. Anhang No. 29. 

2. R. d. Min der Oeiftlichen Angelegenheiten v. 4, Febr. 1843, die 
Ausleihung von Kirchen⸗Kapitallen. f. Anhang Nro. 29 a. 

$. 640. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn der Inſpec⸗ 
tor auch bei einer mindern Summe die Sicherheit bedenklich findet. 

$. 641. Dem Patrone ſelbſt dürfen das Kirchencollegium, 
der Pfarrer und die Vorſteher bei eigener Vertretung ohne bes 
fondere EE der geistlichen Obern keine Kirchengelder 
zum Darlehn geben, oder ſonſt überlaſſen. ` 

$ 642. Ein Gleiches gilt von Darlehnen, die einem Vor⸗ 
ſteher oder einem Mitgliede des Kirchencolegii, oder auch dem 
Pfarrer gemacht werden follen. 

An merk I. Reſeript v. 20. Novbr. 1799 (Edict.⸗Samml. 
v. 1799, S. 2089.) Wenn KRirhencapitatien dem Patron, einem 
Vorfteher, einem Mitgtiede des Kiechencollehlt oder dem Pfarrer 
geliehen werben, fo Eann 209 nur gem bh. ée, 
heit geſchehen; anderen als dieſen können ſolche auf eingetragene 
Hopothek, und zwar dei flädtifchen Grundſtücken innerbalb der 
erten Hälfte und bet Landgütern innerhalb der erſten zwei Zeit, 
theile geliehen werden. 

2. K. der R zu D. vom 9. Detbr. 1820 (Amtsbl. S. 453.) 
bringt die F. 641, 642 in Erinnerung. 

§. 643. Die geiſtlichen Obern machen fiğ der Kirche 
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verantwortlich, wenn fie obne eine ſolche Sicherheit, als die 
Geſetze bei Verleihung der Mündelgelder aus dem gerichtlichen 
Depoſtto erfordern, in dergleichen Darlehne T$, 641, 642) wil- 
ligen. (Vergl. T. L. R. II. 18. 6. 280.) 
8. 644. An Perſonen, welche zu den oe Obern 
jebören, dürfen weder die Vorſteher noch der Patron oder die 
teste, bei eigener Vertretung, Darlehne aus dem 
Kirchenvermögen machen. 
$. 645. Sollen Capitalien für die Kirche aufgenommen Bon Schul 
werden, fo ift dazu der Beitritt des Patrons oder Kirchencol⸗ e Ka 
je, oder in beider Ermangelung, der Gemeine oder deren Mes Vire- 
präfentanten nebſt der Genehmigung der geiftlichen Obern er- 
forderlich. 
Anmerk. V. d. R. zu M. v. 8. Auguſt 1815 (Amtsbl. 1815. 
S. 341) bringt den $. 645. zur ſtrengen Befolgung in Erinne- 
ung und weifet bie Superintendenten und Erzpriefter an, gleidh 
1 auf Arm Deet ibe 
gang befonderes Augenmerk zu eichten, und da wo ettwa fernerhin e 
gegen diefe Merwaltungegrunbfäge gefehlt witd, ber Reg. davon 
unverzüglich Anzeige zu machen. ` 
5. 646, Wer obne diefe Erforderniſſe in ein foldes Dar- 
lehnsgeſchäft ſich einläßt, der erlangt daraus ein Recht an die 
Kirche und deren Vermögen, nur in ſo weit, als er die ge⸗ 
ſchehene Segen zu ihrem Nugen nachweifen kann. 
Anmerk. Vergl. A. E. R. 1. 13. 8.274. 720. d. Tit. 
$. 647. In die Veräußerung eines Kirchenguts muß, au: Grundstücke. 
ber dem Patron, wo dergleichen vorhanden it, auch die Ge- 
meine, durch ihre zu beftellenden Repräsentanten, einwilligen. 
Anmerk. Vergl. $. 219. 
$. 648. Keine Veräußerung aber kann obne vorberges 
gangene Unterſuchung und Approbation der geiſtlichen Obern 
und ohne Erlaubniß des geiſtlichen Departements im Staats- 
minifterio gültig geſchehen. 
8. 649. 5 Erbverpachtungen oder Austhuung gegen Erb- 
zins if die Einwilligung der geistlichen Obern hinreichend. 
Anm 1. Nach dem N. d. Suk W. v. 3. Tuguſt 1821 (abged- 
in den Erg. und Erläut. der Preuß. Rechtsb. v Gräff, Koch ıc. 
Tol 1 Abthl. 3. S. 042) ift bel Erbverpachtungen die Einmil- 
E ganzen Gemeinde durch zu beſtelende Repräsentanten ere 
forderlich. 
Es kommt, wis es in dem R. heißt, nicht auf die Beantwort. 
der Borfrage, ob die Wererbpachtung eine Art der Veräußerung 
fei, vielmehr, Lediglich auf die Interpretation der Sé. 647 — 049. 
II. 10. LES und darauf an, ob das A. L. N die Wererbr 
pachtung eines Kichenguts der Veräußerung in ſoweit gleich 
fege, daß auch bei der oben. wie bei der Wegter der Patton 
12° 
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und To durch ihre zu beſtellenden Mepräfentanten einwil⸗ 
tigen müffen. 

Die vorhin erwähnten S. 647—649 bilden ein Ganzes. In 
dem F. 647 werden die Erforderniſſe angegeben, weiche zur Gül⸗ 
tigkeit einer jeden Veräußerung eines Kirchenguts nothwendig fein 
follen. dem 8 648 wird hinzugefügt, daß die $ 647 anges 
führten Erforderniſſe noch nicht genügen, fondem daß eine vors 
hergehends Untersuchung die Approbation der geift. Odem u. die 
Erlaubnig des geiftlich. Departemente hinzurreten müffen. Wenn. 
nun der $. 649 hinzufügt: „zu Erbverpachtungen z.” fo ſcheint 
es unbebenktich, daß hierdurch ausgedräckt werden foll, mie zwar 
das letzte Erforderniß (die Erlaubniß des geiftl. Departements) 
ausgeſchloſſen fein, in Abſicht aller übrigen in den vorber⸗ 
gebenden beiden Së. angegebenen Exforderniſſe aber 
die Vererbpachtung der Kirchengrundſtücke ihrer Ber 

Außerung gleich geſetzt werden folle, 

Die Materialien zum A. L. N beftärigen diefe Auslegung, 

2. Diefer Auslegung ift das Staatsminifterium gleichfalls beigetreten, 

* mie das Refer, des M. d. e ac Angl. v. 5. Jan. 1943 Nro. 
28418 (in act. d. R- zu 8) mittheilt. 

proteſſe. $. 650. Wenn die Kirche wegen ihrer Güter und ihres 

Vermögens in Proceſſe Kos wird: ſo liegt der Betrieb 


ee . we obs n 1% 
1. Ju ter, v. ug. 1822 (p. K. cb. 
B. Da Deogejen De hangt I AC. 
1. A. L. 


Bb. 20. S. 35 
nicht aber Fiskus zuzulaſſen. Denn nach §. 778. II. T 
N. gebührt dem Pfarrer die Verwaltung und der Niszbrauch ber 
Pfartgliter; dieſes Verhältniß bringt es aber mit fih, daß derſelbe, 
unter Zuziehung des Propeietars, auch ſolche Prozeſſe führe, welch“ 
die Erhaltung der nutbaren Gerechtſame der Pfarre bett 
Da die Pfarrgüter einen wenn gleich abgefonberten Toeil der Air 
Hengüter ausmachen, fo. verfteht es fidh. biernadh von felbft, daß 
nur die Kirche und deren Vertreter die Gerechtſame des Propries 
dars wahrzunehmen haben und daß der eventuelle: Eintritt des 
Fiecus für die felbige auf die Rechte unnd Pflichten des Pfarrers 
bei einem ſolchen Prozeſſe von keinem ib fein kann. 
. 8 „O. v. 30. Juni 1928, mitgetheilt durch Refer., d. Finanz 
M. Jui 1828 und R. des geiſtl. Min. v. 20. November 
K. Ann. 1828. S. 046. und 1010); Den Mandata⸗ 
rien des Fiscus, welche durch Geſchicklichkelt und Mühe zu einem 
Omg Seet, Deg baden, tönnm die ihnen angemwiez 
fene andatariengebülhren belaſſen werden, und find fie außer⸗ 
dem befugt, diefe vom Gegentheil zu erſtattenden Gebühren node 
mals für ſich einzuziehen. 

8. 651. Der Patron muß die Vorfteher in Ausführung 
und Vertheidigung der Kirchengerechtſame unterftüßen. 

. 652. Soll die Kirche Klägers Stelle vertreten: fo 
müſſen der Patron und die Vorſteher, noch vor dem Anfange 
Ve n die Approbation der geiſtlichen Obern darüber 
einholen. 
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653. Unterlaſſen fie dieſes, fo wird der Proceß auf 
ihre A und Kaſten geführt, und der Kirche kann daraus 
kein Nachtheil erwachfen. 

$. 654. Auch wenn die Kirche ven andern rechtlich be- 
langt wird, müſſen der Patron und die Vorſteher den geiftlie 

chen Sam davon fofort Anzeige 15 
Anm. 1. Juſt.⸗M.⸗Reſer. v. 17. Septbr. 1835 (v. K. Ann 

Ge S. 090): Die Gerichtsbehörden haben in allen Prozeffen, 
in taten Sichen, oher anders, ME, Bum De; 
auf aden ben Kirchen gënt Stiftungen mé, Snflicute 
Zë oder Ge: wem, e eue Königliche 

jerung 

0) ben Rage» Bunter Gre. Zus Sint vn 
suit der Bn befanne yu, machen. un 

) bei, d. Mittbeilun Gene an d. Parteien zugleich 

eine delten c des des Ertenntniſſes 
nm E 

für dieſe ee können nur Gopialien für Red- 
ei der Kirche n. pt werden, wenn derſelben e? de 
Sparteesipeit Geh "E durch B. d. DLO. 
b. 30. Septbr. 1935. Amtebl. 1835. S. 2623 duch d. 8 
DOES, zu Inſterb. v. 2. Oetbr. 1835. Amtsbl. S. 850). 

2. Elte. Refer. v. 12. März 1830 (b. K. Ann. 1830. ©. 102) 
veranfoßt die Reg, wenn in Proceffen, weiche katholiſche Kiechen 
oder andere binfichtlich ihrer Vermögens- Beauffichtigung den Kir- 
chen 1 0 bann, de, l Stiftungen und Fnftitute betreffen, 
NA Mittheilung ber Klage, bie Dekenntmacung des Aa 
SE und die aha Ueberfenbung des Cra 
kenntniſſes erfolgt, dem bot, Bilchefe, als geil. Dron, wel- 
chem die unmittelbare Aufſichtsführung über die Verwaltung ber 
äußern Kirchenangelegenheiten zuſteht, von dem Mitgetheilten Kennt⸗ 
nif und dem EE E welchem die Mittheilung ausgegangen 


f, hiervon Na 
$. 655, Das Rate der geiftlichen Obern ift 
zwar zur Einlaſſung auf die Klage nicht nothwendig. 
F. 686. Wenn abet die Vorſteher dergleichen Decret 
e nachbringen! fo geht der Proceß auf ihre Gefahr und 


Anm. 1. X. G. O. Tb. I. Vit 3. 8, 10. Für Kuchen, Kë- 
fer, Schulen, ‚Hospitäler und andere Armenanſtalten und milde 
Stiftungen müffen die Berater uud Verwalter berfelben die Jn- 
2 unter Serbcterëng Maßgaben pirfönlich abwarten. Sind 

an mehrere fo ift es 7 wenn ged derben oder auch 
nur enet Vi 8. 47. n für Kiechen, Schulen, Hos- 
Ki er, Walen op Wen oder andere pia corpora 
allmachten auögeftaltt werden folen, u felbige von den Bor- 
ſtehern ober Adminiftratoren dee Eë und uit dem ihnen 
anvertrauen Siegel bedret werden. F. AB. In welchen Fallen 
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die Vorfteher zu Proceffen eine befondere Genehmigung ber ber Stif⸗ 
sung ober Dik vgl oberen Behörde beibringen märlen, 
it in den Gefegen beitimmt. Doch vertritt es die Stele diefer 
befonderen Genehmigung, wenn unter der Bollmadıt von der ober 
ren Behörde atteſtiret wird, daß die Unterſchriebenen zur Ausſtel⸗ 
lung derfelben berechtigt, gewesen. 

2. Circ. Reſrc v. 20. Jan. 1827, die Aufbringung der Gerichts⸗ 
koſten in Progeffen der Kirchen. Pfarren, Küftereien und Schulen 
oder die Geltendmachung des Aemenrechts für felbige bere. (v. K. 
Ann. 1827. S. 102 folg) ſchreibt für alle Provinzen, in denen 
das Allgem. L R. und die Allg. G. O. eingeführt find, folgende 
ee 

8 


1) die Kiechen betrifft, fo find 

a) Alle Kirchen, fie mögen fiscalifden oder Privat - Patronats 
fein, infofern fie vermögend find, fportetpflichtig; 

b) welche Kirche für vermögend zu erachten ift, muß nach g. 713. 
II. 11. d. ALR. beurtheilt werden; 

e) Kirchen, weiche diernach als arm zu betrachten find, genießen 
alle Beglinftigungen, welche die A.. O. den zum Aemenecht 
verſtatteten Parteien bewilligt, wobei es nicht darauf ankommt, 
ob der Peczeß für die Kirche von dem Patron und den Kir 
chen-Worſtehern oder von einem fiscalifchen B.edjenten geführt 
wird wie denn auch unvermögenden Kiechen von den Gerichten 
ein Rechtebeiſtand ex oMeio zuzuordnen ift; 

d) ob eine Kirche nach dem Grundfage des $. 713 l. e ms, 
mögend fei, Prozeßtoſten zu zahlen, muß von den geiftl. Odem 
in der Xuforifation zur Austellung der Klage oder zur Einlafe 
fung auf dieselbe jederzeit ausgefproden werden; 

cl wird von den Kirchen⸗Vorſtehern die Autorifation der geift. 
Obern zur Klage nicht bei deren Anſtellung und das Appro⸗ 

bationg- Decret zur Eintaſſung auf eine Klage nicht wahrend 

des Proceſſes den Gerichten eingereicht, fo geht der Proceß 
nach $. 652—656. II. 11. A. L. R. auf Gefahr und Koften 
der Kirchenvorſteher. 

2) die Pfarren und Küfereien find 

n) infofern fie vermögend find, ebenfalls ſporteſpflichtig; 

D) eine Pfarre oder Küfterei ift für unvermögend zu erachten, 
wenn bie Einnahme die etatsmäßige Ausgabe incl. der Bes 
folbung der für den Gottesdienſt angestellten Beamten, nicht 
Sei d worüber von den geiſtichen Sbern ein ech aus- 

` zuftallen ift; 

©) wenn das Kirchenvermögen, wie in ber Regel nicht der Fall 
1 der Mae ober Ae Dec 
haftet, fo muß zur un Al der Sportel- Freiheit außer 
dem sub b vorerwähnten Atteſt, auch das Unvermögen der 
Kirche auf die sub 1. d. gedachte Art nachgewieſen werden. 

&) Pforren und Küftereien, welche hiernach als arm H detrach 
ten find, genießen alle Begünstigungen, welche die A. G. D. 
den zum Armentecht verflatteten Parteien bewilligt, wobei o 
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midt darauf ankommt, ob der Proci von dem Platter oder 

Küfe oder von einem fiskalſchen Bedienten geführt wird, 

auch ift den unvermögenden Pfarren und Küflereien von den 
Gerichten ein Nechtsbeiftand ex officio zuzuordnen; 
e) hat ein Pfarrer einen Proceß nur wegen feines eigenen, geitir 
gen Jatereſſes geführt, fo falten ihm auch die Progefkoften 
zur oft, infofern er nicht fein perfönliches Unvermögen, Pro 
St zu zahlen, den Gerichten nach Worfchrift der Gefege 
nachweiſee 
T) bat ein Prozeß theils das zeitige Intereſſe des Pfarrers, theils 
die Rechte der Pfarre zum Gegenftand, fo muß eine Bertbeis 
lung der Koften nach Derhältniß des Geiberfeitigen Intereſſes 
eintreten, und rückſichtüch eines jeden Sitiefonforten nach den 
vorſtehenden Grundſätzen beurthellt werden, ob er unvermögend 
H Ba de Sen oder nicht. 
3) Del den Schulen treten überall bie sub 2. aufgeftelten 
Grundfäge ein, infofern fie von der Kirche abhängig und nicht 
etma Communal-Anftalten find und deßhalb die Prozeßkoſten von 
der Commune getragen werden müffen. 
. 657. Die Koſten können jedoch ſowohl in dieſem als 
in dem Fall des $. 653 aus dem Kirchenvermögen zurückgefor⸗ 
dert werden, wenn durch einen „ünftigen Ausgang des Proceſ⸗ 
ſes ein die Koften überſteigender Nutzen für die Kirche verſchafft 
worden. Vergl. $. 779. 
. 658. Die Vollmacht zum Betriebe eines Proceffes 
muß, außer den Vorftehern, von dem Patrone, dem Kirchen: 
collegio; ober in deren Ermangelung, von dem Pfarrer mit un. 
kerſchrieben werden. (Vergl. 8. 160 d. Lit.) 
$. 659. In Fällen, wo bie Vorsteher, der Patron oder 
die Kirchencollegla wirkliche Rechte der Kirche in Gerichten aus 
zuführen, oder zu vertheidigen beharrlich verweigern, müſſen die 
gelſlichen Obern der Kirche einen Bevollmächtigten dazu von 
Amtswegen beſtellen. 

$. 660. Die durch die ungegründete Weigerung entſtan⸗ 
denen mehreren Koſten muß der Weigernde aus eigenen Mir: 
teln erſetzen. 

$. 601. Auch wenn gegen den Patron oder das Kirchen 
collegium ſelbſt ein gerichtliches Verfahren erforderlich ift, muß 
der Kirche von den geiſlichen Obern ein Bevollmächtigter dazu 
von Amtswegen beſtellt werden. 

8. 662. Ohne Genehmigung der fäeg Obern kann Beatie. 

über Kirchengüter und Rechte kein Vergleich geſchloſſen werden. 

$. 663. Enthält der Vergleich eine Art von Veräußerung 
ſolcher Güter und Rechte: fo müſſen noch außerdem die . 648. 
vorgeſchriebenen Erſorderniſſe einer gültigen Veräußerung von 
Kirchengütern überhaupt hinzukommen. 

$. 664. Die Kirchenvorſteher müſſen inſonderheit die Gintünfte, 


Bermieten 
u. Berpade 
ten der 
Srundftice, 
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Ge und prompte Einziehung der Kircheneinkünfte 

jorgen, 

$. 665, Der 5 — des Klingebeutels oder ausgeſtellten 

Beckens gehört der Regel nach zu den Kircheneinkünften, und 

muß, nach vollendeter Einſammiung, von den Vorſtehern, mit 

Zuziehung des Pfarrers, übernommen werden. 

Anm. 3 v. 28. April 1824 (v. K. Ann. 1824 S. 412): Die 
durch den Klüngelbeutel einfommenden, außer Cours gefehten frem- 
va eu 5 i find am Hauen ee 
fe einzufenben, die fie zur Umprägung an die münze zu 
Berlin gegen Erflartun; 38 Silber: und dee D 

S. 666, Ein Ch gilt von den perſönlichen Abgaben, 
welche von Eingepfarrten oder andern, die ſich dieſer Anſtalt 
bedienen wollen, für St ag Siten nach einer 
pap Plate genehmigten an die Kirche ſelbſt zu entrich⸗ 
ten find, 

S. 667. Desgleichen von den Stellgeldern, die nach Ger 
wohnheit des Orts, für die Begräbnißplätze auf den Kirch⸗ 
höfen entrichtet werden müſſen. $ 

$. 668. Grundftüde der Kirche können die Vorſteher, 
unter Genehmigung des Patrons oder Kirchencollegii, vermie⸗ 
D Es verpachten, und die Miethen oder Pachtgelder davon 
einziehen. 

g. 609. Die Ausbieung eines ſolchen Grundfiids zur 

Miethe oder Pacht, muß allemal öffentlich geſchehen. 

S. 670. Hat die bisherige Miethe oder Pacht, oder der 
bisherige Ertrag, funfzig Thaler nicht überftiegen, und foll die 
Austhuung nicht auf längere Zeit als 6 Jahre geſchehen, ſo 
ft es hinreichend, wenn die Bekanntmachung und die Auffor⸗ 
derung der Mieth und Pachtluſtigen, fih an einem beſtimm⸗ 
ten Tage in der Wohnung des Patrons oder der Kirchenvor⸗ 
kin zu melden, drei Sonntage hintereinander von der Kanzel 

efchieht. 

Aan. Berordn. b. N. zu M. v. 2. October 1839- (Amtsbl. 
1839. S. 209. 300): Es find neuerdings Darüber Zweifel ent: 
ſtanden, ob die Vorschriften der 88. 370 u. 672 IL. 11. A. L. R. 

daß die Vermiethungen und Verpachtungen kiechl. Grund. 

ficke drei Za Dinter einander von den Kanzeln bekannt 
gemacht werden mifen,” 
durch die Aub, F. D. v. 9. September 1811 und das mit Bezug 
auf dieſelbe erlafſene ire. ⸗Reſeript v. 1. October 1811 für aufs 
gehoben zu erachten find. 

Auf eine deöhald ergangene Anfrage hat das Königl. Minſſt. 
der geifil. u. Angeichendeiten dahin entfchieden, daß die finguläre 
Vorschrift des U. €. R. in Beziehung auf Vermietung und Verz 
pachtung von Kirchengrundſtücken durch das in neuerer Zeit an- 
genommene generelle Prinzip des Circ.:Refer. v. 1. October 1811 
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8 ben ift, mithin in ben Fllen der 88, 070 u. 6 
1. b. We , J. b. Baan aer von Dat angeln mod 
Jr z 


läffig, find. 
S. 671. Alsdann kann der Contract mit dem Meiffbie- 
tenden, unter Genehmigung des Patrones oder Klechencollegü, 
von den Vorſtehern, ohne Dazwiſchenkunft der Gerichte oder 
geitlichen Obern, gültig abgeſchloſſen werden. 

Anm. Allg. Ger. ⸗Ordn. Th. L Tit. 50 F. 02. Es kann ein 
von dem Gememſchuldner geſchloſſener Pachtcontract, wenn nicht 
Bade Theile, wäh die Gubitoren und der Werpäter, Darüber 
einig find, nicht fortgefegt werden; ſondern es finden für dieſen 
Fall eben die Vorſchriften Anwendung, welche die Gefege auf den 
Fal ertheilen, wenn ein Pächter vor Ablauf der contracrmäßigen 
Pachtzeit verftorben ift. Allg. E. R. Th. I. Tit. 21 F. 366—370. 

$. 672. Soll das Grundstück auf länger als 6 Jahre 
ausgethan werden, ober überſteigt der Ertrag deſſelben fünfzig 
Thaler; fo muß, außer der Bekanntmachung von den Kanzel, 
eine Öffentliche gerichtliche Aufforderung der Mieth, oder Padt- 
luſtigen vorhergehen, e 

F. 673, Dabei müſſen die geſetzlichen Vorſchriften von 
freiwilligen Subhaſtationen beobachtet, und es muß vor dem 
Zuſchlage die Genehmigung der geiſtlichen Obern eingeholt 
werden. (Vergl. Anhang 9. 126 zu §. 222 d. Tit.) 

$. 674. Sollen Grundstücke dem Kirchenpatron ſelbſt 
vermielhet oder verpachtet werden: fo ift allemal die Genehmi⸗ 
gung der geiſtlichen Obern dazu nothwendig. 

. 675. Kann ein Kirchengut zum Beſten der Kirche 
nicht verpachtet werden: ſo ſind die eingepfarrten Gemeinen, 
wo nicht ein Anderes hergebracht ift, nur ſchuldig, die imer» 
halb der Kirchſpielsgrenzen gelegenen Grundstücke, gegen Bere 
gütigung der in der Gegend üblichen Beſtellungs⸗ und Ernte- 
koſten zu bearbeiten, und die Früchte daron einzuſammeln. 

Anm. Die hier einſcht en landrechtl. Beſtimmungen über die 
Padt- und Miethverträge (A. L. R. I. 21 8.259 folg.) find im 
Anhange No. 100 abgedeuckt. 


S. 676, Wo die Vermiethung der Kirchſtellen hergebracht Vermiethen 
der Kirchen 


iſt, da Par, ſelbige den Vorſtehern. 

Anm. Oſtpreuß. Prov.: Redt Zuf. 192. Die Vermiethung der 
Kirchſtellen muß mit Genehmigung der Geistlichen geschehen, wo 
es bisher gebräuchlich geweſen ift, 

8. 677. Sie können die Stelle an Eingepfarrte und an 
zn zum Gebrauch überlaffen, doch haben die erſten den 
erung, R 
$. 678. Die Vorſteher können die hergebrachten Kirchen: 
de ohne Bewilligung der Eingepfarrten nicht e: 
en. 


Sien, 
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8, 679. Das Bermiethen der Kirchſtelen ſoll niemals 
nach Art einer öffentlichen Berſteigerung geſchehen. 

Anm. Die V. d. R. D G. v. 17. April 1817 (Amtsbt. 1817 
&.237) macht die Kirchen- Goflegien und Kirchenvorſtehee auf den 
$ 679 aufmerkfam. h 

8. 630. Bei neu errichteten Kirchen muß die Verthei⸗ 
lung der Stellen von den Vorſtehern, unter Beiſtimmung des 
Patrons oder Kirchencollegü und Genehmigung der geiftlichen 
Sbern, nach Klaſſen oder durch das Loos beſorgt werden. 

8. 681. Wo nach beſonderen Verfaſſungen Kürchſtelen 
gewien Perſonen oder Familien erblich verliehen find, da 
können die Eigenthümer dieselben an Andre vermiethen, und 
zum Gebrauche einräumen; auch fie auf ihre Nachkommen 
vererben. 

$. 682. Dagegen können fie das Eigenthum weder unter 
Lebendigen, noch von Todes wegen an Andere übertragen. 
Anm. 1. Nach e Beier v. 25. Oetbr. 1817 (v. Kamptz Jahrb. 
8.10 © 238) en def $ nicbt blos auf nen emm. 
tite Kirchen. Kirchenſtelen, einem Coneurfifer zugehörig, können 

nämlich nur inſofern eigenchaͤmlich übertragen werden, als eins 

Veräußerung Überhaupt durch die befondere Lekal⸗Verfaſſung bes 

ginfliget wird, und die Riedhenvorfteher derselben nicht widerfpre> 

chen. Dagegen libet es kein Bedenken, daß folde Kc teen nach 

Bulaffung des g. ei des Aug. L. N. zum Velten der Goncurs- 

maffe an Andere bermiethet werden können. 

2. R. v. 10. April 1935 (Erzänz, und Ert, der Preuß. Rechts⸗ 
bücher von Gräff, Koch e Th. L Abrheil, 3 S. 644 folg.) ber 
Dam, daß ein Prozeß zwichen der Kirche und einem Prätenden= 
tem, welcher durch die obt. Verleihung ein Recht auf eine Nir- 
hmftele erhalten zu haben behauptet, begleichen zwichen zwei 
ade das erbliche Beſitzrecht an ſich für Gg 
zu erachten ift. 

18. 683. Wenn der Eigenthümer einer ſolchen Stelle ohne 
Nachkommen ſtirbt, oder die Parochie verläßt: ſo fällt die 
Stelle an die Kirche zurück. 

Anm. 1. Refer. v. 7. Juli 1800 (N. Arhiv Bd. 1. S. 2000 
genehmigt die von der Regier. zu Emmerich erchellte Vorbeſchei⸗ 
dung v. 20. Juni 1800, weiche dahin geht, daß, in ſoweit die 
ehemaligen: Glieder dee S. Parodie, weiche jet eigene Parochien 
haben, annoch zur S. Kirche jura stolae entrichten, ober die 
Kirchen bedienten dafür entfchädigen, fie nicht für ſolche angenom» 
men werden können, welche die Parochie gänzlich verlaffen baben, 
und deshalb ihre erbliche Stellen der Kirche nach dem A. L. R. 
Il. 11. $. 683 überlaffen müſſen, daß fie aber z 

j folde auf keinen Fal nadh $. 682 eigenthümlich weder unter 

Lebendigen noch von Todeswegen an andere übertragen; 
2) wohl aber nach S. 081 auf ihre Nachkommen vererben, auch 
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während diefes Nachts andern in ihren Erbbegräbniffen: begta / 
Si zu dch verftatten können. Wobei Zo E 
3) von felbft verſteht, daß in den Kirchen felbft nach MWorfchrift 
des A. L. R. 5. 184 0. a. O. keine Leiche beerdigt, ſondern 
nach dem $. 185 ihnen für die in den Kirchen ſelbſt beſeſſenen Faz 
milienbegräbniſſe andere ſchickliche Plätze in dem von der Reg. u. 
Kammer genehmigten Begräbnißorke angewiesen werden mülen. 

2. Juftiz⸗Min.⸗ R. v. 2. Decbr. 1841 (Min Bl. 1842 ©. 13), 
die Dispofition der Kirchen über Erbbegräbniſſe nach dem Abs 
gange der zu denfelben berechtigten Perfonen (. Anhang No. 101. 

3. Bergt. Allg. L. R. Th. I. Tit 9. 8. 625. x 

S. 684. Kirchſtühle, die Jemanden in Rückſicht feiner 
Würde oder feines Amtes angewieſen find, können von ibm 
an andere auf keine Weiſe überlaſſen werden. 

Anm. Verordn. König sb. d. 23. November 1778. Ee ift 
wegen der Site, Stände und Chöre in den Königl. Patronats 
Kirchen als ein gemeines Normativ feftgefegt, daß zwar in ſolchen 
Kirchen entweder ein Stand oder ein Chor, nachdem es wegen ber 
Freguenz nötig ift, zum Gebrauch der Königl. Dffigianten, mit⸗ 
bin auch der Beamten und Forſtbedlenten, jedoch von lebten nur 
bis zu den Förſtern, frei bleiben; nicht minder die Chöre und 
Stände, weiche den Hauptämtem gewibmet find, den Gliedern 
der JuftigsGollegien, wo derglelchen vorhanden find, fo wie die 
Stände für die Dotſſchutzen zum freien Gebrauch gelaffen; alle 

übrigen Stände und Chöre aber, wenn nicht befondere von ben 

Regierungen confirmirte Werfchrelbungen vorfanen, zur Piete 
ausgethan werden follen, Dbgleich den jest lebenden Beamten 
ohne Ausnahme, gegen Grlegung des gewöhnlichen Sitzgeldes, die 
bisher inne gehabten Stände oder Chöre ad dies vitae verbleiben 
mögen: fo müſſen felbige doch gleichfalls, fobal ein Amt erledigt 
wird, mittelſt einer Bicitation fofort anderiveitig vermiethet werden. 

a, 685. Kirchſtühle, die einem Haufe oder Gute für be. 
ſtändig zugefchlagen find, gehen mit biefem Grundftüde zugleich 
auf jeden Beſitzer deſſelben, auch wenn er einer andern Reli⸗ 
gienspartei zugethan ift, über, 

Anm. Oſtpr. Prov. ⸗Recht. 3. 193. Kiechſtelen, weiche einem 
Haufe oder Gute beſtändig zugeſchlagen find, muß jeder neue Bes 
figer, obne Rücksicht, ob er feinen Vorgänger beerbt oder nicht 
berrbt hat, durch Eklegung der jeden Oris hergebrachten Summe 
von der Kirche von neuem Löfen. 

9. 686. Die bei der Kirche vorkommenden ordentlichen Ausgaben 
und beſtimmten Ausgaben, find die Vorſteher, ohne weitere aus d. Se 
Ridtfrage, auS, den, Kischenmittein auen befugt, . 

$. 687. In Anſehung der außerordentlichen Ausgaben 
hingegen, ſollen bei jeder Kirche gewiſſe Summen, nach Be⸗ 
wandniß der Umftände, von den  geiftlichen Obern beftimmt 
werden, welche die Vorſteher nicht ohne Genehmigung des 

Patrons oder Kirchencollegi, und diefe nicht ohne Approbation 
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der 5 Obern überſchreiten dürfen. (Vergl. 5. 700 ic. 
b, Sit.) 


Anm. 1. Oſtpr. Prov. Net. 3. 194 (zu §-687.) In Dft- 
de ln ane g 1 Abe e on gd — 
(uegaben von me Genehmi 
gelte Deren nit Ge Se? SCH 
2. Lemans Weſtpr. Prov. R. f. 1148. Bei Kirchen adeligen 
Patronate bedarf es in außerorbentfichen Ausgaben aus dem Kh 
5 ohne Unterſchied des Betrages, keiner Einwilligung 
. Oberg. 
Séng, 5.088, Bei jeder Patochialkirche find gewiffe Termine 
legung. D Ee Gi in welchen die Vorſteher von ihrer Adminiſtration 
echni 
2 


legen müſſen. 
nm. K. O. v. 10. Mai 1814 (Gef⸗Samml. 1814 ©. 30 
Ich beſtimme: daß das bisherige Rechnungsjahr vom 13. Juni 
bis zum letzten Mal aufgebeden und dom 13. Januar 1815 ab 
bei fümmtüchen Kaffen und Fnftituten in allen Provinzen meines 
Königreichs das Rechnungsweſen nach dem Kalenderjahre geführt 


werde. 
$. 689. Bei Patronatkirchen gebührt die Abnahme der 
Rechnung dem Patron, und muß auf deffen Verlangen in feir 
ner Behaufung geſcheben. 
Anm. Lemans Weſter Prov. Recht. g. 1139. Die Mechnun⸗ 
gen der Kirchen Königl. Patronats in den Städten werden der 


Dunn Geen und mit dem Abnahme⸗ Protokoll der geift- 
lichen Ober⸗ 


tigt. 

3 002. it die Kirche keinen Patron: fo müſſen die 
Vorſteher dem Kirchencollegio die Rechnung ablegen, und fin. 
det auch dabei die Vorſchriſt $. 601 Anwendung. 

$. 693, Iſt auch kein Kirchencollegium vorhanden: fo 
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muß die Rechnung den von ber Kirchengemeine bazu ernannten 
Deputirten abgelegt werden. 
$. 694. In allen Fällen iſt der Pfarrer, auch wenn er 
nicht Vorſteher wäre, bei der Rechnungsabnahme zuzuziehen. 
6. 695. Die geistlichen Obern müſſen von Amtswegen 
darauf halten, daß die Rechnungslegung zur beſtimmten Zeit 
gehörig erfolge 

Anm. Ueber die Einfenbung ſummariſcher Ertracte aus dem Jagres⸗ 
technungen der ermländiſchen katholischen Kirchen und milden Stifa 
tungen. enthalten die Reſeripte v. 24. März, 10. und 28. 
April 1783, v. 20. Juni 1813, 12. Dctbr. 1835 u. 6. Ja- 
nuar 1837 die nöthizen Bestimmungen. S. diefe: Referipte im 
Anhange No 102. SE 8 ES 

$. 696. Bei Gelegenheit einer jeden Kirchenviſſtation muß 
der Erzprieſter oder Inſpektor die, feit der lettvorhergehenden, 
legten Rechnungen nachſehen, und einen Extract, in Ans 
febung der A H von Einnahme und Aus- 

‚abe, den jen ern einſenden. 

Kaz Der Weſtpr. Prov.-R. g. 1152. Dem Erprisfter 
oder Superintendenten liegt Blog ob, bei Gelegenheit der Kirchen» 
viſttation nachzufragen, od die Kirchenrechnung des letzten Jahres 
abgenommen und der geiflichen Dberbehörbe eingereicht fek Der 
Einfendung eines Auszugs aus der Rachnung bedarf es nicht. 

2. B d. R. zu G. v. 11, März 1813 (Amtsst: S. 182) und V. 
. N. zu. K. p. 1. Mat 1813 (Amtl. S. 294) werden die 
Pfarrer angeiviefen, die Kirchenvorfteher zeitig mit dem ermine 
der Kirchen: Bifitation bekannt zu machen, und fie aufzufordern, 
babei zu erfiheinen und der Revifion der Kirchenkaſſe beijumohnen; 
und die Superintendenten beauftragt, die Kaffe und Documente 
genau zu krvidiren und über den Befund. im Miceffe Anzeige zu 


S 

80007. Findet er bei den abgelegten Rechnungen noch 
Zweifel oder Bedenken: fo muß er die Vorſteher darüber vers 
nehmen, und die Sache den geiſtlichen Obern zur weitern Beurs 
theilung und Verfügung. anzeigen. 

, 698, Die Rechnungen von Königl. Patronatkirchen, 
imgleihen von denzenigen, worüber Magifträten oder Kom- 
munen in den Städten das Patronatrecht zuſteht, müſſen an 
das Conſiſtorium zur Reviſion, und wenn die jährliche Eins 
nahme über fünftundert Thaler beträgt, von dem Conſiſtorio 
an die Oberrechenkammer eingeſendet werden. 

Anm. I. Nach einem Nefer. d. K. Min. d. geift, Unteres 
u. Mebizinalz Angel. v. 9. Febr. 1823 follen diejenigen Kits 
chentechnungen, deren jährliche Einnahme die Summe von 300 
Thalern nicht Überfteigt, den Köhl Lanbentts⸗Temtern und Sue 
perintendenten, zur Revifion und Dechaege übertragen. werden; Hat, 
bei wurde laut Citcul, der Königl. Meg. v. 10. 1823 noch 
Folgendes beftimmt: 
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1) Jedes Kirchen⸗Collegtum fendet die Kirhenzechnung mit 
der angehängten Witlwencaſſenrechnung und den Belyn, die 
Rechnung in duplo in den erften drei Monaten nach Ablauf des 
Rechnungs- Jahres an den Superintendenten ein. Dieſer deprüft 
folche, wie bisher geſchehen und der hiefigen Verfoſſung gemäß ift, 
zuerft, und Dër fib dabei vorzüglich auf örtliche Eineichtung 
und bie in jedem Kirchſpiel eintretenden beſonderen Verhaltniſſe 
ein. Er nimmt darüber eine Verhandlung auf, welche er ſammt 
der Rechnung in duplo mit den Belägen und dem Etat, dem 
Königl. Landrathsamt zur weitern und eigentlichen Reviſion eins 
fendet; hat ein oder das andere Kirchencollegium die Rechnungen 
nicht an dem feflgefegten Termin eingefandt, fo bleibt es Sache 
des Superintendenten, die Säumigen zu erinnern und ihnen ei» 
nen Termin zu fegen, nach deffen fruhtlofen Ablauf aber dem 
Landrathsamte Anzeige zu machen und demſelben die Beiforderung 
der Rechnung zu überlaffen. Bei Neviften der Rechnung felbit 
vertritt das Landrathsamt ganz die Stelle der Königl. Regierung- 
Won jeder Kirchentechnung muß noch ein ſummariſcher Extract in 
den der Art, wie von dem Mediar-Paronatkicchen jährlich eine 
fandt, von dem betreffenden Stiechencollegio angefertigt, mit der 
lachentechnung gleichzeitig eingeſandt, und dieſer Ertract, dom 
Königlichen Landrachsamt mit dem Zeichen der Zeiten verz 
Ha, 9 9 Juni jeden Jahres zu unferen Acton einge⸗ 
werden. 


erden, 5 
21 Sede Rechnung muß nach dem von uns beftätigten Etat 
enau angefertigt, alle gegen Denfelben vorkommende keflänbige 
eniger» Einnahme und Mehra Ausgaben, fowie auch die eptrae 
orbinairen Einnahmen und Ausgaben müffen mit bo Xppror 
ballen jufifiiet fein, daher, wo folche mangelt, deren Beibringung 
bei Revifion der Rechnung allemal monist und auf deren Bei- 
beingung, beftanden werden muß. 

2. Gite Verf. d. R. zu R. v. 7. Debt. 1836 Nro. % R. ©. 
au Nro. 5: Bei den in biefem Fabre gehaltenen vielfachen Kirs 
deg, Schut⸗ und Stiftungskaffen» Revifionen hat fid ergeben, daß 
i ware de Kade Drbnung gehalten und 
über Nichtigkeit des Kaffenbeftandes nicht zu aller Zeit fofort bie 
erfordert. Ueberzeugumg gegeben werden kann. Es müffen daher 
vom 1. Januar k. Y. ab überall vouftändige Koffentücher (Jour⸗ 
nal und Manual, einzeln oder in Verbindung] geführt, für prompte 
Einziehung der Einnahme und Betreibung der Rete geforgt und die 
Kaffe in folcher Ordnung geführt werden, daß fie in jedem Augenblic® 
nach dem jede Einnahme oder Ausgabe nachweſſenden Journal 
übersehen werden kann. — Die Herren Superintendenten u. Des 
kane haben dies durch die Kaffenvertvalter in Ausführung bringen 
zu laſſen und bei ihren ordentl. u. auferordenti. Revifionen, fo 
wie bei gelegentl Aniefenbeit fid) von der ordnungs mäßigen Forts 
Führung der Bacher Uebergrugung zu verfchaffen. 

. B. d. R. zu G. v. 14. Januar 1832 (Amtsbl. 1832. S. 47) 
mr bie Gegen, Eolagln Ken. Patronats an, De von ihnen 
gelegten Rechnungen in den bekannten Terminen an den Spe: 


191 


intendenten des Kreiſes einzuſenden, welcher dieſelben dann mit 
feinen Bemerkungen begleitet entweder an uns oder bei den Rech⸗ 
nungen, deren Eat eine jährl. Einnahme von weniger de 300 
Thaler nachweſſet, nach der Bestimmung der Verf. v. 19. Fult 
1830 an das Kreislandrathsamt zur Mevifion einzureichen. Hal. 
In Erinnerung gebracht durch d. Bin v. 23. Sepre, 1834 
WATCH 720). . 

4. B. d. N. zu ©. v. 28. April 1841 (Amtsbl. 1841. S. 75), 
das Etats- und iechnungeweſen bei den Kürchen⸗Caſſen betr. f. 
Anh. Nro. 103. 

8. B. d. R. z. M. v. 30. Deche, 1836 (Amtsbl. 1837. S. 34), 
die Nachnungs⸗ Abnahme u. Deharge betr: f: Anh: Nro. 104. 
6. B. d. R. z M. v. 14. Feb. 1839 (Amtsbl. 1839. S. 53) 
beſtimmt, daß eine jede 3 bei den Kirchen Königl. 
Patronat ven dem zu beren Leg erpflichteten angefertigt u. 
von den Geiſtl. und den Kirchenvorftshern vollzogen fpäteftens bis 
zum 1. April des nächſtfolgenden Jahres Behufs der Vorrevifion 
an die 7 Superintendenten oder Dekane einzureichen ift, Die 
Herren Defane und Superintendenten haben dagegen dieſe Rede 
nungen nach erfolgter Revifion, mit ihren gutachtl. Bemerkungen 
begleitet, entweder der Neg. zu überreichen oder wenn die etate« 
mig Einnahme, der Statt: die Summe von 300 Zi. 
üährlich nicht übersteigt, nach Inhalt der Inftr. v. 15. Juni 1836 
dem Rreislandrath dis neg den I. Mai zu communiciten. 
„Inſtrukt. d. R. zu M. d. 13. Juni 1836, über das bei Mer 
vifion der Kirchen» Coffen» Rechnungen zu beobachtende Verfahren. 
f. Ang. Neo. 104. > ` 

$. 699. Für bie Unterhaltung der Kirchengebäude und 

Geräthe müſſen die Kirchenvorſteher, nebſt dem Pfarrer, vors 

züglich Sorge tragen. 


D 

Anm, I. Voeſchr. wegen b. Bauten u. Reparatur. dei den 
Kirchen Pfarr-, Schul⸗ und Prediger» Wittwmen-Gebäuden ic. 
v. der d. zu K e. 28. October 1818 (Amtes. 1818 außeror- 
dentliche Beilage No. D zu No. 40) f. Anhang Mo. 105. 

2. B. b. R. zu K. b. 15. Mai 1820 (Amtsbl. 1820 S. 173 folg.) 
Hchendauten betr. f Anhang No. 100. 

3. Gier Verf, b. R. zu K. v. 24. April 1822, denſilbe Gr 
genftand bete. f. Anhang No 107. 

4. B d. R. zu K v 7. Mai 1820 sien 1820 ©. 153), bie 
eranfchlagung der Kirchen u. Schulbau bete. f. Anhang No. 108. 

, B. d. R. zu K. v. 2. Februar 1830 (Amtsbl S. 13), Veran: 

ſchlagung der Kirchen⸗ u. Schulbaue und Empfang des Freibane 
bolzes betr. (. Anhang No. 109, 

6. A ele w 10 v. 5 1832 Guys en die 
tecotzeitige Empfengnahme von Holz aus den Kön 
bar Anhang Mor 110, ki za 

ER at 1832 Gen ©.215 fe hie 
gitimation der jet des Holzes zu Kirchen» und Sthul⸗ 
bauten bete: f- Anhang So m.” ES 


5. 


Bau und 


192 


3, Girc-Berf. d. R. zu K. v. 23. September 1834 No. RE 
K. S, die Beranfcjlagung der Kirchen⸗ u. Schulbauten betr. 


Anhang No. 112. 
2. K. O. v. 4. Auguſt 1834, Ge it durch Rifa. v. 6. Sep⸗ 
tember 1834 Cu. K. Ann. 1834 S. 098 fog), das Verfahren 


E Kirdjenbauten und die Aufbewahrung der Kicchenkapitalen in 
reußen betr. f. Anhang No. 113. 
Bea d. R zu K. v. 4. Juli 1840 (Amtsbl. S. 115) warnt 
z und Schulgemeinden und deren Worftände vor allen 
Sener bel der ten, des Baubolzes und beffen 
Sicherstellung gegen Entivendang, und dringt gleichyeitig die Borz 
fand in Erhmerung,, 1 daffelbe, fobald es auf die Bauftele ger 
f oßgeborkt und auf Bager gebracht, wenn der Baw aber 
wegen umermarteter Hinderniſſe im nächſten Sommer noch nicht 
Lee E kann, mit einer waſſerdichten Bedachung 
werden mul 
11. B. d. R. zu K. v. 22. Januar 1824 (Amtsbl. S 32—35) 
die bei öffentl. Bau- Unternehmungen zum Grunde zu legenden 
allgemeinen Bedingungen betreffend nebft der ergänzenden B vom 
28. Februar 1824 und 13. Juli we (Amtsbl. 1824 S. 94 und 
1829 S. 204) f. Anhang Ro. 11. 
12. Girc.-Berf d. R. zu K. v. 25. Mai 1836 No. % K. S. 


Det fell: 

1) Ale Verträge über Bauten aeg, reen, 2 

Bae Pee eee u tr 
nomine der Kirche und refp. Schul E tiftung van Gë 
betr. Kirchen» und Schulvorſtande zu fliegen; und 

2) ſodann von dem Patron zu P jen; alfo in Fällen — 
m =. Patron ift — zur Genehmigung der Regierung 


inzureiche 
13. Sire: Beef b. R zu 8. v. 10. März 1837 No. % K. S. 
Bringt, bie bies untae, Ros FÈ u 12 angeben Berorömumgen 
rinnerung. 
14 Ka d. R. zu K. v. 14. 1 1827 (Amtsbl. S. Zil Ver⸗ 
wendung des Stempels bel Bau⸗Entriptieſe⸗Verttägen betr. . 
Anhang No. 115. 


1. Regulativ für die Beardektung des Kirchenbautefens im 
Departement der Regierung zu Marientwerder vom 15. Januar 
1818 (Amtsbl. we folg.) J. Anhang No: 116. 

2. B. b. d. zu M. r. 17 Märg 1826 Datt, S. 100), die 
Kirchenbauten bete. f. Anhang No. 117. 

3. Die vorſtehende B. unter No. 2 iff durch die B. v. 14. April 
1823, 25. Juli 1834 u. 6. April 1836 und 7. November 1840 
Amt. 1828. S. 1445; 1834 S. 220; 1836 S. 118) 1840 
Duc 355 wiederhole in Erinnerung gebracht. 

4. B d. R. zu M. v. 19. Januar 1827 (Amtsbl. S. 
Dine zën, Nee darf von den Sch 


Ge 
5. B. SC zu v. 10. October 1897 (Amtsbl. S. 335) 
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ftimmt, daß die Abfuhr des auf Königl. Se aſſignirten Baus 
685 . an ar dor dem 1. April erfolgen ma 

v. 12 Juni 1820 Ge S. cg) enthält 
9 20 Ri eg, wie die unter A No. 11 allegirte B. b. 
u K. d. 13. Juli 1829. 

AS. u M v. 31. October 1833 (Amtsbl. S. 200) bes 
Wa a Berechnungen des Werthſtempels zu Bau⸗Entre⸗ 
eg lediglich der vertragsmäßige Lieferimgswerth der 
Materialien als Norm angenommen werden muß. 

8. B. d. R. zu M. v. 15. Juni 1837 (Amtsbl. ©. 186) enthält 
die nämlichen Beſtimmungen, wie die unter A No. 14 allegirte 
Vd. R zu K. v. 14. d 


1. Regulativ für die Sage des Kirchenbauweſens im Depar⸗ 
tement d Regierung zu Dania v. 13. Jull 1824 (Amtsbl. 
2. 55 bail Antang No. 118. 

2. D. V. v. 15: Mai 1830 u. 18. Juni 1836 (Amtsbl. 1830 S. 228 
u. Die, 303) bringen das dhe. Bau-Reyul. in Erinnerung. 


Zu San 12 8 die Behandlung des Kirchen⸗ u Schulbauweſens 
eg.» Bezirt Gumbinnen vom 4 September 1825 (Amts⸗ 
Sr ec) 1 0 9 f. Anhang No. 110. 

d. R. „ b. 3. Novbr. 1837 (Amtsbl. S. 632) wegen 
a ans Ki Forſten fre zu verabfolgenden Bauhelzes f. Ans 
bang 120. 

3. PR d. N. zu G. e. 24. Januar 1833 (Amisbl. S. 135), 
Neu- u. de. 0 e ae an Kirchen u. Schule 
55 betr. L Anh. Nro. 121. 

8 d. N zu G. v. 10. Decbr. 1810 (Amtsbt. S. 322) ber 
ët: daß nf Be Landräthe nur, wie bisher, die Eicitatids 
nen abhalten und die Contracts- Entwürfe aufftellen, die Kirchen 
Collegien dagegen die Ausfertigungen der Contracte nach den von 
Be et dë erwartenden Aufträgen für jeden einzelnen Fall ber 
engen Din 

zu G. v. 28. Aprit 1820 (im, S. 449) die An⸗ 
GEN d Zug Ae ausgeführte Kirchen⸗ u. Schuldau- 
ten betr. ſ. Anh. Nro. 122. 


1. Ueber die Gebühren der wé Baubeamten, bei Beranſchlagun⸗ 
gen von Kiechen⸗ u. Schulbauten enthalten En jen 
a) Refer. v. 30, Januar 1917 und in Folge deſſen W. d- 
R. zu K. v. 17. März 1817 (Amtsbl. 1817. S. 138.) ſ. An- 
hang Neo. 123. 
b) N. v. 14. September 1818 und in Folge deſſen B. d- 
N. zu K. Y 16 Detober isis (Amtsbl. 1819. S. 434) f. 
Anh. Neo. 124. 
e) GEN v. 7. Juli 1837 Nro. 6233 IV.. Siehe Ane 
hang Nro. 125. 
d) V Z R. zu G. v. 10, Decbr, 1818 (Amtsbl. 1818 
bone, dd. b. Oé u. Eë chu ` 13 


Unterfüs 
chung der 
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S. 922) ſtimmt dem weentlichen Inhalte nach mit d. Berorbn. 
der Regierung zu K vom 13. Oetbe. 1818 (litt. p.) überein. 
e) B. d. R. zu D. v. 23. October 1818 (Amtsbl. 1818 

S. 430) ift weſentlich gleiches Inhalts mit der V. d. R. zu K. 
v. 13. October 1818 (litt. b.) 

2. R. v. 6. Mai 1825 (v. K. Ann. 1825 S. 400) beſtimmt, daß 
20 bei denjenigen Bauten, wofür bie Koſten nicht die Summe von 
50 Thaler erreichen, keiner Veranschlagung bedarf. 

2. R. v. 2. Auguft 1836 (v. K. Ann. 1830 S. 72 und bekannt 
emade. durch die Circ.⸗V. d. R. zu K. v. 20. October 1836 
to. 5% I) erneuert die vorſtegende Vorfchrift und bestimmt, 

daß in den gedachten Fällen die Anfertigung der Anfehläge durch 
Bauhandwerker gegen Remunsration unzuläfftg fei, vielmehr bie 
Zahlung der Koften auf die Yiguidationen der Handwerker ze. fes 
doch nur nach vorbergegangener Prüfung und Feſtſteüung durch 
die Baubeamken erfolgen foll- 

F. 700. Bei vorfallenden Bauten und Reparaturen 
muß dem Patron oder Kirchencollegio jedesmal Anzeige gemacht 
werden. 

$. 701. Wo kein Patron oder Kirchencollegium vorhan⸗ 
den ifi, mögen die Vorsteher kleine Reparaturen, welche zehn 
Thaler nicht überſteigen, bloß mit Zuziehung des Pfarrers, ohne 
weitere Rückfrage, veranſtalten. 

$. 702. Sf eine höhere Summe erſorderlich: fo muß 
dem Inſpector oder Erzprieſter davon Anzeige gemacht werden. 

$. 703. Dieſer kann, wenn die Koſten unter funfzig 
Thaler betragen, und er bei angeſtellter Prüfung kein Beden⸗ 
ken findet, den Bau oder die Reparatur ohne Rückfrage ger 
nehmigen. 

$. 704. Sollen aber zu einem Bau, oder zu einer Re- 
paratur, mehr als fünfzig Thaler aus dem Kirchenvermögen 
verwendet werden: fo 5 allemal, auch wenn ein Patron oder 
Kirchencollegium vorhanden ift, die Genehmigung der geistlichen 
Obern erfordert. 

$. 705. Dieſen muß der Erzpriefter oder Inſpector, nach 
angeſtelter Unterfuchung, darüber berichten, und einem von 
Sachverſtändigen aufgenommenen Koſtenanſchlag beilegen. 

$. 706. Ft von einem neuen Anbaue, oder von einer 
Erweiterung der Kirchengebäude die Rede: ſo muß, ohne Uns 
terfchieb der Fälle, die Approbation der geistlichen Obern eins 
geholt werden. 

$. 707. Die geiftlichen Obern müſſen die Nothwendig 
keit des Baues prüfen, und die Art deſſelben beſtimmen. 

Anm. K. O. v. 21. Auguft 1822, mitgeth. d. CirsNefe. v. 1. Okt 
1822 (v. K. Ann 1822. ©. 640.) u. B. 5. R. zu M. vom 
12. November 1822 (Amtsbl. S. 453): Bot jedem Neubau eie 
ner Kirche muß der e an dem einen Ende derſelben gegen 
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Morgen gerichtet, die Kanzel aber an einen Pfeiler feitmärs gee 
Delt werden. 8 8 

8. 708. In allen Fällen, wo über die Nothwendigkeit 

oder Art des Baues oder der Reparatur, oder wegen des dazu 

zu leitenden Beitrages, unter den Intereſſenten Streit entſteht, 
müffen bie geiffichen Sbern, die Sache gütlich zu reguliren, 
fo angelegen fein laffen, 

F. 700. Findet die Güte nicht fett: fo müſſen fie die 
rechtliche Entſcheidung des Streits an die weltliche Obrigkeit 
verweiſen, zugleich aber feflfegen, wie es inzwiſchen mit dem 
Baue oder der Reparatur gehalten werden fol. 

Anmerk. 1. K. O. v. 18. Febr. 1805, mitgeth. durch R. v. 4. April 
1805 (Rabe Bd. 8. S. 207): Wegen der Beiträge der Einger 
pfarrten und Compatronen muß der Kirchen» und Pfarr- auch 
Schulbau nicht aufgehalten, fondern vom Ober-Confifterio, wenn 
Streit darüber entſteht, ein provfſotiſcher Verthellungeplan beftimmt 
und obne gerichtliches Verfahren erequiret, denen aber, Bie damit 
nicht zufrieden find, der Wen Rechtes dagegen nachgelaffen werben. 

Sieft, bes Juſtize M. v. 21. Jan. 1817 (v. K. Jahrb. 
Bb. 9. S. 8.) Es find darüber Zweifel erregt worden, weiche 
Bebörde bei Bauten und Reparaturen der kathollſchen Kirchen, 
Pfarren u. Schulen d. Interimiltieum nach Vorſchiften d. A. L. R IT. 

11. §. 708.— 10. und 750. zu regullren habe. Dies Bedenken 

wird baber im Einverftänbniffe mit dem K. Min des Innem da 

Sin eufhiden, Daß gedachte Angelegenheit zum Beffort der af 
rungen gehört. 

des Juftiz- Min. v. 22. December 1820 (Erg. 

. der Pr. Rechtsb. v. Gräff, Koch ꝛc. Thl. J. Abth. 3. 

S. 647. folg): Was die Einwickung der geiftl Oberen u. ep, 
der Gerichte nach den beſtehenden Gefegen anlangt, fo bin 
ich mit Ew. ic ganz darin einperſfanten, daß den erſten in der 
That eine felbftfländige, von der Beuscheitung der Gerichte unabr 
bängige Einwirkung und Beftimmung zuftehe, inſofern es auf 
Anordnungen bei dem Kirchenbau ankommt, welche das Tutereffe 
ter Kirche entweder gebietet oder ausfchließt. Cine ſolche Befuge 
nif, das Erforderliche innerhalb der hierdurch gegebenen Schran⸗ 
Ep beftimmen, hat der $. 707. ausdrücklich feſtgeſatzt. 

ie 88. 208. u. 709, ſprechen allein von dem Falle: wenn 

ein Streit unter den Interelſenten entfteht. 

Dergleichen Streitigkeiten fnd allerdings durch diefe geſezlſchen 
Beſtimmungen an den Michter gewieſen; es verftet Dé doch 
von felbft, daß nur von ſolchen Streitigkeiten die Rede fein kann, 
die tuner hald der Grengen fattfinden, welche ber Licht. Bw ge⸗ 
bietet und die geiftt. Oberen beſtimmt haben. 

4. R. vom 23. Auguſt 1828 (v. K. Ann. 1828. S. 683), das 
Verfahren in Streitfällen über bie Beltragepflichtigkeit zu den kirch⸗ 
lichen und Schulbauten betr. f. Ant ro, 120. 

5. Refeript dom 16. Juli 1820 (p. K. Ann. 1829, S. 522.) 
beſtimmt, daß bei Ging des Interimiſtiet in Streitfällen 

13% 
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mm ſolcher Erweiterungen der kiechlichen oder Schulgebäude, 
5 folcher neuen Anlagen derſelben, für deren wl keit 
die Regierung entſchieden dat, die Kaſſenvertheilung in gleicher Weſſe 
anzuordnen fei, wie bei Reparaturen der Gebäude in ihrem bereits 
beftehenben. Umfange- 

6. R. vom 18. Auguft 1831, die Leitungen bei Kirchenbauten u. 
die Anordnung des Interimifticum betreffend (in act. d. N. zu 
Königsberg.) f- Anhang Nro. 127. 

7. Reſer dom 24. October 1831 (in act, d. R. zu R), das 
"Verfahren bei Reparaturbauten betr, f. Anhang Mro 128. 

8. R. vom 25. April 1836 (v. K U. 1896. S 355): Das Refer. 
des General» Dirett. vom 28. Februar 1805 Überläßt der Verwal⸗ 
tumgsbehörde die Execution des von ihr regulitten Interimiſtikums 
nur zu dem Zweck, um die ungeſdumte Ausführung des Baues 
zu bewirken, kommt es nicht mehr auf die Ausführung des Baues 

, an, da derſelbe bereits vollendet ift, fondern auf die Wiedererftats 
tung eines zur Beftreitng beffelben geleifteten Worfchuffes, fo fteht 
hierüber, wie in jeder andern Privatfache, der Rechtsweg offen. 

9. CR. vom 29. October 1836 (v. K. Ann. 1836. S. 814), 
das Reſſort der Regierungs»Abtheilungen bei Regulirung eines Jn- 
teeimifticums in Kirchen, Schul⸗ und polizeilichen Bauz Angele- 
‚genpeiten. f, Anhang Nec. 120. ; 

10. K. O. v. 30. März 1843 (der R. zu K. durch Doers Pröfidiale 
Erlaß vom 5. Auguft 1843 Nro. 5355 mitgetheilt) beftimmt, daß 
ag bei der bisherigen Einrichtung, wonach in freitigen Kicchen- u. 
Schulbaufachen das Interimifticum von ben Ubtbeilungen der Mer 
gerungen für bie Kirchenverwaltung und das Guisch regufirt 
wird, mit der Maßgabe ferner belaſſen werden foll, daß die Rez 

jerung- Präſtdenten auch in dieſen Sachen nach Vorschrift der 

„ Inſtruelten vom 23. October 1817 und der K. O. vom 
21. Decbr. 1825 No. I. und VI. die Beſugnig haben, zum Be⸗ 
buf der Feſſtelung des Interimiſttcums die Berathung des Ple- 
nums eintreten zu laffen. 

Ah, Giro Reſor. des geifkt. u. Minifteriums v. 12. Decbr, 
1843 Nro. 24282 (in act. d. N. zu K.), das Verfahren del Re- 
gulirung der Inkerimiſtika in ſtreitigen geiftt- u. Schulbauſachen. 
f Anhang Nro. 120. a. 

Weber diy F. 710. Wo in Anſehung der Koſten zum Baue und 

‚Koften zu zur Unterhaltung der Kirchengebäude, durch Verträge, rechts⸗ 

"mt: | Fräftige Erkenntniſe, ununterbrochene Gewohnheiten, oder be⸗ 
fondere Provinzialgeſetze, gewiſſe Regeln beftimmt find, da hat 
es auch ferner dabei fein Bewenden. 

Anmerk. 1. Refer. b. 18. Jan. 1822. (v. en Ann. 1822. 
S. 114.) Der Fiscus hat, wo er nicht vermäge des Patronats 
ëtt zu Kirchen, Pfarre u. Schulbauten verpflichtet it, als Grund- 

Senchüömer keine Berpfüchtung, zu denselben beizutragen. Dieſe 
Ben ade ift nämlich keine Reallaft , und He nicht auf jeden 

t über; fie IR vielmehr dene n die nur pum Get 
nach dem Gott unter denen, die an und für ſich biefelbe 
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übernehmen müſſen, vertheilt toird. Der Fiscus fieht aber in gar 
keiner Parocialverbindung und fann niemals als Eingepfarrter 
angeſehen werden, da er nach dem im 8. 1. Dit. 1a. Th. II. des 
Allg. L. N. von ihm aufgefteikten gefeplichen Zant unbedenklich 
nicht Mitglied einer Kirchengeſellſchalt fein kann. Dies ergiebt 
fih ans den in 8. 10 und 11. diefes Titels aufzeſtelten Begriffen 
der Kirchengeſellſchaft ganz klar, fo wie denn auch ferner der in 
dem g. 237. beffelben Titels gegebene Begriff einer Parochie deute 
Dé zeigt, daß ber Fiscus nicht zu irgend einer Parodie gehören 
tann, fondem nur der Verwalter und Pächter der fiscalifchen 
Grundſtücke, aber auch dieſe und ihr Gefinde nur für ihre Perſo⸗ 
nen und obne eine Verbindlichkeit des Fiscus bier zu vertreten 
Snibſt die Vorſchrift des 8.732. findet daher auf den Fiscus gar 
teine Anwendung, weil fie vorausſckt, daß der Patron Überhaupt 
als Eingepfarrter angeſehen werden kann, was aber bei dem Fis⸗ 
cus, feinem Begriffe nach nicht möglich ift. 

2. Allg. L. N. Th. II. Tit 14. 8. 1. Alle Arten der Staats 
drett, weiche aus dem Beſteusrungsrechte, aus dem beſondern 
Staatseigenthume, den nugbaren Regalin und anderen Staats- 
abgaden fliefen, werden unter der Benennung des Fiscus Sept, 
fen, und haben befondere Worzugsrechte. 

3. R. d. R. zu K. v 17. Januar 1821 (Amtsbl. 1821. S. 82.), 
Beiträge des Fiscus zu Bauten betr. f. Anhang Nr. 130. 

4. Refer. v. 27. Decbr 1796, die Koſten bei Kirchenbauten in 
Wesir. betreffend (Leman, Weftpr. fron A. Bd. II. S. 385.) 
ſ. Anhang Nro. 131. r 

5. Dekanntmachung des Dberpråfidii vom 3. September 
1825 (K. Amtebt. S 337; G. Amtsbl. S. 605; D. Amtsbl. 
S. 580; M. Amtsbl. S. 393.) : Des Könige Maj. haben mit- 
it C. O. vom 24. Mal d. J. nachgegeben, daß zur Verſtärtung 
des Baufonds der Domkirche Frauenburg in der zu derſelben ger 
hörigen Diözes eine Kathedrale Abgabe von 17% Silbergrofchen von 
jeder Taufe, Trauung und Beerdigung erhoben werden foll. — 
Es iſt am zweckmäßigſten erachtet worden, daß die Erhebung dies 
fer Abgabe vom 1. Sanınr 1820 ab; bei Gelegenheit ber Ge. 
bung der Stolgebühren durch die Pfarrer gefhebe und Hr fo: 
dann den Betrag vierteljährlich, alfo den 1. Aprit, 1. Julius, 
1. October u. 1. Januar mit dem Verzeichniſſe der vorgefallenen 
Amtshandlungen an den betr. Defan oder Erzprieſter abljefern, 
welcher hiernächſt den Betrag aus dem ganzen Dekanate eben fo 
an das Domkapitel zur Dereinahmung der Domkirchen⸗Kaſſe ab- 
zuführen bat. — Die Jer Borgefegten der Eutholifchen Ries 
chen zu Oliva, Elbing, Königsberg, Drangowsky, Memel, Schil⸗ 
gallen und Heiligehlinde, da fie keinem Dekan oder Erzprieſter 
untergeotbnet find, werben bie beregte Kathedralabgabe, mebft den 
Nachweiſungen der ettwanigen Ze, unmittelbar an das Dom: 
Gapitel zu Frauenburg abliefeen. 

Um die Anbäufung von Meften wo möglich zu vermeiden, witd 
den Geifitichen empfohlen: 
1) darauf zu halten, daß diefe Beiträge bei jeder Anmeldung 
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von Taufen, Trauungen und Beerdigungen von den Nachſuchen⸗ 
den gleich eingezogen werden; 

2) Wann Umftände nöchigen, von dieſer Beſtimmung abzuge⸗ 
ben, was jedoch bei Trauungen äußerft felten vorkommen dürfte, 
dale Beiteäge nicht unmittelbar niederzuſchlngen, fondern 
darüber beſondere Reſtnachwelſungen, mit Angabe des Namens 
der Neſtanten, des Reſtbetrages und bei Taufen des Geſchlechts 
des Täuflings anzufertigen und diefe Nachtvelſungen mit den Beis 
trägen vierteljährlich an die Defane oder Ergpriefter einzufenden, 
die alsdam die Beiträge nach einer ſummarſſchen Anzeige der 
Meſte aue ihrem Sprengel an das Domkapitel zu Frauenburg zur 
weiteren Beranlaffung, zu befördern haben. 

S. 711. In foweit aber, als es an dergleichen beſondern 
Beſtimmungen ermangelt, finden nachſtehende allgemeine Bor- 
ſchriften Anwendung. 

$. 712. Die Kosten zum Baue und zur Unterhaltung 
der Kirchengebäude, müſſen hauptſächlich aus dem Kirchenver⸗ 

mögen genommen werden. 

$. 713. Es darf aber davon nicht mehr verwendet wer- 

den, als ohne Nachtheil der aus der Kirchenkaſſe zu beſtreiten⸗ 
den jährlichen Ausgaben geſchehen kann. 
SE de Ee ek, Dei die Rite 
je, ine m, aber auen jährlichen Ueb 
bag fo muß nach Verhältniß diefes dee in 
Baue und zur Unterhaltung der Kirchengebäude Geld aufgenom- 
men werden. 
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mame erwiefenon Arbeiten, demſelben nicht zu dam in dem An⸗ 
ſchlage Ver e vollen Betrage, ſondern nach dem Verhält- 
niß des Minder⸗Gebotes gegen den Anfchlag ausgezahlt werden 
follen, wie diefes (chom bisher bei vorkommenden Greng 
der Entreprameure beobachtet worden ift. Wenn z. B. ein Bau 
auf die Summe von 1000 Thlr. veranſchlagt, bei der Li 
aber zu 300 Zär in Cntreprife übernommen ift, und die Baus 
tevifion ergibt, daß die Kesten der wirklichen Kusführung nach 
den Anfehlogepreifen berechne, nue 650 Thlr. betragen würden: 
fo darf nicht disfe Summe, fondem nur ber aus dem Verhältniß 
von 900 - 1000 fich ergebende Betrag, d. h. in dieſem Falle die 
Summe von 763 Thlr. ausgezahlt werden. — Zur Bermadung 
von Weiterungen fol künfüg in den abzuschließenden Entreprife: 
Contracten dieſes Reductionsrecht jedes Mal zur ausdrücklichen 
Bedingung gemacht und ſolches vorbehalten werben, 

8. 714. Auch müſſen bei Landkirchen die Eingepfarrten 
in jedem Falle, ohne Unterſchied, die nöthigen Hand» und 
Spanndienſie unentgeltlich leiſten. 
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Anmerk. I. Oſt⸗ Preuß. Prov.-Recht B. 196. beftimme: 

. 1. We Stadt und Enndgemeine zu einer Kirche einge 
parkt find, hänge es von der Wahl der Isgtern ab, fatt des von 
ihnen zu tragenden Antheils der zu Gelde angeſchlagenen Hand- 
und Spanndienfte, die Dienfts ſelbſt zu liften. 

8. 2. Die Rönigt. Vorwerkshufen, fo lange fie als folde be- 
nutzt werden, und wenn fie vorher keine andere Qualität gehabt 
baben, wie auch die Dienſifuhren der Königl. Unterbebienten, find 
von den Dienften zu Kiechendauen und Reparaturen befreit. 

L. 3. Die urſprüngüchen Vorwerkshufen des ober der Güter, 
worauf bas Patronatrecht haftet, werden zu den Hand und 
Spanndlenſten nicht zugezogen, wenn der Patron Holz, Steine, 
Biegel und Kalk giebt. 

2. R. v. 19. October 1836: Nro: 20514, (in act. b. Reg. zu K.) 
ift damit einer anden, daß die analoge Anwendung der Vorſcheif⸗ 
ten bes A. L. N. IL 7. bei Vaftimmung der zuläffigen Entfer- 
nung für die den Eingepfarrten aufzufegenden Fuhrdienfte fid) recht- 
fertigt. In legterer Beziehung kann aber nicht bei dem 8. 384. 
I. c. fiehen geblieben werden, fondern es müſſen den Eingepfarr- 
ten auch daſelbſt weiter nachfolgenden geſetzlichen Vorſchriften 

a 367 — 389. zu Gute kommen, wonach fie berechtigt find, auch 
innerhalb des Umkteiſes von 6 Meilen die Auswahl der an einem 
näheren Otte habhaften Baumaterialien vor den entfernteren zu 
verlangen, wenn der Preis der erſteten, bei deren tauglicher Quar 
lität, nicht um ein Viertel den lateren Überfteigt. Auch bat a 
kein Bedenken, hierbei die auf dem Guts-Lerritorio felbjt vorhan- 
denen Materialien, falls ſolche nach der Bewirthſchaftungs⸗Ord. 

zum Verkaufe bisponibel find, nach Mafgabe des dafelbit 
übtichen Preifes ebenfalls in Berüdfichrigung zu ziehen. 

3. Vergl. A. L. R. 1. 22. §. 238. und 239: Wenn ihm (dem 
Holzungs⸗ Berechtigten) aber fein Bedarf in einer fo entlegenen Ges 
gend angewieſen wird, daß die Herbeiholung deſſelben mehr als 
eine Tagereiſe erfordert: fo muß der Eigenthümer des Waldes, 
auf geſchehene Anzeige, Dé gefallen laffen, daß der Holzberechtigle 
Dë fein Bedürfniß mehr im der Näbe-amfchaffe, und dazu ben 
Wert) des angewieſenen entlegenen Holzes mit verwende. 

Will der Eigentümer dies nicht geſcheben laffen, fo muß er 
dem Berechtigten, ftatt des Holzes in Matur, den Werth nach der 

orſt⸗Taxe entrichten. 

4. Leman Weftpr. Prov. Redt: 

$. 1158. Die Königlichen Vorwerkshufen, fo lunge fie als 

ſolche benutzt werden, und weber vererbpachtst, noch an Bauern auè- 

gethan find, imgleichen die Dienſthufen der Staatsbenmten find von 
den Dienften zum Bau und zur Ausbesserung der Kirchen befreit. 
$. 1159. Eine gleiche Befreiung ſteht den Vorwetksbufen 

derjenigen Güter zu, auf weiche das Patrongtrecht haftet, H 

§. 715. Die Vertheilung der Hand- und Spanndienſte 

unter die Eingepfarrten muß nach eben dem Verhältniſſe ge- 

ſchehen, wie bei Gemeinedſenſten. 
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Anmert Allg. 2. R. Th. I: Tit. 7.8.38. In im die 
Gemendlenſte mit Gefpaun zu verzichten find, mäffen. biefelben 
von den damit versehenen Gemeingliedern allein bejorgt werden. 
8. 30. In wiefern die darunter micbzgriffenen Danddienfte nur 
von den mit keinem Geſpann versehenen Gemeindegliedern oder 
von allen angefeffenen Wirthen ohne Unterſchied zu verrichten find, 
ift hauptsächlich nach den jedes Oris beſtehenden Verträgen oder 
hergebrachten Gemohnheiten zu beftimmen. F. 40. Im zweifel 
haften Galle wied vermuther, daß die bafpannten Adterbefiger nur 
bei ſolchen Arbeiten, bei welchen zugleich Spanndienſte vorfom- 
men, von den Handbienfien frei find S. Al. Die Leitung der 
gemeinen Spanndienfke geſchieht nach Verhältniß der Klaſſen, in 
welche bie befpannten Ackeebeſſzer, als Bierſpänner, Dreifpänner, 
Zweifpänner 1. ve, an jedem Oete eingetbeilt werden. F. 43. Die 
Handdlenſte bingegen werden nach der Zahl der dazu verpflichteten 
Wirtbe vertheitt. F. 43. Die baaren Gelbausgaben werden in 
der Regel nach dem Verhältniffe der Inndeöherrtichen Steuern 
Aufgebracht, F. 44. Unangefeffene Dorfseintvohner find zu folden 
Gemeinlaften, wovon blos die angeſeſſenen Wirthe den Vortheil 
sieben, beiqutragen nicht ſchuldiz. 

$. 710. Eingepfarrte, welche nicht zu der Gemeine des 

Dorfes, wo die Kirche liegt, gehören, oder aus irgend einem 

Grunde von den Gemeindienſten frei find, müſſen dennoch zu 

den Hande und Spanndienſten bei Kirchenbauen und Repara- 

turen beitragen. 

$. 717. Ihr Verhältniß dabei wird, in Anſehung der 

Handdienſte, nach der Zahl der Familien, fo wie in Anfehung 

der Spanndienſte, nach dem auf ihren Stellen angeschlagenen 

oder gewöhnlich gehaltenem Geſpanne beſtimmt, 

§. 718, Zu unentgeltlicher Leitung von Arbeiten, welche 

kunſt⸗ oder handwerksgemäße Kenntniß erfordern, ift, auch bei 

Kirchenbauen und Reparaturen, kein Eingepfarrter verpflichtet. 

$. 719. Bei Sladtkirchen werden dis erforderlichen Hand- 

und Spanndienſte zu den Dee Koſten geichlagen, 

Anmerk. Berge. $ 714 d. Tit. 

8. 720. Iſt das Kirchenvermögen zur Beſtreitung der 
| Rofen, ganz oder zum Theil nicht bim eſchend: fo mug der 
Ausfall von dem Patron und den Eingepfarrten gemeinſchaft⸗ 

lich getragen werden. 

Au merk J. Oſt⸗Preuß. Prov.⸗Recht 3. 197. beflimmt: 

S. 1. Bel unvermögenden preteſtantſſchen Kiechen giebt ber 
Patron Hol Steine, Ziegel und Kalk. 

ch dann e E. Patronats Ken, pn 
fie auch vermögend find, wird bas Bauholz aus Königl. Forſten 
Ge und ohne Pflanz-, Stamm» und Anwelſegeld ver⸗ 
abfolgl. = 

(SOſt⸗Preuß. Prov.Nedt 3 12, Die Jahreszeit in wel⸗ 
cher Bauholz nur im Äußerften Nothfall oder nur in Gegenden, 
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die den Winter hindurch unzulänglich find, geſchlagen werden barf, 
Sies, fh vom Anfange des Donats Wee WE gum Cabe bes 
September. Die Zeit vom 1. October bis zum 1. März, in 
weicher das Baußelz gefällt werden barf, heißt Die Wavelzeit.) 

. 3. Sind dergleichen luthetiſche Kicchen unvermögend, fo 
werden Steine, Ziegel und Kalk aus den dazu beſonders beſtimm⸗ 
ten Königl. Fonds bestritten. 

F. 4. Alle übrigen Baumaterialien und den Arbeitslohn bez 
zahlen die Eingepfarrten dergestalt, dag, wenn das Kirchenbern⸗ 
gen zur Beſtreitung eines Theile der Koſten hinreicht, die den Ein⸗ 
gepfarrten zur Loft fallenden Kosten daraus vorzüglich vor dene. 
nigen zu beeichtigen find, die der Patron übernehmen muß, 

8. 5. Wenn der Patron außer dem Gute oder den Gütern, 
worauf das Patronatrecht haftet, noch andere Gruntſtücke in der 
ees befit, fo muß derfeibe in Abſiche der Legtgedachten Grund- 

üde nach eben dem Verhältniffe, wie die übrigen Eingepfarrten, 
in en 5 bezeichneten Koften beitragen. 

F. 6. Die Hospftalgüter find in der Regel von dem Beitrage 
nicht befreit, 

$ 7. Bei deutſch⸗reſormirten Königl. Patronatkirchen em. 
den, wenn fie unvermögend find, alte Baukeſten durch Königl. vom 
Kirchen⸗Directorio ausgewickte Anweiſungen beſtritten. 

90 8. Bei den Eatholifchen Kirchen im Ermlunde werden in 
der Nigel die Baus und Unterhaltungskoften von dem Patron u. 
den Cingepfarrten gleichmäßig nach dee Hufenzabf getragen. 

R. v. 13. Sept. i810. (p. K. Ann. Bd. 1819. S. 72 

1) Aus den eratsmäßigen, für das Kirchen⸗, Pfate⸗ und 
Schulwesen ausgefegten Fonds dürfen einzig und allein nur solche 
Zahlungen gelsfiet werden, welde gefehlich oder vermöge der bez 
ſtebenden beſondern rechtlichen Verpflichtungen dem Fiscus als 
Patron oder Grund herren zue Laft fallen; außer den baren Kor 
ſten müſſen auch ee Ausgaben aus tiefen Fonds beftritten 
werden, welche in den Fällen, wo die freie Verabreichung des Bauz 
Holzes aus den König, Foeſten nach der Localität nicht ftatt fin- 
den tann, zum Ankauf des Holzes aufgewendet werden müffen. 

2) Eine Unterftligung der Gemeine foll in der Regel nur dergestalt 
fett finden, daß ihnen von den zu Kirchen, Pfarr und Schul⸗ 
bauten wirilich zu erborgenden Copitafien der Zinfen auf einige 
Zeit aus einem, feiner Höhe nach bereits beflimmten, Fonds, jez 
doch nur in dem Falle eriviefener Hülfadedürftigkelt, bit werden. 

3) In beſondern Fällen ift das Minifterum ermächtigt, aus 
einem, feiner Höhe nach auch ſchon beftimmten, Fonds kleine Uns 
tierftügungen zugugeftehen; außerdem bleibt die Bewilligung als 
eine Önadenfache Se. Majeftät dem Könige vorbehalten 
R. v. 20. Decbr. 1823, (o K. Ann. Bd. 1823. S. SO. r.) 
beitimmt, baf von jet an bei einer jeden im Wege der Gnade 
bewilligten Unterftügung zu Kirdens, Pfarr» und Schul dauten, 
welcher Art dieſelbe auch fei (alfo Kollekten, Natural⸗Bewillgun⸗ 
gen aller Art 16, mit eingefchloffen), die zur Tragung der Koften 
xe. verpflichtete Gemeine ie. die Gnadendewilltzung nicht eher Übers 


202 


tiefen erhalte, als bis biefelbe zu Protokoll erklärt, daß fie bie 
betr. Bewilligung, als im Wege der Gnade erfolgt, ausdrücklich 
anerkannt. Bel ftädtifden Gemeinen, bei welchen die-Gonvoca- 
tion der ganzen Gemeine Schwierigkeiten haben dürfte, wird es 
lügen, das betreffende Anerkenntniß vom Kirchenvorſtand aus⸗ 
tellen zu laffen: Das Original dieſes Protokolls iſt zu den At 
zen der Mönigt. Regierung, beglaubigte Abschrift zu dem Kirch. 
Archiv zu bringen. 

4. Circ.-R. v. 2. Novbr. 1837 (v. K. Ann. 1837. S. 961. folg.) 
die Unterſtützungskoſten für Kirchen-, Pfarre und Schulzwecke aus 
Staatsfonds deten. Gin Goen aus biefem Refeript ift durd 
die Eire⸗Berf. der R. zu K. v. 20. April 1839 Neo. 4%. K. S. 
den Landräthen mitgetheilt. f- Anhang Nro. 132. a. b. 

5. Cir.⸗Reſer. v 13. Septbr. 1842, (Min.⸗Bl. 1843. O. 00. 
folg.) die Vorbereitung der Anträge auf außerordentliche Unte 
ftügungen zu Klechen⸗, Pfarr- u. Saaten betreffend, mitges 
theilt von der Reg. zu K. mittels Circ. vom 10. Februar 1843 
Mro. % K. S. den Landräthen und Bau⸗Inſpektoren. f. Ane 
bang Nro. 133. a. b. e. 

6. R. des geift e Min. vom 0. Novbr. 1843 Nro. 21280. 
(in act. der R. zu K.) entſcheidet, daß die Koſten des Grabens 
und Sprengens der zum Pfarrdau erforderlichen Feloſteine auf 
den Königl. Patronatsbaufonds zu übernehmen find. Die Anfor⸗ 
derung der Gemeinde ſtatt der Luftſteine zu den kneten Män- 
den gebrannte Ziegel zu nehmen, erledigt Déi Faber, daß die Kö. 
igt Dber-Bau-Deputation in dem revidirten Anschloge die Luft- 
7 für genügend erachtet hat. Was die Zurichlung der Feld- 

beine anbetrifft, ſo iſt bereits in einem an die Neumärkiſche Kam- 

mer ergangenen SHofreferipte vom 22. Fannar 1806 anerkannt 
worden, daß diefe Koflen dem Patcon obliegen und muß da das 
Meumereiſche Povineialtacht in gleicher Art, wie das Oftpteufie 
fe, dem Patron bie Lieferung der „Steine“ ahne weiteren 
Beifag auferlegt, der für die Neumark anerkannte Grundſatz auch 
in Oſtpreußen gleiche Anerkennung finden. 

$. 721. Kein Eingepfarrter kann ſich dieſer Verbindlich 
keit entziehen, und wer eine doppelte Parochie hat, ift in beis 
den dazu verpflichtet. Vergl. $. 739. 

Anmerk. 1. R. v. 21. Oetör. 1818, (o. K. Ann. 1818, S. 10 40.) 
Wenn ein Königl. Domainen-Gut unter Vorbehalt des Patro- 
mattedht6 verpachtet oder verkauft wird, fo muß der Erwerber au- 
ber dem Beitrage zu den Patronatslaſten, zu den Kirchen und 
Pfarrbauten wë Verhältniß feines Guts beitragen. 

2. Vergl. $. 207. d. Ti. 

8. 722, Auch diejenigen, weiche nur vermöge eines ber 
fondern Privilegii vom Pargwange der Parochialkirche ihrer 
Neligionspartei befreit find, müffen dennoch von ihren im Kirch. 
ſpiele eigentlich innehabenden Grundſtücken zum Bau und zur 
Unterhaltung der Pfarrkirche beitragen. 
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Anmerk. wa S. I. und 2. des Ebietsfvom 30. Yuti 1789. 
F- Anhang No. 3. 
$. 723. Auch Gafgemeinen, welche zu einer benachbarten 
Kirche gewieſen worden, (Vergl. $. 294.) müſſen dazu Beitrag 
leiſten. 
$. 724. If die nothwendige Reparatur während der geit 
ihrer Verbindung entſtanden; ſo können ſie ſich dieſer Pflicht 
durch Bieherbtremmung von der Kirche, auch bei ſonſt vor- 
zip erheblichen Gründen einer ſolchen Trennung nicht 
entziehen. 
$. 725. Sind mehrere Kirchen nur unter einem gemein- 
schaftlichen Pfarrer vereinigt: fo dürfen der Patron und die 
Eingepfarrten einer jeden ſolchen Kirche nur zur Unterhaltung 
ihrer eigenen Gebäude beitragen. 
$. 726. Sind aber mehrere Haupt: und Silialgemeinen 
zu einer gemeinſchaſtlichen Kirche geſchlagen; fo find (mm: 
liche Patrone und Eingepfartten zu deren Unterhaltung verpflichtet. 
a, 727. Hat der Patron einer zugeſchlagenen Mutter⸗ 
oder Filialgemeinde, bei ber Zuſchlagung, mit Einwilligung b 
E ſich dieſes Patronatrechts zu Gunſten dieſes 
etzteren gänzlich begeben; fo kann er auch bei vorfallenden 
Bauen und Reparaturen, als Patron zum Beitrage nicht ge⸗ 
zogen werden. 2 
$. 728. Iſt einem Theile der Gemeine die Errichtung 
einer beſondern Kapelle oder eines Bethauſes in einer entlege⸗ 
nen Gegend des Kirchſpiels verſtattet worden: fo muß dennoch 
dergleichen Kapelle, ſo wie die Hauptkirche, von denjenigen, die 
zu letzterer verpflichtet find, unterhalten werden. 
$ 720. Baumaterialien, welche der Patron oder die Kir⸗ 
chengemeine ſelbſt hat, müffen von ihnen zum Baue geliefert — 
werden. 
Anmerk. 1. Vergl. 8. 720. 
2. Refer. v. 21. Febr. 1840 Nro. 2004 nebft Schreiben des Fue 
ſtiz⸗Min. vom 23. Januar 1540, über die Auslegung der 88. 729. 
730. Ul. 11. A. F. R. f. Anhang Mro. 134. 


a 
Ke? 


. 730. Doch wird jedem Theile der anſchlagsmäßige 
Preis derſelben auf feinen Geldbeitrag zu gute gerechnet. I 
$. 731. Der Geldbeitrag wird, bei Landkirchen, zwiſchen 
dem Patrone und der Kirchengemeine dergeſtalt vertheilt, daß 
der SH zwei Drittel, die Eingepfarrken aber ein Drittel 
entrichten. S 


| 
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Anmerk 1. Cicc.⸗R. v. 24. November 8B Nre. 21212 


4. B. d. R. zu 


5. R. v. 16. Jan. 1841 Nro. 1442 (Min-Bl. 1841. S. 60.) bes 
ſtimme, daß in jedem beſonderen Falle, wenn die Superrevifion 
der Dispofition und des Anschlags einer zu erbauenden Orgel durch 
die Ober- Baus Deputation nöthig erachtet wird von dem Orzel⸗ 
bauer eine Zeichnung des Proſpectus oder der Anſicht des Orgel, 
gehäuſes anzufertigen, und mit dem Koſten⸗Anſchlage 3 ift. 
$. 732. Befit der Patron Ruſticalhufen im Kirchfpiele, 

fo trägt er davon noch beſonders, wie ein anderer Eingepfarr⸗ 

ter, mit bei. x 

Anmerk. Vergl. $. 710.8. D. vom 14. Futi 1830 (Gef. S. 
1836. S. 208) beſtimmt für fämmtliche Kandestheite der Mo: 
nardie, in weichen das Edict vom 14 September IS) über die 
Megulirung der gutäherelichen und bäuerlichen Merhäftniffe Gez 
ſebeekraft bat: daß fofern nicht durd) Bertrag oder techtsktäftige 
Entſcheidung ein anderes ausdrücklich feligefegt worden ift, nach 
richtiger Auslegung bes vorangeführten Edles die Gutsherren 
nicht verpflichtet find, von den ihnen bei der Regullrung zu ihrer 
Eneſchädigung abgetretenen bäuerlichen Gründflücen zu den Bau- 
und Unterhaltungskoften der Kirchen Gitt: und Säfter-Gebäube, 
fo wie der Schulhäuſee und Schünmeiſtergebude, Beiträge zu 
Teiften. 

J. 733. Wenn mehrere Patrone zum Beitrage verpflich⸗ 
tet find, fo tragen die Patrone die ihnen obliegenden zwei Brit, 
tel unter fih, nach Verhälknig ihres Antheils am Patronatrechte. 
Aumeck. Veigl. $. 720. und Buf. 197. Gs, Prov.. 

$. 734. Der nach $. 731. beſtimmte Beitrag der Ein⸗ 
gepfarrten wird unter fie nach dem Gontributionsfuße vertheilt. 

8. 735. Kirchen., Pfarr, Schul? und Hospital eder 
werden zu keinem Beiträge gezogen. 

Anmerk. 1. Beral. F. 720. 

2. Leman's Weltpr. Prov.⸗Recht: 

9. 1161. Hospftaläcker find in der Regel von den Beiträgen 
nicht befreiet, 

$. 1162. Befreit find aber die Acker der Königl. Domainen» 
vorwerke, fo lange fie dis foldhe benutzt werden und nicht in Erb- 
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pacht ausgethan oder unter Bauern vertheilt find; ferner die Dienſt⸗ 

ländersien der Staatsbeamten. x 

$. 736, Eingepfarrte, deren Grundſtücke der Contribu⸗ 

tion nicht unterworfen ſind, müſſen ihren Beitrag dennoch, 

nach Verhältniß des Maaßes und Ertrages diefer Grundſtückke 
entrichten. Ge S 

$. 737. Zu dem Ende werben dieje Grundſtücke, nach 
dem in dem Steuercataſtro für die contribualen Aecker der 
Feldmark angenommenen Klaſſen und Sätzen, durch Sachver⸗ 
Mändige gewürdigt, und ſolchergeſtalt das Verhältniß des zu 
leiſtenden Beitrags gegen die steuerbaren Grundstücke beſtimmt. 

$. 788. Eingepfarrte Gemeinglieder, die keine Grundstücke 
beſitzen, ſondern nur von ihren Nahrungen und Gewerben beis 
tragen follen, werden dazu nach eben dem Verhältniſſe ange⸗ 
schlagen, nach welchem 5 zu andern Gemeinlaſten mit den 
angeſeſſenen Mitgliedern Beitrag ten müffen. 

F. 730. Wer in zwei Kirchſpielen enen iſt, trägt 
in jedem nur nach Verhöltniß der in demfelben beſſtzenden 
Grundſtücke, oder des in demſelben treibenden Gewerbes bei. 
(Vergl. $. 721.) - e 

$. 740. Bei Stadtkirchen geſchieht die Vertheilung zwi⸗ 
ſchen dem Patron und den Eingepfarrten dergeſtalt, daß Er⸗ 
ſterer ein Drittel, Letztere aber zwei Drittel, beitragen. 

Anm. 1. Bergl. 8. 720. ` 
2, Lemande Welpe Prov: R: 

F. 1163. Bel Stabtficchen, welche zugleich. eine Landgemeinde 
haben, müſſen zur Vertheilung der Beiträge unter die Berpflich⸗ 
teten, die Koften der erfordert.. Hand⸗ u. Spannbienfte von den 
übrigen Baukosten getrennt werben. 

F. 1164. Das Verhältniß, in welchem einerfeits die Stadt 
gemeinde, anbersrfeits die Landgemeinde beiträgt, wird nach der 
Anzahl der eingepfatrten Hausväter beſtimmt. 

$. 1105. Unter Hausvätern werden alle Einwohner eines 
Difiriets oder Amtsbeſicks verffanden, welche sine eigene Wirth⸗ 
ſchaft errichtet haben. Wittwen und unverheirathete Frauensper⸗ 
fonen, welche entweder ein Grundſtück befigen oder ein eigenes Ges 
werbe treiben, oder von ihren Renten leben, werden den Hausv⸗ 
tern gleich geachtet. Eben dies gilt von Pflegebefohlenen, welche 

bal angefflen finde oder für beren Mahnung ein 
beftimmte® Gewerbe getrieben wird. 

F. 1166. Auf jeden fläbtifchen Hausvater wird der doppelte 
Beitrag zu den veranſchlagten Baukoſten gegen einen Hausvater 
des platten Landes gerechnet, die zu Gelde veranſchlagten Hand⸗ 
u. Spanndienſte werden nach Gelde unter die Hausväter der Stadt 
u. Landgemeinde gleich wertheilt. 

$. 1167. 3ft ein Kirchenpatron vorhanden, welcher bei Kir. 
SR au Koſtendelträgen verpflichtet ift, fo treffen auf 
enfelben: 
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a) ein Drittheil des auf die Stadtgemeinde vertheilten Betrages 
der Saule mit Einſchtuß der zu Gelbe berechneten ‚Hands 


u. Spanndienfte; 
ad D d 86. ouf die Landgemeinde. ënger Stee 
der Koften, jedoch mit Ausſchluß der zu Gelbe veranschlagten 
ande u. Spanndienſte. 

. 1168. Die Landgemeinde muß für die Summe, weiche 
von den zu Gelde veranſchlagten Hand» u. Spanndienften auf fie 
trifft, die teßtere felbft gegen die anfchlagemäfigen Preife fen. 

S. 1169. Die weitere Vertheilung der einerſeits auf die Stadt- 
u ambrerfeits auf die Landgemeinde treffenden Beiträge unter die 
einzelnen Mitglieder biefer Gemeinden geſchieht in den Städten 
au der Dep, auf den ‚Lande aber nady dan Gonsi 
jutionsfufe. 

S. 1170. Die Landgemeinden der Stadtkirchen find in der Re⸗ 
gel nur dann verbunden Hand: u. Spanndienſte zu Klechenbauten 
m Wien, wenn Dem. Baukoſten, mit Inbegriff der zu Gelde 
beranſchlogten Hand u. Spanndlenſte, nicht aus dem Kirchender⸗ 
mögen aufgebracht werden können. 

F. 1171. echt dazu das Kiechenpermözen nicht bin, fo muß 
der zu verwendende Beftand deſſelben ches von den zu Gelbe verz 
anſchlagten Hand: u. Spannbienften, theils von den Übrigen Bau- 
ia. 1 Benbätnig der Eummım ben Enge 

. 741. Die Vertheilung unter den Eingepfarrten geſchieht 
auf eben die Art, wie andere gemeine perſönliche Laſten und 
Abgaben nach eines jeden Orts Verfaſſung aufgebracht werden. 

$. 742. Sind Filial oder auch Mutterkirchen eingegan⸗ 
gen, und die dazu eingepfarrt geweſenen Gemeinen zu einer ans 
dern benachbarten Kirche geſchlagen worden; fo werben in der 
Regel die Mitglieder derſelben nach einerlef Grundſätzn, wie 
die Mitglieder der Hanptgemeine, zum Beitrage gm 

$. 743. Die einzelnen Mitglieder bloßer Gaſtgemeinen, 
entrichten jeder den vierten Theil deffen, was ein Contribuent 
von eben der Claſſe aus der eigentlichen Pfarrgemeine zu lei 


hat. 

5. 744. Sf ihnen aber bei der Zuſchlagung die Theilneh⸗ 
mung an dem Wahlrechte zur Beſetzung der Pfarrſtellen zuge⸗ 
ſtanden worden: fo müffen Ve auch zu den Bau- und Reparatur⸗ 
koſten der Kirche gleich den Mitgliedern der eigentlichen Pfarrge⸗ 
meine beitragen. 

F. 745. Einwohner des Kirchſpiels, die zu einer andern 
Religlonspartel gebören, müfen dennoch, nach eben dieſen 
Grundſätzen beitragen, ſobald fie fidh der Kirche, zu ihrem Gots 
tesdienſte mit bedienen. Vergl. §. 710. 3 

8. 746. Außer dieſem Falle find fie zwar zu Beiträgen 
in der Regel nicht verpflichtet. Vergl. 9. 710. n 

8. 747. Es dürfen aber auch wegen ihres Ausfalles, die 
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Beiträge der übrigen, wiber deren Willen nicht erhöht werben, 
ſondern die geiftlichen Obern müffen für die Uebertragung ci» 
nes solchen Ausfalles auf andere Art ſorgen. 

F. 748, Gleiche Grundſätze gelten auch bei der Verthei⸗ 
lung der Hand» und Spanndienſte. 

S. 740. Auf die Ausfälle, welche durch den zurückblel⸗ 
benden Beitrag ſolcher nicht eingepfarrten Gemeinglieder ents 
ſtehen, muß vornehmlich der von der Kirche nach Maaßgabe 
ibres Vermögens, zu entrichtende Zuſchuß gerechnet werden. 

S. 750. Kann der Ausfall dadurch nicht gedeckt werden: 
fo können die geiſtlichen Obern die Bewilligung einer Collette 
bei dem Staate nachfuchen. d 

§. 751. Sind gar keine andere Mittel, den Ausfall zu 
decken, vorhanden: fo muß derſelbe von den Eingepfarrten, fo- 
weit es obne ibre erhebliche Bedrückung geſchehen kann, bers 
tragen werden. 

6. 752. Hat aber die Zahl der Eingepfarrten dergeſtalt 
abgenommen, daß die noch Uebrigen, den ihnen obliegenden 
Beitrag, obne ihren zu beſorgenden Ruin nicht mehr aufbrin⸗ 
gen können: fo müffen die geitlichen Ober, unter Genehmi⸗ 
gung des Staats, eine ſolche Parochie zu einer andern benach⸗ 
barten ſchlagen. 

§. 753. Dergleichen zuſammengeſchlagene Parochien ftes 
hen in dem Werbältniffe gegeneinander als Mutterkirchen. 

754. Wie weit der Patron und die Einpfarrten der 
zugeſchlagenen Parochie, auch in Anfehung der Beſtallung des 
Pfarrers und der Unterhaltung der Kirche, ſo wie in Anſe⸗ 
bung der übrigen Rechte und Pflichten zur Theilnehmung mit 
dem Patrone und den Eingepfarrten der Kirche, bei welcher 
fie vereinigt find, gelangen ſollen, muß in dem Einigungs⸗ 
vertrage, unter Vermittelung der geiſtlichen Obern, deutlich ber 


den. 

$. 755. Soweit dergleichen Beftimmung nicht erfolgt, tre⸗ 
ten die Regeln des Geſetzes über die Verhältniſſe vereinigter 
Mutterkirchen, ihrer Patronen und Eingepfarrten ein. 

$. 756. Das Vermögen jeder Parodie wird in der Re 
gel nach wie vor beſonders verwaltet; doch muß jedes derſelben 
ur Unterhaltung der gemeinfhaftlichen Kirche, fo lange die 
Vereinigung dauert, in gleichem Verhältniſſe beitragen. 

5. 757. Die Auſſicht über den Bau und die Einfamms 
lung der Beiträge liegt den Kirchenvorſtehern ob. 

$. 758. Ber weltliche Richter kann denſelben, zur Bei⸗ 
treibung der Letztern, die richterliche Hülfe auf gebührendes Un- 
melden nicht verſagen. EN 

8. 759. Auch während eines über die Verbindlichkeit 


Aufſicht 
Gg 


Bau und 

Beſſerung 

der Kirch⸗ 
hefe. 


Unterhats 
tung bes 
KH 
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oder das Quantum des Beitrages entſtandenen Procefjes 

muß letzterer nach der Feſtſezung der geiftlichen Obern entrich: 

tet werden. 

8. 760. Wenn aber der klagende Intereſſent durch Ur⸗ 
theil und Recht von dieſem Beitrage ganz oder zum Theil 
freigeſprochen wird, fo muß demſelben das Gezahlte, nebſt Zin: 
ſen, von den übrigen Contribuenten zurückgegeben werden. 

8. 261. Die Unterhaltung der Begräbnigpläge ift ge 
meine Laft und liegt allen ob, die an bem Kirchhofe Theil zu 
nehmen, berechtigt find: (Vergl. $. 183.) 

8. 762. Erhält jevoch die Kirche Bezahlung für die Grab» 
ſtellen, ſo muß der Kirchhof aus der Kirchencaſſe auf eben die 
Art, wie die Kirche ſelbſt, unterhalten werden. * 

Anm. Oſtpt. Prop Recht. Zut 198. An den Orten, wo bie 
Eingepfareten die Grobſtellem bezahlt, und dennoch den Kirhof uns 
terhatten haben, bleibt dieſe Verbindüchkeit unverändert, 

F. 763. Der Patron ift der Regel nach zur unterhal⸗ 
tung des Kirchgofs beizutragen in keinem Falle verpflichtet, 

8. 764, Die Aniegung neuer Begräbnißpläge fol nur 
aus erheblichen Urſachen und nur unter Einwilligung der 
geistlichen Obern, ſo wie der Polizeivorgefeten des Orts, 

att finden. 

1 1. Regulativ über das Verfahren bei baul. Anlagen oder fons 
ſiizen Veränderungen der Erdoberfläche innerhalb der nächſten Ums 
gebungen der Feſlungen, p. 10. Septbr. 1828, beftätigt durch die 

„ v. 30. Septbr. ejd, an. (Gef. S 1828. S. 119 folg) 
befit im g. 17: Die Anlaje von Bie gung eiten I Me 
nerhalb der Mayons Bezirke und feloft 618 zum Fuße des Ola; 
zulsffüg, infofeen die damit verknüpften Einkichtungen den vor! 
henden Beflimmungen_entfprechend getroffen werden. Die Grab- 
bügel dürfen nur 18 Zoll Höhe erhalten, die Denkfteine müſſen 
find auf dem Boden gelegt werben; _höljerne Denkmäler und 
kleine Urnen von Stein find zuläffig, Familiengewölhe oder fonz 
fige Maffiobauten aber innerhalb det oft beiden Rayons Bez 

te unftatthaft. 7 

„Vergleiche F. 185 folg. b. Tit und die bafetbft gegebenen Er⸗ 

gänzungen. { 

$. 765. Durch dergleichen neue Anlagen fol dem Pfar- 
rer und den Kirchenbedienten an ihren bisherigen Gebühren 
nichts entzogen werden. = 3 

$. 766. In wie fern eine Kirchengeſellſchaft, welche ſich 
des Geläutes einer andern Kirche bedient, zur Unterhaltung 
deſſelben, imgleichen des Glockenſtuhls und Thurms, beitragen 
müſſe, hängt hauptſächlich von Verträgen und der bisherigen 
ununterbrochenen Gewohnheit eines jeden Orts ab. 

Anm. V. d. R. zu K. v. 2. Novbr. 1817 (Amtsbl. 1817. S. 455) 
bestimmt, daß, um die Beſchädigung der Glocken zu verhüten, 
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durch ungeſchlcktes und Überteisbenss Zënn der Angehdri- 
veer SA E befürchten ift, den Glöcknern zur Pflicht 
gemacht wird, das Läuten felo zu beforgen, welche für jeden 
Puls 3 Preuß. Groſchen fordern Dürfen. 
§. 767. Fehlen dergleichen Beſtimmungen, fo kommt es 
darauf an, ob die fremde Kirchengeſellſchaft derjenigen, welcher 
die Gloden gehören, für den Mitgebrauch derſelben etwas oe 
richte, oder ob fie ſich dieſes Mitgebrauchs unentgeldlich zu er: 
freuen habe. à 
$. 768. Entrichtet die fremde Kirchengeſellſchaft etwas 
tür den Mitgcbrauch, fo kann diejenige, weicher das Ger 
Zut gebört, zur Unterhaltung derſelben keinen Beitrag 
ordern. 
S. 760. Eben das findet Statt, wenn auch nur die 
Mitglieder der fremden Kirchengeſellſchaft für den Gebrauch 
der Glocken, in einzelnen Fällen mehr, als die Mitglieder 
derjenigen, welcher das Geläute gehört, zur Kirchencaſſe ent- 
richten müſſen. 
$. 770. Sf der Mitgebrauch ganz unentgeldlich, oder zabe 
len die Mitglieder der fremden Geſellſchaft dafür in einzelnen 
Fällen nur eben fo viel, als die eigentlichen Cingepfarrten, fo z 
müffen erſtere zur Unterhaltung des Geläutes nach eben dem 
Verhältniffe, wie letztere, beitragen. 
§. 771. Werden in dieſem Falle die Koſten aus der 
Kirchenkaſſe genommen, alfo, daß die eigentlichen Eingepſal 
ten nichts beitragen dürfen, fo muß dennoch die fremde K 
chengeſellſchaft einen von den geiſtlichen Obern billig zu bee 
ſtimmenden Beitrag leiſten. 
Anm. Circ.⸗ V. d. R. zu K v. s. November 1827, das Um: 
gießen ber Glocken betr. f. Anhang No. 138, 


Zehuter Ab ſchuitt. 
Von Pfarrgütern und Einkünften. 


g. 772. Von dem Kirchenvermögen müſſen die unmittel- Was zum 
bar zur Unterhaltung. des Pfarrers und der übrigen Kirchen. Pn aher 
bedienten beſtimmten Güter und Einkünſte unterſchieden werden. zen är: 

8. 773. Zu vom — SE die von den Parochia 
verrichtungen zu erlegenden Stolgebühren. 

P 724. Ke haben e die äußern Rechte als Ze Ss 
Kirchengüter. haupt, 
Tt, üb v. Birl u. dul Etat, 14 
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5, 778. Sie finb der Regel nach von alen Präflationen 
und Abgaben an die Gutsherrſchaft oder Stadtkämmerei, fo 
wie von den gemeinen Baflen frei. 

Anm. 1. Oſtpr. Prov. Redt, Buf- 220 . 1. Wo die Untere 
baltung einer Weges eder Dammes nach bisheriger Berfaffung 
und Gewohnheit auf Dorffhaften, welche nicht an der Straße 
belegen find, mit vertheilt, und von diefen bisher die Soften dazu 
bergegeben, oder Hand», und Spanndienſt, geleiſtet worden, da 
muß, dies auch femer geschehen. F. 2. Kuh folde Güter, die 
zur Gemeinarbeit nicht verpflichtet find, nämlich Königt. und adz 
liche Boriwerke, kölmiſche und ihnen gleiche Güter, müffen zur 
Wegebeſſetung zugezogen werden. $.3. Blos Kirchen und Pfarre 
Höfe find von der Unterbaltung der Wege oder Dämme befreit, 
aber auch nue in dem Falle, wenn fie von den Kiechenvgrſtehern 
oder Predigen felbft bewiethſchaftet werden; wogegen die Erbzind« 
befüger oder Erbpächter derſelhen keine Befreiung genießen, und die 
Beitpfchter nur vom baarn Geldbeitrage befreit find, Hand» und 
Spanndienfte aber leiten müflen. $. 4, Alle auf die nuch $. 3 
befreiten Grundſtäcke treffenden Hands und Spanndienſte ſowohl 
als Geldbeiträge müffen von der Kirchengemeine ohne Unterſchied 

der Religion übertragen werden. 
. Allg. G N. Th. Ii. 15 f. 1. Wo durch Provinzial- Gefege 
oder Dusch Gefondere Megeordnungen die Verbinbtähfeit zue Un 
berbaltung der andſteuzen näber ober anders beftimmt ift, hat es 
dabei auch in Zukunft Lëtz fein Beivenden. 
Allgem. Stroms, Deich. und Uferordnung für Df- 
preuſen und Lithauen von 14. April 1806. 8. 17. Zur 
Unterhaltung der Deiche ‚find ale Diejenigen. verpflichtet, weiche 
durch ‚fie vor Ueberſchwemmung geſichert werden ıc., blos die Kits 
ene, Pforce und Schulländerion find von den Damme in 
fofa befreit, als fie von den Geſſtichen und von den Schulleh⸗ 
tern flbjt, oder den Zeſtpächterm, bewirthſchaftet werden. F. 40. 
Die Kischentändereien, infofern fie nicht erbpächtlich oder erdzins⸗ 
weiſe ausgethan find, follen foviet als möglich, ſowohl von Hers 
gebung des Landes zu Dammſchüttungen, Grabenziehungen und 
Faiten, ats von But An der Erde zu den Dämmen vere 
ſchont Weber. $.52. Von den Beiträgen zur Socierätskaffe find 
uger den Birdane Atert welche von den Bali 
chen oder Schullehrekn ſeloſt, oder dem Zetpächter bewirthfchaftet 
werden, auch nach Diejenigen befteit, die bei etwanigem Deichauss 
reißen einen Schaden erlitten? haben, der den jährlichen Ertrag ihe 
` ve Grundſtacks übersteigt. 

Mege- Reglement 1 Weſtpreußen ul die Nitzdiſtrlete 
im 4. Mai 1700 (Lemans Weſtpreuß. Prov.⸗Recht S. 352 folg.) 
8.0, In Unficht der Predigers und Kirchenhufen wi jedoch 
Berburg feſtgeſetzt, daß. den Predigern und Kirchenvorſtehern dis 
Beſſerung der durch die Kirchen ⸗ und Pfaerhufen gehenden Wege 
nicht obllege, fonbern im Fall diefe Hufen auf gewilfe Jahre vere 
pachtet find, die Zeltpächter derfelben bie zu den Wegedeſſerungen 


p 
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fordert Stein-, Sand. und andere Fuhren, auch die Handdlenſte 

e ER aber bares Geld aufzubringen ift, hi Kicchen⸗ 
und Pfarthufen nicht mit in Anrechnung gebracht, bielmehe dergl. 
Rofen von der ganzen Gemeine ohne Unterfchied_der Religion 
legen werben follen, wo hingegen, wenn keine Zeitpächter der 
Ka und Pfarrhufen vorhanden find, ſondern gedachte Hufen 
van den Kirchenvorſtehern oder Pfarrern ſeloſt bewirthſchaftet 
werden, auch die Steinz, Sand⸗ und andere Fuhren, imgleichen 
dig Handbiene glachkaus von der ganzen Gemeinde ohne Untere 
mé dar Religion its werben mifen. In dem Ball, wo 
die Kicchen⸗ und Pfarrhufen erblich ausgethan find, müſſen die 
Eebpächter nicht nur ſämmel. Fuhten und Handbienfte bei folder 
Wegebefferung thun, fondern auch die des Behufs erfordert. Gelb- 
beiträge allein hergeben und ſolchenkaus die Gemeinden an Hand⸗ 
und Spanndlenſte zu leiſten oder bares Geld aufzubringen nicht 
angehalten werden. 
Lemans 1 V Prov. Redit Band I. S 344 folg. Die 
Geistlichkeit in Weſtpreußen hat vielfältig auf Befreiung von den 
Damme, Deich⸗ und Schlicklaſten Anfprud gemacht; wenn 
aber Verträge oder Verjährung dieſen Anſpruch nicht begründen, 
en Wée Vom See ve de de 
des 8.7761. 11. A. L. R. abgewieſen worden. Es gelten darüber 
folgende Grundfäge: 

a) die Befreiung der Kirchen und Geiſtlichen von den Domme 
und Deichlaſten, wenn fie ſich auf Vergleich oder Verjährung 
gründet, entbindet doch nur von ber_perfänlichen Theilnahme 
an den Eiswachen und Hand und Spanmdienſtenz 

b) fie findet nur ſtatt, wenn die Kirche oder Geiſtlichkeit dafür 
ae, e Bed e e de u 
richtet; 

0) fie erſtreckt fih nicht auf die det, mi Nn 
Getobeiträge zue Unterhaltung, Werbefferung und Wiederher⸗ 
ftellung der Dämme und Schlid-Anftalten; — 

d) Die Ke von den Socistätslaſten entbindet die Kirche 
und Geiftlihkeit nicht von der Pflicht ss Unterhaltung der 
Gräben, Verwaltungen, Mühlen und Schleufen in ihren eie 

Ländereien oder in den Grenzen der, Dxtsgemeins. 
won der Contribution befseiten vier Pfarchufen Föne 
nen in obigen Fällen auf Befreiung Anſptuch machen. Dei 
ber Pfarrer eine größere Grundfläche an Dienſtland in der 

eberung,, ‚fo muß er dafür verhältnigmäßig an allen Deich: 
und Schlicklaſten Theil nehmen. 
D Sind die vier Pfarrhufen vererbpachtet oder in Erbzins aus ⸗ 
gethan, fo Ca bie Befreiung auf. s 
g) Sind bie Kirchen- oder Pfarchufen, vergeitpachtet, fo gebt bie 
fien aut. ben dan: 


Befreiung von Hands und Spanı 


über, dieſer muß aber auch die Geld⸗Entſchädigung dafür zur 
Dammkaſſe entrichten. 


S. 776. Zu ſolchen Ausgaben der Gemeine, wovon der 
Dh 
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Pfarrer und die Gemeine unmittelbaren Vortheil ziehen, müſ⸗ 
ſen ſie mit beitragen. f 
$. 777. Pfarr und Küftergüter find gleich den Kirchen, 
gütern von der ordentlichen Realgerichtsbarkeit des Orts aus⸗ 
genommen. 
Anm. Ofipreuf. Prov s Recht Buf. 199. An Orten, wo die 
Kircpenbebienten dom Magiftrate beftellt werden, find auch bie 
Pfarre und Küftergüter der Gerichtsbarkeit derselben untertvorfen. 
Niegbrauh 5. 778, Die Verwaltung und der Niepbrauch, der Pfarr⸗ 
d Pfarrers. after gebührt dem Pfarrer. 

Anm. Reſeript v. 23. Auguſt 1822 (v. Kamptz Jahrb. Bd. XX. 
S. 46) In Gemaßhen diefes S. gebührt dem Pfarrer die Berz 
waltung und der Nießbrauch der Pfarrgüter; dicses Werhälmiß 
aber bringt es mit fih, daß derfelbe, unter Zuziehung des Proz 
prletars, auch folde Prozeſſe führe, welch. die Erhaltung der 
mugbaren Geruchtſame der Pfarre betreffen, Da die Pfarcgüter 
allerdings einen, wenn gleich abgefonderten Theil der Krchengüter 
ausmachen, fo verfteht es fidh biernach von felbft, daß nur die 
Kirche und deren Vertreter bie Gerechtfame des Proprietar wahr» 
zunehmen haben, und daß der eventuelle Eintritt des Fiscus für 
ſelbige auf die Rechte und Pflichten des Pfarrers bet einem fols 
hen Prozeſſe von keinam Einflufle fein kann. Der Conſiſtorial⸗ 

iscus kan mithin, obald die Kirde oder der Pfarrer eine folde 

age anftellen wollen, diefe für felbige nicht anftelten. Vergl. $. 823. 

8. 779, Der Patron und die Kirchenvorſteher fin 
dig und befugt, darauf zu ſehen, daß der Pfarrer bie Wieder 
muthſtücke ordentlich verwalte und wirthſchaftlich nutze. 

Anm. 1. V. d. R. zu K. v» 16. April 1820 (Amtsbl. 1820, 
©. 127) weifet die Kirchenkellegien an, darauf zu halten, daß die 
Felbgräben Dot in gutem Semde gehalten werden, wobei zu bes 
merken ift, daß, wenn bie Feldgräben innerhalb ber Dienfttändereien 
gezogen find, und dieſelben durchſchneiden, die Koſten ihrer Auf⸗ 

mung von den Nugnießern des Dienſtlandes getragen werden, 

daß aber dergleichen Koſten bei den anſtatt ſolcher Pforcgrenzzäune, 

zu deren Segung und Unterhaltung die eingepfarrte Gemeine vere 
pflichtet if, gezogenen Feidgeäben der Don zur Laft fallen. 

2. B. d. R. zu G. v. 2. Januar 1820 (Amtsbl. 1820 ©. 15) 

zë im Welden das nämliche an, wie dir V. ö. . Ju 

K. v. 10. April 1820 (sub. No L) 

3. V. d. R. zu G. v. 25. Juli 1825 (Amssbl. 1825 S. 352). 
Durch die den Königl. Landrathsämtern ertheilte vorläufige Dienit- 
Inſtruktion F. 49, ift denſelden auch eine befondere Aufmerkſamkeit 
darauf empfohlen worden, daß die oft zur beffern Benutzung und 
Cultur von Grundſtücken nothwendige Entwäſſe rung durch Ber 
ſchaffung der nöthigen Vorſiuth von den unterhalb liegenden Grunde 
defigern nach genauefer Cofalkenntniß und vorgängiger Unterfue 
chung mit Zuziehung ſachkundiger Männer überall foviel als möge 
lich burd gütliche Bermittelung zwifden den gegenfeitigen Interef. 
ſenten zu Stande gebracht wird. 
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Es kann hierbei nut die Abficht fein, die beſſer Benutzung 
von Grundſtücken nicht erit von dem Ausfalle langwieriger und 
koſtbarer Nechtsſtreltigkeiten, kunſtgerechter Nivellements und weit⸗ 
läuftiger Stomemifcher Unterfuchungen abhängig zu machen, fondern 
einen Jeden ſoviel als möglich überall fogli und mit dem ge⸗ 
eingften Koſtenaufwande in die freiefte Benusung feines Grund» 
ſtücks zu feen. Mir erwarten daher auch, daß die Königl. Lands 
eatheämter, da in dem Bemühn der öffentlichen Verwaltung der 
Natur der Sache noch, nur fahr wenige unmittelbare Maßregen 
Dë befinden können, um in einem Zeitpunkte, wie der gegenwëte 
tige, die bedrängte Žage der Inndiwirthfchaftlichen Gewerbe zu ere 
leichtern, deſto eifeiger bedacht fein werden, mittelbar zu wirken, 
jedes noch obmaltende Hindemiß gegen die freiefte Anwendung der 
vorhandenen Kraft in der Benutzung des Grund und Bodens auf 
gefegmäßige rt und Welse kinweg zu räumen, Sie werden das 
ber auch dieſem wichtigen Gezenſtande der landwirthſchaftlichen 
Polizei umausgefege eine ernſte Aufmerkſamkeit, wie die umſichtigſte 
Behandlung, binfort widmen, und wie hoffen, daß ihre erniten 
unausgefegten Beftrebungen zu einer gütlichen Ausgleichung der 
tvadhfeifeitigen Intereſſen von der einen, wie von der andern Seite, 
durch Billigkeit in den gemachten Forderungen und der etwa an 
gebotenen Entfehäbigungen werden unterftüßgt werden. 

Sollten diefe jedoch zu keinem genügenden Reſultate führen, 
fo verſteht es fih von ſelbſt, daß alsdann die gefeglihe Entſchei⸗ 
dung durch die beireffenten Gerichts und PoligeisObrigkeiten nach 
den Beſtimmungen des Augemeinen Lundrechts (Th. I. Tit. S 
F. 96-117 und Th II. Ti. 15, 8 243) und des Geſches vom 
15. November 1811 (Geſ. Sammlung 1811, S. 352) wegen des 
Waferftauss bei Müßlen und Berſchaffung der Vocfluth einteer 
ten muß. 

Wir empfehlen hierbei den Königl. Landrathsämtern, ſich dieſes 
Geſah feinem ganzen Inhalt nach genau bekannt zu machen; die 
forgfältigfte Auffaſſung deſſelben im Ganzen und in den einzelnen 
Beſtimmungen wird es ihnen demnächſt leicht machen, mit Sis 
cherhelt es auf die einzelnen Fälle anzuwenden Cs beflimme ger 
nau die Falle, wo die Einwickung der Volipeibehörde allein hine 
reicht, wo die unmittelbare Entſcheldung und reſp. Beſtätigung 
der gepſlogenen Unterhandlungen von der unterzeichneten Regierung 
nothwendig ift, oder der Weg der eichterlichen Entfcheidung und 
Erörterung betreten werden muß. 

jenen Fällen müſſen alle Anträge und Geſuche an das 
vorgeſeßte Königl. Landrathsamt eingegeben werden, welches vers 
pflichtet ift, fofort und, wo es geſehlich und nöthig ift, mit Aude: 
bung von Sachverſtändigen, die vorläufige Unterfuchung entweder 
ſebſt, oder in den Domainen durch die Domainenintendanten vorz 
nehmen zu laffen, und die biesfälligen Verhandlungen fo ſchleunig 
als möglich zur Entfcheidung an uns abzugeben. 

Sonſt entſcheidet in der Regel der Landrath felbft, und ſtebt 
denjenigen, weiche ſich durch feine Entfcheibung benachtheiligt glau⸗ 
den, nur der Weg der Beſchwerde dann an uns offen. 
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Die Königl. Intendanten und die Magiſträte find jedoch fo 
berechtigt als verpflichtet, in den durch die SÉ. 8—10 des mehr 
erwähnten Geſetzes näher beſtimmten Fällen, wo es blos auf all- 
gemeine Verpflichtungen aus dem Gefege ankomme, in ihrem Ge- 
ſchäftakreſſe ohne Weiteres die zur Sache dienlichen Verfügungen 
felbft_zu treffen und mit Nachdruck darauf zu halten, daß ihnen 
ein Genüge e 

Zur zweckmäßigen Ausführung der diesfälligen allgemeinen Bez 
ſtimmunzen wird hierdur Š 

1) mit Bezugnabme auf die Beſtimmung des Allgemeinen 
Land Rechts (Tb. Il. Tit. 18. F. 243.) und des Ediets vom 
28. October 1810, 8. 5, (Gef. Samml. 1810, S 95.) noch aué- 
drücklich feftgefegt, dag Lein Müller oder fanftiger Staunngsbereche 
tigter, obme befonbere Genehmigung der Regierung, Erhöhungen 
des Fachbaumes, Veränderungen des Sicherpfahls und Überhaupt 
ſolche Veränderungen in der Stauungsanlage vornehmen darf, 
wodurch das Waffer an ſich höher oder niedriger würde gehalten 
werden können, als dies früher der Fall gewefen. 

Wer derzleichen Beränderungen obne dieſe Genehmigung vore 
nimmt, oder die ihm ertheilte Genehmigung bei der Ausführung 
Uberſchreitet, verfällt in eine angemeſſene Polizeiſtrafe und ift nach 
Bewandniß ber Umſtände, wenn durch den Bau Rechte eines 
Dritten gefährdet werden, verbunden, die Waunniage nach dem 
Gutachten eines Sachverſtändigen fo weit wieder auf feine Koſten 
einzufchränfen und wegzunehmen, daß daraus Ein Nachteil weis 
ter für Erſtere entſteben kann. Insbeſondere aber werden noch 
ſämmelſche Zoe Polizeibehörden angewieſen, bei allen Haupt⸗ 
bauten oder Hauptreparaturen von dergleichen Stauungsanlagen 
von Amtes wegen darauf zu fehen, daß von dem Bauherrn eigens 
mächtigerweiſe damit Veränderungen nicht vorgenommen werden. 

2) Obgleich durch das Allg. Landrecht und das mehterwähnte 
Geſet v. 15, November 1811 die näberen Beſtimmungen des 
Edicts vom 6. Julius 1773 wegen Auftäumung der Gräben und 
natürlichen Wafſeradzüge als aufgehoben zu betrachten, und durch 
erſtere dem Ermeſſen der Polizeibehörden Überlaffen worden, hierin 
nach der Dortlichkeit jedes Mal die am kürzeſten und wohlfelften 
zum Zwecke führenden Maßregeln zu treffen, fo ift es doch noth⸗ 
wendig, daß wenigftens ein Mal im Jahre und zwar überall zu 
‘gleicher Zeit eine allgemeine Aufczumung und Kräutung der Gez 
wäffer vorgenommen wird. Wir bestimmen bigu den Zeitraum 
kurt vor Johannis, wo ber Sandmann in der Regel noch zu dem 
Gefchäfte die meiſte Muße finden wird, das Kraut bereits empor⸗ 
geſchoſſen, die Gewäſſer flach, die Ufer trocken und feft find. Es 
blaͤbt jedoch den Kandrarheäimtern überlaffen, die in Ihrem Be: 
rte befindlichen Haupt» Abzugegräben und Bäche zwei Mal des 

jahres, nämlich im Mai und im October, räumen zu laffen, und 
wie verpflichten fie zu dieſer Sorgfalt, wenn der Boden und 
die örtlichen Berhältmfje eine zweimalige jährliche Räumung für 
den Zwack nothwendig machen. 
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Auch ift es ber Erroägung der betreffenden etlichen Polipeibe: 
Hörde anheimgeſtellt, ausnahmsweife auch einen andern Termin 
zu dieſer Kräurung in ihrem Diftricte zu beſimmen, wo fobann 
aber für biefen Fall immer die befondere Genehmigung des ber 
treffenden Sandrach erforderlich ift, ber, wenn hiebei etwa noch 
ein anderer Kreis intereffirt iſt, fih fobann wegen Weier Abwel⸗ 
Gang st mit dom an ves Beten gu einigen hat 

läuternd und um jedem Mifverfkande in Anwendung bes 
Geſebes v. 15. November 1811 zu begegnen, wird hier zugleich 
bemerkt, daß die folgende Beſtimmung bes $. 15: 
aper von Grundſtücken, welche fid des auf ihren Ländereien 
ſtehenden Waſſers entledigen wollen, und deshalb nicht gütlich 
mit dem zur Stauung Berechtigten oder andern Gutsbefiger eis 
nigen können u. . w.” und der damit in genauer Verbindung 
und im Jufammlenhange stehenden folgenden 88. 10 — 34 bas 
Verfahren der Behörden in allen Fallen vorfchreiben, wo nach 
F. 106. folg. und 108. folg. im Bufammenbange mit 102 — 105, 
Tit. 8. Th. I. des Aug. Landrechts zur 6e Wirth der Vorfluth 
die Ziehung eines neuen, Verbreitung oder Vertiefung eines 
alten Abzugsgrabens oder einer alten Wafſerlettung 
nothwendig wird. Sind aber Gräben und Waferleitungen 
früher ſchon angelegt, fo teitt die Anwendung der 8. 09. 100. 
mp 101, Tie 8. Th. I. des Aug Lande. in Verbindung mit dem 
KA des Soe vom 13. November 1811, pg. ler im 
gemeinen das Verfahren der Polizeibshörden beftimmt, Berger 
ftalt ein, daß ein Jeder polizeilich angehalten warden kann, die 
über fein Eigenthum gehenden Gräben und Waſſerleltungen, wos 
durch das Waſſer feinen ordentlichen und gewöhnlichen 
Abzug Hat, binnen der möglichft kürzeſten Sc nach der Mate, 
fung zweckzemäß und vollſtändig zu räumen, wenn die zuftändige 
Polizeibehörde nicht die Räumung durch gebungene Leute 
auf feine Koſten verantaffen und den Koftenbetrag von 
ihm erecutivifdh beitceiben folt, R 

Nur die uneingeſchränkte freie Exkläcung eines Dritten, daß 
ex zu dieser Räumung verbunden und bereit fet, oder eine au- 
genblickliche vollſtändige Beſcheinigung, bag ein Dritter 
die Räumung ſtets für eigene Rechnung in vorkommenden 
Fällen bewirkt habe, kann den in der Regel zuerſt und haupt⸗ 
ſächlich verpflichteten Grundbeſizer von jener Manfregel befreien. 

ir Inpalt der betreffenden 8, des Allgemeinen Landrechts 
fo wie der $. 10, des Geſches vom 11. November 18 1 find ber 
ſonders ausführlich angegeben. 
mach haben ſich die betreffenden Landrathsüͤmter, Ortspo⸗ 
lizeibebörden und Beſiher ländlicher Grundſtücke genau zu achten; 
one: werden aber noch beſonders angeniefen, in allen Ungele: 
bd. weiche D auf die von ihren Machbaren gemünfchte 
erfir beziehen, ſich nicht unmittelbar an uns ſondern an ihre 
ichſt verordnete SPotigeioprigkeit zu wenden, indem unmittelbare 
Eingaben der Art von uns mur an letztere abgegeben werden kön⸗ 
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nen, um nach genauer Kenntniß der Dertlichkeit und nach Be- 
SC der Umſtände die weiteren Verfügungen zu treffen. 
. A. 1.8. 

F. 90. Waſſerleitungen und andere Wafferbaue an öffentlichen 
Otten und Flüſſen müſſen unter Aufſicht der Lau despolizei ges 
führt werden. 

$ 97. Beſonders darf Niemand an Öffentlichen Stüffen, wenn- 

leich auf feinem. Eigeuchume, Schleufen, Wehre, Dämme und 
Kéi anlegen ober ändern, ohne daß zuvor die Nachbarn ders 
nommen und die Einwilligung des Staats beigebracht worden. 

8. 98. Die übrigen Einſchränkungen der Rechte des Eigens 
thümers in Rücficht der öffentlichen Ströme, Hafen und Meres- 
ufer find in dem Dud von den Regalien des Staats beflimmt. 

, 99. Auch in den Privarflüffen darf, zum Nachtheite der 
Nachbarn und Uferbewwohner durch Hemmung des Ablaufs derſel⸗ 
ben nichts unternemmeh oder verändert werden, 

F. 100. Vielmehr ift der Regel nach ein Jeder, bie über fein 
Cigenthum gehenden Gräben und Kanäle, wodurch das Waſſer 
feinen ordentlichen und gewohnlichen Adlauf bat, zu unterhalten 
verbunden. 

F. 101. Sind es Scheidegräben, fo muß in der Regel die 
Unterhaltung von den beiderfeitigen Nachbarn bis zur Mitte bes 
Grabens geſchehen. 

102. Gegen das außerhalb der ordentlichen Kanäle und 
Gräben wild ablaufende Waſſer ift ein jeder Eigenthiimer feine Grund 
Mücke zu decken wohl befugt. 

$ 103. Kann jedoch der oberhalb legende Beftger,dergteichen 
Waſſer durch die auf feinem Grunde und Bodem zu machenden 
Veranftaltungen nicht abführen, fo ift der unterhalb liegende Nade 
bar felbiges anzunehmen und alfo dem oberm die Borfluth zu ge» 
ftatten, verbunden. 

$. 104. Die unterhalb liegenden Beſitzer find aber dazu nicht 
verpflichtet, fobald es einem unter ihnen durch natürliche Dinders 
wir unmäglich wird, das ſolchergeſtalt anzunehmende Waſſer wies 
der abzuleiten. 

$. 105. Doch kann auch in diefem Falle der Staat die une 
terhalb liegenden Nachbarn zu Geſtattung der Vorfluch anhalten, 
wenn die Vortheile des oberhalb gelegenen Befigers den Schaden 
des untern beträchtlich überwiegen, und Erſterer dem Lepteren bier 
fen ganzen Schaden vollſtändig zu vergüten bereit und vermögend ift. 

F. 106. Iſt zur Verſchoffung der Vorfluth die Ziehung eines 
neuen Grabens nothwendig, fo müſſen diejenigen, welche Nutzen 
davon haben, nach Verhältniß deſſelben zu den Kosten gemein, 
ſchaftlich beitragen. 

F. 107. Hat der, auf deffen Grund und Boden der Graben 
gezogen wird, davon keinen Vortheil, fo ift er zur Anlegung fo 
wenig, als zur Unterhaltung defielben, etwas beizutragen verbunden. 
, 108. Vielmehr muß ihm der dadurch erlittene Schaden, 
mit Inbegriff der durch Ziehung des neuen Grabens verloren ges 
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benden Exdfläche, nach Würdigung versibeter Suchverſtändiger er- 
fest werden. ` 

AS, Auch die neuen Brücken, wache Über dergleichen 
Gräben angelegt und unterhalten werden müffen, fallen dewjen⸗ 
zen zur Salt, zu deren Besten der Graben gebogen worden. 

„ 110. Doch muß der Eigenthümer, wenn er auch zur Mit, 
unterhaltung des Grabens oder der Brücken nicht felbft verpfſich⸗ 
tet ift; die daran fidh ereignenden Beſchädlzungen, ſobald er-fie 
wahrnimmt, den Intereffenten anzeigen. 

Wenn nach geſchehener Anzeige die Intereffenten die 
erforderlichen Reparaturen nicht zeitig genug brforgen komen oder 
wollen, fo ift der Eigenthümer dieſelben, zur Abwendung des für 
D zu beſorgenden Schadens auf ihre Koſten zu veranſtalten wohl 
efugt. 

Š. 112. Dagegen fol aber auch der Cigenthümer, dën 
dergleichen Graben oder Brücken, durch fid) felbft oder durch die 
Scinigen, vorſatuch oder aus grober Unvorfichtigkeit befchädigt, 
nicht nur zum vollftändigen &chadenerfag angehalten, ſondern 
auch doppelt fo ſtrenge, als ein Fremdee beſtraft werden. 

8. 113. IR zur Berſchoffung der Vorftuch nicht die Ziehung 
eines neuen, “fondern nur die Verbreitung oder Vertiefung eines 
fon vorhandenen Grabens suforberlich, fo finden wegen ber os 
ften diefer Anlage die $ 106 — 109 gegebenen Vorſchriften Ane 
wendung. 

8. 114. Die Unterhaltung des verbreiteten Grabens aber liegt 
demjenigen ob, wacher den alten Graben zu unterhalten hatte. 

8. 115. Doch muß bei Beſtimmung der nach $. 108. dem 
Eigenthüämer zu leiſtenden Entfehäbigung, auch auf die mehreren 
ibm in der Folge zur Last fallenden Unterhattungekoſten billige 
Mückſicht genommen werden. 

116. Was von der Verbreitung eines Grabens verordnet 

ift, gilt auch von der Verlängerung der darüber gelegten Brücken. 

$ lz Zur ae Lache ober Ardensen Sen If 

Niemand die Ziehung neuer Gräben wider feinen Willen zu ger 
ſtatten verpflichtet. 7 

$- 118. Die Naine ober fogenannten Pflugrechte zwischen bes 
machbarten Grundſtücken werden in der Megel als gemeinſchaftll⸗ 
ches Eigenthum angeſchen. 

F. 119. Sie dürfen alfo von keinem der benachbarten Bes 
fer, ohne Efnwillizung der Miteigenthümer, verändert oder ges 

äber werden. 

Giles wegen des Waſſerſtaus bei Mühlen und Bers 
ſchaffung von Vorfluth vom 15. Novbr. 1811. (Gel.⸗S. 
1811. S. 332.) 


„N. v. 28. Juni 1833 (v. K. Ann. 1833. S. 517. u. Königsb. 


Amtsbl. 1833. S. 246) beftimmt auf Grund Allerhöchſter Ent⸗ 
scheidung, daß das was im F. 0. des Geſetzes vom 15. Novbr- 
1811 fpeciell vom Waſſerſtau dei Mühlen gilt, überhaupt für die 
Bestimmungen wagen der Vorflurh Anwendung findet. 


Unterhats 
tung ber 
Gbäude. 
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9. 780. Beſonders müſſen ſie dafür forgen, daß ein rich⸗ 
tiges und vollftändiges Wohnungs⸗, Wirthſchafts⸗, Garten u. 
Feldinventarum gehalten werde. 

Anmerk, VB. ber N. zu. L vom 8. Septbr. 1813 Diaen, 

1813. S. 549.) f Anhang Nro. 140. 

. 731, Wenn Streit entſteht, was an Grundſtücken, 
Gebäuden, Inventarien, Capitallen, oder jährlichen Hebungen, 
zur Kirche oder Pfarre gehöre: fo muß. bei deſſen Entscheidung 
auf die vorhandenen Kirchenmatrikeln vorzüglich Rückſicht ger 
nommen werden. i 

$. 782. Der Pfarrer kann feine Wohngebäude nur mit 
Einwilligung des Patrons und der Kirchenvorſieher vermiethen, 
dieſe aber dürfen ihm die Einwilligung ohne erhebliche Gründe 
nicht verſagen. 

8. 783, Bei Aufnehmung der Fremden ift der Pfarrer 
den Polizeigeſetzen, gleich jedem andern Einwohner, unters 
worfen. 

$. 784. Die Unterhaltung der Zäune und Gehege, ſowie 
kleine Reparaturen an den Gebäuden, müſſen bie Pfarrer und 
Kirchenbedienten aus eigenen Mitteln beſorgen. 

Anm. J. Oſtar. Prov. zR- Bufe 200 (gu 8. 784—790). 

. 1. Bei lutheriſchen Gemeinen müſſen zu den Wirthſchafts⸗ 
gebäuben der Pfarrer und Küfter die Eingepfarrten außer den Hands 
und Spanndienften auch das Stroh liefern. — Eben biefss fins 
det bei den Meformicten in Anfehung der bandgemeinen Statt; 
in den Städten aber wird Alles vom Patrone und der Kirche, wie 
bei den Kirchenbauten beforgte 

$. 2. Die Zäune werden von den  Eingepfarsten unterhalten, 
oder fie entrichten an Orten, wo es hergebeacht ift, deshalb befone 
beres Baungeld. 

8. 3. Unter diefen Einfchränkungen find wegen Unterhaltung 
der Pfarr, und Süftergebäude die wegen der Kirchengebäude in 
$. 700—760 des Allgemeinen Landrachis und den Aufägen 195, 
196 und 197 des Provinzial⸗Rechts enthaltenen Vorſchtiſten 
zu befolgen. 

2. Lemans Weftpr, Prov. sR.: 

8. 1186. Wo bisher die Unterhaltung der Zäune u. Gehege 
von der Gemeinde bewirkt, alle kleine Reparaturen an den Pfar⸗ 
ters, Organisten und Küftergebäuden aus dem Riechenvermögen 
beſtriten, auch Thüren, Fenster, Oefen, Schlöffer und andere 
dergleichen innere Pertinenzſtücke auf Koflen der Kirchen Kaffe 
unterhalten worden, da hat es bei dieſer Obfervanz auch für bie 
Zukunft fein Bewenben. 

1187, Für kleine Reparaturen find ohne Unterfhied die⸗ 
jenigen zu achten, sin, einen genommen, noch ba Ze 


ler 
3. Gire. v. 21. Oelbr. 1841 und R. v. 4. Decbr. 1841 
(Min.⸗Bi. 1841. S. 324. 325.) Die Unterhaltung der Zäune 
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und Gehege an den Gebäuden der Pfarrer und Kirdpenbedienten 
betr. J. Anh. Nro. 139. A. 

F. 785. Für kleine Reparaturen find diejenigen zu ach⸗ 
ten, die entweder gar keine baren Auslagen erfordern, oder 
wo die Koſten, von jedem einzeln genommen, für den Pfarrer 
nicht über drei, und für den Kirchenbedienten nicht über einen 
Thaler betragen. 

$. 786. Thüren, Fenster, Oefen, Schlöffer und andere 
dergleichen innere Pertinenzſtücke der Gebäude, müſſen von dem 
Nicßbraucher, mit eigenen Koſten, ohne Rücficht auf den Be- 
trag derfelben, unterhalten werden. 

$. 787. Auch zu größeren Reparaturen der Pfarrgebäude, 
fo wie zu neuen Banen, muß der Pfarrer die Materialien, fo 
weit als dieſelben bei der Pfarre über die Wirthſchaftsnothdurft 
befindlich find, unentgeltlich hergeben. 

Anm. 1. Elte. d. Eft Kammer wegen d. Reparaturen 
bei Pfarre und Schulgebäuden v. 7. November 1804. f. 
Anh. Nro. 139. B. 

2. Gire. d. Oſtpe. Kammer v. 22. März 1805 mobificrt mit 
Bezug auf den Buf: 200 f. I. d. Oſtpr. Prov.=N. d. Nro. 3. b. 
vorerwähnten Eſteulars babin, daß die Landpfatrer don der ihren 
bier auferlsgten Vatindlichtiſt des unentgeltichen Strohlüefans 
zur Deckung ihrer, Dienſtgebände fo nach wie vor befreit 
fein folem. 

3. V. d. R. zu K. v. 8. Septbr. 1813, wegen wirthſchaftlicher 
Unterhaltung der den Gefflichen und Kircenbedienten zur Ber 
nutzung übergebenen Häufern und Ländereien (A. 1813. S. 548 
folg.) fe Anh. Nro. 140. 

4. VB. d. R. z. K. v. 31. März 1837 Neo. 7% K. S.: Schon 
die Natur der Sache fpricht dafür, daß die Reinigung der Schorns 
fteine in den Schulhäufern, wenigftens in foweit fie die Säullo- 
cale betr., von den Schul-Societäten oder auf deren Koften ber 
wirkt werden muf. Es hat überdies das hieſige Königl. O. L. 
Gericht in einem Erkenntniffe v. 7. Febr. 1832 den Cigenthümer 
Wat die enen de die Roffen, für en 
Revifton der Schornsteine bei den Pfarr⸗, Glöckner ıc, Häufern 
Lenne zum Bortheil ber Shan gefheht, Ab den 

igenthlimer trifft. Auch haben die Schulgemeinen nad) $. 34. 

ALR und Zuf. 221 b. Dftpr. Bee, außer Ber Pers 

Gabe o erfordertichen Baubolze® alle zur Unterhaltung der Shule 
gebäude und Schulmeilter- Wohnungen möthigen Laften ohne, Une 
kerſchied zu teagen, — Es werden daher auch im Allgemeinen nie. 
mals die Schullehrer zur Tragung derartiger Koſten verpflichtet 
0 PT Siem nicht pat irgend Ke 12 5 Mechtstitel 
nen, e Verpflichtung bisher vbgelegen hat. 

5. B. d. R. 3 G. — Juni 1859 "en 1839. S. 529), 
die Verpflichtung der Pfarrer u. Kirchenkedienten zur Unterhaltung 
der Dienstgebäude betr. f. Anh. Nro. 141. 
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68. d. R. e 11. Juni 1843 (men 1842. S. 125) 
macht bekannt, daß das Königl. Min. mittels Reſer v. 6. Mai 

| 1842 beftimmt hat, daf die Umfegung der Oefen in den Mohn. 

` bäufern der Pfarrer und Geiftl., auch wenn dabei die Hinzufür 

gung neuen Materials an Dfenkacheln, jedoch nicht zum üderwie⸗ 
genden Theile — alfo die Hälfte oder weniger als die Hälfte 
der Ofenkachen — erforderlich iff, zu derjenigen Inſtandſezung 
der inneren Paruinenzſläcke der Dienftgebäude gehört, welche die 
Pfarrer und Kirchenbedienten nach §. 786. II. 11. aus eigenen 
Mitteln zu beforgen haben. 

7. V. d. Ra M. v. 26. Juni 1813 (Amtsbl. 1813. S. 513) 
bringt den Pfarrern und Schullehrten die gefegt Beſtimmung 
der 88. 784 folg. I. 11. ALR. in Erinnerung Unter kleinen 
Reparaturen für erſtere find ſolche, die einzeln nicht mehr als 
2 Thlr. und für Isgtere léie, die nicht mehr als 1 Thlr einzeln 
koſten, begriffen. Außerdem find fie verpflichtet, Thüren, Feuſter 
und Defen ohne Rücksicht auf die Koſten aus eigenen Mitteln zu 
unterhalten, wenn ihnen die Gebäude in gutem Zustande Überges 
den worden find. — Die Decane und Superintendeneen werden 
baber beauftragt, den Plactern, Rüftern und Schulleben bei 
Uebergabe ihrer Stelen mit Züzedung der Klechenvorſteher u. 
eines Mauer- oder Zimmermeilters eine genaue Beſchreitung ven 
dem. Zustande der Gebäude aufzunehmen und die Baus Defecte 
auszumitteln, weiche dem abgehenden Pfarrer, Küfter oder Schul 
lehrer zur Laft fallen. Wenn vier Wochen nach Uebernahme eiz 
mer ſolchen Stele nicht von dem Vafiger Erinnerungen wegen der 
Defecte gemacht werden, fo bleibt der zeitige Beſtzer für die 
Reparaturen verantwortlich. ` 

8. V. d. R. zu M. v. 10. Juni 1835 (Amtsbl. 1838. S. 159) 
macht auf die gefegt. Vorſcheiften. . R. IT. 11. ee 
und I. 21. 8. 47 folg. aufmerkfam und erinnert die Geifkiichen 
und GER Die ihnen danach obliegende Verpflichtung 
u erfüllen, 

9. . d. R. z M. v. 16. Januar 1838 (Amtsbl. 1838, S. 14) 
erinnert daran, daß es Sache der Geil. iſt, bei der Uebergabe 
der Dlenſiwohnunzen die vorgefundenen Mängel fofort zu türen, 
um fidh über deren Ausführung mit ihren Amtsborgängern oder 
deren Erben zu einigen, indem nach ble Bestimmung des 
ALR. 1. 21. 8. 48, wenn dergleichen Mängel bei der Uebergabe 

mie zur Sprache gebracht, angenommen werden muß, daß die 
Gebäude in gutem Zuftande übergeben find. Anträge auf Hergabe 
der Koſten zu Wiedecherſtellung der erwähnten Mängel aus den 
Kirchenkaſſen oder in subsidium vom Patron u. der Gemeinde 
werden jederzeit zurückgewiesen werden. 

10, Refer. v. 9. Sache 1833 (v. K. Ann. 1834. S. 702), die 
Verpflichtung der Pfarrer und Schulehrer, klein. Reparaturen an 
ren Dienitgebäuben aus eigenen Mitteln zu beftreiten. Siehe 
Anh. Meo 142. 
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17. März 1842 (Min.⸗Bl. 1842. S. 111), 
Heineren Reparaturen an den Dimfiwobe 
1, Kirchenzedienten und Schullehrer betr. f- 


ſtimmen. 

8. 789. Wo darüber keine befonbere geſetliche Beſtim. 
mung vorhanden ift, da müſſen diefe Kosten, gleich den Baus 
und Reparaturkosten der Kirche felbft, aus dem Kirchenvermö- 
gen genommen; bei beffen Unzulänglichkeit aber, von dem Par 
Iron und den Eingepfarrten getragen werden. 

$. 790. Wegen Aufbringung und 5 der Beiträge 
finden eben die ndſätze wie bei Kirchengebäuden Statt. 


(Vergl. . 710.) ; 

$. 791. Doch find Filial- und zugefchlagene Gemeinen 
von alien Beträgen ji Darts unb Küſtergebäuden bei der ger 
meinſchaftlichen Kirche frei, wenn fie eigne dergleichen Gebäude 
zu unterhalten haben. 

$. 702. Dagegen ift eine folde Bill, und zugeſchlagene 

Gemeine von dem Bange zu Unterhaltung des Küſtergebäu⸗ 

des bei der gemeinſchaftlichen Kirche nicht frei, wenn ſie gleich 

einen eignen Schulmeiſter hat, ſobald dieſer das Küſteramt bei 
dem Goltesdienſte nicht zugleich mit werfieht. 

S. 793. Predigerwittwenhäuſer ift in der Regel weder die 
Kirchencaſſe, noch der Patron, oder die Gemeine, zu unterhal⸗ 
ten verbunden, 

Anm. 1. Oſtpr. Prov.⸗ Recht Zut 20 (zu §. 793—795). 
Zur Unterhaltung der Wittwenbäuſer ſind hauptſächlich die 
Einkünfte der Wittwengrundſtücke zu verwenden, welche in den 
Zeiten erſpart werden, wenn keine Mittwen vorhanden find. In 
Ermangelung foiher Einkünfte finden die Vorſchriften des 280. 
Bufages Anwendung. 

zët E Yechr.:1805 (Lacobfen a: D. em 

t. Wilg. e. Aus Eurem Berichte v. 1, Detbr. e. u. befi. 
Tage baten Wir erfehen, mit welchen Gründen das Prod. Genf, 
forium die Verpflichtung der Königl. Forften zur unentgeibfichen 
BVerabfolzung des Bauholze zu den Pfarrwiitwen⸗ Häufen Uns 
ſeree Patcennis unterftüge hat; da bei der Verfaffung des Proe 
vinginlecbts Watt Sec, v. Departement nicht zu Nathe gegen 
worden und die Aufhebung der Normativs Verfiigung v. 10. März 
1752 nirgends ausbrüctfich zur Sprache gekommen ift; fo würde 
zwar auf Anfuchen Unfers Forſ⸗ Fiel febr Leictlich eine Declarar 
tion der neueren Gef., woduich jene ältere öftere Beſtimm. gie: 
derhergeſtellt wird, erfolgen könne, bei der Geringfügigkeit d. Obs 
jecte wollen wie inbeffen diefe Declaration auf fih beruhen laffen 
und geftatten, daß Ihr auch ferner die unentgeldliche Werabfolgung d. 


@ 
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Holzes zum Neubau u. zur Reparatur der Pfattwittwenhäuſer nachſu⸗ 
chen könnet. Dies deſchränkt fid jedoch nur auf Diejenigen Fälle: 
1) wenn dle währmd der Zeit, da keine Mittive vorhanden 
getvefen, erfparten Einkünfte der Pfarrwiewen⸗Geundſtücke nicht 
SECHS um fämmtliche Baus und Reparaturkosten zu bee 
reiten, und 
2) wenn vorher ſchon ein Pfartwittwenhaus vorhanden 


DECH 
SON Aubnamen ad 1. DI ous der Sortie im Buf. 201 
des Oſtpr. Prov.-R. Die Ausnahme ad 2. iſt aber in dem A. 

L. R. II. 11. F. 793, 795, vergl. mit dem Oſtpr. Pror 
Auf. 212 8 1 und 5 begründet, und wenn gleich ältere Kirchen 
ordnungen und namentl. die Kicchenorbn. Markgraf Albrechts v. 
FJ. 1568 (Grube. corp. const, Prat. P. I. Nro. I. pag. 7) u. 
der vom Kurfücften George Wilhelm am 20. Juni 1030 ste, 
gene Kirchen- Bifttations-Befcpeid (ibid- Nro. V. p.53) im Ale 
gemeinen verordnet haben, daß bei jeder Pfarre ein Witttwenhäus- 
dein gebaut werden ſoll, fo ift doch dieſe Beftimmung durch die 
angeführte Stelle des Allgemeinen Land⸗Rechts als aufgehoben 
zu betrachten. 

Es vorfteht fid übrigens von felbft, daß in allen Fällen bei 
Ausmittelungen des Hen Bal oft mit dem äußerſten Menage⸗ 
ment verfahren und der Bau nicht größer eingerichtet werden 
muß, ale zum duperen eingeſchränkten Vedürfniß einer Witwe 
erforderlich ift. | e 

§. 794. Vielmehr müſſen die Koſten aus dem von dem 
Erbauer dazu ausgeſetzten Fonds genommen; und bei deffen 
Ermangelung oder Unzulänglichkeit, von der Wittwe, gegen 
den ihr zu Gute kommenden Genuß der freien Wohnung, ge⸗ 
tragen werden. 

. 795. Iſt aber das Haus von dem Patrone und der 
Gemeine ſelbſt errichtet; oder fonſt mit ibrer ausdrücklſchen Ein- 
willigung zur Pfarre geſchlagen worden: fo gi von beißen 
Unterhaltung alles, was von Unterhaltung der Pfarrgebäude 
verordnet ift. S 

F. 796. Den Kirchenvorſtehern D vorzüglich ob, bars 
auf zu ſehen, daß der Pfarrer und die übrigen zu kleinen Re⸗ 
paraturen verpflichteten Perſonen, den Schaden nicht größer 
werden laſſen. 

5. 707. Die geistlichen Obern müſſen bei Gelegenheit der 
Viſttationen, die Pfarrer und Kirchenbedienten zu ihrer Schul⸗ 
digkeit, auch in dieſem Stücke ernftlic anhalten laffen: 

. 798. Hat ein Pfarrer oder Kirchenbedienter durch 
Vernachläſſigung der kleinen Reparaturen, oder durch ſchuld⸗ 
bar unterlaſſene Anzeige eines vorhandenen beträchtlichen Schar 
dens, zur Vergrößerung deſſelben Anlaß gegeben: fo muß die 
EC auf deſſelben eigene Koſten gefchehen. 


Für die Unterhaltung des Garten, Feld⸗ und Unterhalt- 


8. 799. 
Birtdfehafts-Imventatfi, muß der Pfarrer als Niepbraucher tung b In 


wiſſen des Biſcgofs nicht verpachten. 
8. 1191, Sol ber Pachtvertrag drei Jahre oder länger gelr 


Anm. e Prod.= R. Z. 202 (zu g. 801. 802): 
zem . Julius und J. April abgegangen ift, den Pächter bis zu 


dem Ende des laufenden Wittbſchaftsjahres: wenn aber der Ab⸗ 
des vorigen Pfarrers oder Kirchenbedienten Iwifchen dem 
„ April und 1. Julius fih ereignet hat, mit dem Ablauf des 
nächſtkolgenden Wirchicaftsjahts. F 
9. 802. Trifft die Anftellung des Nachfolgers in eine 
Beit, da der Pächter die Benutzung der Felder nach der Reihe 
bereits von neuem wieder angefangen hat: fo muß der Nads 
folger fih die Forkkung der Pacht fo lange, bis die Reihe 
wieder berum it, gefallen laffen. 
03. Sf der Pachteonttact mit Buziehung des Pattons 
und der Vorſteher, und unter ausdrücklicher Beftätigung der 
geistlichen Obern geſchloſſen worden: fo it auch der Umtsfolger 
daran dE che ae 
08. 804. irt ein Wald zur Pfarre: ſo kann der R 
te Pfarrer denſelben EE der Forſtord⸗ arwabes 
ig nutzen. 
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Anm. 1. B. d. R. z. K. v. 8. Septbr. 1813 A. 1813. ©. 549. 
J, Anh. Mro. 140. 

2. Gef. v. 7. Juni 1821 in der Geſ.⸗Samml. S. 89 beſtimmt 

wegen Unterſuchung und Bestrafung des Holzdiebſtahls Folgendes: 

1) Die Strafe des einfachen, mit keinen erſchwerenden Umſtän⸗ 
den begleiteten, Holzdiebſtabis beſteht, neben dem Erſatz des tars 
mäßigen Werths des entwendeten Holzes und neben den Pfand. 
gaben, mo Diir often hezaebrache ind, in Der Erlegung 
des Ne KR jenes Werihes, welcher dem Waldeigenthü⸗ 
mer angeimfäl. 

2) Wenn der Zitat zur Nuchtzett verübt worden, tritt bie 
Strafe des ofachen Wirths ein, 

Auch bei der Wiederholung des E zum 2. und 3. 
Mal nach erfolgter Befttafung des felihern Diebſtahls, foll die im 
vorſtehenden F. 2. beſtimmte Strafe eintreten, und wenn die mies 
derbolte Entmendung zur Nachtzeit geſchehen ift, dieselbe um den 
sfachen Werth beſtraft werden. 

4) Wenn der Holzdieb nicht ‚vormögend ift, die Gelbfkrafe 
gang ober zum Theil zu erlegen, tritt Öefängnißftrafe ein, wobei 
5 Thlr. Geldſtrafe achttägigem Gefängniß der Regel nach gleichge⸗ 
achtet werden. 

5) Dieſe Gefängnißfirafe kann nach der Wahl des MWaldeigen- 
thümers, nach beffen jedesmaligem Bebürfnig, in Forſtarbeit von 
gleiche Dauer verwandelt werden. — Der Walde mer ift, 
wenn er die Stenfarbeit wählt, verpflichtet, den hierzu Berurtbeils 
ten während der Dauer derſelben norhdücftig zu verpflegen. Bei 
den Gefängnißſirafen hingegen liege bie Berpflegung des Berur⸗ 
theilten dem Waldeigenthümer, als solchem, nicht ob, fonden fels 
bige ift, wenn der Verurtheilte Dé nicht ſelbſt zu verpflegen vers 
mag, als eine Last der Gerichtsbarkeit zu betrachten und aus dem. 
felben Fonds zu leiſten, aus welchem andere Sttafzefangens leich⸗ 
terer Art verpflegt werden müſſen. S 

6) Die Unterfuchung u. Beltrafung der Holgdiebftähle ſtebt dem 
wöhnlichen Gerichte, in deſſen Bezirke der beſchädigte Forſt gelegen 
ift, zu, wenn es auch ſonſt zur Ausübung der peinlichen Gerichts 
barkeit niht befugt ift- 

B. d. O.. G. zu K. v. 12. März 1824 (Amtsbt. 1824, S. 120) 
fügt Hinzu, daß bei einem, nach dem Geſcte wegen Holzdiebſtahls 
vom 7. Juni 1821 zu beſtrafenden, von mehreren. gemeinſchaftlich 
begangenen Holzdiebſtahl, ‚gegen. einen jeden Theſlnebmer zwar die 
volle gefegliche Strafe erkannt, daß indeffen dem Malbeigenthür 
mer nur der einfache Beitrag dieser Geldbuße, oder die für diefen 
einfachen Betrag zu ſudſtiturende Sorliarbeit zugeſprochen die von 
den übrigen Teilnehmern zu erfegende Geldſtrafe dagegen zu den 
betreffendenden öffentlichen Fonds eingezogen, oder durd) eine 
au en verhältmißmäßige Gefüngnifftrafe abgebüßt rores 
den müſſe. ne 
4. Public. d. R. u d. DLG. v. Oſtpr, über die Anwendung 
des Geſetzes vom 7. Juni 1821 wegen ülnterſuchung und Ber 
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feafung des Holzbiebfinhfs vom 4. Mat 1894. (Amtebl. 1824. ` 
S. 173 fel 


6. B. d. DLG. 3 K. v. 30. Juni u. 14. Septbr 1826, Holz 
diebſtahl Bete, Dam, 1820. S. 200 u. 288.) 

0. B. d. O. G. z. K. v. 9. Juni 1828, denſelb. Gegenſtand betr. 
(Amtsbl. 1828. S. 134. 

7. B. d. O. G. z. K. v. 23. Januar 1829, denſelb. Gegenſtand 
betr. (Amtsbl. 1820. S. 33.) 

s. VB d. DLG. zu Inſterburg v. 14. Januar 1826, Hole 
biebftabts = Unterfuchungen betreffend. (Gumbinner Amtsblatt 
1826. S. 45.) 


9.8. d. 5.80. Y. v. 21. April 1820, Hofpehftahl betraf. 
E eee 


Strafe zu ermeffen. o 
805. Er ift aber Bauholz daraus zu verkaufen nicht 


Anm. Leman's Weftpr. Pron-R. 

§. 1193. Zur Befreitung der Koſten für die Unterhaltung 
des Waldwärters ift der Pfarrer berechtigt, Baue, Schirr⸗ und 
Brennen aus dem Walde zu verkaufen. 4 

$. 806, Dergleichen Bauholz muß, fo weit es ohne Ab⸗ 
bruch des benöthigten Brennholzes für den Pfarrer geſchehen 
kann, geschont, und zu vorkommenden Bauen und Reparaturen 
an den Pfarrers und Küſtergebäuden aufbewahrt werden. 
„ A. 807. Iſt überflüffiges Bauholz vorhanden: fo können 
die Vorſteher, unter Genehmigung des Patron oder Kirchen⸗ 
Handb. ub. b, Kirch. u. Schul: Geſezgeb. 15 
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collegit, oder in deren Ermangelung der Gemeine oder ihrer 
Ze Gen, daſſelbe verkaufen, und das gelöfte Geld zins. 
er belegen. 

S. 808. Dergleichen Capital gehört zum Pfartvermögen , 
und muß vorzüglich zu vorkommenden Baus und Reparatur- 
kosten an den Pfarr- und Küſtergebäuden orrwendet werden. 

8. 809. So lange es aber zu dieſem Behufe noch nicht 
ſebraucht wird, kommen die Zinſen davon dem jedesmaligen 

farrer zu Gute. i 

$. 810. Auch Brennholz ift der Pfarrer nur fo weit zu 
verkaufen berechtigt, als entweder der Pfarrwald in gewiſſe 
EE eingetheilt, und ihm ſolchergeſtalt zum Nießbrauche 
eingeräumt, oder ihm ein geift Deputat daraus angewieſen 
iſt, und er von dieſem etwas erübrigen kann. 

. 811. Außer dieſem Falle findet bei Brennholz, wenn 
etwas davon ohne Abbruch der Nethdurft des Pfarrers ver- 
kauft werden kann, eben das Statt, was g. 807 — 809 wegen 
des Bauholzes verordnet ift. 2 

$. 812, Sf auf dem eigentlichen Hufenſchlage der Pfarre 
a gewachfen, ſo kann ein nachfolgender pfarrer zwar vers 

gen, daß daſſelbe entweder auf Koſten desjenigen, der eine 
ſolche Veränderung in der urſprünglichen Beſtimmung des Grune 
des eigenmächtig vorgenommen hat, oder auf Koſten der Pfarr- 
oder Kirchenkaſſe, weggeſchafft und geradet werde. 

8. 813. Er kann aber weder an das geſchlagene Holz, noch 
an das dafür gelöfete Geld Anspruch machen; ſondern dieſes 
2 demjenigen, welcher die Koſten der Radung getras 
gen hat. —— 8 
F. 814. Die Früchte und wirthſchaftlichen Nutzungen von 
einzelnen auf dem Felde fiebenden Obft» und andern Bäumen 
gehören dem Pfarrer; an die Subſtanz der Bäume hingegen 
bat et keinen Anſpruch. (Vergl. Allg. E. R. Th. I. Tit. 21 
8. 34—36., wo es alfo heißt; TRR 

$. 34. Außerdem muß der Eigenthümer das dafür 

(für verkauftes Holz) gelöfete Geld entweder zu einer 
auch dem Nießsraucher vortheilhaften Verbeſſerung des 
Gutes anwenden, oder demſelben die Zinſen davon, fo 
lange fein Nießbrauch dauert, überlaſſen. . 35. Cine 
zelne, auf Adern, Wieſen oder Angern ſtehende Baum. 
ſtämme darf ſich der Nießbraucher in der Regel nicht zu⸗ 
eignen. 6. 36. Doch kann er auf die Einſchlagung dies 
fer Bäume, inſofern dieſelbe nach wirthſchaftlichen Grunde 
pen Zeie ober Ge iſt, und auf die Nutzung 
des daraus gelöfeten Werths, nach näherer Beſtimmung 
des g. 34 antragen.) 
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815. Wo gewiſſe Dienſt⸗ oder Frohnleute zur Pfarre Bon Pfarre 
gestehe d, se Der Pfarrer, e de 
eben die Rechte, wie ein Gutsherr gegen feine Unterthanen. 

Anm. I. Sſtpr. Prob.⸗Recht. Zuf. 203. Das utatholz 
der Geiſtlchen und Schulbedienten muß von den Eingepfartten, 

und gwar unentgeltlich: geſchlagen und angefahren werden. 

2 Anbang F. 61. zu F. 107 1. 22. A. L. R. BNI- Depu 
tönten find schuldig, da wo ihnen Torf gegeben werden kann, wwe⸗ 

miafene bi Hüte fn Torf, oder emm fie bies nicht weiten, In 
Ss 


nach ber Forſt⸗Tare zu nehmen, welches jedoch auf wirk⸗ 

liche en niche auszudehnen ift. G 

Ordn. v. 3. December 1975. Tit. VI. b. 19: Die 

jeiſtlichen erhalten das freie Brennholz nach ihren Matrikeln und 

der Dbferoang, und wenn folche nichts beutlich bitte, ſondern 

überhaupt nur auf feites’ Vrenbelz lauten fo fol auf einen 

Prediger 8 Achtel und auf einen Küster, Schulmeſſter 3 Achtel 
jährlich gerechnet werden. RA a 

4.8 O. v. 16, April 1842 (befttmnt‘ gemacht duech Nefer. 9. 8. 
Juli 1842. Nr. 14766 u. Gi Bet d. Neg. zu K. v. 24. Aug. 
1842 Ne. CA K. S.): Diejenigen Freiholz⸗ Diputanten, welche 
die dë bes, Zeng nicht in Torf nehmen wollen, erhalten 
die Geldvergütigung (Imut K. D: v. 18: Fult 1799) nah der 
Jorſt⸗Tare des Holzes. * 

5. Eirt.⸗Verf. d. R. zu K v. 24. Febr. 1843. (No. % III), 
die Abgabe von trockenen Depukalhölzern für Geijtt u. Schulleh- 
tur bete. f. Anhang Ro. 144. 

6. Königsd Amtsbt. (Berordn. v. 26. Septbr. 1811. S. 274) 
‚fest V daß alles Holz, weſches in dem Jahr, in welchem es 
Tg if, nicht aus der Zerf: abgeholt Wird, den bestehenden Vor 
schriften gemäß nicht mehr verabfolgt werden, fonden der Soft 
verfallen fall. Nur bei gang wichtigen und gehörig bescheinigten 
Verhinderungsurſachen ann die Nachholung des kückſtöndigen Hol- 
‚38 in dem folgenden Jahre als Ausnahme nachgegeben werden. 

7 SB. der Reg z. K. vom 28. Februar 1820. (Amtebt: 1820. 
©. 109.) Den Communen und Societäten, welche verpflichtet 
find, das Deputat- Brennholz der Geifktichen, Kiechen⸗ und Schulz 
bedienten aus den Königl. Forsten anzufahren, fell es für die Folge 
freigelaffen werden, ob fie das Deputatholz in Klaftern ſelbſt tins 
schlagen oder in gefchlagenem Holze gegen Erſtattung des Hauer⸗ 
lohn empfangen wollen. — 

Um aber Det Angelegenheit mit Otdnung zu leiten, und der 
Forſtverwaltung eine Ueberficht zu geben, wievjer an eülgeſchlage 
e Ki erforderlich iſt, wird hiemit 
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` Diejenigen; welche Dieferhatb ibre Erklärung nicht bis zu obie 
gem Termin abgeben, können dann keine Anſprüche auf den Ems 
pfang des eingeſchlagenen Holzes machen, ſondern find derpflichtet, 
den Seröfteinfelog. zu beforgen, und wid ihnen nachgegeben, ba 
mit das Deputarhol; noch bis zum ‚Empfange im nächten Jahre 
austrocknen kann, fih deshalb vom 1. October jeden Jahres ab, 
«bei den betreffenden Dberförftereien zu melden, und unter, Kufſcht 
eur Forſtbedkenten nach Maßgabe der Hauorduung den Dote 
ſchlag im Herbſte des vorhergehenden Jahres zu bewirken, berges 
alt, daß die wegen Aufkinftsrung des Holzes im Allgemeiten ze 
geenen Beltimmungen, ſomie die diesfäligen Anordnungen. der 
Forftbeampten, von den Holhauen pünktlich befolgt werben, 
toibrigenfalts. zie in dee Hauorduung beftimmten Strafen, eintreten- 
B. d. R. zu 1. Juni 1832. (Amtsbl. 1832. S. 392.) 
fordert die zur Jahlung der Schlägerlöhne und der Foörderungskaſten 
für das den Geiftlichen und den Schulonſtalten aus Königl. Fot- 
ſten und refp. Zorfgräbereien lußehende Deputat Brennmaterial dere 
pfüchteten Gemeinden und dt, Schule Societäten auf, die ihnen von 
den Rönigt. Landratsämtern zur Entrichtung der auf fie treffens 
V 
balten, wibrigenfalls fie fih erecutivifchen Maftegein ausfegen. 
B. d. R. 3. M. v.15. April 1828 (Amtsbl. 1828. S. 171.) 
ordnet an, daß von jegt ab ein jeder Deputatholzempfänger, wel⸗ 
cher die Abholung des ihm Di nden jutatholjes unterlaſſen 
folite, dazu vor dem Fahresſchluß noch befonders von dem buet, 
fenden Oberförfter mit dem ausdrücklichen Bafügen aufgefordert 
werden foll, daß dus Holz vam Schluffe des Fabres as nue für 
Rieu und Sin a Gmpfängere im Bafe ger, Er- 
folge aber die Abholung des Holzes auch auf diefe Aufforderung 
and längſteng binnen Sahresfeijt nicht, fo verfällt vaſſelbe uners 
Täplich. der Königl, Forst, ‚dergeftalt, daß der Depurathalgberech» 
tigte auf e. Birabreichung nicht weiter zu rechnen bat- 
10. V. der e 21. Decbr. 1810 (Amtsbl. 1820. S. 17. 
folg.) enthält im Weſentlichen die nämlichen Beſtimmungen wes 
gen Seibft-Eiufchlagens des Holzes, wie die V d. N. zu K. v. 
26 Febr. 1820 (Nro. 7.) und beftimmt außerdem: Was bie In 
weiſung des Holzes betrifft, fo foll das etatsmäßig jährlich zu verz 
abfolgende Holz in den drei erften Monaten des Jahres angewiez 
ben werden. — Die Mönigt. Forſt⸗Inſpektoren werden baber zu 
rien Behufe für jedes Korfteevier die erforderlichen Termine fo 
früh als mögtic) anfegen und durch bie Nuchwelſungen der gr 
verſteigerungs⸗Termine zur Öffentlichen Kenntniß bringen. — Soll» 
zen einige Holzempfänzer diefe Termine wider Erwarten nicht ein, 
balken, fa werden zwar in dem folgenden Monate die ewa noch 
nöthigen Termine nochmals angeſeht und auf obige Art bekannt 
gemacht werden. Bleiben alsdann die Holzempfänger nochmals 
aus, fo wird das denſelben zukommende g dennoch angewieſen 
und fieht von diefem Tage an, auf ibre Gefahr im Walde. 
„B. d. R. zu G. vom 2. Juni 1841 (Amtsbl. 1841. S. 100), 
die Abfuhr des Deputat⸗ Brennmaterial der Geiſtlſchen u. Schule 
lehrer betr, f. Anhang Nro. 144. a. 
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$. 810. Gerichtsbarkeit und andere gutsberrliche Rechte 
ſtehen dem Pfarrer über fie nur alsdann zu, wenn er derglei⸗ 
chen Gerechtſame durch Beleihung vom Staate, oder durch Vers 
jährung beſonders erworben hat, 

$. 817. Sind dergleichen Rechte in der Matrikel mit 
aufgeführt: fo ſtreitet die Vermuthung für den Pfarrer, daß 
dieſelben auf eine rechtsgültige Weiſe zur Pfarre erworben 
worden. N 

$. 818. Die Nutzung des Kirchbofes gehört der Regel 
nach nicht dem Pfarrer, ſondern zu den erg 

F. 819. Wenn jedoch ein Pfarrer den Kirchhof mit Maul- 
beerbäumen bepffanzt, und für deren Abwartung und Kultur 
gehörig forgt: fo gebühtt demfelben die ganze Nutzung des 
Kirchhofes, ſowohl an Gras als Früchten. 

F. 820. Will der Pfarrer fiH mit der Anpflanzung und 
Kultur der Maulbeerbäume folcher Gestalt nicht beſaſſen; jo 
ſteht dieſes dem Küſter frei, welcher dagegen eben dieſelben 
Vortheile vom dem Kirehhofe zu genießen hat, 

8. 921. Ob und in wiefern den Pfarrern und andern 
Kirchenbedienten, die Accife oder Abſchoß freiheit, das Recht zum 
Haustrunke und andere dergleichen beſondere perſönliche Vor- 
rechte zukommen, wird in den Provinziafgefegen näher bestimmt. 
Anm 1. Oſtpreuß. P.⸗Reacht 3. 204. In wie fern den Pfar⸗ 

denn und andern Kirhmbebimten ober den Schulehreen die 
Kreise oder Abfchoffreipeit, das Recht zum Hausteunke und andere 
dergleichen perfönliche Vorkechte zukommen, dies muß nach der 
Bafaſſung eines jeden Orcs beurtbeilt werden; in fofern es nicht 
. 1 0 die Acciſe-Reglements beſtimmt ift. (Vergl. 8. 96 
„ Zi 
Lemans Weſtpr. Prov. Recht 

S. 1195. Die Pfarrer und Prediger, imglecchen bie Schultche 
der, Kifer und Ochanſten auf dem Lande find von Eneſchtung 
des oe? des Schuß und Nahrunpegeides und bes Herm. 
und 110 0 fee. 
a A 1104. Db Déi diefe Befreiung auch auf ihr Gefinde, ihre 
Snftleute, Oreſchgärmmer, Zeite und Erbpächter erſtreckt, hängt von 
jedes Dris Gewohnheit ab. 

~ $ 822, Bei der Einweihung eines neuen Pfarrers muß 
demſelben Wohnung und Wirthſchaft von den Vorſtehern, un- 
ter Aufſicht und Direction des Patrons oder des Erzprieſters, 
oder Kreisinfpectors, nach dem Inventario übergeben werden. 

23. Die Kuseinanderſetzung zwiſchen dem abgehenden 

Pfarrer oder deffen Erben, und der Kirche, in Anſehung der 
Subftanz, fo wie mit dem neuen Pfarrer, in Ansehung der 
Nutzungen, geschieht nach den in der Lehre vom Nießbrauche 
em 1 (S. Allg. L. N., Th. I. Tit. 21, 
* u. ſ. w. 
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Anni 1. Dfte Preuß Prov. Recht, 3. 205 mm g. 822—831): 
8.1. In Oſtpreußen und Litthauen wird Mi der Ausein⸗ 
anderſczung die Ernte mit dem legten Fee beendigt 
gehalten, und das Wirthſchaftsſahr dom 1. October gerechnet. 

8. 2. Wo bie Einſaat und das übrige Wirthſchafts⸗Inventa⸗ 
rium nicht zur Pacte gehört, muß daſſelbe nebst dem ët 
Hau, Stroh und Dunger dem meum Pfarrer für die Vape ger 
laffen werben, und biefee muß den in den Mier befindlichen 
Dünger nach Verhältniß der Zeit bis iu neuen Düngung vergliten. 

83. Die im Lauſt des Fabres fülige Kalınde wird mit dem 
letzten 1 für erworben gehalten. 

SA. Vom Deputatholze werden auf die eilten 6 Monate vom 
1. Sctober bis J. April wel Drittel und auf die legten 6 Monate 
wied ein Drittel vertheilt. 

Im Ermlande wird die Ernte mit dem letzten Auguſt 
für vollendet angenommen, und das Wirchſchaftsſahr vom CS 
tember gerachnet. 

8.0. Sf der vorige Canonicus oder Pfarrer im erſten Quattale 
doch nach vollendeter Winterſaat abgegangen oder verftorben, fo 
erhält derſelbe ober deffen Erben vom künftigen Wintergetreibe ein 
Viertel, im zweiten die Hälfte, im britten drei viertel und im 
letzten Quartale die ganze Ernte. 

8.7. Dee fih die Bacang nach beftellter Sommerfaat und 
vor dem 1. Julius, fo echalten der Abgehende oder deſſen Erden 
die Hälfte, wenn fih aber die Bacang nach dem 1. Julius er- 
eignet, die ganze Ernte in Sommergetreide. 

5.8. Nach den im 8. 6 und 7 bezeichneten Verhältniffen erz 
päte Je die künftige Winter und Sommerſaat un 
entgeldlich. x 

A „ Heu und Stroh verbleiben dem Nachfolger, wenn zur geit 
des Abende ie Einfuhe nach nicht duc zel IT, von. Dem (dom 
eingefahenen Heu und Stroh erhält er die Hälfte, und in Abficht 

des Henes vergütet der Nachfolger die Erntekoſten verhältnißmäßig. 

10. Auf Gartenfrüchte, welche der Abgehende geſäct oder 

gepflanzt bat, gebührt dem Nachfolger kam Zaire, 

8.11. Baum- und andere Früchte, die zur Zeit des Abganges 
D Subſtanz noch nicht getrennt waren, verbleiben dem 

eiser, 

8.12. Der Nachfolger behalt den Dünger und das gefchlagene 
Holz auch dann, wenn es ſchon zufanmengefahren fein folte. 

F. 13. Alle übrige Einkünfte mit Einschluß der Natural und 
Geldbache müffen zwischen dem Nachfolger und dem Abgehenden 
oder deſſen Erben nach Werhältniß der Zeit gethellt werden wob 
in Abſicht der Pacht, das Jahr vom 1. tember, in Abſicht 
des Sachen vom 11. November und in DA ber Offertos 
iafien vom Sonntage Quasimodogeniti gerechnet wud. 

$. 14. Unter diefen nähern Biſimmungem find gett in 
Ostpreußen und Litthauen als im Ermlande die Vorſchriften des 
Allg. 2. R anzuwenden. 

$. 15. Die Dicten und baaren Auslagen der bei der Austin⸗ 


D 


231 


anderfegun; gezogenen Gerichtsperſonen und Sachderſtändigen 
SEN 125 ateffanifchen Ken von jedem Theile zur 
jälfte entrichtet, Jedoch müffen Gerichteperfonen die Ritten und 
inder des Verſtorbenen mit den auf deren Antheil fallenden Diä- 
ten verſchenen. Bei den kathollſchen Kirchen im Eemlande trägt 
der — Pfarrer zu diefen Koten nichts bei. (Vergl. F. 822, 


Anmerk. 
„ Lemans Weſtpr. Prov. ⸗ Recht: 


$. 1197. Bei der Auseinanderſezung des abgehenden Pfarrers 
oder feiner Erden mit feinem Nachfolger in Act der Nugumgen 
toird die Ernte mit dem legten September füt beenbigt angenom⸗ 
men und das Wiethſchaftsſege vom 1. Oetoder gerechnet 

F. 1108. Iſt der vorige Pfarrer im erſten Quartal nach dem 
1. Detober abgegangen oder Aere, eren ober fäin Erbe 
don dem künfezen Mintergetreide ein Wiertel, im welten Quare 
Ana e Im ere Del Bie he und in Ipten dee 

ie gan; ente. 

F. Floh. Geeignet fc) bie Soen nich Beftling der Som- 
merfaat und vor bem 1. Julius, fo erhält der abgehende Pfarrer 
oder fein Erbe die Hälfte; wenn ſich aber die Wacanz nach dem 
Län, den ganze Car 1158 4105 9 

8.1200. Nach dam in den 58. 1198. 1199 bezeichnen Ver. 
iis erbält ber Nachfolger dis Eünftige Winter ⸗ und Sommer: 
faat, infofern fotche zum Pfarr- Yaventarium gehört, unentgeltlich. 

8.1201. Zutterktänter, Heu und Stroh verbleiben dem Nadj 
folge, wenn zur Zeit des Moganges bie Einfuhr noch nicht ge- 
ſchehen iſt. Das in dem kaufenden Wiethſchaftssahre ſchon ein. 
gefahrene Heu von Futtereräutern und von Wiefen, imgteichen das 
4 Stroh erhält der Nachfolger zur Hälfte; jedoch muß 
er für die Futterkrauter die Beftellungetoflen und für diefe fowobl 
als für das Heu die Erngckoſten verhälenifmäßtg veraliten. 

. 1202. Wo die Saat und das übrige Wirchſchafts⸗Inven. 
tarium nicht zur Pfarre gehört, muß folches nebft vem dorhande- 
men Heu und Stroh dem neuen Pfarrer für die Taxe gelaſſen 

im, Der Dünger bleibt ebenfalls dem neuen Pfarrer, ohne 
daß er jedoch etwas dafür vergütet. x 

$. 1203, Die Gartenfrlichte, welche der Abgehende gefüst oder 
gepflanzt Hat, muß der Nachfolger: nach der Tare vergüten. 

$ 1204: Baum- und andere Früchte, welche zur Zeit des Abs 
2 Gs der Subſtanz noch nicht getrennt waren, verbleiben 

ger, 

8.1205. Nuch gebührt demſelben das in dem Pfarrtvalde gez 
éisen, wenn Wi 952 N Holz, infofern der Wald 
niche in Schläge ange halt oder dem Hie nicht ein heflimmtrs 
Deputat Lora angewfiſen if. 
$. 1206. Von dem Deputatholge werden auf bie om 6 Mo 

„ b. vom 1. Desober bis 1. Aptil) ged ‚Deittheile, und auf 
gtn 6 Monate ein Deittheil gerechnet. 8 
8.1207. Die im Laufe des ër fällige Kalende witd mie 
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dem legten September für erworben geachtet, wenn gleich felbige 

der Gewohnheit nach erft fpäter entrichtet wird. 

K. 1208. Alle übrigen Pfarreinkünfte, mit Einſchluß der Nas 
füralz und Gelbpadje, müffen zwiſchen bem antretenben Pfarrer 
und dem abgehenden oder feinen Erden nach Verhältnif der Zeit 
geteilt werden, wobei das Jahr in Abficht der Pacht vom 1. Der 
tober, in Abſicht des Meßkorns (Sackzetnten] vom St. Martins 
tage (11. November) und in Abſicht der Offertorialien vom Sonn- 
tage Quasimodogeniti, gerechnet wird. 

8. 1200. Unter diefen näheren Bestimmungen find bei der Mus- 
einanderfegung zischen dem abgebenden Pfarrer und feinem Nach⸗ 
folger die Worfihriften dieſes Zi des A. L. R. anzuwenden, 
infofern nicht durch bisherige ununterbrochene Gewohnheiten an- 
dere Grund fate eingeführt find. 

8,1210. Die Diäten und baarn Auslagen der bei der Aus. 
einanderfegung zugezogenen Gerichteperfonen und Sachverständigen 
werden bel den proteffantiichen Pfarren von jebem Theile. zur 
Hälfte entrichtet, jedoch müflen die zugezogenen Gerichtöverfonen 
die Wittwen und Kinder des Verftorbenen Pfarrers mit dem auf 
ihren Antheil fallenden Diäten verfehonen. Bei den Eatholifchen 
Sihen trägt der neue Pfarrer zu diefen Koſten nichts bei. 

. Berordn. v. 3. Juni 1842 (Sch Sammi. 1842 S. 208) bez 
fimmt, daß in der bifchäflichen Diöcefe von Culm bei Auseinan- 
ben erden të den pg, bett, Steen, oder 

Ben Erben tt ker . Sec und dazn, a h 
ae De Vorschriften des A. F. R II. 11. S. 823 und folg. 

erall zur Richtſchnur dienen follen. 

F. 824, Wo daſelbſt P Verbeſſerungen, die dem Nieß⸗ 
brauche vergütigt werben müffen, die Einwilligung des Eigene 
thümers erfordert wird, da ift bei einem Pfarrer die Einwilli⸗ 
gung des Patrons oder Kirchencollegii und die Genehmigung 
der geiſtlichen Obern erforderlich. 

Anm. 1. R. d. Juſtiz⸗M. v. 10. December 1833, das Rechts⸗ 
Schäf in Anſehung der von einem Pfarrer auf Pfarrgrund- 
Bidon errichteten Gebäude betr. (Erg. und Erfäut, der Preuß. 
N v. Gräff, Koch ꝛc. Th. I. Abthell. 3 D. 667); f- 

nhang No. 145. 

2. cH GG zu G. v. 13. Mai 1841 (Amtsbl. S. 89) wegen 
Einrichtung von Privatgebäuden auf den Pfarrer und Schul: 
Etabliſſements f- Anhang No. 140. 

S. 825, Soweit dergleichen Verbeſſerungen dem abgehen⸗ 
den Pfarrer oder vefen Erben vergütet worden, werden die⸗ 
ſelbe der Pfarre einverleibt, und es gilt davon in Anſehung 
der folgenden Fälle, alles das, was von Pfarrgüteru überhaupt 
verordnet ift.. 

$. 826, Hat der neue Pfarrer die Vergütung folder 
Verbeſſerungen aus eignen Mitteln geleiftet: fo können er oder 
feine Erben, bei feinem erfolgendem Abgange, die Vergütung 
des dafür gezahlten von dem Nachfolger fordern. 


ze 
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S. 827. Dergleichen einem Vorgänger von feinem Nach» 
folger zu leistende Vergütung dauert, auch bei nachherigen 
Amtsveränderungen fo lange fort, als nicht etwa auch dieſer 
Werth der Verbeſſerung, fo wie die Verbeſſerung ſelbſt der 
Pfarre einverleibt worden. 

$ 828. Hat aber der neue Pfarrer dem abgehenden oder 
deſſen Erben Verbeſſerungen, für welche dieſelben keine Vers 
gütung fordern, fondern fie nur zurücknehmen konnten, bezahlt: 
fo werden dieſelben dadurch der Pfarre nicht einverleibt; der 
Pfarrer kann aber auch dafür bei feinem demnächst erfolgenden 
Abgange keinen Erſatz fordern. a 

8. 829, Vielmehr tritt en, in Anfehung der Beſugniß 
zur Zurücknahme, nur in die Rechte des urſprünglichen Ver⸗ 
beſſerers. (Vergl. Allg. L. R., Th. 1. Tit. 21, 8 192.) 

S. 830. Sol gegen dieſe Regeln -etwas durch Vertrag, 
zwiſchen der Kirche und Pfarre an einer, und dem abgehenden 
Pfarrer oder deſſen Erben, ingleichen dem neuen Pfarrer an 
der andern Seite, feftgefegt werden: fo ift dazu die Genehmi⸗ 
gung der geſſtlichen Obern nothwendig. 

$. 831. Auch wegen der Auseinanderſetzung über die 
Nutzungen gelten, fo weit ausdrückliche Provinzialgeſete nicht 
ein Anderes beſtimmen, die bei dem Nießbrauche vorgeſchriebe⸗ 
nen Regeln. (Allg. L. R., Th. I. Tit. 21, $. 143.) 

$. 832. Doch kommen die Stolgebühren nur demjenigen 
zu, welcher die Handlung verrichtet hat. 

Anm. J. Oſtpr. Prov. R. 3. 200. Während der Bacang erz 
Hält derjenige, welcher geiſtüche Handlungen verrichtet, wofür Stolz 
Gebühren gezahlt werden, diefe Gebühren nur alsdann, wenn ihn 
die Erben dee Verſtorbenen nicht beköftigen. 

2. Lemans Weſtpr. Prov. ⸗Recht: 8. 1211. Wenn der die 
Handlung verrichtende Geiftlihe von der Wittwe oder den Erben 
See wird, fo erhalten diefe bet prateſtantiſchen Kitchen die 

tolgebühren. a 

F. 833. Das Sterbequartal kommt der Wittwe und den Sterbequars 
Kindern des im Amte verftorbenen Pfarrers zu Gute. tal. 
Anm. 1. Oſtpr. Prov.⸗R., 3.207. (3 F. 833—837): §. 1. Das 

Sterbequartat gebührt bei proteſtantiſchen Gemeinen allen Erben 
des im Amte verftorbenn Pfarrers: 

F. Inſofern der Erblaſſer berechtigt war, feiner Wittwe und 
feinen Kindern den geſetlichen Antheil an dem Nachlaſſe zu ent- 
sieben, find dieſe durch feine Verfügungen auch in Rückſicht des 
Sterbeguartals gebunden 

F. 3. In Abſiche des dem Pfarrer aus öffentlichen Kaffen aus- 
ve Gehalts wied das Amtejahr vom 1. Januar (8.688) in 

bficht der übrigen Pfarteinfünfte aber vom 1. October berechnet. 

2. Lemans Weſtpr. Prov.⸗Rechts F. 1212. Dog Sterbequartal 
gebührt bei proteftantifcpen Kirchen, außer der Witwe und den 

Kindern, auch den andern Erben des im Amte verſtorbenen Pfarrers. 


Snadenjahr. 


234 


$. 834. Doch müffen dieſelben davon die Begräbnißko⸗ 
Den, fo weit die Einkünfte dazu hinreichen, beſtreiten. 

F. 836. Zum Nachtheile der Gläubiger des verſtorbenen 
Pfarrets können auch feine Wittwe und Kinder auf das 
Sterbequarkal keinen Anſpruch machen. 

F. 836. Dagegen kann ihnen der Mann und Vater bdie- 
fen Genuß durch lehwillige Verordnung zu Gunſten anderer 
Erben nicht entziehen. 

$. 837. Sowohl das Amtsjahr als das Sterbequartal 
werden von dem erſten Tage desjenigen Monats, in welchem 
der Pfarrer eingewieſen worden, berechnet. 

$. 838. Bes Gnadenjahr oder die Gnadenzeit findet nur 
bei den proteſtantiſchen Pfarrern, und nur an Orten ſtatt, wo 
es durch Provinzial -Kirchenordnungen eingeführt oder durch 
Gewohnheit hergebracht ift, 

Anm. 1. Oſtpreuß. Prov. ⸗Recht, 3. 208 (zu S. 838—8a1, 
844—851): 8. 1. Nach Ablauf des Sterbeguartals findet bei den 
lutherischen Pfarrern noch ein Snadenguattal Dat, 

F. 2. Wird noch während deſſelben der neue Pfarrer einge- 
wleſen, fo muß die Wittwe mit den Kindern, wenn ein Wittwen⸗ 
baus vorhanden ift, die Wohnung fogleic räume; wenn aber 
kein Wittwenbaus vorhanden ift, ober blos Kinder das Gnaden. 
uaet genießen, fo müſſen fie die Wohnung mit dem neuen 

fareet theilen. 

3.8. Der neue Pfarrer muß von denjenigen, die bas Gnadenz 
quartal genießen, beköſtiget werden, auch Holz und Licht erhalten. 

8.4. Die Witwen, Kinder und Enkel der deutſch reformierten 
Prediger genießen nach abgelaufenen. Sterbequactale noch ein 
Önabenjahe von allem firieten und zufälligen Einkommen, moge 
E fie für die Verwaltung des Amts unter Genehmigung des 

ischen=Directorti auf eigene Koften ſorgen müffen. 

8.5. Es macht bei lutherifhen fowohl als reformirten Pfar⸗ 
bern keinen Unterſchied, ob die Kinder noch in väterliher Gewalt 
und bie Entst im Haufe und In ber Berpflgung des Großvaters 
find oder nicht. Die Wittwe theilt das Gnadenfahr mit den Kinz 
dern und Enkeln, ſo daß die Witewe die eine, bie Kinder und 
Enkel die andere Hälfte erhalten, die Gläubiger des Verstorbenen 
aber darauf keinen Anfpruch machen können. 

2. Lemans Weſtpr. Prov.⸗Recht: 

5 1 Dis en findet nur da ſtatt, wo daſſelbe bis⸗ 
er üblich. geweſen ift > 

3. Kä de 18. Movember 1810 Gef- 1820 S. 45) u. V. d. 
R. zu K. v. 8. März 1820 (Amtsbl. 1820, S. 79) ſegt ep, 
das nur dasjenige, was die Hinterbliebenen eines Beamten an 
Beſoldung, außer dem Sterbeguartal, erhalten, für dieſelben 
Gnadenbewilllgung ift, daß auf Letztere kein Gläubiger des Berz 
forbenen Anſpruch hat, — daß ſolche der Regel nach nur der 
Wittwe, den Kindern und Enkeln, obne Mückſicht, ob fie beffen 
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Erben find oder nicht, zusteht; daß aber den Miniftern, als Der 
purtementschefs, beiden ift, im Falle der Erbinſſer zer Ernähs 
rer armer Eltern, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflegekinder 
gewefen if, ausnahmSweife denſelben dag Gnadengehale anzumeifen, 
und die Minifter jedenfalls befugt fein follen, die Bertheilung Hd 
felben unter den Hinterbliebenen zu erguliten, und deſſen Wers 
wendung zu beftimmenz daß zugleich diefe Beſtimmungen wegen 
des Gnobengehälts, auch auf den Onddenmonat, welcher den Hins 
terbllebenen der Penſionairs, außer dem Sterbemonat bewilligt ift, 
angetvendet werben follen, (Vergl. J. 851.) 

Gif. v 11. Juni 1922 (Gef. Sammi. 1822 S. 180 $.10 
‚sub. litt. o. die Sterbe⸗ und Gnadenmonate (Quartale) find von 
allen diterten Beiträgen zu Geimeintaften frei. 

$. 839. Es gebührt nut der hinterlaſſenen Wittwe und 
folden Kindern des Pfarrers, die ſich bei feinem Abſterben noch 
in feiner väterlichen Gewalt befunden haben. Vergl. $. 838.) 

$. 810. Enkel und blos angenommene Kinder des vers 
ſtorbenen Pfarrers können darauf nur in ſofern Anfpruch ma- 
chen, als fie Dé zur Zeit feines Ablebens in feinem Hauſe und 
in feiner Verpflegung befunden haben. 

9, 841. Wittwen, welche nach der Verfaſſung des Orts 
einen Wittwengehalt empfangen, können in der Regel kein Gna- 
jahr fordern. (Vergl. g. 856.) 

$. 842. Den Wittwen und den Kindern eines Pfarrers, 
der ſein Amt gänzlich niedergelegt, und nur noch ein Gnaden⸗ 
gehalt davon genoſſen hat, gebührt kein Gnadenjahr. 

8. 843. War aber der Pfarrer noch im Amte geblieben, 
und war ihm nur ein Subſtitut zugeordnet worden: fo genießen 

ſeine Wittwe und Kinder die Ibn varbehaltenen Einfünfte 
während der Gnadenzeit. 
$. 844, Die Dauer der Gnadenzeit ift nach jedes Orts 
Gewohnheit bestimmt. 5 
„ . 845. Das Sterbequartal wird in die Gnadenzeit nicht 
mit eingerechnet. 5 

S. 840. Das Gnadenſahr bleibt der Wittwe und den 
Kindern, wenn fie auch ihres Mannes und Vaters Erben nicht 
Kar? find, 

j. 817. Doch können rechtmäßig enterbte Kinder keinen 
Anſpruch darauf machen. EE 

F. sas. Sft eine Wittwe vorhanden, fo gebührt derfelben 
allein das Gnadenjahr; fie muß aber dagegen für den Unters 
balt der Kinder unentgeldlich ſorgen. 

D FA en Ee während 5 Ge 
y on na 830, 840 berec en Kin · 
ben dez Darrers forget, E 2 


$. 850, Genießen nur Kinder das Gnadenjahr, und flirbt 


e 
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während des Genuſſes eines derſelben: fo wächſt deffen Portion 
den Uebrigen zu. 
$. 851. Andere, als die $. 839, 840 benannte Wittwe 
und Kinder des verſtorbenen Pfarrers können auf eine Gnas 
denzeit niemals Anſpruch machen. 

Anm. 1. B. v. 10. März 1818 änt Amtssl. 1818, S. 135) 
erklärt hinfichts der Gnaden- und Sterbequartale der Stantsbenm- 
ten, daß unter dem Ausdruck „Hinterbliebene“ im Gegenfage von 
Eisen, nicht blos die Wittwe und Kinder, fondern auch Ber 
manba im aufigendee umb Geltentinie qu sahen ind, wogegen 
fremde und Leſtamente-Erben auf das Önadenquartal Beinen Ans 
ſpruch haben. (Beral. 8.838.) 

$. 542. Was von den Einkünften der Pfarre während 
der Vacanz, nach Abzug der Vertretungskoſten, übrig, bleibt, 
wächſt, wo kein Gnadenjahr ſtatt findet, dem Pfarrver⸗ 


. B. d. R. 
ef bench ic, der Wetwenbung ber Dfatreinkünfte wärend der 
Bacang güche Obfervangen entfebeibend feien, vielmehr der F. 852 
Il. 11. A. L. N. unbedingt Anwendung finde. 

$. 853. Die Stolgebühren gehören der Regel nach weder 
zum Gnadenjahr noch zum Pfarrervermögen, ſondern fie kommen 
demjenigen zu, der die Handlung, wofür fie erlegt werden müfe 
ſen, verrichtet hat. 

Anm. Oſtpr. Prop. ⸗ R. 3. 210 (zu 8. 883. 853): Wenn der 
mau lutherische Pfarrer bereits eingewiefen ift, gehören ihm die 
Stolgeblhren auch vor Ablauf des Önadenquartals; ſonſt findet 
das im 207. Zuſag Vorgeſchriebene Anwendung. 

$. 854. Wo es hergebracht ift, daß auch die Stolgebüh⸗ 
ren zum Gnadenjahre gehören, da müffen die im Genuffe des 

Letztern befindliche Wittwe und Kinder diejenigen, welche die 

Handlung verrichtet haben, für die dabei vorgefallene Reiſe⸗ 

und Zehrungskoſten ſchaldlos halten. 

Anm. Oſtpr Prov.⸗R. 3. 211. Während der Bacong einer lu⸗ 
Wope Diore muß bie Gemeine Die Fuhren zur Sin n. 
Burücführung des Vicarii unentgeldlich leiften. 

$. 855. Sowohl im Sterbequartale als im Gnadenfahre 
müſſen diejenigen, weiche die Pfarreinfünfte genießen, benjent« 
en, welche den Gottesbienft verfehen, die in der Provinz oder 

im Kreiſe gewöhnliche Entſchädigung, ſoweit ſie nicht durch die 

Stolgebühren erfolgt, gewähren. (Vergl. $. 853. d. T.) 

$. 856. Kommt das Sterbeguartal und das Gnadenjahr 
verfchiedenen Perſonen zu, fo müſſen die Nutzungen unter fie 
nach Verhältniß der Zeit getheilt werden. 
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Anm. 1, Oſtpr. Prov. -N. B- 212 (zu g. 856): 

1. Anßer dem Gnadenquartale oder Gnadenjahr gebührt 
den Wittwen proteſtantiſcher Prediger, da wo Wittwenhaus und 
Garten vorhanden, und befondere Predigerwittiwenhufen zur Pfarre 
gefehlagen find, der Genuß derſelden, infofern DÉI nicht bereits eine 
Ältere Wittwe im Genuſſe befindet. 

8 2. In Atſicht des Umfangs der den Wittwen an Wob- 
nung, Garten und Hufen zuſtehenden Niegbrauchstechte find bie 
Vorſchriften des Allg. L. R., §. 778—803 und die Zuſätze 200 
anzuwenden. 

F. 3. Bel Verpachtung folder Wiktwengrundſtücke muß die 
Pacht entweder dem Pfarrer des Orts oder dem Pächter des 
Pfarrackers vor andern überlaſſen werden. 

S. 4. Ba der Xuseinanderfegung der Wittwe ober deren Erz 
Sen mit Di Kirche ober einer gum, Genufe glangenben und 
Wittwe finden die Vorſchriften $ 622—831 des A.L.R. und des 
205, Zufages ‚überall Anwendung: 

8. 5. In Ermangelung des Mitttwenhaufes genießen bie 
Prediger» Wittwen die etwa befonders augeſeste Wohnungemieche. 

. 0. Den Witten der lutheriſchen Prediger muß die Ge⸗ 
meine einen befondern Wittwengehalt ausfegen. Sind aber mehr 

als eine Wittwe zu gleicher Zeit vorhanden, ſo iſt die Gemeine 
den lebten Wittwen nur da, wo es bisher üblich geweſen it, Witt- 
wengehalt auszuſchen verpflichtet. 

F. 7. In der Regel ift der Betrag des Wittwengebaltes auf 
100 fl anzunehmen, und die Wittwe nur da ein Mehreres zu 
bës berechtigt, wo ein größerer Wittwengehalt hetge⸗ 


t ift 
„s, Wo die Berfaffung des Kirchfpiels die Aufbringung von 

100 Gulden nicht verflattet, muß die Wittwe auch mit einer ger 
ringen Summe fih begnügen. 

8.0. Der Wittwengehalt muß vierteljährlich. vorfhußmeife 
entrichtet werden. 

elo. Der Wittwengehalt wird bei Stadt; nach den 
Feuerſtellen und bei Landgemeinen nach der Hufenzahl in der Art 
zusammengebracht, daß auch der Patron wegen der Verwerkshufen 
niche ausgenommen ift. Wo Stadt und Kandgemeinen zu einer 
— — gehören, eich die Hauptfumme zwischen ihnen nach der 

etlenzahl vertheilt. R 

8. 11. Wo der Wittwengehalt bis jetzt nicht von der Gemeine 
aufgebracht, fondem aus der Kirchencafje entrichtet ift, da hat es 
bei = ehrn, Barfaffung fein Beroenden: 


Die Wittwen und Kinder der deutſchreformirten Prez 
diger in Oſtpreußen und Litthauen’ und der Lehrer an der Paros 
chialſchule in Königsberg genleßen aus der Prediger Mitttwencaffe 
in Königsberg, die nach der befondern Berfaffung der Caſſe ause 
lier Penſion. In Anfehung der Wittwen lutheriſcher Dres 

iger und Schulehrer verbleibt es bei der obſervanzmäßigen Berz 
faffung eines jeden Orts. 
8. 13. Wo die Wittwe eines ptoteſtantiſchen Predigers vom 
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Patron Deputatbolz erhält, muß daſſelbe von den Eingepfarrten, 
infofern es den Betrag von 2 Achteln nicht überfeigt,: unentgeld- 
lich nach dem in den 88. 718, 710 des ALN. Afen Ber- 
haͤltniß geſchlagen und gefahren werden. 

„ 14. Der Genuß der Wittwengebührniſſe fängt, wenn nicht 
durch Herkommen eine Ausnahme begründet wird, nach geen⸗ 
Soen Gnadenguartalt oder Gmadenjahre au, und wäit fos 
wohl bel 7 e als lucheriſchen Witwen nicht 
blos mit dem Tode der Wittwe, ſondern auch mit deren Berheis 
ralhung. 

2 f v. 1. März 1832 Nro 22846 (in set b. R. zu K.) be 
fimmt, daß die Vorſchrift des Oftpr. Zeg At. Zuf, 212 wegen 
des Genuſſes der Pfarrwittwengedührniſſe fets fo zu interpretiren, 

daß die ältere Wittwe, die dem Todesfall des Geiflichen nach jün- 
g Wittwe ausſchließt, ohne weitere Rückſicht darauf, ob es 

itemen der Pfarrer oder Kapläne find, #8 ſei denn, daß in 
einzelnen Fällen ausdrückliche Süfcungsurkunden oder erwiefene 
ununterbrochene Dbfervanz bei den betr. Kirchen ein Anderes dies 
ſerhald gang zweifellos: Gëft, 

3. K. d en. Min. v. Ledenberz v. 28 ebr: 1830 Nro. 3092 
(in aot. k. N. zu El Der ze. Meg, wird auf den Bericht vom 
20. v. M. unter Mückgabe der Anlage eröffnet; daß die bejahende 
Eneſcheidung der Frage: os Fiscus als Vafigır von Domainen- 
Vorwerken verpflichtet fei, Beiträge zu dem lte der Pfarr⸗ 
sen herzugeben? keinen. Bedenken unterlegen kann, da der 
. 10 des Zuf. 212 des Oſtpr. Prod. ⸗ R. indistinote feftfegt: 
„Das Wittwengehalt wird bei Stadgemeinen w.” 

Die gedachte Verpflichtung liegt nach Del ausbrückl. Beftim- 
mung nicht bios den Cingepfateten, ſondern auch dem Patton od 
und wird nach dem Hufenbefige vertheilt: 

V. d. N. zu K. v. 23. Auguft 1810 (Amtsbl. S. 378) macht 

die K.⸗O. v. 6. Septbr. 1810 bekannt, welche genehmigt, daß 

den bedürftigen Predigerwittwen in Dftpr. und Litshawen au den 

Orten zwei Achtel Deputatholz verabreicht werden, wo dem Kö⸗ 

nige das Patronatrecht zuſteht. Jedoch werden die Wittwen ſich 

fallen lafen müſſen, daß die Antoeifung auf bequem gelegene 
viere oder wo es rächlich ift, die Bezahlung in Gelde erfolge. 

B. d. R. zu K. v. 25. Febr. 1815 (Amtsbl. S. 106) u. V. 

b. N. zu- G. u. 28, Sehr. 1815 (Amtsbt. S. 100) bahn, 

daß die Quittungen der Prebigerwittwen über das ihnen zukem⸗ 

mende Deputatholz die Bescheinigung erhalten folien: 
daß die Wittwe am Leben, 
im unberehelichten Zuſtande ift 
und innerhalb Landes ſich aufhält. H 

Gites Berfe v. 4. März 1830 Nro: % K. ©. macht den 

Superintendenten bekannt, daß die Köchl. für die Berw. der dir. 

St. und der Dom. und Forſten mittels Verfügung v. 22. Dec. 

1838 eröffnet hat, daß die Bestimmung, nach welcher Geiftiche 

und Schullehrer unter gauiſſen Umftänden ſich müffen gefallen 

laſſen, daß ihnen ihr Deputntholz zu „ in Sprock oder Stube 


> 
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ben angewleſen werde, auf Pfarrwittiven nicht Anwendung finde, 
da die 8.9. v. 6. Ep, 1810 fpäter erlaſſen fei, als bie oben 
erwähnte Bestimmung und von einer folden Beschränkung 
nichts. enthalte 


Eilfter Abſchnitt. 
Von Zehnten und andern Pfarrabgaben. 


$. 857, Der eigentliche Zehnte if eine Abgabe von Grundfäge. 
Früchten, die auf der zur Parodie gehörigen Feldmark erzeugt 
werden. u nr 
F. 858, Urſprünglich iſt der Zehnte zur Unterhaltung des 
Pfarrers beftimmt: er kann aber auch von der Kirche, ſowie 
von jedem andern erworben und beſeſſen werden. 
Anm. 1. vagl. LEN. U. 7. ö. 474. 
. Prov. ⸗Recht. Buf 213 (zu S. 858. 859. 891, 

21. z g 

8. 1. Der von jedem zur Parodie gefchlagenen Gtundſtück⸗ 
iu enteichtende Realgshnte, das von den Krüger zu zahlende 

japfengeld und der von den Eingepfarrten zu entrichtende Perſo⸗ 
natehnte gehören zum Kirchendermägen. 

ST Die grope Calnde in Peine Mauna Kirchen, 
Petition genannt, ber Says, bie eine Galende und ie Ort: 

ende gehören zu ben Einkünften des Pfarrers, Präcentors, Dre 
ganiſten und Schulmeifters. 

8.3. Der Perſonalzehnte und bie große Calende find blog in 
Oſtpreußen und Lilthauen, der Sackzehnte und die Geld -Calende 
aber blos im Ermlande eingeführt, 

8. A Der Zitat, der Sackzehnte und die grofe und 
Eleine, Galende müſſen ohne Mückſicht auf die Berſchiedenheit der 
Keligion und des Glaubensbekenntniſſes, dahin entrichtet werden, 
mobin fie bisher entrichtet worden. Wenn aber in proteftansifchen 
Kirfpielen wüste Plätze von Lutheranen und Reformirten. bebaut 
werden, fo wird der Realzehnte an die Kirche derjenigen Gonfef- 
fion entrichtet, zu wacher ber erfte Bebauer Dé bekennt, wenn fie 
gleich auet dam Siechfpiele befindlich ift, und in demfelben fonft 
keine Parochlalrechte bat; auch muß damit fortgefahren werden, 
2 — ‚gleich die folgenden Beſitzer fid zu einer andern Confeſſion 

kennen. 

5 5. Den Perſanalzehnten kann die Kirche, und die Geld- 
Calende kann der Pfarrer und Organiſt nur da, wo es befonders 
hergebracht, oder fonft feſtgeſtellt ift, von fremden Rellglonsver⸗ 
wandten fordern. 
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5 0. Die vom Pfarrgwange ausgenommenen Parfonen, die 
invaliben Soldaten, diejenigen, welche noch nicht eingefegnet find, 
oder das ſechszehnte Lebensjahr noch nicht anfangen, oder das 
fechezigfte fhon erreicht Haben; ferner Diejenigen, welche wegen ffr 
Stäer Gebrechen N Arbeit untüchtig find und Fein eigenes 
Vermögen befigen, find von Perfonatzehnten und von der Gald⸗ 
Galende biet, 

$. 7. Befreiung von großer und kleiner Calende, Zapfengelde, 
Neal und Sackzehnten muß jedesmal befonders nachgewiefen werz 
den, jedoch Haben Königl. und adel. Borwerke die Bermuthung für 
fid, daß fie nicht calendepflichtig find. Dieſe Vermuthung aber ers 
Bert Déi niemals auf Bauer ce, bie zu Vorwerken eingezogen 
worden und die erwanige Ealendefteihelt der Vorwerkshufen hört 
auf, wenn fie mit Bauern befegt werben. 

8. 8: Die Cntendefreipeit erfteeckt ſich nur auf diejenige Galende, 
die dom Beſiter ſelbſt und deſſen Pächter oder Wirthſchaftsbenm⸗ 
tem und deren Geſinde zu entrichten fein würde; wogegen die auf 
den Vormerken wohnenden Lohn⸗ und Pacht⸗, Hofe, Poſt⸗ und 
andere Beute zur Gafendeabgabe, auch in dem Falle verpflichtet find, 
wenn das Vorwerk felbft calendefrei ift. 

6. 9. Der Perſonal⸗ und Zones ift um Mihalis vor⸗ 
ſchußweſſe, die unter dem Mamen der großen Galende oder Pes 
dition eingeführte Getreide-Asgabe ſogleich nach Vage ade 
der Sackzehnte, die Geld Calende und kleine Galende aber find 
fpätefteng eie Martini zu entrichten, nue allein die DOftereier 
und Oſterhübner ausgenommen, welche um Oſtern geliefert 
werden müſſen. 

F. 10. Diefe Abgaben müſſen dem Empfänger in's Haus 
gebracht werden, doch bat es wegen Emſammlung des Zei: 
und Perfonaehnten bel jebes Orts Gewohnheit fein Bewenden. 

N. Wegen Veränderung der Natural: Calende in eine 
SE dienen die 88. 923, 024 des Augem. E. R. zur 
ichtſchnur. 

F. 12. Wegen der Calende, Real⸗ oder Sackzehnten kann Erz 
laß nicht gefordert werden und die Vorſchrift des ALR., § 030 
findet keine Anwendung. 

S. 13. In ſofern der Mealzehnte die große Calende oder Pez 
tition und der Sackzehnte nach dem Hufenmaaf entrichtet werben, 
prett es fih von felöſt, daß die Abgabe durch Vermehrung der 
Befiger keine Aenderung leidet; in ſofern aber eins oder 
das andere nach den Feuerſtelen und Haushaltungen entrich⸗ 
tet wird, wie auch in Atſicht der kleinen und der Gad 
Calende; findet bel Thellung oder Abbaue der Grundſtücke, 
aum Gier end en un Ben wa e Ber Abe 
gabe Statt, und von der neuen Befigung muß fie befonders entz 
richtet werden. 

F. 14. Wenn wüßte Ländereien zur Cultur neu ausgegeben 
werden, kommt den Bafigern in Mückſiche davon, ebenfo als 
von andern Grundſtücken und Wirthen gleicher Art zu entrich⸗ 
tenden Real⸗ oder Sackzehnten, auch der großen und kleinen 
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Galende, fo lange Befreiung zu Statten, als ihnen dieſelbe 
wegen andere "Abgaben don dem Grundeigenthümer einger 
räumt worden. d 

S. 15. Wo der Knechtshafer ſonſt hergebracht geweſen ift, 
muß ſtatt deſſen jeder Großknecht zwanzig Groſchen und jeder Mits 
fott zehn Groſchen an den Pfarrer entrichten. 

$ 16, Nach weichen Grundfägen der Betrag des Real, und 
Perſonalzehnten, der großen und kleinen und Geld⸗Calende, des 
Sadhehnten und der Oftereier und Oftsthührer zu beftimmen fet, 
dies if lediglich nach den Sei den Kirchen vorhandenen Vifita- 
tiong-Receffen und Spnodat+ Ordnungen feftzüfegen, und wo die 
eine oder die andere dieſer Abgaben nicht herzedracht ift, hat es 
bei der bisherigen Verfaffung fein Bewenden. 

3. Die Dismemd rationen. 

a) Die W. b. R. zu K. e, 20. März 1818. Außererdent⸗ 
liche Beilage . 4. G. 8. 18. 32 34. die V. v. 20 März 
1820 (Amtsbl. S. 107. fog.) 8 6. FA; Greet v. 10. März 
1820, weiche die B. vom 20. Mürz ejd. wit Bezug auf die ver» 

ſchiedenen Abgaben in Oſtpreußen und Ermland näher erläutert 
und ein Schema zur Dismembrations-Zabelle vorfchreibt, das von 
jedem Intereffenten: und dem Kirchen⸗Kollegtum anerkannt. und 
von dem Patron, teſp. dem Fiscus und Fürſtbiſchof deſtätigt wers 
den foll; ale diefe Verordnungen find aufgehoben. 

b) Die Verordn. v. 6. Juli 1830 (Amtsbl. 1830, S. 233.) 
bestimmt, daß da bei Diemembrationen nur auf bie gät Bere 
theilung der Staatsabgaben zu ſehen ift (Edikt zur Beförderung 
det Landescultur vom 14. September 1811 $ 3), ong ift, 
del der gtt, Vorſcheift ſtehen zu bleiben. Es wird deshalb ans 
geordnet, daß bei vorkommenden Dismembrationen das Bertheis 
len der Kirchen und Schulabgaben nicht mehr durch die Königl. 
Laudraths⸗, ein, Antendantur⸗Aemter betviekt, ſondern lediglich 
den Int ten Überlaffen werden foll, fo daß es in deren Wahl 
ftebt, ob fie eine ſolche Vertheilung vornehmen oder ihre Abgaben 
gemeinfchafetich abtengen wochen. — Bei aner beabfichtigten Bers 
theilung wird es hiernach Sache der Intereſſenten, fid die Bus 

ung der Kichen⸗ und Schulvoeſtande, des Pfarrers und 
Schullehrers, fo wie des Patrons zu verſchaffen. — Bei unters 
laſſener Vertheilung bleibt das Hauptgut nebjt dem Theülſtäck für 
die Kirchen- und Schulabgaben verhaftet. 

e) Wasch frai, Abgaben find nach dem Hufenmaage und welch 
nach Feuerſtellen oder Haushaltungen zu enteichten? aer ii 
die oben gedachte durd) die B. v. 6. Juli 1530 aufgehobene Circ.- 
Verf, v. 10. Mär 1820 Auskunft. Es wird deshalb ein Extract 
aus derfelben im Anhang Nro. 149. mitgetheilt. 

d) Reſer. v. 25. Futi 1822, die Calende bei zuſammenge⸗ 
ſchlagenen Grundſtücken betr. f. Anhang Nro. 149. 

e) Dee des geifr c M. u. des M. d. J. u d P. 
v. 24. Auguſt 1839 Mto. 11386 (in nel. d. u K), die 
Vermittelung billiger Verthellungs⸗Grundſätze bel Bismembratio⸗ 
Sept, ab s. Géi u. Schul. fette. 16 
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nen betr. und darauf gegründet die Circ.⸗Verf. d. Neg. zu K. 
v. 4. October 1830 di % K. S. f, Anhang Nro. 120. 

4.) Eins Verf. d. R. z. G. v. 11. December 1833 (v. K. 
Ann, 1833. ©. 449. folg.), die Vertheilung der Abgaben an 
Kirche, Geifttihkeit, Schulen 1. bei Diemembrationen von Grund- 
Men bete. fy Anhang Nro. 151. 

Die rechtliche Natur der kirchlichen Abgaben und Präs 
fationen. 

A, In Dfipreußen. 

Der Reals und Perfonals Deem und bie Galende können nicht 
nach den Grumdfägen, welche des A. L. R. über den Zehnten 
aufſtell, beurthelt werden. 

Der Real-Decem hat nie in einer Abgabe von den Früchten 
b. h. einem in natura zu gewährenden bestimmten Antheil (Quote) 
an Früchten, weiche auf der zur Parochie gehörigen Feldmark erz 
zeugt werben, ſondern feit undenfüichen Zeiten im einer zu Gelde 
berechneten, von jedem zur Parodie geſchlagenen Fundus, auf dem 
platten Lande in der Regel von der Hufe, in den Städten aber 
von den Grundſtücken, wenn auch keine Ackerwirthſchaft damit 
verbunden ift, zu entrichtenden Abgabe beſtanden, wie ſolches 
die von dem Markgrafen Albrecht erlaſſene Biſchofswahl von 1568 
Keule, Kaps Const, Pruten. P. I. Nro. I. pag. 9. 10.) 

en barthut. ` 
Wee Perſonal⸗ Zehnte wird von den Eingepfarrten als Mit: 
gliedern der Kirchengeſelſchaft für ihre Perſon entrichtet, 

Der Urſprung der Kalende ift ganz zweifellos; er fälle wohl 
in die Zeiten vor der Reformation. Eine kurze Geſchchte der 
Kalende aus genen Abhandlung von der Prieerfalende in 
Preußen und den Akten der Königl. Regierung zu Königsberg. f- 
Anhang Nro 152. 

B. In Westpreußen. 
Lemans Ke Prodinzialeecht Band. L S. 311. fog. 

$. 1921. Die im A. L. R. unter dem Namen des Zehnten 
bezeichnete Abgabe an den Pfarrer der Parochialkieche von Früch⸗ 
Ge Ee zur Parochie gehörigen Feldmark erzeugt wor⸗ 
en, iſt nicht üblich. 2 

$. 1222. Vielmehr streitet überall die Vermuthung gegen eis 
nen Naturalzehnten und das Recht zu deſſen Erhebung muß in 
jedem einzelnen Falle vollſtändig nachgewieſen werden 

8. 1223. Dagegen ift in der Regel jeder Aderbefiger verbun- 
den, nach der Größe feiner Befigung, unter dem Namen des 
Meßkorng (Decem ober Miſſauc) an den Pfarrer der Parochial⸗ 
kirche eine jährliche Abgabe in Getreide oder Bett deſſen eine fähr⸗ 
Dë beftinumte Geldfumme_ zu entrichten. 

1234. Ben biefer Abgabe find Die König. Domainengliter 
nicht biet, 

$. 1225. Adelige Güter dagegen und bie zu-felbigen gehöti⸗ 
gen Ländereien find in der Regel von Entrichtung eines Nature 
im frei, wenn felbige auch in einer zehentpflichtigen. Feld- 
mark liegen. 
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F. 1220, Iſt deſſen ungeachtet von abefigen Gütern und ih: 
zen Zubehcrungen, weiche abgeſondert in einer zehntpflichtigen Feld- 
mak liegen, ein Nalural⸗ ehen entrichtet worden, fo kann der 
Befiger auf Verwandlung der Naturnfabgabe in eine Geldabgabe 
antragen. 
ER 1997. ider Antrag muß bei dem Lanbesiuftigeolegium 
der Proving gemacht werden, welches: ſodann die Verwandlung des 
Matakachehnten in eine Gefdabgabe durch Vergleich anleiten 


Au. 8. 1228, Kommt zin Vergleich zwischen dem Zehentpftch tigen 


und dem Pfarrer mit Zunehung der Kirchenvorſteher zu Stande, 
ſo bedarf es der Genehmigung der geiftlichen Obern. 

8. 1220. Dieſe Genehmigung kann nur verweigert werden, 
wenn der Vergleich wegen Verdacht einer uorgefallenen Beſtechung 
des Pfarrers oder der Kircherworſteher ober wegen eines vorgefal⸗ 
lenen groben Irrthums oder ſonſt offenbar für nichtig erklärt 
werden müßte. is N 

F. 1230. Kommt kein Bergleih zu Stande, oder iſt derſelbe 
aus erheblichen. Gründen verwerfen worden, fo muß der Erlen, 
des Natutalzehnten mit Zuziehung von Sachverſtändigen nach ei- 
nem fechsjährigen Durchſchnitte oder durch Abſchäzung nach den 
kanbſchaftüchen Abfchägungegrundfägen ausgemittelt, Seide Theile. 
ſo wie der von den geiftlicen Obern zu ernennende Stellvertreter 
der Kirche, müſſen mit ihrer Erklärung über die geſchehene Auss 
mittelung vernommen, und fodann die an die Stelle des Matus 
taljehnten tretende Geldabgabe durch eine Nefolution des Gerichts 
beſümme werden 

F. 1231. Gegen eine folche Neſolution findet von Selten des 
zehentberechtigten Pfarrers kein Rechtsmittel ſtatt. Der Zchent⸗ 
Sek aber Tom auf Feſtſezung der Geldabgaben burd) fürm- 

lides Erkenneniß antcagen, gegen weiches von beiden Seiten die 
gewöhnlichen Rachtemittel flatt finden. 
. 1232. Die Koſten, fomohl der Vergleichs. Unterhandlungen, 
als des Verfahrens, trägt der Zehentpflichtige in allen Instanzen 
allein, infofern: fie nicht der zehentberechtigte Pfarrer durch offenbar 
ungegründete Einwendungen und durch unerheblich befundene Ap⸗ 
pollationse oder Revifionsbefchmerden veranlaßt hat. 
F. 1233. Der Betrag des Zehnten dëtt ſich nach der am 
Orte oder in dem Kirchſpiete hergebrachten Obfervanı 
5 1914. Auger oder neben dem Meßgetrelbe a bie Abe 
gabe an Kalende, Vitattag, Quartalgeld, Kirchen und kleinem Des 
dem und Dffertorien, theils an den Pfarrer, theils an den Schulz 
lehrer; Deganiften oder Süffer, delt an die Kirchenkaſſe nue da 
Datt, fo fie dieſen Beamten ats Theil ihrer Beſoldung durch Erer⸗ 
tions» ober Sedatſons Ülckunden, Kiechen⸗Rezeſſe, Kirchen⸗Matri⸗ 
keln, Verträge oder Vergleiche zugefichert, oder einzelnen Grundz 
fügen oder Ortſchaften als Realabgabe in ihren Vecgleichurkunden 
oder ſonſt auferlegt, ober durch die Verjährung von 31 Jahren, 
6 Wochen und 3 Tage erworben ift- 
$ 1235. Diefe Abgabe wird für die Stelſoche entrichtet, u. 
if daher, wenn fie gleich von den Ackerbeſthern häufig nach der 
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Größe ihrer Befigungen entrichtet wird, nicht dinglich, es fei denn, 
daß die Urkunde ein Anderes verordnet. EN 

§. 1230. Worin diefe Abgabe beſtehe und der Ertrag derſelben, 
Za Dn së Hartommen in jedem Kirchſpile oder auch 
des Dets. 


(In d. 1833 erfchienenen „Entwurf deg beſtebenden Wefts 
preugifhen Prod. Rechts‘ (gedruckt Berlin 1837. 8.) find 
wörtlich bieſelden Grundſätze aufgeſtellt u. bilden d. 8811741100.) 

Die Erläuterungen, wache Leman über einzelne Abgaben giebt, 
find auszugätveife im Anhange Nros (egent, 
Verordn. d. R. zu G. v. 31. Jan. 1822 (Amtsbl. S. 03.) 
u. Bud. R. zu K. vom 20. Febr. 1822 (Amtsbl. S. 72.) be 
flimmen. über die Einzahlung des Kirch. i 

1) Die Deyems- Einnahme wird zwiſchen Michael und Mars 
tini, wie folches in Hiefiger Proving eingeführt ift, in der be, 
Wibdem, im Beifein des Predigers von den Vorftchern gehalten, 
und der Tag dazu nicht nur zwei Sonntage nach einander von 
der gg bekannt gemacht, fondern auch den Landrathsämtern 
und Magiſträten angezeigt. 

Ann ie i e uche nnd da befannt machten 
Dahems⸗Tagen ihre, Kirchen Rögaben nicht ab, fo- werden die Sau- 
migen an zweien Sonntagen nacheinander von der Kanzel an ibre 
Pflicht erinnert, und ihnen ein Termin von höchſtens vier Mor 


febt. d 

e en fie auch biefe Friſt nicht ein, fo muß der Mendant 
der Kirchenkaſfe fogleich ein Verzeichnis der Reſtanten dem Lande 
unthsamte oder dem Mogiffente einreichen, und beide Behörden 
baben dann die Szumizen zur Abtragung der Reſte innerhalb 
4 Wachen anzuhalten. Gegen diejenigen, welche deffen ungeachtet 
die Zahlung niche leisen, ift ſobann mit Erekution zu verfahren, 
nöthigenfalls zur Auspfändung zu ſchreiten, wozu wieder höchſtene 
ane Ë von 4 Wegen he in dee dan a 

4) Warden die Rüdftände in diefe Zeit nicht beigetrieen, fo 
haben die KirchenisKollepien: dies ſogleich der unterzeichneten Regies 
rung anzuzeigen, damit die fäumigen Behörden zur Erfüdung ihs 
rer Pflicht duech Ordnungsſtraſen angehalten‘ werben können. 
` 5) Die Kirchen, Kollegien, welche die vorgedachte Anzeige nicht 
machen, werden dann ebenfalls in namhafte Ordnungeftrafe genom⸗ 
men werden, und der Rendant der Kaffe bleibt derfelben für je 
den e feine Saumſcligkelt antftandenen Berluſt und Ausfal 


verhaftet. 

6. R. e. 26. Mai 1840 Nro. 10057 (in get. b. Reg: zu K): 
Das Min. trägt, wie der K. Reg. auf den Bericht p. 18. v. M. 
betreffend die SE zu einer ae Erhöhung der 
kircht. Abgaben, hierdurch eröffnet wird, ken Bedenken, der Ane 

ſicht derjenigen Mitglieder des Collegium beizutreten, welche die 
Zoe uud dee Seier in orte Geet br Gene. 
mäßigen Befchlußnahme einer Stimmenmehrheit in ber Gemeine uns 
terwirft. Zich Gemeinden, welche zut Herbeifchaffung der Mite 
tel für die Zwecke des Kirchenſpſtems verpflichtet ift, beſteht ebenſo 
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aug den Befigern der im Parochial+ Bgicke Tiegenbenden Grund» 
ftüde, wie aus den perſönlich Eingepfarcten; beide Arten von Mite 
gliedern concureiren daher auch bei der Beſchlußnahme, und wenn 
Die » Beiträge, zu den Bedürfniffen der Kirche für alle diefe Bers 
pflichteten in gleichem Verhältniſſe erhöht worden, fo ift der Fall 
gar nicht vorhanden, von dem der F. 69. II. 6. 3. L. N. dispo. 
mit, daß nämlich nicht allen, fon dern nur Einem oder etfichen 
Gite eine alt aufgelegt wird, vielmehr ift Lediglich ber $. 05. 

" Le maßgebend, wonach Stimmenmehrheit über ſolche Anlagen, 
wicht alle Glieder gleich treffen, entscheidet. 

7. Verordn ber Neg. zu Marienwerder vom 7. Januar 
1819 (Sucobfon,, Geſchichte der Quellen: des Kiechenreches des 
Preuß. Staats. Thl. 1. Bd. 2. 1 e 227.): Als Norm, 
wie in Zukunſt bei der Abgewähr des Sicchendecems in Anfehung 
des Maaßes verfahren werden lau, wind dem K. Landrathsamte 
zu N. bekannt gemacht, daß zuvöederſt basjenige, Maaß, nach wel 
dem die Geiſtlichen zelther das Decem. bezogen, unter 
Zugiehung des Berechtigten und der Merpfihtzten, feftgeftellt und 
der Umfang deſſelben dann auf den jegigen, allgemein gültigen 
genichten Scheffel sucht werden muß. 

§. 859. Bei Zehnten, die fih in den Händen eines welt 
lichen Beſitzers befinden, wenn fie auch urſprünglich Pfarrzehn⸗ 
ten ſind, hat die Verſchiedenheit des Glaubensbekenntniſſes auf 
das Recht fie zu fordern, keinen Einfluß. (Vergl. F. 872. 
873. d. Til.) 

$. 800. Daraus, daß eine Kirche die Eigenschaft einer 
Parochialkirche bat, folgt noch nicht, daß die Eingepfarrten 
zur Entrichtung eines Zehnten verbunden ſind. 

S. 801. Der Pfarrer und die Kirche können das Zehnt⸗ Erwerb. bes 
recht auf eben die Art, wie jedes andere Recht auch durch die Arhntreihts, 
ordentliche Verjährung erwerben. 

$. 862. Wenn ein Laie den durch Verjährung gefchehes 
nen Erwerb eines urſprünglichen Pfarr⸗ oder Kirchenzehnten 
gegen den Pfarrer oder die Kirche behaupten will, ſo müſſen 
alle Erforderniſſe der Kirchenverjährung vorhanden fein. 

$. 863. Zwiſchen Laien, die über den Beſiz eines urs 
ſprünglichen Kirchen oder Pfarrzehnten unter einander ſtreiten, 
ift die gewöhnliche Verjährung zur Entſcheidung hinreichend. 

$. 864. Alle, auch über Pfarr⸗ und Kirchenzehnten ents 

8 Streitigkeiten, gehören zur Entſcheidung des weltlichen 

ters. 

. 865. Sobald ausgemittelt it, daß dem Zehntberech. Umfang def 

ligten, der einen urſprünglichen Pfarr- oder Kirchenzehnten be. ften- 

Pi. das Zehntrecht über eine gewiſſe Feldmark zuftehe, gilt 

die Vermuthung, daß alle in dieſer Feldmark gelegenen Grund, 

Rüde demſelben unterworfen find. 

$. 866. Zehniſteine beweiſen kein allgemeines Zehntrecht, 


Krlöſchung 
des Zehn, 
richts. 


246 


fonbern mu. daß derjenige, deſſen Zeichen darauf befindlich 

iſt, ein Zehntrecht in dem innethalb der Steine gelegenen Be⸗ 

airte auszuüben befugt fei- a Les 

S. 867. Wer zehntſreie Aecker neben zehntpflichtigen er- 
wirbt, oder zehntfreie Miefen, Weiden und Holzungen in Saat- 
land berwandeln und mit zehntpflichtigen Ländereien vereinigen 
will, muß dem Zehntberrn davon Anzeige machen, und in Ger 

enivart deſfelben, oder beffen Bevollmächtigten, das zehntfreie 

Lend von dem zehntpflihtigen durch anzmale abjondern. 

8. 868. Hat er dies nicht beobachtet, fo ift die Vermu⸗ 
thung wider ihn, und er muß bei entſtehendem Streite die 
Gränze des zehntfreien Landes vollſtändig nachweiſen. 

$. 869. Die ſonſtigen Eigenſchaften und Vorrechte eines 
innerhalb des Zehntbezirks gelegenen Grundſtücks begründen 
noch nicht die Befreiung vom Zehnten. S 

$. 870. Wenn jedoch der Inhaber fid feit zehn Jahren 
im ruhigen Beſitz der Zehntfreiheit befindet: fo wird dadurch 
die aus der Lage des Grundstückes entſtandene rechtliche Ze, 
muthung gehoben. 

8.871. Kann aber die zebntpflichtige Eigenſchaft des 
Grundſtückes auf andere Art nachgewieſen werden; fo geht die 
Beſugniß, den Zehnten zu fordern, für die Kirche oder den 
Pfarrer nur durch einen vierundvierzigfährigen Nichtgebrauch 
unter den im Titel von der Verjährung enthaltenen Beftims 
mungen verloren. 

Anmerk, A. L R. Th. I. Tit. 9. g. 509. Auch das Redt, jahr 
lihe Leitungen und Abgaben von ber Perfon. oder dem Grund» 
Bär dag Andern zu fordern, fann dürch den Neen Dass 
brauch verfährt werden. §. 510. Dach findet die Versährung 
nicht ſtatt, wenn entweder aus einer während der Felt geäußerten 
Erklärung des Berechtigten, oder aus der Beſchaffenhelt der 
Zeiten, aus der Verfaſſung der Verpflichteten, oder aus ans 
dern Umftünden klar erhellet, dag die Einforderung folder Ges 
fälle aus bloßer Nachſicht unterlaffen worden. $. 511. Machte 
auf unbewegliche Sachen, die in dns Hppothekenduch eingetragen 
find, können weder durch den bloßen Nichtgebrauch erlzſchen, noch 
fann ein denfelben entgegenſtehendes Recht mittelft der Beriäh⸗ 
tung durch Wefig erworben werden. 

$. 872. Wenn der Befiger eines an fid) zehntbaren Grund 
ſtücks für feine Perſon, wegen Verſchiedenheit feines Religions: 
bekenniniſſes, von Entrichtung des Zehnten frei ift: fo rußt in- 
zwiſchen das Zehncrecht; und es kann, während dieſes Be⸗ 
ſitzes, keine Verjährung wider die Kirche oder den Pfarrer ans 
fangen. Vergl. Allg. L. R. Th. I. Tit. 20. $. 482. wo es 
heißt: das Recht ſich an verſchriebenen Sachen zu halten, 
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gebührt dem Gläubiger ſowohl in Anſehung des Hauplſtubls 

feiner Forderung, als in Anſehung der davon vorbedungenen 

Binfen, 
2 $. 873, Auch werden die Jahre eines folden Beſitzes 
von dem Zeitraume, in welchem die Verjährung gegen die Kirche 
oder dem Pfarrer gehörig angefangen und forkgeſetzt worden, 
abgerechnet. 


$. 871. Der Zehnte beſteht, der Regel nach, in dem zehn. 


ten heile der auf dem zehentbflichtigen Lande gewachſenen, 
und dem Zehentrechte unterworfenen Früchte. 

. 875. Wo der Zehnte überhaupt und ohne weitere De 
stimmung hergebracht ift, wird darunter nur der ſogenannte 
Groß zehnte verſtanden. 

$. 870. Diefer muß von allen Ertzeugniſſen der Zehent⸗ 
pſlichtigen Necker und Wieſen, welche der Halm trägt, entrich⸗ 
tet werden. 

$. 877. Det Zehentberechtigte kann dem Bepentpflichtigen 
nicht vorſchreiben: wie derſelbe das Grundſtück beſtellen und 
nutzen folle. Ka 

$ 878. Baut aber der Zehentpflichtige eine andere Art 
von Erzeugniſſen, als wozu das Grundſtück bisher gewöhnlich 
genutzt worden, ſo muß er auch davon den Zehnten entrichten. 

F. 879, Kann diefe Art der Berichtigung, nach der Na- 
tur und Befchaffenheit des anderweitig gebauten Erzeugniſſes, 
oder aus andern Urfachen nicht ftatt finden, fo muß der Zehnt⸗ 
pflichtige eben fo viel, als der Zehnte von einem Acker gleicher 
Größe in demfelben Felde beträgt, in dem Erzeugniſſe der ge 
wöhnlichen Art entrichten. 

J. S80. Früchte, die im Brachſelde gebaut werden, find 
der Regel nach zehntfrei, 

S. 881. Hat aber der Behntpflichtige das Brachfeld fo 
genußt, daß dadurch der Ertrag der künftigen Erndte offenbar 
geschmälert wird, fo muß er den Zehntberechtigten deshalb ent, 
ſchädigen. 

9. 882. Sowohl, ob eine ſolche dem Zehntberechtigten 
ſchädliche Brachnutzung vorhanden fei, als wieviel der demſelben 
entſtandene Ausfall betrage? muß, wenn kein gütliches Ab: 
kommen Datt findet, nach dem Gutachten vereideter Sachver⸗ 
ſtändigen beſtimmt werden. 

$. 833. Dieſe müſſen dabei auf das Verhältniß des Er- 
trage benachbarter Meder von eben derſelben Befhaffenbeit, 
= welcher die Brache landüblich benutzt worden, Rückſicht 
nehmen. > 

$. 884. Läßt der Behntpflichtige die zun Winters oder 
Sommerfelde gehörigen Ländereien, aus Nachläßigkeit oder 


Bom Grofe 
zehnten, 


Bom Reue 
lande. 


net der Ent 
vichtung des 


Großzehn⸗ 
ten. 
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unorbentlicher, Wirtbfchaft, ganz oder zum Theil unbebaut lies 
gen: fo ift der Behntberechtigte befugt, diefelben in Cultur zu 
nehmen; und der Eigenthümer hat auf die davon gewonnenen 
Früchte gar keinen Anſpruch. 

$. 585. Nimmt der Zehntpſlichtige eine Art von Cultur 
vor, wodurch die Geſtalt und die Beſtimmung des Grundſtücks 
gänzlich verändert wird: fo muß er den Zehntberechtigten, wes 
gen Zë dadurch entſtehenden Verluſtes, auf andere Art fhads 
los halten. A 

5.880. Zum Maaßſtabe dieſer Entfhädigung muß der Durch» 
schnitt des Zehntertrages von den letzten ſechs Jahren vor der Bers 
änderung angenommen werden. 

8. 887. Können die Parteien ſich über diefe Art der Ente 
ſchädigung nicht vereinigen: ſo muß dieſelbe für jedes Jahr, 
nach der Vorſchrift des F. 879 beſtimmt werden 

$. 888. Eine bloße Veränderung in der Eintheilung der 
Felder, oder in der Art der Bedüngung, oder die Verminde⸗ 
rung der Ausſaat, durch Anlegung künſtlicher Wieſen, geben 
dem Zehntberechtigten keinen Anſpruch auf Schadloshaltung. 

S. 889. Aud von ſolchen Leckern, welche nicht gewöhns 
lich, ſondern nur zuweilen gebaut werden, ift der Zehnte, fo 
oft fie wirklich beſtellt find, zu entrichten. 

S. 890. Kirchen- und Pfarrzehnte können zwar auch von 
ausgetrockneten Sümpfen, geradeten Wäldern und Wieſen, und 
andern ganz neu in Cultur gebrachten Aeckern, inſofern dieſel, 
ben im Zehntdiſricte liegen, geforbert werden. 

F. 891. Es kommt aber den Befigern eine zwölfjährige 
Befreiung, von der Zeit an, wo dergleichen Neuland zuerſt 
wirklich beſtelt worden, zu Statten. (Vergl. $. 858.) 

8. 892. Zehntberechtigte weltlichen Standes konnen den 
Zehnten von ſolchem Neulande nur alsdann fordern, wenn er 
ihnen ausdrücklich mit verliehen worden. 

F. 893. Für Neuland ift es nicht zu achten, wenn der 
Zehutpfichtige Hecken, Bäume, Gef äuche oder Graben, welche 
an ſich auf dem zehntbaren Lande befindlich find, auf eine oder 
die andere Art, zu Acker einzichtet-und beſteüt. 

F. 894. Der Zehnte muß von den Früchten, ohne Abzug 
der Beſtellungskoſten und Abgaben, entrichtet werden. 

$. 895. Der Empfänger muß denſelben auf dem Felde, 
aus den aufgeſetzten Garben oder Haufen, wie fie folgen, an⸗ 
nehmen, doch kann er mit dem Abzählen da, wo er ſelbſt will, 
den Anfang machen. 

$. 896. Auch kann er von einem Acker, auf einen 
andern des nämlichen Beſitzers, die Garben oder Haufen 
fortzählen. 
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8. 897. Bei dieſem Fortzählen ſteht es ihm frei: ob er 
an dem obern oder untern Ende des folgenden Ackers, den Ans 
fang machen will., 18 

8. 808. Bleiben zuletzt noch Früchte übrig die keine Zehnt⸗ 
garbe ausmachen: fo werden dieſelben zur Mitzählung auf das 
folgende Jahr, dem Berechtigten vorbehalten. 

8. 800. Wo die Feldfrüchte in Mandeln oder Haken ant, 
gesetzt werden, da kann der Zehntberechtigte verlangen, daß die 
bei- der Abzählung übrig gebliebenen einzelnen Mandeln oder 
Hacken auseinander genommen, und ihm von den darin enthal 
tenen Garben der Zehnte verabfolgt werde. 

5. 900. Der Behntberedhtigte muß, wenn er zur Zeit der 
Erndie nicht ſelbſt. gegenwärtig fein kann oder will, einen Ab⸗ 
zehntner in der Nähe beſtellen und denſelben dem Zehntpflich⸗ 
tigen zeitig bekannt machen. 

$. 901. Sobald den Zehntberechtigten oder deffen Abe 
zehntner gemeldet worden, daß die te zum Abzählen 
in Bereitſchaft ſtehen, müſſen fih dieſelben dazu unverzüg⸗ 
lich einfinden. 1. 3 9 7 

5. 902. Der Zehntpflichtige ift nicht ſchuldig, länger 
aten Stunden nach der Anzeige auf das Abzählen zu 
warten. 

$. 903. Vielmehr kann er alsdann, in Gegenwart oder 
mit Zuziehung der Dorfgerichte oder zweier an Dé glaubwür. 
digen Zeugen, auf Koſten des Berechtigten den Zehnten ſelbſt 
ausſtoßen, und auf dem Felde liegen laffen. ` 

$. 904. Nöthigt die Witterung den Zehntpflichtigen mit 
der Einführung der Früchte zu eilen: fo ift es genug, wenn die 
Anzeige dem Zehntherrn, oder deffen Abzehnkner, nur ſechs 
Stunden vor dem Einfahren geſchieht. 

F. 905. Dagegen iſt aber auch der Behntpflichtige ſchul⸗ 
dig, wenn der Zehntſammler auf der Flur mit der Abzählung 
ſchon wirklich beſchäftigt iſt, ſo lange zu warten, bis derſelbe 
auf feinen Acker kommen kann. 

$. 906. Säumt der Zehntſammler geſliſſentlich: fö baf- 
let er dem Zehntpflichtigen für allen dadurch erweislich entans 
denen Schaden. ` 

§, 907, Sind aber mit Bernachläßigung obiger Vorfehrif: 
ten, die Früchte vor Ausſtoßung des Zehnten eingeführt worden: 
fo muß derſelbe dem Berechtigten noch aus der Scheune ders 
abſolgt werden. 

F. 908. IR die zu frühe Einführung von dem Verpfich⸗ 
teten vorſätzlich, oder durch eignes großes Verſchulden geſche⸗ 
hen: fo muß er, wenn beſondere Provinzialgeſetze nicht ein An. 
deres beſtimmen, dem Berechtiz ten auf zehn Garben Eine; bei 
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einem obwaltenden nur mäßigen Verſehen Aber, auf zwanzig 
Garben Eine Garbe mehr abliefern. 
$. 909. Die Einfuhre des auf dem Felde abgezählten 
Zehnten muß der Empfänger, der Regel nach, und wo nicht 
S Anderes durch ununterbrochene Gewohnheit hergebracht ift, 
ig beſorgen. 7 ó 
Bom Keins $. 910. Wo der Kleinzehnten ausdrücklich eingeführt ift, 
nehmen. muß derſelbe in der Regel von allen Gartens und Baumfrüch⸗ 
ten, ohne Unterſchied ob fe im Garten oder auf dem Felde 
gebauet worden entrichtet werden. 
5.911. Weder am Groß noch Kleinzehnten kann der 
Behntpflichtige, wegen erlittner Unglücksfälle, Erlaß fordern. 
$. 912. Weder bei dem Verkaufe der Zehntfrüchte noch 
bei Verpachtungen des Zehntrechts gebührt dem Zehntpflichtigen 
ein Vorkaufs⸗ oder Näherrecht. 
F. 913. Eben das gilt, wenn das Zehntrecht mit dem 
Gute oder Grundſtücke, worauf daſſelbe haftet, verkauft wird. 
8. 914. Wenn hingegen das Zehntrecht über eine ganze 
Feldflur, oder auch über einzelne in derſelben gelegene Grund⸗ 
ftüde, für Sch allein verfauft werden foll, fo kommt im erſten 
Falle der Gemeine, fo wie im letzteren dem Beſiger des pflich» 
tigen Grundftüd®, das Vorkaufs oder Näherrecht zu. 
nm. Gemeinheitstheilungs⸗ Ordn. v. 7. Juni 1821. Kë 
Sammi. 1821. S. 53. F. 30.) Bei der Durchwinterungs z Bez 
rechnung Behufs der Gemeinheitsthellung wird das Futter vom 
Zehnten mit berüchfichtigt 

1) Wenn der Zehnt auf der Feldmark der zur Hütung berede 
tigten Theilnehmer erhoben wird. 

2) Wenn der Zehnt außechalb Diefer Feldmark entweder feit 
techtöverfährter Zeit bei dem berechtigten Gute gewefen, und das 
Stroh davon zu demſelben benutzt ift, oder wenn er von einem 
555 erworben wocden, der das Futter davon in 

rechnung zu bringen befugt war. F. 37. Bei dem Anſchlage 
des Winter- Futtergewinnes ift nur auf den Strohertrag von den 
nach landüblicher Mirtbfejaftsart oder nach derjenigen, wache in 
der Gegend und an dem Orte des äer Grunpftücts feit 
techtöverführter Zeit ‚hergebracht ift, beftelten Uedem und auf den 
ugewinn von natürlichen Wiefen, imgleichen auf den Scheunsnz 
bang an Koff ze. Rücficht zu nehmen. 
Bom Blut $. 915. Die Befugniß, Fleiſch⸗ oder Blutzehnte zu neh⸗ 
zehnten. men, erſtreckt fih auf alle Arten von Vieh, welches zur Haus⸗ 
oder Feldwirthſchaft gehört. > y 
s. 916. Der Regel nach muß das zehntbare Wich von 
einem Jahr ins andere aufgezählt, und darnach das zehnte 
Stich geliefert werden. d R 
$. 917. Die vor der wirklichen Aufzählung geftorbenen 
Stücke werden bei Berechnung des Zehnten nicht mitgezählt. 
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. 918.“ Die Zeit der Abzählung iſt nach jedes Orts Her ⸗ 
kommen betont, ` n 
6. 919, Kälber, Lämmer und Schweine iſt der Zehntberech⸗ 
tigte nicht eber, als bis fie zum Verkaufe kauglſch; Fohlen 
nicht eher, bis ſie abgeſogen ſind, und Federvieh erſt, wenn es 
befiebert ift, anzunehmen verbunden. 

8 Von allen Sorten dürfen nur Stücke mittlerer 
Güte zum Zehnten gegeben und angenommen werden. 

5. 921. Ein Perſonalzehnt von dem, was durch bloßen ueſchaſung 
menschlichen Flelß erworben werden, ſol nirgends weder lr: DÄ" 
dert, noch gegeben werden. Vergl. J. 858. d. Tit. d 

$. 922. Wenn der Zeynte auf gewiſſe Quantitäten oder Vom Sats 
Maaße von gedroſchenem Getreide oder gewonnenen Früchten "nm: 
beſtimmt ift: fo heißt derſelbe ein Sackzehnte. 

F. 923. Wenn okt, daß der Berechtigte einen Nalural⸗ 
zehnten zu fordern babe: ſo hat derſelbe fein Recht, diefen Zehn 
ten in Batue zu ziehen, nicht verloren, wenn er gleich feit 
länger als rechtverjährter Zeit selbigen in gedroſchenen Körnern 
angenommen hätte, t 

nm. 1. Eirc.⸗Reſer. v. 4. Septbr. 1819, die Wiederherſtel⸗ 

lung der Natural» Deputate aus den Domainen an die Geiſtüch⸗ 

keit. ſ. Anh. Nro. 154. 

2. Refer. v. 30. Mai 1820 Nro. 6436. M. d. g. 2e. U. IE 
21061. F. M. und darauf gegründet die Circ.⸗Verf, d. R. zu 
K. p. 1. Juli 1820 Ne. Wi R.: Auf Grund einer Min. Verf. 
v. 30. Dai 1820 foll die Miederherfteilung der Naturalbeputate 
aus den Domainen an die Geiftihkeit in allen Fällen, Ge es 
mg if, ed Zesführung Token, Zeie E 
liden zu ihrem Vortheile dabei intereſſirt find, indem anzu⸗ 
nehmen ift, daß die früher fefigefegte Gelbentfchädigung den jegigen 
Werth der Natucafien nicht erreicht: fo if es auc) nur ihre 
Sache, die volftändign Beweismittel zur Berechtigung der Nae 
mat Béi und Aber die ihnen Bier bafle gewårte. ae 
entfchädigung beizubringen. Der fpeciellen Autoriſation der hohen 
Sede {ol d. wenn jener Bene geführt wesen, nige bes 
dürfen. Bis dies geſchehen, muß es bei der bisherigen Einrich⸗ 
tung verbleiben, in ber Folge aber, wenn den Erforderniſſen volle 
ſtändig genügt fein wird, mit den Geistlichen abgerechnet werden, 
und zwar mit zu Grundlegung der diesjährigen Martini⸗Mackt⸗ 

reife. Die Abrechmung fängt mit Martini 1810 am. Wo die 

a aulägig ift, muß folhe, ſobald die Befugniß feſt⸗ 
ſtehet, ſogleſch eintreten, iwo alsdann die nöthigen, nach vorftehen⸗ 
dem gehörig belegten Anmeifungen, zur Verrechnung als Mehr⸗ 
ausgabe und reſp. gur Erſparung des Minderbetrages gegen die 
betreffenden Erats-Pofitionen einſtweilen zu erlaſfen, zu nachträg⸗ 
deb a e e der Minifteriol-Approbation über die Plusausgaz 
ben gegen die Etats aber demnächſt Hauptnachweiſungen rd 
chen find Da in der Regel Martini der Zeitpunet der Abgabe 
der Naturalien an die Empfänger und dieſer auch in dabei 
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m Gabinets-Drdrem bezeichnet ift: fo muß auch die Werabs 

ung der Naturalien an die Geiftlichen ober die Entfejähigung 

0 Sé nach dem Marktpreiſe in dieſem Termine, oder doch im 

eg det, ecember. und zwar auf ein Mal: für das 

90 fahe erfolgen ‚Dabei ift gedoch Ki ermitteln, von welchem 
E in monatlichen Reſten ges 

D GI ) 

P D Aën: a von 15 Juni desjeriigen Jahres an uns, 

A 


in welchem zu rtint die Natural: Berabreichtng- oder die neut 
baute a d zue e . 
3. Cires Beie v. 5. Juni 1821 ( d. G. 3311. EM 


I. 10347) fegt feft auf Grund ine Ks v. 12. Mai ed, 
daß die K. O. v. 13, April 1810, nach welcher den Geiftlichen, 

m die früher aus den Domainen bezogenen und in eine uns 
en, Ei Geld⸗Entſchädigung verwandelten Natural: Emor 
lumente nicht in Natur wiedergegeben werben Können, daftk Die 
DVergücigung nach den mittleren Martini -Marktpreifen zu 90 5 währe 
mn ift, auch in Beziehung auf die Schullehrer in M ën 
mé. SE —.— Be 

iefe Bef ER fannt RA 
Sing die M zu K. mittels Cirt u. gett i821 


Neo. % . 
162 8.4 ech 70 zu M. unt. b. 12. Juli 1821 (Amtsbl. 
1 
8. 924. Hat aber der Berechtigte fin Recht zum Zug 
zehnten ausüben wollen, der Verpflichtete demſelben widerſpro. 
chen, und erſterer feit dieſem Widerſpruche durch rechtsverjährte 
Zeit, den Zehnten in gedroſchenem Getreide angenommen: fo 
ift eine Verwandlung des Zug in einen Sackzehnten durch Berz 
Zi 72 
925. Der Sackzehnte muß gleich durch, wie der Zehnt⸗ 
DZ die Früchte gewonnen hat, entrichtet und angenom: 
men werben. 
$, 926. Doch ift der Zehntpflichtige in jedem Falle markt 
gängiges Getreide abzuliefern verbunden. 
5. 927. E Zeg muß in der Regel nach geſtri⸗ 
Senem Maige Si? 
$. 928. Die Ubführe in bie Wohnung oder auf den Bor 
den 15 i Eni erë muß der Zehntpflichtige beforgen, 
25 der Zehntpflichtige in der Ablieferung Een 


tage nod) die Klaue? 
GER geſtandenen nie 


d 
der bi Bezahlung nach dem am 
` K een. d ne —— wolle. $. 480. Ss, Ca letzteres, fo muß 
der liehen ven. ber Beete Gart felt 
dem Werfallage entrichten. 
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$: 930. Hat der Behntpflichtige totalen Mißwachs erlit 
ten, ſo kann der Empfänger den Sackzehnten nur in ſofern 
fordern, als die gewonnenen Früchte, nach Abzug der Wirth. 
ſchaftsnothdurſten an Saamen, Bród, Speiſung des Geſindes 
und Futterung dazu noch hinreichen 5 e 
F. 91. Hat Dä der Miß wachs dur in einer oder der an. 
dern Getreideſorte, 3, B. nur in den Winter- oder nur in den 
Sommerfrüchten ereignet, fo muß der Zehntpflichtige den in 
der mißrathenen Sorte zu entrichtenden Sackzehnten, entweder 
nach den in der Provinz oder Gegend üblichen Anſchlagspreiſen 
bezahlen, oder denſelben in einer andern Getreideſorte, nach 
Verhältnis eben dieſer Preiſe abliefern. d 
§. 932. Det Zehntpflichtige, welcher von einem dieſer 
Befugniſſe Gebrauch machen wil, muß wegen der dem 
Berechtigten von dem vorhandenen Mißwachſe in Zeiten zu 
machenden Anpeige, die einem Pächter ertheilten. Worfchriften 
beobachten, 3 i y semis 
Anm. ALR Tb. I. Tit 21. 8 480, Der Pächter, welcher auf 
den Grund eines erlittenen Ungläcksfalles Nemiffien fordern will, 
muß denfelben ſofort, nachdem er ſich ereignet hat, ohne We 
luft, dem Verpächter anzeigen. F. 481. Dem Verpächter ſteht 
frei, fih von der Wirklichkelt und Erheblichkeit des angegebenen 
Unglücksfalles durch eigene Besichtigung zu überzeugen, oder auf 
vorläufige gerichtliche Unterfuchung darüber, nach Worfchrift der 
Proceforbuung anzutengen. F. 489, Befindet, fid) ber Verpächter 
` außerhalb. der Proving, und hat er auch den Pächter an einen 
1 Bevollmächtigten. in Pachtangelegenhelten nicht verwieſen, ſo muß 
der Pächter, indem er die 15 480. vorgeſchriebene Anzeige Ze 
zugleich auf Die gerichtliche. Unterfuchung, nach 8. 15. felbft ans 
kragen. F. 483. Hat der Pächter die Fe, Anzeige in 
Zeiten zu thun unterlaſſen; fo kann er in ber Folge unter dem 
Schutze eines ſochen votgeblichen Unglücksfalles keinen Nachlaß 
walter verlangen. 
§. 933. Auch findet keine von dieſen Befugniſſen Statt, 
Gen der Zehntpflichtige allen Remiſſſonen ausdrücklich ent- 
ſagt bat: R 
$. 934. Was hier bei dem Grlaffe bei geiftichen Sad- 
zehnten verordnet ift, findet Auf andere Waturalabgaben, welche 
ar Pfarr- oder Kirchenzehnten entrichtet werden, keine 
inwendung. S 
$. 935. Wenn der Zehntberechtigte ſtatt des Naturale Ea 9 
zehnten eine beſtändig gleichförmige Abgabe in Gelbe durch k 
rechtsverjährte Zeit angenommen hat: fo finden die Vorſchriften 
5. 923 und 924 Anwendung. H 
Buf. Ordnung wegen Abldfung der Oienſt⸗, Natural 
und Gelbleiftungen von Grundſtücken vom 7. Juni 
1821. Geſ.⸗S. 1821. S 77. F. 14. Der Provokat hat, zwi⸗ 
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ſchen Land und Rente jedesmal die Wahl. 5 18. Muß die Ab⸗ 
Pa use werden, A ag 92 Kom 
` ertha. der Berechtigung m ban Knthel in Aeckem, 
fen und befänbigen. Zeg A 26. ataläe San 
aben und Zehnten können in Rente verwandelt werden. §. ge 
DI Feuchtleiftungen werden nach dem Ducchfchnitte der Mariini» 
Markipreife des Hauptmarktplages für den betreffenden Ort in 
den lebten, der Yuseinanberfagung unmittelbar hervorgegangenen, 
14 Jahren zu Gelde berechne (nach $. 13 und 71 ber Gemeinz 
bettekdeilungs⸗ Ordnung) fo, daß die zwei theuerſten und zwei wohl: 
falten derſelben weggelaſſen werden und aus den übrig bleibenden 
n Jahren der Ducchfehict den Martiniz Marktpreis beflimmt: 
ieſer durchſchnittliche Geldbetrag ift für den nächſten Zahlungs⸗ 
termin zu entrichten. Für das darauf folgende Jahr aber foll der 
Geldbetrag beſtehen aus neun Behntheiten des vorhergehenden Geld⸗ 
betrags und einem Zehntheil desjenigen Werths, welchen der aus. 
geimittelte Ropgenbeteng nach dem durchſchmittlchen Martini-Mucke- 
kale Bes folgenden Jahres Haben wird. Auf gleiche Weife foll 
der Betrag der Geldrente für jedes ber . De fort 
rte berechnet werden. Unter Martini Macktpreife werde 
diejenigen verſtanden, weiche im Duschſchnitt der zwei dem Marz 
finitage zunächſt liegenden Wochen ſtatt gefunden haben. Sie find 
nach den Märkten derjenigen Orte zu bestimmen, welche hierzu 
durch die Amtsblätter monatlich angegeben werden follen. F. 28. 
Der Werth der Abgaben an Federvieh, Kälbern, Län mern, Schwei⸗ 
nen, Butter, Käſe, Eiern, Wachs und andern Naturalien, fott 
durch Sachverſtändige bestimmt und dabei der gemeine Preis zur 
Beit der Ablöfumg als Moßſiad gebraucht werden, nach däs 
man die Bezahlung Log Gegenſtände, wenn fie nicht in Natur 
wget, fondern in Gelde vergücigt werden, zu Geflimmen pflegt- 
30. Der Ertrag des Naturalgehnts wird nach dem Buftande 
ehntpflichtigen Grundſtücke zur Zeit der Ablstang durch Sad- 
verſtändige ausgemittelt, welche ihr Gutachten iber abgeben: 
auff weiche Quantität don Kom, Stroh und anderen Früchten, 
auf wieviel Stücke Vieh der Behntherr, ein Jahr ins andere gez 
zën, fidi Hoffnung machen konnte (fibe F. 27 u. 38). 8. 32. 
Die Ablöſung des Natutalzehnts geſchieht durch Land oder durch 
Rente, und es finder dieſerhald alles dasjenige ſtatt, was oben 

8. 1, bis 31 vorgefchrieben t.. $ 
§. 936. Ein ſolcher Zehnpflichtiger kann, wegen erlittener 
Unglücksfälle, nur in fo weit Nachſicht oder Erlaß fordern 
als dergleichen einem Erbzinsmanne wegen des ſchuldigen Ga’ 
nons zu ſtatten kommt. (Vergl. Allg. L. R., Th. I., Tit. 18, 

9. 758 u. ſ. w.) 

Bon andern. S. 937. Sffertoria, Pröven, Oſtereier, Wettergarben und 
Plantage, andere dergleichen Pfarr- und Küſterabgaben, müſſen lediglich 
den. nach jedes Orts Gewohnheit beſtimmt werden. S. $. 858, 
b. Til Kr = 


d. 
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8, 088. Für dergleichen Pröſtationen kann niemals Gr- 
laß gefordert werden. 


Zwolfter Abſchnitt. 
Von geiſtlichen Geſellſchaften überhaupt. 


$. 930. Unter geiſtiichen Gefellfchaften, deren Mitglieder Begriff den 
ſich mit andern Religlons⸗Uebungen als der Seelſorge haupt⸗ Grundfäte. 
ſächlich beichäftigen, werden die vom Staate aufgenommenen 
Stifte, Klöster und Orden verſtanden. 
F. 940. Diefe baben, unter dem Namen der Kapitel und 
Konvente, mit andern Korporationen im Staate gleiche Rechte, 
(Tit. 6. a 4 
D de Sie ſtehen unter der Direction ihrer beſonderen 
Vorgeſetzten, welche nach Verſchiedenheit der Vetfaſſung, ents 
weder von den Mitgliedern gewählt, oder von einem Dritten 
beſtellt werden. 5 
Anm. Das Edikt vom 30. October 1810 (Gef.-S, 1810 S. 32) 
über die Einziehung der fämmtlihen geiſtlichen Güter in der Moz 
mardie, beflimmt: In Erw mg baj: 
a) Die Zwecke, wozu sën und Küöfter bisher errich⸗ 
mt würden, theils mit den Anſichten der Zeit niche vereinbar 
find, theils auf veränderte Weiſe beffer erreicht werden können; 
KU daß alle benachbarten Staaten die gleichen Maßregeln ergriffen 


aben; 

eh baf die pünkttiche Abzaplung der Kontribution an Frankreich, 
nur dadurch möglich wird: 

d) daß Wir dadurch bie ohnedies ſehr großen Anforderungen 
an das Privatvermögen Unſter getreuen Unttkthanen ermäßigen, 
verordnen Wir wie folgt: 

F. 1. Alle Klöster, Dom- und andere Stifter, Ballen 
und Kommenden, fie mögen: zur katholiſchen oder proteſtantiſchen 
gehören, werden von jetzt an als Staatsgüter betrachtet. 

2. Alle Klöster, Dom: und andere Stifter, Ballen 

umd Kommenden follen nach und nad) eingezogen und für Ente 

schädigung der Benuger und Berechtigten or geſorgt werden. 
3. Vom Lage dieſes Edits an, dürfen 

a) feine Xntvartfchaften ertheilt, keine Novizen aufgenoms 

men und Niemand in den Beis einer Stelle gefagt werden; 

b) ohne Unſre Genehmigung keine Veränderung der Sub⸗ 

Rang vorgenommen tesen; 

e) keine Kapitallen eingezogen, keine Schulden kontrahirt 

oder die Inventarien veräußert werben; 82 j 
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A) feine neue, Pacht⸗Konteakte obrie Unſte Ginehmigung 
geſchloſſen, keine Ältere verlängert werden. 

Ale gegen diefe Vorfchriften unternommene Handlungen find nichtig. 

F. 4, Wie werden für hinreichende Belohnung der obers 
fien gelſlüchen Behörden und mit dem Rahe derfeiben für 
teichliche Dotirung der Pfarreien, Schulen, milden Stiftungen 
und ſelbſt derjenigen Klöſter forgen, weiche fich mit der Erziehung 
der Jugend und der Kranfenpflege:befchäftigen und weiche durch 
obige Vorſchriſeen entweder an ihren bisherigen Einnahmen leiden, 

2 oder deren durchaus neue Fundirung nöthig erfcheinen dürfte. 
— $. 942. Sie find in ihren EN lichen Befchäftigungen, 
gen. der Regel nach, der Aufſicht des Biſchofs der Dices unter- 
worſen und müſſen, wenn fie davon befreit zu fein behaupten, 

eine beſonders vom Staate genehmigte Exemkion nachweſſen. 
$. 943. Sie dürfen den Pfarrern in ihren Amtsverrich⸗ 
tungen keine Eingriffe thun, und fih auch einzelne zur Seel- 
forge gehörige Handlungen, ohne beſondere Erlaubniß des 

Biſchofs nicht anmaßen. 

$ 944. Doch fb fr ſelbſt am Pfarrzwange ausgenom⸗ 
men und können für ſich einen eignen Gottesdienſt halten. 

8, 048. Wo einer geiſtlichen Gefeüſchaſt Parachlaltechte 
über einen gewiſſen Difteift verliehen find, da muß dieſelbe die 
Bamana des Pfarramts einem dazu gehörig qualifizü 

ubjecte aus ihrem Mittel übertragen. E) 
$. 946. Geiſtliche Geſellſchaſten find berechtigt, ibre Mit- 
glieder durch geifliche Bußübungen zur Erfüllung der Pflichten 
Rei Verbindung und zur Vermeidung alles Aergerniſſes an- 
ten. 
— 8. 947, Körperliche oder Ste gegen ihre Mitglies 
der zu verhängen, ſind ſie nur ſo weit berechtigt, als ihnen die 
Befugniß dazu durch befondere Gefege, ober in ihren vom 
Staate beſtätigten Statuten, ausdrücklich eingeräumt worden. 
Acufere $..948. Die Rechte des Staats über ſolche geiſtliche Ges 
Segtein®es ſellſchaften und deren Vermögen find: hauptfächlich nach den 
dun Staal. von ihm beſtätigten Grundverſaſſungen, nach den vorhandenen 
Rezeſſen und Verträgen und nach den die Angelegenheiten der. 
en, betreffenden Friedensſchlüͤſſen und andern Traktalen zu 
eurtheilen. 4 

$. 949. In der Regel kommen dem Staate eben die 
Rechte über fie zu, wie über die Kirchengeſenſchaften. 

F. 950. Sie genießen, gleich dieſen, in ihren Rechtsan⸗ 
gelegenpeiten einen privilegirten. Gerichtsstand. 

in Anſehung $. 951. Das ihnen vom Staate zugewendete oder Übers 

ihres Ver- laſſene Vermögen muß zur Aufrechthaltung ihrer geiſtlichen An⸗ 

mögens. ſtalten, nach der vom Staate gebilligten Verfaſſung und zum 
Unterhalte der Mitglieder verwendet werden. 
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. 982. Sie find babei aber den Einschränkungen unter: 
saia und genießen eben die Vorrechte wie Kirchengeſell⸗ 
aften. 
Anm. (Lemans Weſtpr. Prov.⸗Recht Bd. J. O. 320.) 

8. 1237. Das Vermögen der katholiſchen Stifter und Klö⸗ 
fter ſteht gleich dem der Kirchen unter der Auſſicht der geiſtlichen 
Dien der Provinz 

8, 1238.. Die Domkapitel, Gollegiatfüfte und Kister lagen 

VI von der Verwaltung ihres Vermögens keine Rechnung ab. 

F. 953. Doch haben fie in Anſehung ihrer beſtändig 

fortlaufenden jährlichen Hebungen, auf das den Kirchengeſell⸗ 

ſchaften g. 229 verliehene befondere Privelegium keinen Anſpruch. 

$. 954. Die Verwaltung des gemeinſchaftlichen Vermö⸗ 

gens kommt dem Kapitel zu, welches zur Beſorgung der dabei 

vorfallenden Einnahmen und Ausgaben, Unterbebiente zu beſtel⸗ 
len berechtigt iſt. 3 > 

F. 955. Die e E der geift- 
lichen ‘Korporarionen werden in ihren Zuſammenkünften oder 
Kapiteltagen verhandelt. 

, 986. Dem Vorſteher gebührt der Vorſitz und die Div Wa Kg 
BS in dem Kapitel; er muß aber, bei Abfaſſung der Mine 
Schlüſſe, ſich nach der Mehrheit der Stimmen richten. 

$. 957. Die Schlüſſe ſelbſt müſſen nothwendig im vere Verſamm⸗ 
ſamnfelten Kapitel abgefaßt werden. ege 

F. 958. Die ordinafren Bufammenfünfte oder Kapiteltage 
find nach der beſondern Einrichtung einer jeden Korporation 
ſeſtgeſeht und zur Verhandlung desienigen bestimmt, was zur 
Verwaltung und Konſervation der Rechte und Innern Verſaſſung 
der Korporation gehört. 

$. 959. So oft in der Grundverkaſſung des Stifts et- 
was geändert werden foll, wird eine außerordentliche Zuſam⸗ 
menberufung des Kapitels, die Einwilligung des Biſchofs der 
Didzes und die Genehmigung des Staats erfordert. 

$. 960. Eben dies findet ſtatt, wenn unbewegliche Güter, 
Koſtbarkeiten oder Rechte der Stiſtung vertauſcht, verpfändet 
oder veräußert werden follen, 

$. 961. Geiſtliche Geſellſchaften dürfen, ohne ausdrück⸗ 
liche Erlaubniß des Staates, weder Kapitalien außerhalb Lane 
des verleihen, noch weniger auswärtigen gelten Obern oder 
Stiftungen etwas von ihrem Vermögen, bei einer gleich hohen 
Geldſtrafe, zuwenden. 

S, 902. Die Verwendung der aus dem Stiftsvermägen 
den einzelnen Mitgliedern beſtimmten Hebungen zu andern 
Zwecken, kann nur in außerorbentlihen Zuſammenkünften, mit 
einmüthiger Bewilligung ſämmtlicher Mitglieder beſchloſſen 
werden. 

Sanbo. üb, b. Kirch u. Gul Cesare 1 


Achte der 
Vorſteher. 
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$. 969. Auch die Wahl eines neuen Vorgeſetzten, Beam⸗ 
ten, oder Mitglieds der Korporation, kann nur in folder ane 
ßerordentlichen Zufammenkünften gefcheben, 

$. 904. Abweſende Mitglieder des Kapitels oder Kon⸗ 
vents müffen zu dergleichen außerordentlichen Zuſammenkünſten 
beſonders eingeladen werden. 

$. 065. If dieſes unterlaſſen worden, fo können fie dies 
fer Ki E (ob contentum) auf Vernichtung des 
von den übrigen Mitgliedern geſaßten Beſchluſſes antragen. 

$. 966. Es ift aber genug, wenn die Einladung nur in 
die gewöhnliche Wohnung oder Kurie folder abweſenden Mit. 
glieder infinuirt wird. e 

9. 967. Ein Mitglied des Kapitels, welches perſönlich 
zu erſcheinen verhindert ift, kann feine Stimme nur einem an- 
dern Mitgliede auftragen. > 

F. 968. Wer auf gehörige Einladung weder felbft er: 
fheint, noch einen qualiftzitten Bevollmächtigten beftelt, muß 
ſich dasjenige gefallen laſſen, was von den übrigen Mitgliedern 
beſchloſſen worden. 

$. 969. In gewöhnlichen Angelegenheiten und Zufainmenz 
künften entſcheidet die Mehrheit der Stimmen. ber gegenwärtigen 
Mitglieder, 5 

F. 970. In wiefern u. bei welchen Geſchäften, die Mehr⸗ 
heit der Stimmen ſämmtlicher Mitglieder, oder eine gewiſſe 
überwiegende Mehrheit erfordert werde, iſt nach der beſondern 
Verfaſſung einer jeden Korporation beſtimmt, und wird unten 
vorkommen. e 

$. 971. Gbenſo beftimmt bie Verfaſſung einer jeden geift- 
lichen Korporation, was der Vorſteher ohne Rüdfrage an das 
Kapitel zu beſchljeßen u. vorzunehmen berechtigt ift. 

$. 972. Ucbernimmt er außerdem eine Verbindlichkeit obne 
Zuziehung des Kapitels: fo haftet dieſes nur fo weit dafür, 
als etwas aus einem ſolchen Geſchäfte in den Nutzen der Ge⸗ 
ſellſchaft wirklich verwendet worden. 

$. 973. Welchen Perſonen die Verwaltung der Rechte 
u. Obliegenheiten eines abweſenden, oder ſonſt verhinderten, 
imgleichen eines gänzlich abgegangenen Vorſtehers, vermöge 
ihres Amts zukommen, muß nach den beſondern Stiftsver⸗ 
faſſungen beurtheilt werden. 8 

8. 974. Der Regel nach fallen die Rechte des mit Tode 
abgegangenen Vorſtehers an das Kapitel zurück. 

8. 975. Das Kapitel kann diefelben entweder felbft aus ⸗ 
üben, oder deren Verwaltung inzwiſchen Andern übertragen. 

$. 976. Doch ift das Kapitel die an die Perſon des Vors 
fiebers beſonders gebundenen Rechte, ohne dringende Rothen. 
digkeit auszuüben oder an Andre zu übertragen, nicht berechtig 


259 


8. 977, Während der Bacang darf keine Neuerung in den 
Angelegenheiten des Stifts vorgenommen werden. 

5. 978. Die beſondern Einkünfte des Vorſtehers müffen 
während der Bacanz aufbewahrt, u. feinem Nachfolger über. 
geben werden. ` 
Anm. (Leman's Weſtpreuß. Prov. Recht. Bd. I. SO. 320.) 

$. 1230. Die Einkünfte einer erledigten Abtei während ber 
ln zum Weſtpreuß. Schulfond. 

$. 970. 


Wo die Wahl des Vergeſetten dem Kapitel oder Baht und 


dem Abgang des vorigen, bei Verlust des Wahlrechts, erfolgen. 
Anm. Eeman'g Weftpreuf. Pron. M. Bb. I. S. 320 
, 1240. Die Wahl der Mett u. anderer Vorgeſetzten der 
Kuöfter ficht ausfchließtich dem Landesherrn zu. 

$. 980. Der zu wählende Kandidat muß alle zu ſolchem 
Amte, nach dem kanonischen Rechte u. den Statuten des Stifts 
erforderlichen Eigenſchaſten befigen. x 

S. 981. Wem eine oder die andre derſelben mangelt, 
der kann nur nach vorhergegangner Poſtulation u. erfolgter 
Dispenſation des geiftlichen Obern, zu der vacanten Würde 
gelangen. 

F. 982. Das Wahlgeſchäft ift der Landesherr durch dazu 
beſtellte Commiſſarien zu dirigiren berechtigt. 

D Wo nicht befondere Statuten entgegenſtehen, wers 
den die Stimmen von dieſen Kommiſſarien als Scrutatoren 
eingeſammelt. 

5. 984. Die Stimmen werden mittelſt verſchloſſener Zet- 
tel abgegeben. 

5. 985. Finden ſich nach geenbigter Stimmenfanmlung 
mehr oder weniger Wahlzettel, als wählende Perfonen findz 
fo müſſen die ſämmtlichen Zettel uneröffnet verbrannt und die 
Stimmen auf's Neue geſammelt werden. 4 

S. 989. Nach richtig befundenen Wahlzetteln werden bies 
felben eröffnet, und die Stimmen, fo wie fie fih hintereinander 
finden, in das Wahlprotokoll eingetragen. 

J. 987. Nur der ifi für regelmäßig gewählt zu achten, 
welcher wenigftens Eine Stimme über die Hälfte der Stime 
10 aus Mitglieder des Kapitels oder Convents für 

at. 
$. 988. Wenn ein Kandidat, welcher nur poftulirt werz 
den kann, mit einem völlg MWahtfähigen zuſammenkommt; fo 
kann bie Poſtulation des erſtern nur alsdann erfolgen, wenn 
er mehr als zwei Drittel ſämmtlicher Wahlſtimmen für 


hat, 
$. 989. In deffen Entſtehung wird der Wahlfähige vors. 
17 


Konvent zufebt, muß dieſelbe innerhalb dreier Monate nach Pollulation. 


Kapitalas 
tion. 


Gonfirmae 
tion. 
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gezogen, wenn auch nur ein Drittel ſämmtlicher Stimmen fih 
für ihn erklärt hätte. R 

9. 990. Wenn aber ſämmtliche Kandidaten nur poftulirt 
werden können, fo muß die Poſtulation für denjenigen erfolgen, 
der mehr als die Hälfte der ſammtlichen Wahlſtimmen für Béi hat. 

F. 991, Hat keiner der Kandidaten ſoviel Stimmen, als 
nach obigen Vorſchriften zu einer gültigen Wahl oder Poſtu⸗ 
lation erfordert werden, fo ift der ganze Wablaktus ohne Wirkung. 

8. 002. Die Wahl kann auch durch Kompromiß auf ein 
oder mehrere Mitglieder des Kapitels geſchehen. 

8. 903. Auch die Errichtung eines ſolchen Kompromiſſes 
muß unter Direktion der Landesherrlichen Kommiſſarien erfolgen. 
F. 904. Si dergleichen Kompromiß ift die Einwilligung 
ſämmtlicher Mitglieder des Kapitels erforderlich. 

$ 995. Nur durch gleichmäßige allgemeine Einwiligung 
kann das Kompromiß, wenn es einmal zu Stande gekommen 
ift, wieder aufgehoben werden. P 

$. 996. Diejenigen, auf welche kompromittirt worden, 
müſſen ſich nach dem Inhalte des ihnen von dem Kapitel ge- 
ſchehenen Auftrags genau achten. 

i 1 85 2 au in 00 a le Anderes bestimmt; 
fo jenige für gewi oder poſtulitt zu achten, welcher die 
Mehrheit der Së der Kompromiffarien 2 De ur 

9. 908. Haben die Kompromiffarien einen ganz Unwür⸗ 
digen gewählt; fo fällt das Wahlrecht an das Kapitel oder 
den Konvent zurück. 

$. 999. Das Kapitel oder der Konvent kann mit dem 
gewählten oder poftulirten Vorſteher eine Kapitulation errichten. 

F. 1000. Dadurch können aber klare und entſchiedene 
Rechte des Vorgeſetzten nicht geſchmälert, noch die Grundver⸗ 
faſſungen des Stifts geändert werden. d 

$. 1001. Auch die Kapitulation, wenn dergleichen errich⸗ 
tet wird, muß dem Landesherrn zur Genehmigung vorgelegt 
werden. 

$. 1002. Der Gewählte oder Poſtulirte muß, bei Ver⸗ 
luft feines Rechts, innerhalb Monalsfriſt über die Annahme 
der ihm zugedachten Würde fih erklären, und hiernächſt inners 
halb dreier Monate die Confirmation oder Zulaſſung desjenigen 
serien Obern, dem das Stift unmittelbar untergeordnet ift, 
nachſuchen. 

u 1003. Die einmal geſchehene Wahl kann von dem 
Kapitel niemals, die Poſtulation aber nur fo lange, als fie dem 
geiſlichen Obern noch nicht angezeigt ift, zuräckgenochmen werden. 

$. 1004. Einem regelmäßig Gewählten, welchem die nach 
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8. 980. erforderlichen Eigenſchaften nicht ermangeln, darf der 
geiſtliche Obere die Konfirmation nicht verſagen. 

$. 1005, Auch die Poftulation muß er zuleſſen, wenn 
der Mangel des Erſorderniſſes denſelben des zugedachten Amts 
nicht unwürdig, oder zur Ausübung der damit verbundenen 
Pflichten ganz unfähig macht. 5 2 

. 1006. Die Zulafjung einer Poſtulation hat mit der 

Beſtäkigung einer Wahl gleiche ae 
„ 8. 1007. Wird die Wahl unregelmäßig oder die Poftu- 
lation unzuläffig befunden, fo verliert das Kapitel für dieſen 
Fall ſein Wahlrecht. y 
F. 1003. Der Beftätigte oder Zugelaffene gelangt durch Gonſccratton 
die Einweihung zum Befit feines geiflichen Amts. 

1009. Es darf aber kein Gewählter oder Poſtulfxter Sandesherr- 
die Beflätigung oder Bulaffung der geiftlihen Obern cher nach, det ppro 
fuchen, als bis er dazu die Genehmigung des Landesherrn har. allen. 

. 1010. Vor dem Erfolge Meier Genehmigung fol die 
Einweihung nicht ſtatt finden; noch der Gewählte oder Poſtu⸗ 
Urte zur Ausübung der Functionen feines Vorſteheramtes, oder 
zum Dette und Genufje der damit verbundenen weltlichen Rechte 
und Einkünfte gelaffen werden. 

$. 1011. Wenn der Landesherr, aus Gründen des ger 
meinen Wohis, oder der Erhaltung der äußern und innern 
Ruhe des Staats, das präfentirte Subjekt verwirft: fo muß 
eine neue Wahl veranlaßt werden. 

5. 1012, In Fällen, wo das Kapitel oder der Konvent 
wegen feiner ſchüldbaren Saumſeligkeit, oder wegen der beider 
Wahl oder Poſtulgtion vorgefallnen Unregelmäßigkeiten, feines 
Wahlrechts verluſtig wird, fällt die Beſctung der Stelle für 
diesmal nach Verſchiedenheit der Verfaſſungen in den Pros 
SEN entweder dem Landesherrn oder den geiſtlichen Obern 
anheim. 

$. 1018. Aber auch letztere müſſen, bei ihrer Ernennung, 
die geſetlichen Vorſchriſten wegen der Tüchtigkeit des zu beſtal. 
lenden Subjects beobachten und daffelbe dem Landesherrn zur 
Genehmigung vorſchlagen. 

S. 1014. Wo es hergebracht ift, daß dem Landesherrn 
mehrere Subjekte zur Ernennung vorgeſchlagen werden müſſen, 
da ift das Kapitel oder der Konvent, bei der Auswahl biefer 
Subiekte die 98. 979 sequ. enthaltnen Vorſchriften ebenfalls 
zu beobachten ſchuldig. 

$. 1015. Einem Stiftsvorgeſetzten, der durch Alter, ven Gon. 
Krankheit oder andere Urſachen an gehöriger Verwaltung fer Tutoren. 
nes Amtes verhindert it, kann ein Koadjutor beſtellt werden. 

$. 1016. Die Wahl eines folden Koadjutors kommt dem 
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Kapitel oder Konvent in fo fern zu, als ihm die Wahl des 
Vorgeſetzten ſelbſt gebührt. a 

$. 1017. Die Gründe zur Beſtellung eines Koabjutors 
müſſen von dem unmittelbaren geiſtlichen Obern des Stifts, 
und von dem Landesherrn geprüft und genehmigt werden. 

$. 1018. Es hängt von dem Vorgeſetzten ab, in wiefern 
er ſich feines Soadjutors bedjenen wil; und biefer darf fih 
wider feinen Willen keine Amtsverrichtungen anmaßen. 

8. 1019. Dagegen darf aber auch der Vorgeſetzte dieje- 
nigen Amtsgeſchäfte, die er ſelbſt nicht verrichten kann oder 
will, einem Andern, als feinem Koadjutor nicht auftragen, 

$. 1020. Soll der Koadjutor Verrichtungen vornehmen, 
die bei bloßer Abweſenbeit ober temporellen Verhinderung des 
VBorgeſetzten, gewiſſen Mitgliedern des Kapitels vermöge ihres 
Auf zufommenz fo wird zu deren Uebertragung der Lonſens 
des Kapitels erfordert. 

$. 1021. Bei gänzlichem Abgang des Vorgeſetzten tritt 
der ihm zugeordnete Koadjutor ſofort an beffen Stelle. 


Dreizehnter Abſchnitt. 
Von katholiſchen Domſtiften und Kapiteln. 


Wels . 1022. Domkapitel find geiſliche Korporationen, deren 
der Domka“ Mitglieder zur Abwartung des feierlichen Gotkesdienſtes in der 
viel. Hauptkirche der Diözes beftimmt, und dem Biſchofe in wichti⸗ 
gen Angelegenheiten des Bisthums und der Diözes zur Seite 
pt find. 

An Hug die V. v 30. Detbr. 1810 wurden auch die Dem. 
kapitel aufgehoben, eg durch die mittels KO. v. 23. Auguft 
1821 beſtäkigte päbftliche Bulle v. 16. Juli 1821 wieder — . — 
und es beftehen demgemäß katholiſche Domſtifter zu Köln Trier, 
Paderborn, Münſter, Breslau, Pofen, Gneſen, Kulm, Ermland 

und ein Collegiatjift zu Aachen. 5 ` 

Nacht dar, $. 1023. Nur diejenigen find als Mitglieder dieſes Kole 

felben alë fegii zu betrachten, welche bei dem Stifte eine Pfründe oder 

Ur fA te ein Kanonikat beſiten. 

Anm. K. O. v. 28. Mai 1830, betr. d. Rangs u. Ascenfions: 
verhältniß d. wirkl. Kapitularen d. Eathol. Domftifter 
.S. 1836. S. 201) beftimmt: Ich wil aus ber in Ihrem 

richte v. 25. v. M. angeführten Gründen genehmigen, daß in 
Zukunft jeder in ein kacholſſches Domftift neu eintettende Kapitula- 
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lar das Einkommen erhalte, worauf die Nummer des erlebigten, 
ihm Eonferieten Ganonicats lautet, und dem Range nach unter 
den Mitgliedern gleicher Dotation der jüngſte werde. Dies schließt 
indeſſen nicht aus, daß einem Domheren, der eine geringer dotirte 
Stelle bat, im Erledigungsfalle eine beffer dotirte Stelle verliehen 
werden Eann, wenn es angemeſſen gefunden wird. 

$. 1024. Der Biſchof bat alfo darin weder Sitz noch 
Stimme, als infofern er zugleich mit einem Kanonifat bei dem 
Stifte verſehen ift, 

$. 1025. Alle gemeinſchaftliche Rechte des Stifts werden 
alfo, e Ausſchluß des Biſchofs, durch das Kapitel allein 
ausgeübt. 

$. 1026. Inſonderbeit gebührt dem Kapitel die alleinige 
Verwaltung des Sliftvermögens. 

. 1027. Das Kapitel ſteht in dieſen gemeinſchaftlichen 
Angelegenheiten unter der Direction des Dechanten. 

$. 1028. Die übrigen Würden und Zoe im Kapitel 
find, nebit ihren Rechten und Obliegenhelten, nach den beſon⸗ 
dern Berfaſſungen eines jeden Stifts beſtimmt. 

5. 1029. Das Kapitel ift zur Vertheidigung feiner Rechte 
einen Spndicum und andere Unterbebiente zu Beſorgung feiner 
Vermögens ⸗Angelegenheiten, ohne Zuzjehung des Biſchofs zu 
beſtellen berechtigt. 

$. 1030. Das Kapitel iſt dem Biſchof fubordinirt, wel- 
cher berechtigt iR, Bifitationen bei dem Kapitel vorzunehmen, 
und die dabei vorgefundnen Mißbräuche abzustellen. 

$. 1031. Der Biſchof fol in allen wichtigen Angelegen⸗ 
beiten des Bisthums und der Diszes das Domlapitel mit feie 
nem Rath und Gutachten vernehmen. 

$. 1032. Die Einwilligung des Domkapitels ift notb⸗ 
wendig, wenn unbewegliche Güter oder Gerechtigkelten des 
Bisthums oder einer Kirche in der Diözes verpfändet oder vers 
äußert; Pfarren und Pfründen, die zur gemeinſchaftlichen Col. 
latur des Biſchofs und Kapitels ſtehen, vergeben; und Kirchen 
oder Pfründen zuſammengeſchlagen und aufgehoben were 
den follen. 

S. 1033. In welchen Fällen es außerdem zur Gültigkeit 
einer von dem Biſchofe vorgenommenen Handlung, der Einwil⸗ 
ligung des Domkapitels bedürfe, ift nach der befondern Verfaf- 
fung einer jeden Diszes beſtimmt. 

$. 1034. Zur anderweitigen Verleihung von Lehn und 
Erbzinsgütern, die ſich an das Bisthum eröffnen, in die Ein 
willigung des Kapitels in der Regel nicht erforderlich. 

$. 1035. In gemeinſchaftlichen Angelegenheiten des Bie 
ſchofs und Kapitels geſchieht die Zuſammenderuſung von Sei- 
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ten des erſtern; und ihm gebührt alsdann die Direction der 
Berathſchlagung. 

$. 1036. Der Regel nach wird die Verſammlung in der 
Kapitelſtube gehalten. e 

$. 1037. In allen Fällen, wo zu einem Geſchäfte die 
Einwiligung des Kapitels nothwendig it, bat der Bischof für 
fih Eine, und das Kapitel zuſammengenommen, die zweite 
Stimme. 

F. 1038. Es kann alfo nichts Wige werden, als wos 
rin der Biſchof von einer und die Mehrheit derz Stimmen des 
Domkapitels von der andern Seſte willigen, 

$. 1039, Inſofern der Bischof zugleich Kanonikus it, muß 
feine Stimme auch unter den Stimmen der Mitglieder des Ra- 
pitels mitgezählt werden. e 

$. 1040. Das Kapitel kann in Angelegenheiten des Bis⸗ 
thums und der Diözes, ohne den Biſchof oder gegen beffen 
Gutbeſinden, auch durch einbelligen Beschluß, nichts entſcheiden. 

Machte des $. 1041. Wenn der biſchöſliche Stuhl entweder gänzlich 

SE — oder auf eine Zeitlang erledigt, oder defen Wiederbeſetzung 

Sin ` ohne die Schuld des d ‚verzögert wird: fo Fommt die 
Verwaltung der bifchöflichen Rechte dem Domkapitel zu. 

F. 1042. Diefes muß dabei Alles beobachten, was 
$. 974 squ, bei der Vacanz eines geistlichen Vorſteherz über⸗ 
Haupt vorgeſchrieben ift- ` 

$. 1043. Die Verwaltung der geiſtlichen Angelegenheiten 
des Bisthums kann das Kapitel einem Vicarius auftragen: 
wenn aber dergleichen Vicarius von dem abgegangnen Bir 
ine. beſtelt worden: fo muß das Kapitel denſelben 

tätigen. 
Noe (Leman's Weſtpr. Prov.-R. Bd. 1. S. 320.) 

„ 1241. Der get von Kulm if nicht berechtigt, auf 
den Fall feines Todes einen Vikar zu beftellen und demfelben die 
Verwaltung der geiſtlichen Angelegenheiten des Bisthums aufzu⸗ 
tragen , vielmehr gebührt die Beſtellung eines folden Vitars aus- 
ſchlleßlich dem Domkapitel. 

$. 1044. Funktionen, die mit der Perſon und Würde des 
Biſchofs untrennbar verknüpft ſind, kann weder das Kapitel 
noch der von ihm gefegte Vicatius ausüben. 

$. 1045. Zur Verwaltung der weltlichen Gerichtsbarkeit, 
inſofern dergleichen mit dem Bisthum verbunden iſt, muß ein 
Offizial beſtellt, oder der von dem Biſchof geordnete beſtät⸗ 
tigt werden. 

$. 1046. Rechte, welche nach den Geſetzen und Verfaſ⸗ 
ſungen für den Biſchof und das Kapitel gemeinschaftlich gehö⸗ 
ven, können während ber Vacanz von dem Kapitel allein, nur 
in dringenden Nothfällen ausgeübt werden. 
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. 1047, Eigne Angelegenheiten des Kapitels, zu deren 
Nechtsbeſtändigkeit die Einwilligung des Biſchofs nothwendig 
ift, müſſen der Regel nach während der Bacanz auge: 
fest bleiben. d * : 

F. 1048. Pfründen, welche zur alleinigen Verleihung des 
Biſchos ſtehen, können von dem Kapitel, während einer gänz⸗ 
lichen Bacang, nicht vergeben werden, ſondern es muß deren 
Befegung dem neuen Biſchoſe aufbewahrt werden. $ 

$. 1049. Wird aber die Wiederbeſetzung des biſchöflichen 
Stuhls ohne Schuld des Domkapitels verhindert: fo kann leb- 
teres über dergleichen Pfründen inſofern verfügen, als das Wohl 
der Kirche deren baldige Verleihung erfordert. 

5. 1050, Zum Beſten des Bisthums kann das Doma- 
pitel, während einer Vacanz, Verträge ſchließen, welche 
zur Conſervation der Gerechtſamen deſſelben nothwendig find. 

8. 1051. Wo die Ernennung des Biſchos dem Landes- 
beren nicht vorbehalten ift, da kommt die Wahl deſſelben dem 
Domkapitel zu. 

Anm. 1. Bengt. in Betreff der Wahl des Bischofs die mehrerwähnge 
Zut v. 16. Jul 1821, wonach das Wahlrecht der Bifhöfe 
zu Köln, Trier, Breslau, Paderborn und Münfter,, ohne Rüde 
ficht jeder andern, bisher, beftandnen. Gewohnheit und mit Wege 
fall des Unterfcpiedes zwiſchen Wohl und Poftulation den wieder: 
Hergefteiten Domkapitel bei den gedachten Bisthümern puftebt, 
und woran die überzähligen und Ehren» Canonici ebenfalls Theil 
nehmen. Mur findet die Beſchränkung ftatt, daß die Wahl auf 
einen, im preufifchen Staate lebenden eiftlichen gerichtet u. man 
von der Wahl vecgewiſſert fein muß, daß derſelbe dem Könige an⸗ 
genehm fei. Auch muß die Wahl des Biſchofs, ſowobl vom gelfi- 
lichen Departement, nach hierzu eingeholter unmittelbarer Erlaud⸗ 
niß des Königs (V. b. 27. Orc br, 1810 G. S. S. 14 und 
K. O. v. 11. Januar 1819 G. S. S. 3), als auch vom Pabſte 
eng n werden, 

2. Leman s Weſtpr. Prod R. Bd. 1. S. 272. 

F. 1050. Die Wahl der Bifhöfe von Kum und Ermland 
gebührt dem Staate. ` 

. 1052. Dieſes muß dabei Alles beobachten, was im 
vorigen Abschnitte von der Wahl eines Stiftsobern ver ⸗ 
ordnet iſt. 

$. 1053. Ein gleiches findet fatt, wenn dem Biſchofe ein 
Koadjutor beſtellt werden foll. 


£ 
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Vierzehnter Abſchnitt. 
Von Collegiatſtiften. 


S. 1054, Geiſiiche Korporationen, die bei einer andern. 
als der Hauptkirche der Diözes, zur feierlichen Begehung des 
Gottesdienstes verordnet find, werden Golligiatftifte genannt. cf. 
Anm. zu $. 1022. d. Titel. CG 

$. 1055. Sie unterfcheiden fib von dem Domftifte nur 
dadurch, daß ihre Mitglieder an den Angelegenheiten des Bis 
thums und der Diszes keinen Theil nehmen. 

$. 1056. Die dem weiblichen Geſchlechte gewidmeten 
a 8 Stifte haben mit den Kollegiatſtiften gleiche 

echte. 


Funfzehnter Abſchnitt. 
Von Kloſtergeſellſchaften. 


S. 1063. Kloſtergeſelſchaften find geiſtliche Korporatio⸗ 
nen, deren Mitglieder zu gemeinſchaftlichem Leben und gemeine 
of Religionsübung, nach gewiſſen von der Kirche bes 
ſtätigten Regeln durch feierliche Gelübde fih verpflichtet haben. 
Anm. of. Edikt v. 30. Detbr. 1810 (bei B. 941 d. Tit.) 

$. 1058. Der einzelnen Kloſtergeſeliſchaften find eigne 
Obern, nnter dem Namen der Aebte, Prioren, Pröbſte, Guar⸗ 
diane öder Rectoren vorgefegt. S S 

F. 1059. Alle Kloſtergeſellſchaften einer Provinz, welche 
zu einerlei Ordensregel fih bekennen, ſteben unter dem Pros 
vinzial; und ſämmtlichen Provinzen ift der General des Or⸗ 
dens vorgeſetzt. 

„ S. 1060. Dieſe Ordens Obere dürfen den Biſchöfen der 
Diöces in ihre Gerechtſame nicht eingreifen, 

$. 1061. Wenn ſie außerhalb Landes wohnen; fo gilt 
von ihmen alles das, was von auswärtigen Obern der Kirchen, 
geſellſchaft verordnet ift (§. 135. squ.). 

$. 1002. Auch da, wo die Beſetzung der vacanten Stelle 
eines Kloſter⸗Obern von einem höhern Ordens⸗Obern abhängt, 
muß über das von dieſem ausgewählte Subject, vor beffen 
Einſetzung und Annahme die Approbation des Staats einge- 
bolt werden. 
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Anm. Die hier gedachte Approbation des Staates ertheilt nach der 
Infteuct. v. 31. Dep; 1825 der Chapito, 

$. 1063. Bintationen bei inländiſchen Klöſtern dürfen 
auswärtige Odens⸗Obere ohne ausdrückliche Erlaubniß des Staats 
nicht vornehmen. 

8. 1064. Ob und in welchen Angelegenheiten dem Kloſtere Kapitel und 
Obern ein Kapitel oder Konvent an die Seite geſetzt fei, iſt durch Konvente. 
die Regeln eines jeden Ordens beſtimmt. 

$. 1065. Nur wirkliche Kloſtergeiſtliche, nicht aber bloße 
Laienbrüder, haben in dem Kapitel oder Konvent Sitz und 
Stimme. 

8. 1000. Die Kloſter⸗Obere müſſen die ihnen gulom- Kiofterzudt. 
mende Kloſterzucht nach dem $, 940 und 947 vorgeſchriebenen 
Geſetzen ausüben, und machen fih durch deren Uebertretung 
dem Staate verantwortlich. 

$. 1067. Mister, Chen, welche dieſen Vorſchtiſten zu⸗ 
widerhandeln, haben vom Staate eben die Strafen zu erwar« 
ten, welche gegen eigenmächtige Privatgewalt im Criminals 
rechte verordnet find. 5 

$. 1068. Ohne Vorwiſſen und Genehmigung des Staats Super 
dürfen fie keine Mitglieder außerhalb Landes verſchicken, oder und See 
in auswärtige Klöſter verſetzen, oder auswärtige Mitglieder in di, 
einwärtige Klöſter aufnehmen. x 
1069. Bieber, Obern, welche dieſem zuwider handeln, 
ſollen in ihrem Amte nicht ferner geduldet, und noch außerdem 
verhältnizmäßig beſtraft; auch zur Zurücſchaffung des aus 
dem Lande gebrachten Mitglieds durch rechtliche Zwangsmittel 
angehalten werden. 


Sechszehnter Abſchnitt. 
Von geiſtlichen Ritterorden. 


F., 1070. Der Deutſche, und der Maltheſer⸗ oder Johans 
niterorden genießen bei ihrem innerhalb der Königlichen Staas 
en zu betreibenden Geſchäfte oder Angelegenheiten die Rechte 
der geiſtlichen Korporationen. 

$. 1071. Die inneren Verfaſſungen der Kapitel dieſer 
Orden, fo wie die Rechte und Pflichten ihrer Obern und Beam- 
ten, müſſen in vorkommenden Fällen lediglich nach den Statu- 
ten des Ordens beurtheilt werden. 

$. 1072. Die Verſammlungen der zur Abwartung des 
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Gottesdienſtes bei den Ordenskirchen beſtimmten Mitglieder der 
SE Ritterorden ſind den Kloſtergeſellſchaften gleich zu 
achten. 

Anm. Das Ed. v. 30. Okt. 1810 und die Urkunde wegen Etrich⸗ 
tung des Königl. Preuß. Johanniter-Ordens vom 23. Mat 1812 
dat die gänzliche Auſtöfung und Exlöfhung der Balley Branden⸗ 
burg, des geiſtlichen Johanniter⸗Ordens, des Herrentmeiſterthums 
und der Kommenden derselben, fo. wie ble Einziehung der (mar, 
lichen Güter Meder Balley beftätigt, und es it mithin der vorſte⸗ 
hende Abschnitt antiquict. ` 


Siebenzehnter Abſchnitt. 
Von weltgeiftlichen Kanonicis. 


Was Kanos $. 1073. Die Mitglieder der Doms und Kollegiatſtifte 

mici find. führen beide den Namen Kanonici, 

Klaffen Ae $. 1074. Nur diejenigen Kanonici, welche innerhalb der 
felben. bei jedem Stifte nach der Fundation beſtimmten Anzahl auf- 

genommen find, haben Sitz und Stimme im Kapitel, und 

werden bei Kathedral -Stiften Domkapitularen genannt. 

Anm. 1. Nach der Bulle vom 16. Juli 1821 giebt es auch gegen- 
wärtig Chrenkanoniet, welche bei der Wahl des Bichofs gleichfalls 
eine Stimme haben. 

2. Lemans Weſtpr. Prov.⸗Recht Bd. 1 S. 321. 

$. 1248. Das Kapitel der bifhöfiden Kirche zu Kulm ber 

ſteht aus Prälaturen (Würden), nämlich der Prodftei und Dechantel; 
aus acht wirklichen und vier Ehrenkanonfkaken und ſechs Bitarien 
oder Pfründen. 

8. 1075, Diejenigen, welche nach der Obſervanz eines 
Stifts über die urſprüngiche Zahl angeſetzt werden, heißen 
niedere Kanoniei oder bei Domftitten, Domſcellaren. 

$. 1076. Sogenannte regulitte Kanonici find nach den 
Vorſchriften des folgenden Abſchnitts zu beurtheilen. 

Erlen . 1077. Wer bei einem Stifte Kanonikus werden will, 
niffe eines muß derjenigen Religionspartei, zu welcher das Stift ſelbſt ge- 
Sanonici. Hört, zugethan fein. P 
$. 1078, Bei vermiſchten Stiften muß, in den zum 
deutſchen Reiche gehörenden Provinzen, der Beſitzſtand des 
erſten Januars des Jahres 1624 beobachtet werden. 
. 1079. Das Alter, welches erforderlich ift, wenn Fe 
mand befugt fein fol, um ein Kanonikat fih zu bewerben, 
Sitz und e im Kapitel zu verlangen und auf die höhern 
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Würden im Stifte Anſpruch zu machen, muß hauptfächlich nach 
den Statuten und wohlhergebrachten Gewohnheiten eines jeden 
Stifts beurtheilt werben. E 

F. 1080. Der Regel nach kann nur derjenige, welcher 
das vierzehnte Jahr zurückgelegt hat, um ein Kanonkat fid 
bewerben. A 5 

F. 1081. Ebenſo kann in der Regel Niemand, welcher 
das zwei und zwanzigste Fahr noch nicht zurückgelegt hat, Sit 
und Stimme im Kapitel haben. 

$. 1082. Zur Bekleidung höherer Würden im Stifte wird 
ein Alter von fünf und zwanzig, und zum Bisthum von brel- 
ßig Jahren erfordert. y $ 

F. 1083. Wer Kanonikus werden will, muß wenigſtens 
die erſte Sonfur erhalten haben. 5 

$. 1084. Sitz und Stimme im Kapitel kann nur der 
erlangen, welcher zum Subdiakonat eingeweiht ift und drei 
Jahre hindurch den Studien auf hohen Schulen obgelegen bat. 
Mum. J. Zu Folge der Bulle vom 16. Juli 1821 wird in ben bei 

den EE und bei der Marienkirche zu Aas 
chen wiederhergeftsiten. und befiätigten Kapiteln, um zu einem Ras 
monitate zu gelangen — fedoch af vom 10. Juli 1831 am — 
erfordert: daß der Kandidat die Höhen Weihen empfangen, und 
zum wenizſten fünf Fabre in einem Ceslforger-Imte, oder in de 
nem Lehramte der Gottesgelahrthelt, oder des kanoniſchen Rechts, 
oder in einem Berwaltungsamte bel einem preuſſiſchen Biſchof ges 
fanden, oder die böchſte gelehrte Würde in der Theologie oder 
dem Eanonifchen Rechte gehörig erworben habe; wogegen jede 
Muaſiche auf Herkunet und Stand wegfällt. 
„Suche auch Lemans Weſtpr. Prod Recht Bd. 321 6.1244 
und 8. 1245. 
$. 1085. Zu böbern Würden im Kapitel ift derjenige 

Ordensgrad erforderlich, den die damit verbundenen geiſtlichen 
Verrichtungen vorausſetzen. 

$. 1086. Wo nach den Statuten des Stifts adliche Hers 
kunſt zur Aufnahme erfordert wird, muß dieſelbe gehörig nach⸗ 
gewieſen (Tit. 9 f. 17—20) und ein darüber entſtandener 
Streit vor dem weltlichen Richter entſchieden werden. 

S. 1087. Wem die Verleihung der Kanonikate gebühre, zeigt 
beſtimmen die Statuten und Gewohnheiten eines jeden Stiſts. der Ranonis 
$. 1088. Wo die Verleihung zwichen dem Kapitel und tate. 
dem Landesherrn, oder dem geistlichen Obern, nach Monaten 
abwechſelt, wird der Ablauf des Monats auf die Mitternachts⸗ 

ſtunde des letzten Tages feſtgeſetzt. 

Anm. 1. Nach der Bulle vom 16. Juli 1821 findet in den wieder⸗ 
bergefteften Bis- und 1 diefer Wechſel in Beſebung 
der Kanonitate zwiſchen Pabſt und Biſchof fatt. 
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2. Lemans Weſtpreuß. Prop.Reht Bb. 1. S. 321. 

8. 1240. Die Verleihung der in den Monaten Januar, März, 
Mai, Julius, September und November zur Erledigung gelangen⸗ 
ei Kanonikate beim Domkapitel zu Pelplin gebührt dem Lan⸗ 

ren, 

x 1247. Degegen fällt die Verleihung derjenigen Kananikate, 
welche bgi dieſem Domkapitel.in den Übrigen Domaten des Jahres 
erledigt werden, dem Bichoft und dem Kapitel andeim. 

. 1248. In den landssherlichen Monaten wird fofort das 
landeshertliche Piacitum nachgeſucht, und wenn ſelbiges ertheilt 
werden Dr beg e deten Seen e 

, 1249. Zu den erledigten Stellen in den biſchöflichen Moz 
naten ſchlaͤgt das Kapitel dem Biſchoſe zwei bis drei Geifltiche 
vors bieſer giebt einem derselben bie Präfentation und fucht für 
ihn das Tandesherrliche Placitum, fo wie die Auswirkung der päpſt⸗ 
lichen Beftätigung nach. 

. 1059. Die Wahl des Kapitels geſchleht durch die Mehr⸗ 
beit der Stimmen ſämmtlicher Kapitularen, mit Ausſchluß des 
Biſchofs. 

8. 1090. Wo es hergebracht ift, daß gewiſſe Präbenden, 
nach einer feſtgeſetzten Ordnung oder Reihe, von einzelnen Kar 
nonicis vergeben worden, da übt derjenige, an welchem die 
Reihe ſteht, nur ein Recht des Kapitels aus, 

8. 1091. In der Regel kaun alfo derjenige, welcher zur 
Zeit der Erledigung noch nicht Sitz und Stimme im Kapitel 
hatte, auf dieſes Recht keinen Anſpruch machen. 

8. 1092. Wo die Reihe mit jedem Monat abwechſelt, 
geht das Verleihungsrecht mit Ablauf jedes Monats fofort an 
den Folgenden über. 

Devolution ` 9. 1093. Wenn aber das Kapitel oder die einzelnen Ka. 
echt.  nonici, welche an die Reihe kommen, mit Verleihung der Prä⸗ 
bende über ſechs Monate zögern, fo fällt das Recht dazu dem 
Biſchof anheim. fi 
Anm. mans Weftpr. Prov⸗Recht Bb. 1 S. 322. 

8. 1250. Wenn das Kapitel mit Verleihung der Präbende 
über fehe Monate zögert, fo fällt das Wahlrecht nicht dem 
Biſchofe, ſondern dem Landesherrn anheim. 

dacht der ere $. 1004. Bei Stiften, wo das Recht der erſten Bitte 
fen Bitte. hergebracht ift, wird ſelbiges und von Demienigen, welchem es 
ufommt, auf die erſte zur Verleihung des Kapitels ſtehende 
Bacang ausgeübt. 5 d k 

F. 1095. Dem Preciften bleibt fein dadurch erlangter Wie 
ſpruch, wenn auch ER von welchem er vorgeſchlagen wor⸗ 
den, vor wirklich entſtehender Vacanz ſtirbt. 

$. 1096. Durch die Ausübung des Rechts der erſten 
Bitte wird übrigens die abwechſelnde Ordnung der Kollation 
an ſich nicht geändert. 
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$. 1097. Dex Precife ift, bel Berluſt feines Rechts, ful- 
dig, ſich ſpäteſtens innerhalb vier Wochen nach entftandener Va⸗ 
cang bei dem, welchem das Verleihungsrecht zukommt, zu melden. 

8. 1098. Sein durch den Vorſchlag erlangtes SI kann 
er nur unter ausdrücklicher Bewilligung desjenigen, welcher ihm 
daffelbe verliehen hat, einem Andern abtreten. 

$, 1099. Durch Refignation kann Jemandem eine ré, Reflanation, 
bende übertragen werden. 

S. 1100. Doch muß der, zu defen Gunften die Reffg 
nation geſchieht, alle zu einem Kanoniko erforderliche Eigen. 
ſchaften beten. 

$. 1101. Außerdem findet bei der Reffgnation alles flatt, 
was die Geſetze von Abtretung der Rechte überhaupt verordnen. 

$. 1102. Der Reſignant kann ſich eine Penſion auf die 
Reveniien der Präbende zu feiner Notödurft vorbehalten, 

$..1103. Die Reſignation muß in die Hände desjenigen 
geschehen, der dem Reſignanten die Präbende verlieben bal. 

$. 1104. Erſt durch die Genehmigung des vormaligen 
Rollators erhält die Resignation ihre Gültigkeit, und kann alfo 
noch bis dahin zurückgenommen werden. 

S. 1105. Ebenſo findet die Zurücknahme ftatt, wenn der 
Refignatarius die Präbende nicht annehmen kann oder will; 
oder wenn der Kollator nicht alle Bedingungen der Reſigna⸗ 
tion genehmigt. d 

S. 1100. Wo es hergebracht ift, daß die Refignation 
auch der von einem einzelnen Kanoniko erhaltenen Präbende 
in die ine des Kapitels geſchehen muß, hat es noch ferner 
dabei ſein Bewenden. 

$. 1107, Stirbt der Reſignirende binnen ein und zwane 
zig Tagen, von dem Tage an gerechnet, da die Refignation 
dem Kolator angezeigt worden; fo if dieselbe für nicht gefcher 
hen zu achten. 

$. 1108. Jeder neu beſtellte Kanonikus wird der letzte 
im Kapitel, und tritt alfo, auch bei Reſignationen nicht in die 
Stelle und den Rang ſeines Vorfahren. 

. 1109. Nur bei Prälaturen erhält der neue Prälat bens 
jenigen Rang, welchen die Würde mit fih bringt. 

8. 1110. Bei Stiften, wo mehrere Ordnungen von Ka Bon ae, 
nonicis find, wird der neue Kanonikus der letzte in derjenigen ren Ordnune 
Ordnung, zu welcher ſein Vorfahr gehört hat. Eee 

$. 1111. Wo aber das Einrücken aus einer niedern in ? 
eine höhere Ordnung hergebracht if, da muß die Art und Meife 
dieſes Einrückens lediglich nach den Statuten und Gewohn⸗ 
heiten des Stifts beurtheilt werden. 

S. 1112. Der Regel nach können mindere Kanonici in 


272 


eine höhere Ordnung nur infofern einrücken, als die in dieſer 
Ordnung vacante Stelle zur Kollatur desjenigen ſteht, von wels 
chem ihnen das mindere Kanonikat verliehen worden. 
Bon Kane. F. 1113. Wenn der Landesherr ein Kanonikat an ein 
an dhe Subfeft verleiht, dem ce an den perfänlichen Cigenfthaften 
Léo" mangelt; fo erhält derſelbe dadurch nur das Recht, die Stelle 
werden. an ein anderes, fähiges Subjekt abzutreten. 
§. 1114. Letzterer aber erlangt dadurch die Präbende mit 
vollem Recht, und in eben der Qualität, wie ſich dieſelbe an 
den Landesherrn entledigt hatte. 
$. 1115. Niemand foll zwei oder mehrere geiſtliche Pfrün⸗ 
den bei einem und demſelben Stifte beftgen. 
Inwiefern F. 1416, Wohl aber kann ein Kanonikus zugleich eine 
= ap geiſtliche Würde bei eben demfelben Stifte bekleiden. 
me de. . 1117. Auch bei verſchiedenen Stiften kann Eine ge, 
figen tnne. fon mehrere Pfründen zugleich alsdann nicht beſigen, wenn 
dieſe Pfründen die Verbindlichkeit zur Nefidenz bei ſich führen. 
8. 1118. Wenn alfo die verſchiedenen Stifte an einem 
Orte, oder zwar an verſchiedenen Orten, jedoch ſo gelegen, oder 
beſchaffen find, daß die 1 in jedem derſelben gehörig 
abgewartet werden kann; ſo iſt der Beſitz ſolcher mehrerer 
Pfründen in Einer Perſon erlaubt. . 

1119. Wer von der Neſidenz bei dem Stifte, wo er 
dieſelbe nicht abwarten kann, befreit it, (S. 1131.) auf den 
findet in ſo weit die Vorſchriſt des 5. 1117. nicht Anwendung. 

$. 1120 Ein Gleiches gilt, wenn bei einem Stifte die 
Reſidenz nicht nothwendig, ſondern nur eine ſtatutenmäßige 
Geldstrafe, oder die Einbuße gewiſſer Arten von Einkünften, 
mit deren Unterlaſſung verbunden ift. V 
Vorbereitung S. 1121. Jeder neue Kanonifus muß ſich vor feiner Zut, 
sum sonont nahme der nach den Statuten des Stifts beftimmten Prüfung, 
an dem Orte, wo das Stift feinen Sitz hat, unterwerfen. 
5. 1122. Doch genießt er, auch während der Probezeit, 
der Regel nach alle zu ſeiner Stelle gehörigen Hebungen 
Kufnahme. F. 1123. Erſt nach geendigter Probezeit erfolgt die feiers 
liche Aufnahme, bei welcher der neue Kanonikus auf die vom 
Staate genehmigten Statuten verpflichtet wird. 
$. 1124. Vor der Aufnahme muß jeder neue Kanonikus, 
wenn er nicht vom Landesherrn ſelbſt beſtelt worden, demſelben 
zur Genehmigung und Beſtätigung präſentirt werden. 
Anmerk. Nach der K. O. vom 11. Januar 1819. (G. S. 1819. 
©. 2.) wied der neue Kanonikus dem Minifterium der geiftichen 
ie. Angelegenbelten präfentict, und zwar geschieht dies del Gate, 
ſchen Stiften nach der Inſtructjon für die Oder⸗Prälidenten vom 
23. Oct. 1817 $. 9. und vom 31. Dez. 1825 durd den Dber- 
präſtdent und bet evangelifden nach S. 18. der Inſtruklten für 
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$. 1125. Die allgemeinen Pflichten der Geiſtlichen, ſo 
weit dieſelben nicht auf das Lehramt Beziehung haben, liegen 
auch den Kanonicis ob. (5. 67. folg.) 

. 1120. Ihre Amtsverrichtungen find durch die Statur 
ten des Stifts, und durch die Vorſchriſten des kanoniſchen Rechts 
beſtimmt. ? 

$ 1127. Inſonderheit find fie ſchuldig, den Gottesbienft 
im Chore durch die geordneten Stunden regelmäßig abzuwarten. 

Aumerk. Leman s Weſipr. Prob. Recht Bd. 1. ©. 322. 

8, 121. Die Ehrenkanonici Di can eee 
der Ehorftunben und allen gottesdienſilcchen Verrichtungen gleich 
den wirklichen Kanonicis, ‚Theil zu nehmen. 

$. 1128. Sie find verpflichtet, an dem Sitz des Stiftes 
orbentlich Reſidenz zu halten 
Aümerk. Lemans Wiftpe Prov. -Redt wid. 

8. 1282. Vewpflchtet find fie aber weder zur Abwattunz der 
‚Chorfiunden, noch zur persönlichen Reſdenz. 

$. 1129. Eine beharrliche Unterlaſſung dieſer Pflicht wird 
mit dem Verluſte der Stelle; eine Vernachläßigung aber mit 
einer verhältniß mäßigen Geldbuße; und zwar, wenn die Stas 
tuten: nichts Näheres feſtſetzen, mit dem Verluſte des vierten 
Theils oder der Hälfte der Einkünfte geahndet. 

$. 1130. Die Art und Dauer der Reſidenz iſt nach den 
Statuten eines jeden Stifts zu beurtheilen. 

8. 1131. Wo durch öffentliche Bedienungen, durch Rei, 
fen in Angelegenheiten des Staats, oder der Kirche, Studirens 
halber, durch Alter, Krankheit, oder ungefähren Zufall, an der 
wirklichen Reſidenz verhindert iſt, nimmt dennoch auch an ſol⸗ 
chen Hebungen Theil, die nur für die Reſidirenden beftinmt find. 

$. 1132. Dagegen kann er auf die ſogenannten Präſen⸗ 
tiengelder keinen Anſpruch machen. 

. 1133. Wer aus bloßer Gnade von der Reſidenz Mate, 
firt ist, muß fih mit den Nutzungen feiner: Pfründe begnügen. 

$, 1134, Die Kanonict können Dé in ihren geistlichen 
Verrichtungen, an deren eigener Abwartung ſie verhindert ſind, 
durch Bikarien vertreten laſſen. 

§. 1135. Solche Vikarien müffen diejenigen Eigenſchaf⸗ 
ten beſitzen, welche zu den Functionen, die fie übernehmen 
folen, nach dem Fanomifchen Rechte erforderlich find. 

K. 1136, Der Regel nach kommt die Beflallung eines 
ſolchen Bifarii demjenigen Kanoniko zu, deſſen Stelle derſelbe 
vertreten oll. 

Yandb. dl. b. Dréi. u. Schul Geſebgeb. 18 
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9. 113. Diefer muß ſich wit feinem Bikario wegen ei- 
ner billigen Abgabe für die Vertretung einigen; er kann aber 
auch feinen Auftrag, wenn nicht ein Anderes ausdrücklich vere 
abredet worden, nach eigenem Gutbefinden zurücknehmen. 

$. 1138. Bei Stiften, wo beſtändige Vikarien beſtelt 
find, bekleiden dieſelben ein eignes geiſtliches Amt, und Fön- 
nen nur aug eben den Gründen, wie andere Geiſlliche, wie. 
der entſetzt werden. : 

S. 1190. Kanoni genießen, in Anſehung ihrer Perſon 
und eigenen Vermögens, alle äußern Vorrechte der Geiftlichen 
überhaupt, find aber auch dabei eben denſelben Einſchränkun⸗ 
gen unterworfen. (8. 93. folg.) 

$, 1140. Sie behalten, des Eintritts in den geiſtlichen 
Stand unerachtet, alle Familienredite und find der Gucceffton 
in Lehn und Fideicommiſſe fähig. 

S. 1141, Katholiſche Kanoniel nehmen und hinterloſſen 
kein Heergeräthe; wo aber Niſtelgrade hergebracht ift, da find 
fie dergleichen von ihren weiblichen Verwandten in auſſteigen⸗ 
der Linie zu erben fähig, 

8. 1142, Auf ihre Präbenden haben die Kanonici alle 
mit dem Nießbrauche verbundenen Rechte und Pflichten. 

8. 1143. Qufonberheit müſſen fie die dazu gehörigen Ges 
bäude aus den Einkünften der Präbende in baulichen Weſen 
unterhalten. 

Anmerk. Dftpe. Prov. Recht. Zufag 8. 214. Der Biſchof von 
Ermland, das Dom- Kapitel zu Frauenburg und das Kollsgiat- 
Stift zu Guteſtadt erhalten E ihren Wohn⸗ und Kirchen⸗Gebäͤu 
den das freie Bauholz vom Landesherrn. 

$. 1144. Bei vorfallenden e a kann, mit 
Einwilligung des Kapitels, ein Kapital aufgenommen werden, 
welches aus den Einkünften verzinſet, und in beſtimmten ges 
wiſſen Terminen zurückgezahlt werden muß. 

$. 1145. Dergleichen Zinſen und Terminzahlungen muß 
auch der Nachfolger in der Präbende, für die Zeit, wo er die 
Nutzungen hat, übernehmen. bi 

. 1146. Die Gläubiger eines Kanonici find berechtigt, 
aus den Einkünften der EC Befriedigung zu ſuchen. 

$. 1147. Doch muß daraus dem Präbendaten, in Ere 
mangelung eigenen Vermögens, eine Kompetenz, nach näherer 

Vorſchrift der Prozeß- Ordnung, gelaſſen werden. 

$. 1148. Auch über das aus der Präbende erworbene 
Vermögen kunnen Kanonici letztwillig verfügen, ohne daß es 
eines päpſtlichen oder bifchöflichen Indults dazu bedarf. 
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$. 1140, Keinem auswärtigen geiftlichen Obern fell er- 
laubt fein, ſich ein Spolienrecht auf inländifche Präbenden ans 
zumaßen. 

. 1150. Den Erben eines Kanoniei gebühren auch die 
Nutzungen des Sterbejahrs (annus deservitus) die der Erb- 
laſſer noch nicht erhoben hat. 

$ 1151. Der Anfang und die Dauer dieſes letzten Jah⸗ 
res richten ſich nach dem Kapiteljahre, fo wie dieſes an jedem 
Orte hergebracht ifte 

5. 1152. Welche Nutzungen zum Sterbejahre gehören, 
ift ebenfalls nach den Staluten und Verfaſſungen der einzels 
nen Stifte beſtimmt. H 

5. 1153. Hebungen, die nicht zu einer beſondern Prä⸗ 
bende gehören, koumen den Erben nur alsdann zu, wenn der 
Erblaſſer die Mitternachtſtunde vor dem Lage, wo fie fällig 
find, überlebt hat. Së d 

$. 1154. Gehört ein Landgut oder anderes Grundſtück 

Präbende, fo erfolgt die Auseinanderſetzung, wegen der 

sungen, Verbeſſerungen, Verſchlimmerungen ic. nach dem im 
Sitel vom Rießbrauche ertheilten Vorſchriften. (Th. I. Tit. 21. 
S 111. folg) ? 2 
Anmerk- 1. Dfipte Prob. Recht Zuf. 20. F. 1 Der Zar, 
folger muß, wenn ‚fein. Vorgänger yifchen dem erſten Julius u 
erften April abgegangen iff, den Pächter bis zu Ende des laufen⸗ 
den Wirthſchaftsſahres, wann aber der Abgang des vorigen Pfar- 
ders ſich zwiſchen dem erſten April und eeſten Julius ereignet hat, 
die zu Ende des folgenden Zëebstin die Pacht fortfegen 
lafin. F. 2. Bal den Lußolſchen Fiechen im Eemlande muß 
der Piühter, wenn dee Pachtkontrakt ohne Genehmigung der geift- 
chen Obeen geſchloſſen ift, die Pacht fagleich räumen. 

f Ré ren, Recht Dh. 1. S. 322, 


SCH 
. 1253, Die Auen H 2 
ww a hm in dm Bullen ha E 
9, 1155. Die Verwaltung aber, während des Ueberreſtes 
des letzten Wirchſchaftsjahres, gebührt der Regel nach dem 

neuen Präbendaten. 


§. 1156. Die Nutzungen des letzten Jahres behält auch 
der, welcher eine Präbende refignirt: es wäre denn die Reſig⸗ 
nation ausdrücklich darauf mit gerichtet worden. 

. 1157. Gnaden oder Nachjahre finden bei Kanomkaten 
der Regel nach keine 

$. 1158. Bel Stiften, wo fie eihgeffhrt Dr muß Ale 
les nach den Statuten, und in deren Ermangelung, nach der 
betgebrachten Sbſerdanz beſtimmt werden. 
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$, 1159. Von den Mitgliedern weltgeiftlicher Frauenſtiſte 
gilt der Regel nach alles das, was von weltgeiſtlichen Kanos 
nicis männlichen Geſchlechts verordnet it, außer wo Abwei⸗ 
chungen davon durch den Unterſchied des Geſchlechts begrün⸗ 
det werden. x 


Achtzehnter Abſchnitt. 
Von Mönchen und Ordensleuten. 


S. 1100. Niemand darf ohne Vorwiſſen und Genehmi⸗ 
gung derjenigen, deren Einwilligung zur Wahl einer Lebens⸗ 
art nach den Geſetzen erforderlich ift, zum Kloſterleben gë 
beſtimmen. 

Anm. er g. 930 u. f. 

$. 1161. Kein Königlicher unterthan männlichen oder 
weiblichen Geſchlechts, fol ohne Vorwiſſen und Erlaubniß des 
Staats in ein Kloſter aufgenommen werden. 

8. 1162. Bor zurückgelegtem 25. Jahre barf keine Manns- 
perſon, und vor zurückgelegten 21. Jahre keine Perſon weibli⸗ 
= Geſchlechts, zur Ablegung der Kloſtergelübde zugeloſſen 
werden. m 
Anm. 1. Lemans Weſtpr. Prov. R. Bd. I. S. 322. 

8. 1254. Die Erlaubniß Eintritt in ein Kloſter muß 
Bei dar geil. Obeebehörde der Proving et a werden. 
. Der Nachſuchende muß; ohne Unterſchied des Ge- 
ſchlechts nachwaſen, daß er das 21. Lebensjahre z legt hate. 
$. 1256. Marnsperſonen, weicht fih dem Rofiscieben wid⸗ 
men wollen, müſſen nachweiſen, ihrer Mititairpflicht genügt oder 
ihre Entlaffung erhalten zu haben. 
$. 1257. Vor Erthellung der Erlaubniß zur Ablegung des 
„Kloſtergelübdes muß derjenige, welcher fie für fid nachſucht, männ⸗ 
Dën oder weiblichen Gefchleches, äber bie Beweggründe zur 
Wahl des Kloſterlebens vernommen und der Eintritt in das Klos 
fter darf nue nach Le Urberzeugumg, daß der Entfchluß 
Kari und nach geböriger Ueberlegung gefaßt fei, te: 
em 


tet y 
2. R. v. 11. Januar 1796, betr. d. zur Ablegung d. Klofters 
E (No Gren. x ©. 15. 
de Bd. 3. S. 228). Auf Eure Anfrage v. 31. Dez. v. J. 
ertheilen Wir Euch zue gnäbigften Reſolution, daß, da das Ges 
Im die Jahre benennt, wenn die Ablegung des Kloſtergelübdes . 
Dës fein foll, und dabei die Gefchtechter unterfäjeidst, es klar ift, 
daß dabei auf den Terminum majorennitatis, ber bei den 
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Geſchlechtern berſelbe ift, keine Räckſicht genommen worden, und 
es daher allerdings bei den ausdrücklſch benannten Jahren fein Ber 
wenden haben muß. 

8. 1163. Ein obigen Vorſchriften ($. 1160. 1161. 1162.) 
zuwider abgelegtes Gelübde, iſt von Anſang an nichtig. 

. 1164. Ein Stift oder Kloſter, welches dieſen Vor- 
ſchriften entgegenhanbelt, fol mit fiskaliſcher Geldſtraſe, als 
lenfalls bis zu hundert Dukaten belegt; und bei beharrlicher 
Wiederholung foldjer Uebertretungen, bewandten Umſtänden nach, 
ganz aufgehoben werden. ` 

$. 1165. eltern oder Vormünder, welche ihre Kinder 
oder Pflegebefohlnen gegen die Vorſchriften des F. 1161. 1162 
das Kloftergelübbe ablegen laſſen, haben ſiskaliſche Geldstrafe, 
ebensfalls bis zu Hundert Dukaten; oder verhältnißmäßige Ger 
ſängnißſtraſe verwirkt. 3 

$. 1166, Verehlichte Perſonen dürfen gar nicht, und 
Verlobte nur mit ertheilter, oder von dem Richter ergänzte 
Einwilligung des andern Theils, in ein Kloster aufgenom- 
men werden. 

8. 4467. Verſchuldete können durch Ergreifung des Klo. 
Mandes die Rechte ihrer Gläubiger auf ihre Perſon oder ihr 
Vermögen nicht vereiteln. 

S. 1168. Perſonen, welche fremde Güter verwaltet und 
die Rechnung darüber noch nicht abgelegt haben, können durch 
den Eintritt in das Kloſter weder dieſer ihrer Verbindlichkeit, 
noch dem Erkenntniſſe des gehörigen weltlichen Richters 
ſich entziehen. g 

$. 1169, Die innere Tüchtigkeit eines Kandidaten zu fol- 
chem Stande ift nach den Regeln des Ordens zu beuriheilen. 

$. 1170. Der wirklichen Aufnahme in das Kloſter muß Probegahr. 
das Probejahr vorangehen, welches unter keinerlei Vorwande ab- 
gekürzt werden kann. 

$. 1171. Nach geenbigtem Probejahr geſchieht die Auf. Salbe. 
nahme durch die feierliche Ablegung des Kloſtergelübdes. 

. 1472. Alles, was die Rechtsgültigkeit einer Wilens- 
N vereitelt, benimmt auch dem Kloſtergelübde ſeine 

alt, i 

9. 1173. Auch die geiſtlichen Obern find nicht berechtigt, 
irgend Jemanden, auch nicht einen Weltgeiſtlichen, unter dem 
Vorwande einer geiſtlichen Züchtigung, zum Kloſterleben 
zu nöthigen. 

$, 1174, In allen Fänen, wo nach vorfichenden Grund 
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fügen: die Ablegung des Kloſtergelübdes nichtig und ungültig 
ift, kann in een che Aufhebung bei dem Biſchof der Did- 
zes zu allen Zeiten nachgeſucht werden. ne 

$. 1175, Wird von dieſem das Gehör verſagtz fo hat 
der Staat das Recht, die Sache zu unterſuchen, und befunde⸗ 
nen Umſtänden nach die Nichtigkeitserklärung in Anſehung der 
äußern Folgen des Gelübdes zu erkennen. 3 1 
Unm N 13. Jan 18340 (Sep. Min. Act. ©. Mo. 55 fol 
121). Dem König, D.L.G:-merden: die mittelſt Bericht v. . Nov. 
1832 eingereichten Akten d. D.L G. zu Ratibor in Sachen F. wider 
S., fo wie bie dee Roleplums in Sachen D Susi d, 
Zen den n dice ars e Are br ges 
chen Oben wegen Nichtigkeit des abgelegten Kloftergelpdes, Wier, 
bei mit dem in zurüichgefande, Daf der mia mit 
dem Herrn Miniſter der geiſtſichen Angelegenheiten darüber einver⸗ 
ſtanden ift, daß das im A.. R. Tol. 1. Bt. 11. 8. 1175 vote 
15 Ode au in 275 Art One, Sief, 2 

istu ganz nach Analogie der Klage auf Aufhebung. einer ni 
gen Eh g. DS die nicht Berbintang zwiſchen dem Klofter und 
dem de. S klugend auftritt. 

Der Jaſtrukt. Senat des Königt. GE wird hierdurch anz 
gewieſen, die Sache in Erwägung zu nehmen and darüber votiren 
zu laffen. 28 dies nicht der Fal, fo VE ein Suflizeommiffarius, 
ber nicht der kathalſchen Konfefion angehört, als Aatatıfeen Ans 
walt zu beſtellen, durch denſelben eine Klage gegen den ie. S. u. 
reſp. Obern des Kloſters auf Nichtigkeitserklarung des Gelübdes 
anzustellen, und der Zon fhleunig einzuleiten, damit der ze. ©, 
endlich zu feinem Recht kommt. Verlangt der letztere nebenbei, 
daß der bereits ſchwebende Procch wieder aufgenommen werds, fo 
if ihm dies freilich nicht zu verſagen; es darf indeſſen die 
Einleitung des Prozeſſes von Seiten des Fiskus auf Nichtigkeits⸗ 
erklärung nicht aufgehalten werden. 

5. 1176. Der geweſene Kloſtergeiſtliche tritt alsdann in 
alle Rechte und Pflichten eines Staatsbürgers zurück. 

$. 1177. Wird das Gelübde von Anfang an für nichtig 
mä, fo erfiredt fc die Wirkung diefer Erklärung bis auf 
den Zeitpunkt des nichtig abgelegten Gelübdes zurück. 

S. 1178. ird aber Jemand nur aus andern Urſachen 
von feinem Gelübde durch die geiſtlichen Obern entbunden; fo 
nehmen die bürgerlichen Wirkungen dieſer Difpenfation nun 
von dem Tage, an welchem ſie erfolgt ift, ihren Anfang. 

6. 1179. Die geifttichen Obern find. nicht berechtigt, un- 
ter dem Vorwande des abgelegten Gelühdes, irgend Jemandem 
einen Gewiſſenszwang anzulegen, ihm die freie Wahl der Re 
ligſonspartei, zu weicher er fid) halten will, zu verſchränken; 
oder ihn wider feinen Willen im Kloſter zurllczuhalten. 
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$ 1180. Die geiſttichen Obliegenbeiten und Verrichtun⸗ Weiche 
Gi der Mönche und Nonnen find durch die Ordensregeln Obige 
eſtimmt. i oo 
8. 1181. Diefe Regeln können ohne Boriiffen und Ges 
nehmigung des Staats nicht geändert werden. 
$. 1182. Perſonen, die fih dem Mönchs⸗ oder Nonnen, ne 
ſtande widmen wollen, können, fo lange fie im Probejabte ftes Pernes 
hen, über ihr Vermögen, gleich andern Bürgern des Staats, wahrend des 
frei verfügen. Prodefahrs. 
$. 1183. Sie können dem Kloster, in welches fie treten 
wollen, nach Verhällniß der Nothdurft ihres Unterhalts, ei. 
nen Theil ihrer Einkünfte, jedoch nicht über vier Procent von 
dem Betrage ihrer geſammten Vermögens- Subſtanz, auf ihre 
Lebenszeit verſchreiben. 
S. 1184. Wenn fie aber ihren Vorſatz, wegen Ablegung 
des Kioftergelübdes, ändern; fo find fie berechtigt, alle wäh: 
rend des Probejahrs über ihr Vermögen getroffenen Verfügun⸗ 
zen, welche mit dem intendirten Klosterleben Verbindung oder 
Beebung darauf haben, yu widerrufen. ` 
. 1185. Wo bei dem Eintritt in ein Kloſter die Beftel- Bon gu 
lung eines geiftlichen Brautſchatzes gewöhnlich iſt, mag es dar Së SE 
bei auch ferner fein Bewenden haben. Ss 
$. 1186. Es muß aber dieſe Gewohnheit weder auf ger 
mugfam dotirte, noch auf Klöster der Bettehmöndhe ausge: 
dehnt werden. 
8. 1187. Auch fol dergleichen Brautſchatz die Summe von 
Fünfhundert Thalern nicht überſteigen. 
, 1188. Höhere Summen können nur unter ausbrüd- 
licher Genehmigung des Staats, auf vorhergegangene Unterfur 
chung der Umſtände, nach der beſondern Nothburft des Kloſters, 
und der zur Unterhaltung der Konventualen erforderlichen mehr 
rern Koſten ausgeſetzt werden. 
8. 1189. Den zur Wartung der Kranken beſtimmten geift- 
lichen Orden können höhere Brautſchäze, imgleichen Vermächt⸗ 
nife und Schenkungen, ohne Einſchränkung auf eine gewiſſe 
Summe, zugewendet werden. 
$. 1100. Aber auch bei dieſen ift, wenn bie Summe mehr 
als Fünfhundert Thaler beträgt, die ausdrückliche Genehmigung 
des Staats nothwendig. 
$- 1191. Unter dem geiſtlichen Brautfcpage find die Kor 
fon der fogenannten geiſtiſchen Hochzeit und Ausstattung nicht 
mit begriffen. 4 
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6. 1192. Doch dürfen auch dieſe die Summe von Fünf: 
hundert Thalern niemals überſteigen. 

$. 1193. Der Werth der Sachen und Effekten, welche 
der in das Kloſter tretenden Perſon zu ihrem eignen Gebrauch 
mitgegeben werden, ſind unter keiner der obigen Summen 
mit begriffen. 

. 4194. Doch fallen die darunter befindlichen Juwelen 
und Koſtbarkeiten, nach dem Abgange der Kloſterperſon, nicht 
dem Kloster, ſondern denen alsdann vorhandenen näthſten 
Erben zu. 

$. 1195. Hat ein Kloſter höhere Einkünfte, als nach 
8. 1183 zuläßig find, oder einen Brautfhaß, oder ein Mehre⸗ 
res zur Ausſtattung und Hochzeit, als Fünfhundert: Thaler, 
ohne Vorwiſſen und Genehmigung des Staats angenommen; 
fo verfällt der ganze Betrag dem Fiscus, und das Kloſter muß 
noch außerdem den doppelten Betrag des zuviel genommnen 
als Strafe entrichten. 1 

$ 1106, Haben weltliche Verwalter der Kloſtergüter der 
gleichen übermäßigen Brautſchatz, oder Austellung und Hoch⸗ 
jeit£often angenommen: ſo DI ſie die Strafe und das Kloſter 
verliert nur das Empfange. “ 

$. 1197. Haben dergleichen Verwalter den Betrag ſolcher 
Zuwendungen in den Rechnungen verfchwiegen, ober verheim. 
licht; fo müffen fie die dreifache Summe zur Strafe entrichten. 

$. 1198. Kann die verwirkte Summe und Strafe von 
dem Kloſter oder deſſen Verwalter nicht beigetrieben werden; 
fo haften dafür dieſenigen, von welchen die geſetzwidrige Bahr 
lung geleiſtet worden. 

$. 1109. Nach abgelegtem Kloſtergelübde werden Mönche 
und Nonnen in Anſehung aller weltlichen Geſchäfte, als ver- 
ſtorben angeſehen. 

8. 1200. Sie find unfähig, Eigenthum oder andere 
Rechte zu erwerben, zu befigen, oder darüber zu verfügen. 

$. 1201. Bei Erb- und andern Anfällen, treten diejeni⸗ 
gen an ihre Stelle, denen ein solcher Anfall zukommen würde, 
wenn jene gar nicht mehr vorhanden wären, 

S. 1202. Sie find auch vor Ablegung des Kloſtergeläb⸗ 
des, über dergleichen künftigen Anfall zu berordnen und fi 
etwas davon für die Zeit ihres Kloſterlebens vorzubehalten, 
nicht berechtigt. 

$. 1203. Aeltern find nicht schuldig, ihren Kindern, 
welche das Kloſtergelübde abgelegt haben, etwas zu hinterlaſſen, 
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und diefe fo wenig, als das Kloſter, können aus dem Nade 
laffe der Seiren einen Erb⸗ oder her n ah 

$. 1204. Haben Aeltern foldjen Kindern in einer an ſich 

zu Recht beſtändigen letztwilligen Verordnung etwas ausgeſetztz 
fo erhält das Kloſter, fo lange der Geistliche lebt, die Zinfen 
davon mit Vier von Hunderk; nach deſſen Ableben aber fällt 
von dem Hauptſtuble ſoviel, als geſetzmäßig einem Kloſter 
vermacht werden kann, an dieſes, und der Ueberreſt an die Ers 
ben des Teſtators. 

$. 1205. Doch ſteht den Aeltern frei, den Rückfall der 

fonft gefegmäßig erlaubten Summe an das Kloſter in ihrer letzt. 
willigen Verordnung zu unterfagen. r zb 
§. 1206, Wenn ein Kloſtergelübde, als von Anfang an 
nichtig, aufgehoben wird; fo kann der geweſene Kloſtergeiſliche 
dasjenige, was bei feinem Eintritte an das Kloſter aus feinem 
Vermögen entrichtet worden, jedoch ohne Zinſen zurückfordern. 

$. 1207. Auch kann er die ien A der während feis 
nes Kloſterſtandes an ihn gekommenen Anfälle von denjenigen, 
welche biefelben in Ermangelung feiner nach $. 1201 überfoms 
men haben, verlangen. 

$. 1208. Inſofern aber dieſen keine Theilnehmung oder 
Mitwirkung an den bel feiner Aufnahme vorgefallnen Richtige 
keiten beigemeſſen werden kann, ift die geweſene Kloſterperſon 
nicht berechtigt, Erſatz der genoſſenen Früchte und gezogenen 
Nutzungen zu fordern; und muß vielmehr mit dem, was von 
dem Haupifuhte noch wirklich vorhanden oder ſoweit der Ins 
Haber davon auch wirklich reicher ift, fih begnügen. 

. 1200. Wird aber Jemand von einem an fih gültigen 
Kloſtergelübde aus andern Urfachen entbunden; fo kann er ge 
der das dem Kloster gezahlte zurückfordern, noch auf die An- 
fälle, welche während feines Kloſterſtandes fid ereignet haben, 
Anſpruch machen. > 
Anm. =D. vom 10. Aprit 1806 (Nov. C» C. Tom. XII. 

S. 127. Rabe Bd. 8. S. 509) wegen der Beſugniß der aus 

fükulacifirten Klöſter enttaffnen Ordensgelſtichen, über ihr Ser, 

gen frei zu disponiren, beſtimmt: 

„Ich trage kein Bedenken, auf Euern Bericht v. 27. v. M. u. 
bei den daraus erſehnen Gründen, in Zbficht der aus den Dia, 
rifirten Klößen entlaſſenen Oedensgeiſtlchen, gege: 
hierdurch fellzufegen, daß felbigen und zwar beiderlei Gefchlechts, 
fo wie jedem andern Bürger des Staats, die Befugniß, über ihr 
bereits erwworbneS oder mod) zu erwerbendks Vermögen, unter Les 
bendigen, fo wie von Todes wegen, zu disponiren, zuſtehen, und 
dem Fiekus kein Redt gebühren foll, auf den Grund ihres vori⸗ 
gen kleſterlſchen Berhälcniſſes und der von ihnen vormals abge: 
legten Gelübde, dieſe ihre Dispositionen jemals anzufechten. 
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Neunzehnter Ab ſehuitt. 
Von den Mitgliedern der geiſtlichen Ritterorden. 


S. 1210. Die Deutſchen und Maltheſerordens: Ritter 
EE 4 Geiſtliche betrachtet, und ſind durch Gelübde 
verpfichtet. 7 5 
Au en in 6, 100, an yo: 

8. 1211. Sie find aber zu einem gemeinſchaftlichen Kloſter⸗ 
leben nicht verbunden. a D 

8. 1212. Die befondern Pflichten und Obliegenheiten ih- 
res Standes find durch die Ordensſtatuten beſtimmt. 

$, 1213. Es kann aber kein königlicher Unterthan durch 
den Eintritt in einen Ritterorden, Verbindlichkelten überneh⸗ 
men, welche den Geſetzen des Staates zuwider fd. 
F. 1214. In Anſehung ihrer äußern perſönlichen Rechte 
und ihres Vermögens gilt von ihnen Alles, was im 17. Ubs 
ſchnitte von den weltgelſtlichen Kanonieis verordnet ift. 

$ 1215. Doch nehmen und verlaſſen fie Heergeräthe in 
Provinzen, wo daſſelbe üblich ift; fie ſuccediren aber nicht, wir 
die Kanonici in die Gerade. 

L. 1216. Auf ihre Kommenden und deren Einkünfte has 
ben fie gleiche Rechte, wie die weltgeiſtlichen Kanonici auf 
ihre Pfründen. * 

. 1217. Die zu den Ritterorden gehörigen Priefter find 
andern Mönchen und Drdenstenten gleich zu achten. 


Zwanzigſter Abſehnitt. 
Von proteſtantiſchen Stiften, Klöſtern, Ritterorden und 
deren Mitgliedern. 


$. 1218. Die proteſtantiſchen Stifte und Klöfter haben, 
vermöge ihres Ursprungs und ihrer Fundation, die Rechte der 
geiſtlichen Geſellſchaften. 
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8 1219. Als Korporationen werden fie hauptfächlich nach 
ihren Statuten und hergebrachten Obfervanzen; demnächſt aber 
nach eben den Geſetzen, wie katholische Stifte gleicher Art 
beurtheilt. „ mironi 

8. 1220. Der Landesherr hat, in Beziehung auf Séit: 
ben, alle Rechte welche den Biſchbfen, oder andern geifttiz 
chen Oben auf katholiſche Stiftungen gleicher Art enger 
räumt werden. 

$. 1221. Dagegen können proteſtantiſche Stifte, wenn fie 
auch an fih die Würde der Kathedralſtifte haben, dennoch ge 
nige Theilnehmung an den Angelegenheiten der Kirche oper der 
Diözes fih nicht anmaßen. 

8. 1222. Bei den einzelnen Mitgliedern der proteſtanti⸗ 
ſchen Stifte, Klöſter und Ritterorden, werden die äußern per 
ſönlichen Rechte und Pflichten derselben, ſowohl in Beziehung 
auf den Staat, als auf die übrigen Einwohner, durch die Auf 
nahme in eine ſolche Geſellſchaft nicht verändert. 

8. 1223. Auch find dieſelben weder an Gelübde noch an 
andere auf den Gottesdienſt ſich beziehende Regeln und Vors 
ſchriſten ähnlicher katholiſcher Stiftungen gebunden. 

$. 1224. Was fie aber in dieſer Rücksicht bei einem 
oder dem andern Stifte beſonders zu beobachten haben, ift 
lediglich nach den Statuten und Gewohnheiten deſſelben zu 
beftimmen, 

$. 1225. Wegen der Art, zu einer Pfründe ober Stelle 
zu gelangen, und der in Anſehung derſelben dem Präbendaten 
be Rechte und Pflichten, finden der Regel nach, die 
ei katholiſchen Stiften von gleicher Art ertheilten Vorſchriſten 
Anwendung. 

S. 1220. Bei den Erforderniſſen zur Aufnahme; wegen 
der Probezeit; Verbindlichkeit zur Reſtdenz; und Vereinigung 
mehrerer Pſründen in Einer Perſon, kommt dem Landesherrn 
das Dispenſationsrecht in allen Fällen zu, wo nicht beſondere 
Geſetze oder Verträge entgegen Beien. 

$. 1227. Sowohl der Landesherr als das Kapitel, kön⸗ 
nen auf Präbenden und Stellen, die künftig zu ihrer Verlei⸗ 
hung erledigt werden, Anwartſchaften ertheilen. 

8. 1228. Unter mehreren Anwartern gebührt, der Regel 
nach, die erſte zur Verleihung des Kollators derſelben vas 
cante Stelle demjenigen, welcher die älteſte Anwartſchaft hat. 

8. 1229. I in den Statuten eine Zeit beftimmt, bin- 
nen welcher, nach Entſtehung der Bacang, der Anwarter Dé 
melden muß; ſo geht durch deren Verabſäumung ſein Recht für 
dieſen Fall verloren. 
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8. 1230. So lange der Anwarter noch nicht immatri⸗ 
kulirt worden, kann die Anwartſchaft zurückgenommen werden. 

. 1231. Uebrigens gilt von dem Falle, wenn mehrere 
Anwarter auf eine zur Verleihung deſſelben Kollators erledigte 
Präbende Anſpruch machen, eben das, was in einem gleichen 
Falle bei Lehusanwartſchaften verordnet ift, (Thl. I. it. 18. 
$, 458 squ.) 

$. 1232. Die Immatrikulation vertritt dabei die Stelle 

der Eventualbelehnung. 
Anm. el, $. 930 folg. Anm. 


Zweite Abtheilung. 


Union und Agende. 


Union und Agende, 


a) Weſen und 3 weck. 
1. 


Allerhöchſte Cab.⸗Ord. vom 27. Sept. 1817 (v. K. Ann 
1817 B. 2 S. 64 und bekannt gemacht durch die Regierung 
zu Königsberg Amtsbl. 1817 S. 403, durch die Regierung zu 
Danzig Amtsbl. 1817 S. 621 und Regierung zu Marienwer⸗ 
der unterm 28. October 1817 Amtsbl. S. 641) die Vereini⸗ 
gung der lutheriſchen und reformirten Kirche bes 
treffend. 


ien proteſtantiſchen Ace, die reformierte und lutheriſche, — 
Ihe 
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Unterfchleb_der Konfeffion bisher gehemmten Werbefferungen in Kire 
hen und Schulen. N 

Diefer heilſamen, ſchon fo lange und jetzt wieder fo laut ge 
wünſchten und fo oft vergeblich verſuchten Vereinigung, in welcher 
die veformirte nicht zur lutheriſchen und diefe nicht zu jener Überger 
bet, fondem beibe in eine neu belebte, coangelſſchchriſtache Kirche im 
Geiſte ihres heiligen Stifters werden, Debt kein in der Natur der 
Sache liegendes Hinderniß mehr entgegen, ſobdald beide Theile nur 
mia und redlich in wahrhaft cheiſtächem Sinne fie wollen und 
und von dieſem erzeugt, würde fie würdig den Dank ausſprechen, 
welchen wie der göttlichen Vorſehung für den unschätzbaren Segen 
der Reformation ſchuldig find, und das Andenken ihrer großen Stif⸗ 
ter, in der Fortſehung ihre unfterblichen Werks, durch bie That 


den. 

Ste fo fepe ih ët muß, daß De bat umb lutheriſche 
Kirche in Meinen Staaten, diefe Meine wohlgepräfte Ueberzeugung 
mit Mir theilen möge, fo weit bin Ich, ihre Rechte und Freiheit 
achtend, davon entfernt, Dr aufdringen und, in dieser Angelegenheit ete 
was verfügen und beſtimmen zu wollen. Auch hat diefe Union nur 
den einen wahren Werth, wenn weder Ueberrebung noch Indifferen⸗ 
an baben, mwenn ie aus Der Dh gur Ber 
zeugung tein: hervorgeht, und fie nicht nur eine Vereinigung mit der 
KR iR, (andern: ber Einigkeit ka Henin, nuch acht bib 
Wéieng. Geundſagen, ibre Wurzeln und LebensEräfte Hat: 

So wie Ich ſalbſt in dieſem Grifte das bevorſtebende Steular⸗ 
feit der Reformation, in der Vereinigung: der bisherigen reformirten- 
und tuthetifchen Hof und Garnifon+ Gemeine zu Potsdam, zu einer 
evangelifchehriftichen Gemeine feiere, und mit denselben das h. Abend⸗ 
mahl genießen werde; fo hoffe Ich, daß dies Mein eigenes Beifpiel 
woßithuend auf alle proteftantifdhe Gemeinm in Meinem Lande wir: 
ken, und eine allgemeine Nachfolge im ‚Beifte und in der me er 
finde: möge. Der weifen Leitung der Konfiftorien, dem ftommen Eifer 
ber Geiſlichen und Ihrer Spnoden überlaffe Ich die Außere übers 
einſtimmende Form und die Bereinigung, überzeugt, daß die Gez 
meinen in echt chrſſtüchem Sinn dem germ folgen werden, und daß 
überall, wo der Bid nur ernſt und aufrichtig, ohne alle unlautere 
Nebenabſichten, auf das Wiſentliche und die große heilige Sache ſelbſt 
gerichtet ft, auch lacht die Form fid finden, und fo das Aeufere aus 
dem Innen, einfach, würd. voll und mehr von felbft hervorgehen werde. 
Möchte der verheißene Zeitpunkt nicht mehr fern fein, wo unter de 
nem gemelnſchaftlichen Hirten Alles in einem Glauben, in einer Liebe 
und in einer Hoffnung fid zu einer Heerde bilden wird! 


= 


K. O. v. 28. Mai 1825, den Regierungen mitgetheilt 
durch Reſcript vom 10. Juni 1825 (p. K. Ann. 1825. S. 379 
u. f. Königsberger Amtsblatt 1825 S. 270 Gumbinner Amts⸗ 
blatt 1825 S. 513 durch die Verfügung der Regierung zu 
Mar. vom 2. Juli 1825 Amtsbl. S. 277 und Danz. Amtbl. 
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1825 S. 455) die Annahme und Finführung der ere 
neuerten Agende und Liturgie betreffend. 

Bei dem forebaueend und lebhaft Mich befchäftigenden Wumfaje, . 
der ewangelifchen Kirch. in Meinen Staaten den urfprüngtichen Lehr, 
begriff, welchem fie Dafein und Leben verdankt, in einer gemeinschaft 
Tiden, echt biblifhen, den älteften Kirchenordnungen gemäßen Agende 
wieder zu geben, dadurch Meine getreuen evangelifchen Unterihanen 
gegen die Gefahren und Mißtcäuche einer eidelen. Zweifelfucht und 
Indiſferentis mus erzeugenden Willkür, fo viel an Mir ift, zu ſchägen, 
und die verlorne Geſteegemeinſchaft in der Gefammtheit der Gemeis 
nen wieder herzuſteüen, babe ich mit großem Wohlgefallen aus ihren 
nach dem Abschluß dez vorigen. Jahres erjtacteten Berichten erfehen, 
daß diefe wichtige Angelegenheit fih in einer lebhaft fortfehreitenden 
Bewegung befindet, indem mehrere Provinzen, namentlich Pommern 
und Sachſen faſt durchgängig, andere in großer Mehrheit, Überhaupt 
aber von 7,782 ebangelifeben Kirchen, die in meinen Staaten fid bes 
finden, 5,343 die ernewerte, von mic empfohlne Agende angenommen 


haben. ; SE St 

Diejenigen Konſſſtorlen, Superintendenten und Pfarrer, welche 
bie es vor Sache, des Bichen der Bet und Meinen we 
nen Zweck begriffen, ſich die Beförderung dieses gottfeligen Werks mit 
Tae Erfolge angelegen fein laſſen. und Mir dadurch einen ets 
eulichen Beweis ihres Vertrauens in Meinen Absichten gegeben has 
ben, werben in der evangeliſchen Kieche des Landes als Männer, die 
das was Noth thut, richtig auffaſſen, jegt und fpäter anerkannt wer⸗ 
den, und als ſelche in Meinem Grächtniß bleiben, Be einer An. 
gelegenheit, die in ihrem hellbeingenden Zweck, in ihren einfachen Mit- 
in, wie in ihrem burch die Erfahrung bewährten Segen, nach den 
Srundfügen der h. Schrift und der Meformation klar vor Augen 
liegt, beweiſte Ich auch die Nachfolge der übrigen Pfarrer und Ges 
meinen nicht, weiche die erneuerte Agende, gewiß nur aus Unkunde 
und Migdeutung, noch nicht angenommen haben, und Ich beauftrage 
Sie daher, diefen Erlaß durch die Amtsblätter aller Regierungen ber 
kannt zu machen. S 

3. 


a. 
Seine Mojeftät der König geruhten mittelſt Allerhöchſten K. -O. 

vom 4. v. M. dem eer e zu eröffnen, daß o 
ont. Dr b. Säi u. Sul, Safer. 10 
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Alerhöchſ, dali angemeſſen erfcheine, an die bevorſſehende Jubel 
Feier der Augsburgiſchen Konfeffion die weiteren Schritte zu knüpfen, 
durch welche das beilfame Merk der Union, für das fid) feit langer 
Zeit die Stimmen fo dier Wohtgefinnten erhoben hätten, im Geifte 
des Erlaffes vom 27. Septbr. 1817 der Vollendung näher geführt 
weten Kanne: Des Mae, bie Wichtigkeit der Suche erfeumend 
und gleichfalls überzeugt, daß die, für beide evangelſſche Ronfeffionen 
fo bedeutungsvolle dritte Selularfeler der Usbergabe der Augst. Kon. 
feffion eine den fo EECH 
Unione- Angelegenheit, der Altschöchften Abſicht Sr. Majeftät gemäß, 
durch einen neuen und allgemeinen Impuls im Ganzen und Großen 
weiter zu führen, iſt demgemäß auch ſchon früher Gs Erwägung der 
BZ und Maßregeln beſchäftigt geweſen, nach welchen eine neue 
Anregung für das hellfame Werk der Union mit jener eier zweckmäßig fih 
verbinden laffen würde. Daffelbe hat folche fodann Sr Mafeftät dem KE- 
nige zur allerhöchften Genehmigung vorgetragen und was Se. Mae 
ieftät hierauf zu befchliefen geruht haben, werden Ew. ic. aus der 
zur Sennenifmahme abfcheiftlich beigefchloffenen Allech. SE. v. 30. 
v. M. näher erfehen (Anl. b.) Seine Mojeftät haben als Nachfchrift 
noch Atechöchft eigenhändig hinzuzufügen gerügt daß es etwas befons 
ders Erfteulſches fein würde, wenn der Uniong-Nitus in der Kommu» 
nion da, wo er zeither noch nicht eingeführt geweſen, bei der bevor⸗ 
liebenden Feier flatt fände, und daß Allschöchbiefeiben darüber, wo 
dies Anwendung gefunden biernächſt Bericht erwarteten. 

Dem Befehle St. Mafeſtat gemäß, veranlaßt das unterzeichnete 
Ministerium Ew. ec. hierdurch, nicht nur auf angemieffene Meife 
dahin zu wirken, daß in den Gemeinen Ihres Auffichtkreifes bei der 
Feier des h. Abendmahls das Brechen des Brotes, welches als der 
ſymbouſche Ausdruck des Beitritts zur Union zu betrachten ift, balde 
möglich in Anwendung komme, fondern Ihe Augenmerk und Ihren 
Einfluß auch dahin zu richten, daß das Aufgaben der den beiden evans 
wën Sonfeffonen athens. Fare er. 
mirt und lutherisch? und deren Bertaufhung gegen die Benennung 
Lewangeliſch von den Geiſtächen und Gemeinen erfolge. Da aber eine 
beſondere Formalität für dieſen Akt niche vorgefcheieben werden foll, 
fo bleibt die Art und Weiſe, wie es geschehen möge, nach den vors 
kommenden Umftänden zu wählen, Em. ic. Überlafien. 

Die in jeder Gemeine bisher übliche Materie des Brotes bei der 
Augtheilung des: h. Abendmahl fol, nad einer anderweitigen Auerh. 
Entſchließung Sr. M. zwar beibehalten, jedoch eine angemeſſene en 
wählt werden, bei welcher das Brechen auf eine ſchicklche Weife 
h bee It. Das Minerin Lat fich daher vor, Fönen 
noch die Form der Oblate mitzutheifen, welche dazu fid eignen wird. 

Damit nicht etwa in benjenigen Fällen, wo meher: Gemeinden 
ursprünglich verfchiedener Konfeffion an einem Orte neben einander 
171717 Eeer auf ber 
einen Seite Kirche, Pfarrer u. f. w. in ihrem Einkommen beeinträdhs 
tigt werden, und auf der andern das pekuniäre Intereſſe einen Reiz 
barbiete, den Beitritt zur Union zu verfagen, oder der Berſchmelzung 
mit einer andern Gemeinde zu widerſteeben, ift folgendes zu de⸗ 
rückſichiigen: 
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a) Der Fal, wenn alle Gemeinden eine Orts, di, titfpringtid 
verfchiedener Keen waren, der Union im Ae Sinne 
durch Annahme des Unions «Ritus beigetreten find. Der frühere Pa⸗ 
rochlal⸗ Verband bat alsdann dadurch keine Veränderung erlitten 
und alle ehemaligen Mitglieder jeder Gemeinde bleiben folchem, da 
der Beitritt zur Union kein Konfeſſionswechſel if, auch ferner 
pflichig. Wenn daher auch dem Mitgliede einer Gemeinde geftate 
da Werben onn, fi Pinihtic der Ausükung Sirhlicher Hunde 
lungen an die anbern anzufchließen, fo müffen doch feine Werpflich- 
tungen gegen Die erſtre diefelben bleiben. „ Nehmen ausiwäctige lu⸗ 
Sec: oder teformiete, Perfonen an einem ſeichen Orte ihren 

obnfig, fo kann es ihrer Waßt frei geſtelt bleiben, zu dée 
Gemeinde fie Déi balten wollen. Damit aber Bas pefuniäre Sntereffe 
auf diefe Wahl keinen Einfluß äußern õnne, müffen fie ihre 
Gebühren und kirchlichen Beiträge nach den Satzen der nächſten, 
minder günſtig gestellten Gemeinde bei der von ihnen gewählten 
entrichten, und es muß alsdann daejegige, was fie im Verhältniß 
zu den, del der lebten gewöhnlichen Stolgehühren mehr Bezahlen, 
nicht dan Geiftihen, fonden der Kirchenenffe, zu Gute kommen. 
Die. Eincichtung iſt ihnen, von dem Geiftlichen der Gemeinde, 
weiche fie Déi wählen, in der Form eines Vorbehalcs bekannt zu 
machen, weshalb es auch fpäterhin einer Inſtruktion an die Sale 
üchen folder Orte bedürfen. wird. 

b) In dem Falle, daß nicht ale Gemeinden eines Orts der 
Union ‚beitreten, müffen folgende Berwaltungeregeln feſtgeholten 
werden, Iſt die Gemeinde der Konfeffion A. der Union beigetrer 
ten, die Gemeinde der Gonfeffion. B. hingegen nicht, fo kann eine 
zeen Mitgliedern der Gemeinde B, wache es wünſchen, getattet 
werden, ſich an bie Gemeinde A anzufcließen, jedoch mir- unter 
der Bedingung, daß fie der Gemeinde B-in Sta der Beiträge 
und Gebühren fo lange pflichtig bleiben, de fie in diefer die Mins 
en aus machen. Sobald fie aber zur Mehrzahl herangewachſen 
find, ift die Gemeinde B gleichfalls als unirt anzufehen, und alsdann 
durch freie Einwilligung und auf dem Wege beſondere Sech gen 
darüber zu entfcheiden, ob. fie als eine ſolche fü fidh chen, oder 
ſich mit der Gemeinde A verſchmelzen will, In dem einen wie 
in dem andern Sale, ift dae zu forgen,, daß die, der Union ab. 
Sie Intividuen das Abendmahl nach ihrem bisherigen Ritus 
empfangen. 

„Sollte ein Mitglied ber Gemeinde, welches ber Union beitritt, 
lieber zu der nicht unicten Gemeinde der andern Konfeffion übers 
treten, als bei jener verbleiben, fo kann es zwar daran nicht ver⸗ 
hindert werden, um aber das pefuniäre.Jntereffe. babei zu ente 
kräften, muß darauf gehalten werden, daß ein foldes, zu der nicht 
untelen Gemeinde einer andem Konfeffion Übergetretene Mitglied 
feine Beiträge u zebühren nach den Satzen der minder gün⸗ 
Di geſtelten Gemeinde Zë die aber duch niche dem Pfarrer, 
fonden der ichen Rafe der neu gewählten Gemeinde zufließen 
müſſen. Solche tadelnswerthe und in der Regel wohl nur aus 
unfautern Quellen des Eſgenfiuns und Cigennuges entſpringende 
19* 
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BVerfuche müſſen aber, damit fie ber Union nicht hemmend o 
gen wirken, auch noch auf andere Weiſe vorbeugend möglichſt ar» 
ſchwert werden, 

Oles läßt fih zum Theit ſchon daturch auf eine zweckdienlich 
Weise bewirken, wenn geh zeig daruf gehalten wird, daß die Theile 
nahme an dem Abendmahlsgenuffe bei einer evangelifden Ger 
meinde der andern Konfeffion nicht mege als Zeichen des Ueber- 
eps zu dieſer Konfeſſion, K W . 2. Die Zëss Ber 

immung des F. 42. Thi. II. Tit. 11. A. L. N. kann bier keine 
(mwenbung mehr leiden, da nach den Grundfähen der Union die 
Abendnrapispandiung nicht mehr als eine, zwichen beiden evangez 
liſchen Konfeſſionen differente zu betrachten ift, und es außerdem 
keine andern kirchlichen Handlungen von dieſem Charakter der Dife 
g le beten d 
zem ferner bie Verbindung zweier Gemeinden verschiedener 
Konfeſſton, welche der Union beigetreten find, durch Hmdernſſſe 
aſchwert wird, die in der Werfchledenheit der Lasten und Gebühr 
ein, woju die betreffenden Gemeinden verpflichtet find, beruhen, 
fo muß die Löſung der dadurch herbeigeführten Aufgabe ſtets nach 
ber Sachlage der einzelnen Fälle und zwar immer auf dem Wege 
der Unterhanblung bewirkt werden. Win nämlich die günftiger 
Sin. Deck bi böbeen Saften und Geblihren-Säge der mehr 
jefchtverten weder für ſich, noch für ihre erſte, zweite und dritte 
deal. laffen, dan ud S. an d See 
e e det ben de Deckung des Defizits 
auf andere Weiße, namentlich entweder durch Gehaltechelle der, 
durch bie Kombination entbehrlich gewordenen und eingusiehenden 
Predigerſtelen oder durch Zuschuß aus den betreffenden Keng, 
mals und Riechenkaffen, oder endlich durch Uebernabme auf Staats» 
ends. Für den legten Fal Haben des Könige Maß dem Minis 
ferio eine gewiffe Summe zur Dispofition zu fielen gerubt, aus 
welcher auf gebötig, motivite Anträge der betreffenden Werwal- 
tungsbehörde das KC lach Bifinden der Umftände ges 
währt werden wird. Damit ab die Ausführung der Union 
nicht durch etwanize Grieg? einzelner Gemeinden, dadurch in 
dem bisherigen Genuſſe an die krformirte oder lutheriſche Konfef⸗ 
fion gefnfipfter Brifumgen, Schenkungen oder auf andere Weſſe 
erworbener Vorthelle beeinträchtigt zu werden, Hinderniß finde, 
haben des Königs Daj. mittelft Fee de e v. 30. v M 
welche durch die Gef. D. zur öffentlichen Kunde kommen wird, 
zu beſtimmen gerubt, daß Niemand befugt fein fol, einer vos, 
mitten oder Luthecifeben Gemeinde, ingleichen einer geſſtlchen oder 
weittichen Kirchen oder Schul⸗ Stelle dergl. Mechte aus einem, von 
dem Beittitt zur Union hergelelteten Grunde vorzuenthalten oder 
zu entliehen. 

Auf Befehl Sr. Mai. It Übrigens nech den Regierungen ans 
empfohlen worden, bei Beſezung edangelifcher Dfarrjtellen landes. 
herclichen Patronats, fo weit es ohne Unzufeiedenheit bei ber Ge. 
meinde zu erregen, geſchehen fann, die reformirte oder lutheriſche 
‚Konfeffion nicht weiter zu berückſſchtigen, es verſteht fid jedoch dabei 
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von ſelbſt, daß der Anzuſtellende ſich bei folchen Gemeinden, welche 
der Union noch nicht beigetreten find, nach den bei denſelben üb. 
lichen Gebräuchen zu richten bat. 

Indem das Minifterium Ew. x. mit bisfen von Se. M. durch 
die oben gedachte iech, K. O. genehmigten Grunbfägen bekannt 
macht, und feft vertraut, daß Ste darnach unter Mitwirkung ber Wars 
toattungsbehörben ferner eifrig bemüht ſein werden, gur Sörderung, 
der Unions-ngelegenheit auf jebe nur angemeffene Weife deuten 
gn Aberläßt es Ihnen demgemäß das Geeignete an die Geiſtlich⸗ 

it Ihres Aufſichtskreiſes zu erlaſſen. 


b. 


find, nach welchen mit der dritten Selularfeier der — 5 der 
erk der 
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gen, finde ich angemeffen und autorifiee Sie, die gedachten Behörden 
demgemäß zu inferuiren. 


4. 


iech, K. O. v. 30. April 1830 (G. S. 1830, S. 64.) 
den Einfluß der Union auf die, an die reformirte 
oder lutheriſche Religion geknüpften Stiftungen, 
Schenkungen oder auf andere Welſe erworbenen 
Rechte evangeliſcher Gemeinden, kirchlichen und 
Schulſtellen betreffend. 

Aus Ihrem Berichte vom Je d. M. habe Ich erfehen, 
daß ‚einzelne evangelifche Gemeinden ungeachtet die union Leinen 
Konfeſſionswechſel enthält, derſelden beizutreten Bedenken traz 
gen, weil fie befürchten in dem bisherigen Genuffe an die refor- 
mirte oder lutheriſche Konfeſſton geknüpfter Stiftungen, Schen⸗ 
kungen oder auf andere Act erworbener Vortheile nach Annahme 
der Union beeinträchtigt zu werden. Ich verordne deshalb, daß 
Niemand befugt fein fol, einer reformirten oder lutheriſchen Ger 
meinde, ingleichen einer geiftlichen oder weltlichen Kiechen⸗ oder 
Schulſteale bergt. Rechte aus einem von dem Beitritt zur Union 
bergenommenen Grunde vorzuenthalten oder zu entziehen. ie 
haben Adr Meine Bestimmung durch die Gef. S. zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

5. ` 


€, R. vom 2. Mai 1826 (v. K. Ann. 1826 S. 351. u, 
bekannt gemacht durch Verf. der a zu K. vom 7. Juni 
1826, Amtsbl. 177, der Reg. zu M. vom 15. Juni 1826 
Amtsbl. S. 218, Danzig v. 16. Juni 1820. Amtsbl. S. 223.) 
den Beitritt zur Union betreffend. 

Das unterzeichnete Ministerium hat in Erſahrung gebracht, 
daß man bin und ticber von der irrigen Anſicht ausgeht, der Geir 
tritt zur Union fei als ein Sonfsffionswichfel zu betrachten, aus 
welchem nach Fiſtſezung des $. 303. Tit. 11, THL I. A. E. R. 
der Austritt aus der bisherigen Parochial⸗ Verbindung folge, Um 
den Migverftändniffen und Streitigkeiten vorzubeugen, die fidh aus 
diefer Meinung emtwickein, findet fih das Minifterium veranlaßt, 
bieburch den Grundſaz in Erinnerung zu bringen, daß die Annahme 
der Union teinesivegs als eine Konfeſſonsveränderung anzufehen fei, 
und mithin der Veiteitt zu ihr auch fein Nusſcheiden aus dem bis 
berigen Patodjialverbande begründe. Wo in Folge der eingeführten 
Union eine neue Parochial-Eintheilung beabfichtige wird, da muß die 
durch ein förmliches Uebereinkommen der betreffenden Patochianen u. 
unter Leitung und Zuſtimmung der Behörden bewirkt werden. 


6. 


K. O. vom 26, Febr. 1834 (v. K. Ann. 1834. S. 74. 
und mitgetheilt durch die Reg. zu Königsberg unterm 28. Mai 
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1834, Amtsbl. S. 183, Reg. zu Gumbinnen unterm 4. Juni 
1834 Amtebl. S. 359, Reg. zu Marienwerder unterm 26. Mai 
1894 Amtsbl. S. 160, Neg. zu Danzig unterm 4. Juni 1834. 
Amtsbl. S. 134.) das Weſen und den Zweck der Union 
und Agende betreffend. 

Es hat mein gerechtes Miß fallen erregen müſſen, daß von eini 
gen Gegner des Eichlichen Friedens der Berfuch gemacht worden i 
durch die Migdeutungen und uneichtigen Anfichten, in welchen fie 
binfichelich des Weſens und des Zweckes der Union und Agende be- 
fangen find, auch andere irre zu leiten. Zwar DÉI fih von der Kraft 
der Wahrheit und dem gefunden Urtheil fo vieler Mohlunterrichtsten 
boffen, daß dieses unlautere Beginnen im Ganzen erfolglos fein, und 
daß es durch dle pünktliche Ausfliprung der Zeie. weiche ich in 
Meiner Ordre vom heutigen Tage, behufs der Befeitigung feparatie 
Dier Anordnungen Ihnen ertheilt habe, gelingen werde, auch die Mer 
nigen, die ſich durch falſche Vorſpiegelungen . täuſchen laffen, 
von ihrem Abwege zurück zu dringen. Demie de ine atie 
Beurtheilung der in Rede ſtehenden Angelegenheit auch denen leich. 
tert werde, deren Bevenklichkeiten aus Gewiſſensingſtlichkekt ensftehen, 
wied es zweckdienlich fein, daß bie ‚Hauptgrunbfäge, nach weichen die 
Einführung der Agende und die Beförderung der Unton zu leiten, Ich 
Sie bei wieberhoften Verantaſſungen angewieſen habe, im Zufammen⸗ 
pange bekannt gemacht werden. 

Die Union bezweckt und bedeutet kein Aufgeben des bisherigen 
Glaudensbekenntniſſes, auch ift die Autorität, wache die Befenntnif- 


Grund gelten läßt, ihr die äußerliche kirchliche Gemeinſchaft zu go: 
fagen: Der Beitritt zur Union ift Sache des freien Entſchluſſes, 
und es ift daher eine ferige Meinung, daß an bie Einführung ber ere 
meuerten Agende nothwendig auch der Beitritt zur Union geknüpft fei, 
oder indirekt durch fie bewikt werde. Jens beruht auf den von Mit 
erlaſſenen Anordnungen, dieſes gebt nach Obigem aus der freien Ent« 
ſchüehung eines Jeden hervor. Die Agende Dir mit der Union nur 
infofern im Zusammenhange, daß die darin vorgeſchrlebene Ordnung 
des Gottesdienftes und die für kiachliche Amtshandlungen aufgenom» 
menen Formulare, weil fie ſchriftmäßig find, ohne Anſtog und Bez 
ſchwerde auch in ſolchen Gemeinden, die aus beiderlei Konfeſſions, 
Verwandten. beftehen, zu gemeinsamer Förderung cheiftlicer Gottes. 
furcht und Gottfeligkeit, in Anwendung kommen können. Sie ift auch 
keineswegs beſtimmt, in der evangelifchen Kirche an die Stelle der Ber 
kenntnißſchriften zu treten, oder dieſen in gleicher Eigenſchaft beige- 
fellt zu werden, ſondern bat lediglich den Zweck, für den öffentlichen 
Gottesbienft und die amtlichen Verrichtungen der Geifticjen eins dem 
Grifte der Bekenntnißſchriſcen eneſprechende Ordnung die ſich auf die 
Autorität der evangelifchen Agenden aus den erſten Zeiten der Refor⸗ 
mation gründet, ſeſtzuſtellen und aue schädliche Willkür und Verwir⸗ 
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rung davon fern zu balten; mithin ift das Begehren derer, welche 
aus Abneigung gegen die Union auch der Agende niderftreten, als un. 
ftatehaft, nich und kräftig . Auch in nicht unirten Kir. 
chen muß der Gebrauch der Landes -Agende unter den Dr jede Pror 
ving beſonders zugelaſſenen Modifkarkanen stattfinden, am wenigften 
aber — weil es am unchrriſtlichſten fein würde — darf geſtattet wer⸗ 
den, daß die Feinde der Union, int Gegensatz zu den Freunden derſel⸗ 
ben, als eine befondere Religlons⸗Geſellſchaft ſich Eonftituiren. 


A 
b) Verpflichtung für die Geiftlichen, 


1. 


C. R. vom 8. März 1821 (o. K. Ann. 1821 S. 344) 
wegen des Beitritts zur Union von Seite der pro 
Ministerio geprüften und ins Predigtamt befüör⸗ 
derten reformirten Kandidaten. 

Der Königl. Regierung wird dierdurch bekannt gemacht, daß die 
Konfiftorien angeiviefen worden, die Berichte über die pro Ministerio 

prüften und ins Prebigtame beförderten teformieten Kandidaten in 

Bänn mac) sefhehener Prüfung und Anftellung, einzus 
zeichen, auch dabei zu bemerken, ab ber Geprüfte oder Angeſtellte der 
Union beigetreten ift, oder, wenn er dazu keine Gelegenheit gehabt, 
Len Bedenken trage, derſelben beizutreten. In Anſehung der geprüf⸗ 
ten lutherſſchen Kandidaten bat das Konfiftorium über diefen Umitand 
den Regierungen, von denen die Anſtellung derſelben oder die Beſtä⸗ 
tigung der Anfiellung abhängt, Anzeige zu machen, damit die Regies 
rungen, bei der Deſckung der Pforrſtegen, wenn die Gemeinden nichts 
dagegen einzuwenden haben, wovon fich jedoch die Regierungen verſt⸗ 
chern müffen, die der Union beigetretenen ohne Mückficht auf bie ber 
fondere Konfiſſton anftellen können. 


2. 


C. R. vom 17. October 1822 (v. K. Ann. 1822. S. 887) 
tt der Pfarrer, Diakonen u.f, w. zur kirch⸗ 
lichen Union betreffend. 

Die Köntgl. Regierung wird kiermit angewieſen, bei denjenigen 
Gemeinden, in welchen der Unions⸗Rius, wenn auch nur in Abwechs. 
lung mit dem alten, eingeführt ift, nur folde zu Pfarrern, Diakonen 
u. f. w. zu ernennen und zu beftätigen, weiche ihren Beitritt zut 
Union dem Konſſſtoro der Provinz feheiftlich erklärt haben. 


3. 


€. R. vom 29. October 1825 (v. K. Ann. 1825 S. 1015) 
die Beibehaltung der in der ſchon eingeführten 
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Agende vorgeſchriebnen Form des Bottesbienftes 
von Seiten der neu angeſtellten Pfarrgeiſtlichen be 
treffend. h K ` 

Da des Königs Majefte, mitteſt Alerh. K. O. b. 0. Jull e. 

iu befehlen gerubt, daß keinem nen angestellten Pfarrgeſſtichen eine 
Abenberg d in der Agende borgelchriebmen Form des Öcttesdienftes 
und der Amtsverrichtungen da wo die Angende bereits angenommen 
ift, unter dem etivanigen Vorwande, daß er diefe Vorschriften nicht 
angenommen habe, geltatfet werden foll; fo wird dies der Käniglichen 
Magierung hierdurch mit der Nuweifung bekannt gemacht, escht in 
die Vofarionen der zu Königl. Patronat Pfarrſtelen berufenen Kandir 
baten und Perdiger, wie in die für die von. Privat- Patronem -ober 
wahlberechtigten Gemeinden Serra Geiſtlichen 10 ertheilenden Kons 
firmationen, die vorgedachte Bestimmung, aussdtücklch mit aufzuneh⸗ 
men, auch dafür zu forgen, daß hiervon. bie Meuanzuſtelenden zeitig 
und vor der Einführung in das Amt unterrichtet werden. 

Das Königl, Konfiftorium hat dieſe Verpflichtung jedes zu einer 
Parodie, in weicher die Agende angenommen it, berufenen Geiftlis 
chen, den Gebrauch derfelben beizubehalten, den Kandidaten ſchon bei ibe 
rer Prüfung pro Ministerio und bei Ertheilung des Wahlfähigkeit⸗ 
zeugniffes bekannt zu machen. 6 


A 


C. R. vom 14. April 1826 (v. K. Ann. 1826. S. 948) 
die Annahme und Einführung der neuen Agende von 
Seiten der evangeliſchen Prediger betreffend. 

Um der Willkür zu feuern, weiche viele derjenigen edangelſſchen 
Prediger, von denen die Annahme der erneuerten Agende beharclich 
Ken wird, bisher in der Form des von ihnen geleiteten öffentli⸗ 
chen Gottesdienstes, fo wie in der Wahl und in dem Gebrauche der 
iturgifeben Formulare ſich erlaubt hoben, und deren ordnungewidrige 
bar beg Jae dt. b eg Weigerung u unh 2. . 
bat des Könige M. durch die N.D. v. H. Juli v und 27. Febr. d- 
I. die nachfolgenden Beftimmungen über das Verfahren bei den, den 
Boa, Msgierungen und KRenfiftorien zustehenden Berufungen und 
Beſtäiungungen neu anzuſtellender Geiſtlichen feſtzuſctzen geruht, welche 
der Königl. Regierung hierdurch mit der Anwelfung bekannt gemacht 
werden, ſich danach genau und ohne Ausnahme in dee betreffenden. 
Falle zu richten: 

1) Čs vorbteiße bei der der Königl. Regierung durch das R v. 
29. Oer . zugegangnen Verordnung, daß feinem neu angeſtelten 
Pfarrgeiftlichen eine Abänderung der in der Agende vorgefchriebenen | 
Form d. Gottssdienftes u. d. Amteverrichtungen da, ge Agende bes 
reits angenommen ift, unter dem etwanigen Vorwande, daß Er dieſe 
Vorferifeen niche angenommen habe, geftatter werden fell. Die zum 
Predigtamte an ſolchen Kitchen, wo die Annahme der erneuerten 
Agende ſchon erfolgt ift, ermählten Kandidaten oder Prediger find 
alfo bei Stellen Königl. Patronats vor Ertheilung der Vocation, u. 
wenn ſie von Privatperſonen oder wahlberechtigten Gemeinden vo⸗ 
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det. find, vor Ertheilung der Beſtättigung zu der Erklärung zu 
beranlaſfen, daß, fie die in der ihnen anzuvertratenden Gemeinde 
eingeführte e nad) ber ernturten e 
und den Gebrauch, der legten unverändert beibehalten und fortz 
fesen, auch weng der Vorgänger im Amte die Agende genom- 
wen hat, die Einführung derfelben aber noch nicht gefchehn ift, 
dieſe zu bewirken und ſich oft wollen angelegen fein laffen- 
Nur wenn der zu einer ſolchen Pfarrſtelle vocſete oder defignicte 
Kandidat dich birgu verpflichtet, fam er die Pfarre erhalten, 
auch ein Pfarrgeiſtlicher, der von eine Kirche, in welcher die Agende 
noch nicht angenommen ift, zu einer andern verſetzt werden foll, 
in welcher fie angenommen worden, muß die gedachte Verpflch⸗ 
tung eingehen, oder auf feiner Stelle bleiben. Iſt erſteres geſche⸗ 
hen, fo muß ſolches in der Vokatſon oder Beſtättigungsurkunde 
ausörückuch bemerkt werden. 


der Gebrauch der erneuerten Agende AE du machen de 
inden i mm Beflimmungen, bei 
Patronats fowohl, als bei denen, zu weichen Priz 
dat» Patrone ober mablberethtigte Gemeinden vociren, fer, Für 
Tanbeöberufich autorifirte Agenden find nur Diejenigen zu halten, 
bei denen die vom Landesherrn ertheilte Genehmigung notoriſch 
ft, oder unzweifelhaft nachgewieſen werden kann, (welches . B. 
bei der in den melſten lutheriſchen Kitchen der Provinz Ben. 
N im Gebrauch ſeienden Golzifchen Agende nicht der 


2) Bei der Vefegung den Predigerftellen an ſelchen Kirchen, 
wo eine itere. lundeshertücch autorifiete Agende eingeführt und bisher 
unverändert gebraucht worden ift, foll den zu berufenden Geifklichen 
zwar Die Annahme und Einführung ber erneuerten Agende nicht zur Bez 
Bingung hr Anfilung gemacht, fie Mo aber; an ie nicht 
Wen bei Erlangung. des Wahtfäbigkeitgeugniffes oder in ihrem bise 

von Amts fi für bie mene Agende Om haben, zu beren 
Anname von einem ber ö Muth es Konfitrt ober ber 
Regierung ermahnt, und über die Zweifel und Bedenklichkeiten, 
melde fie dagegen haben, gründlich belehrt werden. 
erigens ZZ [ich von WE Daß Die in dem Fäden 1 u 
2 den anzuſtellenden Geiſtlichen aufzulegende Verpflichtung zur Ans 
nahme der Agende die VBirbindlichkeit in ſich Tiet. fo ad an ib- 
nen liegt, da und getraulich dafür zu forgen und babin zu wirken, 
daß die Einführung oder der fortgefeßte Gebrauch derſelben auch bei 
den Gemeinden eine willige Aufnahme finde, und ihnen zur wahren fez 
gemarelchen Erbauung gereiche, welches den betreffenden Kandidaten oder 
Predigeem zu ernſtlicher Erwägung bemerklich zu machen ift- 


Dritte Abtheilung. 


Bon der Ehe und andern, die geiſtliche Amts: 
führung betreffenden, Gegenftänden. 


A. L. R. II. 1. 
des O. L. Ger. von Marlenwerder v. 31. Auguſt 1819 
Amtsbl. 1819. S 453.) Durch das Hofreſcript v. 28. Juli 
. ift entschieden worden, daß die Suspenfion der drei erſten 
des zweiten Theils des A. L. R- in der Provinz Weſipreu · 
ben nech fortdauert, 
2. Zi nämliche Verordnung ift abgedruckt M. Amtsbl. für 1819 
. 440. 


1. V. 
O. 


Erſter Abſchnitt. 
Von den Erforderniſſen einer gültigen Ehe. 


$. 3._ Ehen zwiſchen Verwandten in auf, und abſteigen⸗ 
der Linie find gänzlich verboten (als zwiſchen Eltern und Rins 
dern, Großeltern und Enkeln.) 

Anmerk. Allg. L. R. Th. J. Ti. 1. 8.42. _Porfonen, melde ger 
meinſchaftliche Stammeltern haben, heißen Blutsverwandte. 

8. 4. Auch Ehen zwiſchen voll und halbbürtigen in oder 
außer der Ehe erzeugten Geſchwiſtern ſind unzuläſſig. 

Anmerf. Ehen zwiſchen zufammengebrachten Kindern find, wenn 
ef Reine gefegliche Hinderniffe vorhanden find, aufäffig, da fie 
in keiner Verwandtſchaft feet e 
8. 5. Stief, oder Schwieger⸗Eltern dürfen ſich mit ihren 

Stief, oder Schwieger Kindern, ohne Unterschied des Grades 

nicht verheirathen. 

Unmerk. L R. v. 3. September 1835 (v. K. Ann. S. 696.) 
beſtimmt, daß die Heirath einer Wittwe mit dem gerichtlich cons 
fattieten Schteängerer ihrer Tochter vam fei, indem in bies 
fem Halle der F. F. II. I. A. L. R. analogifd Anwendung finde. 

2. Gire des Conſiſt v. 3. Auguft 1842 Nr. 210. die Erlauds 
nif zur Heiratb zwichen Stiefeltern und Sliefenden betr, (vers 
anfapt durch Min. Refer. o. 17. Jul 1842. Min.⸗Bl. 1849. 
S. 306.) Erſtere . Anbang Nro. 185. 

3. R v. 3. März 1841 (Min.⸗Bl. 1841. S. 62.) entſcheldet, daß 


Ehenerbote 
wegen gu 

naher Bere 
wandtſchaft. 
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die Ehe zwischen einem Manne und der Stiefmutter feiner verz 

verflorbenen Ehefrau völlig erlaubt if und es der Erthellung einer 

befonderen Extaubniß nicht bedarf. 8 

. Dos im F. 5. gedachte Cheverbot umfaßt auch bie aufersperic, 
verſchwägerken Perfonen in aufs und abfteigender Linie, bei mel» 
chen alfo die Confanguinität durch das Concudinat entſtanden ift, 
fo daß Niemand die Mutter oder die Tochter der Concubine heis 
rathen barf. Die Stieftochter feiner verftorbenen Frau zu Heira 
then ift hierdurch nicht verboten. — 

Eben unter Blutöfreunden ſind alfo verboten: 1) zwichen de⸗ 
nen, die ein Fleifh find, als: Eltern und Kindern, aufs und 
mwärts; 2) die Fleiſc von einem Flasche find, als: Brübern u. 
Schwͤſtern, Baters oder Mutter⸗Ochweſter⸗Beädemm oder Schwe⸗ 
fern; 3) die mit denjenigen, welche mit ihm ein Side gewefen, 
in der Che gelebt, als: Stiefvater, Stiefmutter, Schwisgerfohn 
oder Schwiegertochter. À 

F. 6. Die Cheverbote ($. 5.) dauern fort, wenn gleich 
die Ehe, wodurch die Verbindung zwiſchen Stief oder Schwi 
gersEltern und Kindern entſtanden war, durch Tod oder rids 
terlichen Aus ſpruch wieder getrennt worden. 

$. 7. In allen übrigen Graden der Verwandtſchaft und 
Schwägerſchaft it die Ehe erlaubt, und bedarf es dazu keiner 
Oispenſation. z 

Aumerk. Eben alſo unter Gefhtißterfindern, mit der Nichte, mit 
des andern Ehegatten Bruder oder Ss, mit des Bruders 
Wittwe find erlaubt; ebenfo mit der Witwe des Stleſſohns oder 
der verstorbenen Mutter Stieſſchweſter, ebenfo wenn 2 Brüder, 
der eine die Mutter, der andere die Tochter, oder 2 Gchtveflern 
beirathen wollen, 2 

. 8. Nur wenn Jemand die Schweſter feines Vaters 
oder feiner Mutter oder eines weiteren Verwandten in auſſtei⸗ 
gender Linie, die an Jahren älter ift, heirathen will, muß er 
dazu die Erlaubniß des Staats nachſuchen. (d. b. des Provin⸗ 

lial-Conſiſtorii, nach der Dienſtinſtruction vom 23. Octbr. 1817. 

eſesz⸗Sammi. 1817 S. 237, §. 2. Nro, 10) 

Anmert. Wenn Jemand die Wittwe feines Mütter, ober Water» 
Bruders, die an Jahren alter ift, helrarhen will, fo bedarf es dazu 
niche der Extaubniß des Staate. 

8.9 Dieſe Erlaubnis fol nur aus erheblichen Grün- 
den, und wenn eine ſolche Ehe beiden Theilen augenfdjeinkich 
vortheilhaft ift, ertheilt werden, 

Anmerk. 1. Anhang zum Allg. L. R. F. 02. Ehen zwiſchen dem 
einen Ehegatten und den mit einem andern Bater oder einer ane 
dern Mutter vor dieſer Ehe erzeugten unehelichen Kindern des an⸗ 
bern gehören in der Regel zu den verbotenen. In auß rerdent⸗ 
5 Pier muß die Dipenfation. beim Dberhaupte des Staats 

efucht werden. 

2. K. . v. 17. Januar 1838 (mitgetheilt durch N. v. 31. Jan. 
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1839. v. K. Ann. 1838. S. 351.): Ich eröffne) Ihnen mit Bes 
uus auf bie im 8. d des Anhangs zun, A-L. 9e weicher das 
Verbot der Ehe mit Stieftindern in der Nagel beſtzhen laßt, bei 
unehet. Kindern aber das Nachſuchen der Dispenfation dei dem 
Oberhaupte des Staats, jedoch nur in außerordenttichen Fallen 
gestattet, daß Ich von dieſer Dispenſatjon auch in den bemerkten 
ie keinen Gebrauch machen wil, Es -fol daher in der Ge 
Eer Dor $ wats zé. Die Ehe zwichen dem einen 
jegatten und den unehel. Kindern des andern als eine durch das 
Sdt verbotene bezeichnet werden, 
$. 10. In den durch die Geſetze des Staats ſchlechter⸗ 
dings verbotenen Graden ($. 3—6) findet keine Dispenſation, 
® werde ertheilt von wem fie wolle, mit rechtlicher Wirkung 
tatt, 
$. 11. In wiefern aber katholiſche EUR in 
den durch die Landesgesetze erlaubten Fällen, die Dispenſallon 
der geiflichen Obern, nach den Grunbfägen ihrer Religion 
nachzuſuchen haben, bleibt dem Gewiſſen derſelben überlaſſen. 
$. 12. Doch verliert eine Ehe, welche nach den Landes- 
gefegen erlaubt iſt, dadurch, daß die Dispenſation der at, 
chen Oben nicht nachgeſucht oder verſagt worden, nichts von 
ihrer bürgerlichen Gültigkeit. 

Anmerk Ang. zum Aus, L. R. S. 63. Es macht babei Eie 
nen Unterſchieb, ob nur einer oder ob beide Theile der kathollſchen 
Nefigion zugethan find, 

$. 18. Zwiſchen Perfonen, deren eine die andere an Kin- Seiten ane 
desſtatt angenommen hat, kann fo lange, als die Adoption nicht genommenen 
auf gefeßmäßige Art wieder aufgehoben worden, Feine gültige Eltern und 

s gefchloffen werden. Kindern. 
merk. 1. Allg. L. R. Tb. II. Tit. 2. $. 707 — 700. 712. 

Zuch die Adoption treten auch die damals Kon vorhandenen 
und nachher CS Abkömmlinge des angenommenen Kindes 
gegen die annehmenden Elter in eben das Merhältmiß, wie Blutë- 
verwandte in abileigender gegen bie in auffteigender Linie. Uebtis 
ee Kinde und der 
familie des Annehmenden durch die Adoption gar keine Vetbin⸗ 
bung. Auch die nach der Adoption etwa erzeugten natürlichen 
Kinder des Annehmenden treten mit dem Angenommenen nicht 
in das Verhätmig als Geſchwiſter — Es beſtehen vielmehr gwiz 

Be ihm und feinen natürlichen Verwandten alle Rechte und 
lichten ebenſo als wenn keine Adoption erfolgt wäre. Bgl- 

Ag. L. R. Th. II. Tit. 1. S. 736. ze. 

2. Allg. € R. Tt. U. Tit. 2. §. 606. Die Annahme an Kins 
besftatt kann nut durch einen (cheiftlichen Vertrag erfolgen. $. 668. 
Nur Perſonen, die das funfzigfte Jahr zurlickgelege haben, fol es 
erlaubt fein, Andere an Finbesſtatk anzunehmen. 8. 669. Doch 
kann es auch jüngeren Perſonen, aber nur unter deſonderer Er⸗ 
laubniß gestattet werden; wenn nach ihrem körperlichen oder Gez 
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fundheitszuftande, bie Erzeugung natürlicher Kinder nicht zu ver- 
` muthen iſt. 8. 671. Wer noch eheliche Abkömmlinge am Leben 
bat, kann nicht an Kindesſtatt annehmen. 
wichen $. 14. Ein Vormund fol während feiner Vormundſchaft, 
Est obne vorhergegangene Unterſuchung und Genehmigung des vors 
ing ales“ muneſchaftlichen Gerichts, weder fih ſelbſt, noch feine Kinder, 
nen. mit feinen Pflegebefohlenen verehelichen. 

15. Auf Curatoren, welche Pflegebefohlenen blos zu 
einem mit keiner fortwährenden Adminiſtratſon verbundenen eins 
zelnen Geſchäfte zugeordnet worden, it dieſes Eheverbot nicht 
zu deuten. d 

Verbot der $. 16. Ein Mann kann nur eine Frau und eine Frau 
Polygamie. nur einen Mann zu gleicher Zeit zur Ehe gaben. 
Bon Ehen . 17. Wer zur zweiten und fernern Ehe ſchreiten will, 
fon gebe muß die Trennung der letztvorhergehenden Ehe ſowohl dem 
7 Fer, Pfanner, welcher das Aufgebot, als demjenigen, weſcher die 
fonen. Trauung verrichten foll, nachweiſen. 
Anmerk. 1. V. d. R. zu K vom 10, Januar 1821 (Amtsbl. 
S. 4) u. der Me, zu G. vom 18. Februar 1521 Dot, 
129.) und B. d. d zu D. vom 9. Januar 1821 (Amtsbl. 
S. 31) Wen gefchiebene Personen eine neue Che eingehen mols 
len, Kë ein Tënten dam I. Decke. 1920, 
daf burch“die den Geiſtüchen vorgelegten Ehefcheibimgserfenntniffe 
die Auflöfung des früheren Ehedandes nur dann nachgewieſen wer- 
den kann, wenn das Erfenntniß entweder von der lebten Instanz 
abgefaft, oder von dem Gerichte mit dem Zeugniffe der erlangten 
Mechtektaſt verſchen it und daß alfo auch früher die Trauung 
. b. N. t . Che nicht Rattfinden bar, 
B. b. R. zu K. vom 28. Februar 1922 Dias, S. 77.) bes 
fimmt, daß keine Trauung gefhiedener Perfonen eher 
merden darf, als bis durch en gerichtliche8 uf machgemiefen ift, 
daß das Eheſcheidungserkenntniß die Rechtskraft beschritten hat. 
Circulaire Berf. der Königsberger Megler. o, 2 Aug. 
1821 macht bekannt, daß Einwohner der Provinzen des Staats, 
in denen das frangöfifche Nicht noch jezt in Auwendung kommt. 
deren Ehe daſelbſt zufolge richterlichen Ausſpruchs getrennt wore 
den ift, auch außerhalb jenen Provinzen für eine zweite € 
dann, getraut marken te, wenn fie ns bon bem Civils Stana 
des⸗Beumten unterzeichnete Ausfertigung vorgelegt haben, welche 
bie Engen der nusgeprahenen, dt n in Bas bafüz bee 
ſtimmte Negifter enthält; und falls die wieder beirathende Per⸗ 
fon ihr Domicil noch in einer der gedachten Provinzen haben 
folfte, nur denn, wenn zugleich die Beſcheinizung über dle durch 
den Artikel 63. des Code civil vorgefchricbene zweimalige Bes 
kanntmachung der beabſichtigten neuen Verbindung durch den Cie 
vitftanbees Beamten nachgewiesen wird. 
4. R. vam 25. Juni 1821, 1. C. 20 burch Bie S8- en D. 
v. 21. Auguſt 1821 (Amtsbl. S. 486) enthält die nämlichen Bes 


ze 


305 


ftimmungen, wie bie Gir. Berf. der Reg. zu K. vom 22. Auguft 
1821 (Neo, 3.) i \ 

5. Circ. Verf. des Konfift. zu K. vom 3. Auguft 1842 Nro. 
215. weſſet in Folge einer C. O vom 13. Mal ejd. die Got, 
dm an, zu jeder bei ihnen nachgeſuchten Trauung einer im 
Auslande geſchledenen Perfon den Conſens des Confiſtorli 
Aazubolen, ("eranlagt durch Min.-Mefeript vom 14. Juli 1842. 
Min-Bt. 1842. S 307.) 

$. 18. Sind aus einer vorhergehenden Ehe Kinder vor: 
handen, welche wegen minderjährigen Alters oder fonft, fih 
ſelbſt nicht vorſtehen können; fo muß deren geſetzliche Abfindung 
nachgewieſen, oder doch ein Erlaubnißſchein des vormundſchaft⸗ 
lichen Gerichts vor der Trauung beigebracht werden. 

Anmerk, Juſtiz⸗ Min. Refere vom 19. Juni 1843 (Juſtiz- 
Min- Bi 1843. S. 156): Der $. 18. II. 1. A. E. R. finder 
auch auf den Fal Anwendung, wenn bie frühere Ehe des fih 
15 verhelratheten Ehemannes durch Scheidung getrennt wors 
den if, 

. 10. Wittwen und geſchiedene Frauen, welche ſich aus 
der vorigen Ehe geſtändlich oder notoriſch ſchwanger befinden, 
müffen, ehe fie zu einer fernern Ehe schreiten können, ihre Ente 
bindung abwarten. 

F. 20. Außer dieſem Falle dürfen Wittwen und geſchie⸗ 
dene Frauen nicht eher, als neun Monate nach Trennung der 
vorigen Ehe Déi wieder verheirathen. 

Anmerk. Allg. L. R. Anhang $. 64. Sucht bie nach dem 
Tode ihres Mannes geſchwängerte Wittwe, welche ihren angebli⸗ 
chen Schwängerer vor Ablauf des neunmonatlichen Zeitraumes 
nach dem Tode ihres Mannes heſtathen will, die Dispenfation 
nach, fo muß ibe diefe undedenklich ertheilt werden, infofern nur 
dem Kinde feine Gerschtfame auf den Fall vorbehalten bleiben, 
wenn die geit der Geburt die Vermuthung gefeglich begründen 
ſollte, daß foldes in der durch den Tod E Ehe erzeugt 
fein könnte, welchen Falls es von dem Ermeſſen der vormund= 
ſchaftlichen Behörde abhängig bleibt, die dem Kinde vortheilhaf, 
tefte Wabt zu treffen. 

$. 21. Iſt jedoch die vorige Ehe wegen böslicher Bers 
laſſung (oder durch geſetzliche Todeserklärung des Mannes) 
getrennt worden: jo kann der geschiedene Theil ſogleich, nad- 
vn ‚us Urtheil die Rechtskraft erlangt hat, zur fernen Ehe 

reiten. 

$. 22. Auch in andern Fällen kann der ordentliche Rich⸗ 
ter einer Wittwe oder geſchiedenen Frau die anderweitige Ber 
heirathung derſelben, nod) vor Ablauf der neun Monate zulaſ⸗ 
fen, wenn nach den Umſtänden und dem Urtheile der Sach⸗ 
verſtändigen eine Schwangerſchaft nicht wahrſcheinlich ift. 

8. 23. Doch fol dergleichen Bispenſation vor Ablauf 

Dant. üb. d. réit. u. Schul Gran 20 
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me Monate, nach getrennter voriger Ehe, niemals ertheilt 
werden. 

$. 24. Ein Wittwer kann of nach Verlauf von bës 
1 1 nach dem Ableben der vorigen Frau, fiğ wieder vers 
eirathen. 

$. 25. Perſonen, welche wegen Ehebruchs geſchieden were 
den, dürfen diejenigen, mit welchen fie den Ehebruch getrieben 
haben, nicht heirathen. 

Anmerk 1. Verl. die Bestimmungen über das Concubinat bei 

„ 112. II. 11. ALR. und Andang Nro. 21. 

2. Nach einem Refer. vom 24. Novbr. 1794. (Edicten⸗Sammi - 
von 1794 S. 2458) Det es dem Ehebrecher frei, nach dem Tode 
des unſchutdlzen Ehegatten, von welchem der Ehebracher nicht gez 
ge ift, die Perfon, mit weicher er Ehebruch getrieben, zu hei⸗ 
tte, 

Cabinetsordte vom 15. März 1803 (Rabe Bd. 7. ©. 323.) 
verordnet, daß, wenn der ſchüldige Ehegatte um Die Erfaubnig ur 
anderweitigen Werbeirathung nachlucht, und es fich findet, daß ihm 
die VBorſchriſten des §. 28. entgegenftehen, die Umfländs von dem 
Provincial»Eonfiftorio ſummariſch unterfucht, und dem Befinden 
nach die Diepenfation ohne weitere Anfrage ertheiſt oder vetwei⸗ 
gert werden fol, 

Ueber bie Nichtigkeit, Ungültigteit und Uneräftigkeit 
einer Che. Nichtig heißt eine Ehe nach Allg. & R. Th. 
Tit. „ $. 947, wann fie innerhalb der durch die Geste verbot 
nen Grade geſchloſſen worden. (ogl: bier $. 16.) Ferner nach 
8. 048 1. ©. eine Che, bei deren Schließung einer oder beide 
Theile noch anderweitig verheicathet waren 1% 8.169 § 949. 
Ehen zieifchen einer gefchiedenen Perfon und derjenigen, welde 
fie wegen des zur Scheidung gegebenen Anlafies nuch den Gefegen 
nicht heirathen darf (8. 23—20.) $. 050 Chem, die von Milis 
teirperfonen ahne die nach den Gefegen beſonders erforderliche Ein⸗ 
willgung geſchloſſen worden ($. 34. 35.) F. 951. Chen, beider 
nen der Unterfchied der Religion ein geſctzliches Ehehindernig aus⸗ 
macht (S. 36.) g. 952. Com, welche die Geſcze wegen Uns 
gleichheit des Standes verbieten und wenn fie ohne die erſorder⸗ 
liche Dispenſation dennoch geſchtoſſen worden ($. 30—33.) $. 953. 
Auch wenn das Ehehinderniß in der Folge gehoben werden könnte, 
Bleibt, die Ehe in der Regel bennod nichtig. F. 958. Soll fie 
nach Pen ‚Hinterniffe zur in gelangen, fo muß fie 
auf die in den Geſchen Ven Art nodala NO Bol 
zogen werden. 

ungältig beißt eine Ehe nach $. 946 I. o., wenn ibe zwar 
von Anfang an gefegliche Hinderniſſe im Wege ſtehen, die aber 
doch in der Folge, durch Hebung Weier Hindernſſſe, verbindliche 
Kraft erlangen können. Ferner nuch F. 080 Chen, die ein Borz 
mund für fidh und feine Kinder mit feinem Pflegebefohlenen ohne 
Erfaubniß des vormumdſchaftlichen Gerichts geſchloſſen hat. (vergl. 
8. 14.) 8. 981. Eben, die mit einer an Kindesſtatt angenom⸗ 
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menen Perſon obne vorbergeaungene, Aufhebung der Adoption ge. 
ſchloſſen worden. ($. 13.) $. 082. Ehen mit einer Perſon, die 
das mannbace Alter noch nicht erreicht hat. (8, 37.) 8. 083. 
Eben, wobei es von der einen Beite der freien Einwi ete 
mangelt. (S. 35—44.) §. 984. Ehen, bei welchen die Gianni, 


gung derjenigen, deren Conſens zu Gültigkeit einer Ehe erfordert 


wird, nicht beigebracht if. (F. 45. 40. 50. 53.) 

Unkräfeig ift eine Ehe 1) wenn ibre Ungüeigkeit und Nid- 
zigfeit vom Richter erklärt iſt, 2) nach A. L. R. Tb. II. Tit. 10. 
F. 76, (wonach Niemand ſich eigenmächtig bie Wertvoltung eines 
Amtes. anmafen foll, wozu er von der vorgefegten Behörde nicht 
angewiefen worden), wenn fie von einem Unbefugten eingefegnet ft. 
(vergl. Tit. 11. 8 63 u. Tit. J. $ 169 d. TER Th. Il.) 

F. 20. Auch diejenigen, weiche durch verdächtigen Um⸗ 
gang oder ſonſt geftiftete Mistelligkeiten Anlaß zur Trennung 
einer Ehe gegeben baben, follen die geſchledene Perſon nicht 

elichen. 
$ t 27, Iſt aber der Ebebroch, oder der verdächtige Um- 
gang, oder die Stiftung von Mißhelligkeiten in dem Schei⸗ 
dungsproceſſe nicht gerügt, oder von dem Richter nicht als die 
Urſache der erkannten Scheidung befunden worden: fo verdient 
eine fpäter erfolgende Anzeige Feine Rückſicht. 
Anm. Aus dem sinzufehenden Ehefcheibungderfenntniffe eicht fih 
` fon, ob die Eriaubniß zur Wieberverheiratgung unbedingt oder 
bedingt ertheitt ift. 

$ 28. Sind mit dem Ehebruche oder verdächtigem Um- 
gange Nachſtellungen gegen das Leben des andern Ehegatten 
verbunden gewefen: fo findet zwiſchen dem ſchuldigen Ehe, 
gatten und beffen Zubalter eine Heirath auch aledann nicht 
Statt, wenn gleich die vorige Ehe nur durch den Tod ge⸗ 
trennt worden. 

8. 20. Vielmehr muß der Richter, wenn ihm ein ſolcher 
Vorfall angezeigt wird, die Unterſuchung deſſelben von Amts- 
wegen in fo weit verfügen, als er dazu in Anfehung eines je- 
den ihm angezeigten Verbrechens ſchuldig ift. 

Mannsprrſonen vom Abel können mit Weibsper⸗ 


fonen aus dem Bauern, oder geringern Bürger Stande keine adye 185 


Ehe zur rechten Hand ſchließſen. 

Anm. Refer v. 7. April 1810. Raabe Bd. 10. S. 350) Chen 
abelicher Töchter mit Porfonen geringem Standes find ohne weir 
tere Oispenſation erlaubt. 

$. 31. Zum böbern Bürgerſtande werden hier gerechnet 
alle öffentliche Beamte (die geringern Subalternen, deren Kins 
der in der Regel dem Kanton unterworfen ſind, ausgenommen), 
Gelehrte, Künſtler, Kaufleute, Unternehmer Geh r Fabrie 
ken, und diejenigen, welche gleiche Achtung mit diefen in der 
bürgerlichen Geſeüſchaft genießen. 


7 20 * 


Winter 
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Anm. 1. Refer. v. 15. Nov. 1817 (v. K. Jahrb. Bd. 10. ©. 221): 
Es kommt bei Beurtheilung der Frage, mer zum Höheren Bi 
erftande gehöre, nicht darauf am, ob und welche Achtung ein 
Mann geringen Bürgerſtandes unter feines Glachen und in 
feinem Gewerke genießt, fondern ob er in der bürgert. Geſeaſchaft 
überhaupt mit den Perfonen, wuche namentlich dem höheren 
Bürgeritande angehören, ſich immer gleicher Achtung zu ere 
euer hat. 
Heese, v. 7. Juli 1828 (v. K. Jahrb. Bb. 20. S. 207): 
Aus der Wabrübigeit sind Bürgers zu Stadtimtern und der 
Eigenſchaft eines Bezirkevorſtehers oder eines Stadtverordneten 
Funn nicht im Allgemeinen auf deren höheren Bürgerſtand ge- 
ſchloſſen werden. 
In einem Erkenntniſſe des Geh. Dber- Tribunals vom 8. Febr. 
1836 wird ausgeführt, daß wenn ein Adeliger eine früher verheis 
cathet geweſene Frau heirathet, 2s auf den Stand der Herkunft der 
legteren bei Beurtheilung ihres Standesverbältniffes nicht ankommt, 
fonden lediglich auf den Stand, weichen fie durch Die frühere 
Ehe erhalten hatte, (Ergänzungen u, Erläuter. d. Pr. Rechtsb. 
v. Gräff, Koch ꝛc. Thl. I. Aich. 2. S. 21.) 
$. 32. Zu ungleichen Ehen eines Adelichen ($. 30) kann 
das Landes, Zuftiz-Collegium der Provinz Dispenfation ertheilen, 
wenn der, welcher eine ſolche Ehe schließen will, nachweiſet, 
daß drei ſeiner nächſten Verwandten deſſelben Namens und 
Standes darin willigen. 
Anm. Nefer. v. 28 Septbr. 1816 (o. K. Jahrb. Bd. 8. S. 243): 
Wenn der Bräutigam feinem Adel entfagt, fo bedarf es der Dis- 
pinfation zu feiner Heicath mit einer Perfon nisderen Standes nicht. 
Anm. Ofipr. Prou R. Zut 90. Bei ‚Eingehung ungleicher 
Eben muß die Dispenfation bei dem Dftpr. Staatsminiftsrio, (nady 
dem Reglement v. 21. Januar 1804 und Nefer. v. 13. Januar 
1810 bei dem Oberlanbeggerichte der Provinz, unter Leitung des 
Chefs der Juſtiß) nachgefucht werden. TER 
$. 33. Kann er dergleichen Einwidigung nicht beibringen, 
ober findet ſich von Verwandten, die mit dem Conſentiren⸗ 
den gleich nahe find, ein Widerſpruch: fo kann die Dispenfas 
tion nur von dem Landesherrn unmittelbar ertheilt werden. 
Ehen der $. 34. Offiziere, welche in wirklichen Kriegsdienſten fte- 
Mititaie ben, können ohne Königliche Erlaubnis nicht heirathen, 
perfonen. Anm. Anh. z ALN. $. 63. (Berordn. v. 1. Sepchr. 1708.) 
Dar Confens zur Verheirarhung der Offigiere fol nicht eder ere 
theilt werden, bis durch ein gerichtliches Atteſt dargethan worden, 
daß die Einkünfte von dem Vermögen des Dffiziers oder feiner 
Braut nicht unter 000 Thie. jährlich betragen, oder daß wer 
nigftens die jährlichen Zuſchüſſe der Eltern und Verwandten, die 
ber zechrebefländig und gerichtlich zugeſicher werden müffen eine 
fole Summe mini Compagnies@pefs find von den Modhe 
weifungen des Vermögens befreit, jedoch gehalten, ihre künftige 
Frauen in die Sffziers⸗Wittwen⸗Caſſe einzukaufen. Auch follen 


— 
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vicathen mit Fraungimmem von niederer Herkunft, ſchlechter 

kalen ae d Zanen nicht Staat finden. 5 

6. 35. Bel Unteroffigieren, Soldaten und allen, welche 
gleich dieſen zur Fabne geſchworen haben, wird die Einwilligung 
des Chefs oder Commandeurs von dem Regimente, Bataillon 
oder Corps, zu welchem fie gehören, erfordert. 

Anm. 1. B. d. N. z. K. v. 25. Febr. 1825 (Amtsbl. ©. 103), 
in Folge des Min.⸗Reſer. v. 27. Jan. 1825 erlaſſen; Die Trauung 
der nach ihrer Seet beurlaubten Rekruten fann auf den Grund 
des von dem Landwehe⸗ Batalllons⸗Commandeur ertbeilten Heis 
vathsconfenfes erfolgen; auch kann derfelbs in den geeigneten Fel. 
len die Dispenfation von dem breimaligen Aufgebot ertheilen. 

B. v 3. Febr. 1837 (Amtsbl. v. K. ©. 36; v. 

; v. D. S. 31; v. M. S. 52): Die im Herbfte auss 

gehobenen und im nächſten Frühjahr darauf einzuſtellenden Raktu⸗ 

ten haben von dem Beitpunkte ihrer EN ab den zur ihrer 

Verheirachung erforderlichen Confens bei dem Landwehr» Dat, 

lone, Commandeut, in deſſen Zeit fie ſich aufhalten, nah- 
m; 

ON, guni 1817 Co: &. Ann. 1817. $. 2. S. 282), ber 
kannt gemacht durch d. B. d. R. zu K. v. 1½ Ju 1917 Ç 
S. 200); d. R. zu G. Amtsbl. S. 420; der R. zu M. v. 
Juni 1817 (Amtäbl. S. 370); Junge Leute im militaicpflichtigen 

Alter, welch E verheirathen wollen, find darauf aufmerkſam zu 
machen, daß fie durch ihre Verheirathung weder von der Einſtel⸗ 
lung befreit, noch durch dag Militairverhältnif eine beſondere Une 
terftügung für ihre Familie zu erwarten, fie vielmehr für diefe le. 
diglich felbft zu forgen hätten. 

4. K-D. v. 19. April 1824, mitgeth. durch R. v. 16. Jan. 
1823 (v. K. Xan. 1928. ©. 210), befannt gemacht durch d. M. 
u K. unt. d. 13. ebr, 1828, Amtedl. S. 40; duh d. R zu 
B unt. b, 27, Mai 1994 ée S. 330 und 1828. S. 


D 
E 


WË übe enden, daß fie bar ihre ed Der Berr 
pflichtung zum idle nicht Überhoben werden, beigebracht 
worden ik. 

. B. d. ju K. v. 29. April 1828 (K. Amtsbl. S. 97) Bor- 
ſtehende Verordnung beſchränkt ſich nur auf die in dem Titer 
Vale 20 und 25 Jahren befindlichen Individuen, weiche ihre 

iiteirpflicht im fichenden Heere noch nicht abgeleitet haben 
und beziehe ſich nicht auf ſolche, welche nut noch Landwehr 


plichtig. find. 
0. K.⸗O. v. 1. Septbr. 1831, mitgetheilt durch Refer. v. 10. 
Eë, 1831 (b. K. Ann, 1831, S. 888): Oben gedachte Ber 
lehrung wied nicht mehr durch die Landrͤthe und Ortsbehörden 
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ertheilt, fondern ift durch die Amtsbl, allgemein bekannt zu ma- 
chen und find die Geiftt. verpflichtet, die Mititairpflihtigen bei 
Nachfuchung des Aufgebots: an jen: Beftimmung zu erinnern 
Zur biesfälligen Verhandlung bedarf, es keines Stempels” In 
Felge defen ergingen die Bekanntmachungen 
n) d. N. zu K v. 3. Nopbr. 1831, (Amtsbl. S. 511), 
b) d. N. zu G. v. 1. Dec: 1881 (Amtabl. S. 890), 
el d. Regler zu D. v. 9. Januar, 832 (Amtsbl. S. 42), 
d) d. R. zu M v. 20. Mit 1835 (Amtsdl S. 70). 
Diefe, diesfälligen Beſtſmmunzen find zu wiederholten Ma- 
Tan republiciet; fo 125 u 
a) von d. R. zu K. unt. d. 5: Mai 1834. Amtsbl. S. 145. 
unt. d. 4. März 1841. Amtsbl. S a9, . 
b) v. d. R. zu G. unt, b. 20. Auguft 1832. Amtsl. S. 537 
u. ſ. w. zuletzt unt. d. 1. Juni 1842, Amtsbl. S. 121. 
c) v. d. R. zu D unt. d 4. Janua 1835, Zen S. 5 
u. f. w., zuletzt unt d. 8. Junuar 1842. Amtebt. S. 8. 
ah v d. R. zu M. unt d. 6 Jun 1837. men, S. 180. 
Grforders $. 36. Ein Gorit fann mit solchen Perſonen keine Hei⸗ 
ale 85 rath ſchließen, welche nach den Grundsätzen ihrer Religion ſich 
HU den Criftlichen. Ehegeſezen zu unterwerfen gehindert werden. 
dai ` $. 37. Mannsperſonen follen vor zurückgelegtem achtzehn. 
des Ares; ten, und Perſonen weiblichen Geſchlechts vor zurückgelegtem 
vierzehnten Jahre nicht heirathen. n 
8 Anm. Ang. z. Allg. L. N. F. 06, Eine Ausnahme von der Regel 
findet dann ſtatt wenn das vormundſchaftliche Gericht die Ber- 
bindung, der großen Jugend des männlichen Curanden ungeachtet⸗ 
für zuträglich hält, und die Braut und deren Bater fich eine Bers 
bindung gefallen Taffen, wache nach dem Ae R. To. U. Tir. 1 
$. 1002 innerhilb 6 Monaten nach zurückgelegtem achtzehnten 
Jahre widerrufen werden kann. 
Anm. Refer. v 20, December 1937 (Jur. W. 1838. S. 98): 
au Im 8 60 des Aubangs ift fant „1002“ zu fen „000 (002% 
der Snell „ 8. 38. Ohne die freie Einwilligung beider Theile ift Feine 
gung; Ehe verbindlich. e = 
. 39. So weit eine Willenserklärung überhaupt, wegen 
Mangels perſönlſcher Fähigkeiten, oder wegen Zwanges, Furcht 
oder Betruges, unverbindlich it, fo weit ift auch eine unter 
ſolchen Umftänden geſchloſſene Ehe nichtig. (A. L. R. Th. I. 
Tit. 4. §. 31 vc.) 
Anm. Refet. v. 23. September 1837 (Jur. W. 1837. S. 081): 
’ Im F. 39 if Datt „nichtig“ au lezen ungültig.“ * 
$. 40. So weit eine jede Willen&äußerung wegen Jerthums 
unkräftig ift, fo weit bebt ein folder Irrthum auch die Eine 
willigung in eine Heirath auf; wenn in der Perſon des Fünf- 
tigen Ehegatten, oder in folden persönlichen Eigenſchaften, welche 
bei Schließung einer Ehe von Liefer Art vorausgeſetzt zu wers 
den pflegen, geirrt worden ift. (ibid. 8. 75—83.) 
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Anm. Erk. des Geh. Ober» Tribunals v. 29. Januar 1812 
Nim u. Erläut der Preuß. Rechtsb. Thl. I. Abth. 2. S. 31): 

e berechtigt den Ehemann der ibm zur Beit der eingegangenen 
Ehe unbekannte Umftand, daß feite Ehefrau früher mit andern Mäns 
nern Umgang ne o. bat, auf Ebeſcheldung zuklagen. 

8. 41. Eine durch Zwang, Betrug odet Irrthum veran: 
laßte Ehe wird verbindlich, wenn fie nach entdecktem Irrthume 
oder Betruge, oder nach aufgehobnem Zwange aue drücklich ge- 
nehmigt, oder länger als ſechs Wochen nach dieſem Zeitpunkte 
freiwillig fortgeſctzt worden. 

$. 42. Sf der angeblich gezwungene, betrogene oder ſonſt 
in Irrthum geweſene Theil verftorben, ohne die Nichtigkeit der 
Ehe zu vüigen: fo kann die Ehe von deffen Erben nicht mehr 
angefochten werben, 

8. 43. Sf jedoch aus einer angeblich erzwungenen Ehe 
kein Kind vorhanden, fo haben die Erben des unſchuldigen 
Theils ein Recht, auf die Nichtigkeit dieſer Ehe zu klagen. 

§. 44 Die Frit, welche dem Erblaſſer noch übrig war, 
wird den Erben, vom Todestage an gerechnet, verdoppelt. 

6. 45. Kinder aus einer Ehe zur rechten Hand können der Ginet, 
fi, ohne Einwilligung ihres leiblichen Vaters, nicht gültig 2 eis 
verheirathen. Vergl. 8.144. eu 
Anm. l. Allg L R. Th I Tit. 1. $. 1006—1910. Die Une 
gütigfeit einer Ehe, bei welcher e8 von der einen oder andern 
Seite der Einwilligung des leiblichen Vaters ermangelt, muß von 
dieſem, innerhalb feds Monaten nach erhaltener Nachricht von 
der Woltziehung der Che, gerichtlich gerügt werden. — NE biefas 
nicht geſchehen, D behält zwar die Ehe flbi ihre volle Wirkung 
— doch ift der Vater alsdann das ungehorfame Kind bis auf die 
Hälfte des Pflichttheils zu enterben berechtigst, — Hat ein Sohn, 
der nicht mehr unter väterlicher Gewalt fih befindet, oder eine 
Tochter nach zurüdgelegtem 24. Sabre, obne väketliche Cintpillie 
gu geheirathet, fo bewirkt dieſer Mangel keine Ungültigkelt der 

be, — Dem Later bleibt aber auch in diefem Falle das Recht. 
zur Enterbung bis auf die Hälfte des Pflichttheits vorbehalten. 

„ Alig. L. R. To. 11. Fit. 2. f. 644, 046, Uncheliche Kinder 
firben nicht unter der Gewalt des Vaters, ſondern nur unter der 
vom Staate für fir verordneten Vormundſchalt (die nach . 614 
jedem unehelichen Kinde beftellt werden muß; vergl. Th. 1. Tit. 11. 
F. 489 der erſten Adth.) Die Wahl der Lebensart, welcher das 
Kind gewidmet werden fol, hänge nicht vom Vater, ſondern vom 
Vormunde ab. 

$. 46. Auch ſolche Kinder, die fon verbeirathet geweſen, 
imgleichen Söhne, die der väterlichen Gewalt entlaffen,, und 

Tochter, die über fünf und zwanzig Jahre alt find, fo wie 
Kinder aus einer Ehe zur linin Sand; müſſen die väterliche 
Einwilligung nachſuchen. 
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Anm. 1. Reſer v. 30. Juni 1823 (v. 8. Jahrb. Bd. 22 ©. 69): 
Der 8.007 h.t. ergiebt, daß in dem $.46 h.t. ſtatt „fünf und 
Weg" gefefen werden muß: 

„dier und zwanzig. 

2. Erk. des Geb. Ober ⸗Teibungls v. 13. März 1838 (Er: 
gn u. Gë ber Preuß. Mechtsb. ıc. TÉL . Au, 2 S. 331: 

udh eine groflährige Tochter bedarf der Einwilligung des Waters 

in dis von ibe zu fliegende Che, wem gleich der Mangel diefer 
Einwilligung CSC siner ſchon volljogenen Ehe bewirkt. 

S. 47. Wer an Kindesſtatt förmlich angenommen worden, 
bedarf zu feiner Heirath nur die Genehmigung desjenigen, wel. 
cher ihn dazu angenommen pat. 

Anm. Ein Reſcr. des Juftiz-Miniferii v. 10, Januar 
1803 (Rabe Bd. 7 S. 291) verordnet: wenn Rinder, welche ven Ans 
dern adoptirt find, zu einer Zeit heitathen, in welcher zwar ihre adop- 
tirenden Eltern derſtorben, die natürlichen aber noch am Leden 
find: fo müffen die legteren, in fo weit foldes uberhaupt näthig 
ift, und nicht die vormundfehaftliche Behörde, der die adaptiet ges 
weſenen Kinder etwa des ererbten Vermögens wegen unterworfen 
find, über die Einoiligung in die Ger vernommen werden. 

S. 48. Kinder, welche von ihren natürlichen Eltern ver- 
laſſen, und von andern aufgenommen worden, bedürfen zu ihrer 
Verheiratbung nur der Einwilligung derjenigen, welche alsdann 
in dem Verhältniſſe eines Pflegevaters gegen fie ſtehen. 

Anm. Allg L. R Th. 1. Vit. 2 9.75%. Bei der Verbeirathung 

des Dflegekindes ift des Pflegevaters und nicht ber leiblichen Ci- 
tern Cinwiltigung. erforderlich. 

der Mutter, $. 49. Bei noch minderjährigen vaterloſen Waiſen iſt die 
der Große, Einwilligung der Mutter und des Vormundes nothwendig. 
CA — Anm. S ee vaterloſen Maifen tarf zwar die Einwiui⸗ 
ig gung der Mutter nicht beigebracht werden, da die Ehe durch Er⸗ 
mangelung ihres Conſenſes nicht ungültig wird; indeſſen behalten 
Kä Za, den mütterlichen Conſens nachzufuchen, da nach 
dug L. R. Th. II. Tit. 1. F. 1012 die Mutter ein nach des 
Vaters Tode ohn, ihre Einwilligung heirathendes minder oder groß⸗ 
hoan Kind auf die Hälfte des Pflicttbeils enterben kann. 
. 50. It auch die Mutter verſtorben: fo muß an ihrer 
Stelle die Einwilligung der Großeltern nachgeſucht werden. 

9. 51. Unter mehreren Großeltern haben diejenigen den 
Vorzug, welche das Kind zu fid genommen und erzogen haben. 

§. 52. Sonſt gehen die Großväter den Großmüttern, und 
die von des Waters Seite denen von der Mutter Seite vor. 

5. 53. Sind auch feine Großeltern mehr vorbanden: fo 
ift die Ein wiligung des Vormundes allein hinreichend. 

Anm. Melden fid) Unbekannte zum Aufgebote, fo müffen fie den 
Tod derjenigen Perfonen, welche die Einwilligung zu geben haben, 
durch einen Todteuſchein nachwweiſen. 2 

5. 54. Der Vormund kann feinen Conſens ohne Geneh⸗ 
migung des vormundſchaftlichen Gerichts nicht ertheilen. 
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Anm. I. B. des SC gie zu K. vom 16. Ma! 1820 
(Amtsbl. S. 150): Es hat ſich in neuerer Zeit Ze der Fall 
ereignet: daß vaterlofe, unferer obervornmmbfchaftlichen Aufficht 
unterworfene Minorennen, der von dem königlichen Conſiſtorio 
biefelbft unterm 20. März 1877 an die Geiflihkeit der hiesigen 
Proving erlaffenen,, im Amtsblatt für 1817 No, 10 S. 171 ab- 
edruchten Verordnung ungeachtet, ohne umfereÖenehmigung und zum 
Ebel ‚ohne Zuſtimmung des Vormundes getraut oder aufgeboten wor⸗ 
den find. Auch jft von dan Geſſtlchen, der wegen des ohne unfere 
Genehmigung verrichteten Aufgebots einer unſerer Pflegebefohlnen, 
durch die betreffende Behörde zur Verantwortung gezogen wurde, zu 

` feiner Entschuldigung angeführt worden, daß er oftmals von Une 

tergerichten. bei Nachfuchung des Konfenfes zur Proflamation der 

Minorennen die Meifung erhalten hätte: „daß die Proklamation 

ohne den Konſens erfolgen könne, und letzterer demnaͤchſt zur Koz 

putation ertheifet werden würde.““ 

Wir finden uns daher veranlaßt, ſämmtlichen Justiz- Behörden 
die Vorfehriften des Allgem. Landrechis Th. 2. Tt. 1 8. 10-58, 
Tit. 2 F. 440, 493, 484, imgleichen des Circulare vom 17. Noz 
vember 1803 (Edikten⸗Sammiung pro 1803 No. 110 S. 1929) 
in Grinnerung zu bringen, nach welden auch das Aufgebot mins 
derfähriger, vaterloſer Weisen nicht eher erfolgen darf, als bis zus 
vor die Einwilligung der Mutter, oder der Großeltern, fo wie die 
Einwilligung des Vormundes nachgewiefen, und von hënn zu: 
gleich die hriftliche Genehmigung des vormundfehaftlichen Gerichts 
beigebracht morden ift. 

Sämmtliche Juftigbehörden haben ſich nach diefen Vorfehriften 
aufs genauefte zu achten, und forgfältigft dahin zu fehen: daß die 
Gott. nicht etwa que Uebertretung. derſelben burd) entgegen 
laufende Antoeifungen verleitet werden. 

W. d. R. zu K. v. 28. Februar 1822 (Amtsbl. ©. 77.): 

Mit Bezug auf bie Amteblattverfügungen vom 17. Mai 1815 
Seite 253., 20. März 1817 Seite 171 und 28. Februar 1818 
Sate 113 wird ſämmtlichen Herten Geiſtlichen auf wiederholte 
Beschwerden einiger Gerichtsbehörden, befonders bes hiefigen Königl. 
Suitte? Dar, Dag van Den orren, Seier Per 

onfens zur Heirath erſt bei der Trauung erfordert wird, hiermit 
aufgegeben, unter keinen Umftinden einen Minorennen eher aufe 
anbieten, und noch weniger, bei Vermeidung der im Allg. Land⸗ 
rechte Th. 2 Tit. 1 F. 140 und Th. 2 Tit. 20 F. 503 angedrohten 

Strafe, eher zu trauen, als bis derſelbe den Konſens der Pupillen⸗ 

behörde eingereicht hat; eben fo auch von verwiktweten Perſonen 

ſchon bei der Aufbietung das gerichtliche Atteſt über die erfolgte 

Auseinanderfegung mit den Erben des verſtorbenen Ehegatten zu 

erfordern, und, nach der Amtsblattverfügung vom 10. Januar 1821 

Seite 47 keine Trauung geſchledaner Perſonen eher zu vollziehen, 

d GC en nachgewiesen ift, daß das Eher 

eibungs-Erkenntnif die kraft befcritten Aa, 

3. B. d. R. zu M. v. 1. November 1819 (Amtsbl. S. 497), 
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B. dR. zu G. v. 28. October 1819 (Amtsbl. S. 860), V. 

d. R- zu D. v. 4. Januar 1821 (Amtsbl. S. 22), v. 18. Mai 

1833 mes. S. 114), v. 26. Januar 1839 (Amtsbl. S. 55), 
v. 8: Mirz 1842 (Amtsbl. S. 50) erinnern daran, daß zum Auf⸗ 
gebot vaterfofer Minderjährigen die Einwilligung der Mutter oder 
tafp: der Örofelten. nicht binreicht,. fondem noch vor Boll: 
ziebung des Aufgebots der Dote Cenſens des bete- vorz 
mundſchaftlichen Gerichts vorgelegt werden muß. 

8. 56. Was vorſtehend ($.49.-54) von Minderjährigen 
verordnet iſt, gilt auch von denen, welche, als gerichtlich er- 
klärte Verſchwender, unter Vormundschaft genommen find. 

$. 56. Steht derjenige, deſſen Einwilligung erfordert wird, 
felbft unter Vormundſchalt, oder ift fein Aufenthalt unbekannt! 
ſo iſt eben fo zu verfahren, als wenn er gar nicht mehr vorz 
handen wäre. 

$. 57. Die Einwilligung ſolcher Eltern und Großeltern, 
welche außerhalb Europa leben, kann, wenn das Beſte der zu 
verheirathenden Kinder durch deren Abwartung leiden würde, 
von dem vormundſchaftlichen Gerichte ergänzt werden. 

$. 88. Diejenigen, deren Einwilligung nach obigen Bor: 
ſchriſten ($. 45 rc.) erfordert wird, follen diefelbe nicht ohne 

erheblichen Grund verſagen. 
Gründe zur L. 59. Erhebliche Gründe find alle diejenigen, aus wel- 
8 chen eine vernünftige und wahrſcheinliche Beſorgniß, daß die 
DE — Le Ehe unglücklich und mißvergnügt fein dürfte, ot, 
ſpringt. 

$. 60. Dahin iſt beſonders zu rechnen, wenn den fünf- 
tigen Eheleuten das nöthige Auskommen fehlen würde. 

$. 61. Oder wenn der andere Theil zu einer infamiren 
den, oder auch nur fonft nach der gemeinen Meinung ſchimpf⸗ 
lichen, Strafe durch ein rechtskräftiges Criminal⸗Erkenntniß 
verurtheilt worden. H 

$. 62, Ferner, wenn derſelbe der Verſchwendung, Trun⸗ 
Ge Liederlichkeit oder ſonſt einem groben Laſter erges 

en ifi. 
8 68. Desgleichen, wem er ſchon einmal geſchieden, 
und in dem Scheidungsurtheil für den ſchuldigen Theil erklärt 
worden Ze 


. 8. Oder wenn er mit epileptiſchen Zufällen, der 
Schwindſucht, veneriſchen oder andern anſteckenden Krantheiten 
behaftet ift. 5 

$. 65. Endlich wenn eine minderjährige Perſon des Adels 
oder höhern Bürgerſtandes ſich mit einer ſolchen, die nach 
obigen Beſtimmungen (F. 30. 31) zu einer niedrigen Klaſſe 
gehört, verheirathen will. 
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$. 66. Eltern und Großeltern verfagen ihre Einwilligung 
mit Grunde, wenn fie von dem andern Theile mit Beſchim⸗ 
pfungen oder Thätlichkeiten gröblich beleidigt worden. 

F. 07. Oder wenn die Kinder die nicht erbetene oder 
verweigerte Einwilligung durch heimliche Ehegelöbniſſe, Ent- 
führung oder andere unerlaubte Mittel, zu erzwingen geſucht 
haben. 


F. 68. Wenn Eltern oder Großeltern die Einwilligung Craingung 


verweigern, fo muß auf Anrufen der Kinder oder des andern rund 


der ohne 
ders 


Theils über die Rechtmäßigkeit dieſer Weigerung von dem or- fogten Eins 


dentlichen Richter erkannt werden. 

Umm, e . 30. EIER. En der Peng. 
Rechtsb. Th. I. Abtheil. 2 S. 35): Wenn das Vormundſchafts⸗ 
Gericht den Konfens zut Verheirarhung eines feiner Kuranden verz 
weigert, fo ift die vorgefegte Vormumbfehaftsbehörde befugt, die 
Grinde wi zu prüfen, event: den Konfeng ze engen, 

$. 69. Verweigert der Vormund feine Einwilligung, fo 
kann dieſelbe von dem vormundſchaftlichen Gerichte durch ein 
bloßes Dekret erſetzt werden. bz 

S. 70. Beharret aber der Vormund auf feiner Weigerung, 
fo lebt ihm frei, auf gerichtliches Gehör und Erkenntniß darü⸗ 
ber anzutragen. 

8. 71. Eben dazu it auch derjenige befugt, welchem die 
Heiralh mit einer unter Vormundſchaft ſtehenden Perſon von 
dem vormundſchaftlichen Gerichte, mit oder ohne Beitritt des 
Vormundes oder der Verwandten, unterfagt worden. 

$. 72. Sind mehrere Vormünder unter ſich nicht einig, 
fo giebt unter ihnen blos der Schluß des vormundſchaftlichen 
Gerichts den Ausſchlag. 

8. 73. In wiefern bie Einwilligung der Guts berrſchaften 
erforderlich fei, wird in dem Titel von den Rechten und 
flüchten der Guts- Unterthanen beftimmt. (Theil II. Tit. 7 
Abſchnitt 4.) 

Anm. Nach einer Verordnung v. 9. Detbr, 1817 bedarf es ber 
Einwilligung der Gutsherrſchaft zur Verheirathung der Bauz 
ein de, nicht mehr, wel mit dem 11. Novbr, 1810 olle Unter- 
thänigkeit aufgehört hat. 

F. 74. Die rechtlichen Folgen der Vernachläſſigung vor⸗ 
ſtehender Erforderniffe einer gültigen Ehe find im zehnten Abs 
ſchnitt feſtgeſetzt. 


EI 


willigung. 


Srforber: 
nie eines 


ni, 
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Zweiter Abſchnitt. 
Von Ehegelsbniſſen. 


78. Das Ehegelöbniß if ein Vertrag, wodurch pwei 
Perſonen verſchiedenen Geſchlechts einander künftig zu heitar 
then verſprechen. 

Anm. Refer d. geiſtl. Departements v. 24. Juni 1790 
(Nabe Bd. 5. S. 477): Auf die Uns mittelſt Eures Berichts 
b. 24. v. M. zur Entſcheldung vorgetengenen Frage: ob Ihe bez 
eechtige, feid, von Kirchen, Polizei wegen dem unerlaubten Bufants 
menwohnen verlobter Perſonen allenfalls durch szecutivifche 
Zwangsmittel zu ſteuern? gereicht Euch hierdurch zum Baſcheide, 
daß Ihr dazu Zougang autorifirt feid, da Euch, als geiftlicher 
Behörde, da, wo die Straf- und Zwangsgeſege aufhören, auch 
Leine Gewalt weiter zu Gebete fteht, um bie Meuſchen zur Tuz 
jend zu zwingen, und fo fehe Wir auch einen durchaus crifklichen 
Lebenden Teen ung der vefigiöfen und morali 
[hen Motive zur Keuſchheſt dem Gewiſſen eines Jeden überlaſſen 
bleiben muß. Dieſe Orundfäge mögen Euch im gegenwättigen 
Falle und in alen ähnlichen zur Richtichnur dienen. 

8. 70, Unter Perſonen, und in Fällen, wo keine rechts 
beſtändige Ehe Statt findet, kann auch kein gültiges Ehegelöb⸗ 
niß errichtet werden. 

8. 77. Auch dadurch, daß ein zur Zeit des errichteten 
Vertrages entgegen geſtandenes Eheverbot durch Dispenfation 
oder fonft gehoben worden, erlangt das von Anfang an ungül 
tige Ehegeldöniß keine verbindliche Kraft. 

§. 78. Beſteht hingegen das Ehehindernig nur in dem 
Mangel der Einwilligung derjenigen, deren Conſens zur Gül- 
ligkeit der Ehe erſorderk wird, fo ift, bis zu deſſen Erfolge, 
das Chegelöbniß nur für den, welcher einer ſolchen Ginet 
gung bedarf, unverbindlich. 

$. 79. Der andere Theil aber kann fo lange nicht zu · 
tüdtreten, ais die Perſonen, auf deren Einwilligung es an- 
kommt, ſich darüber noch nicht erklärt haben. (Theil I. 
Tit. 5. . 13.) mi 

5. Sb. So lange ein gefegmäßiges Ehegelöbniß beſtebt, 
Il keiner der Verlobten ſich in ein folgendes einlaſſen. 
(8. 192—134.) 3 

Es iſt nicht nothwendig, daß vor jeder Ehe ein 


1. ` 
förmliches Ebegelösniß bergehe. 


gorm 
Ste, 


$. 82. Wenn aber aus einem Ehegelöbniſſe ein Recht auf 
Vollziehung der Ehe zu klagen entfpringen fol, fo muß daſſelbe 
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gerichtlich oder von einem Juftiz + Commiſſarius und Notarius 
geſchloſſen und niebergefchrieben werden. 

$. 83. Gemeine Landleute können ihre Verlobungen vor 
Schulzen und Schöppen vollziehen und niederſchreiben laſſen. 

9. 34. Für die schriftliche Aufnehmung des bloßen Ehe: 
verſprechens an ordentlicher Gerichtsſtelle folen den Parteien 
keine Gebühren abgefordert werden. ` 

F. 85. Bei der Aufnebmung des Ehegelöbniffes müſſen die 
Parteien in Perfon gegenwärtig fein. 

F. 86. Wem beide Theile fih nicht an einem Orte ber 
finden, fo muß die Aufnehmung des Ehegelöbniſſes an dem 
Aufenthaltsorte der Braut erfolgen. 

$. 87. Alsdann kann der Bräutigam durch einen gericht ⸗ 
lich ernannten Bevollmächtigten das Geſchäft vollziehen. 

. 88. Iſt die Braut großjährig und nicht mehr unter 
väterlicher Gewalt, fo muß fie mit einem von ihr felbft gewähl⸗ 
ten männlichen Beiftande erſcheinen. y 

8. 89. Der Nichter oder JuftizCommiffarius iſt ſchuldig, 
vor Aufnehmung des Vertrages Erkundigung einzuziehen: ob 
vielleicht Ehehinderniſſe vorwalten. 

5. 90. Was die Verſchweigung wirklich vorhandener Che» 
hinderniſſe in Anſehung desjenigen Theils, welcher ſich deren 
ſchuldig macht, für Folgen habe, ift gehörigen Orts beſtimmt, 
ſiehe hier $. 45. $. 49. Anm. F. 25. 

8. 91. Ebegelöbniſſe, bei welchen die geſezliche Form 
SG bobachtet worden, find für bloße Unterhandlungen zu 
achten. 

$, 92. Wenn jedoch mit. beider Theile Bewilligung das 
a ſchon erfolgt ift; fo finden zwiſchen ihnen eben die 
Rechte und Pflichten, wie aus einem förmlichen Ehegelöb⸗ 
niſſe Statt. 

Anm. Anh ; A. e. N 8. 67. Wenn auch das Aufgebot nur ein 
oder zwei Mal erfolgt ift, fo im demfelben doch dis Verbindlichkeit 
eines ſörmlichem 4 beizulegen. ia 

$. 63. Die der Gültigkeit eines förmlichen Ehegelöbniſſes 
entgegen ſtehenden Mängel werden durch den hinzukommenden 
Beiſchlaf nicht gehoben. 
` Zi w Sch Gre u Folgen eines GE 155 dE 
prechen der Che vollzogenen Beiſchlafs find, wird unten bes 
fimmt. ( öſchn. XL) Tau Tal 5 

8. 95. Chegelöbniffe, deren Erfünung von einer aufſchie⸗ 
benden Bedingung abhängig gemacht worden, können, fo lange 
die Bedingung noch nicht eingetroffen ift, von jedem Theile, 
auch einfeitig, widerrufen werden. 


Chen ili . 
e 


318 


8. 96. Ein Gleiches gilt von Ehegelöbniffen, deren Erfül- 
lung auf eine ungewiffe Zeit hinausgeſetzt worden, fo lange der 
Zeitpunkt noch nicht eingetroffen ift. A 

$ 97; Iſt in dem Vertrage wegen der Zeit zur Vollzie⸗ 
bung der Ehe noch nichts beſtimmt, fo it ein Theil auf den 
andern nur 2 Jahre lang zu warten verbunden. 

8. 98. Ein Gleiches findet Statt, wenn die Bollier 
hung der Ehe in unbeſtimmten Ausdrücken, „nach Möglich» 
keit“, oder „nach Gelegenheit“, verſprochen, oder wenn dies 
ſelbe der Willkür eines oder des andern Theils ausdrücklich 
überlaſſen worden. d 

Erfüllung $. 99. Uebrigens aber fol Niemand, wider den Willen 
der Era des Andern von einem gültigen Ehegelöbniſſe, ohne rechtlichen 
Dit: Grund, zurücktreten. 
Gründe ds 8. 100. Gründe, aus welchen eine ſchon vollzogene Ehe 
Mäckrritts. getrennt werden könnte, rechtfertigen den Rücktritt von einem 
Ehegelöbniſſe. (Abſchn. S.) 

F. 101. Auch bloßer verdächtiger Umgang, geringere Thät⸗ 
lichkeiten, ſchimpfliche oder verächtliche Begegnung, können, 
wenn fie gleich zur Trennug einer ſchon vollzogenen Ehe noch 
nicht hinreichend wären, dennoch den Rücktritt von einem Ehe⸗ 
gelöbniß begründen. 

$. 102. Fehler in dem moraliſchen Verhalten des einen 
Verlobten, weswegen Eltern ihre Einwilligung nach $. 61 bis 
09. verſagen könnten, berechtigen den andern Verlobten zum 
Rücktritt, wenn diefelben erft nach der Verlobung entſtanden 
oder ihm bekannt geworden ſind. 

8. 103. Wegen einer erft nach der Verlobung entdeckten 
ckelhaften, anſteckenden, beſonders veneriſchen, impl. wegen eis 
ner jeden unheilbaren Krankheit des einen Theils, kann der 
andere fein Eheverſprechen zurücknehmen. 

$. 104. Ein Gleiches gilt von einer auffallenden Häßlich⸗ 
keit des Körpers oder einem andern Ekel und Widerwillen ers 
regenden Gehrechen, weiche ein Theil dem andern vor der Wers 
lobung verheimlichet hat. A 

F. 105. Ein nach der Verlobung entdeckter Irrthum in 
Anſehung des Vermögens rechtſertiget den Rücktritt nur als- 
dann, wenn es den künſtigen Ehelenten an dem nöthigen Aus. 
kommen fehlen würde. 

8. 106. Jeder, auch nur in Anſehung des Vermögens, 
von einem Verlobten oder deffen Eltern verübter Betrug giebt 
dem Andern ein Recht zum Rücktritt. 

S. 107. Veränderungen) welche fih nach der Verlobung 
in der Perfon, oder in den perſönlichen oder Vermögens Um- 
ſtänden eines Verlobten ereignen, berechtigen denjenigen 
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zum Rücktritt, welcher, wenn er den Fall hätte vorausſehen 
können, das Ehegelöbniß wahrſcheinlich nicht eingegangen 
ſein würde. 

F. 108. Religiondveränderung giebt nur dem andern Theile, 
nicht aber dem Verändernden, ein Recht zum Rücktritt. 

6. 100. Wenn ein Theil feine in dem Ehegelöbniſſe oder 
Ehevertrage ausdrücklich übernommene Verbindlichkeit nicht ers 
füllen kann: fo if der andere zurückgetreten berechtigt. 

$. 110. Die bloße Minderjährigkeit hingegen ift kein recht. 
mäßiger Grund zum Rücktritte von einem unter den geſetzlichen 
Erſorderniſſen geſchloſſenen Ehegelöbniſſe. 

a, 111. Wenn Umftände, weswegen Eltern, Großeltern 
oder Vormünder ihre Genehmigung zu verfagen befugt find, 
fid erft in der Folge ereignen oder offenbaren: fo können dies 
ſelben ihre ſchon erlheilte Einwilligung wieder zurücknehmen. 


9.112. Wer obne rechtlichen Grund die Erfüllung eines Feen 


genommenen 


Ehegelsbniſes bebartlich verweigert, oder fid) feIbft dazu außer 


eines 


Stand fegt, der verliert die dem andern Theile gemachten Ges Hiücktritts, 


fente, muß die von demſelben erhaltenen zurückgeben, und alle 
wegen des Ehegelöbniſſes aufgewendente Koften erfegen. 

$. 113. Iſt auf den Fall des Rücktritts eine Conventio⸗ 
malftrafe verabredet: fo muß diefe noch außerdem entrichtet 
werden. 

8. 114. Sft keine Gonventionalſtrafe vorbebungen: fo muß 
der Schuldige, noch über die $. 112. bestimmte Entſchädigung 
den Unſchuldigen mit dem aten Theile desjenigen, was in dem 
Ehegelöbnifje oder in einem befondern Ehevetrage, ale Mits 
gabe, oder als Gegenvermächtniß ausgeſetzt worden, abfinden. 

$. 115. Iſt keine Mitgabe, oder kein Gegenvermächtniß 
vorbedungen, wohl aber dem Unſchuldigen, auf den Fall, wenn 
er den andern überleben follte, eine gewiſſe in fid beſtimmte 
Summe oder Sache zum Erbtheil verſchrieben worden: fo kann 
derſelbe den vierten Theil davon, als Abfindung, fordern. 

$. 116. Sind nach Verſchiedenteit der Fälle verſchiedene 
Summen beftimmt: fo wird die Abfindung nach der geringsten 
Summe gerechnet. 

8. 117. Kann der Zurücktretende die nach dieſen Bore 
ſchriften dem andern Theile gebührende Abfindung aus ciger 
nen Mitteln nicht aufbringen: fo find feine Eltern, in fo 
fern dieſelben in das Ebegelöbniß gewilligt, und den Rück⸗ 
tritt veranlaßt oder genehmigt haben, zu deren Entrichtung 
verbunden, 

$. 118. Sf keiner der vorſtehenden Fälle zu Beftimmung 


iner dem Unſchuldigen anzuweiſenden Abfindung vorhanden: fo 
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muß zwar derfelbe mit der $. 112, beſtimmten Entſchädigung 
allein ſich begnügen; 
$. 119. Doch muß alsdann gegen den ohne rechtmäßigen 
Grund zurücktretenden Theil, nach Bewandtniß ſeines bewie⸗ 
ſenen Leichtſinns und der der verlaffenen Braut zugefügten 
Kränkung, auf verhältngmäßige Geld: oder Geſängnißſtrafe 
erkannt werden 
Folgen eines S. 120. Nöthigt ein Verlobter, durch fein moraliſches 
aus erhebt Berhalten nach der Verlobung, den andern Theil zum Rück, 
der Grün fritez fo: kann letzterer die vorfiebend (S. 112—119) beflinmte 
det a. Entſchadigung und Abfindung fordern; 

Deg S. 121. Bezieht fich aber en ved be Geh des Nü- 
tritts auf Umftände, welche ſchon vor der Verlobung vorbans 
den geweſen, und dem andern Theile nicht betrüglicher Meife 
verheimlicht worden find: fo kommt dem zurücktretenden Theile 
nur allein die $. 112 beftimmte Entschädigung zu 

olgen der S. 122. Wird ein Ehegelöbniß mit beider Theile Bewil⸗ 

cen ligung oder Ier aus rechtlichen Gründen getrennt, ohne daß 
deer andern einem oder dem andern Theile ein Uebergewicht der Schuld 
Sele nder, zur Laft fällt: fo müſſen die Geschenke von beiden Seiten zur 
Llabenden rückgegeben werden. 
Erfüllung. $. 123. Wird die Erfüllung des Ebegelsbniſſes durch den 
Tod des einen Verlobten gehindert: fo bat der Uleberlebende die 
Wahl: ob er bie empfangenen Geschenke behalten, oder fie zu» 
rückgeben und die ſeinigen wiederſordern wolle. 
Zauche und . 124. Das Recht, die §. 112—119 beftimmte Entſchä⸗ 
EHE digung und Abfindung zu fordern, geht auf die Erben in der 
Gbegelb: Regel nicht über. R 
aufen bee . 125, Doch kann der Unfehuldige gegen die Erben des 
Erbloſſr. ſchuldigen Theſc darauf anfragen, wenn lebterer, auf die aus 
dem Ehegelöbniſſe angeſtelte Klage, feine Weigerung, die Ehe 
zu vollziehen, gerichtlich oder doch ſchriftlich erklärt hat. 
$. 126. Oesgleichen, wenn der Schuldige noch vor feis 
nem Tode ſich an eine andere Perfon wirklich verheirathet hat. 
A $. 127. Dagegen können die Erben des unſchuldigen Theils 
die Entſchädigung und Abfindung von dem ſchuldigen nur in 
fo fern fordern, als dieselbe dem Etblaſſer bereits rechtskräf⸗ 
tig zuerkannt ift. f 2 
Verjährung, $. 128. Wer vom Ablaufe der in dem Ehegelöbniſſe zur 
deë Ge, Vollichung defelben beftimmten Zeit Ein Jahr verfreichen 
üs ue. laßt, obne den Andern zur Erfüllung aufzufordern, der bat kein 
Recht mehr daraus zu klagen. Se 
$. 129. 20 keine Zeit, beftimmt und es hat binnen zwei 
Jahren vom Tage des geſchloſſenen Ehegelobniſſes Feiner von 
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beiden Theilen zur Erfüllung deſſelben bei dem andern ſich ge⸗ 
meldet: fo hat das Ehegelöbniß ſelbſt feine Kraft verloren. 

$. 130. Außerdem erlöſcht die Klage zur Erfüllung eines 
ſolchen Ehegelöbniſſes nach Verlauf Eines Jahres von der legs 
ten fruchtlos geſchehenen Aufforderung. 

S. 191. Wer ſelbſt früher als der andere Theil beirathet, 
kann gegen denſelben aus dem Ehegelöbniſſe auch nicht auf 
Entſchädigung klagen. 7 

8. 132. Das Recht, nach der Aufhebung des Ehegelöb⸗ 
niſſes die Geſchenke zurückzufordern (8. 122. 128.) erlöſcht, wenn 
es nicht binnen Jahresfrist ausgeübt worden. 

$. 133. Wer noch geſetzmäßig verlobt ift, und eine ans 
dere Perſon zu einer ſpätern Verlobung verleitet, muß derſel. 
ben, wenn fie zurücktritt, alles das leisten, was g. 112— 119 
feftgefegt worden. 

134. Iſt aber dem ſpäter Verlobten das frühere Berz 
löbniß des andern Theils bekannt geweſen; ſo entſtehen aus 
der fpätern Verlobung weder Rechte noch Pflichten, 


8. 135. Jide fpätere Verlobung des einen Theils gibt 
dem Erſtverlobten ein Recht, von der früheren Verlobung zu⸗ 
rückzutreten und nicht nur Entſchädigung, ſondern auch cp: 
mäßige Abfindung zu fordern. 


Dritter Abſchnitt 
Von der Vollziehung einer vollgültigen Ehe. 


ES Be Gs vollgültige Ehe wird durch die prieſterliche 


6.197. Swiſchen Perſonen fremder im Staate gedulde⸗ 
ter Religionen wird die Vollziehung einer vollgältigen Ehe le- 
diglich nach den Gebräuchen ihrer Religion beurtheilt. 

1. Anmerk. Edict vom 11. März 1812 (RE, 1812. S. 20.) 
$. 25: An die Stelle der Trauung tritt bei den Ehen dee Juden 
die Zuſammenkunft unter dem Trounimmel und das feierliche Ans 
fieden des Ringes. 


Banbh. GB. b. ts. u- Gët Bettes. 21 


Wen mehrer 
ren Gira: 
löbniſſen. 


Hufaesot. 
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2. R. v. 35, Juli 1831 (v. K. Ann. 1831. S. 702), bekannt gee 
macht durch d. R. zu K. unter dem 6. Auguft 1831 (Amtsbl. 
©. 302.): Die Rabbiner haben bei Trauungen der Juden, bei 
eigener Berantwortlichleit, rückſchts der Ehehindermiffe und der 

fuseinanderfegung mit den Kindern aus einer früheren Ehe die 
den cheiſtlchen Pfarren obliegenden Pflichten zu erfüllen, auch 
das Aufgebot nicht eher, als bis den vorgefchriebenen Crfordernife 
fon genügt ift, zu veranlaſſen, oder zu ue, bei eintretenden 

Zweifeln aber ſich an die competente Gerichtsbehörde zu wenden, 

unter deren Dieeiptinar-Kufficht fie in Beziehung auf diefe Anges 

tsgenheit geftellt werden. 

„J. D. vom 29. März 1836 (v. K. Ann. 1836. S. 351.) und 

vom 12. Sanuar 1837 (v. K. Ann. 1837. ©. $6), befannt 

gemacht im E Amtsbl. unter dem 14. Febr. 1837. 
im G. Amtsbl. unter dem 17. Febr. 1837. S. 173; im M. 
Amtsbl. unter d. 22. Mar 1837, S. 101; im D. Amtsbl. uns 
ur dem 16. Kerl 1837. S. 110. f Anhang Neo. 4. 

$. 138. Das Aufgebot muß vor der Trauung hergeben. 
Anmerk. Die Ausnahme davon f. $. 150. 157. 

$. 139. Das Aufgebot muß in beider Verlobten Paros 
ie geſchehen. 

Anmerk. 1. Verord. d. Reg. zu G. vom 27. October 1821. 
(Gumb. Amtebl. 1821. S. 611.) Dieſer F. ift auch auf die 
Mennoniten anzuwenden, indem ce lee Grante zum ife 
fentlichen Gottesbienfte beſtimmte Kirche, fondern nur Bethäuſer 
und Privacgottesdienſt, auch keine eigene Prediger oder Parodien 
baben, ſondern zu den Parochien der Evangeliſchen ihres Wohn⸗ 
orte gehören, baber fie auch die Geburten, Trauungen und Bes 
geäbmiffe bei dem Pfarrer derſelben zur Eintragung in die Kirchen 
bücher anzeigen müffen. 

2. Die B. der R. zu D. vom 11. Mai 1521 (Amtsbl. S. 301.) 
und vom 16. December 1835 (Amtsbl. S. 200.) enthalten bie 
109 755 Bestimmungen, wie die B. d. R. zu G. vom 27. Des 
tober 1921. 

3. Konf. V. v. 28. Februar 1818 (K. Amtsbl. 1818. S. 113.): In 
jedem, zur Vorlezung bei einem andern zur Copulation berschtige 
can Prediger beftimmten Aufgebetsfcheine, folen die auf die Zus 
läſſigkeit der Ehe Einfluß badenden perfönlichen Werhältniffe des 
zur dortigen Parochie gehörenden Aufzebolenen, z. B. ob er mis 
notenn fei, künftighin ausdrücklich bemerkt und dieſem binzuges 
fügt werden, ob und wie fid der proklamirende Prediger überzeugt 
habe, daß wegen dieſer Wirhältniſſe bleibendes oder nur zetiges 
Ehehinderniß vorhanden fet. 

4. Gir. V. des Conſiſt. vom 28. April 1842 Nro. 105, Aufgebot u, 
Trauung betr. f: Anhang Nro. 150 > 

3. K. O. vom 29. Mai 1833 (v. K. Ann. S. 392.), mitgetheilt 
durch d. Regierung zu G. unter dem 23. Auguft 1833. Amtsbl. 
S. 543, beſtimmt, daß kein Geiftticher befugt fein foll, einen Berge, 
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Hütten» oder Salinen» Arbeiter aufzubieten ober zu trauen, wann 

derſelbe nicht zuvor einen den Heiraths⸗Conſens vertretenden Trau- 

ſchein der vorgeſckten Bergbehöcbe ihm unmittelbar beigebracht hat. 
6. Die Folgen, die eine Copulation ohne Prolamatlonsſchein nach 
fid zieht, fiebe Alg. e. R. Th. I. Tit: 20. 8. 334336; die 
offenbare Unrichtigkeiten und falsche Angaben in den Proclam.s 
Scheinen ſiehe Allg. L. R. To. II. Tit. 20. $. 1378 und 1380. 
. B. b. N. zu K. dom 18. April 1836. (Amtsst. Ə. 101): Es 
ift zur Sprache gekommen, daß ausgetretene Militairpfihtige fih 
an bie Geiſtlichen ihres Heimatheorts wenden, um von ihnen die 
Erthellung ihres Gesurtsfcheines und die Bewirkung ihres Aufger 
bots in ihrer Hemach zu erbitten. 

Da durch die den dem m Anträge die Ausgetretenen 
einen Vorſchub erhalten, im Auslande zu verbleiben und fih ih. 
ver diesfeitigen Militairpflicht weiter zu oo: fo wird auf 
Grund höherer Anordnung den Geiſtlichen aller Konfeffionen hier⸗ 
mit angebe untnfgt, Den ausgetreten Mititairpflichtigen, 
fo wie den Deferteurs, Geburtsſcheine zu ertheiten oder deren Nuf⸗ 
gebot zu bewirken; und denſelben zugleich zur Pflicht gemacht, 
wenn Anträge von Perſonen, welche noch im militaitpflichtigen 
Alter ſiehen, um Erthellung von Geburts- oder anderen kirchlichen 
Atteſten und Bewirkung des Aufgebots ꝛc. an fie gemacht werden 
ten, bei denen fie vermurhen können, daß fie auegetreten find, 
die Geſuche an die Ortsbehörde zur western Virfügung abzugeben. 


$. 140. Wer zu keiner Parodie gehört, muß dennoch 
das Aufgebot in der Kirche, wohin fein Wohnort gehört, vers 
anſtalten. 


8. 141. Wer noch nicht ein Jahr an feinem gegenwär⸗ 
tigen Wohnorte Dé aufhält, muß auch in der Kirche feines 
vormaligen Wohnorts aufgeboten werden. 

Anmerk. Wer fih an berſchledenen Orten Hinter einander, aber 
an keinem Orte lange aufgehalten und nirgends einen Wohnfig 
gehabt bat, muß ad blos bo, aufgebten werden, wo er ſich feit 

em aufbält und einen Mohnfig nehmen will, fonden auch 

nach F. 202. des Tit. XI. (stehe die erſte Abtheilung) in der Pas 

rochie, wozu feine Eltern gehören oder der verstorbene Mater zu⸗ 

Jet gehört har, weil er zu denen zu technen, die noch keinen bee 
ſtändigen Wohnſitz haben. 

8, 142. Gefinde, welches noch nirgends einen feſten Wohn⸗ 

Ms aufgeſchlagen hat, muß Dé außer feiner gegenwärtigen Par 

rochie, auch an dem Orte feiner Geburt, ohne Unterfepieb der 

Zeit feiner Entfernung, von demſelben aufbieten laffen. (Vergl. 

A. L. R. II. Tit. XI. 5. 200 fc.) 

Anmerk, Dieſer $. iË aufgehoben durch die Vrrordnung vom 
16. März 1818 [Gef Samml. S. 20) und zugleich deſtimmt, 
daß das Geſinde in der demſelben durch den D 275. des Alg. 
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£. R. Th. II. Tit. XI. zugewieſenen Parodie und im Fall es 
in feinem gegenwärtigen Aufenthaltsorte fih noch nicht ein Jahr 
befunden hat, nach vorſthender Vorſchrift des $- 141. auch 

an demjenigen Orte, wo es fidh das letzte Jahr aufgehalten hat, 
broclamirt werden foll. 


S. 143. Auch ein Fremder, der in königlichen Landen ge: 
traut fein will, muß ſich in der Parochie feiner Heimat auf- 
bieten laſſen. 

Anmerk. 1. Ci. P. der R. zu K. dom 20. Mal 1830, die 

Trauung der Ausländer betreffend, geſtüzt auf die Cicc.⸗R. vom 

4. Ma 1539 und 22. April 1830 (v. K. Ann. 1839. S. 200. 

und 375.) f. Anhang Nro. 157. 

2. K. H. vom 8. pril 1841 (GS. 1841. S. 121; G. Amtsbl. 
1841. ©. 151; D. Amtsbl. 1841. S. 155.) beftimmt, daß Sat: 
tig von jedem Fremden, der in Unſeren Staaten mit einer Inlan⸗ 
berin getraut werden will, neben den durch die bestehenden Beſehe 
bereits vorgefchrlebenen ‚Exforberniffen auch noch die Beibringung 
eines gehörig beglaubigten Atteſtes ber Orts, Obrigkeit feiner Hei 
mat gefordert werden fou, nach welchem es ihm den dortigen 
fegen zufolge erlaubt ift, eine gültige Ehe mit der namentlich zu 
bezeichnenden Nusländerin im Kuslande zu schließen, fo daß bei 
feiner Rückkehr in die Heimat der. dortigen ee dh n 
SE 195 der in der Che etwa erzeugten. Kinder nichts im 
ee flehe- 
„ Die über bie Berheirntfung von Snfänberionen mir Einrsöhnsen 
eingelnee deutfchen und anderer auswärtigen Staaten bekannt ge⸗ 
machten Anſtrenzungen find im Anhange Nro. 158. zuſammen⸗ 
geſtellt 
$ 144. Kann er dies nicht bewerkſteligen, fo muß er 
durch gerichtliche oder beglaubigte Notariatszeugniſſe nachweiſen, 
pe an dem Orte feiner Heimat kein Ehehinderniß wider ihn 
bekannt fei. cf, $. 53. 8 
Anmerk. 1. Anh. zum Allg. L. R. 5. 68. Bei den neu angee 

kommenen Geloniften, d. b. folden, die durch Uebernahme 12 5 

manner o dan lang da d den Je Sennen e 

haben, die ſich noch kein Jahr in den Königl. Staaten aufgehal⸗ 

tem haben, genüzet der Eid, daß fie noch underehelicht find und 
daß ihnen auch kein fonftiges Shehinderniß bekannt fei. 

2. W. d. R. zu K. vom 6. März 1828 (K. Ymtebt. 1828. S. 52 
u. G. 244.) find unter Koloniſten nicht blos die vom Staate 
binsingegogenen Ausländer, fonbern alle Ausländer, welche inner- 
bald Landes ihrem beftändigen Wohnſttz genommen haben, zu vers 


en. 
2 Sie. . b. R. zu K. v. 6. Juni 1832, die beigubringenden 
Notariats- Zeugnifle betr. f. Anhang Ne. 150. 
S. 145. Hat aber ein Fremder fih in hieſigen Landen 
niedergelaſſen und länger als ein Jahr darin aufgehalten: fo 
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ift das Aufgebot in feiner hiefigen Parochie, fo wie bei Einge- 
bornen, hinreichend. 

Anmerk. Ang. z. Allg. L. R. 8. 09. Wieviel Zeit feit dem eie 
gentlichen Etabliſſement verlaufen ift, kommt Hd in keine Be⸗ 
trachtung. 

S. 140. Wird dem Pfarrer, welcher das Aufgebot verrich⸗ 
ten fol, ein in beglaubter Form ausgeſertigtes Ehegelöͤbniß 
nicht vorgezeigt: ſo muß derselbe nach obigen Vorſchriſten Ere 
kundigung einziehen, ob vielleicht Ehehinderniſſe vorhanden find. 

Anhang zum A. L. R. $. 70. Königl. Civiloffieianten müſfen 
vor dem Aufgebote u. der Trauung nachweiſen, daß fie die zu 
ihrer Berbeivathung erfordert, Dobai des ihnen vorgefebten Chefs 
erhalten haben. 

Anm. 1. R. v. 28. Febr. 1838, (v. K. Ann. 1838. S. 02): 

Nach einem Beſchluſſe des Königl. Staatsmin. v. 7. Novbr. v. Js. 

find zu den Königl. Civitofficianten, wache auf den Grund der 

Vorschrift des Anhangs 8. 70 zu 6. 146. Ul. 1. A. L. R. vor 

dem Aufgebote u. der Trauung nadweifen müffen, das fie bie zu 

ihrer Berhelrachung erforberl. Erlaubniß des ihnen vorgefesten Chefs 
erhalten haben, alle Diejenigen zu rechnen, weiche im König Ci- 
vilbienfte — unmittelbarem Staatsdienſte — amtliche Functionen 
irgend einer Act zu verrichten haben, es mögen ihnen ſolche der 
finitiv oder vorübergehend, im Tegteren Falle auf beflimmte oder 
unbeftimmte Zeit, mit einem Dienſteinkommen, welder Art baffelbe 
auch immer fein möge, ober unentgeltlich, im Falle einer nicht 
definitiven Unftellung mit dem Anfpruche auf diefetbe oder ohne 
folden, übertrage worden fein, (bekannt gemacht durch Cire. des 

Confit. v. 23. März 1838 u. B. d. R. zu M. v. I. Juni 1838. 

Amtsbl. S. 206.) 

Gir. d. R. zu K. v. 25. Juli 1838 No. % J.: Nach Refer. 

bom 12. Juni 1835 follen auch die Communal Unterbeamten 

der EE den Heiraths⸗Conſens nachzuſuchen, unters 
worfen fein. 

BE zu Rv 19, Juni 1830 Ne. 50% R ©, Nad 
dem Juſtiz⸗M.⸗N. v. Li. Januar 1838 (9. K. Jahrb: Bd. 51. 
©. 157) gehören auch die Juftiz- Commifjarien zu denjenigen Ci 
vilbeamten, welche zu ihrer Verheirathung den Conſens ihres vors 
gelegten Chefs beibringen müſſen. 

R. v. 11 Juli 1830 (v. K. Ann. 1830. S. 551); Die Hei- 

raths⸗Conſenſe von den Geiſtlichen find bei den Königl. Regierungs- 

Präſtdien, u. die Heirachs⸗Conſenſe der Direktoren, Rektoren u. 

Lehrer an den Gpmnafien u. Seminatien bei den Königl. Ober 

SE SE 
55 o ur d H „ mittel 

B. v 17. Suni 1833 Ant. S 140. 

5. R. v. 21. Juli 1828 (v. K. Ann; 1828. S. 277): Die vers 
eldigten Conducteure find verpflichtet, zu ihrer Berhelrathung den 

Conſens der vorgelegten Behörde einzuholen. 
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6. Juſt.⸗Min. R. v. I. März 1817 u. 5. Marz. 1825 (v K 
Jahrb. Bd. 0. ©. 193): Die Präfidien der Obergerichte haben 
die Heicaths-Confenfe für ale Zufligoffieianten zu ertheilen, die 
nicht Mitglieder der Dbergerichte find- 

S. 147. Findet der Pfarrer ein Bedenken: fo muß er um 
nähere Verhalkungsbefehle bei feinen Worgefegien anfragen. 


8. 148. Das Aufgebot behält inzwiſchen zwar feinen Fort, 
gang, die Trauung aber muß bis zum Eingange der Borbe- 
ſcheidung ausgeſetzt bleiben. H 

$. 149. Hat der Pfarrer die Erkundigung unterlaſſen, 
oder ein ihm bekannt gewordenes Hinderniß Leichtfinnig übergan⸗ 
gen: fo fol er deshalb mit verhälinißmäßiger fiscaliſcher Strafe 
belegt werden. ` 

Anm. Ag. L. N. Th. I. Tit. 20. 8 503. Ein Pfarrer, wel 
cher, der ihm bekannten Shehinderniffe ungeachtet, die Zomm 
vollzieht, wird mit der Gaffation beſtraft 

$. 150. Das Aufgebot muß deutlich, mit Benennung des 
Standes, Vor, und Zunamens beider Theile und der Eltern 
der Braut, geſchehen. 


$. 151. Es muß drei Sonntage hinter einander von der 

Kanzel verlefen werden. 

Anm. Berordn. v. 22. Febr. 1804. (Rabe Bb. 8. S. 15) 
Von dem Sonntage des letzten ‚Aufgebots an foll die Trauung 
innerhalb eines Zeiteaums von fechs Wochen gefchehen. Nach Berz 
lauf dieſer Zeit ſoll das Aufgebot für unkräftig geachtet werden 
und von neuem geschehen. Sollten jedech Krankheiten, ober ans 
dere unvorherzufehende Hinderniſſe und Zufflle einen Längen Auf⸗ 
ſchub der Trauung nothwendig machen; fo muß von den aufge- 
botenen Perfonen eine verhältnißmäßige Nachfeift bei dem Provin- 
ciat-Confiftorio nachgeſucht werden. 


. 162. Wer nur zwei Mal für drei Mal aufgeboten fein 
will, dem kann, nach Bewandniß der Umftände, die dem Pfar⸗ 
rer der Braut vorgeſetzte Obrigkeit Dispenſation dazu ertheilen. 

Anm. Dispenfation vom dritten Aufgebote erchellen die Megierun: 

en. (Meg. ur, v. 23. October 1817. Geſ.⸗S. S. 237 u 

& Dn Ei December 1835. Geſ.⸗S. 1826. S. 5.) 


S. 153. Soll das Aufgebot nur ein für alle Male ge: 
ſchehen: fo muß die Dispenfation bei Hoſe gefucht werden. 
Anm. 1. Oſtpreuß. Prov.⸗Recht Zuf. 91. Die Erlaubniß ein 
© fü al Da aufgborn zu werden, E Gi dem Dfipmuß Stat, 
inifierium nachpufuchen ` 
2. B. b. R. zu G. d 8. Mär; 1819 (Amtsbl. S. 337) u. Dber 
Zon, obt. v. 22. Mai 1819 (D. Amtel S. 283 u M. 
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Amtsbt. S. 277) machen bekannt, baf bie-Befugniß zur Got, 
iung der Extaubniß zum einmaligen Aufgebote dem Boer »Prifibio 
übertragen ift. d 

3. Man, g. Allg. L R. 6. 21. Wenn der Bräutigam von der lu⸗ 
cheriſchen oder fränzöſiſchen Kirche die Dispenfation vom ereima⸗ 
ligen Aufgebote erhalten bat, fo bedarf es von Seiten der Braut 
keiner befondern Dispenſation. i 


"e 154. Die unterlaſſene Befolgung obiger Vorſchriften 
wegen des Aufgebots macht zwar die Ehe nicht ungültig; 


8. 155. Die Parteien aber, und der Pfarrer, welcher die 
Trauung verrichtet, haben, nach Maaßgabe der verſchuldelen 
Unterlaſſung und bes daraus für irgend Jemand entflandenen 
Nachthells, ſiscaliſche Geld- oder Gefängnißſtrafe verwirkt. 


$. 156. Auch die Strafe fällt weg, wenn wegen plötzli⸗ 
cher Todesgefahr die Trauung beſchleunigt werden mußte und 
weder bedenkliche Umſtände vorwalteten, noch die Verfügung 
der Vorgeſetzten abgewartet werden konnte. 


$. 187. Ein Gleiches findet Statt, wenn der Bräutigam 
in Angelegenheiten des Staats eine langwierige oder gefährliche 
Reife fo ſchnell antreten muß, daß zum Aufgebot oder zur 
Einholung der Dispenſation keine Zeit übrig ift. 


$. 168. Wer Einſpruch thun will, kann denfelben nur auf 
ein Älteres förmliches Ehegelöbniß oder auf eine unter dem Ber» 
ſprechen der Ehe erfolgte Schwängerung gründen. 


$. 159, Wird dem Pfarrer ein dergleichen förmliches Ehe» 
gelöbniß vorgelegt: fo muß er mit Aufgebot und Trauung fo- 
fort inne halten. 

Anmerk. 1. Nach Allg Ger.-Dedn. T.I. Tit. 40 6. 1—13 
ebört dann die nähere Erörterung des gethanen Ehebruchs vor 
en ordentlichen Richter des Beklagten. 

2. Refer. v 30. October 1807. (b. K. Jahrb. Bb. 10. S. 223): 
Was für den Fall wenn der Pfarrer ein älteres fürmliches Eher 
gelsbniß vorgelegt wird, im $ 159. h. t verordnet it, muß 
ob päritatem rationis auch dann gelten, wenn der Einſpruch auf 
ein Älteres Aufgebot begründet wird Ein Widerspruch zwi, 
fen den 88, 92. und 158. h. t. ift daher nicht vorhanden. 

S; 160. Soll eine unter dem Verſprechen der Ehe er- 
folgte und be dg den Einſpruch begründen, ſo muß dieſer 
Klagegrund bei der Obrigkeit (Gerichte) des Orts, wo das 
Aufgebot oder die Trauung geſchehen foll, befceinigt, und von 
diefer das fernere Aufgebot und die Trauung verſagt werden. 

Anmerk. Refer. vom 10. November 1834. (v. K. Jahrbücher 
Bd. 44. S. 301): Zur Unterfagung des Aufgebotd und der 


Einfprud), 


Zomm, 
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Trauung auf erhobenen Einfprud; iſt die Obrigkeit des Orts, wo 
due Aufgebot oder die Trauung geſchehen fell, in allen, auch nicht 
gang fehirunigen Sälen, auch ohne Müdfiht auf ben Feen 
Sin, der dus Ebeweſprachen ertheilt hat, Eompetent, wie ſich 
auch aus den Materialien zum A. L. R. ergiebt. 

9. 161. Entſteht darüber ein Prozeß: fo gehört vefen 
Erörterung vor dasjenige Gericht, welchem der Angeſprochene 
in Sponfalien» und Eheſachen unterworfen ift. 

8. 162. Erklärt fiğ der angeſprochene Theil, die den 
Anſpruch machende Perſon nicht beirathen, ſondern allenfalls 
nur nach den Geſetzen und richterlichem Ermeſſen abfinden zu 
wollen, fo muß er diefer Abfindung wegen annehmliche Sicher: 
heit beſtellen. * 

F. 163. Sobald dieſes geſchehen ift, kann mit dem fer⸗ 
nern Aufgebot und der Trauung verfahren werden. 

Anmerk. Anh. GR dee Zomm wer 
der bleiben der Geſchwächlen die wegen Führung des Namens zu⸗ 
geſicherten Rechte dennoch vorbehalten. 

8. 164, Wird der Einſpruch in der Folge ungegründet 
gefunden: fo foll der Einſprechende, als ein Injuriaut, nach⸗ 
drücklich beſtraft werden. 

S. 105. Wird dem Richter vor der Trauung ein oder 
anderes bis dahin nicht bekannt geweſenes Ehehinderniß glaub⸗ 
haft angezeigt, ſo muß Aufgebot ſowohl als Trauung unter⸗ 
ſagt werden. 

S. 106. Die Aufhebung eines foldjen Verbots findet nicht 
eher Datt, als bis das Hinderniß entweder gehoben oder durch 
Urtheil und Recht als unerheblich verworfen worden. 


$. 167. Privatperſonen können bei der Trauung durch 
Bevollmächtigte nicht vertreten werden. 


5. 168. Welchem Pfarrer die Trauung zukomme, ift nach 
den vörgeſchriebenen Grundſätzen zu beſtimmen. (Tit. 11. §. 418 zc. 
und $, 237 — 308. TH II. A. L. N.) 

$. 169. Daß die Trauung nicht von dem gehörigen Pfar 
"fie, macht die Ehe ſelbſt nicht ungültig. (Vergl. 
9. 130. 

$. 170. Wer aber, um die Geſetze des Landes unwirk⸗ 
fam zu machen, in fremden Landen fidh trauen läßt, hat, aus 
ßer den übrigen rechtlichen Folgen der Nichtigkeit oder Ungül⸗ 
tigkeit einer ſolchen geſetzwidrigen Ehe auch noch eine ſiskali⸗ 
ſche Strafe von 10 bis 300 Thlr. verwirkt. 


5. 171. Die Koſten des Aufgebots, der Trauung und 
der Hochzeit tragen beide Eheleute gemeinſchaftlich, wenn nicht 
ein Anderes ausdrücklich verabredet oder an dem Otte, wo die 
Braut wohnt, unter der Klaſſe, zu welcher fie gehört, herge⸗ 
bracht ift. 

S. 172. Das Eigenthum der Hochzeitsgeſchenke wird beiz 
den Theilen gemein; infofern nicht der Geſchenkgeber ein Uns 
deres ausdrücklich feſtgeſetzt hat, oder es aus der Beſchaf⸗ 
fenbeit des Geſchenks abzunehmen tft, 

Anmerk. 1. Cirt. des Confit zu K. vom 23. Novbr. 1835. 
In Älteren Verordnungen, fo wie auch noch in dem Corpus iu- 
Fis Friederie. vom J. 1749 ift beftimmt: daß in der Abventës 
und Faſtenzeit, auch des Sormtags keine Trauung ohne Conceſſton 
des Ba vorgenommen werden Toll, durch das Edict vom 
14. September 1797 it jedoch dieſes Verbot auf acht Tage 
vor dem Ehriſttage und auf vierzehn Tage vor Oſtern eingeſchränkt 
worden, fo daß es hiernach wohl keinem Bedenken unterliegt, daß 
es im Algemeinen den Geiftihen geftattet ift, auch an Sonn 
und Feſtagen eine Trauung zu verrichten. Da inbeffen theils 
die Hochzeitfeirlichteiten häufig mit fo rauchenden Tultbarkeiten 
verbunden werden, daß dadurch der Deilighaltung der Sonntage 
und den diesfälfig beſtehenden Verordnungen zuwider gehandelt 
wird, theils die Kraft und Zeit der Geiftichen wegen mehrfacher 
anderweitiger Verrichtungen am biefen Tagen oft ſchon hinlänglich 
in Anſpruch genommen worden ift; fo halten wir es angemeſſen, 
die Diesfäligen Beſtimmungen dahin zu erneuern, daß die Galli 
chen zwar auf Erſardern eine Trauung an Gonn: und Sefttagen, 
außer in der gefchloſfenen Zeit, ohne unfere Conceſſten verrichten 
Dürfen, daß fie aber jedesmal den Brautleuten die Heilighaltung 
folcher Tage beſonders eimzuſchätſen fih angelegen fein item. 
Ein Circ. d. Oſtpr. Reg. v. 8. Septbr. 1809 auf Grund 
eines Refer. v. 14. September 1797. (Edict Samml. 
1797. S. 1347 ıc) ſchränkt das Berber der Trauungen und Hoch⸗ 
en A ber Adventas und Aaen auf 8 Za vor dan 
briſttage und auf 14 Tage vor Ostern ein, wobei nach 
den wird, daß die Erlaubniß zur Trauung in der filen 
nur aus fehe ehebfichen Gründen und ohne Geſtattung eines tauz 
schenden Er und anderer rauſthenden Luſtbarkeiten er- 
arf. 


Jah de 

3. Ra Dienft+ Inftruction für die Prov, Confiftorien, Gel. 

Soma. 1817. Ern, D e ift e Difpenfation 
zur Hausteeuung bei dor Megierung, die Erlaubnis zur Trauung 
in der Advents und Fastenzeit bei dem Confiltorio nachzuſuchen. 

1. Eine Cireulairs Beef dee Gonſiſtorii vom 26. Juli 1826. 
weiſet an, den Unterſchled zwiſchen Kirchen» und Haustrauungen, 
wonach unter legteren Blos die Copulationen in Pridatwohnun⸗ 
gen zu verſtehen find, ſteenge feſtzußalten, und in öffentlichen Gaſt⸗ 
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haufen, ausgenommen bei den tirktichen Bewohnern derſelben 

die Cinfegnung der Ehe durchaus nicht vorzunehmen. (ger. auf 

Girc. de. vom 4. Juni 1820. v. K. Ann. 1820. S. 745). 
5. Ohne Difpenfation find Haustrauungen erlaubt: 

1) wenn Bräutigam ind Braut von Adel find: (Corp. jur- 
Frider. de 1751. P. II. Tit, 3. $. 27.) 

Anm. Wenn nur ein Theil adelichen Standes ift, ſo richtet 
fid dieſes Privilegium nach dem Stande desjenigen Theis, 
deſſen Parocht.s zur Trauung berechtigt ift (Reſcript vom 
20. März 1821 in act, b. N. zu K. 

2) wenn eine unvorbergefehene Krankheit eines der Brautleute 
hindert, D in der Kiche trauen zu laſſen und ein ärztliches Utz 
teft es beſcheniget. 1. e. &. 17. 

3) bei den frangfifchen Prediger, wenn. die zu krauenden 
Perfonen vorher 10 olr. zum Velten der frangöfifchen. Kirche 
erlege haben. Kabin. Ordre vom 27, Febr. 1703. beſtätigt den 
24. Febr. 1750, 


Von Aufhebung der väterlichen Gewalt. 
A. L. R. Th. II. Tit. 2. e 210—270. 
$. 210. Wenn ein Sohn nach erlangter Gropjährigkeit 


der väterfie eine eigene von den Eltern abgeſonderte Wirthſchaft errichtet, 
Sen Gewalt Fo geht er dadurch aus der väterlichen Gewalt. e 


CN 
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$. 211. Wenn der Vater ihn feiner Gewalt noch nicht 
entlaffen will, fo muß er feinen Widerſpruch 15 55 anzei⸗ 
gen und Gründe dazu beibringen, welche hinreichen, den Sohn 
für einen Verſchwender erklären zu laffen. 


$. 212. Wenn ein groß jähriger Sohn ein eigenes Ge. 
werbe treibt oder ein öffentliches Amt bekleidet, ſo iſt er für 
entlaſſen aus der väterlichen Gewalt anzuſehen. Die fortwäh⸗ 
rende Unterstüzung von Seiten des Vaters durch Gebung des 
Tiſches und font, macht dabei keinen Unterschied. 

Anmerk. 1. Anh. zum A L. R. $. 90. Ein Offizier wird durch 
Erlangung der Maſorennität von der vätstlichen Gewalt nur alsz 
dann befreit, wenn er zu einem solchen Teen avancirt, in wel: 
chem er der väterlichen Hülfe zu feinem Unterhalte nicht mehr bes 
darf, welches alsdann angenommen werden ſoll, da er entweder 
eine Compagnie oder eine Eskadron erhält oder boch zum Eapitain 
oder Mittmeifker ernannt wied, und das mit biefer Charge verz 
knüpfte Gehalt zu genisfen bat. 

2. Verordn. v. 20. September 1806. Das Referendariat iſt 
für ken foldes Öffentliches Amt anzufehen, wodurch ein Voltjäh- 
eg väterlichen Gewalt entlaflen würde. (Rabe Bd. 8. 

77. 
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$. 213. Einem großjährigen Sohne, welcher ſich mit fei- 
nem Gewerbe ohne weitere Unterſtützung des Vaters ernähren 
kann, ift letzterer die Anſtellung eines ſolchen Gewerbes zu ver- 
ſtatten und ihn dadurch aus feiner Gewalt zu entlaffen vers 
bunden. 

$. 214. Ein noch minderjähriger Sohn kann vor zurück⸗ 
gelegtem zwanzigsten Jahre, felbft mit Einwilligung des Bas 
ters, der väterlichen Gewalt nicht entlaſſen werden. 

8. 215. Nach zurücgelegtem zwamzigſten Jahre und bis 
zur erlangten Volljährigkeit des Sohnes kann der Vater 
nicht genöthigt werden, denſelben aus feiner Gewalt zu 
entlaſſen. e 

. 216. Wenn aber der Vater in dieſem Beitraume feis 
nen Willen, den Sohn zu enklaſſen, mit Beiftimmung des 
Sohnes, bei dem vormundichaftlichen Gerichte verlautbaret, fo 
hat dieſes 52900 alle Wirkungen einer Majorennitäf2-ErFlärung, 

Anmerk. Anh. 3 A. b. R. 8.01. Diefe gefestiche Borfdrift fins 
det bei der Entlaſſung von Löchtern keine analogifche Anwendung. 

8. 217. Dem Sohne muß ein beglaubigte Zeugniß bars 
über von dem vormundſchaftlichen Gerichte ausgefertigt werden. 


$. 218. Wenn der Vater ausdrücklich oder ftllſchweigend 
einwilligt, daß der noch minderjährige Sohn ein befonderes Ge- 
werbe für eigene Rechnung anfange, fo hat dieſes die Wirkung 
einer ausdrücklich erklärten Entlaſſung. 

$. 219. Durch die Uebernehmung eines öffentlichen Um 
tes geht ein noch minderjähriger Sohn, auch wenn er zugleich 
eine beſondere Wirthſchaft anſtellt, doch noch nicht aus der vä- 
terlichen Gewalt. 

8. 220. Will ihn aber ber Vater derſelben entlaffen, fo 
muß er diefen feinen Willen nach Vorſchriſt $. 216. 217. ger 
richllich erklären. 

8. 221, So lange der Vater dergleichen Erklärung noch 
nicht abgegeben hat, iſt⸗der Sohn er in den Geſchäſten fei- 
nes Amis nicht aber in feinen Privat- Angelegenheiten für eie 
02 der nicht mehr unter väterlicher Gewalt ſtehet, zu 
achten. 


9. 222. Kaſſenbedienungen und Pachtungen, wodurch Fe- 
mand dem Fiskus oder einer Kr CH verhaftet wird, 
ſollen einem Minderjährigen, der noch unter väterlicher Gewalt 
Debt, nicht anders übertragen werden, als wenn er zuvor von 
dem Vater ausdrücklich und gerichtlich entlaſſen worden, 


Bei einem 
minderſäh⸗ 
rigen. 
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$. 223, Auch daraus, daß der Vater feinem noch mins 
derjährſgen Sohne die Errichtung einer beſondern Wirthſchaft 
aus ſeinem eigenen oder dem AE feiner Frau geſtiftet 
ei folgt noch nicht, daß derſelbe der väterlichen Gewalt ents 
laffen fei. 

8. 224. Wer alfo mit einem Minderjährigen, deffen Ba- 
ter noch am Leben ift, ſich einlaffen wil, muß fih überzen⸗ 
gen, daß derselbe entweder mit Einwilligung des Vaters ein 
beſonderes Gewerbe für eigene Rechnung kreibe, oder daß ihn 
der Vater ausdrücklich entlaſſen habe. 

8. 225, In alen Fäden aber, wo der Sohn eine zuerft 
obne väterliche Einwilligung oder Entlaſſung angefangene ber 
fondere Wirthſchaft, bis nach zurückgelegtem vier und zwanzig⸗ 
ſten Jahre fortſetzt, ohne daß der Vater ſeinen Widerſpruch ge⸗ 
tichelich erklärt, und ihn zur Wiederaufhebung diefer abgeſonder⸗ 
ten Wrthſchaft wirklich angehalten hat, geht er mit dem Seit, 
punkte der erlangten Volljährigkeit zugleich aus der väterlichen 

o . 

$. 226. Ein Sohn, welcher während der Minderjährige 
keit der väterlichen Gewalt entlaffen worden, kann demnach 
feine Grundſtücke und Gerechtigkeiten nur mit Beitritt ſeines 
Vaters verpfänden und veräußern. 


5. 227. Sobald aber der Vater feine Einwilligung in ſolche 
Verfügungen gerichtlich erkärt, bedarf es keiner Untersuchung 
oder 4 von Seiten des vormundſchaftlichen Gerichts. 

Bei einer 8. 228. Wenn eine Tochter unter ertbeilter oder von dem 
Toter. Richter ergänzter Einwilligung des Vaters heirathet: fo hört 
die väterliche Gewalt über fie auf, 
§. 229. Iſt fie aber noch minderjährig: fo bleiben dem 
Vater bis zur erlangten Volljährigkeit alle Rete und Pflich⸗ 
ten eines einer verheiratheten Pflegebefohlnen beſtellten Vor⸗ 
mundes. (Tit. 18. Abſchn. 8.) 
$. 230. Eine unverheirathete Tochter kann, auch wenn 
fie großjährig ift, nicht anders, alè darch ausdrückliche Gett: 
rung, der väterlichen Gewalt entlaſſen werden. 
olgen bife F. 231. Nach aufgehobener väterlicher Gewalt ift der Ba- 
frp ter ſchuldig, dem Kinde das bisher unter feiner Verwaltung 
Date hes ab gestandene eigenthüämliche Vermögen deſſelben, nach den im fols 
genen Ber: genden Abſchnitte vorgeschriebenen Beſtimmungen, herauszugeben. 
me . 232. Söhne, welche eine abgeſonderte Wirthſchaft ans 
ai fungen, mifen zu deren erſten Einrichtung und zur Anfchafe 
tung befel fung der Geräthſchaften, welche zum Betriebe ihres Gewerbes 
ben. unentbehrlich find, mit einer Ausſtattung verſehen werden. 
— 
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$. 239. Auch den heirathenden Töchtern gebührt derglei» 
chen Ausftattung, fo weit dieſelbe zur Zi und zur d 
Einrichtung ihres Hausweſens erforderlich ift. 

8. 234. Haben die Kinder eigenes Vermögen, fo können 
die Kosten der Ausſtattung aus der Subſtanz deſſelben genome 
men werden. 

5. 235. So weit fie keins, oder kein hinreichendes Bers 
mögen haben, iſt der Vater aus dem Seinigen für dieſe Aus⸗ 
fattung zu ſorgen verpflichtet. 

$. 236. Iſt der Vater nicht mehr am Leben, oder ſelbſt 
unvermögend: fo muß die Mutter in Anſehung dieſer Pflicht 
an feine Stelle treten. ` 

S. 297, Der Regel nach hängt es lediglich von dem Er⸗ 


meſſen der Eltern ab, wieviel fie zu Ge Ausſtattung 


der Kinder aus ihrem Vermögen hergeben we 


$. 238. Sollten jedoch Eltern Dé dieſer ihrer Pflicht ders 
mëtt entziehen wollen, daß fie ihren Kindern gar Feine ober 


` nur eine ganz unzureichende Zëtteg bewilligten fo ftebt 


den Kindern frei, den Beiſtand des vormundſchaftlichen Gerichts 
nachzuſuchen. 

9. 239. Dieſes muß mit Zuziehung zweier der nächſten 
Verwandten ober zweier Standes oder Bunftgenoffen des Bas 
ters, billig ermeſſen: wieviel zur Austattung des Kindes nach 
den g. 202, 233. angegebenen Beſtimmungen erforderlich fei, 
und ſodann den Vater zu Bewilligung biefer Nothdurft zu vers 
mögen, fiğ angelegen fein taffen. 

$. 240, Es muß aber darüber kein Prozeß zugelaſſen, am 
wenigſten der Vater zur Offenlegung ſeines Vermögenszuſtan⸗ 
des genöthigt werden. K 

„Š 241. Vielmehr, wenn die Eltern auf Pflicht und Ges 
wiſſen verſſchern, daß fie nach ihren Umftänden, ohne wirkli⸗ 
chen Nachtheil für Dé und ihre übrigen Kinder, dem Auszu⸗ 

attenben fo viel, als das vormundſchaftliche Gerichte bilig ges 

inden bat, nicht ausfeßen können: fo müſſen dieſes Gericht 
ſowohl, als das auszuſtattende Kind bei einer folden Verficher 
rung ſich beruhigen. 

8. 242. Kinder, die ſchon ein Mal ausgeſtattet find, has 
ben unter keinerlei Umſtänden das Rechtz ES nochmalige Aus⸗ 
ſtattung zu verlangen. 


S. 243. Außer der vorbeftimmten Ausftattung find Rine 
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der, vermöge der Geſetze, niemals befugt, eine Mitgabe oder 
Brautſchatz von den Eltern zu fordern. 

$. 244. Auch wenn die Eltern eine Mitgabe, ohne weis 
tere Beſtimmung einer gewiſſen Summe oder Sache, verfro: 
chen haben, find fie nur zu dieſer Ausſtattung (F. 232. 233.) 
verpflichtet. 

a 245. Haben fie aber den Kindern einen Brautſchatz 
oder Mitgabe, über die Ausstattung, aus eigener Bewegung 
wirklich zukommen laffen: fo wird im zweifelhaften Falle 
vermutbet, daß dieſelben aus dem eigenthümlichen Vermögen 
der Kinder, fo weit daſſelbe dazu hingereicht hat, genommen 
worden. 


. 246. Haben die Kinder kein eigenthümliches Vermö⸗ 
gen: ſo gilt die Vermuthung, daß der Brautſchatz oder die 
Mitgabe aus dem Vermögen des Vaters gegeben fei. 


F. 247. If der Vater nicht mehr am Leben: fo wird 
der Brautſchat oder die Mitgabe aus dem Vermögen der 
Mutter, obne Beitrag des Stiefvaters, genommen zu fein ge- 
achtet, wenn gleich letzterer ausdrücklich gewilligt hätte. 

$. 248. Nur bei der Gemeinſchaft aller Güter wird jer 
derzeit vermuthet, daß der den Kindern gegebene und nicht aus 
eigenthümlichem Vermögen gefloffene Brautſchatz aus dem ger 
meinſchaftlichen Vermögen genommen worden. 


Rechte der §, 249. Auch nach aufgehobener väterlicher Gewalt find 


= e $ ; ` 
E die Kinder den Eltern kindliche Ehrerbietung ſchuldig. 


Gewalt. 5. 250. Die Pflicht, ihre Einwilligung zu einer Heirath 
nachzuſuchen, wird durch Endigung der väterlichen Gewalt nicht 
aufgehoben. (Tit. 1. S. 1009 x. vergl. bier $. 4 


Inſonder⸗ 8. 251. Auch nach aufgehobener väterlichen Gewalt find 
HA Kinder und Eltern einander wechfelfeitig zu unterflügen, und 
bar kite, eins das andere, wenn es fich ſelbſt nicht ernähren kann, mit 
Drang. Unterhalt zu verſehen ſchuldig. 
$. 252, Iſt das Unvermögen, Dë ſelbſt zu ernähren, 
durch Krankheſt, unglücksfälle oder fonſt unverſchüldet entitan- 
den: fo find die Kinder den Eltern und diefe jenen anſtändigen 
Unterhalt nach ihrem Vermögen zu reichen verbunden. 
F. 253. If aber der hülſsbedürftige Theil durch eigene 
Schuld verarmt, oder hat er ſich gegen den andern fo betragen, 
daß dieſer ihn zu enterben berechtigt fein würde, fo muß er mit 
dem blos nothdürftigen Unterhalte ſich begnügen. 


8. 264. Kinder, die nad) aufgehobener väterlicher Gewalt 
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von ben Eltern noch ernährt werden müſſen, find alsdann auch 
verbunden, den Eltern in deren Wirtſchaft und Gewerbe nach 
ihren Kräften behülfiich zu fein, 

S. 255. Außer den §. 210 — 230 beſtimmten gewöhmi⸗ 
chen Fällen Hört die väterliche Gewalt von ſelbſt auf, wenn 
der Vater wegen grober Verbrechen zu harter und ſchmäßli⸗ 
cher Zuchthaus oder Feſtungsarbeit, zu zehnjährigen oder le⸗ 
benswierigem Gefängniſſe oder zur Landesverwelſung verur 
theilt worden. 


$ 250. Ferner alsdann, wenn er gerichtlich für einen 
Verſchwender erklärt wird. 


$. 257. Auch alsdann, wenn er ohne Vorwiſſen des 
Staats, in der Abſicht, fih feinen Unterthanspflichten zu ent- 
ziehen, aus den königlichen Landen entwich. 

8. 258. Endlich, wenn er vorſätzlicher Weiſe die Kinder 
hülſlos und ohne Aufſicht verlaffen hat. 

8. 259. In allen dieſen Fällen erlangt er die väterliche 
Gewalt nicht wieder; auch wenn der Grund ihres Verlustes 
in der Folge gehoben worden. 


S, 260. Dagegen ruht die väterliche Gewalt, wenn der 
Bater nur zu bürgerlichem oder Feſtungsgefängniſſe auf länger 
als zwei, oder weniger als zehn Jahre, verurtheilt worden. 

. 261. Imgleichen alsdann, wenn der Vater in Rafes 
rei oder Blödſtan verfallen ift 


S. 262. Nach ausgeſtandener Strafe, erhaltener Begna 
digung oder erfolgter Wiederherſtellung tritt der Vater wiederum 
in alle feine Rechte. 5 

. 263. Sind die Kinder zur Zeit der ſolchergeſtalt auf- 
gehobenen oder außer Wirkung gefegten väterlichen Gewalt noch 
minderjährig, fo muß ihnen ein Vormund beftellt werden. 


8. 264. Der Nießbrauch ihres Vermögens wird, fo weit 
er zu ihrer Verpflegung und Erziehung oder zur Unterſtützung 
des Vaters nicht erforderlich it, der Subſtanz zugeſchlagen. 

$. 265. Waren die Kinder zu der Zeit, als die väterliche 
Gewalt außer be mang geſetzt wurde, bereits großjährig, oder 
find fie es in der Zwiſchenzeit geworden: fo fallen fie nicht mehr 
unter dieſelbe zurück. 

8. 206, Eingeſchränkt wird die väterliche Gewalt in Ane 
fehung der Erziehung, wenn der Vater dieſelbe vernachläſſigt, 
die Kinder gaia mißhandelt, fie zum Böfen verleitet oder 
ihnen den nöthigen Unterhalt verſagt, ($, 90. 91.) 


Beſondert 
Balle wee 


väterliche 
Gewalt auf 
hört. 


Einfheäns 
kungen der⸗ 
alben. 


336 


8. 267. Ferner in Anſebung der Verwaltung des Verz 
mögens der Kinder, wenn der Vater die beſondere Sicherheit 
dafür, wozu er aus geſeglichen Gründen verpflichtet it, uicht 
beſtellen kann oder will. (§. 179 ic.) 


F. 268. Endlich in Anſehung der Verwaltung und des 
Nießbruchs zugleich, wenn der Vater in Concurs verfällt, oder 
ſonſt die Kinder ſtandesmäßig zu verpflegen und zu erziehen, 
unvermögend wird. ($. 204 — 209.) 

8. 260, In allen Fällen, da folchergeftallt die Rechte der 
väterlichen Gewalt aufgehoben, außer Wirkung gefegt oder ein⸗ 

eſchränkt worden, ($. 255—268), bleiben der Bater und fein 
Casa zur Erfüllung der damit verbundenen Pflichten dene 
noch verhaftet. 


S. 270. Durch den bürgerlichen oder natürlichen Tod des 


Vaters nehmen ſowohl die Rechte als Pflichten der väterlichen 
Gewalt ein Ende. 


Vierte Abtheilung. 


Die Amtsblätter betreffend. 


Sou, üb. b Kir. u. Schul Befegarb. 22 


1. 


Die Gültigkeit der durch die Amtsblätter bekannt 
gemachten Bette, 


1. V. v. 27. October 1810, über die Erſcheinung und den Bere 
tanf der neuen Geſeſammlung (Geſ⸗Samml. 1810 S 1): 

8. 2. Es ſoll für jedes Regierungedepartement ein Departes 
mentsblatt erfcheinen, in welches alle Vorſchelten und Publifat 
nen aufzunehmen find, welche das Departement allein betre 
V. v 28. März ISI1, über die Einrichtung der Amts- 
Blätter in den Regierungs- Departements [Gef.⸗Samml. 
1811 S. 165.) 

§. 1 Mit dem Anfange des achten Tages, nachdem die Bere 
ordnungen und Verfügungen zum erſten Male im Amtsblatte ab- 
«gedrudt worden, find fie für gehörig bekannt gemacht anzunehmen. 

ie Tage werden hierbei vom Datum der Nummer des Amts⸗ 

dates an und dieſes Datum mit eingezäht. Mie dem Anfange 

bis achten Tages, nachdem ein in ber allgemeinen Gefeg Sam. 
erſchienenes Gefeg in dem Amtsblatte der einzelnen Regierungen als 
vorhanden angezeigt ift, ift das erch als gehörig befannt gemacht 
anzunehmen, und werden hierbei die Tags auf gleiche Weiſe gezählt. 
3. B. v. 14. Januar 1813, betr. die Deklaration des Anfangs 
der nacht. Wirkung der durch bie Geſehfammlung und durch die 

Amtsblätter bekannt gemachten Geſche und Verfügungen (Gef S. 

1813 S. 2) beftimmt: 

1) Jedermann im Staate ift fchuldig, die in bie Geſ⸗Sammi. 
und in die Amtsblätter eingerücten Geſege und Verfügungen zu 
5 be fih danach zu achten, ſobald er davon Kenntniß ere 
hallen bat. 

2) Es wird angenommen daß das Amtsblatt acht Tage nach 
feiner Erſcheinung an allen Orten des Departements bekannt fei- 


oos 


5 
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Nach Ablauf dieſes Zeitraums kann fih daher Niemand damit 
entichuldigen, daß ihm eine in die Gefegfammlung oder in das 
Amtsblatt eingerückte Verordnung unbekannt geblieben fei. 

3) Hierbei verſteht es fih von Jg, dag da, wo auf dem gee 
möhnlichen oder auf einem ungewöhnlichen Wege die Geſezſamm⸗ 
lung oder das Amtsblatt früher bekannt wird, die verbindende 
Kraft der darin aufgenommenen Vorschrift fofort eintritt und daß 
inebefonbere alle Öffentliche Behörden fidy danach unverzüglich zu 
achten verbunden find, inſofern das Geſez felbft nicht einen ane 
deren Zeitpunkt der Anwendung fejtfekt. 

4) K. D. v. 24. Juli 1820, die öffentliche Gültigkeit 
ber ausſchließlich durch die Amtsblätter bekannt ge 
machten Geſetze (.S. 1826 S. 73; K. Meet, 1826 S. 273; 
©. Amtsöt. 1820 S. 002; M. Amtest. S. 291; D. Amish 
S. 351.) fegt fet, daß nach den deutlichen Beſtimmungen der 
Geſetze vom 27. October 1810, 28. März 1811, und 14. Januar 
1813, ein durch das Amtsblatt bekannt gemachtes Gefeg, wenn 
«8 auch nicht in die Gefegfanmlung aufgenommen ift, für die 
Eingeſeſſenen des Reg. Bezirks. in deffen Amtsblatt es erſcheint, 
verbindliche Kraft Hat, obne Unterfhied, ob es eine allgemeine, 
auf fämmeliche Unterthanem der Monarchie gerichtete Vorfehrift, 
oder eine nur Die Eingefeffenen des einzelnen Megierungs Bezirks 
verpflichtende Anordnung enthält, worms von E folgt, daß eine 
im die ſemmtliche Amtsblätter der Monarchie aufgenommene ge- 
Pete Beſtimmung wenn fie auch niche der Gafepfamnatung ein. 
verlelbt wird für alle Untertanen der Monarchie verölndand und 
sën i, Daß ein allgemein derpflchtendes Gefeg ausſchlleßend 
nur durch die Bekanntmachung in der Geſehſammlung Öffentl che 
Güttigkeit erlange, HI ſo wenig vorgeſchrieben, daß vielmehr idle 
Amtsblätter als das Organ bezeichnet find, durch weiches der Wille 
des Gefeggebere: den Unterthanen nt weden foll, weil ein in 
der Geſchſammlung abgedrucktes Geſes nicht eher für publicirt 
geachtet werden kann, als bis deffen Erscheinung nach Tel, Dar 
tum und Nummer in den Amtsblättern angezeigt iſt. Um fo 
weniger kann es dem gerinaften Zweffel unterliegen, dag es für 
eine kg hinreichende Publikation des Geſekes 2 müſſe, wenn 
4s feinem voüſtändigen Sahalte nach in die Amtsblätter aufge» 
nommen wird. Nur die Rückſichten, theis auf den Koſtenauf⸗ 
wand, theils auf den leichtern and bequemen Gebrauch für die 
gerichtfichen und verwaltenden Behörden, haben der Bebanntma⸗ 
chung allgemeiner Geſche, durch eine einzige Sammlung, den Bors 
zug vor ber e durch die verſchiebenen Amtsblätler 


der einzelnen Regierungebejirke verschafft, wobei eë als Reget auch 
dergeftalt fein Bewenden haben foll, daß die Gefekfommlung die 
allgemeinen Geſetze enthalte, und das Amtsblatt vorzüglich nur 
zur Aufnahme adminiffrativer Ba en beſtnumt bleiben muß, 
obne daß die verbindliche Kraft des Geſehes dezwufelt werden 
darf, wenn aus beſonderen Gründen gut gefunden wird, es nicht 
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durch die Gefegfamfung, fonden durch die Zaire befannt 
machen zu laſſen. 
B. 


Verpflichtung zum Halten der Amtsblätter. 
B. v. 28. März 1811 (4. S. 1811 S. 105) 

SS Alle Prediger erhalten das Amtsblatt der Regierung 
des Departements unentgeltlich, ſind aber auch zur zichtigen Ab. 
lieferung derlelben an ibre Amtsnachfolger verpflichtet. 

F. 9. Die Obrigkeiten, Dorfſchulzen und Prediger find vere 
pflihtet dafür zu forgen, daß die Amtshlätter zur gehörigen Zeit 
aus dem nächſten Wertheilungsorte abgeholt und den Gemenden 
ſegleich befannt werde, daß ane Nummer derfelben angelangt fei, 
damit dieſe P gleich die nöthige Kenntniß derſelben verschaffen 
können. Jusbeſondere find fie und die Prediger verpflichtet, bie 
Giſetze da zu erklären und zu erläutern, wo die deutsch: Sprach. 
weniger befannt it; Unricrine Aufbewahrung der Nummern der 
Gefegfammlung und des Amtsblattes wird an den Schuldigen mit 
dem doppelten Preiſe des Jahrgangs beftraft. 

R. v 9. Juni 1519 (Geſ.⸗S. 1819 S. 148.) 

. 2. Jur Haltung der Gefehfanmlung auf ihre Koften find 

verpflichtet. ` 

DEET 
und deren Stellvertreter, imgleichen die erz und bifchöfl. Com- 
miſſarien und Behörden; 

k) bie Superintendenten und geifttichen Inſpaktoren, 

8. 6. Ale im $. 2 diefes Gelees genannten, Behörden und 
Perfonen find zue Haltung und Bezahlung des Amtsblattes der 
betreffenden Regierung ſchuldig. 

B. v. 16. Juli 1823 (v. K. Ann. 1828 S. 681 u. M Amtsbt. 
S. 283): Wenn gleich vorftehendes Geſeß vom 9. Juni 1810 
fih nicht ausdrücklich auf die ganze Monarchie bezieht, fo bat es 
doch kein Bedenten, bei durchaus gleichen Verhältnifien und den 
nämlichen Gründen und Zwecken der Beſtimmung es Überall zur 
Anwendung zu bringen. 

R. v. 19. Februar 1834 (v. K. Ann. 1834 S. 77): Die Eur 
petintendenten find von der Haltung eines zweiten bann Umts- 
blatts⸗Eremplars entbunden und genügt für fie das Exemplar, 
welches fie als Prediger unentgeltlich erhalten. 


ë 


Anderweite Beſtimmung en. 


I. V. b. R. ft. K. v. 5. November 1817 (Amtsbt. S. 442) weis 


fet die Geiltlichen an, die Amtsblätter gehörig zu ſummeln, zu 
ordnen, beim Ablauf jedes Jahres deren Einbindung zu veranlaſſen. 
dieselben forgfältig aufzubewahren und wenn das Amtsblatt ihnen 
nicht wöchentlich zugehen follte, foldes bei dem Poftamte, an 
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welches fie gewiefen, in égen an bringen. Auf die Befol- 

gung diefer Anordnung baden die Superintendenten bei den Kire 

chenviſttationen, dei Abnahme der Inventarten, bei Auseinander⸗ 
fesung der anziehenden Pfarrer mit den Abgehenden oder beren 

Erben zu rückſichlgen, indem jede fehlende Nummer auf Kosten 

der Soin angefchafft werden muß, 

„Nach d. B. d. N zu K. v. 13. März 1813 (K. Amtsbl. 1813 

S. 120] folen die Prediger den Schulchrern bei Gelegenheit ber 

monatlichen Conferen zen die wichtiaften und gemeinntißigiten Bere 

fügungen der Amtsblätter mittheilen. ` 

3. B. d. R. zu M. v. 16. Auguft 1828 (Amtsbl. S. 284) ber 
fimmt Seite, 

4. B. d. R zu K. v. 30. Mai 181 (Amtsbl. 1811 S. 82) Die 
Geiſtlichen werden angewieſen, nach Eingang des Amtsblatts von 
denienigen Verfügungen, welche ibr Amt und ibre Berhälmiffe 
betreffen, fofort eine volftänbige Abfchrift mit Hinweifung auf 
Nummer und Datum des Amtsblatts den Acten ihrer Reziſtra⸗ 
tur beizufügen. 


2. 


Fünfte Abtheilung. 


Ueber den Geſchäftsgang und die Form der 
Berichte. 


L 


1812. (Amtsbl. 1812. S. 100, 


Sämmtljchen Herren Predigern wird hiermit wiederholentlich zur 
Pflicht gemacht, ihre Anträge und Berichte, mit Ausnahme der Bau 
und anderen ökonomischen Sachen, in weichen fie mit den Kirchen 
vorſteheen oder dem Kirchen» Collegium gemeinfchaftlich berichten Lan. 
nen, nicht unmittelbar an ung, fonden an die geiftliche Kreis- Fnfpeftion 
eingufenden; es fei denn, daß fie Über Ar felbft Beſchwerden 
führen wollen, oder We unmittelbarer Bericht in fehleunigen Fällen 
von uns ſelbſt erfordert werden. Die Schullehrer und Glöckner mül⸗ 
fen Di aber zuvsrderſt mit ihren Geſuchen an den Pfarrer des Kirch. 
fpiels wenden, welcher als Lokal⸗Inſpektor verpflichtet ift, ihre Streiz 
FFF Güte, nach 

und Billigkeit, beizulegen, oder fid) für fie bei den Landräthen, 
Domainen-Beamten und anderen Ungerhehörden zu verwenden. Sal. 
ten, tibee Verhoffen, ibre Diesfälligen Bemühungen fruchtlos bleiben : 
fo find ihre Beſchwerden an den Reale Jufpektor und von dieſem an 
uns einzufenden. a 

Schließlich werden die Herren Superintendenten hiemit erinnert, 
die bei ihnen eingeſendeten Sachen ohne Verzug ſelbſt abzumachen, 
ober wann dies entweder nicht thunlich oder die Angelegenheit wichtig 
BS bierliber an uns zu berichten, den Bericht aber mit ihrem 

ftinmten Gutachten zu begleiten, oder wenn fie bei Helen Anträgen 
nach ihrer nähern Kenntniß der Lokalverhältniſſe nichts zu erinnern 
finden, am Nande des diesfältigen Berichte ihre Zustimmung kurz zu 
bemerken und durch ihre Namens unterſchrift zu beglaubigen. 

In Erinnerung gebracht durch die Verordnung v. 9. November 
18187 (Amtsbl. 1815. S. 487.) urch die Cite Verf. v. 24. Novem- 


Verordnung der Reg. zu Königsberg v. 31. Jan. 
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ber 1834 Mro. 2% K. S. zu Nro. 6. und Circ. s Werf. vom 
24. April 1838 Neo. / K. S. zu Nro. 2. 


Berorbn. der Reg. zu K. v. 18. Febr. 1815. (umtetl. 
S. 98. 99.) 


schreibt die Form vor, weiche bei Berichterſtattungen an die Regierung 
u beobachten ift. Der Inhalt Weier Verordnung ift durch die Circe 
1 bem 22. November 1835 (f. unten Neo. 5.) zu Neo. 4. 
itgetheilt. S 
ER ang tout het bie Sege v. 23. Mig 1810. 
Amtsbi S. 135 und Circ. Berf. v. 24. April 1838 Nro, 74% K. S. 
u Nro. 3. 
3. 


Verordn. d. Reg. zu K. v. 20. September 1817 
Aimtsbt. S. 394.) 


beftimmat, daß Anlagen den Berichten nicht tofe beigefügt, fondern ger 
heftet werden follen. 


4. 


Gire. Verfügung der R. zu K. v. 24. Febr. 1827. 
Nr. % J. 


Der Geſchäftsumfang der unterzeichneten Regierung ift fo groß, 
daß auf alle Weiſe Bedacht genommen werden muß, die Geſchäfte 
eimzuſchränken, abzufürzen und dadurch zugleich die erforderliche grö⸗ 
fere Ochneligkeit in der Bearbeitung herbeizuführen. Eben fo wûn- 
ſchen wir auch den Behörden, welche mit der Regierung in Verbin- 
dung ftebn, die Gefchäftsfübrung zu erleichtern. 

Zur Abkürzung und Bafchtsunigung der Gefchäfte dient Haupt: 
René die Gründlichkeit der Bearbeitung. erte Wenn nur 
wohlüberlegte Anträge mit kurzer und volftändiger Anführung der 
Thatſachen und Gründe, welche legtere bie Gefege und Werfaffungen 
an die Hand geben, angebracht und dadurch Rückfragen vermieden 
werden, fo läßt ſich das Geſcheſt leicht und ſchnel abmachen. Mo 
aber Lauzkelt ftattfindet, unvellſtändig berichtet und geantwortet wird, 
tritt der Langfame, und geitöbtenhe Mechanismus ein, unter deffen 
Laft jede Regung der Kraft, endlich erlisgt. Für jene zweckmäßcge At- 
ent Lt I Esine e geben, fie fann nur ous dem Beam- 
ten DIE hervorgehen, der den Mechanismus ablegt, und ſich emt- 
fließt Geiſt in feine Verwaltung zu bringen. Wir erfreuen uns 
vieler folder Beamten und hoffen, daß deren Beiſpiel auch auf die 
übrigen wirken werde. 
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Im Aeußern wird die Form der Berichte beibehalten, mie fie 
feit lnger Zeit beſteht, und durch die Verfügung vom 18. Febr. 1818 
(Amtsblatt Seite 98. 99.) vorgepeichnet ift. 

Die Berichte find aber gegenwärtig am diejenige Negierunge-Abs 
theilung zu zichten, vor weiche das Gefchäft nach der neuen Eent, 
fation, zufolge der Alferhöciten Kabinets⸗Oedre vom 31. December 
. F. ( E, 1820. Nro, 1) und nach der ba Der Sign Regies 
tung, gemäß Bekanntmachung vom 28. Juli v. J. (Amtsbl. S. 205.) 
getroffenen Einrichtung dreier Abtbeitungen, gehört. 

forderte Berichte find in den angefegten Terminen zu erſtatten 
ober vor Ablauf des Termins der Grund des Nusslelbens des vell⸗ 
ſtändigen Berichts kurz anzuzeigen. Andernfalls werden die Koften 
and Bie übrigen Bolgen ber Erinnerung, den denen unn a 

Aue Caſſen⸗Sachen müffen mie Sorgfalt bearbeitet und niemals 
verzögert werden. Es ijt ein alter Grundfag in unferer Verwaltung, 
„baß jedes Jahr feine eigene Laſten tragen müffe,” woraus von 
febft folgt, daß alle Ausgaben, Niederfälagungen, Nemiſſtonen, 
Baugelder ic. aufs ſchleunigſfe angemeldet und liquidirt, jedenfalls aber 
im Laufe des Jahres und zeitig vor dem Jahres⸗Caſſen⸗Schluß zur 
Enzſchaft gebracht werden müſſen. Die Verwaltungs: Sonde find nur 
mad bem en Bebüefaig abgemuffen, und entict el Bere 
legenheit und Stocken in der Befriedigung, wenn Forderungen aus 
verfloſſenen Jahren nachträglich angemeldet werden, weiche durchaus 
keine Schwierigkeit gefunden hätten, wenn fie zu rechter Zeit anges 
bracht wären. Eden fo müfjen auch angewieſene Gelder prompt von 
den Kaffen erhoben werden, und wir behalten uns befondere Rügen 
en foldes irgendwo in längſtens vier Wochen nicht geſchehen 
ein folte. 

Beſonders find die Nechnungsſachen in ben feftftehenden Termi⸗ 
men abzumachen, indem die Königl. Oberrechnungsfammer darauf mit 
großer Strenge hält und foftenpflidhtige Erinnerungs⸗ Verfügungen er- 
Dër, die ebenfalls den Schuldigen treffen. Die zweckmäßige Eriedis 
gung e en aan Seen dem türgeften bn 
fübran, muß eine bauptſächlche Sorge fein. Worzünticher Belchleunt: 
Wäi die Amadhung des Rechnungs: und Rete Weg aus 

er Keiegszeit. 

Diop: Einfendungsberichte von periodischen Liften und Tabellen 
wollen wir ben Unterbehörden erlaſſen, und die Einsendung unter Cous 
vert genehmigen, wenn fie die periodifde Nach weiſung gehörig duch 
Unterschrift vollziehn und auf dem Titelblatte der Nachtveifung die 
Verfügung und den Termin, worauf fie ſich bezieht, vermerken. 

e zur Abkürzung des Schreibwerks Rückfragen durch Defrete 
auf Driginal- Eingaben (brevi manu) geſchehen, darf die Erklärung 
unter das Dekret selbst gefchrieben werben. Wird ein befonberer Be 
nicht abgefaßt, fo ift die Rückſendung des Detretë und der etwanigen 
Beilagen nicht zu derfäumen. In beiden Fällen ift, der Balltändig⸗ 
keit der Akten wegen, die Memiffion vorzüglich zu beſchleungen. 

Anträge und Anfragen in folden Angelegenheiten, welche zur ei. 
genen Entſcheidung der anfragenden Behörde gehören, müffen vermits 
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den werden, indem keine Behörde fich derjenigen Getbitftändigkeit, die 
ihr verfaffungsmäßig zuſteht, entäußern barf. Um diefe Mezel foftzue 
halten, müſſen fih die Behörden mit ihren gefegtihen ww 
fugniffen mehr befannt machen, als es bis jest gef hehen if. Da- 
durch wird jede Behörde auch andernthells zu der Dronung gelangen, 
daß keine vorfcheiftemäßige Anfrage /unterlaffen und Erin unbefugte 
Schritt gethan wied. deffen nachträgliche Rechtfertigung, namentlich in 
Mechnungsſachen, mehr Schreiberel macht, als dle vorherige Berichts⸗ 
erſtattung. 

Seder untergeordnete Beamte Hat fih der unmittelbaren Corre 
ſpondenz mit der Regierung, Beſchwerden gegen feine Vocgeſetzten und 
unmittelbar gefordecte Antworten ausgenommen, zu enthalten, vielmehr 
feine Anträge dem Vorzefegten zu machen. 

Die Berichte und Borftellungen derselben find baber in der Ne- 
gel an die Randeäche und Superintendenten, in Angelegenheiten Beren 
Keſſoets, zur Beförderuug an die Regierung abzugeben, Diefe Bes 
Hörden find pu folde in allen Fällen, wo fie nicht bf zu were 
fügen befugt find, ohne Aufſchub zu bewirken, nachdem fie ihre Mo, 
I die Thatsachen und den Antrag beigefügt haben. Der 
bloße Vermerk: Geleſen, gilt für ein Einverſtändnig. Ist aber von 
dem Unterbeamten der Bericht unmittelbar gefordert, fo ift er auch 
unmittelbar an die Regierung zu erflatten. 0 

Dei Nevifion des Termin Kalenders find die in der Beilage ane 
geführten zwölf pertodiſchen Berichte an die Abeheuungen des Innern 
und für Nirchen⸗Werwaltung und das Schulweſen entbspriich, und 
bei andern einige Erleichterungen zweckmäßig gefunden. In ër at, 
ler übrigen periodifcpen Berichte hat es bei den beitehenden Anord⸗ 
nungen das Bewenden. 

um Schluß erinnern wir nech an bie genauere Brobochtung 
des ÖtempelsIntereffe nach dem Geſche vom 7. März 1822 und den 
fpätern nähern Beſtimmungen, indem Werfehen den Behörden Nach 
theile und Strafen zuziehen. 

Die Herren Landräthe, Forftmeifter, Superintendenten, Erzpries 
fter und Defans haben diefe Verfüzung denjenigen ihrer Untergeordnes 
ken bekannt gu machen, welde in Dir Daat nicht genannt And. 


5. 


Gire Verfügung der R. zu K. vom 22. Novbr. 
1835 No. % J. 


In der neuern Beit hat fidh wieder der Uebelſtand eingefchlichen 
daß den für die unterzeichnete Regierung beſtimanten Berichten die 
Beilagen, oft ſogar die zu den letzteren gehörigen kleinen Piegen 
(3. E. Quittungen, Rezepte und derzl.) tofe beigefügt werden, die 
dann im Geſchäftsgange, zum größten Nachthelle deſſelben, leicht her 
ausfallen, verlegt werben, oder wohl gar verloren geben Ennen. 

1) Wir verweilen deshalb fümmliche Behörden, Beamte, fo 
wie die Herren Geifttichen und Leheer auf die Amtsblattverfügun⸗ 
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gen vom 20. September 1817 und 0. Mein 1833 (Amtsblatt 
pro 1817 S. 304 und pro 1833 ©. 251) mit dee wiederholten 
und gemeſſenen Aufgabe: die ihren Berichten beisufügenden Ane 
lagen ferner nicht lofe, fondem zufammengeheftet, numerier und 
ais Beilagen zum Bericht bezeichnet, auch, wenn folde die Stärke 
von zebn einzelnen Blättern nicht überſteigen, an den Bericht ane 
gebeftet, einzureichen. Eine gröbere Zahl Anlagen ift dagegen Dee 
wie ein ſeparates Aktenſtück zu heften und als ſolches bezeichnet, 
dem Bericht beizufügen, 

2) Mo die, den Apothekerrechnungen als Beläge Beizuffigenben 
Rezepte, ihrer Menge wegen an bie Erſteren nicht füglich einzeln 
angeheftet werden können, müſſen De beſonders verpadt, zuſammen⸗ 
genäht und auf dem Umſchlage der Baht, der Rechnung und dem 
Berichte nach. zu weichen fir gehören, genau bezeichnet werben, 
um jede Verwechſelung möglich zu vermeiden. 

3) Wenn ungeachtet Diefer Beſtimmung fernerhin Berichte mit 
ungehefteten. Anlagen eingeben follten; fo werden die betreffenden 
Behörden nicht allein zur weiten Beſchaffung etwa verloren gehen⸗ 
der Beilagen angehalten, fondern. nach Bewandnif der Umftände 
auch für die erwanigen nuchtheiligen Foen der Nichtbeachtung 
unſerer Anordnung, verantwortlich gemacht werden. 

4) Eine gleiche Störung im De erwächſt häufig durch 
mangelhafte. Ferm eingehender Berichte; welche entweder an bie 
verfciedenen Abtheilungen, von weichen die Verfügungen ausge- 
gangen oder an welche ex oficio zu berichten ift, nicht richtig 
beet find, oder denen die erforderlichen Bezeichnungen des Gez 
genftandes, Der betreffenden Verfügung, und deen Nummer nebſt 
dem dabei befindlichen Zeichen der Abtheilung, mangelt: 

Die Amis blattverfügungen vom 18. Februar 1915 S. 98 und 

vom 7. Juni 1831 S. 170 ſetzen aber ausdrücklich feft, daß in 
Berichten an die . Megierung und deren Abehellungen, oben an 
der linken Seite des halbgebrochenen Bogens 
a) Ort und Datum; A 
b) der kurze Inhalt des Berichts mit Benennung der denſelben 

‚scftattenden Bebördes k 

©) ber Termin, innerhalb defen der Bericht erſtattet werden foll; 
d) bie Verfügung, auf welche der Bericht ſich bezieht, unter An- 
fi derjenigen Abtheilung, welche foldhe erlaffen hat, des 
omg und ber Fournaf+ Nummer derfeiben in der Art, wie 
mit lepteer die ergangene Verfügung von innen und außen 
verſahen ift, fo daß ſowohl die Ziffern als das Monatszeichen 
und der etwanige Buchſtabe angegeben werde; 
angeführt werden foll. 

Jide Abweichung von dieſer Worfchtift wird daher, außer den 
Koſten des etwanigen Monitorit, eine unausbleibliche Ordnungs. 
Rirafe von zwanzig Sübergrofchen zur Folge haben. 

5) Eine gleiche Strafe wied in jedem Falle eintreten, wenn 

dae, durch die Amtablastverfügung vom 23. März 1810 S. 188 
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Serbotene Kumuliten mehrerer Gegenftände in einem Berichte fere 
nerhin noch vorkommen, oder wenn der Gebrauch einer poftfreien 
Huet in amtlichen Angelegenheiten unterlaſſen werden, oder in 
Privat» Angelegenheiten ftattfinden solte. 

0) Wie nehmen hierbei Veranlaſſung, den Behörden wieder⸗ 
holt die pünktliche Einhaltung der ihnen zu den Berichtserſtattun⸗ 
gem gr Termine aur Pflche qu maden, umb mid namentlich 
die von der Abtheilung für die Verwaltung der direkten Steuern 
und der Domainen und Forſten für ihr Reſſort erlaſſene Circus 
lar⸗Verfügung vom 25. Mai 1830 No % II. alles Ernſtes 
hiermit in Erinnerung gebracht. Verſpätungen der Termine er⸗ 
ſchweren den Gefchäftsgang febr wefentlich, und müffen daher 
durchaus gang vermieden werten. Wo die den Behörden in irs 

und einer Sache gegebene Dot nicht ausreicht, oder fonft unüber⸗ 
Bi Ginderniffe enteram, den Gegend vollftändig zu ere 
ledigen, muß eine Anzeige mit Angabe der Behinderung und mit 
der Metten, bis zu welchem Tage die Erledigung erfolgen wird, 
noch vor Ablauf des Termins bei uns eingehen. In allen folden 
Sälen wird, wenn nicht die Dringlichkeit der Sache die Anordnung 
eines kürze Termins nöthig macht, bie erbetene Friſt, jedoch fiets 
genau von dem vorher von uns befinmten Termintage an ges 
rechnet, ſtinſchweagend mithin ohne befondere Verfügung verlängert 
pen. D Ët aber audy von ben Ern zur db: 
machung des Gefchäfte gehörig benutzt und pünktlich eingehalten 
werden, weil ſonſt der Bericht, nach den diesfalls beſtehenden Borz 
ſcheiſten fofort monitt wird. e 

7) Mitunter gehn ſehr ſchlecht gefchriebene Berichte und Bors 
fellungen ein, oder folche, die mit fo fehr blaffer Tinte gefchtieben, 
daß fie kaum zu entziffern find: andere Behörden gebrauchen ſeht 
ſchlechtes, graues Papier, wodurch ebenfalls das Lefen derſelbe, 
febr erschwert wird. Es fordert aber der Anſtand und die Pfcht 
daß dieſe Uebelftänbe vermieden werden. d 

8) Es ift in der nenem Zeit wieberhofenttich zur Sprache gez 
kommen, daß mitunter Beamte von ihren Gehilfen amtüche Berz 
handlungen in ihrer Abwesenheit haben aufnehmen laffen und bies 

olle 


felben nachträglich — als von ihnen bf aufgenommen 
ogen haben. Wie finden uns-veranlaft, vor Diefem Sit 

fahren ausdrücklich bei Vermeidung fisfulifcher Ahndung zu 
warnen und von den Worgefegten ber einzelnen Behörden zu for 
re fie die ihnen untergebenen Beamten giernach gemeffenft 
feiert, 

9) Endlich wollen wir noch zur Warnung beifügen, daß es 
ein strafbarer, leider häufig vorkommender Mißbrauch ift, Amts⸗ 
fiegel und portofrete Nubeifen zur Benutzung der nur für amt⸗ 
liche Angelegenheiten geftatteten Portofreibeit, bei Privatzwecken, 
3. B. Vorſtelungen wegen des Einkommens, wegen Remuneratio⸗ 
nen, Verbeſſerungen, anderweiter Anſtellung und dergl. anzuwenden. 
and daß Jeder es fih ſeloſt beisumeffen haben wird, wenn er 
deshalb in Strafe verfällt. 
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6. 


Circ. Verf. der R. zu K. v. 7. December 1836 
No. ½ K. ©. 


No. 6. Eine Rüge trifft den noch häufigen Mißbrauch eines 
portofreien Rubtums und Öffentlichen Siegels in Privatfachen, 
welches mit ſo unangenehmen Folgen verbunden ſein kann, 
daß wir ernstlich vor ſolchem Mißbrauch warnen und des 
halb das Gire. vom 22. November 1835 (Nro. , J.) 
in Bezug nehmen. 

Derfelbe Fall kommt bei dem unterlaſſenen Gebrauch des 
Stempelpapiers in ftempelpflichtigen Privatſachen, Geſuchen, Mels 
dungen u. f. w. vor 


dë 


eier Berf. d. Reg. zu Königsb. v. 3. März 1842 
No. . K. S. 


Das Kenigl. Minifterium der Geiſtchen Unterrichts ıc. Anges 
legenheiten bat gemäß Neferipts vom 14. v. M. uns mieberhofentlich 
beauftragt, die Herren, Geistlichen und Lehrer darauf aufmerkſam zu 
machen, daß ummittelbare, bei dem Königl. Minifterium angebrachte 
Untesftügungs-Gefuche Dafetbft unberüdfichtigt Bleiben und br. M. zur 
miten Beranlaffung an uns werden gefendet werden 

Mit Hinweifung auf unfere CirculacsBerfügung vom 20. Märg 
1839 Na. 6% K. S. ift diefe Anordnung den Herren Geiſtüchen und 
Zong tiederholentfich und dringend zur Beachtung mit dem Zone 
een mitzuthellen, daß dergleichen nur bei befonbers dringenden Um⸗ 
ftänden zuläfige uncerſtüzungs⸗Geſuche durch ihre nächſten Zenit: 
tm an üns einzureichen find. 


8. 


Verord. d. Reg. zu Gumbinnen vom 16. Juni 
1821. (Amtsbl. 1821 S. 332). 


Es ift uns angezeigt worden, daß mehrere der Herren Geiſtlichen 
und Schullehrer in ihren an die ländröchl. Behörden gerichteten Scheel 
ben ganz verſchiedene Gegenſtände aufnehmen, wodurch theils die land. 
räthlichen Akten undolftändig werden, theils Erteacte aus gemischten 
Schraben zu den betreffenden Akten genommen werden müſſen. 

Da auf diefe Urt der Öefchäftegang eeſchwert, "und die Ochrel⸗ 
berei bedeutend vermehrt wird, fo werden zur Vermeidung dieſes Ume 
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ftandes die Herren Geiſlichen und Schullehrer hierdurch angersisfen, 
über jeden Gegenftand in Kirde, geiftlichen und Schulanger 
Weien, Dh. zu, freien und A A. mie gee 
ſchehen, Kirchen» und Widdembauten, mehre Schulen und Uns 
terffügungsfachen für 7 Söhne in ein Schreiben aufzunehmen, 
da über jeden. diefer Gegenſtände dei den Behörden beſendere Ak 
ten angelegt werden. 


Sechste Abtheilung. 


Den Einkauf in die allgemeine Wittwen⸗Ver⸗ 
pflegungs⸗Anſtalt betreffend. 


Handb. G6. b. Kréi. u Giel: Gegen 23 


1. 


Reglement für die Königl. Preußiſche allge⸗ 
meine Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt vom 28. De⸗ 
cember 1775 (N. €. C. Tom, V. e. S. 381. Nabe Bd. I. 
Abth. 6. S. 140. folg.) 


2. 


Public, der General⸗Direktion der allg. Witte 
wen⸗Verpflegungssanſtalt vom 1. Juli 1782, fiber einige 
* Wittwen⸗Kaſſen⸗Reglements (Rabe Th. I. Abthl. 7. 

447. 


3. 


Publ. der Gen. Dir. der Allg. Wittw. V. A. vom 
1. Juli 1783, betreffend einige Gegenſtände des Wittwen⸗Kaſ⸗ 
ſen, Reglements. (Rabe Thl. I. ae, 7. S. 363.) 


4. 


Publ vom 25. Mai 1796, betreffend einige Abänberuns 
gen des WiltwenkaſfenReglements. (Rabe Bd. 3. S. 398.) 


5. 


K. O. vom 17. Juli 1816 (Gef. Samml. 1816. S. 214; 
bekannt gemacht durch die Praſidial⸗Berf. v. 25. October 1816 
im K. Amtebl. S. 409. und Präſddial⸗Verf. v. 18. October 
1816 im M. Amtsbl, S. 411) beftimmt, daß künftig, ohne 
allen Unterſchied der Fälle, jedem Civilofſicianten, welcher den 
Heiratbsconſens nachſucht, zur pficht gemacht werden foll, 
eine beſtimmte Erklärung abzugeben, mit welcher Summe er 

23 
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feine künftige Gattin in die Wittwenkaſſe einkaufen wolle, und 
daß jedem Civilofficlanten, welcher diefe beſtimmte Erklärung 
abzugeben unterläßt, der Heirathtsconſens verweigert werden foll- 


6. 


K. O. vom 10. Decbr. 1816 mitgetheilt durch R. vom 
21. Decbr, 1816 (o. K. Ann 1817, H. 3. S. 78. und 1832. 
S. 101.) beſtimmt, daß die Vorſchriften der K. O. vom 17. Juli 
1810 auch auf die Geiflichen und Schulbeamten, jedoch mit 
Ausſchluß der niedern Kirchenbedienten und der Lehrer bei den 
Elementarſchulen angewendet werden folen. 


7. 


durch gültige Urteile von der Zelt ber Konfirmation, durch glaubwür⸗ 
dige Beſchein gung der Eltern oder Taufzeugen, durch gerichtliche Bore 
mündſchafts⸗Beſtellungen, worin das Alter des Mezipiendi angeführt 
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Erſabrung habe bringen Gemen. als daß ér in ben (oon ihm fo ger 
aul an A, arge Sabre, Monat: und Kane E 
Ueber: dieſes Supplstorium ift jedesmal ein gerichtliches Protokoll auf⸗ 
nehmen und originaliter inzuſenden. Sollte bienach eie Zeit der 
Glue noch eitigem well unterworfen Wien, [0 ehe fieh bie 
Anſtalt genötbigt, das Alter des Rezipiendi nach der füt fie Hünftigften 
Beſtimmung feitzufegen. Um hierüber wenigſtens in den gewöhnt Ce 
Fällen, die Ungemifheit fo viel ale möglich aus dem Wege zu rät: 
men, haben die Prediger in ihren Atteſten, außer dem Tage der Taufe, 
auch den Tag der Gebutt, fo oft er in dem Kirchentuche verzeichne! 
ſtehet, beſtimmt anzugeben. 

Hiernächſt bat der Repipiendus, infofeen ſolches nach feinen übris 
gen befnnnten bürgerlichen Werbätniffen nicht als notoriſch angenom: 
men werden kann, durch ein Mutt der Obrigkeit feins Domizilums 
au vertbeifen, baf er nicht in wirfüichen Mititairdienften ſtehe, auch ge⸗ 
wöhnüch nicht zur See fahre, 

Endlich muß der ezpiendus ein Atte eines approbieten Me- 
diei practici se, 5 res E ‚ade u — — Gis 
des ert, daß nach feiner beften e Maple 
eus t fig bee Sdt, Znffefuct, noch einem. n 
morko chronico, fo ein baldiges Abſterden befürchten ließe, behaftet, 
auch überhaupt zur Zeit nicht kranke nicht bettlägerig, sondern gefimb, 
auch Werhättniß feines Alters bei Kräften, und fähig fat, feine Ger 
fehäfte zu verrichten. 

Dieſes Atteſt des Medizi muß hier in Berlin jedesmal, an allen 
übrigen Orten aber, in fo dt es irgend möglich ift, von vier Mit- 
gliedern der Witwen- Sozietät, fonft aber von vier andern bekannten 
tebfichen Männern beftärkt werben, wache bezeugen: daß ihnen ber 
Neclpiendus bekannt fei, und fie das Gegenteil von dem, was der 
Medieus attefiret hat, nicht wiſſen. 

Diefes Zeugniß haben fie, mit Angabe ihres Charakters ze, auch 
ihrer Reeptiong- Nummern, in fo fern fie Mitglieder der Sozietät 
find, Zen zu we, 

obne der Megipiendus außerhalb Berlin: fo if noch außerdem 

ein a ae oder von einem Notar und Beug ausgefertigtes 

Zertiſikat We daß fonsohl der Medikus, als die vier Zeugen, 

das Atreſt eigenhändig unterſchrieben haben, auch keiner von benfelben 

ein Vater, Bruder, Sopn, Cermiegerfohn oder Schwager bes Rezi 

dent oder feiner Frau fei, indem dergleichen nahe Verwandte als 
eugen nicht zugelaſſen werden können. 

Bas diese Geſundheits⸗Arteſte betrifft, fo muß Lë die Ome 


358 


wiffenfchaftlichen Regeln der Heilkunde vorangegangene Prüfung 
vorausſetzenz weshalb auch die von einigen Aerzten bisher gebrauch 
tem geraden Formufärien (welche zum Theil undcllſtändig find) 
der terals Direktion bedenklich und zweckwidrig scheinen. 

2. Hat der Medikus, wenn nicht etwa feine Qualität ale Phpſteus 
und öffentlich approbieter Arzt hinfänglich kekannt fein follte, diefe 
feine Qualität, als ein von der Behörde eraminirter und appro 
birter Doktor und Medicus practicus, bei der Unterſchrift des 
Atteſtes zu bemerken. 
3. In Ermangelung eines in der Nähe zu habenden Medici practici 

oder Megiments-Chirurgi, welche letztere bei Ausſtellung der Gez 
ſundheltö⸗Atteſte den Medicis gleich geachtet werden, will die Ger 
neral- Direktion in den Preußiſchen Staaten zwar auch von fole 
chen Ebirurgis Atteste annehmen, die von dem Königlichen Ober⸗ 
Collegio medico eraminiet, approbitt, und auf innere Kuren 
verpflichtet find; es muß jedoch jedesmal von der das gerichtliche 
Sertiſkne erthellenden Behörde diefe Etzenſchaft der Chirurgen 
beglaubigt werden. 

Uebrigens können nach F. 34. des Reglements die Geſund heits⸗ 
Atteſte, welche ihrer Natur nach nicht lange gültig find, oft in den 
Regeptionge Monaten März und September jeden Jahres angenoms 
men werden, und dürfen bei der Präfentation nicht über ſechs ie, 
chen alt fein, alfo frühestens nur in der Mitte der Monate Februar 
und Auguft ausgeſtellt werden. 8 

Die von einem jeden Mezipiendo zu erlegenden baren Präſtanda 
find aus den der neuen Auflage des Reglements (welches aus der 
allgemeinen Wittwenkaſſe für 4 90 r zu baben if) angehängten Tas 
dellen zu erſehen, und wird hier nur in Abſicht des Antrittsgeldes 
und der RetardatsZinfen folgendes bekannt gemacht: 

Der Betrag des Anteittögeldes beftimmt fid: 

a) duch das Alter des Verſicherers, 
b) durch die Zeit der Verheirachung, und 
©) durch die Größe der zu versichernden Penſſon, 

ad a) Bei einer Penfionsverficherung von 25 Nehle. Friedrichsd⸗ or, 
dë dem Gimplo, et dee dene Wor äer 
drichsd' or für alle Altersklaſſen der Männer bis zum Soften 
Jahre incl. Iſt der Mezipiendus 51 Jahr alt, fo beträgt 
das Anteittsgeld 41 Mebie. Friedrichsd or; ift er 32 Jahr 
alt, 42 Nehle. Friedrichs or de. fo, daß bei dem böchſten 
alt findenden Alter eines Meyipiendi von 00 Jahren das 
Antritsgeld 50 Nihle. Friedriched'or, pro Simplo von 
25 Rebir. Friedrichs or, oder das Duplum der zu derfis 
dente Pinſton beträgt. 

ad b) Dieſe Beſtimmungen ändern fih, fo bald das aufzuneh⸗ 

mende Ehepaar 5 Jahre und darüber verbelrathet iſt. Als- 
dann beträgt das Anteittegeld, ohne irgend eine Ausnahme, 
das Duplum der zu verſſcheenden Penſton. 

ad c) Iſt das beitretende Ehepaar nicht volle 5 Jahre verheira- 

thet, die Penſions⸗Verſicherung aber höher als 300 Rthlr. : 
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fo bleibt es in Absicht ber erſteren 200 Mehle. bei den Bir 

ftimmungen sub a); für das Verficherungs-Quantum über 

300 Meble. ader wied fo wie ad b) das Duplum an Ans 
y trittgeld erlegt. 

Die NerardatsZinfen werben entrichtet von der Summe bes Ua 
trittsgeldes mit 4 Prozent für jedes Jahr, von dem nächſten keſp. 
erten April oder erſten Oktober nach der Kopulation an gerechnet, 
oder, wenn das Ehepaar ſchon ver Errichtung der Anſtalt gebeirather 
bat, von dem erſten Mezeptions⸗Termin primo April 1776 an. 

Zëe ind Bir Metara Binfen nue er Bann zu an aan 
dos aufzunehmende Ehepaar den Beitritt über 12 Monate nach der 
Kopulation verfchoben hat. 

Ueber den Betrag des Antrittsgeldes will die General Direktion 
von Königlichen und andern Öffentlichen Bedlenten, in fo fern fie in 
einer verhältnißmäßigen firirten Bsfoldung fteben, auch allenfalls von 
anderen bekannten ficheren und vermögenden Männern, nach Befund 
der Umfiände, einen gt in folgender Sr ausge, waren 


den 

Nihte, Kapital in Friedrihsd'or, Binfen g 

a 1 Prozent in gleicher Münze. 

Drei Monat nach der Zeit der mir geſchehenen Loskündigung diente 
meines Wechfels zahle ich auf dieſen meinen Wechsel an die Hocläkliche 
General- Dirsttion der Königt. allgemeinen Witewen⸗Berpſlegunge⸗ An- 
falt oder deren Ordre, die Summe von 

in Seiebricheb’or, welche ich à dato dieses meines Bedje 
bels jüherich mit 5 Progent zu verzinſen, und diefe Binfen eläng 
zu pränumeriten verſpreche. Valutam habe ich von darjelben dadurch 
erhalten, daß mir das Antritisgeld, welches ich nach Vorſchtife des 
Patents und Reglements für die Königlich Preufifche allgemeine Wirt» 
wen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt d. d, Berlin den 28. Dezbr. 1775. f. 17 
und des Publicati vom 25. 1700 Pre 2. bur zu begabten 
EE Ee Ki 
tirt worden. Leite übrigens zur Werfallspeit prompte Bezahlung na 
Wacht e ang zur Verfallche al 

An mich felbft aller Orten, 
> mo ich anzutreffen bin 
Dieſer Wechſel iſt mit dem gefeblichen Werth- Stempel zu ver- 

fehen, von dem Ausſteller unter den Worten. „An mich ſelbſt“ mi; 
feinem vollftändigen Namen und Charakter zu unterschreiben, auch die 
Unterfeheift gerichtlich zu rekognosziren; und macht e8 nach dem Al, 
gemeinen Landrecht Vh. 1. Vit. VEN. S. 730. b. biebei einen Uu. 
lerſchied, ob der are des Wochſels eine an fih wechſelfähig , 


Perſon ft, oder nicht, 

Mit dieſem Wechſet müffen zugleich die halbjährigen Zinfen . 
5 Prozent, eben fo wie der halbjährige Beitrag, welcher. ſich nach den 
ledesmaligen Alter, ſowohl des Mannes als der Frau, zur der 
Verſicherung richtet, pränumerando eingeſandt werden; und kann 
gens keine Rezeption in einem Termine ſtattfinden, wenn nicht fimm: 
tihe Dokumente in vorſchriftsmäßiger Form, auch die zu erlegend n 
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baarn, Gelder vor Ablauf refp, des Monate März und September 
jeden Zebra bei der General- Divektion eingehen; fo wie denn auch 
von fämmelichen Jutersffenten die Beiträge unfehlbar prompt in dem 
Monaten März und September jeden Jahres an bie als Witts 
mens Kaffe, bei Bemeidung der im F. 9 innen unertäßtichen 
Strafen, entrichtet werden müſſen, und wird bei dreimaliger Bers 
Ven der Beiträge dn Mitglied mit Verlust des erlegtan Ana 
1 und des Penſions⸗ Rechts feiner Wittwe von der Antalt 
aus ſen. 

el dem 20. Jagen 1810. 
Generals Direktion der Königl. Preußifhen allgemeinen 

Wittwen⸗Verpflegungs-Anſtalt. 
v. Winterfeld. von der Schulenburg. Büſching. 


8. 


Refer. vom 31. Ja a. 1822 (v, K. Ann. 1822. S. 102), 
in Folge deſſen Circ. Berf. der Kirchen. und Schulen Coms 
miffion vom 20, März 1822. Königsberger Amtsbl. 1822. 
S. 316. Bei Berechnung des Ein en der auf Erſtat⸗ 
tung der Witwen- Kaffen - Beiträge Anſpruch machenden Geift: 
lichen ıc. folen die Naturalien und deren Werth nach dreißig⸗ 
jährigen Durchſchniets⸗Marktpreiſe der nächſt gelegenen inan. 
diſchen Marktſtadt, während der letzten vor Anbringung des 
Geſuchs vorhergehenden 30 Jahre, jedoch mit Abſezung der 
beiden theuerſten und beiden wohlfeilſten Jahre, angegeben und 
reſp. ſummirt werden. 


9 


Des Majeftät haben die im Amtsblatt unterm 22. März 
1815 Seite 123, und 24. Januar 1817 S. 72, und 3. September 
1817 Seite 467 bekannt gemachten Beſtimmungen über den Beitritt 
der Geifttichen und Schullehrer zur allgemeinen Wittwen-Berpflegungs- 
anſtalt und fiber die den ein jährliches Einkommen unter 400 Thir. genier 
Senden Geiftlichen und Schultshrern zugeficerte Gnade durch folgende 
Alerhöchfte Nabinstsordre vom 17. April 1820 zu erweitern und näher 
zu Biren geruht: 

„Die Nawendung der Rabinetsorbee vom 10. December 1816, in 
welcher Ich den künftig ſich verheirathenden Geſſtlichen und Schul⸗ 
labern, die noch nicht 100 Thir, Einkommen haben, im Falle der 
Dürftigkeit die Beiträge für eine der Wittwe zu verfichernde Penz 
fion von 100 Thle. aus Staatekaſſen auf fo lange zugefichert 
bis ibre Einnahme auf dieſen Betrag ſich erhöht, 5 
auf Ihren Bericht vom 8. d. M. dahin: 
daß Mer Zuficherumg DÉI nicht auf Köntgl. Patronatsſtellen 
ausfchliegtich befchräinken, fonden auch den Pribat⸗Patronats⸗ 
Fellen gleichmäßig zu Daten kommen Pë daß aber in beiden 
Fällen die unter den in der Kabinetsordreͤfeſtgefetzten 


te 
He 8 
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Einfhränku nut ben im eigentlichen Seelforgerumte mge- 
ſtellten Geiſtiſchen und den an Gpmnafien und dieſen gleich 
zu achtenden Anſtalten, an Schullehrer⸗Seminarien, fo wie an 
pen. und allgemeinen Stabtfehulen angeftellten wirktichen 
Lehrern zu Theil werden können, indem nur diefe Indivkbuen 
verpflichtet fein ſolen, der Wittwenkaſſe beizutreten, wogegen 
die Hilfelehrer ſolcher Anstalten, und die Lehrer an ien 
Bebe derſelben, die als eigentliche Elementarklaſſen nur die 
Stelle der mit jener Bëbee lintereichtranſtalt verbimbenen Elez 
mentarſchule ersetzen, zu dem Beitritte bei der Wittwenkaſſe 
a n an de ahr “von: obiger, Baer së 
ſen find» 
aw Sie, den Minifker der geiſiichen Angelegenheiten 
biernach ohne weitere spezielle Anträge, jedoch nach vorheriger jez 
desmaliger Einigung mit der General» Kontrolle, bie Beiträge auf 
das für die Verwaltung Ihres Departements jährlich ausgefegte 
Diepoſitions⸗Duantum anzumeifen. 
Berlin, den 17. April 1820. 
(94) Frlebrich Withetmi 
An die Stanteminifter v. Kikenſtein und v. Klewig“ 
Indem diefer Allerhöchſte Befehl zur Achtung und Befolgung 
Ka Ka wird, gereicht den Schullehrem zur Richtſchnur; 
„ daß gue Zeit 
a) die Siadiſchulen zu Bartenſtein, Königsberg (und zwar die 
Sëch und Knaipböſſche bafeloft), zu Memel und Rahel, 
nur die im Sinne obiger Alerhöcter Kabinetsordre als höz 
here und allgemeine Stabtfchulen: zu. betrachten find, und daß 


daher 

b) nur alle an Men Schulen mit Betätigung der Königt. Ner 

aur Aae are onbentiche Beheer gum, See 

— 5 N verpflichtet und zu der Königl. Gnade bes 

tigt, dagegen eg 
d aliecon dien te angeln Hüfeher, fo wie 
d) bie an den mit dieſen Schulen anftatt der: Elementgeſchulen 
verbundenen Elementartlaſſen angeftellten Lehrer, und endlich 
©) bie Lehrer an den Elementarſchulen diefer und ber übrigen 
Städte der Provinz nicht als folche Lehrer zu betrachten find, 
auf welche bie erwähnten Vorſchriften Anwendung finden. 

2. Wird den Superintendenten und Predigern der im Amtsblatt am 
22. März 1B15 Seite 123 bekannt gemachte, unterm 18. October 
1800 an das (bon General- Direktorium ergangene Kabinets- 
befehl, wonach fein ‚Civit-Offigiont, folglich nach dem Fnbalte der 
vorftebenden Allerhöchſten Rabinetsordre vom 17. April 1820 auch 
kein Geistlicher and ordentlicher Lehrer an den Gpmmhfien, Ses 
minarien und hähern Stadtſchulen zum Aufgebote, und noch wee 
niger zur dg 8 0a denen ot, Devor Dër mi bie 
Eimpiligung des Chef» Präfidenten, des Königl. Confiftorii, oder 
sit, ber Königl. Regierung zu feiner Verheirathung beibringt, mit 
der Aufforderung in Erinnerung gebracht, auf bie Befolzung Meier ` 
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Vorſchriſt mit der größten Sorgfalt und Pünktlichkeit zu wachen, 
und Déi dadurch Sch Berantiortlichkeiten zu fihern. 
3. War es biernächft nuch der mit Einwilligung des Chef-Präfidenten 
flojenn Ehe unkerläßt, feinem Berfprechen gemäß im nächſten 
Raten renner der allgemeinen. Kürten Berpflegungeanfalt 
beizutreten und ſich bieräber bei dem Chef-Präfidenten durch Ein⸗ 
tidung des urfchriftlichen Mepeptionsfcreins auszumeifen, deſſen 
Bofoldung würde zur Beftteltung des Einkaufsgeldes, der etwanigen 
Retardatsginfen und dar laufenden Beiträge, fo weit es erforderlich 
ift, in Beſchlag genommen, fo wie die Belbringung der zur Auf⸗ 
nahme bei gebachtsr Anftalt erforderlichen Attefte durch die gefeg 
idon Mittel von demfelben_beivickt werben müffen. Denn 
nach der im matte Seite 467 des Fabres 1817 bekannt 
gemachten Allerhöchſten Kabinetsordre vom 3. September 1817 ift 
kein Givilbeamter; und folglich auch tein Geiſtacher und Lehrer der 
erwähnten Art vom Beitritt zur allgemeinen Wittivenderpflegungs: 
Soft befceit, fern die in jenem Aen Befehl anpefäpeten 
Diepenfationsgrinde auf ihn nicht Anwendung finden. 
Uebrigens wird nun noch unfere Circularverfügung vom 12. Jaz 
nuar 1821 in Erinnerung gebracht, und bemerkt, daß die den unter 
400 Thlr. jährliches Einkommen. genießendben Geifttichen und Schul⸗ 
tehrern verbeifens Gnadenunterjtägung fidh nut auf dis von denſelben 
als Mitglieder zur allgemeinen Wittwen⸗Berpflegungsanſtalt zu berid 
tigenden jährlichen wirklichen Beiträge, nicht aber auf die Zinſen von 
der baar oder in einem kracknen Wachſel eingelegten Berſicherungs⸗ 
fumme, und nur auf diejenigen Individuen, bie ſich nach dem 10. Dez 
bender 1810 verheiratpet heben, erſtrecken foll. Es wird daher als 
Ricpefehnur für diejenigen Geifichen und Scullehrer, welche die ges 
dachte Unterſtützung in Anſpruch nehmen, feltgefegt, daß felbige gleich 
bel der Nachluchung Diefer Unterstützung umeriäglich einreichen müffen: 
1. eine Beſcheinigung des Predigers, der die Trauung vollzogen hat, 
über diefe Handlung, und an weichem Tage ſolche ftattgefunden 
hat. Wird das Gefuch jedoch vor erfolgter Werheirathung anges 
bracht: fo bedarf es biefer Beſchein zung nicht 
2. eine ganz spezielle Nachweifung des Dienſteinkommens. Dieſe Bez 
rechnung muß. von dem vorgefegten Superintendenten und dem 
Patron der Stelle, und zwar 

a) deren Richtigkeit befcheinigt, und dann von beiden noch darin 

bemerkt werden, ` 

b) ob und wie hod die Stelle ſchon früher geſchätzt, und 

d ob der die Unterftügung Nachſuchende auch derselben witklſch 

Foire ift. 

Bei Pfarrſtelen Königl. Patronats auf dem platten Lans find 
die Bescheinigungen von den betreffenden Domainen⸗ und Inten⸗ 
dantur⸗Beamten, und bei Pfarr. und Schulſtlen Königl. Parro⸗ 
nats in den Städten von den Magifteäten mit den Superinten. 
denten auszuſtellen. Bei den teformirten fennzöſſchen Stellen fere 
tigen anſtalt der Superintendenten, die Kiechen⸗Presbycerien ge» 
meinfehafetich mit den gedachten Königl. Beamten oder Magifirä: 
ten die erforderlichen Beſcheinigungen aus 


s 
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Die Königl. Beamten werden daher angewieſen, und die Mas 
giſträte, fo wie die Presbpterien aufgefordert, biernady allen an fie 
E Reguifftionen der Geſſtlichen und Schullehrer zu will⸗ 
fahren. 

Uebrigens iſt hiebei wohl zu merken, daß mit Höheren Ges 
nehmigung der Preis des unter dem Einkommen begriffenen Na- 
tural- Getreides nach dem breifiglährigen Durchſchnites⸗ Maren. 
Maretpreife der nächſtgrlegenen einländifchen Marktſtadt während 
dee legten, vor der Anbringung des Unterſtütungegeſuchs vorher. 
gehenden dreißig Jahre, jedoch mit Aofegung der beiden thauerften 
und der beiten wohlfeilſten Jahre, angenommen werden foll. Die 
betreffenden Magiſträte werden daher aufgefordert, dem Nachſu⸗ 
chenden dieſe Preise, und zwar zue Erleichterung der lezten, une 
entgeltlich zu ermitteln. und in obige Beſcheintgunzen mit außzu⸗ 
nehmen; 
muß der halbjährige Beitrag von der Verſicherungsſumme, mit 
Ausſchluß der Zinfen, von der letztern genau angegeben, und zu 
dem Ende der Nezepitons⸗ Schein mit eingereicht werden, ⸗ 


Wer es unteeläft, obigen Erſordermiſſen dolltändig zu genfigen, 
wird es fich felbft oa baden, wenn bas Unterjtüungsgefud, 
zur Ergänzung | portopflichtig zurückgeht. Königsberg, den 22. Xu- 
guſt 1822. (Die K =D. ift abgedruckt in v. K. Ann. 1820 S. 789.) 


10. 


Eirc.-Verf. d. Reg. zu Königsb. v. S. Yunt 1831. 
No. % K. S. 

Mit Dam auf die Verfügung. vom 12. Januar 1821 Mo. 1, 
forben wie Sie auf, den Herren Geifttichen Ihrer Infpektion, die 
die Wittwenkaffen» Beiträge balbjährig aus Staatë= Fonds erflattet er⸗ 
halten, bekannt zu machen, daß fie, Behufs der zu dieſem Ende von 
uns batbjäbrig anpulegenden und dem Königlichen Minifterium einzu⸗ 
Leichenden General -Liquidation für die Folge und zwar vom Dftober- 
Termin dieſes Jahres ab, halbjäheig, nämlich vor dem 1. April und 

Oktober jedes Jahres, bie Erstattung der von ihnen gezahlten Bei- 
ei uns nachſuchen und dabei 
1. eine Beſcheinigung des Dem Superintendenten einreichen mifen, 
woraus fid) ergibt: 

a) ob ibe Sſenſteinkemmen fid inzwiſchen nicht geändert habe 

und nod) unter 400 hrr. jährlich beteage, 

b) ob fie nicht aufgehört haben, Mitglieder der allgemeinen Witte 

wwen Verpflegungs» Anal zu fein, und 
2. anzuzeigen haben, in weichem Betrage, wohin, und nach welcher 

Bag die Abführung der Wittwenkaſſen⸗Beiträze von ihnen 

erfolge ift. 

II der Geiftiche inzwiſchen auf eine andere Stelle verft, die 
ihm auch kein Einkommen von 400 Thlr. gewährt, fo bleibt gleiche 
att? eine vom Herrn Superintendenten beſcheinigte Nachweiſung des 

ienſteinkommens der neuen Stele einzureichen, die eben fo angelegt 
-ift, als die erſte Nachſuchung der Erftattung es erfordert. 
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Den Geiftichen ift es geflattet, ihre Beiträge an ba Zon, 
tenz und Communalkaſſe zu berichtigen. Diejenigen,“ welche davon 
niche Gebrauch machen und die Abfühtung auf einem andern Wege 
bewirken, müſſen bei der Erſtattungs⸗Nachſuchung, außer den ange: 
führten Erforderniſſen, auch die Driginal-Quittung über die gpfchehene 
Berichtigung einſenden, indem in biefem Falle die geſchehene Zahlung 
hier nicht anders controllirt werden kann. x 

Bei Erſtattung der Beiträge von unferer Haupteaffe ift wie Me, 
ber außer der Quittung des Empfangsberechtigren auch die Original- 
Quittung der Pauptkaſſe der allgemeinen Wittwen⸗Verpflagungsan⸗ 
alt beizubringen. 

Wer es unterläßt, die Erſtattung in der angegebenen Art recht⸗ 
zeitig nachzuſuchen, wird nicht zur halbjährigen Liquidation gebracht 
werben und Dé bie daraus für ihn entſtehenden machtheiligen Folgen 
KEE beizumeſſen haben. 


11. 


Berord. des Konſiſt. u. Provinzial Schul⸗K. zu 
Königsb. v. 22. November 1832 (K. Amtsbl. 1832 
S. 412), V. d. R. zu K. v. 28. November 1832 (Amtsbl. 
S. 424), B. d. R. zu D. v. 29. Septbr. 1832 (Amtsbl. 
= 290), B. d. R. zu M. v. 27. November 1832 (Amtsbl. 

. 555): 

Geifitie, wache ein wirkliches Stelſorgeramt bekteiden, und Leh- 
ter an Gymnafien und diefen gleich zu achkenden Snftituten, bleiben 
unverändert zum Beitritt zue allgemeinen Wittwenkaſſe verpflichtet, 
ohne Rücksicht darauf, ob ihr Dienſteinkommen 250 Thaler Jährlich 
Überfteigt ober nicht. 


12. 


Circ. Verfügung der Reg. zu Königsberg vom 
1. Mai 1832 No. / K. S. 
fertigt mit Bezug auf die nee ve vom 8. Junt 1831 
No. %% K. S. den Superintendenten ein Schema zu, nach weichem 
die Erſtattung der Witewenkaſſen- Beitrage zu liguidiren ift. 

Nur für die erfte Nachſuchung der Berviligung der Beiträge ift diefe 
Art der Liquidation anzuwenden; bei den folgenden Halbjährigen Vers 
gütungen bleibt es bei der beſtehenden Ordnung. 
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13. 


Cit.»Berf, d. Reg. zu Königsb. v. 2. Februar 1833 
No. K. S. 


Bei der na he bevorſtehenden Auflöfung der hieſigen Königl. Pro- 
vinzial ⸗Inſtituten⸗ und Communalkaſſe baben wir die durch diefelbe 
bisher bewirkte Cinziehung und weitere Abführung der Beiträge der 
Geiſtlichen des Se, Ré ie: zur allgemeinen Wittwen⸗ 
kaſſe nunmehr der Königl. Regierungs- Hauptkaſſe hieſelbſt übertragen. 
Damit jedoch die Kaffe fih dieſem Geſchäft ohne zu große Beläſf⸗ 
gung unterziehen könne, fo ift es nothwendig, Laß die Herren Super- 
intenbenten die Einsammlung der gedachten Beiteige und deren Ab- 
führung an die Kreistaffen Fores Bezirke übernehmen. Sie werden 
denad hiemit beauftragt, die Wittwwenkaffen» Beiträge der Geiftlichen 
Ihrer Infpeftion gehörig eingufammeln, und ée in dem feflgefegten 
halbjährigen Terminen zu Often und Michaelis jeden Jahres, mite 
telft einer genauen Specification, und zwar nach dem im Anſchluſſe 
bier beigefügten Formular, an bie zuftändige Kreis⸗Steuerkaſſe, welche 
zu deren Empfangnahme ind weiten Ueberfenbung an die Regierungs- 
‚Hauptfaffe bereils angewieſen worden, regelmäßig prompt abzufüheen. 

Es verftebt ſich Hiebei von felbft, daß dle Einsendung der Beis 
träge am bie genannte Cpegialfafle fo befchleunige werden muß, daß 
fie bei derſelden 4 Wochen vor dem Ahtöfungs+ Termin zu Stern und 
Michaelis ſich bereit befinden. 


Sie baten giernächſt den Geifktichen Ihrer Diecöfe, bemerklich 
zu maden, daz diefe Einrichtung Lediglich zu ihrer Erleichterung gez 
troffen worden ift, fie daher ihre Beiträge ES, zu entrichten, und 
nicht etwa durch Rückſtände, oder auf andere Weiſe zu lortgeſetztem 
Schriftwechſel Veranlaſſung zu geben haben, weil die Regietungs⸗ 
Saupttaffe fid) iii bum befafjen tanm vistmebe in foljen Sålen 
den Intereſſenten die unmittelbare Abführung ihrer diesfälligen Beis 
träge an die Agenten der allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗ Anstalt 
IP überlaſſen bleiben müßte. 


14. 


Gire. eier, v. 31. Januar 1833 (v. K. Ann. 1833 
S. 384.) 


Die den Geistlichen und Schullehrern Izu erſtattenden Wittwen⸗ 
-Laffen- Beiträge find nach unten ftehendem Schema in einen Etat ju- 
fammengeftelit worden, welches Schema ſowohl in den Rechnungen, 
als auch in den künftig einpureichenden Etats genau beizubehalten ift- 
Die bisher halbjährlich eingeteichten Liguldationen knnen nunmehr 
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fortfallen, ftatt beffen find aber qunttaliter die etwa vorgekommenen 
Stats: Veränderungen gäeren und im Monat September jeden 
Jahres die Etats Entwürfe über den beregten Gegenftand für das 
folgende Jahr einzureichen. Außerdem ift zu bemerken, daß von jah 
an auch bei alen Anträgen auf die Staatskaſſen, Datt der bisher ein- 
gereichten Nachtveifungen folche einzureichen find, welche das Schema 
des Etats enthalten. Was endlich die Berechnung betrifft, To fann 
die Regierungs- Hauptkaſſe der Generalkaſſe des geſſtl. Min. die etats- 
mößigen Zahlungen ohne Weiteres in Anrechnung bringen. Bei ela 
vorkommenden Zugängen aber wird das Erforderlſche auf den Antrag 
der Regierung verfügt werden. 
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15. > 

Verordnung der Regierung zu 1 LLA 

Es ift sont worden, daß hin und wieder Geiflfiche und Lehe 
cur an Gymnaſten, Schullehrer e Seminarien, ier und allgemeinen 
Sadtſchulen, denen die unbedingte Merpflichtung zum Beitritt zur 
allgemeinen ee, n en obliegt, bei der Nachſuch ung 
der e verabfäumt haben, in Gemäßhele der Allerhöch⸗ 
ften Kabinets⸗ Befehle vom 10. Dezember 1816 (f. Verfügung vom 
24. Januar 1817 Amtsbl. S. 22) und vom 17. April 1820 (f. Bers 
fügung vom 22. Auguft 1822, Amtebl. Seite 313—316) die beflimmte 
Erklärung über die Erfüllung jener Verpflichtung abzugeben, und daß 
Gaſtliche an den genannten Perfonen die Trauung vollzogen haben, 
ohne zuvor nach dem nöthigen Heirnehs⸗Konſenſe zu fragen und ſich 
folchen vorlegen zu laſſen. 

Zur Vermeidung ferner Mifgriffe folder Art machen wir daher 
auf Berantaffung des Königt. Minifterums der geiſtlcchen, Unterrichts 
und Medizinals‘ Kä vom 16. Mat d. J. ane befannt: 

I. Die unbedingte Verpflichtung zum Beitritt zur Rönigt, allgemeinen 
Wirtwene Berpflegungsanftalt erftrecft fih nach der Auerdöchſten 
Kabinetsordee vom 17. April 1820 auf alle im eigentlichen Se, 
forgeramte angeftellte Geiftliche und auf die an Gymnasien und 
Biefen Blid d ahtenden Anflltn, an Gate 
fo wie an höbeen und allgemeinen Stadtfchuten angeftllten wirk⸗ 
lichen Lehrer Königlichen und andern Patronats, dagegen nicht auf 
die Hilfslehrer folder Anſtalten und die Lehrer an ſolchen Klaſſen 
derfelben, die, als eigentliche Elementakklaſſen, nur die Stelle der mit 
jener höbern Unterrichts⸗Anſtalt verbundenen Eiementarſchule ers 
fegen. Für die legten ift die Unterftügungs-Anftalt für Schul: 
85 und Waifen eingerichtet. 

2. Die Geſuche der gedachten Perfonen um Erteilung von Heiraths⸗ 
Lonſenſen, weiche von den Superintendenten, Gymnaſtal⸗ und 
Seminarlehrern an das Königl. Präfidium des Konffſtoriums und 
Provinzial⸗Schulkolleztums und von den übrigen Geiſtlichen und 
Seadefärultehrern an das König Regierungs- Prafidium zu richten 
find, müffen die Verſicherung ausſprechen, der allgemeinen Mitt: 
wen- Derpfiegungsanftalt mit einer beffimmten, mindeftens ein 
Bünfeheil des Einkommens betragenden Summe, beizutreten. 

Der Konfens wird unter der Bedingung des nach der Hochzeit 
gu bemiefenden Beien in die Dieter E sagt. Dänen aber 
dieſe Perfonen unter 250 Thlr. jährlicher Dienft» Einnahme, oder 
wären fie wagen des Alters oder des nicht zu erweiſenden guten 
Geſundheitszuſtandes nicht zur Aufnahme geeignet, fo ift den Ges 
ſuchen ein von den zu Berchelſchenden gemeinfchaftlich auszuſtel⸗ 
lender, gerichtlich oder vor Zuftiz-Kommiffarien beglaubigter Rez 
vers, baf die künftige Wittwe auf Penſſon aus Staatsfonds kein. 
Anſprüche machen wolle, beizufügen (Allerhöchſte Deklaration vom 
3. September 1817, Gefepfammiung Seite 301.) 

3. Die Öeiftlichen find dafür verantipertlich, daß fie an keinen dieſer 
Beamten die Trauung vollziehen, ohne ſich zuvor von der erfolg 

Handb. üb. b. kirchl u. Schul. Ge fe geb. 24 
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ten Ertheilung des Heiraths⸗Konſenſes durch Einſicht deſſelben 

überzeugt zu haben. Königsberg, den 23. September 1833. 

(Das erwähnte Miniſt.⸗Reſer vom 10. Mai 1833 it abgedruckt 
in v. K. Ann. 1833 S. 383. Verordnungen ähnlichen Inhalts find 


d 
A lung d. Reg. zu Gumbinnen unterm 12. Juli 1833 Amtsblatt 


401. 
2. durch die Neg. zu Marienwerder unterm 30. Juli 1833 Amtsbl. 
S. 181). 


16. 


Verordnung der Regierung zu Königsberg. 

Die nachſtehenden Beſtimmungen der Rönigt. General Direction 
der däre Wittwen⸗ Verpſtegungs⸗ Anſtalk, d. d. Berlin den 
18. Mai d. F.: 

1. In Gemäßhel der Alschöchften Königl. Kabtmetseedre vom 
27. Februar 1831, und der darauf von den Königl. Minifkerion 
des Innern und der Finanzen erlaffenen Beftimmungen, find nur 
noch eimig biejenigen Cipilbeamten mit ihren Chsgattinnen auf, 
nabmefäbig, welchen durch frühere KabinetSorbres der Beitritt zur 
Pflicht gemacht worden iſt. Als ſolche find anzufehen: 

a) die im unmittelbaren Stantsdisnfte definitio (nicht proviz 
poriſch oder auf Kündigung) angeftellten Civil- Beamten, in fo 
fern ihr jährliches firietes Einkommen über 250 Thaler Fein: 

b) alle als wirkliche Seetforger fungirende Geiftlice, ohne Unter» 
fied, ob fie auf Königlichen oder andern Patronaten angeſtelt 
find, und 

e) alle an höheren Schul⸗Anſtalten (nicht an bloßen Elementars 
schulen) wieklich angeſtelte Lehrer, bie nicht zur Klaſſe der 
Hills oder ClementarsLehrer gehören, ohne Rückgcht auf die 
Höhe ihres Dienft,Einkommens; alle biefe drei Kafen ſedoch 
mit der in dem Reglement vom 28. December 1773 8.3 und 
4 angegebenen Ausſchließung wegen der Alters⸗Verhältniſſe und 
wegen Ermangelung vorfehriftsmnäßiger Geſundheits⸗ Atteste. 

2. Betreffend die Hehn de Betrages De zu pefichernden Pene 
fion, fo ift folche nicht Sache der unterzeichneten General Direktion, 
fondern der dem Intereffenten vorgefegten Dienftbehörde, und kam 
daher hier nur im Allgemeinen bemerkt werden, daß nach ben, 
hõbe Orts eriaffenen Beſlimmungen, die Penfion mindesten 
dem Stn Theile ihres Dienfteinfommeng gleich fein muß, wobei 
jedoch zu berückſichtigen, daß die Verſicherungen nur von 25 bis 
500 Thaler incl, immer mit 25 Thaler ſteigend ſtattfinden können. 

3. Wegen der Qualififattons+Attefte bleiben die Bestimmungen des 
Reglements vom 28. December 1775 F. 7 und 9 unverändert; in 
fo fern jedoch nach dem Range oder nach den notoriſchen Bers 
Häteniffen des Aufzunehmenden nicht als undeweifelt angenommen 
werden kann, daß berfelbe zu den unter 1 benannten kezeptions⸗ 
fähigen Beamten gehört, bat derſelbe noch ein Atteſt feiner vorge⸗ 
festen Dienftbehörde hierüber beizubringen. 
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A. Auch binſichtlich der don den Aufzunehmenben zu leltenden Babs 
jungen bleiben die Beſtimmungen des Reglements vom 23.Der 
cember 1775 und der Bekanntmachungen von 1782 und 1783 im 
Uebrigen in Kraft, nur ift die Erlegung von Anteittögelbern, fo- 
wohl kant als durch Wechſel Weg. jedoch werden den reglements- 
mäßigen Beitrogsfägen die Binfen a 5 Prozent von dem ftatuterz 
mäßigen Betrage des Antrittsgeldes hinzugerechnet, auch find nach 
feibigen die Metarbatzinfen a 4 Prozent zu berechnen, welche von 
Denfenigen entrichtet werden müſſen, die fpäter als ein Jahr nach 
ihrer Verheirathung beitreten. 

Wenn übrigens ein noch im wirklichen Stantsbienfte- ſtehender 
oder ein bereits penffonirter Beamter die Penfion herimtetfegm 
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gemeinen HEEN, fowie auch zu dem freiwilligen 
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S. 332; desgl. im Gumbinner Amtebl 
Amtes. S. 159; Danziger Zeep, 


Ti, 
Circulair: Verfügung der Regierung zu Königs- 


berg. 

Unter abſchriftlicher Zufertigung des Reſcripts des Königl. Mir 
niſteriums der Geiſtlichen, Unterkichts- und Medizinal⸗ Angelegenheiten 
vom 22. Juni c. erhalten Ew ic. den Auftrag auf Erfüllung der darin 
getroffenen Anordnung des ernflüchften und mit reger Aufmerkſumkeit 
in Ibrem Geſchäktesezirke hin zu wirken. In jedem befonderen Falle, 
in dem eine Unterlaſſung von der vorgefegten Behörde bemerkt werden 
folte, werden Ew. ic. durch Einreichung Ihrer diesfalls zu führenden 
Manual⸗Akten ausweiſen was von Ihrer Seite zur Erreichung des 
ec beabfichtigten Zwecks geſchehen Te. 

Königsberg, den 25. Juli 1837. Nro. % K. S. 

Gire R. o. 22. Juni 1897 (v. K. Ann. 1837. S. 405.) 

Aus den in Folge der Circular Verfügung vom 21. December 
1835 eingegan, tuchweifungen derſenigen evangeliſchen Geiſtlichen, 
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welche zur Beit ihren Frauen eine Penſſon bei der allgemeinen Witre 
wen-Berpflegungsanftalt noch nicht verſichert haben, ergiebt Pé eine 
verhättmißmägig fehe bedeutende Bahl. In Betracht des nur gering 
botitten und auf eine gewiſſe Zeit bewilligteen Fonds zu Unterſtützun⸗ 
en von Prebigerwietwen ſieht dae Minſſterium fid veranlaßt, der 
Au Regierung dringend zu empfehlen, nach Möguchkeit auf den 
zët Bean age Paget Jowöb als der dazu berechtigten . 
Lehrer der allgemeinen Witttvenkaffe hinzuwirken, insbesondere aber um 
fo mehr bie frengſte Controlle zur Führung des, durch den Heiraths⸗ 
Conſens aufzugebenden Nachweiſs des erfolgten Beitritts, zu hand- 
Haben, als den Predigern und Lehrern folder Stellen, welche nicht 
400 Thaler jähelich: eintragen, die Beitrige von einer Verſicherungs⸗ 
Summe von 100 Thaler jährlich aus diefeitigen Fonds vergütet werden. 


Siebente Abtheilung, 


Die Hebammen ⸗Juſtituts Beitrage betreffend. 


Nach der Cabinete Ordre vom 22. A 1808 (laut 
Gire, der keete zu Königsberg vom 25. October 1816 
Rro. % LI fol von Taufen und Trauungen zum Heb- 
ammen-Inſtitut gezahlt werden. i J 
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3. z 


Verordn. der Reg. zu K. vom 4. Juni 1825 (Kö⸗ 
nigsberger Amtsbl. 1825 S. 286.) beftimmt, daß, wenn Um- 
ſtände die augenblickliche 8. 4 0 der Hebammen ⸗Inſtituts⸗ 

it verhindern ſollten, die Geiſtlichen nicht mehr bered- 
tigt find, dergleichen Beiträge niederzuſchlagen, ſondern verpfli 
tet werden, darüber beſondtre Reſtnachwelſungen, mit Angabe 
des Namens des Neftanten, des Neftbetrages und bei Taufen 
des Geſchlechts des Täuflings anzufertigen, und dieſe Nachwei⸗ 
fungen mit den Beiträgen viesteljährig, am 1, Januar, 1. April, 
1. Juli, 1. October an die Superintendenten einzufenden, die 
alsdann die Beiträge, wie früher, mit einer ſummariſchen An⸗ 
zeige der Reſte aus ihrer Superintendentur, innerhalb Acht Ta⸗ 
gen an die biefige ProvincialsInflituten: und Communal: Kaffe 
einzureichen, die fpeciellen Reſtnachweiſungen aber den zufläne 
digen Landräthen, für Königsberg an das dortige Polizei⸗Prä⸗ 
ſidium, vorzulegen haben, 


4. 


Berordn, der Reg. zu K. vom 29. Septbr. 1827 
(Königsberger Amtebl. 1827 S. 974.) beflimmt, daß aue mit 
der Einziehung dieſer Beiträge beauftragte Beamte dieſelben 
in den gewöhnlichen Terminen unter dem portofreien- Rubro: 
„Collecten Gelder“ an die ‚gehammen- de zu Kö. 
nigsberg unmittelbar einschicken, und am Jabresſchluß der Kaffe 
eine beſcheinigte Nachweiſung der fämmtlihen, im Laufe des 
Jahres eingeſendeten Beiträge oder eine Vacat⸗ Anzeige zum 
Nechnungsbelage einfenden ſollen. 


5. 


Reſer. v. 6. Juli 1839 Nro, 1859, bekannt gemacht 
durch Eic.;Berf, der N. zu K. 10. Aug. ejd. Nro. 1% K. ©. 
beſtimmt auf Grund der K. O. vom 12. Mai 1838, daß auch 
die Offiziere der Armee und die in gleichem Rangverhältniß 
ſtehenden Militair⸗Bramten bei Trauungen und Taufen ver- 
pflicptet fein folen, die in der K. O. vom 16. Januar 1817 
allgemein feftgefegten Beiträge für die Hebammen ⸗Inſtitute mit 
bezjehungsweſſe 3 Sgr. 9 Pf. und 1 Sgr. 10 ½ Pf. zu ent⸗ 
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richten; daß dagegen die Militair-Perfonen vom Feldwebel und 
Wachtmeister abwärts von jener Abgabe befreit bleiben, 


6. 


Serien, 281 1047 . 3 vom 1. Jul i 1817. Königsb. 
beit rg, Amt sbl. 1817 S. 315 genießen die Hebammen» Inſiſtutſons “ 
bm. Beträge die Portofreibeit, 


Achte Abtheilung. 


Die Kollekten betreffend. 


i 


of-Refcript vom 22. Nov. 1796 (in act. der Reg. 
zu Königsberg) das Kollektenweſen betreffend. 

Bei Gelegenheit der Acquifttion von Sud und Nens Oft Preis 
ßen ift es für nöthig befunden worden, die zeither beflandene Einriche 
tung des Kollekten Weſens in Beziehung dieler neuen Provinzen auf 
die alten, in Ueberfegung zu nehmen. Nachdem Wir daher Co 
Unferes General Direktor über diefen, Gegenftand mit dem Geifttichen 
Departement und den Etats-Miniftern Grafen von Haym u. Sr, 
v. Schröter in Rorrefpondeng getreten find, fo haben Mir nachſte⸗ 
hende Modifikationen und Abanderungen Babei für zweckdienlich gehal- 
ten und deflariren deshalb das wegen des Kollekten⸗Weſens unter dem 
24. Nov. 1792 an Euch ergangene CircR. hiermit folgendergeflalt: 

Es verbleibt nämlich 

1) in Anſehung der Seiren für Evanpelifche in den alten Provine 
zen dei vorgedachtem Regulativ vom 24. Nov. 1702. 
2) in Anfehung. der Roltekten für Rathotifche aber, wird 
a) Side und Südpreußen dergeftalt vereinigt, daß dergleichen 
Kollekten für Katholifhe in befagten Provinzen, lediglich in 
elöigen, obne Theilmahme Unſerer übrigen Provinzen ausge- 


en werden, 

b) aß die Kolleften für Katholische in den neuen Diſtikten ben 

Polen, welche mit Oſtpreußen, Eitbauen und Weſtpreußen vers 
einigt werden, mit auf Unfte ſämmtliche übrige Provinzen, 
zel Schleſen und Sübpreußen, jedoch blog in Beziehung auf 
katholſſche Glaubensgenoſſen zu richten; 

cl daß die Koflekten für die Entholifchen und in den sub ber 
nannten Provinzen ebenfalls reciproce auch auf dle Patholie 
fhet Einwohner in Ostpreußen, Lithauen und Weſtpreußen und 
auf die damit Eombinieten neuen Diftsiete, ratione det. katho⸗ 
lichen Einwohner zu richten. 

d) baf die jährlich in vorbenannten Provinzen auszufchreibende 

Date Selen HöchftenE nur auf neun derſelben zu beffimmen find. 

Hlemach habe Ihr Euch alfo für die Zukunft gebührend zu ade 

ten. Wir find it. 


Gire. R. vom 24. Nov. 1792 (in act. derfelben Reg.) 
denſelben Gegenſtand betreffend, 

Nachdem auf das unterm 17. Juli 1787 an ſämmtliche Weft- 
e e e ergangene Circ.R. wegen zu bewirkender 

inſchränkung der häufigen Kollekten in dortigen Landen, die deshalb 
geforderten gutadhtlichen Berichte eingegangen find, fo find Wir éi, 
zen Unferes Generals Directorii mit dem Departement der Geifllichen 
Angelegenheiten über die dahin abzweckenden ſchicklchſten Mittel und 
Wege, auch über verfciedene andere Verbefferungen des Kollektennues 
5 in Lee A getreten und haben uns nunmehr über folgende 
eftimmungen und Örunbfäge vereinigt. Buvörderft wollen wir, daß 
die Regierungs- und Kammer-Kollegien, wenn fie auf die Bewilligung 
und Ausſchreldung einer Kollekte anzutragen nöthis finden, nicht wei- 
ter einfeitig dabei zu Werke zu gehn, federn fid beiderſeiks vorher 
darüber vereinigen, dem deshalb zu erftattenden Bericht im Namen 
beider Landes- Kollgien gemeinfchaftlich abfaffen und folen an das 
General⸗Oirectorium und Departement der Geiftt. Angelegenheiten ge⸗ 
meinfchaftlic) zur Erbrechung adbrsffiten follen. In Abſſcht der Nol- 
letten EE bleibt es: 
4. im Allgemeinen bei der Vorſchelſt der K. O. v. 13. April 1755 
und der Gire. Verfügung vom 23. Juni 1797, nach welcher aus 
er Preußen und Schleſten auch ſämmtliche Provinzen jenfeits der 
efet in Aufebung des Koliekten⸗ Weſens für Dé befteben, mithin 
die in der Chuemack, Neumark, Pommern, Magdeburg und Hals 
berftabt ausgefähriebene Kellekten auf die MWeftphäl, Provinzen 
Leine Anwendung finden, und wenn deshalb Verordnungen aus 
Berfeben der Kanzleien dorthin gelangen ſollten, fo muß davon for 
fort zur Remedur Anzeige geſchehen. 

In Anfehung der Kollekten für die athot. Gemeinden aber, 
welche ihnen bei ihren Glaubensgenoſſen in Unfern fämmtlichen 
Staaten bewiulgt werden, bleibt es Sec bei dee bisherigen Berz 
faffung und Borfehrift. Jedoch iſt wegen möglichfter Einſchrin⸗ 
kung dieſer Art Kollekten, da ſolche am häufigſten für bathol. Ges 
meinden in Schlefien bewilligt werben, at Erforderich an den 
Grafen von Hoym erlaffen worden, wovon Abſchrift hierbei erfolgt. 
Haben wir gut gefunden, daß in Abficht der Kolfekten die Proz 
vingen Cleve, Meurs und Mark eine Hauptabtbeilung, und Minz 
den, Ravensburg, Tecklendurg und Bingen ebenfalls eine Haupts 
abtheilung ausmachen, wohingegen die übrigen Weſtppäl. Provinz 
zen, Oftfriestand und Geldern fernerhin nach Abtheilung der das 
figen Bommel, Departements hierunter für fié verbleiben follen. 
Der Umfang der Kollekten⸗Ausſchrelbung ift jedesmal nach der 
vorher ausgemittelten Größe des Schadenſtandes zu deſtimmen. 

Berräge der Schaden nur 200 Thlr. oder weniger, fo wied bie 
Kollekte bios in der Provinz, worin der Schaden geſchehen ift, 
und nicht auf die andern duc oder zufammengefaßten Provin- 
zen mit ausgeſchrieben. S 
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3. Ueberfchreitet der Schade die feftgefegte Summe von 200 Thir., 
fo ift ein Unterſchich zu machen, ob bie Kallefte einen od Dien 
oder weltlichen Paea betrifft, z. B. einen Kirchendau oder 
eine Unterjtügung für Abgebrannte. 

Im erſten Fal eines Geiftt. Gegenftondes wird in der betrefa 
fenton Proving eine Kirchen, und Hauskollekte zugleich bewirkt, in 
ben andern Provinzen der Haupt- Abtheilung aber bios eine Kits 
chen⸗Kollekte verordnet, 

Wenn der Schaden aber einen weltlichen Gegenſtand betrifft, 
fo wird in der betreffenden Provinz ebenfalls Haus- und Kichen⸗ 
Kotekte zugleich ausgefchrieben, in den übrigen Provinzen der 
Gaure an 90 aber wird eine 1 erhoben. 

Iſt es eine Hauptfache, mit Ernst auf die Verminderung der vits 
ien Kolekten zu denken und foldhe wenizſtens für die Zukunft auf 
eine bestimmte Zabt jährlich zu fegen. sg 

Obne Nücjicht auf die bereits ausgefchriebenen und zur Ein⸗ 
Sammlung fiehenden Ketten, halten wie es hinreichend, wenn 
vor Trinitatis 1793 in jeder Provinz für fie und für die übrigen 
Provinzen. der Haupt Abtheilung zusammen $ Kollekten alſähriich 
von Neuem ausgefcheieben und eingefammelt werden. 

Wegen vorbemeldeter, bereits bemiligter und zur Einfamm- 
lung ftebender Kollekten aber wollen wie Cueren, der Kammer 
und der Regierung gemeinſchaflichen Bericht abwarten, wieviel 
davon neben den neuen Kollekten jährlich nachzuholen und mit 
d He g fal morden 
Die Haus:Kollekten werden in der Regel auf dem platten Lande 
und in den Städten auf dem bisherigen Fuß durch die Unterbes 
dienten eingehoben. In der betreffenden Provinz aber fann dem 
Črtrabenten, wenn er fid mit der Erhebung von Haus zu Haus 
WE befaſſen wil, ein Deputicter aus jeder Gemeinde zugeorde 
net werden. 

In Abfihe der Ortnung und Beitfolge bei Ausschreibung der 
Kollekten ift es billig, daß diejenigen Kollekten, weiche jede Pros 
ing fe, Sisi in be und und gar, zu folder Beit 
gegen den Winter, wo der Landmann und Städter am meiften 
zum Dobithun geneigt it, ausgeſchriehen warden, alsdann aber 
die Seiten aus den übrigen weſtphäl. Provinzen jeder Haupt ⸗ 
Abtheilung nach der Zeltordnung folgen. 

Hiernach habt Ihr Euch alfo für die Zukunft zu richten ıc. 


3. 


Verordn. der Regierung zu Königsb. v. 22, Febr. 
1816 (Amtsbl. S. 105.) u. Verordn. der Reg. zu Bum, 
binnen v. 16. April 1816 (Amtsbl. S. 192) beſtimmen: 

1. die Kirchen⸗Kollekten müffen, ſobald foidhe durchs Amtsblatt aus 
geschrieben find, durch die Prediger, nachdem fie Sonntags vors 
ber angekündigt worden, in der an jedem Orte gewöhnlichen Art 
veranftaltet, und die dadurch aufgekommenen Gelber entweder durch 
die Poft, oder wie es ſonſt ohne Koſten geſchehen kann, an bie 


e 


e 
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zuſtändigen Superintendenten ꝛc. eingeſendet, von letzteren aber in 
einer Haußtnachwelſung aufgenommen und nebft Wir und einem 
Sortengettel an den Kaſſen⸗ Kontrolleur befördert weiden. 

2. die Hauskollekten aber find ze. 

Im Allgemeinen wird noch in Erinnerung gebracht, daß binnen 
dtel Monaten nach der Ausſchreſung einer jeden Kollekte die fmme⸗ 
lichen Gelder vollſtändig unfehlbar und bei Strafe eingeſchickt fein 
müſſen, weshalb die Tage, an welchen die Kollekte veranſtallet werden 
ſoll, nicht y weit hinauszuſetzen find, 

(In Erinnerung gebracht durch die Regierung zu Königsberg 
unter dem De 1817. au Jar. . 70.3 DEN R Res 

jerung zu innen unter dem 2. Jun 1825. Amtebl. S. 430. 
aud unte dem 30. April 1826. Amed. ©. 313.) 


4. 


Verordnung der Reg. zu Danzig vom 13. Jan. 
1819 (Amtsbl. 1819. S. 37.) beſtimmt: 

Die Kollektengelder folen in Begleitung eines Büchleins, in 
welchem der Betrag und die Zeit der Abfendung angegeben find, der 
nächſten Poftanftalt zugeſendet werden; diefe aber wird in demſelben, 
wie geringe auch der är, Sendung fei, den Empfang bé: 
nigen. Werden folche Gelder anders als mittelſt der Poft an die 

ig. Haupt-Inftituten- und Kommunal⸗Kaſe gefendet, fo wird diefe 
wie bisher dem Meberbringer quittiten. So wied Ap über jede, 
auch die Eleinfte Summe entweder jenes Büchlein oder die Quittung 
der Kommunal- und Inſtitutenkaſſe Hinlängliche Auskunft geben kön⸗ 
men. Ist diefes nicht der Fall, fo muß der Gët den Ausfall 
kën. 
5. 


Berordn. der Reg. zu Danzig v. 9. Decbr. 1824. 
(Amtsbl. S. 592.) 

Wird bei Einſendung der Kolleklengelder oder der Vacat 
der dazu feſtgeſczte Termin nicht inne gehalten, fo tritt eine 
nungeſtrafe von 1 Tole. ein, und kann auf die Entschuldigung, daß 
eine Amtsblattsnummer nicht eingegangen fei, nicht gerückſichtigt werden. 


6. 


V. d. Reg. zu Danzig v. 17. October 1837 (Amtsbl. 
1837 S. 394.) d 
weiſet die Pfarrer beider Konfeſſionen an, fümmtliche Kollektengeldet 
nicht mehr direkt an die Regierungs- Haupt⸗Kaffe, fondern an den Sus 
perintenbenten oder Dekan, zu deſſen Dizes fie gehören und zwar 
gleich nach Abhaltung der jedes maligen Kollekte abzuſenden und ebenfo 
Som nichts eingegangen fein follte, in Hinſicht der dann erforderlichen 
Anzeige zu verfahren; den Superintendenten und Dekanen aber ift 
zur Pflicht gemacht, auf die pünktliche Einfendung der Kollektengelber 
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von Seiten der betreffenden Pfarrer zu balten, bie bei ihnen eingeza 
genen Do E ar a a 
agen eines jeden Monacs den Geldbetrag von den im legte Mor 
nate völlig Ak, Kollekten, mit einer Nachweiſung für dieſen 
Monat nach dem folgenden Schema an bie Negierungs- Dauptkaffe 
2 Br 5 
in Bir. der Kollekten zur Unterftüigung der Schullehrer, 
Wien und Waifen, deren Win jet 1 zur ee? 
Hauptkaffe fliegt, verbleibt es bei früheren Anordnungen. 
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7. 

Kabinets⸗Ordre vom 4. Mai 1817 (v. K. Ann. 1817. 
H. 2. S. 122.) 
sefleht den von den SPerovinziatbehörden für Kirchen und Schulen, 
oder zu anderen milden Zwecken ausgeſcheſebenen Haus- und Klechen⸗ 
Kollekten⸗Geldern die Portofreiheit zu. 

(Bekannt gemacht durch die Regierung zu Königsberg mittels 
Buf. vom 10. Juni 1817, Amtebt. 1817. O. 252. und durch die 
Reg. zu Gumbinnen mittelſt Verordn. vom 6. Juni 1817. Amtsbl. 
1817. S. 374) 8 


Einzelne feſtſtehende Collekten. 


a. 

Verfügung d.d. Königsberg d. 4. December 1777 
Borowskbs Kirchenregiſtr. S. 68.) 
beftimmt, daß bie Hospital- Collecte quartaliter böchſtens in der 
Mitte Februars, Mais, Augufis und Movembers, fo wenig auch eins 
gekommen fein folte, eingefandt, nicht minder wenn auch gar nichts 
3 fein folte, doch in jedem Quartale Berichte davon abe 
geffattet werde. 

Anm. Diefe Collecte {ft jet in den eiſten Tagen der Monate Jar 
muge, April, Juli und October einzufenden. 

Mach einer Verordnung v. 14. November 1747 (Beckers Kirchen 
at, S. 59) fell diefe Kollekte in den erſten Tagen der drei hohen 
Sete Weihmachten, Oftern und Pfingsten, wie auch am Neujahrstage 
unb an den Bußtagen gehalten, bei Trauungen und Taufen auch 
Becken an den Kirchenthülren ausgefegt werden. 


Verord. d. Reg. zu K. v. 20. Auguft 1822 (Amtsbl. 
1822 S. 303.) 
beftimmt, daß bei Einfendung der Waiſenhaus Colette die viertel, 
jährig zu Anfange der Monate Januar, April, Juli und Detober ger 
ſchehen fol, auch zugleich ein Sortenzettel beigefügt werden foll. 


© 

1. Berord. d. Reg. zu K. v, 7. Septbr. 1923 (Amtsbl. 1823 
S. 9 u. V. d. Ra zu G. v 3. Septbr. 1823 (Amtbl. 
1823 S. 603) beſtimmen, daß für die Graf Bülow v. Dennewis- 
fhe Blinden ⸗Unterrichts⸗Auſtalt, jährlich am erſten Pfingſt⸗ 
Feiertage sine Kiechen⸗Collzete einzuſammeln, und mit einem 
Sortenzettel jedesmal gleich nach Abhaltung berfeiben an bie Prov. 
Juſtituten⸗ und Commungl⸗Kaſſe einzufenden ifte — — > 

2. B. d. R. zu K. v. 9. Detbr. 1820 (Amtsbl. 1829 S. 283) 
beſümmt noch nachträglich, daß die eingefammelten Beiträge ftes 
innerhalb längstens 6 Wachen von dem Tage der Einfammiung 
ab eingefandt werden follen- 


d. 
Berord. d. Reg. zu K. v. 9. März 1826. (Amtsbl. 
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&.79), B. d. Reg zu 6.1.9. März 1820 (Antebl. S. 208) 
B. d. Reg. zu D. b. 20. Januar 1820 (Amtsbl. S. 47). 
bestimmen in allen evangelischen Kirchen der Monarchie eine jährliche 
Collecte zur Verbreitung der Bibel, die jedesmal am erien Sſter⸗ 
Feiertage abzuhalten und nebſt einem Verzeichniſſe der Münfforten, 
ſpäteſtens 6 Wochen nach dem Einſammiungstage von den Superin⸗ 
benbenten einzuſenden ift. 


Kollekten für die Schullehrer⸗Wittwen⸗ und 
Waiſen⸗ Unterſtützungs⸗Anſtalten. 
Lim Regterungs Bezirk Königsberg. Verordn. vom 
18. Mai 1831 (Amtsbl. S. 150). 
Die Collecte ift zu halten: 
1. in den evangelischen Kirchen 4 
al zu Königsberg am Teinitatis- Sonntage; 
wi in den Kirchen Memel und Dfterode am Micaslis-Sonmenge z 
€) in den Ländl. Kirchſplelen der Königsberger Infpaftion, fo wie 
in den Jaſpetionen Fiſchhaufen, Weglau, Feiedland, Pe. 
Eplau, Heitigenbeil, "erbauen, Rastenburg und Pr. Holland 
am legten Sonntage nach Trinitatis; 
d) in den Kirchen Neidenburg und Ortelsburg am erſten Ad⸗ 
ventsſonntage 
eh in den Zufpsftionen Schaaken, Zaiten, Mohrungen und Hellz⸗ 
berg am erſten Weitnachtefeiertage; 
2. in den Eathol. Kirchen an einem der 4 Advents- Sonntage. 
Bei den reformicten Kirchen richtet fih der Einſammlungerg 
nicht nach dem Sie ihrer däi, Inſpektkon, fonden nach dem Kreiſe, 
in welchem fie liegen. 
IL im Regterüngs- Bezirke Gumbinnen. 

Verord. Juni 1827 (Amtsbl. S. 644): Die Kollekte 
iſt ven den Geiſelſchen im October jeden Jahres zu halten und 
e 5 115 an die Krelevorſtände mit ber Befcheinigung ſogleich 

aden. 
Ul. im Regterungs⸗ Bezirke Danzig. 

Verord. v. 10. October 1826 (Amtsbl. S. 392) beſtimmt, 
daß die Collecte in allen ewangeliſchen und katholischen Kirchen, 
fo wie in den menonitiſchen Beth äuſern am Feſte zum Gedächt⸗ 
niffe der Verstorbenen ftactfinden fol, Die Pfarrer, ſammtlcher 
Gemeinden werden aufgefordert, die Abhaltung dieſer Collate ihren 
Gemeinden Sonntags zuvor mit zweckmäßiger Erinnerung an die 
Wobltbätizkeit der Zei von der Kanzel bekannt zu machen. 

„(Da das Feſt zum Gedächtniß der Verſtorbenen zu den verän⸗ 
derüſchen gehört, fo wird allfährlich durch eine gleiche Verordnung 
der Tag zur Abhaltung beſonders bekannt gemacht.) 

IV. im Regierungs Bezieke Markenwerder 

Veror d. v. 1. Auguft 1827, (Amtsbl. S. 273) beſtimmt 
unter Beſuznahme auf die Berard. b. 0. Decbr. 1823 (Amcsbl. 
1824 S. 2) und 14. Januar 1825 (Amtsbl. S. 42), daß die Cots 
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ecte an dem erſten Sonntage nach Mariä-Lichtmeß oder am fünf- 
ten Sonntage nach der Erſcheinung Chrifti abgehalten und daß 
die Erträge der Kicchencollecte von den einzelnen Geiſtt jedes Kreiſes 
noch vor dem Ablaufe des Monats Februar an die Vorftände der 
Kreis» Schulnittwenkaſſen abgeſchicer werden fallen. Diejenigen 
Geiftfichen, deren Bemühungen ohne Erfolg geblieben find, haben 
ebenfalls bem gedachten Kreisoorftande zu der feftgefeäten Se 
Nachricht zu geben. S 


Kollecte für die Militair Blinden Verſor⸗ 
gungs ⸗Anſtalt in Marienwerder. y 
Berord. d. R. zu M. v. 19. November 1818 (Amtsbl. 
©. 508) und Berord. d. R. zu Danzig v. 14. November 
1818 (Amtebt. S. 475). 
Zur Unterſtitzung Weier Anſtalt ift in der ganzen Provinz Weft- 
preußen an jedem Sonntage d 
1) nach dem 31. März, als an dem Tage der Einnahme von 


Paris, 
2), Gett dem 18. Juni, als dem Tage der Schacht bei Belle- 
Hans, 
3) nad dem 18. October, alè dem Jahrestage der Leipziger 
Schlacht eine allgemeine Kirchenkollecte bewilligt worden. 
Sämtliche Superintendenten und Dekane haben demnach diefe 
SKollicte an den vorbenannten Sonntagen in den ihrer Tuſſicht an- 
vertrauten Kirchen zu beranlaffen und den eingehenden Betrag jedes⸗ 
mal längstens 14 Tage nach dem Eingange unmittelbar an die Bor- 
ſteber dieſer Anſtalt zu überſenden. 


S 
Kollecte für hilfsbedürftige Studirende in 
Berlin. 
Verord. des Konfiſt. von nu vom 24. April und 
10. Kuguſt 1817 (Danziger Amtsbl. S. 201 u. 411) u. Ber- 
ordnung der Reg. zu Marienwerder v. 27. Mai 1828 
(Amtsbl. S. 209). 
Dieſe Kollecte fol in allen proteſtantiſchen Kirchen viermal des 
Jahres, am erſten Sonntage in den Faſten, am Bußtage, am Ernte⸗ 
fet und am erſten Adventsfonntage gehalten werden. 


h. 
Nach g. 9 des General Landſchul⸗Reglements vom 12, Aus 
ut 1768 fol jährlich am Michaelis. Sonntage eine fogenannte 
Schulpradigr gehalten und eine Kollecte zum Beſten der 
Landſchulen und infonderheit zum Ankauf der nöthi⸗ 
gen Bücher in den Dorfſchulen für arme Kinder ver⸗ 
anſtaltet werden. 


Mente Abtheilung. 


Die Invaliden betreffend 


e 


A. 
Allgemeine Grundfäge wegen der Inpaliden + Verforgungen. 
1. 


Beſchluß des Staats⸗Miniſterii v. 12. October 
1897, beftätigt durch K. O. vom 22. Decbr, 1837. (v. K. Ann. 
1838 S. 3.) 


Um den Behörden in Betreff der Verforgutg invalider Militaire 
vom Feldwabel und Wachtmeifter abwärts, ſowahl überhaupt, als ind» 
beſondere Hinfichtfich der mit Ausschluß aller anderen Bewerber, nur 
dieſen Verforgungsbereditigten zu derleihenden Stellen und Vefchäftie 
gungen, einen fihern Anhalt zu geben, find von dem Stantsminifte« 
tium folgende Beſchlüſſe gefaßt. werden. 

1. Die mit Civil -Berforgungsfceinen, versehenen Invaliden find bei 
erwiefener Qualification zu allen Anſtelungen im Civil» Dienfte 
berechtigt, inſofern letztere nicht beftimmten Klaſſen verforgungsbe- 
mitt Perfonen ausſchlleßüch vorbehalten find, als: die Got, 
verforgungen den derforguingsberechtigten Jägern; die AWnftellungen 
bei der Gendarmerie den 12 Jabr gut gedienten Unteroffizieren. 

2. In den Fällen, wo die verforgungsberechtigten Invaliden mit an- 
deren Militair-Verſorzungsberechtigten concurrfren, z. B. bei den 
Stellen der Supalternbeamten zweiter Kaffe, Kanzliften, Hils 
9 — baden die Erſteren bei gleicher Qualification ein Bor- 


Kaſtelane une Portiers in Königlichen Dienstgebäuden, Bo- 
tenmeiſter, Kanzlei⸗, Kaſſen⸗, Amts, Gerichts-, Polizei- 10- 
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Diener, Stempler, Boten, Gewichtsſeher, Dbere und Untere 
Auffeher, Auffeder, Aufwaärter, Nachtwächtee, Wächter und 
fen. Hausdiener, Campenverforger, Ofenheiger und Hauss 
Enechte, Gefangenen, Kranken-, Kafernens und andere März 
ter, Pedele, Küſter und Organſſten (infofern ſolche nicht zu⸗ 
gleich öffentliche Lehrer find) Kalkanten, (Balgentreter) Tod» 
tengräber, Glöcner und andere niedere Kiechendlener, Roms 
meſſer, Schließer, Zuchtmeiſter, Zuchtknechte und ähnliche 
base gelen ine ag SE A 

A. Gür jegt follen jedoch auch Freiwillige aus den lebten Fildzügen 
mit den verſorgungsberechtigten Militalr⸗Invaliden zur Konkurs 
renz gelangen können. 

5, Diefe Grunbfäge finden auf die in der Anlage verzeichneten nur 
bei gewiffen Behörden, Verwaltungen und Anſtalten ſtehenden Un 
terbedienten, in fo weit dabei nicht ein anderes bemerkt ift, det, 
falls Anwendung. 

6. Die ausſchljeßliche Annahme von ahi nn Invall⸗ 
den für die unter 3. und 5. angegebenen Dienſtleiſtungen finder 
Statt ohne Unterſchied, ob dafür Stellen auf dem Etat jtehen und 
beziehungsweiſe temporal creirt worden, oder ob die Entgeltung 
aus Remunerationde, Diepofitions» und ähnlichen Fonds erfolgt, 
auch ift es gleich, od der Unterbedkente auf Lebenszeit oder auf 

„Kündigung angeftellt, oder od er nur, mit Worbehalt befiebiger 
Entlaſſung gegen Lohn angenommen wird. : 

7. Auch Diejenigen. Domainen Wächter und Brett, Ghauſſee⸗ 
pächter, Amtsvorſteher und andere Königliche Beamte, welche aus 
der ihnen ausgefegten Averſional⸗Verzüͤtung für die Amts⸗Ver⸗ 
mwaltungstoften, und reſp. aus dem Dienſteinkommen die nölhigen 
Dienftleiftungen der Amts-Diener, Erecutoren 1e. fetbft zu biet: 
fen haben, Dürfen dazu aur verforgungeberechtigte Militair- Zoe: 
lden währen, und denfelben in Einem Falle weniger an Beſol⸗ 
dung gewähren, als ihnen feibfE zu dem Behuf aus at 
fen vergütet wird. Sollten jedoch in dennen Fallen, wo zur 
Beſchaffung jener Dienſtleiſtung den Domainen-Pacht- und Rentz 
beamten 1c. nur ganz geringe Beträge audgefegt find, oder von 
diefen Beamten aus ben Averſtonal⸗Vergükungen und reſp. dem 
Dienſteinkommen nur ganz geringe, dieſen Bezügen entſprechende 

vo Beträge für jenen weck verwendet werben können, dafür zu den 
Verrichtungen als Amtebiener ic. aus der Klaſſe der verſorzungs⸗ 
berechtigten Militair Iavaliden keine geeignete Individuen zu err 
langen fein, fo ift jebsemal von der beabfichtigten, bis dahin, daß 

` mé ein foldes Fadividunm unter den Mifitair- Invaliden befindet, 
erſolgenden Annahme einer in diefer Art nicht Berechtigten Porfon 
zu jenen Verrichtungen von den reſp. Domainen⸗Pachte oder Nent- 
beamten re. der vorgeſetzten Behörde (Regierung c.] Anzeige zu 
machen, weiche lebtere alsdann vor Erthellung der desfaülſgen Ge- 
nehmigung jedesmal zubördeeſt zu prüfen hat, ob die Umftände 
wirklich eine ſolche Ausnahme von der Regel kechelertigen. 

5 In dem alle, wo verforzungsbärschtigte Inpaliben mit Borbez 

Halt beliebiger Entlaſſung gegen Lohn angenommen werden, hat 
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aber ber MilitaiesPenfionssZondg, wenn der Fnvalide entlaſſen 
wird, und deſſen Entgeltung aus einem Dispoſſeſons⸗, Remun⸗ 
rations- oder ähnlichen Fonds erfolgte, das inzwiſchen etwa einge 
zogene Militair-Önadengehalt wieder zu übernehmen. 

Ein Gleiches finder Statt, bei Entlaffung der Invallben aus 
temporajr ereirten Stellen. 

9. Für alle Kommunen, in welchen bie Stäbte⸗Ordnunz vom 10. Nov. 
1808 oder die revidirte Städte⸗Ordnung vom 17. März 1831 in 
Kraft it, für die ſtändſſchen Inſtttute, fo wie für alle folde Fns 
itute, welche ganz oder theilweis aus Staats- Fonds oder den 
Fonds jener ‚Kommunen erhalten werden, gelten in Atſicht auf 
die Inpaliden⸗Verſotgung dieſelben Vorfchriften, welche für die 
Staats: Behörden gegeben find, dergestalt, daß fie ihre Unterbedien⸗ 
ten, nach Analogie der vorſehenden Beſtimmungen ebenfalls nur 
aus der Zahl der mit dem Civil-Berforgungsfchein versehenen In⸗ 
validen wählen dürfen. In Anfehung derjenigen Kommunen, in 
welchen noch feine der beiden Städte- Oebnungen gilt, behält es 
für jegt bei der Verfügung des Kgl. Minifter 


dauert, im unverkürzten enden feines Militair⸗Gnadengehalts, 
ag 1 enten Monats an, der Staats⸗Mink⸗ 
ſterial⸗Beſchluß vom 27. Dezember 1826. Litt. B. 4. ohne alle Auss 
nahme zur ung- 

Von gegenwärtigen Befchluffe fol jedem der Heren Sos, 
kungs-Cbeſs eine Ausfertigung zugeftellt werden, um danach in feinem 
Reſſort das weitere Nötbige zu veranlaſſen. 


* h e 


Nachweiſung der im $- 5. des Beſchtuſſes bes Staats- Miniflerit 
vom 12. Oktober 1837 gedachten Unterbedienungen, welche nur bes 
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gewiſſen Behörden, Verwaltungen und Anſtalten vorkommen, und ins 
fofern die hinzugefügten Bemerkungen nicht ein anderes ergeben, eben 
fo mie die, im $ 3. des Beſchluſſes im Allgemeinen bezeichneten 
Selten, ausftieplidy am verforgungsberschtigte Milttaie-Invatiden, zu 
verleihen find. — Wei der Kirchen», Unterrichts und Mebizinal: 
Verwaltung: der Rendant der Kirchen und Hofpitals Kaffe zu Stet- 
tin, der Rendant des Watſen⸗Inſtttuts zu Zeig, der Rechmumgsführer 
bei dam Land woiſen⸗Hauſe zu Langendorff, der Buchhalter beim Stifte 
St. Spiritus zu Eisleben, der Kons, Hof⸗ und Holzſchreiber (auch 
PoligerAuffeder) bei der, ER Zen zu Neugelle, — in fo 
fern die Inpafiden für diefe Stellen qualiftiet find — die Dsconos 
men bei den drei Gymnafin zu Breslau, der Machtmeifter und bie 
Senlnschte bei der Thier-Argnei- Schule zu Berlin, die Förfter und 
Waldiwärter (dinfichtlich welcher Übrigens bie, weiter unten sub No. S. 
bemerkten allgemeinen Grundſäte Anwendung finden). 


2. 


2. K. O, vom 25. Mai 1828, betreffend die Unterbe- 
dienten der ſtädtiſchen Kommunen (v. K. Ann. 1828. S. 426.) 


Wenn gleidh die Städteordnung den Magiträten die Berbind⸗ 
mëtt auflegt, ibre Unterbedienten auf Lebenszeit anzuftellen, fo will 
bod auf den Berit Ai Sans, Mute vom. Cie Mie 
ante genehmigen, daß diefalben diejenigen ihrer Unterbedienten, 
wache bias zu mechanischen Dienftleiftungen beftimmt und immer aus 
verforgungsberechtigten Militair- Parfonen zu wählen find, nach Anas 
togie der Vorschrift der Regierung» Jufteuktion vom 23ften Oktober 
1817 8. 12. 2. auf Kündigung annehmen dürfen. Hieraus folgt 
aber von ſelbſt, daß wenn von der dedungenen Kündigung gegen Of⸗ 
figianten. dieser Art Gebrauch gemacht werden foll, dies nur unter dens 
ſelben Formen geſchehen darf, welche die Gefchäftsanweifung für die 
Regierungen vom 51. Dicht. 1825 vorschreibt. Wied nan auf biez 
fem Wege ein im Communglolenſte angeſtelter Werforgungsberschtige 
ber unter Genehmigung ber Fon wieder aalen, fo folt bere 
felbe, dafern er fid zwar nicht durch Verzehungen der Indallden⸗Be⸗ 
neſtzten verlustig gemacht, jedoch durch mangelhafte Beſorgung des 
Dienftes die Enttaffung felöft veranlaßt bat, in den Zustand in wel 
chem er vor dem Dienftantritte war, in Beziehung auf die früher ges 
noſſene Penfion zurücktreten. Was aber den Berſorgungeſchein ans 
langt, fo fol in jedem Fall entfchieden werden, ob die u 
Dienitführung des Entlajfenen in Trägheit oder andern tadelswürdi⸗ 
m Eigenſchaften, oder darin ihren Grund habe, daß der dem Entlaſ⸗ 
enen aufgerägene Dieft feinon Krpeiihen ober geitisn e 
nicht angemeſſen geweſen und derfelbe daher an den bemerkten Män- 
geln ohne Schuld it. Nur in dem letztern Falle ift dem Invaliden 
der Werforgungsfehein zurückzugeben und auf feine Anftellung in einer 
Buffer für ihn geeigneten Stelle Bedacht zu nebmen. Bei unverfchul: 
beter gängicher Dienftunfäbigkeit treten die Borſchriſten des Penfionse 
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Megulativs vom 30ſten April 1825; G. 2. ain. ), Alle nach obigen 
E e 
Entlafjung aus dem Cemmunaldienſte zu leistenden Zahlungen, follen 
aus den Penſions⸗Ausſterbe⸗Fonds übernommen werden. 

Hiernach hat das Minifterium das weiter Erforderliche zu vstfügen. 


3. 

Stagts-Miniſterlal⸗Beſchluß v. 27. Dezember 
1826, mitgetheilt den Regierungen und allen andern Provinz 
zial-Verwalfungs⸗ Behörden, mittels Verfügung vom 26. Jan. 
1827. J. 9289. (v, K. Ann. 1829. S 753.) 

Seine Majeftät der König haben auf den Bericht des Staats- 
Miniſteriums in Betreff der Wiedereinziebung von Penſionen oder 
Wartegeldern folder. mit Berſorgungs⸗Anſprüchen verſebenen Militairs 
Perfonen und Beamten, weiche wieder angeſtlt oder beſchäftigt wers 
den, durch die Allerhöchſte Kaßinets⸗ Ordre vom aten Oktober d. J. 
folgende Grundfäge als Richtſchnur zu befehlen geruhet ic. 

B. Für Unter⸗Chirurgen, Feldwebel, Wachtmeiſter, Uns 
zeroffiziere und Gemeine. 
A. Das Gnaben⸗Gebalt (Wartegeld) eich eingezogen, wenn ein In⸗ 
valide diefe Chargen definitiv, interimiſtiſch verfuchemeife oder auf 
mg im Staats oder Kommunal⸗Oienſte angestellt wird. 
Erreicht das Einkemmen jedoch nach Abzug des darunter etwa 
të Betrages zu Ausgaben für Senta nicht 


den Eat 
F von 50 The, bei dem Gemeinen, 
b) von 72 Tel. bei dam Unteroffizier, 
ch ven 100 Thür, bei dem Unter⸗Chieumgus, Feldwebel und 


e, 
fo kann den Inpaliden nach Maßgabe ihrer Charge, bis zu Erfül- 
lung dieſes Gagra das Fehlende aus ihrem Ghadengehalte Sei- 
tens des Kriege Minifkeriums gewährt, und II das ganze Gna- 
dengehalt, im Falle das Fehlende eben fo viel oder wehr beträgt, 
neben dem Einkommen der Stelle belaffen werben. 

5: Do vorübergehenden Beschäftigungen gegen DiäremsDtsmunetation 
‚ober fiictveife Bezahlung ıc. bleibt der Invalide im ungeklirzten 
Genuffe feines Gnadengehalts. 


J Der g. 2. befagt örtliche Orte Reglement: Fndet-atfo-Erine Ane 
wendung; auf Kmisverbindungen, bern Dauer durch die Matur dee Ge. 
lte ‚oder varcd ausbrädtiche Bifimmung. auf eine beftimmte Zeit cin- 
Sade l. KE Ee 
jen forgungebereitigten Milie 
tairperſonen übertragen Sat fo fett in Se San, mie 
te „ in fofern if affung 
teäßenb bie iermit allgemein auf cds H, WICH Ei 
folgt, aus dem Militaie-Penfiong- Fonds wicber gewährt werden, wenn fie 
aber fpäter, aus folden widerruflichen Givilftellen aus ſcheiden, fo hat ihnen 
der Goll penſtont⸗Fende jeden Falls dasjenige zu geiwähren, 
III 
enfiond+ Ba 8 des 
Lë Bede ed tr e arge Seen 
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Euer Excellenz ermangelt das Staats⸗Miniſterium nicht, bie obi- 
gen Beſtimmungen ganz ergebenſt mitzutheilen, mit dem Erfuchen, 
7 Eünfeighin in dem Umfange Ihres Reſſorts gefäligft verfahren 
au laffen. 

(Bekannt gemacht von d. Reg. zu Königsberg mittels Verordn. 
v. 10. April 1827, Amtebl. S. 99.) 


4. 


Staats- Miniſterial⸗Beſchluß vom 9. März 1831, 
bekannt gemacht mittels Verfügung vom 17. April 1831. E. A. 
Nro, 727. (v. K. Ann. 1831. S. 260.) 


In dem Staats- MinifterialsErlaffe vom 27- Dezember 1826, ift 
beftimmt worden, das den im Civil angestellten Fnvaliben, wenn ihr 
Einkommen, nach Abzug des darunter etwa mitbegriffenen Betrages 
zu Ausgaben für Dienjtbedtefniffe, nicht den Sah 

a) von 50 Thir. bei dem Gemeinen, 

b) von 72 Thlr. bei dem Unteroffizier, 

c) von 100 Zu, bei dem Unter « Chirurgus, Feldwebel und 
Wachtmeiſter 

erreicht, alsdann bis zur Erfüllung dieſer vin, Säge das Militair⸗ 

E Sr fore gender ober auch aang Dia, wer 

en kann. 

Um für bie Anwendung dieſer Beftimmung auch hinfichtlich, fol- 
cher Stellen einen feiten Anhalt zu haben, deren Einkommen in un. 
gewiffen Hebungen an Crecutions-eblihten, Tantiemen dc. beftcht, 
wird auf den Grund der gewvechfelten Bota folgender Beſchluß gefaßt: 

1. Wenn ein Invalider aus dem Stande der Unteroffiztere und Gez 
meinen eine Givilftelle erhält, deren Einkommen ganz oder theils 
Ice in unzewiſſen Hebungen an Erscutionsgebühten, Tantiemen 1c- 
befteht, fo wird die Einnahme des Vorgängers im Dienfte nach 
einer Staftion aus den litten drei Fahren, bei Beftimmung des, 
nach der Vorſchrift vom 27. Dezember 1826 aus dem Gnadenge⸗ 
baue SE, zan Grunde gelegt, und dar 
nach der Zuschuß für die nächten drei Jahre normirt. 

2. Sind bife. drei Jahre abgelaufen, fo wied die in denſelben Bett, 
gehabte Dienfteinnahme von Neuem zur Fraktion gezogen und 
danach der Zuschuß für die drei folgenden Jahre regulirt. 

In derfeiben Art geſchteht Dë von drei zu drei Jahren die 
Ermittelung des Einkommens und die Feſtſtelung des Zuſchuſſes. 

3. Bei der Berechnung dieſer ungewuiſſen Hebungen werden Da, wo 
mit der Stelle im Allgemeinen ein baarer, Aufwand an Reiſe und 
Zehrungskoſten verbunden ift, für biefe 1 5 30 pet. des emt 
telten unftrirten Einkommens und wenn die Btenſ⸗Einnahme gana 
in unfirirten Hebungen beſteht, und nach der Fraction nicht 
12 Thlr. monatlich beträgt, als Minimum 6 Thlr. monatlich in 
Abzug gebracht. 

4. In denjenigen Fällen, wo bie Ermittelung des Einkommens nach 
der beſtehenden Dienſtordnung nicht ausführbar ift, wird ein At 
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teft der vorgefegten Behörde über den ungfähren Betrag der ſtatt⸗ 

gehabten Hebungen fuppliet, und für die Fraction benugt. 

Abſcheift dieſes Beſchluſſes iſt einem jeden der Königl. Miniſte⸗ 
rien, fo wie den oberſten Central⸗Behörden mitzutheilen. 


5. 


RD. v. 22. December 1837, 

Ich bin mit den Grundfägen, wache das Staatsminſterium in 
dem am 12. October d. J. Mir vorgelegten Beſchluſſe wegen ber 
Invaliden- Berforgungen zufammen geftelt bat, einverjtanden, und 
will die Ausführung den einzelnen Minifterien, welche davon betroffen 
werden, überlaflen. 

6. 


RD. v. 24, Juli 1838 (Gef. «Sammi. 1838 S. 485) 
beftimmt Folgendes: 

I. Die Behörden, welche durch ein Verſehen in der Ausübung ihrer 
Amtspflichten. die Auszahlung eines nach den bestehenden Bors 
ſchrifen nicht zablbaren MittnierÖnadengehalte (Wartegeldes) 
bewirken ober veranlaſſen, find unter allen Umftänben verpflichtet, 
den überbobenen Betrag von dem nicht berechtigten Empfänger 
wieder dankte, 

2. Die Wiedereinziehung der überpobenen Summe von dem Cm: 
pfänger We? in denfelben Maten, in welchen derſelbe das Gna⸗ 
dengehalt Loder einen Theil beffelben) empfangen bat, und zwar 
fofort eg ohne Rückſicht auf die wegen der Zu: 
Läffigkeit eines Mag ſonſt beflchenden Vorschriften und ohne 
progeffuntifches Verfahren. 

3. Wenn die Wiedereinziehung des übergobenen Betrags in der zu 
2 gedachten Weſſe nicht zu bewirken ift, fo wird der Regreß ges 

en der Beamten, dem bei der UWeberhebung das Versehen zur 

ft fälle, von deffen vorgeſetzter Dienjtbehörde im Wege des 
Discipinar- Verfahrens durch Gehalts Beschlagnahme, bei welcher 
die darüber bestehenden Beſtimmungen zur Anwendung kommen, 
geltend gemacht. Der in Anſpruch genommene Beamte bat jedoch 
binfichtlich feiner Verpflichtung zum Erfag, außer dem Rekurſe an 
die höhere ZC rn ag, Gatti Gehör zu ner 
fangen, ſedoch nue innerhalb breier Jahre von dem Tage der ihm 
dieferhalb gemachten Eröffnung ab. Mit dem Ablauf ier Sot 
bt er dieſes Rechts und aller ferneren Einwendungen verlustig. 
Das eine Wehe der ouch dei der Berufung uf reg. 
liches Gehör ſo lange feinen Fortgang, bis ein rechtskräftiges Erz 
kenntniß daffelbe für unſtatthaft erklärt. 

4. Wenn der rigreßpfticheſge Beamte inzwiſchen aus dem activen 

Blei geschieden u und auf die an ihn ergehende Aufforderung 
fid weigert, den Erſag zu leiſten, fo bat die bis zu feinem Ause 
{heiden ihm vorgelegt gewesene Dienstbehörde ihm im Wege des 
ordentl. Prozeſſes in Anſpruch zu nehmen. Eben fo ift gegen die 
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Erben des betreffenden Beamten zu veifahrn, wenn derſübe ine 
zwiſchen verftorben ift: 


7. 


Berord. d. R. zu Marienwerder v. 7. Juni 1838 
(Amtsbl. 1838 S. 195 folg.) 
macht die wefentlichen Grumdfäge wegen der Militäit -Jnbaliden -Berz 


forgungen, welche in den vorher aufgeführten Befiimmungen enthuls 
ten find, bekannt. 
8. 


Gire d. Reg. zu g. v. 27. Nov. 1898 gegründet auf 
des Gire. Refer. vom 31. Oktober ej. a. (o. n 1880 
S. 853.) 


Das Königl. Kriegsminiſterium hat in dem Betracht, daß das 
Verfahren, weiches bisher für den Fall, wenn ein Militair” Inpaltde 
die ihm zu Theil gewordene Civil- Anftellung Foetz aufgibt, ſtatt⸗ 
gefunden hat, mit den Baſtimmungen der Allerhächſten Kabinets- 
Ordre vom 25. April 1835, wegen Verwirkung des Gnadengehalts 
der im Gipildianſte angeſtelten Militair = Invaliden, nicht im Einklang 
Ha, Déi bereit erklärt: z 

„den mit dem Vorbehalte des Widerrufs oder ber Kündigung im 

Dette angefielten Mitene» Invafiden, weiche ohne ihr Bers 
fhutden, und vor dem Eintritte ihrer DienftsUnfähigkeit fid) ver- 
anfaßt finden, ibr Givilbienft- Berbältnif freiwillig aufzugeben, auf 
eine diesfällige Zeen der betreffenden Ciwil⸗ Behörden, das feäher 
bezogene Hätte: Önadengehalt bis zu ihrer etwwanigen anderweiten 
Verforgung im Civildienfte wieder aus bem Militair- Penfionsfonds 
Habe aach Ban een der genden e 
n Folge eines hierauf ergamgenen Mefcripts der! ben 
Minifterien des Innern und der Finanzen vom 21. Detober c. wird 
diefer Beſchluß den fümmtlichen Herren Landräthen und den Mas 
giteäten unferes_ Weriwaltungss Bezirks zur Beachtung in vorkom⸗ 
menden Fällen hierdurch bekannt gemacht. 


Ge 


B. d. R. zu K. v. 22. Auguſt 1829 (Amtsbl. S. 247) 
weiſet ſämmicche Behörden an, von jeder Anſtellung einer Militaire 
perfon im Det. gleichviel ob dieſeibe im activen Dienſte fe und 
etwa: auf bestimmte oder unbestimmte Zeit beurlaubt fei, oder zur 
Kaffe ber mit Wartegeld oder Gnadengehalt entlaſſenen Invaliden 
gehöre, der Regierung nicht nur ſofort Anzeige zu machen, ſondern 
Den betreffenden Invaltden auch gleich bei feiner Aaſtellung oder Ber 
ae Gnadengehalts⸗ Anweifung oder die Ga fait derselben 
ertheitte Bescheinigung eder fonftige Legitimation abzunehmen und 
folde einzureichen, wobei ausdrücklich bemerkt wird, daß jede Uebers 
hebung, welche durch Nichtbefolgen dieser Vorſchelft entſteht, dem Ar 
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terhöchften Befehle gemäß lediglich derjenigen Behörde oder den Bes 
amien zur Laft fallen foll, welche demſelben nicht nachgekommen find. 

Eine ähnliche Anordnung war fon durch die V. d. R. zu K. 
v. 11. Dat 1821, Amtsöl. S. 201. 202, getroffen worden.) 


10. 


Eirc.-Berf. d. Reg. zu K. vom 24. Januar 1838 
No. % K. S. 

Bei Anftellung verforgungeberechtigter Invallden in den Aemtem 
der kirchlichen Unterbedienten, namentlich. in Aae e des, diefen 
Japaliden etwa bewilligten Militair-Cnadengehalts oder Wartegeldes, 
wird von den KirchensGollegien fo häufig gegen die beftshenden Bors 
ſchriſten gehandelt, daß wir uns veranlaßt fehen, dieſe Vorfcheiften 
A Verfügung zur genauen Befolgung in Erinnerung 
zu bringen. 

Die Stellen der Unterbedienten an Kirchen Königl. Patronats 
dürfen nur an verforgungs berechtigte Inbaliden, d. b. an ſolche 
verliehen werden, welche den Civil Berforgungéfdjein befigen. 

Meldet ſich ein ſolcher, und ift zu der vacanten Stelle geeignet, 
fo nimmt das Kiechen⸗Coleium mit ihm die vorgefchriebene Verhande 
lang über die Annahme des Dienftes nach Maßgabe der Dienft- Fns 
struktion, fo wie auch dieſe tt, und zwar jedes Schriftſtöck in Juri 
Exemplaren auf; läßt fie vom anzuſtellenden Jnvaliden zum Zeichen 
feiner Anerkennung unterſchreiben, und fendet fie unter Beifügung des 
Zi: Deg Ge Des Fronten und einer Aaſtellungs⸗Ta⸗ 
Bel ya unfrer Gmehmigung und san Beranlaſſung ein. 

Die Bedingungen der Annahme, welche in das Protokoll aufus 
nehmen find, betreffen infonberheit: daß die Anſteuung zunächt auf 
eine ſechsmonatüche Probe Zeit erfolge; daß während derfelben der 
Angeſtellte zu jeder Zeit, nach Ablauf der Probemonate aber auf 
eine dreimonatlich: Kündigung entlaffen werden kenne, und daß 
die Enelaffung in beiden Fällen ſtets erfolgen dürfe, ahne daß der 
Angefielte‘ berechrigt fei, die Bekanntmachung der Gründe feiner Ent» 
tung oder eine Unterfüchung zu 55 è 

n die Dienft» Snftruction müſſen alle Obliegenheiten, u 
denen der Invalide in feiner Amteſteluung verpflichtet fein fol, anges 
DS? wie ſolches in den früher geſchloſſenen Kontrakten 
geſchah. ? 

SEN der Anſtelfungs⸗ Tabelle find folgende Rubelken ause 
yufüllen: 
H" 2 Sefammt«Eintomnem der Stele, ſährich. 
b) Die Stelle war befegt mit: 
6) Vor⸗ und Zunamen des Anzuſtellenden. 
d) Charakter (mititaitife Charge). 
e) Aufenthaltsort. 
9 Teupen bei welche Cu 
g) Truppentheil, bei em er zuletzt geſtanden. 
p Datum des Ge 
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i) ep der Anzuſteende Militair- Gnadengebalt oder Wartepeld, 
und wieviel, auch aus welcher Kaffe, bisher bezogen. 

k) Datum, mit welchem der Anzuſtellende in den I in Rede 
ſtchenden Givitbienft und in den Genuß des Diesfältigen Ein- 
kommens getreten iſt. 

Bei Beſetung der Unterbedienten» Stellen an Kirchen, Nicht⸗ 
Landesherrlichen Patronats, wo in Gemäßheit des Aug. Landrechts 
Tb. 2, Tit. XT. F. 536 bie im Vorſtehenden erwähnten Schriftſtäcke 
nicht an ung eingereicht werden dürfen, bleibt nur diefe Anſtelungs⸗ 
tabelle einzusenden. 3 

Was nun die Fortgewährung des etwanigen Mititaie-Gnadenger 
halts oder Martegeldss des Ge Be Invatiben betrifft, fo wer⸗ 
den die bier maßgebenden Verordnungen vom 11. Mai 1821- (Amts⸗ 
blatt p. 1821 S. 201) und vom 22. Auguſt 1820 (Amtsbl. p. 1829 
S. 247) faft allgemein irrig dahin ausgelegt, als daß die Einfillung 
der Zahlung nur dann nstdig fei, wenn das jährliche Gioil⸗Einkom⸗ 
men des anguftellenden Invaliden mit Hinzurechnung fenes Gnaden⸗ 
gehalt ober Martegeldes die, in der Verordnung v. 10. April 1827 
1 p. 1827 S. 90) genannte Höhe für die reſp. Chargen nicht 

berſteigt. Wie führen jedoch ausdrückuch an, daß in jedem 
Falle und ſofort die Zahlung des aus Militaie-Verhältniften bewil⸗ 
ligten Beneſizes des Invaliden bei feiner Anſtellung durch Requlſitlon 
an die zahlende Königl. Kaffe, eingeftellt werden muß, well zur fernez 
ren Gewährung deſſelden nach der Civil⸗Anſteuung die ſpezielle Ger 
nehmizung des Königl. Krlegeminifkerium erforderlich i. Um diefe 
nachfuchen zu Eönnen, bleibt dem Berichte des betreffenden Kirchen⸗ 
Collegiums über bie Annahme des Invaliden eine genaue und fpe 
cielle Nachweifung des Einkommeng der zu befegenden Stelle, ge⸗ 
Finn einer Braction der legten dei Sabre, in pwei Eremplaren 


igufügen. 

Auch ift in dieſen Berichten die Anzeige nicht inte daß 
die Zahlung fo wie auch die Empfanguahme der Militair- Benefisien 
des Invaliden eingeſtellt fei, und machen wir hier ausdrücklich auf 
die in den vorallegirten Amtsblatts⸗Verordnungen von 1821 und 1829 
zenannte Allerböchſte Beſtimmung auftmerkſam, nach welcher jede Uez 
erhebung, die durch Nichtbefolgung ber Vorschriften engſteht, lediglich 
derjenigen Behörde oder Beamten zur Daf fallen fol, die diefen Bors 
ſchriften durch pünktliche Anmeldung der Anſtellung des Invaliden 
nicht nachgekommen find. 

Die Herten Superintendenten, Erzpriefier und Dekane werden 
hiermit beauftragt, bie mee? je Verfügung bebufs genauer Bes 
fotgung gur Senat. ber Jide en ihrer Ze zu bringen. 

aptent, den 24. Januar 1838. 


11. 


Das Gire. der N. zu Königsb. vom 11. Mai 1839 
Rro. % K. S. fertigt den Superintendenten, Erzprieſtern 
und Decanen bie nachfolgende Verfügung der Abtheilung des 
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Innern vom 14: Miny 1890 Nro. L zur Kenntniß⸗ 
nahme und mit dem Auftrage zu, die unter ihrer Aufſicht fies 
benden Kirchen- Kollegien und Schul» Snfpectionen anzuweiſen, 
daß fie bei vorkommenden Anſtellungen von Inbaliden die ad 5 
vorgeſchriebene Verſorgungs Nachweiſung der Königl. Regierung 
Abth. des Innern nicht allein unverzüglich einkeichen, fon: 
dern auch die ad 3 und 4 des Circulars ertheilten Vorſchriſten 


bung, veranlaßt werden. 
2. Es verbleibt im Allgemeinen bei der durch das Königliche Kriegs 
Minifterium im Einverftändnig mit der Königlichen Doers Red- 
nungs- Kammer unterm 10. November 1820 getroffenen Anord- 
nung, daß bie über das den Invaliden bewilligte Militaic⸗Gnaden⸗ 
Gehalt (Wartegeld) auszeftelte Anweſſung dem Invaliden von 
der zahlenden Kaffe abgenommen und bei der tern aſſewirt 
wird, der Inpalibe dagegen ein nach dem beigefügten Formular 
2 AA awa erhält, welches er allmonatlich Bes 
bufs der Erhebung des Gnadenzebalts (Wartegelds) zur Stelle 
bringt und worin die geſchehene Zahlung von dem Kaſſenbenmten 
San en Gn (Wartsgefds:) Empfänger defini 
3. Wenn ein Gnabengehalts⸗ 6.0 Empfünger befinitiv, ins 
veel, NH oder auf Kündigung im Staats» oder 
Command. Dienste angeftellt wird, fo muß damfelben, Iech der 
Cioll⸗VBerſorzungsſchein, als auch das Qulttungs⸗Buch abgenom⸗ 
n SS erfin Geh Zant 
er Civil:Verforgungsfeein ift der erſten Gehalts⸗Auwiilung 
beizufügen, bas erg dagegen der betreffenden Speciala 
Kalle zu Überfenden, damit Feld dem Kurator der Kaffe zur 
Einſicht vorgelegt, und die an dle betreffende. Repierungs Haupts 
kaſſe zur Rechnungslegung zurückzubefrdernde Gnaden ⸗Gehalts⸗ 
(Wortegelds) Anweſſung auf den Grund beffelben dahin ten 
werden kann: 
daß das Gnadengehalt (Wartegeld) bis zu dem genau anzuge⸗ 
benden Zeitpumkte gezahlt und allmonatlich. regelmäßig. asgeho⸗ 
ben worden fei 
Danin. db. b. nel. u. Edut rte 20 
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4. Behauptet aber ber o lende Invalide kein Gnaden⸗Gehalt 
(Wartegeld) zu e derfeibe eine Beſcheinigung feiner 
Detsbebörde darüber beibringen, daß er weder aus Staats- noch 
aus andern öffentlichen Kaſſen, ein Einkommen beziehe, behauptet 


5. Von der Anflelung aller verſorgungsberechtigten Milftairs, mag 
{olhe definitiv inter miſtiſch, verfuchsweiſe, auf Kündigung, oder 
ee 
"patiden- Wefen im Königlichen Kriegs⸗Minſſterio, und zwar mit 
Bern dis bisherigen Verfahrens in der Art Renntnig zu 
geben, da 
a) alle VV»!!! Reglrungen bie 
diesfälligen Mittheilungen, ſogleich, 
u) die Regierungen dagegen, da fie bei der Zahlung der Gna⸗ 
eg Zenn ot ec Ar. 
Sir a So tertinliter einzureichenden Nachweiſungen zu mas 
en. hal 
Zur Erlangung der möglichften. Gleichförmigkeit und Volftändig- 
feit. bar erfordarlichen. Nachrichten, ifl Dabei ger das glecch⸗ 
falle beigefügte Schema anzuwenden, ober in den Notificatorien 
über die in dieſem Schema angedeuteten Punkte Auskunft zu 


geben. 

Die Provinzial-Behörben haben bie Lokal- und Kommunal- Ber- 
maltungen dafür verantwortlich zu machen, daß fie ihnen bei jeder 
Anſtellung verſorgungs berechtigter Militairs in vorerwähnter Art 
die Anzeige davon fogleich zugehen laffen- 

6. Wenn dem definitiv, interimiſtiſch, berfuchewelfe oder auf Kündi- 
gung im Staats- oder Kommunal, Oienſte angeſtellten Iavaliden, 
nach den beſtehenden Beſtimmungen, namentlich den Skaats⸗Mi⸗ 
niſtenial⸗Beſchlöſſen vom 27. Dezember 1826 Litt. B. u. 12. Detos 
ber 1837 das Gnaden Gehalt (Martegelb) neben dem Eivit«-Eins 
tommen ganz oder chellweiſe belaſſen wird. fo ift von der zaba 
lenden Kaffe das Nöthige hierüber, unter Angabe der 3 
Zahlungs ⸗Ordris der Abtheilung für das Fnpalidenwefen im Kö. 
nigi. Kriegs⸗Miniſterio in dem Quittungsbuche des Invaliden zu 
vermerken. 

Der Königl. Regierung werden diefe Beſtimmungen zur Deach⸗ 
tung und weitern Weranlaſſung Hierdurch bekannt gemacht, und wird 
Babei zugleich, was das Verfahren hinfichtlich der Wiedereinglehung 
der durch Indallden gegen die deſtehenden Vorſchelften erhobenen Miz 
litair⸗Gnaden⸗Gehälker ES Wartegelder anbetrifft, auf die durch die 
Sofegfammlung pro 1838 sub Nro. 32, befannt gemachte und andere 
weite Alerhöchſte Kabinets⸗Ordte vom 24. Juli d. J. Bezug ge- 
nommen. S 

Berlin, den 27. December 1838. 

(geh.) v. Nochow. v. Ladenberg. v. Alvensleben. 
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Indem wir Uofcheift vorſtebenden Minifterlal-Rrferipts ben un- 
ten benannten Behörden und Kafen mittheilen, fügen wir noch fol- 
gende Bemerkungen Së genaueſten Beachtung hinzu. 

ad 1. Die Civil Verſorgungeſchelne 7 — von dem Königl. Krieges 
Minifterto, Abtheilung für das Inbalidenweſen, den Jndallden 
durch die Zoppe: Kommandeure ditekt zu, daher dieſſeſts weiter 
nächte gu Wetanlaffen bleibt, ef 

2d 2. Daß die Gnaben:Gehaltsz (Wartegelds-) Anweiſungen den 
meu ſugetretenen Inpaliden bei der erfln Zahlung des Gnaden 
Gehalts abgenommen werden follen, ift bereits früher, zulsgt aber 
burd) die Beilage der an die Citeuer« ze. Kafen ergangenen Ber» 
fügung vom 19. November 1837 ad 12. angeordnet und bleibt 
diefe Vorſchrift baher auch für die Folge zu beachten. 

Was die Quietungs Bücher für die Ze betrifft, ſo er- 
balten dle zahlenden Kaffen beifommend To viel Exemplare berare 
tiget Bücher, als für den erſten Gebrauch ungefähr erforderlich 
in dürften. 

TV, EE ier SE die SS Seite auszufüle 

len und felbige Demni en Invaliden, welche ge; ti, 
Geer elbe Ene ER OR 
der Werwarnung, daß, wenn fie felbige verlieren, ein neues Luite 
unge Buch auf ihre Koſten angefchafft werden wied. Sollten eine 
einen Kaffen für den gegenwärtigen Stand der Gnaden- Gehalte 
Empfänger noch Quirtungebücer fehlen, fo find Wir von uns 
mm erbitten. 

Für die Folge werden wir bei einer jedesmaligen Zahlungs» 
Verfügung für neu zugettetene Invaliden, der betreffenden Kaffe 
die erforderlichen Quittungsbücher zugehen laffen. 

ad 3. Was die Abnahme der Civil -Berforgungsfdeine und Nuit- 
tungsbücher bei ber Anſtelung von Fnvaliden betrifft, fo ift biez 
fes Sache der betreffenden Behörden. Die Steuer- 1c. Kaffen haben 
dagegen auf Grund der Bücher au. dem Kurator der Kaffe Die Affige 
motionen vorgulegen, damit er fie vorgefcheitbenermaagen beſcheinige. 
ad 4. Die bakeffeden Behörden Haben Dei der Anflelung von Sre 
valiben, weiche behaupten; kein Gnaden⸗Gehalt zu ober 
vorgeben, dag Quittüngsdduch verloren zu haben, auf die Befol⸗ 
‚gung der diesfältigen Anordnungen ftrenge zu halten. 
ad 5. Gleich nach der erfolgten Anftelung eines Inpatiden, fei es 
definitiv, interimiſtiſch, verſuchsweiſe, auf Kündigung, oder fetbft 
nut vorübergehend, haben die betreffenden Behörden uns eine Anz 
ſtelungs⸗Nachweiſung, nach dem beiliegenden Schema gefertigt, 
einzureichen, und machen wir felbige Te die Folge einer eiwank⸗ 
gen Berabfäumung. noch beſonders verantwortlich. 
ad 6, Hinfihtlih des Mermärts in den Quittungsbücen bei den, 
jenigen Jayaliben, welden neben dem Civil-Einkommen das Gnas 
dengehalt gang oder theilweife belaſſen wird, beftimmen wir, 
daß Der Vermerk unten auf der erſten Seite ganz in der Art 
jemacht werde, wie es durch den vorſtehenden Königlichen Mini, 
terial⸗Erlaß vorgeſchrieben wird. 
Da diefe Biſtimmungen den Behörde, Kaſſen . im We 
20. S 
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fenttichen ſchon Burd frühere Verfügungen befannt gemacht find, fo 
wollen wir um fo weniger erwarten, daß eine Verabfäumung hierbei 
vorkommen werde, die nicht allein ſtrenge Rüge, ſondern auch bie perſön⸗ 
liche Verantwortlichkeit des betreffenden Beamten nach Dé ziehen würde. 
Königsberg, den 14. März 1839. 
Königliche Preuſſiſche Regierung. Abtheilung des Innern. 

An die Herren Candräthe und den Herrn Poltzet⸗Pröſtdenten, die 
Königl. 8 „Aemter und Kreis- Steuer⸗Kaſſen, Stener- 
2 Spee we fra uff 3 
und an bie Infpettionen der Königt. Straf- Anſtalt zu Wartendur 
und des Landarmenhauſes zu Taplau- fiale g e 
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Behnte Abtheilung. 


Die Eonfirmanden betreffend. 


= een 


1. = 


Der Confirmanden»Umterricht ift zuerſt durch das 
Reglement d. d. Königsberg vom 2. el is „Wie es 
mit den Kindern, die zum erſtenmal nach der Einſegnung zur 
Gommunion gehen, gehalten werden fol,“ (Grube Corp. 
Const. Prut. P. I. p. 121—124) angeordnet worden. 

Das Nähere darüber, fo wie über die in der Folge ergangenen 
älteren Verordnungen findet man in Arnolds Kirchenrecht des Kö- 
nigeeichs Preufen. Königsberg und tinig 1771 4. ©. 00 folg; 
in Bechers Preuß. Nirdenregiftratur. Königäb. 1769 4. S. 33 fol. 
2 REN neuer Preuß. Kirchenregſſtratur. Königsberg 1780 


2. 
Allgemeine Vorſchriften. 
A. 
Verord, der Weſtpreuß. Regierung v. 26. Juni 


1814. (Marienwerder Amtsbl. 1814 S. 455 folg.) 
fegt uf ben nien rec gemeinen Beef folgendes feft: 


lich zu erſeben. 
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2. Da der Zeitpunft zur Annahme der Kinder zu bieſem Unterricht 
durch den Zeitpunkt der Cinfegnung beftimmıt wird, und Weier in 
mehreren Gemeinen verfchieben ift, fo können darüber zwar keine 
unbebingte Worfhrits gegeben Min. Da më In bem bei 
weitem größten Theil der Gemeinen dieſer Provinz die Einfegnuns 
gen im Herbft geſchehen und eine Gteichförmigkeit auch hierin aus 
mehreren Gründen wünſchenswerth ift, fo werden die Herten Geiſt⸗ 
lichen Meder aufgefordert, die Einfegnung ihrer Gonfirmanden 
Eünftig zischen Michael und Martini jeden Fabres zu balten. 
In Gemeinen jedoch, wo diefe Fiierlichkekt bisher um Ostern 
ebalten worden, kann dieſelbe auch ferner um biefe Zeit ftattfinden. 
in Fällen, wo außer der feftgefehten Zeit die Einſegnung eines 
ober einiger Confirmanden burdy beſondere Umftände nöthig wird, 
muß die Ertaubniß dazu mit Anführung der Gründe bei der un- 
terzeichneten Regierung nachgefucht, und wenn fie ertheilt ift, ein 
ſolcher Fall in der jährlichen Confirmandentifte bemerkt werden. 
„Jedes Kind, das zum Conſirmanden⸗ Unterricht angenommen wird, 
muß das dreizehnte Ledensſade zurückgelegt haben, da nach den 
früßeren, së wiederholten Borchen De Geer nch 
vor völlsndetem vierzehnten Jahr geschehen darf. Sollten befondere 
Umftände von dieſem allgemeinen Gefeg eine Ausnahme erforderlich 
maden, fo muß in einem folchen Fall mit Anführung bisfer Um» 
finde bie Grlaubniß dazu unmittelbar bei der unterzeichneten Rez 
gierung nachgefucht werden Dies muß jedoch in Zeiten und noch 
vor der Rirdenvifitation gefchehen. — IE die erbetene Erlaudniß 
wirklich ertbeilt worden, fo muß diefe bei der Kirchenoiftacken dem 
Superintendenten dei der Vorftellung des Confirmanden, den a 
belefft, ban de und von demſelben, daß dies geſchehen, node 
mals in dem Reteß bemerkt werden. 
„ Diefe Beſtimmung gut jedoch dur in dem Fall, daß der Confirz 
Wanben⸗Unterriche mit einem Jaht für vollendet angefehen wird. 
Sollten indeſſen Eltern wünschen, daß ibre Kinder biefem Unters 
dét länger beiwohnen, fo kann deren Annahme zu bemielben auch 
ſchen vor dem zurückgelegten dreizehnten Jahre geschehen, obne daß 
#8 dazu einer beſondern Erlaubniß der vorgefegten Behörde bedarf: 
vorausgeſetzt nemlich, daß diefe Kinder die erforderlichen Fähig⸗ 
kelten und Vorkenntniſſe haben, den den Conſitmanden zu erthei⸗ 
tenden Unterricht zu bet. 
„Denn dieſer Unterricht muß mehr als ein bloßer Elementar ⸗ Un⸗ 
terricht in der Religion und biefer jenem. bereit vorausgegangen 
fein. Es mird daher hierdurch alë Regel feftgefegt, daß jedes Kind, 
das dazu angenommen wird, fertig dem könne unb bie fünf Haupt 
ftüde des lütheriſchen Katechismus inne habe, und daß Kinder, 
bie nicht fo welt ind, und von Denon. e8 ſich ergiebt, daß fie die 
Schule wenig oder wohl gar nicht beſucht haben, zu dem Confites 
monben Unterricht nicht zugelaffen werden. Da indeſſen bei dem 
noch fo. mangelhaften Zustande des Schulmwefens in einigen Ger 
genden Din, Proving bei Er grogen U de6 gemeinen 
olks und bei der eben daraus eniſpringenden Vernachläßtzung 
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der Pflichten gegen feine Kinder Die Zah older Unglücklichen, die 
Siesta, das, gé Alter mei: for Haben, 
leider! immer noch nicht ganz geringe iſt, ſo würde eine durchaus 
unbedingte Anwendung in der Meget überall für jezt nech nicht 
ſtactfinden können. Es wird daher, wenn der Fal eintritt; 
davon eine Ausnahme als ein nochivendiges Uebel zugelaſſen to 
den mug, hierdurch fefigefegt, daß u 
al dies nur unter der Einſchränkung geſchehem darf, wenn ein 
ſolcher in feiner Erziehung und in feinem. Unterricht Borwahez 
Wier, der fid zur Confirmation meldet, bereits über das 
fünfgeönte Jahr hinaus: iſt, wobei von jedem Geſſtüchen, bei 
welchem ein folder Fal eintritt, erwartet wied, daß er mit 
gewiffenpaftr Sorgfalt fid folcher- Bernachläfigten, annehmen 
und den Nachteil einer folchen. Verfäumnif, fo viel als möz⸗ 
uch zu heben bemüht: fein. merbes: 

b) daß jeder eier Art, der erſt vierzehn Jahre und darunter alt 
it, in die Schule zurüdtgeiviefen, und wenn ibm. babei auch 
die Theilmehmung an dem Gonfirmanden- Unterricht. adi 
wird, doch nicht, eher eingefegnet werbe, als bis er bie Daupt- 
lehren des Chriſtenchums gründlich gefaßt b d 

SE enen in ben Gontemanben AT bene 
baft angegeben, auf br. bei der Kirchen» Wifttation von den 
Herren Superintendenten forgfältig Rücfiht genommen, die 
Ürfachen der Verſäumniß geprüft und in den Neceffen vere 
merkt werden. 

5. Da die Berbsfferung des Elementar⸗Schulweſeng das ſſcherſe 
Mittel ift, Diefes Uebel zu vermeiden und mit der Beit ganz aufs 
heben, {o.lisgt eben barin für alle Geiftlichen eine dringende Auf- 
forberung, nicht nur auf die unter ihrer Auſſicht ſtehenden Schu⸗ 
len ihrer Gemeine die gewiſfenhafteſte Sorgfalt zu verwenden, fonz 
dern auch durch alle ihnen zu Gebote flehanden Mittel dahin zu 
wirken, baf diefe Schulen mamentlid, auch von den Kindern der 
kemerem Votskiaffe, fie mögen nun noch bei ihren Eltern leben 
oder bei Fremden bimen, dis zur Einfegnung twicklich befuche: Wer: 
den: denn auger ihrem Beruf, der ihnen die Sorge für die Ber- 
befferung bes Schulwesens ihrer Gemeinen zur Pliht macht, wird 
diefe Sorge ihnen auch durch bie Rückſicht geboten, daß fie eden 
babure, fich ibe Amt und namentlich einen eben fo wichtigen als froe- 
ten Theil deffelben, den Confirmanden »Unterricht, erleichtern, in 
dem pieſer mit dem Elementar- Rellglons ⸗Unterticht, weicher der 
Schule angehört, in der genaueſten Verbindung Doft und eigent- 
Déi nue als die Fortſetzung deſſelben anzuſehen ift, 

„Eben um deswilen weil auf diefe Art jeder Geiftfiche ein näheres 
Iatereffe hat, alle feine Sorgfalt auf die Schulen feiner Gemeine 
zu Dertoemben, um aus ihnen wohl vorbereitete Gonfirmanden zu 
erhalten, und um ber hieraus auf die Schulen felbft hervorgehen 
den wohltbätigen Rückwirkung willen wird hierdurch als Regel feftges 
fest, daß die Kinder nur den Confirmanben-Unterricht das Parochi 
bert Eitern befuchen, und daß kein Geiftticher ein Kind aus einer ans 
dern Parochie zu dieſem Unterricht annehmen darf, es fei denn, 
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daß von demſelben nicht nur der Tauf⸗, ſondern auch der Erlaub⸗ 
nißſchein der Parochie der Gemeine, zu welcher er gehört, beige⸗ 
bracht wird. In foldhen Parochien aber, wo mehrere Prediger, 
welche wirkliche Seelſorge haben, an einer Kirche ſtehen, Bett den 
Eltern die Wahl desjenigen Geistlichen, in defen Gonfirmanden- 
Untereicht fie ihre Kinder schicken wollen, völlig frei, fo wie über- 
haupt auch an Orten, wo mehrere Parodien und Kirchen find, 
das Dimifforlale von dem berechtigten Pfarrer in keinem Falle, 
wo es von den Eltern gefordert wird, verweigert werden dürf; in: 
dem kenesweges Beſchräneun der gefeglichen Freiheit fondern 
Einführung beſſerer Drong und leichterer Aufficht benbfichtigt wird. 

7. Du bet diesem Untereicht, wenn er zweckmäßig ertheilt werden foll, 
ie, Ben Die Bab beree, ie Daron he nebmen, eine be 
ſtimmte Grenze ſtattfinden muß, die nicht überſchritten werden 
darf, fo wird, ba dies in geöferen Gemeinen Bisher nicht genug 
emen dn gen. den u eee dart „Star e 
Versammlung die Zahl von fun fzg überfteigen darf. Sobald das 
het die Zahl der Confirmanden mehr als fünfzig beträgt, fo müſ⸗ 
fen zwei Xotheitungen, am beſten Ktaffen, nach Maßgabe der Fähiz⸗ 
Feiten und Serra gebildet und jede befonders unterrichtet werz 
den. Steige die Baht über hundert, fo werden es drei Abtheilun⸗ 
gen, von denen nach 8. 1 jede wöchentlich wentgſtens zweimal und 
an Orten, wo der Genfitmandenslnterricht für jegt nur noch auf 
ein bit Jahr eingeſchränet ift, jedesmal wenngſtens zwei Stun⸗ 
den unterrichtet werden muß. 

8. Damit in Stätten Confiemanden, welche die Schule beſuchen, 
durch die Thellnehmung an dem Conſſemanden, unterricht fo wenig 
als möglich in Hinſicht auf den Schul⸗ Unterticht verlieren, fo baz 
Ee 97 daß Deen dë Genre 

e Tage und Stunden fo zu wählen, daß die 
Schul debe fo wenig als möglich leide. 

D. Die Einſegnung ſelbſt, die ſchon an fih ihrer Natur und Bedeu- 
tung nach auf das unverborbene jugenbliche Gemüth tief wickt, 
ift mit aller ihr gebührenden Feierficfeit und Würde einzurichten, 
doch ift dabei nicht ſowohl auf die Erweckung einer großen gehen 
wärtigen Rührung, als vielmehr darauf ginzuäarbeiten, daß der gute 
Eindrud davon in dem Gemüth fef bleibe. Dies aber kann am 
wirkſamſten durch den diefe Handlung vorhergehenden Gonfirman- 
den⸗ Unterricht geschehen. 

Ce miste gie, bis Herren Geiftliden hier nach beſon⸗ 
ders auf die innere Wichtigkeit dieſe Untereichts aufmerkſam zu mas 
chen, da mit Recht vorausgefegt wird, daß jeder den Zweck und die 
Bedeutung, feines Amtes kennt, in Mr Giſchäfte einen der wich 
fen Theile feines Berufs und denjenigen, durch deffen treue Erfül⸗ 
img er am gründlichſten die Wohlfahrt feiner Gemeine befördern 
famn, erblicken, daß er aber auch eben barin eine bringendé Auffor⸗ 
derung an ihn erkennen werde, dieses Gafchäft feinem gäre weck 
E mit forgfättigem Fleiß und mit gewiſſenhaſter Treue zu verz 
sichten, 
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Die unterzeichnete Reg. trägt nun allen Herren Pfarrern und 
Geſſtiichen ihres Departements auf, diefe Feſtſezungen bei dem Un- 
terticht ihrer Confiemanden genau zu beobachten. und macht es den 
Herren Superintendenten zur Pflicht, für die Vefolgung dieſer Vor 
schriften in ihren Diöcefen vide Sorge zu tragen. 

> B. 

Berordn, des Conſiſtoriums vom 20. Juli 1819 
(Königeberger Amtsbl. 1819, S. 362. folg.) und befannt ge⸗ 
macht durch die Reg. zu Gumbinnen unt. dem 3. Detbr. 1819. 
(Amtsbl. S. 818. folg.) 

Da der Conſirmanden⸗ Unterricht und die Einfegnung der jungen 
Grifter von hoher Bedeutung ift; von der Einſegnung auch febr wich» 
lige Rechte ſowol als ſchwete Ee abhängig find, beides aber nicht 
überall und am wentgſten von den Eltern der Kinder gehörig berück⸗ 
Im am, Eee SÉ die in ber Provim Preufenbetéhenden 
Vorfhriften in Erinnerung: - 

GEN Prediger Darf junge Leute zum Cotechumemen-Untergicht an- 

emeng ſie nicht fertig leſen können, und im: Schreiben 

e wenigſtens einen guten Anfang gemacht haben; 

2. Niemand darf vor zurückgelehtem 13. Jahre zum Eonfirmanden- 
unterrichte vam Prediger angenommen werden; 

3. Kein Kind darf zur Einfegnung angenommen werden, wann es 
nicht die Schule in den beiden legten Jahren im Sommer fo- 
wohl als im Winter, und den Conſirmandenunterricht des Prebi⸗ 

elt ee n 

4. Wenn oherrfchaften: und Profeſſtoniſten ein Kind von ſchule 

föbigem Alter, welches noch nicht conficmirt ſſt, in ihren Dienft 

‚ober in die Dier nehmen, ſo find fie gefeglich verpflichtet, e8 fo 

lange E Schule zu ſchicken, als bis es zur Einfegnung reif ift. 

5. Der Conſirmanden⸗ Unterricht währt in der Regel ein Jahr, wö⸗ 
chentllch 2 Stunden, in den Stäbten ſowohl als auf dem Lande, 
und wenn die Anzahl der am Untertichte theilnehmenden Kinder 
mehr als 60 beträgt, muß der Unterricht in zwei beſondern Abs 
teilungen gegeben werden 
0. Adler Fecher bat vor der Kirchen ⸗Viſitation, feinem Supetin⸗ 
venbenten das Vezeſchnig der Confirmanden nach folgenden Nu- 
beiten in duplo einzufenden, wovon das eine Exemplar bei dem 
zenden en zurückbleibt, und das andere von ihm an die 
Kirchen und Schul⸗Commiſſton der Regierung eingefeudet wird: 
Col. 1. are 
It, 


. Per, und Gei der 
is 75 al & 3 Ze? SE der Eatehumenen, 
nad) funmmaci be. 
D Angabe bes SE an dem Klrchenbuche, 
„ 5. Jabigkellen der Catechumenen, 
„ 6. Maaß ihrer Geſchicklichkeit, 
a) im Bien, 
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b) im Schreiben, 

d im Nuſſchlagen der bibtifchen Stelen, 

A im eigen un ofen Zen dr Statue 
k A 

Col. 7. Map Dar Erdemntnif in dem Lehren und Pflichten des bel 


tentbums, 

a) ob fie ihren Gatechiemus mit dem Gebächtniffe gefaßt haben, 

yo er EC 5 Zare ei 

de ie en Haupt⸗Erzählungen wohl inne haben. 
d) ob fie mit den biblischen SC die Lehren 
und Pflichten des Ehriſtencgums bekannt find, - = 

„ s. Wie es mit dem geſetlichen Sinn und Wohlverhalten eines 

jeden Catechumenen fteht? 

9 Ob fie in den beiden vorhergegangenen Jahren die Schule 

unauögefest, und mit Nugen befucht haben? 

„ 10. Gutachten des Predigers, wer von dieſen zur Confirmation 

für reif zu achten, und warum, 

„ 11. Votſchlag des Superintendenten. 

7. In befonderen Fällen, 3. B. bel Taubſtummen, Virſtandesſchwa⸗ 
chen ke. if bei der Kiechen⸗ und Schuleommiffion anzufragenz 

8. Die Confirmation wied nach abgehaltener Kirchen Bifitation und 
nach eingegangenen Befeheide der Königl. Kirchen, und Shul- 
Commiffion im Spätherbfte volligen; i 

9. Sobald bie Confirmationshandlung vollendet ift, Hat ber Prediger 
einem jeden der Cingefegneten jungen Leute das Confirmations- 
Zeugniß unentgeltlich zu ertheilen: 

10. Der Prediger führt ein eigenes bei der Kirchen⸗Regiſtratur ver⸗ 
bieibendes Conſiemationaguch, und trägt darin jeden wirklich von 
ihm Confirmitten in baffetbe ein, wobei das Alter Ae, fein 
Taufe und Geſchlachtename, der Name und Stand des Waters, 
und bei außerehelichen Kindern der Name der Mutter genau ber 
merkt werben muß; übrigens find 

11. bei Bifitationen der Superintendenten diejenigen Schulkinder bes 
ſonders vorzuſtegen, bie im nächften Jahre zum Confirmandene 
Unterricht gehen follen, damit er ihre Qualificationen dazu beurtheile. 


c. 


Verordn. des Confiftorii vom 9. September 1819 
(Königsb. Amtsbl. 1819 S. 407. G. Amtsbl. 1810 S. 817.) 
weiſet die Superintendenten an, in der Golonne 9 (die in der 
vorſtehenden Verordnung vorgeſchrieben) nur zu bemerken, ob 
das einzufegnende Kind überhaupt von der gefeglichen Zeit ab 
und beſonders in den letzten Jahren die Schule fleißig 
beſucht habe. 

` D. 


Refeript vom 17. Februar 1821 (v. K. Ann. 1821. 
S. 84. S6.) fegt feft: 
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1. kein Kind darf Fonfirmirt werden, welches nicht zwel Semefter 
hindurch den gewöhnfichen Unterricht des Geiftlichen umausgefegt 
und in dem legten auch den den Gonfirmanden befonbers zu er⸗ 
cheilenden Wocbereitungs⸗ Unterricht Fa hat, 

Der gewöhnliche Unterricht des Geiftlichen ift das ganze Jahr 
bindur, infofeen nicht örtliche Umftänbe eine Unterbrechung Noth 
wendig machen, wöchentlich in 2 Stunden, der zur Confirmation 
vorbereitende aber 6 Wochen hindurch in wöchentuch 3—4 Stun- 
den zu ertheilen, während welcher da, wo die Pfarrer mit Ger 
ſchäſten ſehr überladen find, der gewöhnlich Unterricht ausfallen 
mn wobei jedoch die Beurtheitung den Geifttien überlaſſen 
bleibt, ob eine Abfenderung der Gefhlechter unter den beer 
den Umftänden erforderlich fein möchte, in weichem Falle die Stun- 
den des gewöhnlichen Unterrichts zu verdoppeln find- 


E. 


Refer. vom 21. April 1834, die Anbaltung evangeli- 
ſcher Eltern zur Confirmation ihrer Kinder betr. (v. K. Ann. 
1835. S. 390. 391), in Folge deffen erging 

1. Bekanntmachung des Conſiſtorik zu Königsberg 
vom 14. Mai 1834 (Königsb. Amtsbl. 1834. S. 175; 
Gumb. Amtsbl. 1834. S. 361): 

In Folge angeregter. Sweifel darüber, ob Kinder evangelifher 
Eltern genöthigt werden bücfen, fid einem nachträglichen Reli 
unterrichte zu unterziehen, wenn es fid) ermittelt, daß fie ohne gehö- 

e Vorbereitung confiemirt warden find, bet das K. Min. ber zf, n. 
mastgeneien Bee g, Da wenn gen bas A. E. D- einen Da 
Gialwang in Betreff der Konfirmation nicht kennt, doch in diefer 
Hinſicht die Beobachtung eines gleichmäßigen Verfahrens wünfcheng- 
werth fei und hat auf eine deshalb bereits im Jahre 1817 von dem 
König. Confift. der Provinz Brandenburg erlaffene Verfügung anf- 
merkſam gemacht, welche folgendermaaßen lautete Söhne und Töchter 
en „fremden Parodien zu telen il einem Prediger nue dann 
ege: 

Wee bie 
finde, oder ats Glied einer Familie, oder in einer Schulz u. Pens 
ſions⸗Anſtalt in feiner Parochie aufhält; 

2. wenn es die Schule der Parochie gehörig befucht; und 

3. wenn es zwei Halbjahre, wie gefeslich, an dem ConfirmandenzUns 
bericht Theil genommen und ein Zeugniß beigebracht hat, daß es 
das zur Confirmation geſetliche Alter erlangt habe. 

Sollte aber ein zu confiemirendes Kind vor der Confirmation 
feinen Wohnort verändern, und den Unterricht, wie nöthig if, an feis 
nem neuen Aufenthaltsort fortſchen, fo muß es in die neue Parochſe 
nicht allein fein Tauf⸗Zeugniß, fondern auch ein Ateſt feines bisheri⸗ 

en Pfarrers, in welchem berfeibe bemerkt, wie lange und mit weichem 

rſolg das Kind bei ihm den Confirmanden⸗ Unterricht genoffen, mit⸗ 
beingen und vorzeigen; auch muß daſſelbe hiernächſt an feinem neuen 
Wohnort den fraglichen Unterricht fo lange genießen, daß genau die 
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Ee E E Winterhalbjahre erfüllt wird, worauf der neue Platter 
u ſehen bat.” 
beide dige Beflimmungen durchaus ytordmäfig erfheinen, fo wer 
den diefelben bierzurch zur Renntniß des Publicums gebracht. 
2. Bekanntmachung des Conſiſt. vom 30. Juli 1894 
(e. Rampy Ann. 1834. S. 713. und Danz. Amtsbl. 1834 
S. 230), ; 
ſowſe 5 
3. die Bekanntmachung der Reg. zu Marienwer⸗ 
der vom 27. Mai 1834. Amtedl, 1834. S. 163. 
enthalten die nämlichen Beſtimmungen. 


F. 


Gire. Refer, v. 29. Auguſt 1836, die Trennung der 
Prüfung der Confirmanden von deren Confirmation, fo wie 
die Trennung der erſten Communion von der Confirmation 
(o. K. Ann. 1836. S. 346), 
in Folge deffen 
die Éire Verfügung des Conſiſtorii zu Königsberg 

8 v. 29. September 1830 


ang 
nicht ohne Grund häufig, darüber Kage geführt worden ift, 
daß die Verbindung der KH der . er Confit 
matten, Dee in eine eemübende Gänge piaba, und Durch eet. 
welche die Prüfung den Kindern mittheife, dem Eindrucks ſchade, wele 
hen diefe Handlung hervorbringen fol; fo hat das K. Min. der geift- 
lichen x. Angelegenheiten mittelft Referiptë vom 20. v. M. uns an⸗ 
gewiefen, den Pfarrern derjenigen Gemeinen, bei weichen dieſe Bere 
bindung herkömmlich ift, zu geſtatten, unter Genehmigung des Sus 
perintendenten die Prüfung von der Einſegaung zu trennen, und Die 
erſtere auf einen der Tage zu verlegen, welche: ber iegteren vorhergehen- 
Judem wir Sie bievon in Ann fegn, tragen wir 
zugleich auf, jene Genehmigung denjenigen Jhrer igceſanen, welche die 
in ihren Gemeinen ber£ömmlich, geweſene Prüfung von der Cinfege 
nung ihrer Confirmanden für die Folge zu rennen beabfichtigen, in 
keinem Falle eber zu ertbeilen, als nachden Sie bei lde Prü⸗ 
fung die Ueberzeugung gewonnen haben, daß von der Einführung der 
Veränderung bei der betr. Gemeine nachtheifige Wirkungen nicht zu 
beforgen find. In den Fällen, wo nuch Ihrem: pflichtmäigen Er- 
meffen die Veränderung nicht geſchehen tann, ohne Anſtoß zu geben, 
A ben Sens Apr berbesufühten und in an einer 
Art dem Separatismus einen Vorwand zu geben, erwarten wie Fhe 
een Bericht unter volftändiger Anführung der Gründe, aus welchen 
Sie die nachgeſuchte Trennung der Prüfung von der Einſegnung zurück⸗ 
autoifen benbfichtigen. 
in und wieder geſchieht es auch, daß die erte Communion der 
Confirmirten unmittelbar auf die Confirmation folgt, wobei in der 
Dia die Confirmation gegen die Communion, in der Wirklichkeit aber 
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die let en die of gurüdtritt, indem es kaum möglich ift, 
bir babe anlagen Seid dis nöthige Sammlung gu —. — 
und auf beide zugleich fih gehörig vorzubereiten. Es erſcheint daher 
wünſchenswerth, daß die erfte Communion der Gonfirmirten Uberall 
an einem der nächſten Sonntage in Gemeinſchaft mit denen, welche 
= dieſem Tage zum Genuſſe des heiligen Abendmahles ſich einfinden, 
alt 


babe. 

Um nun unſerer Seits der Anweifung des Köntgl Min. gemäß, 
da, wo die Verbindung der ersten Communion mit der Confirmation 
herkömmlich ift, auf deren Abſtelung Bedacht nehmen zu können, baz 
ben Sie uns in dem diesjährigen zum 1. Deche. zu erstattenden Bez 
gät über den Confttmanden Unterricht zugleich diejenigen Kirchenge⸗ 
meinen Ihrer Infpection zu nennen, bel denen die Verbindung der 
erſten Communion mit ber Confirmation bis jetzt herkömmlich gewe⸗ 
fen ift, auch Déi gutachtüch ee äußern, ob und aus weichen 
Gründen eine Veränderung baarm für die einzelnen Fälle bedenklich 
erſcheint. Daß übrigens die Verbindung der erften Communion mit 
der Confirmation da, wo fie nicht herkemmüch ift, auch von feinem 
Ihrer Diberſanen eingeführt werde, haben Sie denfelben noch beſon⸗ 
ders bemerklſch zu machen. 

6. 


Circ. des Preuß. Conſiſtorii vom 16. Mai 1838, 
über den Confirmanden⸗ Unterricht und die Cons 
firmation. 

Die leten Jahresberichte über den Confirmanden Unterricht und 
bie Confirmation, weiche uns von ben Herren Superintendenten ein» 
gereicht worden find, haben aufs Neue im Allgemeinen dargethan, daß 
die evangelifchen Geiſtichen umferer Proving bei diefem höchst wichtigen 
Theile ihrer amtlichen Wirkſamkeit nicht allein den beſtebenden Ge⸗ 
fegen und Vorschriften genügen, fonden es fid oud angelegen fein 
lajien, darauf Eifer und Sorgfalt zu verwenden. Wir sprechen Diefes 
Anerkenntniß um fo lieber aus, als wir ber Aubengeunung find, daß 
bier das Feld iſt, welches vorzugemeife im Dienſte des Herrn bearbeir 
tet werden muß, wenn die evangeliſche Kirche den Namen rechtfertigen 
foll, welchen fie führt, und wenn fie ſich als die Kirche bewähren till, 
welche durch Gerechtigkeit, Friede und Freude in dem heiligen Geiſt 
das Reich Gottes auf Erden gründet und baut. 

Es bedarf daher auch nur einiger weniger Andeutungen, um Ihre 
und Ihrer Diöcefanen Aufmerkfamkeit auf die hier und da noch bemerk⸗ 
ten Mängel zu lenken, damit dieſelben je länger je mehr beſeitigt, 
oder dach unſchädlich gemacht werden. 

Mas den Unterricht felbjt keeft, fo haben wir uns immer ents 
balten, hierin einen beftimmten Gang vorzufchreiben, oder einzelne aus 
der großen Zahl der Leitfäden und Gonfirmanden-Büdjlein, die von 
febr ungleichem Werbe find, ausfchlieplich einzuführen.  Diefer Freie 

it unbefhadet müffen wir jedod) darauf dringen, daß die fünf Haupt- 
des Katechismus neben fleißiger Benugung der Bibel und des 
Geſangbuchs als biblischer und kirchlcher Grundtert beim Unterricht 
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der enangelifchen Jugend feſtgehalten, und nach biefer-Anfeitung die 
vetigiöfen ee und fitttichen Verpflichtungen mögüchſt ein» 
fach und in lebendig praktiſcher Beziehung deutlich gemacht werden. 

Für die Dauer des Unterrichts deſteht die Vorſchrift, daß derſelbe 
das ganze Jahr hindurch wöchentlich in wenigſtens zwei Stunden an 
zwe verſchiednen Tagen erthellt, in den legten 6 Wochen aber die 
Stundenzahl verdoppelt werden fol. Diefe Varſchritt bezeichnet num 
das Minimum der Zeit, welche jedesmal auf die Vorbereitung zur 
Konfirmation zu verwenden ift. Dertliche Umſtände machen in einie 
gen Gegenftänden ve eine Unterbrechung des Unterrichts nothwendig, 
Wann feod einige Pfarrer der Meinung find, daß fie in ac 
Fällen dem Geſebe genügen, ſobald ſie, ſtatt in zwei in vier und 
mehr Stunden wöchentlich den Unterricht ein halbes Jahr bindurch 
ertheiten; fo Überfehen fie hierbei die fehe mefenttiche Beftimmung, 
daß die Dauer des Unterrichts aufden ganzes Jabe feilgefegt ift- Es 
muß deshalb darauf geſehen werden daß die Konfirmation keines Kin⸗ 
des cher erfolge, als dis daſſelbe wenigſtens zwei Semeſter hindurch 
an dem Unterrichte mit gutem Erfolge Theil genommen hat. Wir 
verwelſen in dieſer Beziehung auf unfer Amtsöl. Virfüzung vom 
14. Mai 1834. 

Einzelne Pfarrer haben den Mangel eines Zimmers in ihrer 
Diemfimobnung, eee eee 
Konfirmanden aufzunehmen, zu den örtlichen, Umſtänden getechnet, 
welche eine Unterbrechung des Unterrichts während der |irengeren 
Wintermonate nothwendig gemacht haben. Es iſt jedoch durchaus 
unzulaſſtg, aus dieſem Grunde den Unterricht Monate lang auszufchen, 
zumal es ſchon an ſich nicht gebilligt werben kann, daß eine febr 
große Zahl gleichzeitig unterrichtet wird. Wenn nicht mehr als 60 
Kinder Höchften zu gleicher Zeit untertoiefen werden, dürfte wahl an 
feinem Orte ein bau geeignetes. Zimmer fehlen, und müffen wir 
darauf dringen, daß in großen Kiechſpielen die Kalechumenen Wu in 
mehren Abtheiſungen, zu je und je 00 unterrichtet werden, wobe! wir 
es der Beurtheilung der Herren Geistlichen überlaffen, ob fie ihre 
Konfirmanden nach dem Geſchlechte, ober nach den Fäbigëeiten, oder 
nach Ortſchaften und Schulen abzutheilen zweckmäßiger finden. Jeden 
Falls aber und ohne Näckſicht auf die Zahl, ift die Theilung derſel⸗ 
ben nothwendig, fo lange noch ber Unterricht in verſchſchenen Sprachen 
ertheilt werden muß. 

Wir empfehlen in dieſer Hinsicht und auch ſonſt den Herren 
Geifttihen, denen die nächſte Aufſicht und Leitung des Schulweſens 
in ihrer Parodie anvertraut ift, dringend, den in ihrem eignen Inte⸗ 
effe liegenden Einfluß auf die Schullehrer vorzugemeife auf den Unz 
dét im Chriftenthume zu richten, damit das mißtiche zu Hilfe nebs 
men der Kirchfulehree beim Konffemanden-Unterricht, was Her und 
da, beſonders in Pitthauen, noch ftatt findet, möglichft auföre und 
fie durchaus felbftrgätig und ſelbſtſtändig dieſem höchſt wichtigen Theile 
Wee geifichen. Berufs obiegen. 

Su dem Ende maden wir auf den 8. 25 bes Geneit-Lanbfehute 
Reglement vom 12. Aug. 1703 aufmetkfüm, wonach die Schul 
rer verpflichtet find, mit Ihren Schulkindern beim öffentlichen Gottes⸗ 
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dienſte in der Kirche zu erſcheinen. Daß dies vorzugsiweife auf Mie, 
nigen Kinder ſich bezieht, weiche fon den Konſtemanden Unterricht 
genießen, oder doch bald daran Theil nehmen werden, leuchtet cin, 
und wird es wohl zur Erfüllung diefer heilſamen Beſtimmung gerits 
en, daß die Pfarrer in der nächſten Stunde des Unterrichts durch 
ln Gi Davon überzaugen, ob und was Ihre Stonfirmanden ang 
der letzten Predigt behalten haben. 

Macht minder heilfam " die an einigen Orten beſtehende durch 
unfee Bong vorm, 26. Futi lt empfohiene Einrichtung. tag 
die Herm Öuperintendenten bei den jährlichen Kirchen⸗ und Schul⸗ 
vifitationen fih Diejenigen Schuleinder beſonders vorſtellen Laffen, 
weiche im nächften Jude zum Konfitmanden-Unterzichte gehen follen, 
bami fie Iren Eiualipfafon Ap Beuheiten und ammifende Gei. 
lefet Hen vortäuffg zurlicitellen. Dadurch mird nicht nur auf die Beföt- 
derung eines regelmäßigen Schulbeſuchs gewirkt fondern auch jedem Bet, 
liden manche Unannehmlichkeit erfpatt, welche Bie Zubeinglichfeit einzelner 
Eltern der zur Annahme als Konfirmanden noch unreifen Kinder fonft ver 
urſacht. Wir erwarten, daß diefe Eintichtung ſchon in dieſem Jahre Uberall 
ine Coben et, babe Bie eee en be gie übe tan ft, 
dengt auch hiervon in Kenntniß zu feen find, und ihnen demerklich zu 
machen ift, daß diejenigen Kinder, welde ſich bei der Schutvifitation 
ahne vorherige Entschuldigung nicht einfinden, nur mit Genehmigung 
des Kreis- Superintendenten zum Unterridhte angenommen wers 
den dürfen. 

Die Konfirmation muß da, wo fie im Heebſſe harkzmmlich ifi, 
überall fpäteftens gegen das Ende des Monats October vollzogen were 
ben, damit Diejenigen, melde gleich nach ihrer Zentren in den 
Dienſt treten, in der gewöhnlichen Umziehzeit des Geſindes, am Mar⸗ 
gut ⸗Tage, ihren Eintritt in den Zielt bewirken können, ohne ihre 
Eltern und Dienftherrfhaft in Derlegenheit zu bringen. 

Dom nehmend auf unfere vielfach mißdeeſtandene C. B. vom 
20. September 1830 bemerken wir twiedechofentlich, daß zur Trennung 
der Prüfung vom Konfirmationg-Afte und Verlegung der erftern auf 
einem ber spe, telhe bem a eh enge, Wis 
einzelnen Kirche ihre Genehmigung erforderlich, und daß die unmittel- 
bare Verbindung der erſten Kommunion der Neu-Konfirmirten mit 
der Konfiemationshandlung ſelbſt überall nicht zuläffig it; wo diefe 
beiden Handlungen noch vorher dazu von uns eingeholter Genehmigung 
für IC noch mit einander verbunden bleiben folen, muß jedenfall 
eine Veicht-Yandlung der Abendmahleftier vorbergehen. $ 

Auf die Abftellung des hier und da noch vorkommenden unſtatthaften 
Gebrauche, daß die Konfirmanden bei der Prüfung in Maffe aner, 
tem, ift Bedacht zu nehmen. In einigen Kirchſpielen ift es gebräuch- 
uch, die vorgefehriebnen Konfirmarionsjeugniffe ear bann auszuhändis 
gen, wenn die Neu⸗Konſſemitten ſich bei ihrem Seelsorger zum erfin 
Abendmahtegenuffe anmelden. Wenn Oé auch diefer Gebrauch nicht 
in allen Fallen anwendbar ift, fo iſk er doch in mehrfacher Bezie 
bung fo, zweckmäßig, daß wir deffen möglichſte allgemeine Ei 
wünschen. Es verſieht fid jedoch von fetbft, daß die Gemeinen zuvor 
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davon in Kenntniß zu fegen, und in keinem Falle diefe Zeugniſſe zu 
verfagen find, beſonders dann nicht, wenn die Kinder gleich nad) ibe 
rer Einſegnung in ein andres Kirchſpiel ziehen, ohne in der Kirch 
rer bisherigen Parodie das h. Abendmahl feiern zu können. Jemeht 
die Herren Geiflichen. hierbei mit Umſicht und Sorgfalt verfahren, 
deſto mehr wird ſich ihnen gute Gelegenheit darbieten, ihren Einfluß 
os Seelſorger auszuüben. 

Wegen der wiederholt erhoßnen Klagen über die in auswärtigen 
Parodien von ausländifchen Predigem vor ber Zeit der Meife und 
obne binfänglichen Untereicht Kenfirmitten können wir Lediglich auf 
unfre Verfügung vom 1d. Mai 1834, welche durch die Amtsbl. pur 
H worden, vermeifen. Die gehörige Handhabung des $ 46. 

THL I. Mia, feat R. gewahrt den Herren Geſſt⸗ 
Mittel, die forgliche Angelegenheit in Ordnung 
zu bringen. 


Schließlich müſſen wir noch bemerken, daß in der neueſten Zeit 
öfters Dispenſationen und Konzeſſionen, welche die Konfirmation und 
den Konfirmandens Unterricht betreffen, bei den Bil, Regierungen 
machgefucht worden, welche unſtes Reſſorts find, und umgekehrt. 
Wir machen deshalb darauf aufmerffam, daß die Königl. Negierun- 
gen inffruetiongmäfig nur die Dispenfation von den verfaffungemäßis 
gen Exforberniffen der Konfirmation, nämüch vom gefesmäßigen Ater 
und vom Leſenkännen, zu ertheilen haben: alle andern biefen Gegn- 
ſtand betreffenden Anträge und Berichte aber find an uns durch Sie 
einzufenben. Wir wünfchen und erwarten jebod), daß die Geſuche 
um Dispensation vom Lefenkönnen bald ganz wegfallen werden, bez 
fonbers dann, mwena die aben bezeichnete Einrichtung wegen Prüfung 
berjenigen Schulkinder, welche nach der nächſten Einfegnung zum Kons 

ismanden-Untereicht angenommen werden follen, bei Gelegenheit der 
jährlichen Sichen: und Schul-Wiftation. eingeführt und meglichſt 
frenge_feftgehalten wird. 

Wir beauftragen Ew Hodehuwürben, diele Verfügung Ihren iz ⸗ 
zefanen zur Kenntmißnaßme und Nachachtung mitzutheiten, und wol, 
len über alle hierin zur Sprache gebrachten Punkte fo wie über das, 
was Gie ſonſt etwa noch über den KonfiemandenzUnterricht in Ihrer 
Diözefe zu bemerken gefunden baben, einer umfkändtichen Anzeige in 
dem nächſten Jahresberichte zu dem feſtſtehenden Termine, zum 1. Der. 
c. entgegen ſehen. Königsberg, den 16. Mai 1838. 


y B 
Gir, des Preuß. Conſiſtorii vom 10. April 1839 
Nro. 109 


Die von uns den vorjährigen Spnobal⸗Verſammlungen der Geiſt⸗ 
uchen unferer Proving zur Verathung Seite Aufgabe, betreffend den 
Zweck, die gegenwärtige Befchaffenheit und die etwa wünſchengwerthen 
Aenderungen der Eirchlichen Katechifationen, hat bt in allen Spnodal⸗ 
Kreiſen, laut den theils unmittelbar uns zugegangenen, theils durch 
den mituntsrzeichneten Ganeral⸗Superintendenten und überreichte Berz 
handlungen, eine uns fehe erfreuliche lebendige Theilnahme gefunden. 
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Eins Methe von längeren und ireren Auffägen fi über Ben Gegen: 
ſtand ausgearbeitet worden, und mannigfache Beſprechungen haben 
darüber ftattgefunden, die wegen des auch in der Aufgabe bervorgeho- 
benen inneren Zusammenhanges ber Eicchlichen Katechifatlonen mit ber 
Predigt, dem Gonfitmanden» und SchulsUnterricht über mehre Gang, 
dichtungen der geiftlichen Tätigkeit anregend fih verbreitet haben, 
it uns angenehm, in dem gegenwärtigen Vefcheide den einzelnen Sp. 
noben aus der Menge der uns vorliegenden Protokolle und Uuffäge 
ein Gefanmtergebniß jener allgemeinen Berathung verlegen zu können. 
welche einer. befonderen Verordnung über den Gegenftand um fo mehr 
„uns überbebt, als die Geſſtüchen durch ihre Bota ſich éen I zu 
dem verbunden baben, mas wir wünschen. Es find vechältnigmäßig 
nur fehe wenige Stimmen, weiche ſich gegen das Fortbeftehen der 
kirchlichen Ratechifationen erklärt haben, die in der wangelifchen Kieche, 
besonders feit Anfang des vorigen Jabrzunderts in Folge der von 
Spener ausgegungenen Eebensregung, forgfältig gepflegt, und in unfer 
eer Provinz mehrfach empfohlen und befohlen worden find. Mur 
darum find fie Einigen als überflüfftg sefchimen, well fie Biefelhen 
iur ale EE Schufcionen anfen, male Ds fert 
efeheittene Schul⸗ und Conſiemanden⸗ Unterricht entbehrlich wache. 
gegen ift von der großen Mehrzahl der Geifttichen ihr oher Werth 
und Ihre eigenubtmtich kirche Sean erfanne worden, mern 
fie, mie die Predigt, nicht bios Belehrung, ſondern auch Erbauung 
beſweken und von Entechetifchern Schulunterricht Ep ebenfo unterfcheie 
den, wie eine Predigt von einem akroamatiſchen Schulvoctrag. Des- 
bat wied auc) mit Recht als Grundlage berfelben nicht fowohi ein 
abſtrakter Gegenstand eines Lehrbuchs, oder vielmehr ein beſtümmter 
biblischer ober kirchücher Tert erfordert, fei es nun eine Perikops aber 
andere Bibelftelen, oder ein Stück aus den Hauptftüden, oder Barfe 
aus den gefungenen Liedern, oder aud) ein heit der borgettagenen 
Liturgie, woburd fie zugleich einen anziehenden Inhalt erhalten. Darum 
ift auch ale gut erkannt worden, daß jede Katechifation, ebenfo wie 
bie Predigt, stets für ſich ein abgerundetes Ganze bilde, und nicht 
blos ein nächftens weiter fortzufegendes. Bruchſtück, obwohl damit eine 
zuſammen hängende Folge der Eatechetifhen Betrachtungen ebensowenig, 
wie bei ben Predigten, ausgefchloffen wird. Wenn es einerseits zu 
weit gegangen iſt, zu behaupten, daß um der Einheit des Gottssdis 
ftes willen, und zue Vermeidung zerſlreuender Ueberfülle, die Katehi- 
fation denfelben Fert und baffetbe Thema wie die Predigt haben folle, 
fo wird doch auch andrerfeits die Einheit zu wenig berüdfichtigt, wenn 
die Katehifition in gar keinem inneren Zuſammenhunge weder mit 
dem Evangelium noch mit der Epiſtel, noch in einem andern Theile 
des Gotte dienſtes ſteht. Aus der Verſchiedenheit einer kirchlichen 
mit dem Gottesdienſt verbundenen Katehifatien von einer Schulkater 
ifation it gé ër worden, daß in jener nicht die benriftifh 
enttoideinde, ſokratiſtrende Methode vorzumalten bat, ſondern vietmehe 
die repetltoriſche, an Bekanntes anknüpfende, den Tert zergliedernde, 
und baf, well nicht blos vor der Gemeinde, fondern auch für fie 
katechiſerk wird, der katechetiſche Dialog mit afroamatifhen Zwiſchen⸗ 
reden und paränetifchen Anwendungen und Anſprachen an Alle zu 
DM 
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durchſlechten ift. Der eigenthümliche Werth der Ratechifation neben 
der Predigt erſcheint darin, daß die dialogiſche Form eine vectrauli⸗ 
Sr neee, umd. ein ëng Ane gefiattet, A 
die monologifhe, daß fie zwiſchen der Allsinthätigkeit der Gemeinde 
eim Geſange, und zwischen der Aleinthätigkeit des Geifllicen bei der 
Predigt und den Gebeten, ein vermitteindss Zwiſchenglieb bildet und 
Go ag zu bellt beet ald.“ Aneignung jener fürt, die 
immer noch fo vielfach vermißt wird. Durch Anknüpfung an den 
Conſirmanden⸗Unterricht und das darin erkannte kirchliche Bekenntniß, 
wied die erworbene Extenntniß niche blos den Gonfirmanden und Cone 
firmaten, fonden auch der ganzen Gemeinde gegenwärtig und enkt , 
echalten, während obne Wiederholung die Früchte des früher Unterz 
dän nur zu ét und bald verloren gehen. 


Wos die Prrfonen anlangt, mit denen Entechifiet wird, fo hat fih 
go in mehreren Kirchfpielen nach bie Tödliche Sitte erhalten, baf auch die 
ertoachfenen Gemeindeglieder an den Ratschtfationen nicht bios hërend, fons 
bern auch ſprichend Antheil nehmen; in den meſſten aber find es faft nue 
Confirmanden, oder auch Schulkinder welche bei den Katechiſgtionen Rede 
und Antwort geben. Gewig find darum die kirchlichen Katechtfatto⸗ 
nen nicht blos für biefe Kinder, fonden nuch dem lebendigen Antheil, 
ben die ältern Glieder ter Gemeinſchaft an den jüngern nehmen follen, 
und bei der Gemeine des Glaubens und der Liebe, die Alle umfaßt, 
für die ganze Gemeine. Es bleibt aber 1 febr zu wün⸗ 
en, daß nicht blos die Erſtünge, welche den Confirmanten-Untere 
nicht empfangen, fonden auch die jungen Leute, welche aus demſelben 
entlaffen find, felbfithätigen Antheil an der kiechſſchen Katechiſatien 
nehmen, Denn grade dieſe Halbmlndigen, welche durch die Confirz 
mation zugleich aus allem Schulunterricht austreten, und für bie Pres 
digt, dis vorzugsweiſe an die Erwachſenen gerichtet ift, noch wenig 
empfänglich find, bedürfen in den Jahren der Verfuhung und Zer⸗ 
freuung, in die & nach der Confirmation eintreten, 1 0 
noch einer, das Gelernte erhaltenden und anwendenden, Pflege, die 
ihnen durch kichüche Kä Wiederholung am fruchtbarften. 
zu Thel werden kann. Die Geiſlichen haben es ſich daher voes 
züglich apen fein zu laffen, auf ihre Exfchenung bei den firda 
lichen d ſchou während des Eanfirmanben:! 
und bei der Confirmation binzutwiefen und jedenfalls bei dem kirchli⸗ 
hen Katechifiren mit Kindern oder Confiemanden nicht blos diefe, fone 
dein auch die Erwachſenen im Auge zu haben. 


Was die Beit des Natechifitens anlangt, fo ift es in den meiffen 
Gemeinen und zwar nicht blos auf dem Lande, ſondern auch in den 
kleinen Städten üblich, dag in dem Sommerſemeſter, welches, hie und 
da wohl zu DÉI erft mit Pfingften, gewöhnlicher mit Ofen, noch 
empfehlenswerter an einigen Orten mit dem Sonntage Invocabit ber 
ginnt, unter dem Vormittags -Gottesdienfte Entechifiet wird, während 
in andern Stadtkirchen, wie auch hier in * mur in der Bess 
per eine Katechiſation ſtattfindet. Daß für kiechliche Feſtzeiten, um 
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die Bedeutung derſelben lebendiger zu machen, kirchucht Katedifatios 
nen beſondets fih eignen, liegt am Tage und es rin E AUN ſelbſt 
in der Adventszeit, wenigſtens eine kurze katecherlſche Wiederholung 
der Predigt zu empfehlen fein. Aus der Vesper hal man fie an 
kleineren Orten wegen mangelnder Theiluahme leider mehrfach ſchwin, 
den laffen; aber auch aus dem Vormittags -Gottesdienfte find fie an 
manchen Otten, wo fie bis zur neueſten Zeit bestanden, angeblich um 
den Gottesdienft nicht zu fehe zu verlängern, in Folge der Einfüh⸗ 
rung der erneuerten Agende verſchwunden. Es ift dagegen zu bemer⸗ 
ken, daß die für unfere Provinz authentiſche Ausgabe der Agende von 
1820 probingiele Eigenthümächkeiten des Cultus niht aufheht, und 
daß, wo die Katechifation. entweder nach der Predigt, oder auch vor 
der Liturgie ſtattfindet, fie eigentlich mehr außer, als in den Gottes⸗ 
Hof fällt, daß aber, wo fie, wie mehrenthells, zwiſchen der Liturgie 
und dem Hauptliede fih erhalten hat, an gewöhnlichen Sonntagen 
nach dem Glauben, der entweder von dem Geiſllichen geſprochen und 
von dem Chor mit dreifachen Amen beantwortet wird, oder auch 
von der Gemeine gelungen werden kann, eine Wéi: Stele für 
die Katechifation Dé darbietet, die fo oft auf einen Artikel des Glaus 
bens ſich bezieht. Wenn dann nach S. 31. der Agende das Kiechen⸗ 
ebet auf die Predigt folgt, fo Dit für gewöhnliche Sonnenge der 
inwand weg, daß dle Länge der Dk der Katechifation keinen 
Naum laffe; wo aber, wie an hohen Feſtingen durch die gë n 
gie, oder dei ſehr großen Communionen der Gottesdianſt fidh unge⸗ 
wöhnlich verlängert, da mag die Katehifation auf den zweiten Feiere 
tag oder nächſten Sonntag oder auf die Besper verlegt werden. 

Wo die Geiftichen in zwel Sprachen den Gottıgdienft zu vers 
walten haben, erinnern wie an $. 3. der keinesweges aufgehobenen 
Wrrordnung für das Kirchen und Schultvefen vom Ze 1734, weis 
her befagt: „an denen Orten, wo ale Sonntage, fordoht deutfch als 
itthauife) oder polniſch von einem Prediger sufammen gepredigt und 
in beiden Sptachen dazu Date werden muß, da foll jedes Orts 
Rector, Präcentor oder Cantor, oder wer an der Schule Debt, dem 
Pfarrer ſonntäglich wenigstens eine Predigt, oder eine Katechifätion, 
ie es der Pfarrer am mötbigften finder, abnehmen.” Wo aber földe 
Lehrer gegenwärtig nicht Duer! find, und auch kein anderer etwa im 
Kiechſpiet befindlicher Kandidat der Theologie zur Hülfe eintritt, da 
mag es mit Einer Satechifation in der Gemeine, in welcher Beine 
Communion ſtattfindet, fein Bewenden haben. 

Das Meifte für die fruchtbare Hebung und Belebung der Eitche 
lichen au ene wird von dem Eifer und dem Fleiß der Vor⸗ 
bereitung abhängen, womit die Geiftfichen dieſem wichtigen und ei- 
nesweges leichten und leiche zu nehmenden Geschäfte, als troue Go: 
forger ihrer Gemeinden ſich widmen. Indem wir ihnen daffelde an- 
gelegentlichſt empfehlen, erwarten wir, daß die Heren Superintenden 
ten in ihren Kiechen-Bifitariong>Werichten über die biesfalifign Lei- 
ſtungen der Spnodalen fih äußern werden. 
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TCT 
Bericht und Berathung über den in den reſp. Kreiſen ſtattſindenden 
Antheil der Kirche an den Vegräbniffen der Gemeindeglieber, wie näm- 
iich derſelhe beſchaſfen i, wie er zu wänſchen wäre, und was für 
eine erwünſchtere Geftaltung beffelben gethan werden könnte. 


d 


Bekanntmachung der Königl. Regierung zu 
Königsberg vom 16. Nov, 1840 (Amtsbl. 1840. S. 179.) 

Es find in der neueften Zeit bei uns unmittelbar viele Gefuche 
um Znloffung ſolcher Kinder zum Konfirmanden» Unterricht, weiche 
das 13te Lebensjahr noch nicht vollendet haben, eingereicht worden. 
Mir fehen uns dadurch berantaft, Folgendes zur Öffentlichen Kennt- 
nifi zu bringen 

1) Durch die Verfitzungen des hiefigen Königlichen Ronfifloriums 
vom 26. Juli 1810 (Amtsbl. 1810 S. 352 und 333), vom 
16. Mai 1838 und vom 22: Mai d. J. ift angeordnet: daß die 
Herren Superintendenten bei den jähelichen Kirchens und Schul 
Bifitationen fih diejenigen Schulkinder beſonders follen vorstellen 
loffen, welche im väciften Jahre zur Konfirmation vorbereitet 
werben follen, damit fie deren Qunlifitation dazu beurcheilen. 

2) Durch unfere Ciekular- Verfügung v. 13. März 1822 (vgl. Amtsbl. 
1222 ©. 1 find die Herren Superintendenten autorifirt, die 
Dispenfation- fär zu junge Konfirmanden bis zu drei an dem ger 
ſetlächen Aller fehlenden Monaten nach eigenem Ermeſſen zu er- 
theilen, in zweifelhaften Fällen, bei weiter gehenden Forderungen 
aber mit genügenter Darlegung der Gründe die Diepenfation bei 
uns nachzuſuchen. 

2) Mehrfach ift eingeſchärſe und ſchon in der obenbegeichnsten Ber- 
fügung vom 20. Juli 1819 auegelprochen worden, daß bei keinem 
Kinde die Einfegnung quläffig it, welches nicht, wenigftens. in den 
legten Jahren, die Schule regelmäßig und fleißig befucht Hat. 

Hieraus erzieht ſich nun, daß jedes Kind, welches im Herbfte 
an dam Konficmandenelinterrichte Theil nehmen foll, ſchon im Som- 
mer vor der Kircbenvifitotion bei feinem Pfarrer oder Prediger, në- 
chigenfals mit Beibringung des vorgeſchriedenen Taufzeugniſſes ange⸗ 
meibet, am Tage der Kircken⸗ und Schul-Wifitationen aber dem Cu- 
perintendenten votgeſtellt werden muß. Bei diefer n } kann 
der Superintendent ſolchen Kindern, welche beim Beginn des Konfir⸗ 
manden⸗ Unterrichts ibr 13. Lebensjahr noch nicht werden zurückgelegt 

ben, die Diepanfation vom gefeglichen Alter bis zu hächſtens drei 
lenden Monaten nur dann erthellen, und bei weiter gehenden 
Forderungen in feltenen und außerordentlichen Fällen die Diepenfa- 
Gionsgefuche der Pfarrer für zu junge Schüler und Schülerinnen nur 
dann uns vorlegen, wenn diefe durch einen fleißigen und erfolgreichen 
FAR auf folche Wergänftigung ſich einen Anſpruch erworben 
aben. 

Alters, Dispenfationen füt unfähige und unfleifige Rinder find 
durchaus umpuläfig; und da die Beurtheilung hierüber zunächft nur 
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dem Seelforger ($. 46. Tit. 12. Tot. Edes Allg, Landrechts), und 
demnächſt dem Superintendenten geſetlich zuſtehe, ſo werden wie alle 
derartigen bei uns unmittelbar eingehenden Dispenſatſong-Geſuche 
ohne Weiteres den Bitrftellern auf ihre Koſten wilder zufertigen und 
damit an ihre Seelforger verweiſen. 

Hiernach hat fid ein jeder, den es angeht, zu achten Dir sva 
galiſchen Herren Geiftlihen aber fordern wir insbefondere nach auf, 
in vorkommenden Fällen ihre Cingepfarrten auf diefe Bekunntmachung 
zu vermeifen, auch Heite Darüber zu belehren, daß das vollendete 
14. Lebensjahr nur als das geringfte Maaß des Alters beftimmt 
in weichem die Konfirmation erfolgen kann, während febr viele Kt 
Ber, er. päte wi denen Dur Länger dene a ige 
Sënn die zur Konfirmation erforderliche vernünftige und fitte 
tihe Reife erlangen. 


K, 

Eirc. des Preuß. Conſiſtorii vom 22. Mai 1840 
Nr. 1110. C. 

Daß die ewangeffchen Geifttichen unferer Provinz im Mäe, 
nen ag WË, Conficmanden Dei Se bee bat 
über ergangenen Vorſchriſen forgfältigen Fleiß wenden, baden wir 
aus den von den Herten Superintendenten erſtatteten lezten Jahres 
berichten aufs Neue wahrzunehmen Berantaffung gehabt. Es ift uns 
beſonders erfceulich geweſtn zu bemerken, daß unfer dieſen Gegenſtand 
betreffender Beſcheld vom 16. Mal 1835 (Nro. 1708. C.) faft obne 
Ausnahme von den erwarteten wohithätigen Folgen auf biefen fo wid): 
tigen Theil der geiſtlichen Amterbätigkeit begleitet geweſen ift, und 
zweifeln wir nicht, daß der deilſame Zweck je länger je mehr überall 
erreiche werden wird, wenn Sie und Dr Diösefanen ſich die in jez 
nem Beſchelde enthaltenen Andeutungen zur Regel und Richtſchnur 
dienen laſſen. Insbefondere bat fid) die erneuerte Cinrichtung hinfichts 
lich der Worpräfung der näcitjäheigen Gonfirmanden in mehrfacher 
Beziehung als febe erſprleßlich gezeigt. Bwar ift fie noch hier und 
da, wo fie als neu erfhien, nicht voliftänbig durchgeführt, und eins 
zelne der Herten Superintendenten find über Gebühr duch Zeite: 
gen folder Kinder beſchwert worden, welche ſich bei der Kirchenviſtta 
don nicht eingefunden hatten, aber doch Däi die Annahme zum 
Conficmanden⸗ Unterricht begehrten; dieſer Uebelſtand wird jedoch bald 
beſeitigt werden, wenn Ihre Spnodalen ohne Ausnahme ſtrenge darauf 
palten, daß jedes Kind vor der Annahme an Bie gewiesen und nicht 
cher zum unterrichte zugelaffen wird, als bis Sie deffen Annahme 
für zuläffig erklärt haben. Dadurch werden die Eltern und Dienft- 
bereen indirett genötbige werden, ihre Kinder zur Kürchenviſttatſon zu 
felm, um fid) den weiten Meg zu Ihnen zu erfparen. 

Außer dieler Vorprüfung bleibt es unerläßlich, daß dus Alter 
der Kinder ſchon bei deren Annahme aus den Kirchenbüchern ermit⸗ 
telt und festgestellt, nicht aber die Beibringung der Tauſbeſchein un, 
gen ober amtlichen Alters- Notizen bis in die Zeit verfhoben werde, 
wo die Confirmation nahe bevörſteht. Denn öfters it ſchon duech 
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Abweihung von diefe Drbmmg denen Vorſchub geleiftet worden, 
welche durch falſche Arigaben die Annahme ihrer Kinder zu erlangen 
fuben, und dann später Dispenfation vom geieglichen Alter zu erbite 
ten die Pfarrer veranlnffen. Im Allgemeinen aber haben wir aus 
den Conſſemanden⸗Tabellen gern wahrgenommen, daß die Diepenfar 
tions- Geſuche bei den Königl. Regierungen im Betreff der geſetlichen 
Erſordemiſſe zur Confirmation fid) in der legten Zeit nicht unbedeu⸗ 
bend vermindert haben. Wegen Annahme der Conſſemanden aus 
fremden Parochien verbleibt es bei den darüber erlaſſenen Anordnungen. 

Mehrfach wird die Klage gehört, dag die Kinder aus den Schr 
len geringe Kenntniß der bibliſchen Geſchichten mitbringen. Wir fejen 
uns dadurch veranlaßt, auf den F. 40. Ti. 12. Th. II. des Allgem. 
Landrechts hinzuweiſen, welcher die Geſſtlichen genügend in den Stand 
fest, auf die Lehrer und die Schujugend fo einzuwirken, daß auch 
in dieler Hinfiht der Zweck der Schulanſtalten erreicht wird. Zu 
dem Ende wird neben bem Fibegefen auch das Leſen in der Bibel 
dem F. 19. des General⸗Land⸗Schul⸗Reglements dem eu 
1763 gemäß nicht zu verabfäumen, außerdem aber darauf mit Strenge 
u halten fein, daß die Confirmanden in der Regel bis zu ihrer Gonz 

imation den Schulbeſuch fortfegen eat. $. 40. Tit. 12. Th U. des 
Aug. Landrechts). 

Dem von Einzelnen ausgeſprochenen Wunſche, neben oder mit 
dem Katechismus einen beftimmten Leitfaden für den Conſiemanden⸗ 
Unterricht mein vorzuſchreiben, mögen wir nicht wilfahren, fons 
dern Allen bierin biejenige Freiheit auch ferner geſtatten, welche dem 
Geiſte der evangelifchen Riede egen, ber Seibfiehätigteit förderlich, 
amb mit dem Feſthalten des kiechlichen Lehrbegeiffs febr wohl zu vers 
einigen ift. Nur muß darauf ſorgfältig geachtet werden, daß der Uns 
bericht für die Kinder nicht blofe Gedächtniß» oder Verſtandes⸗ Sache 
blade, wobel dann dis Heiz leer ausgeht. Deshatb empfehlen wir, 
beim Confſcmanden Uneertichte außer Bibel und Catechismus auch 
das Gefangbuch zu Hülfe zu nehmen, zumal das Erlernen der Kir; 
chenlleder immer bei den Eltern Anklang findet und biefe veranlaßt, 
theils mit ihren Kindern über den empfangenen Unterricht fich zu beſpre⸗ 
chen und fo im Ehriſtenehume fie und Déi zu bafeftigen, deg ihre 
Kinder, auch die von der Kirche entfernter wohnenden, rezelmäßſger 
zur Kirche zu halten. In letzterer Beziehung eiſcheint es auch ange⸗ 

n, daß die Pfarrer und Prediger, beſonders in dem zweiten Ge. 
meſter, durch Nachfrage fih davon überzeugen, daß ihre Conſirmanden 
mit dem wofenelichen Inhalte der zulsßt gehörten Predigt bekannt, 
davon einen Gewinn für das Leben empfangen haben. 

Wo die ördlchen Werhältniffe den regelmäßigen Unterricht mibe 
rend der Wintermonate unmöglich machen, ift darauf Bedacht zu 
nehmen, wie auch an mehreren Orten ſchon geſchehen ift, daß kein 
Kind conſitmitt werde, weiches nicht zwei Sommer-Halbjahre den Uns 
terricht mit gutem Erfolge beſucht bat. Dieſe Einrichtung hat übers 
dies den Vortheil, daß, wenn alljährlich bie Confirmationen im Dctor 
ber fattfinden, die jüngeren Confſtmanden duch die älteren gefördert 
werden, Der Unterricht aber bei örtlichen Hinderniſſen auf weniger 
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als ein Jaht zu befehränken, bat, auch abgefehen von der entgegenfte- 
benden "gefeßlichen Beſtimmung ben Mebeiftand zur Folge, daß die 
Kinder 3 bis 4 Stunden hintereinander an den beflimmien Tagen 
umteriwiefen werden, wobei fie ermüden müſſen und der Zwack mehr 
oder weniger verloren gebt. 

Daß die Confirmationen zwar in jedem Sabre, jeboch. nur ein 
Mal, geschehe, muß festgehalten werden, und bleibt zu eege 
Bon dete Bag unfer Ömmedmigung einyubeien. Jene, Cine 
nungen in einem Jahre find für jegt wanizſtens den beftehendan 
Dorfehriften entgegen, auch ift es jedenfalls geratbener und für beide 
ag minder beſchwerlich, den Schwächeren unter den Confirmanden 
neben dem fortlaufenden Unterrichte Nachhülfe zu gewähren, als fie 
noch Monate lang nachher zu einer nachträglichen Confirmation zu 
unterweiſen. 5 

Daß die NeusConfirmirten um eiſten Sonntage nach der Ein: 
fegnung das beit. Abendmahl feiern, 1 febe zu wünfchen, und müfe 
ſen wir im „ Ser monie hee fo viel Ein⸗ 

auf il 'onfirmanden und deren len „ daß fie 
= deen obne fonberliche Mühe eine kirchliche Gg berzuftete 
len im Stande find. Wir verweifen in Neie Beziehung auf unferen 
vorigen Befcheid, und vermerken nech, daß es in einigen Klechſpielen 
ſchon jetzt Regel und Sitte ift, den Gonfirmaten ihr Confirmations⸗ 
Zeugniß bau of im nächften Jare bei der Kircheneiſttation einzu: 
bändigen, daher dort die zuletzt Confirmirten auch regelmäßig und nur 
mit Ir ſeltenen durch die Noth herbeigeführten Ausnahmen fämmts 
lich fid zur Kiechenvifitation einfinden. In ſolchem Falle ift es auch 
ſehr angsmeffen, Balls die große Zahl in befonders großen Gemeinen 
nicht dag Gegentheil fordert, die Confinmaten hinter die Conſtemm⸗ 
den zu Fit, und Die erfieren in die Prüfung der pro mit hins 
einzupieben, wodurch zugleich die bisweilen über Gebühr ausgedehnte 
Zeit der Prüfung abgekürzt, und die Theilnahme der Kinder und der 
derfammelsen Gemeinegljeder teger erhalten wird. 

Daß beſonders in den öfters zahlreichen Fillalkrrchen Weſtpreu⸗ 
gens der erſte Abendmahlsgenuß mit der Conſiemations handlung vers 
banden ift, kann am leichtesten dadurch befeitigt werden, daß die Con. 
firmanden auch aus den Filial⸗Gemeinen gleichzeitig mit den Übrigen 
in der Mutterkirche confirmitt werden. 

Bon der Erftartung der jährlichen Berichte über den in Rede 
ſtehenden Gegenſtand können wir, wie Einige gewünſcht haben, nicht 
bispenfiren, und bemerken wir noch, daß diesfällige ausfüpefiche Meus 
bungen nicht in den Kiechenoiſſtactons⸗Beriche gehören, namentlich 
nicht über den Gang des Unterrichts. Auch die beantragte labellari⸗ 
fhe Form des Berichts H unzuläfftg. 

In dem diesjährigen Berichte wünſchen wie auch zu erfahren, 
ob und meiche Gelegenheit die Candidaten in Em. Hochehrwürden 
Aufſichts⸗Kreiſe gehabt. haben, ſich im Eutechſſiten zu üben, insbeſan⸗ 
dere, ob dies unter Leitung und im Beiſein des betreffenden Gott, 
chen in Stunden des Conffemanden Unterrichts oder auch nue des 
Melizions⸗ Unterrichts in den Schulen stattgefunden hat. 
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L. 


Gire. des Preuß. Gonfiftorii vom 18, October 
1842. Nro, 3400. 

Daß je länger je mehr die forgfätige Beachtung effen, was 
wit in unfer Berg Bike über den Confiemanden» Unfereicht 
und bie Confirmation ausgeſprochen haben, gute Früchte trägt, davon 
haben uns auch die mehrjten der legten über dieſen Gegenftand ers 
ſtatteten Jahresberichte mannigfache Beweiſe gegeben. Die Ausfütr⸗ 
lichkeit vieler diefer Beachte scht im Betreff des Unterrichtsganges, 
als auch binfichtlich dee Handhabung der bestehenden Ordnung hat 
ung veranlaßt, für diefes Jahr die Einfendung der Berichte Ihnen 
mm zu GC, 

gegen allen wir ſchon jetzt, noch vor Erlaſſung unſetes Ge; 
merätbefheibes auf die diesjährigen Spnodal-Wetpandlungen als Sy- 
nodal-Propofition für die nächftjährigen Kreisſenoden die Fragen: 
was ift der Zweck und das Weſen der Confirmationshandtıma? 
deſonders im Verhältniſſe zu beiden Sacramenten der Taufe und 
des h. Abend mahls! und was folgt Morang für die Beſchaffenheit 
bes Gonfitmanden-Untereichts im Vergleich mit dem Religions“ 
Unterricht der Schule? ` 

Die Meſultate der gemeinſchaftlichen Beſprechungen über diefen 
wichtigen Gegenſtand Da dann zugleich mie den ihn erörternden Abs 
erën gie Enn aden Spnode bermiffen wollen, in 
= ihhjährigen Synodal⸗Verhandlungen niedergufsgen und uns 

reichen. 7 
Die uns vorliegenden Berichte veranlaſſen uns CS Theil, une 
Ire Gineral⸗Beſchede vom 10. Mai 1838, 22. Mai 1840 und 
14. Juli 1841 der wiederholten Beachtung zu empfehlen, indem 
darin manches bereits erledigt worden, was von Einzelnen zum Gez 
genſtande erneuter Anfrage gemacht iſt. Was wie denſelben hinzuzu⸗ 
fügen baben, befchränkt fih auf Folgendes: 

Die Seftfteltung eines bestimmten, ‚allgemeinen Einfegnungs-Trx- 
mins if nicht mebfam.. Die Kokat-Berhältniffe find oft fo verſchte⸗ 
den, bafi in deren Derüickficheigung zugleich die Zeit zum Beginn des 
Unterrichts geboten ift, wovon die ML Confirmation abhängt. Nur 
das Eine muß feflgehalten werden, daß überall. we die Emſennungen der 
Kinder im Herbſte erfolgen, der Termin nicht über den Monat Okto⸗ 
ber hinaus gefegt wird. Außerdem muß fobald als möglich nach ber 
Confirmation der Unterricht der Neuangenommenen wieder beginnen, 
damit die Zeit der zwei Semeſter, als des unerläßlichen geringſten 
Seitmmnaßes, erfüllet werde. 

Wenn hinſichtlich der Bors Prüfung wieder von mehren Seiten 
zelagt werden, daß gerade die in der Schule am meſſten vernachläfe 
KN und et Water Wé deren durch Ihe Nichterfehele 
nen am Tage der Kirchen» Vifitation zu entziehen fuchen, dann aber 
später einzeln Jonen zugeſendet werden, und mit ihren Eltern, Brod⸗ 
berm x. erfcheinen, bie fie mit Bitten um Zutaffung beſtüärmen fo 
ift dieſer Uedelſtand am Leichteſten dadurch zu befeitigen, daß Ger, 
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Hochehrwürden mit Mückſicht auf ſolche Kinder, welche ihr Nichter⸗ 
ſcheinen zur ordentlichen Vorprüfung niche felbft verſchulder haben, 
nach Verabredung mit den betreffenden Pfarrern einen beftimmten 
fpäteren Tag feftfegen, an welchem alle noch nicht für zukaſſungsfähig 
erklärten Kinder zur Vorprüfung in Ihrer Behaufung zugleich erfcheis 
nen dürfen, wenn fie eine Nochweifung ihres Pfarrers über Namen, 
Alter sc, mitbringen: Es komme bierbei, wie in der Regel be Her. 
Beliung eiter feften Ordnung, nur darauf an, ſelche Ordnung, ein 
Mat frenge zu handhaben, um fie wanigſtens auf längere Zeit zu fichern. 

Daß befonders auf kirchlichem Gebiete mit dem firenaften Fef- 
halten an der gebotenen äußeren Ordnung mehr als diefe erreicht wird, 
das hat fat überall die Erfahrung betätigt. Ale Pfarrer, welche 
mit einigem Nachdruck darauf halten, bezeugen es, daß die Kinder 
beffer vorbereitet: ihrem Unterrichte zugeführt werden, während die 
nachficjtigften unter inen auch am meilten Über die große Zahl kaum 
dürftig vorbereiteter Kinder fortgefegt Klage erheben. Aus dieſem 
Grunde empfehlen wie Ihren Dibzefanen, nach Maafgabe der Be- 
fimmung im F. 40. Tit. 12. Theil II. bes Klgam. Landrechts mit 
aller Strenge darauf zu batten, daß alle Conſemanden bis zum To 
ihrer Einfeanung. ben Schulbefudh ununterbrochen fortfegen. Ein 
beres: Berlaſſen der Schule ohne ausdrücklſche Bewilligung des zufkän- 
digen Seetforgers ift wider das Geht und durchaus fräit, Mo 
fih daher der Mißbrauch eingefchlichen bat, daß die Schufſugend fre 
ber, fei es mit dem Tage der Kicchenviſttatten oder wohl gar en, 
wenn fie den Confiemandenunterricht zu beſuchen anfängt, die Schule 
zu beſuchen aufhört, if demfeiben mit alem Nachdrucke entgegen zu 
Sen, unbe Ee 
Kindern, die fid durch regelmäßigen und erfolgreichen Schulbuch be. 
[onders ausgezeichnet baben, die Dispensation vom ferneren Schulbe⸗ 
fud zu verftatten. Das Lebensalter und namentlich das zurückgelegte 
vierzehnte Lebensjahr, kommt hierbei wesentlich nicht in Betracht. 

Beim Unterrichtegange haben wir vielfach bemerkt, daß unver 
Hätenipmäßig viel Zeit auf allgemeine Einleitungen gewendet wird, was- 
ſchon an fid nich rathſam, weil hiebei gewöhnlich. dus Iheoretif 
fo ſehr das Prakiſſche überwiegt, beſonders aber da ganz unzweckmä. 
ßig ift, wo die Kinder ungleich und wenig vorbereitet. ſind. 

Hier und da bietet auch die Sprache, in der die Confirmanden 
unterrichtet werden follen, Schwierigkeiten dar, indem z. O. Kinder 
polniſcher Eltern, welche außer der Schule wenig oder gar keine Ge⸗ 
legenheit haben deutſch zu reden, in der Schule nur in deutſcher 

prahe unterwiesen, aber nicht fo weit gefördert, worden find, um 
fih darin mit einiger Leichtigkeit über andre als Sinnen» Dinge aus⸗ 
brücken oder einem deutſchen Religions + Unterrichte mit Nuten folgen 
u können. In folden. Fällen iſt als Regel feſtzuhalten, daß die 
Eonfiemanden in derjenigen Sprache zu unterrichten find, welche die 
Sprache ihres täglichen Umgangs und Lebens iſt. Es wird auch bisz 
bei manche Schwierigkeit unvermeiblich fein, mamentlich.bie, daß bie 
Kinder, die Haupifiüde ıc. nur in deutfcher Sprache erlernt haben; 
allein ſolchem Mangel ift immer eher, öfters fogar mit Hülfe folcher 
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Schulehrer, die des Polniſchen kundig find, abzuhelfen, als einer 
mangelhaften, oft nur ſcheindaren Ausbildung in der deutfchen Sprache, 
die nicht in den Geiſt und das Leben der Kinder eingedrungen ift. 

Einige Geiſtüche benugen nur ungern den Leitfaden, welchen ſie 
bei ihrem Amtsantritte vorgefunden haben, da fie deffen große Man⸗ 
gelbaftigkeit je länger je mehr erkennen. In ſolchem Falle wird es 
zunächſt nur darauf ankommen, einige Zeit ſich allein an die 3 Haupt- 
cke anzuſchüchen, den Kindern gar keinen Leitfaden ober nur eine 
Spruchfammiung in bie Hand zu geben und fo den früher gebräuch- 
ich 1 außer Gebrauch zu feen und einem beſſern Bahn 
zu machen. 

Sehr wünſchenswerth bleibt es hierbei, daß die Geiſttichen be⸗ 
mier Spnobalkreiſe fih Über einen gemeinfam zu brauchenden 
Leitfaden miteinander vereinbaren, wobei natürlich dem, welcher dem 
Sinn und Inhalt der 5 Hauptftüde am treuften und ftuchtbarften 
ſich anschließt, der Vorzug zu geben ift. 

Die Conſitmanden beſonders in der letzten Zeit des Unterrichts 
durch äußern Zwang zu nöthigen, öfters als an zweien Tagen in ber 
Woche bei ihrem Pfarrer zu erſcheinen, ift ſchon an fih nicht rath⸗ 
fam, zumal eine Schulverſäumniß dabei kaum zu vermeiden fein 
würde, aber auch den beftehenden Verordnungen nicht entfprechen?. 
Der ünſichüge Geiſtüche wird, wann und wo es nötbig if, die 
nächte Zeit und die geeigneten Mittel herauszufinden mifin, daß 
der Zwack auch ohne allen äußern und direkten Zwang erreicht wird. 

Bil den Gonfirmationshandlungen ift e8 bier und da veegekom⸗ 
men, daß zurückgeſtelte Kinder fid unter die andern gedrängt baben, 
und opne Wiſſen und Willen ihres Pfarrers mit confirmirt worden 
find. Solhem Uebelſtande ift unbedingt dadurch vorzubeugen, daß 
die Conſtemanden namentlich aufgerufen werden, was fortan allge 
mein zu beachten ift k 

Wenn an einigen Orten keine Confirmationg- Kirpenbücer 
geführt werden, fo ift dies gegen die Ordnung und gegen unfere An⸗ 
Ordnungen vom 26. Yuli 1819 ad 10, wo es heißt: 

„ber Prediger führt ein eigenes bei der Kirchencegiſtratur verbfeis 
bendes Confitmatſonsbuch, und trägt jeden wirklich von ihm Con⸗ 
firmitten in doffelbe ein, wobei das Alter deſſelben, fein Tauf- 
und Geſchlechtsname, der Name und Stand des Vaters, und 
bel außerehelichen Kinder der Name der Mutter gnau bemerkt 
werden muß. 

Die beantragte polizeiliche Controle Über die Confirmitten vers 
mittels der Conffemotions⸗Scheme HE nicht zuäffig, da eines Theis 
diefe Scheine einen ausſchljeßlcch irg ichen Ant baben — die Zu⸗ 
laſſung zur Beichte und zum Abendmahl in einer andern Kirche, — 
andern Bue aber auch die Confirmation von Niemand erzwungen 
werben kann, fo lange er nicht Rechte beansprucht, oder Pflichten zu 
erfüllen hat, welche die Gonfirmation voransfesen. 

Recht erfreulich iſt uns die Anführung einiger, gerade älterer 
Gafſiüchen, gewefen, daß ihnen die Unterichteſtunden ihrer noch pa 
npteeichen, Confirmanden bie ſchönſten Erholungeſtunden find. d 
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fo fein Amt führt, nicht als ein Gefohlenes, fondem von Herzens. 
grunde, nicht des Buchſtaben, der da ermüdet und ertödtet, ſondern 
des Gaiftes, der do lebendig macht, der ſchaffet Frucht, dle da biele 
bet, und wirket im Segen. 

M. 


Circulair: Berf. der Schul⸗Commiſſion der Oſt⸗ 
preuß. Regier. v. 13, März 1822 

authörifict bie Superintendenten, die Diepenſatien file die zu jungen 
Gonfirmanden bis zu drei am gefegmäßig erforderlichen Alter von 
14 Jahren fehlenden Monaten, nach ihrem Gewiſſen Tat zu beurthei⸗ 
len, in zweifelhaften Fällen und bei weiter gehenden Forderungen aber 
mit genügender Darlezung der Gründe die Dispenfation der Negies 
rung nachzuſuchen. 


N. 


Verordnung d. Reg. zu Königsberg v. 12. Decbr. 
1827 (Amtsbl. 1828. S. 19.) 

Es ift darüber Beſchwerde geführt, daß in einigen Kirchfpielen 
die Cinfegnungen erft 3—4 Wochen nuch Verlauf der Umgiehzeit des 
Gefindes, nämlich des Mactinitages, vollzogen werden. Da die Eitem 
aber, weiche ihre Kinder länger zu ernähren außer Stande find, folde 
ſchon früh vermiethen, und die Dienſtherrſchaften in Verlegenheit kam⸗ 
men, wenn das alte Geſinde abzieht, und das neu eingiehende der verz 
ſpäteten Einſegnung wegen mehrere Wachen ſpäter in den Dienſt 
kommt, fo werden fämmtfiche Superintendenten die Rirchenvifitatior 
nen bis zum 15. Geptbr. jeden Jahres, die Pfarrer aber die Einſeg⸗ 
nungen vor Martini zu vollziehen angewieſen. 


o 


Verordn, des Preuß. Conſiſt. v. 4. Mai 1817 (Kr 
nigsberger Amtsbl. 1817 S. 200.) und Verordnung der 
Aeg zu Gumbinnen vom 1. Mai 1817 (Amtsbl. 
S. 203.) 

Seftimmen, daß jedem Confirmanben über feine Confirmation ein wit 
dem Kirchenfiegel bektäftigtes öffentliches SE ausge⸗ 
fielt werde, damit nicht etwa ein noch niche Eingefegnater in einer 
fremden Gemeine zum heiligen. Abendmahl gelaſſen werde. 


R 3. 
Schulbeſuch der Confirmanden. 
D 


Verordn. der Reg. zu Königsb. vom 15. October 
1817. (Amtsbl. 1817. S. 436.) 

bestimmt: daß diejenigen Kinder, bie den Conſitmanden⸗ Unterricht bes 

fuchen, gehalten find, foviel als moglich, wenigſtens in allen den Ta⸗ 
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gen, an denen fie nicht zum Prediger gehen, am Schutuntereichte 
Theil zu nehmen, und damit bis zum Tage der Gonfitmation fortzu- 
fahren; auch das Schulgeld bis zu dem balben Termin unweigerlich 
zu entrichten, ( In Eeinnerung gebracht durch die Weroedmung vom 
14. Novbr, 1819. Amtsbl. S. 328.) 


Verordnung der Reg zu Königsb. v. 23. October 
1822. (Amtsbl. 1822. S. 309.) 


Nach der Verfügung des Königl. Min. der geift: ıc, Angeligenhel⸗ 
tn vom 16. v. M. follen bean 0 wl weiche 
nicht länger den Schulunterricht zu genießen nöchig zu haben glau⸗ 
ben, davon nur nach einer vom Sreis-Supsrintendenten angeftelten 
Prüfung biepenfirt werden können, ſofern fie das vierzehnte Lebensjahr 
noch nicht zurückgelegt haben; auch folt diefe ſchon im . 3. des Ges 
marol-Lendſchulen⸗ Reglements vom 12. Auguft 1703 enthaltene Bez 
ftimmung fo lange fortdausrn, bis bie allgemeine Schulordnung publi⸗ 
cirt werden wird. 85 

Sämmeliche Prediger haben daher die Dispenfationsgefuche für 
dergl. junge Leute und befondere dle den Eiementar+Unterricht genies 
fenden Conffrmanden an die ihnen vorgeſetzten Superintendenten zu 
berwelſen, die hiemit angetviefen werden, die erbetene Diepenſation erft 
nach forgfältiger und froe Prüfung des Kindes und mit Gewif- 
ſenhafligktit zu erthellen. 

Uebeigens verſteht es fih von felbft, daß Diejenigen Kinder, welche 
feine Dispenfation erbalten haben, auch während des Confiemanden⸗ 


Unterrichts an ben Tagen, wo fie nicht zum Prediger gehen, den Schul⸗ 
unterritjt befuchen müſſen. & 


E 


Berord. des Confif.-vom 31. October 1828 (Kö⸗ 
nigsb. Amtsbl. 1828. S. 249.) 


Da es häufig geſchicht, daß an den Grenzen Eltern ihre Kinder 
vor der Zeit der Meife und ohne binlängtichen Unterricht von auslän- 
diſchen Prodigern einſeznen laſſen, fo machen wir hierdurch den Su⸗ 
perintendenen und Geiftlichen zur Pflicht, folde Kinder fo lange zum 
Schulbeſuche und zur Theilnahme am Confirmanden Unterricht anzu⸗ 
halten, dis fie ſowohl zu dem erforderlichen Alter gelangt find, als 
in der Prüfung die gehörigen Kenntniſſe vorweiſen. Im Fall der 
Weigerung find bisfelben der poltzallchen Behörde wegen gefliſſentlcher 
Umgehung des Gefeges zur Beſteafung anzuzeigen. 


D. 


Gire. der Reg. zu Königsberg vom 7. Febr. 1829. 


Cs ift Häufig bemerkt und ung angezeigt werden, daß leder nur 
zu wenige der Confiemanden, in Städten und auf dem Lande, den 
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Schulunterricht nech bouge, inder Eltern und Kinder des Giaur 
Lens leben, der Eineritt in den Gonfirmanden -Unterricht mache dem 
Schulungceicht ein Ende. Gleichwohl it das legte Juhe bei den 
meiſten Schülern, beſonders bei denen aus den niedern Ständen, das 
Hauptjahe der Entivicelung, und follte dem, der einſt im Stande 
fein foll, Predigten zu benützen, wichtig und heilig fein, folte ihm 
obne ‚eeiftige Gründe nicht verloren gehen. Nun dat zwar das bobe 
Königl. Min. aus fehr weiſen Urfachen (um den Sttspfatrern mans 
chen Berdruß, manchen Verdacht dar Pärteifichteit zu erſparen), wie 
die Amtsblatts⸗Verfügung vom 10. September 1822 beſagt, den Suz 
perintendenten und nige Zu Den Detegeflichen das Nach, Con- 
firmanden vom Sculunterrichte zu biepenfiren, zugefprochen. Aber 
damit ift doch keineswegs die Feſtſezung des A. Il. 12. f. 40. 
aufgehoben, welche bat: der Schulunterricht folle fo lange forlgeſezt 
werben, bis das Kind nach kee Befund feines Geslforgers bie einem 
vernünftigen Menſchen feines Standes nötbigen Kenntniffe gefaßt habe. 
Diefes fest voraus, daß bel folden Dispenfationen ber Supseinten- 
dent das Gutachten des Sealforgers über die Zuräffigkrit der Dispen- 
fation vernehmen und möglichſt bertickfichtigen foll, fo mie auch, daß 
das fertige Lejen allein (ohne welches Dispenſatlon nie ſtattfinden darf) 
noch nicht über die Diepenſation entscheidet, fondern die Fähigkeit, 
den Gonfirmanden-Unterricht geiſtig aufzufaffen, und gar nicht ein gros 
fer Umfang, wobl aber das Notkmendigfte von den Kenntniffen und 
Sertigfeiten, die das bürgerliche Leben erfordert. Wir erahnen Sie 
daber, mit Rückſicht darauf, daß Maßhalten in Dispenfation der Con⸗ 
firmanden vortheithaft, auf den früheren Schulunterricht einwirken muß, 
nie obne das Gutachten des Ortapfarters zu bispenfiren, und im 
Falle Sie fid mit diefem nicht vereinigen können, die [freitigen Fälle 
uns zur Entſcheldung vorzulegen. 


E. 


Verordn. der Reg. zu Gumbinnen vom 22. April 
1825. (Amtsbl. 1825. S. 296.) 


weiſet die Geiſtlichen an, ernſtlich und nachdrücklich darauf zu halten, 
daß ale Confirmanden bis zur erfolgten Confirmation den Schulun⸗ 
terricht ungusgeſetzt genießen. Die Herren Superintendenten aber has 
ben darauf zu fehen, daß dieſer Anordnung nirgends entgegengehan⸗ 
delt und nur in den Füllen ein Dimifiorial vom Schulbefuche ertheilt 
werde, wenn der Schüler in einer vollſtändigen Prüfung eine hin⸗ 
reichende Elementar- Schulbildung nachgewieſen hat. 


D 


Berordt. der Reg. zu Danzig vom 20. October 
1837. (Amtsbl. 1837. S. 203. 264.) 
Wir fehen uns veranlaßt, die ſämmtlichen Herren Pfarrer, Shut- 
lehrer und Oxtsbehörben darauf aufmerkſam zu machen, daß noch imz 
mer einzelne Fälle vorkommen, in welchen Kinder gewifſanloſer Eltern 
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dem ConfirmandensUnterriht und der Confirmation ganz entzogen 
worden find und daß daher mit allem Ernſte folder Pflichtvergeſſen⸗ 
beit entgegen zu wirken ift- 

Zur deſto ficherern Erteschung des Zweckes werden inabefondere 
bie vorliegenden &chulverzeichniife zu benützen und wo fie noch mane 
gelhaft find, vollſtändig zu ergänzen fein. 

Die Ortsbebörden werden auch in letzterer Beziehung ip 
mitzuwirken dringend aufgefordert. 


4. 


Mißbrauch der Confirmanden. 


Verordn, der Reg. zu Königsb. vom 15. October 
1817 Cumtspl. 1817. S. 418.) und vom 27. December 
1817 (Amtsbl. 1818. S. 20.): 

Die Conſſtmunden folen von den Geſſtachen nich zum Aus. 

nehmen von Kartoffen und anderen Felsdienſten gemißbenucht wer- 
den. Jede Contravention Dagegen ift der Regierung anzuzeigen. 


Eltte Abtheilung. 


Die Kirchen: Armen⸗Anſtalten. 


Banbh. ab. b. Erf. u. Schul. Going 28 


L 


In Folge der durch das Ehriſtenchum verbreiteten religiöfen An⸗ 
fidt don dem Gottgefälligen und Verdieuſtlchen des Allmoſengebens 
ging die Fürforge und Unterſtützung der Nothleidenden als Sache freier 
Mibehätigkeit ohne Einwirkung der Regierung von der Kirche aus 
und ward erft, fofern die ſolchergeſtalt aufgebrachten Mittel nicht auz 
teichten, und der Bettelei und anderen Mißhrduchen zu ſteuern war, 
ein Gegenftand öffentlicher Verwaltung und Zwangepfcht. 

Auf gleiche Weife find wahl auch die Kirchen ⸗Armenkaſſen in 
Preußen urfprünglich das Werk des freien Willens und ihr Urfprung 
mag emer mit der Entftehung der Kirche in gleiche Zeit fallen. 

Dtmohl durch bie Reformation eine veränderte religiöse Anficht 
Platz griff, fo blieb doch das Armenweſen mit der Kirche in der eng» 
fen Verbindung, wofür die zutreffenden Anordnungen in der foges 
nannten Biſchofswahl v. J. 1568 (Grube Corpus Const, Prut, P. I. 
No. 1 S. 19 und 15) und in dem Recessus generalis der Kicchen⸗ 
Vifitation Infterburgifchen und anderer ſuthawiſchen Embter im Here 
eum Preußen v. J. 1038 (ibid. No. V. S. 58) ſprechen, nach 
däm läbttren namentlich den Amtspauptleuten in Berein mit den 
Erzprieſtern die Aufſicht über die unter der Verwaltung der Geiſtlichen 
und ſogenannten Hospital⸗Vorſteher ſtehenden Armen ⸗ Fonds Übertrar 
gen würde. Auch die fpäter über das Armenweſen erlaſſenen Beror 
nungen geben fiets den Geistlichen eine Mitwirkung. 

ür Preußen find in diefer Beziehung maßgebend bie beinahe 
gleichlautenden Edicte vom 21. Juni 1725 und 28. April 1748 

Durch das kegtere, Send dem Titel perneucrtes Eich, 
wie die wirklichen Armen verforget und verpfleget, bie 
muthwilligen Bettler beſtrafet und zur Arbeit angehals 
ten, auch überhaupt feine Bettler geduldet werden follen, 
d. d. Berlin den 28. April 1748, wurde die Einrichtung von Armen⸗ 
kaſſen in jedem Orte auf das Machdrücktichite eingefhärft. Zu dem 
Ende erging für das Königsberger Departement bie öchſten Dxts gez 
mebmigte Snfteuftion vom 28. Nuguſt 1750, in deten Eingang 
bemerkt iff, daß im Litthauiſchen Departement das Nöthige ſchon bez 
ſonders verfügt worden fei- In dieſer Juſtruktion wurde wiederholt 
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vorgeſchrieben, daß jeder Ort feine eigenen Armen verforgen folle, und 
daß zu Wiem Zwecke Hauptfächlich mitwirkend die Bereits bestehenden 
Kirchſpiels Arnienkaſſen beibehalten werden ſollten. In den Landltädten 
follte der Prediger, ein Magiſtratsmitglied und einer aus der Bürger 
(haft, auf dem platten Lande aber der Prediger und die Kirchenvor⸗ 
Ber dieſe Kiechſpiets⸗Atmenkoſſen verwalten. Es follte gehörige Rech- 
mung gelegt, und die Rechnungen alljährlich vom Kirchen⸗Collegio re» 
vidirt werden. 

Die Einnahmen bestanden hauptſächlich in Folgendem: 

1. Bei Löſung der Dienſtſcheine — zu welchem Ende gedruckte For- 
mulare eingeführt wurden — mußte jeder Knecht 77, Gr. preuß., 
jeder Junge und jede Magd 6 Ge. zahlen, und derjenige, welcher 
einen Dienſtboten ohne Dienſtſchein entließ oder annahm, 30 Gr. 
als Strafe entrichten; 

2. bei der jährlichen Decems-Einnahme mußte jeder Knecht 6 Gr. 
jede Mazd und jeder Junge 3 Gr, einzahlen; 

2. wurden zu_beftimmten Zeiten Collecten gehalten; 

wozu in den Städten noch kam, daß 

4. derſchiedens polizeiliche Geldſtrafen in dieselben floffen, und daß auch 

5. jeder arbeitsfähige Losgänger, weicher nicht diente, monatlich ge⸗ 
wiffe Balträge entrichten mußte. 

A disfen Safer falten in ben Stäbten die Drisarmen nadh 
dem Grade ihrer Untsrftügunge-Bebürftigkeit Unterftügungen erhalten; 
auf dem platten Sande aber follten nur die Bekleidungstoften der Ars 
men und die Verpflegung der aufgegriffenen Zoe daraus beforgt 
werden, Bie Epeifung ane e . 

Diefe Einrichtung der Kirchſpiels⸗Armenkaſſen kam zimlich al- 
gemein zu Stande, und noch ge e e Bie ege vom 
28. Auguft 1750, namentlich in Betreff ihrer Verwaltung, die eigent⸗ 
liche Grundlage. 


2. 


i 
Verordn. der Reg. zu Königsb. v. 11. Mai 1818. 
(Amtsbl. 1818. S. 206 folg.) ö 
Die jetzige Verfaffung der Armenpſtege auf dem platten Lande 
gründet fid) auf die Edicte vom 2. März 1734, vom 28. April 1748 
und auf bie unterm 28. Auguſt 1750 erfolgte Snfiruction, In dn- 
RS ift ſchen die Verpflichtung der Communen zur Unterhaltung der 
etsarmen ausgeſprochen, und die Einnahme- Gelder der angeordneten 
Kirchſpiels⸗Armenkaſſe beſtimmt. Das Landarmen⸗Reglement dom 
31. Detbr. 1793 und die Declaration deſſelben vom 16. Novbr. 1805 
feste die Verpflichtung der Communen zur Unterhaltung der Armen 
auf dem platten Lande, bei Mangel an Verwandten, näher feft, und 
verſprach den ſubſidiariſchen Beitritt des Landarmen⸗Fonds, wenn we⸗ 
der Verwandte vorhanden wären, den Unterhalt der Armen zu über⸗ 
nehmen, noch diefe Commune dazu verpflichtet oder vermögend war. 
Jedoch wurde der Zweck jener Verordnungen zeither dadurch verfehlt. 
daß man die Einnahme⸗Quellen gar nicht oder nur zum Thell benutzte 
und die Armenkaſſen nie einen Fond ſammellen, der weſentlich Hülfe 
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leiften konnte, Zum Theil war es der Umſtanb, daß Det, Drtfchaft, 
Commune als gleichbedeutend angenommen und dadurch das Berhäll⸗ 
nif der Armempfiege ungleich und hauptfäctic für den Landarmen⸗ 
Fonds Wis wurde, Diefe in der bisherigen Viefaſſung der Armen: 
pflege liegenden Mangel haben uns veranlaßt, bereits im Jabe 1815 
deren Reform in Erwägung zu nehmen, und dem Königl. Miniftsrio 
dis Innern deshalb Vorfchläge zu machen; fie find auch durch bie 
Verfügung vom 3. Mai 1815 genehmigt, die Ausführung indeſfen bis 
auf die neue Kreißeintheilung ausgeſett worden. ` 

Hiernach fol in der Hauptfahe 

1. Die Armenderpflegung auf dem platten Lande Communal: Unge: 
legentbeit bleiben, die Proving und der Staat nur fubfibiarilc, 
wie bisher, zutriten; die erfte Verpflichtung zur Verpflegung der 
Hilfsbedürftigen alfo den Verwandten, demnächit den Communen, 
bann der Provinz (d b. dem Landarmen Fonds) und endlich dem 
Staate obliegen. 

2. Die Kircfpiels-Armenkaffen follen als Einnahmekaſſen unter Ber- 
waltung des Predigers und der Kirchenvorficher befiehen, und dahin 

d Die bis bgabe bei Wechſelung des Geſndes; 

D) Bei der Decems-Einnahme; 

c) Die viecteljährigen Hauscollecten und etwa noch dahin zu wel. 
fenden Einnahmen fließen, und dieſe Gefammteinnabme nach 
der Seelenzahl unter die einzurichtende Communal⸗Armenkaſſe 
dertheilt werden. 

3. Die Reiheſpeiſung der Ortsarmen nach wie vor Statt finden, und 

4. Die etwa in den Kiechſpielen vorhandenen Hogpftöler und milden 
Stiftungen nur zur Aufnahme gan; gebrechlicher und hülfloſet 
Leute dienen. Die Grundlage biefer Reorganifation des Land⸗Ar⸗ 
men- Perpffezungs⸗ Weſens mit Beibehaltung dar bisherigen Gt 
fege foll aber hiernächft die Einrichtung der Armen Communn 
oder Societäten fein und es find durch das bezogene Mefeript un: 
fere Vorfchläge genehmigt und feftgefegt: 

1) Daß diejenige Ortſchaft, welche funſzig und mehr Seelen in 
ſich fußt, als für fih bestehende Armen-Societät, oder Com- 
mune in Hinſicht der Verpflegung der Armen angefehen 
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werden foll. 

2) Detſchaften und Crabliffements von geringerer Seelenzahl 
werden alfo zuſammen eine Commune bilden oder fih an 
größere Orte zur Communalverbindung anſchlſeßen müſſen. 

Einzelnen Erabliſſements, die zu klein find, ein eigenes Armenweſen 
zu haben, wird war der Wunſch geftattet werben, fid) an beliebige 
benachbarte größere Gemeinen anſchließen zu können, jedoch ſtehet il 
nen dabei keine freie Wahl zu, ſondern es hängt bie Genehmigung 
zu dergleichen Vorſchlägen lediglich von uns ab, und es kann bier 
P mach Rocairät, geograpbifcher Enge und vie fonft flattfindenden 
beſonderen Kurchſpitls Ber in Kaan ez 

Auszeſchloſſen von biefer ee a en nd allein 

Biejenigen Ortſchaften und Güter, in welchen nur ein Grundbefiger 
ſich befindet, dem die ganze Landfläche gehört, weil alle Fonds allein 
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aus dem Einkommen der Befiger fließen, die alle Obtiegenheiten der 
Armenkaſſe zu erfüllen verpflichtet find. — 


3. 


Verordn. d. Reg. zu Königsb. v. 31. Octbr. 1811. 
(Amtsbl. 1811. S. 319.) 
beftimmt: daß die Vermägeng- Verwaltung derjenigen Anſtalten und 
Stiftungen der Stadtgemeine zustehen foll, welche zu gemeinfamen 
oder Öffentlichen Zweden beftimmt und der Stadt zugehörig find. 

Das Kennzeichen der zu dieſer Gattung gehörigen Anftalten ift 
alfo ein Doppeltes. 

Es ift nicht genug, daß eine Anſtalt zu gemeinfamen Zweden des 
Wohls der Stabtgemeine bestimmt worden, fonden es it auch erz 
forderlich, daß fie der Stadt ſelbſt zugehört, welches bei vielen milden 
Stiftungen nicht der Fall ift 

Viele diefer Anftalten find nicht für das Gemein⸗Beſte der Stabe, 

~ in welcher fie fid) befinden, allein, ſondern auch für andere zur Stadt 
nicht gehörende Ortſchaften beſtimmt, in welchem Fall die Verwaltungs 
Befugniß der Stadt ſchon deshalb augenscheinlich ausgeſchlofen wird. 
Wenn aber auch eine Stiftung zum Beſten einer Stadt⸗Gemeine al⸗ 
rn, fo Eann Diet aud ge na unbedingt auf 
deren Verwaltung Anſpruch machen, welches namentlich der Fall ift, 
mo ber Zoe [eb bie Befugniß darüber zu verfügen einer andern 
Perſon oder Behörde Übsrtragen hat, 

Es richt Déi alſo von febi, dag bei allen Stiftungen, die, 
den vorflehenden Seftfegungen gemäß, der Stadt nicht zugehören, durch 
die neue Städteordnung auch in ihrer Verwaltung nichts geänz 
dert worden 

Den Magifträten wird es demnach zur Pflicht gemacht, fih mit 
der Stiftungsurkunde und dem Verhättniß der in den Städten bes 
findtichen Hospitäter und Armen⸗Anſtalten genau bekannt zu machen, 
umd fid aller Einmischung in die Verwaltung derjenigen milden Gut. 
tungen zu enthalten, welche nach vorſtehender Auslegung den Städten 
nicht geradezu angehören. 

Ze Sin abee baben fie mit Angabe aller zur 
Sache gehörigen gründlich ausgemittelten Umftände hieher zu berichten 
und die Entſcheidung zu erwarten. — 


4. 


Verordn. d. Reg. zu Königsb. v. 14. Februar 
1812. (Amtsbl. 1812. S. 129.) g 

Durch die Verordnungen vom 30. Januar 1739 und 1. Septör. 
1739 ift in Betreff des Perfonal:Decems feftgefegt: daß Söhne und 
Töchter, welche bei ihren Eltern alë Knechte oder DMägde dienen, ber 
Kirche, zu welcher fie gehören, den PerfonalsDscem abtragen follen; 
bie Juſtruction für Armenweſen in Preußen vom 28. Auguft 1750 
beſtimmt ferner, daß jeder, der zum Perfonalz Decem verpflichtet ift, 
auch die Armen⸗ Beiträge, und zwar der Knecht und dienende Sohn 
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mit 0 Ggr., und die dienende Magd oder Tochter mit 3 Ggr. zu 
leiſten hat. 
Stoen if auch das Gefinde der Geiſlchen nicht ausgenommen. 
Dad) mo Mm Dong, And alfo e bi geen 
Gin fid befindenben, aber nicht wirklich dienenden, Kinder von dem 
Perſonel⸗ Dem und den Yemen» Bellrägen ausgeſchloſſen. 


5. 


Verordn, d. Reg. zu Königsb. v. 7. Octbr. 1812 
(Amtsbl. 1812. S. 585) 
fest feft: daß ein männlicher Dienflbote 2¼ Sgr. und ein weiblicher 
Dienſtbote 2 Sgr. bei Löfung des Dienſtſcheins an die Kirchen⸗Armen⸗ 
Kaffe zu entrichten, und außerdem den gefeglichen Stempelbogen zu 
bezahlen verpflichtet fein foll. 


6. 


Königsb. Amtsbl+Verf. v.19. Septbr. 1812, S. 539. 
und Gumb. Amts bl. Verf. v. 6. März 1813. S. 180 
fegan für die Ricchfpiel®-Armencaffe des platten Landes feft: 

1) daß bie Mendanten der Speeinl-Stempeldepots die geftempelten 
Dienſtſcheine auf dem platten Lande nur an die Geiftlichen abzu⸗ 
fegen berechtigt fein follen; 

2) um Übergeugt zu foin, daß bas Gefinde den möthigen Dienftfchein 
nur von den fin erfauft babe, werden bie legten hieduch 
verpflichtet, denſelben zu unterfchreiben, und nur alsdann erft an 
dns Gente auszuhändigen, und endlich 

3) ein Jeder, der ein Gefinde obne einen von einem Geiftichen unter- 
ſchriedenen Dienftfchein miethet, in eine Strafe von 1 Thlr. vere 
follen foll, welche die Ortsarmontaffe erhält. 

Cap 7. 


w 


Verordn. d. Reg. zu Königsb. v. 29. Januar 1825 
(Amtsbl. 1825. S. 105) 
ſchärft nochmals ein, daß die geſtempelten Geſindedienſtſcheine bel der 
Abfeliefung des neun Miethsvertinges von dem fih dermiethenden 
Gafinde der mielhenden Herrfchaft vorgelegt und übergeben, und von 
diefer in Empfang genommen und behalten werden follen. Dieieni⸗ 
en, welche Geſinde ohne Dienſtſchein annehmen, verfallen nach der 
ſeſinde-Ordnung vom 8. November 1810 F. 12 in eine Geldbuße 
von 1 bis 10 Thlr. an die Armencaſſe, außerdem ift auch von ſeßt 
ab das Geſinde, welches fid) ohne Vorzeigung und Uebergabe eines 
geſtempelten Dieuſiſcheines vermiethet, mit einer Geldbuße von 
15 Sar. bis 5 ole fur Orts Armenkaſſe, oder, im Undermö⸗ 
gensfalle, mit einer Gefängnifftzafe von 2 bis 14 Tagen zu 
belegen. 
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8. 

Allg. L. R. Th. II. Tit. 19. f. 25. Die Mittel Untere 
haltung der Armen folen, fo viel als möglich, aus den Zinſen der 
dazu bereits vorhandenen Copitalien und Stiftungen genommen wers 
den. F. 20. Aud bat es bei den zu ſolchem Ende déi? en an= 
geordneten, theils nach Bewandniß der Umſtände, unter Erlaubaiß des 
Staats, befonders zu veranflaitenden Kirchens und Pauscollecten fein 
Dewenzen. F. 27. Bei der Uazulänglchkeit diefer Beiträge find die 
Communen, unter Genehmigung des Staats, den Lurus, die Oſten⸗ 
tation und bie öffentlichen Velujtigungen ihrer wohlhabenden Enwoh⸗ 
ner mit gemäßigten Taxen zu belegen berechtigt. F. 27. Alle Strafe 
sider, welchen nicht in den ergangenen ar Waren felbft befondere 

efimmungen angewieſen find, folen zur Verpflegung der Armen 
angewendet werden. F. 50. Auf den eigenthlimlichen freien Nachlaß 
folder Perſonen, die in eine öffentliche Anftalt zue unentgelzlichen 
Verpflegung aufgenommen worden, und in dieſer Werpflegung geſtor⸗ 
den find, hat die Anſtalt ein gefegliches Erbrecht. 


9. 


Verord. d. Reg. zu Königsb. v. 8, Januar 1812. 
(Amtsbl. 1812. S. 68.) 

beſtimmt, ki nur die Armenkaſſen von Kirchen, deren Patron der 
König ift, nöchig haben, vollſtändige Rechnung ihres Zuſtandes jähr⸗ 
Ti eingufidun;, ege enge non unter alice Patranase fte 
denden Kirchen⸗ und Armencaſſen nur Rechnungs⸗Extracte zur Revi⸗ 
fion einzuſenden. 


10. 


Verordn. d. Reg. zu Königsb. v. 4. Decbr. 1821. 
(Amtsbl. 1821. S. 477.) 
Die 5 6, Armencaſſenrechnungen find künftig den eandrathsam⸗ 
tern zur Nevifton einzureichen. Die Entſcheddung über die fiere Une 
terbringung der jenen Caſſen zugehörigen Capitalien verbleibt der Res 
jerung. Die Unterflügung der Ortsarmen aus den Einkünften der 
irchſpiels⸗Armencaſſe bleibt der Zufpection mit Zuziehung der Kirs 
chenvorſteher überlaſſen. — 


11. 


Miniſt.⸗Reſcr. v. 26. Oktbr. 1810 (v. Seat Jahrb. 
Bd. 8. S. 278.) 

Bei der Bestimmung, ob den Hospftälern die Befreiung von den 
Gerichtsgebühren in Procefen und andern gerichtlichen Angelegenheiten 
zu bewilligen fei, komme es darauf an, ob die Einkünfte der Hospi- 
aller wirklich ganz zur Unterhaltung der in denfelben aufgenommenen 
Perſonen, alfo zu milden Zwecken verbraucht, oder ob fie zum Theil 
zu Capital geſchlagen und zur Vergrößerung des Fonds verwendet 
werden. In dem batten Falle werden aus ben Ueberſchüſſen der Ein⸗ 
nahme die Gerichtsgebähren entnommen werben müffen. 
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12. 


Berorbn, d. Neg. zu Königsb. v. 27. April 1890. 
(Amtsbl. 1830. S. 146.) \ 

Da die Königl. Regierung bei ben Stiftungen, toele fie gu vore 
walten hat, oft in den Fal kommt, Geder auf Güter und Häufer 
auszuleipen, die fortdauernd bleibende Sicherheit der Hppothek, die 
von SÉ: Wirthſchaft und Erhaltung des baulichen Buftandes abhän⸗ 
gig, üt, aber einer unmittelbaren Controlle bedarf, um biemnach den 
rechten Zeitpunkt der etwa nöthigen Kündigung wahrzunehmen, fo 
wird hiedurch 

1) bei denjenigen unter unſerer Verwaltung ſtehenden Stiftungen, 
welche befondere Curatoren haben, jebem Curator oder Curatorio 
zur Pflicht gemacht, ſich von dem fortwährend guten Zustande 
der Hppetheken, auf welche Stiftungs-Capitalien ausgeliehen find, 
in Kenntniß zu erhalten, und bei der jedesmaligen KAN 
gung zu bemerken, daß und auf welche Weife fie ſich diefe Kennt⸗ 
nif verschafft haben, oder ob die Kündigung eingetreten feiz 

2) bel denjenigen Stiftungen unferes Neforts aber, weicht ohne 
ſolche Vorſteher find, Haben die Landräthe und Kteisbaubsamten 
in der Art unfere Stelle zu vertreten, daß erftere bie Erhaltung 
der Güter, letztere aber die Erhaltung der Gebäude, auf welchen 
Stiftungs»Enpitatien haften, bei gelegentlicher Antwefenbeit innet- 
Halb jeden Jahres zum Gegenftande ihrer Aufmerkfamteit machen, 
und uns darüber, ob und wo der gefährdeten Sicherheit wegen 
eine Kündigung nöthig fei, alljährlich zum 15. Januar Bericht 

u erſtatten; 

a diefem Antrags genügt werden könne, wird den Herren 
Landräthen und Bau⸗Inſpertoren von den aus unferm Stiftungs» 
Fonds auf Gtundftüde zu bewilligenben Darlehnen jedesmal Nach⸗ 
sicht gegeben und der Hppothekenzostand babei bemerkt werden. 


13. 
„ Verordn. d. Reg, zu Königsb. v. 3. September 
1835. (Amtsbl. 1895. S. 259.) 

Durch die Verfügungen vom 25, Auguft 1824 (Amtsbl. S. 323) 
und vom 27. April 1830 (Amtsbl. S. 146 und 147) ift die Prü- 
fung der Foreßepanden icherhelt der auf Hppothek ausgelichenen 
Kapitalien und Beauffichtigung von Grundſtücken, auf weiche derglei⸗ 
hen Gelder eingetragen find, den Kuratoren, Vorſteherm und Ren. 
danten fämmelicher milden Stiftungen, Kirchen und Schulanftakten 
zur beſondern Verpflichtung gemacht worden. 

Indem wit bie genannten Verfügungen in Erinnerung beingen, 
bemerken wir mit Bezug auf die Verordnung vom 25. Auguſt 1824, 
daß die Aufmerkfumkeit der Kuratoren, Kirchen⸗Kollegien, Borfteher 
und Rendanten fih nicht bloß auf den Zustand der ftädtſchen Grund⸗ 
"de beschränken, fondern auch auf die ländlichen Grundftüde, auf 
welche Kapllallen untergebracht worden, namentlich auch auf ſolche 
Dout, ër in andern MegierungssBesieken liegen, zu vek⸗ 
weiten hat. 2 


442 


Wo zur Beurtheilung der Sicherheit die technifche Prüfung d. 
nes Bauverftändigen, Dekonomen, nöthig ift, bleibt deffen Zuziehung 
überlaſſen; bei Anſtalten, die unter unmittelbarer Auſſicht der Königs 
lichen Regierung ſtehen, dürfen auch darum die Herren Landräthe und 
Kreis⸗Baubeamte erſucht werden. Darauf, daß bei jeder Rechnungs⸗ 
legung bemerkt werde, daß und auf welche Weiſe Vorjtände und Bers 
walter fich von der fortdauernden Sicherheit der verpfandeten Grundftücke 
Kenntniß geſchaſft baben, ift forgfältig ſewohl von den Rechnungslegern, 
als von den Meviforen, zu achten. Mit Beziehung auf die Verfür 
gung vom 27. April 1830 wird den Königl. Landrathsaͤmtern, fo wie 
den Kreis- Baubzamtan, ſchleßlich auch noch in Erinnerung gebracht, 
ihre Berichte, — ob und wo der gefährdeten Sicherheit wegen beſon⸗ 
dere Maaßtegeln, oder Kündigungen nöthig geworden, alljährlich zum 
15. Januar unerinnert an uns zu erſtatten. 


14. 

Verordn. d. Reg. zu Königsb. vom 28. März 1835. 
(Amtsbl. 1835. S. 96.) 

Durch die Amtsblatts⸗Verfügung vom 8. Januar 1812 (Amtsbl. 
pro 1812. S. 68) ift angeordnet: daß nur die Armen: Kaſſen der 
Kirchen, bei welchen Fiskus Patron ift, voüſtändige Armen⸗Kaſſen⸗Rech⸗ 
nungen jährlich zinzureichen dagegen die unter Privat-Watronat fez 
paimi Sirenen Kaffen nur Ertracte der Rechnungen vorzu- 
legen Haben. 

Hie Werfahren, "wel nach uns vorlegenden Berichten gee 
genwärtig noch in mehren Kreifen ffattfindet, kann, nachdem du 
die Amtsblakts⸗Perf. v. 11. Mai 1818 (Amtsbl pro 1818. S. 200 
dem Klechſpiele⸗Armen⸗Caſſenweſen eine beſtimmtert Richtung gege⸗ 
ben, und durch die Amtsblates⸗ Verf, v. 4. Decbr. 1821 (Amtsbl. 
1821. S. 477) die Revifion der Kircfpiels-Armen-Raffen-Rechnun: 
gen den Landraths-UAemtern übertragen worden ift, nicht mehr genü⸗ 
gend erachtet werden. Es kommt vielmehr, da bie Nothwendigkeit 
einer genauen Kenntniß und zweckmäßigen Berwendung fänmtlicher 
Armenfonds fih mehr und mehr berausfkellt, beſonders darauf an, 
daß die vorgeordneten Polizeibehörben davon fpeciellere Kennmmiß neh⸗ 
men, was nue durch Nevifon und Dechargirung ber diesfäligen volle 
fändigen Rechnungen gründlich geschehen kann. 

Da Über dem auch nach der Inſtruktten vom 28. Auguft 1750 
über die Verwaltung des Kirchſpiel⸗Armen⸗Weſens den Erde, Gage, 
naten nicht die Befugniß und eeſp. Verbindlichkeit beigelegt werden 
kann, die nicht von den Mitgliedern des Kirchen⸗Collegit als ſolchen, 
lender verfaſfungemäßig in abgeſonderter Selbitftändigkeit geführten 
Kiechlpiels⸗Armen⸗Kaſſen⸗ Rechnungen zu rebibiren, fo ordnen wir an, 
daß vom laufenden Jahre ab die Kiechſplels⸗Armen⸗Kaſſen⸗Rechnun⸗ 
gen von ſämmtlichen Kirchen ahne alle Ausnahme, ob felbige Königl. 
ober Privat-Patronats find, dem borgeorbneten Landrathsamee voll: 
ſtändig in dem dazu beſtimmten Termine zur Mevifion und Dechar⸗ 
girung eingereicht werden müſſen und die Einreichung bleßer Extrakte 
der qu. Rechnungen von den Kirchſpielen Privat- Patronats nicht fer- 
ner baden darf. 


Bwölfte Abtheilung. 


Von Gemeinheitstheilungem 


Ueber Gemeinheitstheitungen und die Landes» Culeurverhälmifie 
können bie gefeglichen Beſtimmungen hier nicht in extenso mitgetheilt, 
es muß vielmehr in Bier 408 auf die Gemeinheite-Theilungsorb- 
nung vom 7. Juni 1821 (Ge S 1821 S. 53 folg) und die übri 

en mit derſelben zuſamenbängenden Geſetze verwieſen werden. Im 
achfolgenden find daher blos Ergänzungen zu den biesfälligen Ber- 

ordnungen gegeben und auch diefe nur in ſoweit, als fie die Kirche 

und Schule berühren und für dieſelben praktiſche Bedeutung haben. 


E 


Provocationsrecht. 


1. Refer. d. Min. d. J. v. 28. November 1822 (Ketzſchmers 
Anleitung S. 534) beflimmt, 
bafi Pfarrer in ihrer Dein als bloße Nießbraucher nicht das 
Recht haben, einfeitig auf SE daß ban 
gend nach F. 15 der Gen Th.⸗Ord in Verbindung mit $. 623 
folg. und F. 658 folg. Tit. 11. Fh. IE des A. L. R. die Zu⸗ 
ftimmung der Kicchenvorfteher und des Patrons erforderlich, und 
wenn der Pfarrer zu den fran gehört, und eine Verengung 
unter denſelben nicht zu erreichen wäre, nach Erwägung der für 
und wider ſprechenden Gründe, gemäß der §. 959 a. a. O. ge⸗ 
troffenen Beſtimmung über die Zuläſſigkeit des Antrages von der 
en Komm. zu beſtimmen, und event. der interefficenden Pfarre 
ein Bevollmächtigter von Amtewegen zu bestellen ift. 

2. R. d. N. d. G. Ang. und des Min. d. J. v. 10, October 
1829: Der K. Gen. Komm. wird auf den Ber. v. 18. April d. J. 
zu erkennen gegeben, daß die Frage: 

ob für die geifttichen Inſtitute auf Separation angetragen 
wurden fol = en 
nicht zu denjenigen Fällen gehört, in welchen gegen den Beſchuß 
D, Wortes = Patronen zu loben if. Das 
Geſes Serie die obsrauffehende Behörde bagu nu da, wo es 
ich von Ausführung und Wertheibigung wirklicher Rechte jener 
institute handelt. In dem angegebenen Falle aber handelt es Dë 
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von einem Beſchluſſe aus dem Geſichtspunkte der Nützlichkeit und 
Zweckmäßigkeit einer gegebenen Maß regel. Es würde offenbar über 
die Grenzen des dem Staate vorbehaltenen Xuffichtstechtes. hin- 
ausgehen, wenn man hierin den unmittelbaren Vertretern jener 
Juftitute vorgreifen wollte Wenn jedoch der Fall einer Koz 
Diren zwischen den Intereſſen der Inſtitute und dem perfönlichen 
Intereſſe dieſer Vertreter eintritt, fo muß ftatt der Iepteren jenen 
dn Bevollmächtigter ex officio zur Wahrnehmung ihrer Rechte beiz 
geordnet werden. Im Übrigen gehört es nach der V. v. 20. Juni 
1817 und dem Regulativ v. 80. März v. J. unsweifeihaft zur Compe⸗ 
tenz der K. Gen.» Komm. in Ba Fallen das font den ors 
dentl. Staatsbehörden re berauffichtrecht auszuüben. Es 
bleibt jedoch, Ihrem Ermeſſen überlaſſen, Sich, je nachdem Sie 
auf dem Wege der Verſtändizung mit ber ordentlichen. Auffichts- 
behörde Leichter zum Ziele zu kommen hoffen darf, mit derselben 
in Relation zu fegen, 


Verordn. v. 28. Juli 1833 (Geſ.⸗Samml. 1838. S. 429) 


teftimmt: 

F. 1. Kann eine Gemeinheitstheilung (F. 2. der G. Theil. 
Drd.) nicht anders als mit Umtauſch der zur Orts⸗Feldmark gehd- 
tigen Ackerländereien ausgeführt werden, fo findet folche nur dann 
Statt, wenn die Beſitzer des vierten Theils der Ackerländereien, 
welche durch den Umtauſch betroffen werden (8. 4) mit der nach⸗ 
gefuchten Separation einverftanden find. 

$. 2. Diefe Beſchränkung findet keine Anwendung 

1) wenn es zur Ausführung einer gutsberrlich⸗ bäuerlichen Regu⸗ 
1 ter Dienſt⸗, Zebent⸗ oder Nenten⸗Ablöſung ohnehin 
eines Umtaufches von Ackerländerelen bedarf; 

2) wenn auf Separation einer ſolchen Gemeinheit angetragen 
nid, de e e Gemeinden betheiligt find; 

3) wenn von einem Berechtigten, welcher nicht zur Gemeinde 
und deren Forenſen (auswärts wohnenden Mirzlisbern) ger 
bört, von einem Nittergutsbefiger oder von Unferer Domai- 
nen- und Forstverwaltung auf Gemeinheitstheilung angetragen 
wird, ſelbſt dann, wenn die Rittergüter, Vorwerke oder Forz 
ftn im Communalverbande mit der Gemeinde fieben. 

Iſt der Mittergutsbefiger oder Domainen⸗Fiskus nut vermöge des 
Beſites bäuerlicher Grundſtücke Theilnehmer an der Gemeinheit, 
fo stehen demſelben auch nur die Rechte anderer Mitglieder 
der Gemeinde zu. S 

83 Wild nach Verkündigung ber gegenwärtigen Sech, 
mung sine mit AC verbundene Separation Rusgefühe, 
k darf innerhalb der nächſtfolgenden zwölf Jahre von denjenigen 

intereffenten, welche davon zu ihrer Auseinanderfegung keinen 
brauch gemacht, die Gemeinſchaft vielmehr unter ſich fortgefeßt 
haben, auf eine Separation, weiche einen neuen Ackerumtauſch 
nothwendig machen würde, mur alsdann angetragen werden, wenn 
die Mehrzahl der Intereſſenten damit einverſtanden ift. 

F. 4. Jufofern es nach $. 1. und 3. der Zuſtinmung mehe 
rerer Intereſſenten zu der in Antrag gebrachten Theilung bedarf, 
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wird die Berechnung, welcher Veil der Aderbefiser mit dem An: 
trage einverſtanden ift, E nach dem Flächeninhalte der von 
dem Umtauſche betroffenen Ackerländereien angelegt. 


8. 5. Zum Behufe dieſer Berechnung ($. 4) bedarf esskei⸗ 

ner weitfäuftigen Ermittelung, inſonderbeit it eine Vermeſfung 
der Grundſtücke nicht erforderlich, vielmehe genügt es, wenn deren 
Flächeninhalt aus vorhandenen Karten, Regiſtern und ſonſt leicht 
zu beſchaffenden Nachrichten feſtgeſtelt wird. 
. 9. Die nach g. 1. erforderliche Zuffimmung muß von den 
Intereſſenten ſcheiſtleh erklärt werden. Iſt dies geschehen, und 
die Provokation für begründet erachtet worden, fo kann der Rück. 
it des Einen oder Anderen das Recht der Übrigen Provokanten 
nicht wieder aufheben. 

.$. 7. Geſihen bie Provokanten nicht ſelbſt den vierten Theil 
der betreffenden Adterländersien, fo foll zwar auf ihren Antrag die 
Bernehmung anderer dabei betheiigten Ackerbefiger erfolgen; fie 
find jedo die Koften bechte zu tragen gehalten, infofeen nicht 
die Verneimung zur Auseinanderfegung führt“ 

8. 8, Auf die Provinz Weſtphalen und die zu der Rheinpro⸗ 
ving gehörigen Sesife Duisburg und Ness, fo wie auf diejenigen 
Landestheile, für welche das Gefeg vom e. April 1823 wegen Re⸗ 
gulirung der gutshertlich⸗biuerl. Verhältniſſe besteht, finder gegen. 
wärtige Berordnung keine Anwendung. 


2. 
Executoriſche Kraft der Auseinanderſetzungs⸗Rezeſſe. 


K.D. v. 18. Decbr 1841, die Gültigkeit und 
exekutoriſche Kraft der von den General» Commiſ⸗ 
ſionen und übrigen Auseinanderſetzungs⸗Behörden 
beſtätigten adi (Geſ.⸗S. 1842. S. 17.) 


Auf Ihren Bericht vom 23. v. M. erkläre Ich Mich nunmehr 
mit der in dem Bericht v. 29. Juni d. J. entwickelten Anficht eins 
verstanden, daß die von den General-Commiffinen und den übrigen 
im Reſſort derſelben bestätigten Yuseinandsrfegungs- Behörden At, 
tigten Rece auch gegen diejenigen Perſanen gültig und erskutorifc, 
find, wache bie bei dem betreffenden Geſchaft betheligten Grundſtäckt 
erft nach bewirkter Voltziehung des Rezeſſes von dem zu jener Zelt 
im Hyppothekenbuch eingetragenen Eizenthlimer erwerben. Ich ber 
fimme daher zur Befeitigung der Hiergegen aufgefteilten Bedenken, 
daß es einer nachträglichen Vernehmung solcher neuen Erwerber über 
das bereits abgeſchloſſene Geſchäft nicht bedarf, vielmehr auch ohne 
deren Zustimmung die nach dem Raeß erforderlichen Eintragungen in 
die Hppothekenbücher veranlaßt werden follen. 
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3. 


Concurrenz der Regierungen und Provinzial - Shul- Col- 
legien bei Auseinanderſetzungen. 


Circ.-Reſer. d. Min. d. geiſtl. Angel. u. Inneren 
v. 8. April 1843 (Nin.⸗Bl. 1843. S. 127). 

Da bin und wieder Zweifel und Differenzen über den eigentl. 
Umfang der Berechtigungen und Verpflichtungen, welche nach F. 11 
der Verord. v. 30. Juni 1834 den Auseinanderſtzungs⸗ Behörden in 
den bei ihnen anhängigen Auseinanderſezungeſachen in Beziehung auf 
Die Ausübung des Dberauffihtörechts Über das Wermögen ber Corpos 
zationen und öffentl. Unftalten und auf die Wahrnehmung des Par 
tromatrechts in Betreff der von dem Patronat dee Regierungen ref 
fortirenben geiſtl. Güter reſp. zuftchen und obliegen; fo finden. wir 
une veranlaßt, der K. Neg. Folgendes zu erkennen zu geben. 

1) Die gedachten Befugniſſe und Verpflichtungen der Auzemander⸗ 
ſckungs⸗Bebörden beſchr nen fih auf die nach den biesfälligen 
doten, auch ohne ausdrückt. Zuſtimmung der Vertreter der Cors 
porationen und öffentlichen Anftalten und der geiftl. bern zuläf- 
finen Laden e gung amd find babar nie, auf fole Fälle 
auszudehnen, in denen die Ablöfung folder Präftationen, Dienfte x. 
in Antrag gebracht wird, welche, nach Maßgabe der Werordn. v. 
31. Mai 1816, des F. 5. der Ablöſ.⸗Ordn. v. 7. Juni 1821, 
des F. 3. der Ablöſ⸗Ordnung v. 13. Juni 1820, des $. 2. der 
Ablö.-Orbn. v. 4. Juli 1840 und anderer fpecieller Beſtimmun⸗ 
gen oder Verordnungen an Déi nicht ablösbar find; vielmehr dau⸗ 
ert in ſolchen Fallen die Kompetenz der gewöhnt. Verwaltungebe⸗ 
börden unverändert: fort, und ift mithin ihre Zuziehung und Gez 
nahmizung auch dann erforderlich, wenn die unmittelbaren Berz 
tretet der betreffenden Juſtitute in bie Ablsfung x. gewillig haben. 

2) In allen Auseinanderfegunge-Sachen aber, in denen die Ausein⸗ 
anderſetzungs⸗Behörden Überhaupt zur Ausübung des ſonſt den 
Regierungen, Confiftorien oder Provinzial » Schulkollezin guz 
ſtehenden Sberauſſichtgrechts und der Wahrnehmung der Patros 
natrechte competent find, kreten fie ganz an die Stelle dieſer Bes 
börden und haben alle Erklärungen, zu deren Abgabe fonft diefe 
berechtigt ober verpflichtet fein würden, felbftftändig mit derselben 
tehtid Wirkung abzugeben. 

Sie werden zwar in den meiffen Fällen, beſonders dann, wenn 
48 auf die allgemeinen Berhåltnifje der bete. Fnftitute ankommt, 
wohlchun, ſich mit den ſonſt competenten Behörden barliber in Com⸗ 
munication zu fegen, und wo möglich in Uebereinstimmung mit dens 
felben zu verfahren, find aber allerdings an deren Anſichten nicht ges 
bunden. Dies ehlisft indef keineswegs aus, daß Die Regierungen, 
Provinziats Schultollegien und Confiltorien dennoch auch don Amts 
wegen Sennenif von den Auseinanderfegungen nehmen und wenn fie 
dabei eine mangelhafte Berückfichtigung der Gerschtfame der Institute 
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zu bemerken glauben, durch geeignete Communication mit den Ause 
einanderfegungsbehdrden und nöthigen Falls durch Beſchwerde in den 
A Inſtanzen eine entſprechende Auffaſſung der Sache her- 
beifühten. 


2 L 
Separationskoſten. 
D 


Dir e Refer. v. 25, Juni 1832 (v. K. Ann. 1832 
S. 397 folg.) 


Die mannichfachen Weiterungen welche, wegen Aufbringung der- 
jenigen Koſten, die bei Gemeinheits⸗Theilungen, Dienſtablöſungen und 
fo weiter auf Kirchen e, Pfare» und Cchulänbereien fallen, wache 
den Kirchen und Schuibebienten zum Nießbrauch Gemen find, 
veranlaſſen die Minifterien der geiſtl. x. Angel. und des Innern für 

mbel und Gewerbe die K. General+-Comm. deßhalb mit näherer 
ſtructien zu verfeben. ` 

Mach 8. 15. der Dem. Diet. Drdn. ift nicht der zeitige Pfarr-, 
Kirchen» und Schulbiener, fondern die dos der Stelle als eigentlicher 
Theilnehmer der Separation zu betrachten. Hiemach ſowol, als nach 
Analogie der Bestimmung der Prozeßkeſten (ol. A. L. R. I. 21. 
. St ff.) können nicht die zeitigen Kirchen- und Schuldiener,, 
dern nur das Kirchen⸗ und Schuivermögen dafür in Anfpruch gmo 
men werden. Wenn nun die Kichen- und Schulgemeinen, in 
mangelung eines befondern Vermögens jener Zutaten für die zu des 
ven Unterhaltung überhaupt erforderlichen Ausgaben nicht minder für 
die Mittel zur Unterhaltung der Kirchen» und Schutbeamten (of. 
F. 164. H 11. und $. 29. II. 12. ALR.) aufkommen müſſen, fo 
kann ihre Verbindlichkeit zur Vertretung jener Koſten nicht wahl eis 
mem Nee Zeg unterliegen. 

inlangend ferner die Frage: 
ob das Kirchenvetmü⸗ e die der Pfarr, und Site, 
Ländereien zu bezahlenden & wationstojten ober ob dafür mit Uet 
ebung beflelben bie betreffende Gemeine in Anſpruch zu nehmen i 
. ſprechen die $. 160. 163. 104. für die letztere Alternation. Dies 
wird auch durch den F. 772. II. 1I. A.. R. betätigt. Es wird näm- 
lich hierin feftgefegt, daß das Kirchenvermögen von den Pfartgüteen 
unterschieden werden müſſe; hieraus folgt, daß erſteres zu den die 
letzteren betreffenden Ausgaben nur dann verwendet werden darf, wenn 
foldes ale Ausnahme von der gefegtichen Regel beſonders verordnet 
worden. Dies ift aber nach F. 789. 1.6. nur bei Pfacrbauten ber Fal. 

Endlich eneſtehe nicht felten Streit darüber, ob nach der befon- 
deren Verfaffung des Dets andere Perfonen, als die betreffenden Gez 
meinen in subsidium für die auf die Kirchen- und- Pfartgemeinen 
zuräckfalende Kasten oder die amtlichen Nießbraucher wegen der von 
ihnen erhobenen Weiterungen Telhe su tagen baben? Di Einziehung 
der Koften kaun aber nach der hierüber unter den bethelligten Perfoz 
nen entstandenen Differenz nicht aufgehalten werden, vielmehr müflen, 

Hand. db. d. Archl. u. Schul ; Geſetgeb. 29 
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nach Unalagié anderer ähnlicher Fälle propiſoriſch diejenigen bagu ber- 
aalen. pair, gier ber Set nach dergleichen Verpflichtungen 
obliegen. 
Die König. General⸗Comm. hat daher nach folgenden Grund- 
fägen zu verfahren 
1) Die Koften, welche bei Gemeinheltsthellungen, Ablöſungsgeſchäf⸗ 
tun n, ende Uher gene 
die Kirchen», Pfarre und Schulgeundſtücke fallen, find nicht 
von ben Kirchen- und Schulbebienten, denen der Nießbrauch daz 
von vermöge ihres Amtes zusteht, zu tragen oder vorzuſchießen, 
müſſen vielmehr aus dem pieſem Nießbrauch nicht unterliegenden 
Vermögen der betreffenden Kirche, Pfarre oder Schule, ſoweit ſol⸗ 
ches nach Beſtreitung ſonſtiger darauf haftenden Lasten dazu aus⸗ 
ausreicht, getragen; falls es aber an folen Wermögensobjecten 
fehle, müſſen gedachte Koſten von den Gemeinen, weiche für die 
Erhaltung jener Anſtalten aufzukommen ſchuldig find, direct aufs 
gebracht werden. 
2) Das Kirchenvermögen kann jedoch für die auf Pfarr- und féier, 
+ ländersien fallenden Koſten nicht in Anſpruch genommen werden. 
3) Sollte nach der beſonderen Verfaſſung des Orts dem Patron 
oder ſonſt dritten Perſonen die Verpflichtung dazu obliegen, fo 
bleibt es it, den Vorſtehern der Kirche u. w. und den Gemeis 
nen zwar unbenonimen, ihre Ansprüche an KE 
doch muß, im See darüber entfechenden Streites die Zahlung 
jedenfalls, unter Vorbehalt ihrer Rechte, von den zu 1. bezeichne“ 
ten Verpflichteten proviſoriſch geleiſtel werden. 
4) Daſſelbe gilt von dem Unfpruche am den Nutznießer it, 
wenn diefer bei entstandenen Streitigkeiten deren Verfolgung auf 
e Gefahr und Koften übeenemmen, oder ſonſt durch ve: 
iche Weiterungen zur Sanny der Koften beigetragen hat. 


Refer. v. 2. Auguſt 1832. 

Der Königl. General⸗Komm. wird auf den Bericht vom 21. v. M. 
die Aufbringung der Regulizungse und Ablöfungskoften für 
die geiſtlichen Inſtitute betr. 

zu erkennen gegeben, daß zur Zeit nicht die Abficht ift, in den bishe⸗ 
ti eftimmungm, wonach die den geil Fnftituten zur Laft fal- 
lenden Vermeſſungs⸗ und Bonititungs⸗Koſten, wenn fie nicht ſelbſt 
des Bermögens find, ſolche aufzubringen, von den Kiechen⸗ und Pfarr: 
gemeinden aufgebracht, die Koſten aber, welche bie bloße Regulirung 
berurſacht, niedemgeſchlagen werden follen, etwas zu ändern. 

© 


Refer. der Min. des J. für Gew. u. der Polizei 
u. der geiſtlichen w. Angel. v. 18. März 1834 (v. K. 
Ann. 1834 S. 72). 

Wiewohl das nach dem Berichte der K. Neg. v. 24. October v. 
J. von dem biefigen Gen Komm. bei Emztehung der Koſten für mz 
vermögende Pfarrer e, Küſter⸗ und Schulſtellen in Separatons⸗Ange⸗ 
Ieper bisher beobachtete Verfahren, nach wuchem Sie von den 
Kirchenvorſtänden die Einziehung der den Kſechengeſellſchaften zur Laft 
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inſofern gerechtfertigt if, als nach F. 157 
die jenvorfkeher zur Verwaltung der dußeren 
Angelegenheiten der Kirchengeſelſchaften beſtellt find, der F. 555 ibid. 
See der Eorporationen gleich febt, und derjenige, der eint 
orporationsfehuld zu fordern hat, ſich zunächſt an die Beamten der 
Corporation zu wenden bat; fo erfheint es doch angemeffen, bei eie 
nigermaßen fchrwierigen Verhättniffen die Repartition und Einziehung 
durch die obrigkeitl. Behörden bewirken zu laſſen, ſowohl um paffende 
Grundlagen zur Repartitton zu ermitteln, als auch um die Einziehung 
mait Maibruc peter, Sep Fb bi gehn Aich be bet 
Städten die ſtädtiſchen Behörden am meiſten geeignet. Auch hat es 
bein Bedenken in den Aemtern die Domainenbeamten, fo wie bei den 
geöferen Herrschaften die Gerichtsabrigfeiten damit zu beauftragen. 
(Bekannt gemacht J 
1) durd) die Meg- zu Gumbinnen unter dem 2. Mai 1834. 
Amtsbl. S. 207. 
2) durch die Meg. zu Köngsb. mittels Beron. v. 15. Mai 
1834 Amtsbl. ©. 155. 


. zu Danis mittels Soen, v. 22. Mai 
1 


1834 Amtsbl. S. 143.) 4. 
Verord. der R. zu Königsberg vom 17. Septem- 
ber 1834 (Amtsblatt 1814 S. 286.) 
bringt zur Öffentlichen SKenntnif, 
wie durch eine Verfügung des K. Min. der ge u., Ungelegene 
beiten und des Innern für Handels» und Gewerbe» Angel. vom 
21. Mai 1633 a feftgefegt worden ift, daß für die Landestheile, 
e ofipe. Prov. Recht gilt, die bei Separationen auf 
jartz und, Rüfterländereien treffenden Kalten zunächft aus dem 
ithenvermögen; für die Schulſtellen aber aus den 
Kirchſpiels⸗Schulkaſſen zu entnehmen find, auf die refp- 
Kirchen und Schulgemeinen aber nur in subsidium zurückge⸗ 
ka werden foll. d 
Nlederſchlagungen von dergleichen Koſten follen in der Meget 
nicht erfolgen. Wo beſondere Umftände jedoch für eine Niedere 
ſchlagung ſprechen, find die Vermeffungs- von den übrigen Koſten 
zu unterſcheiden. Vermeſſungskoſten müſſen für jeden Fall von 
den Kiechen- und Schulkaſſen oder von den vertretenden Kirchen⸗ 
und Schulgemeinen getragen werden. Auf die übrigen Kesten 
Dune aber bei motorifcher Unvermögenheit der in Nede ſtehenden 
Anftalten oder der Kirchen⸗ und Schulgeweine, welcher die Berz 
- tratumg obliegt, oder bei fonftigen für die Sade befonders ſorechen⸗ 
den Umftänden Niederſchlagungs⸗Geſuche bei der Königl. Generale 
Kommiſſton angebracht werden. 


©. 

Refer, des Min. des J. v. 15. April 1837 (Kam. 
Zeit. 1837 S. 627). N E 

Nach den Meferipten vom 6. December 1821, 5. Decbr: 1925 

und 25. Februar 1820 hat das Minift, bisher fag die Kuchen⸗ 
20 v 
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kaſſen, Kirken: und Schulgemeinden arleichternde Beftimmungen rück ⸗ 

Dat der auf Kirchen, Pfarren und Schulen treffenden Kosten in 

Srmeinheite-Theilungs-, Regulirungs- und Ablöſungsſachen erlaffen, 
daß in allen Ste, wo die Kitchen, Pfarren, und Schulen die 
ibnen gur Laſt fallenden Auseinanderſetzungs⸗Koſten aus ihren 
Mitteln aufzubringen nicht vermögen, ſolche — mit Ausnahme 

der Bermeſſungs⸗ und Bonilirungskoſten — niedergeſchlagen, die 
letzteren aber von den Kirchen- und Pfarrgemeinden aufgebracht 
und in einzelnen Fällen, wo es den Kirchen und Pfarrgemeinden 
bei eigner Beſchränkebeit zu ſchrwer fälle, für den Betrag aufzu- 
kommen, auch die Bermeffungs- und Banititunzskoſten niedetge⸗ 
schlagen werden folien. 

Da jedoch die durch die Miederfchlagung der gedachten Koſten 
entstehenden Ausfälle bei den zur Beſtreitung der Auseinanderſetzungs⸗ 
keſten beſtimmten Fonds eine bedeutende Größe erreichen und die Zur 
länglichkeit der letzteren zur Beſtreitung der auf fie angemieſenen Aus- 
gaben mehr und mehr abnimmt, die beſonderen Rückſchten aber, 
welche jene Erleichterungen motiviet Haben, dadurch im Kurzen ihre 
Enlebigung finden werden, daß wegen der Aufbringung der die geift- 
lichen Juſtitute treffenden Uuseinanderfegungstoften anderweitige, die 
Intereſſenten mözlichſt ſchonende Vorſchriſten werden ertheilt werden, 
fo find fernerhin in den Fällen, wo bisher bie Niaderſchlagung nads 
gelaſſen ift, dergleichen Rofen zwar von den Intereſſenten nicht ein⸗ 
zuziehen, biefelben jedoch bis zur weiteren Biſtimmung nue zu ſtunden. 


É 
Refer. v. 31. Auguſt 1838 (in actis der Reg. zu Kö- 
nigsberg) 
2 CH E ſuffieient Sinne des 
o jen ze. Kaffen für inf im N 213 
mu ES M. Saft: el deren laufende nahen nach 
Abzug der auf ihnen haftenden etalsmäßigen Ausgaben keine oder 
nicht zureichende Ueberſchüſſe gewähren, und daß in Fallen derz 
gleichen Infufficieng die Gemeinen die Separctzonskeſten gang, 
ap, beit u tragen haben; 
daß aber 
IA Eneſchelbung darüber, ob dergleichen Ueberſchüſſe vorhanden 
find, zunächst vor die Abtheilung für bie Kirchenverwaltung und das 
Schuiweſen veffortire. 


g. 
Refer. v. 8. Juni 1842 No. 5335. 
wake He Ausgaben für Befhoflung von Geeflinen. Antıgung 
aß die en d on Grenzfkeinen, 
neuer Ce Salt. und ged welhe In 
olge einer Gemeinheitötheilung nöthig werden, im Sinne des 
ges überall zu den Stparationskoſten nicht zu rechnen find. 
Dana zun die Boge: 
wer für den auf Kirchen, Pfarren und Schulen fallenden Theil 
bes Aufwandes für Anlegung und Unterhaltung von Wegen, Trif⸗ 
tem, Gräben ıc. aufkommen müfle? 
nur nach allgemeinen Prinzipien entfchieben. werden und da hiernach 
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alle Soften diefe Art vom Nießbeacher getragen werden müffen, wenn 
derfelbe auch unter, bejtimmten MWorausiegungen nach Beendigung feiz 
nes Nießbrauchs Entſchädigung dafür verlangen kann, fo ift-dag von 
ber K. Reg. angefochtene Verfahren der Gen. Komm. — Die baa- 
ren Wei Grenzſteine, Anlegung der Wege x. von den Pres 
digen und Schullehrern für ihre Perfon zu fordern — den gefestichen 
Borfehriften, namentlich aber dem hier anatogifch zu berüdjichtigenden 
‚8.97 der Gem.⸗Theil. Ordn. v. 7. Juni 1821 nicht nur vollkommen 
enefprechenb, fonden jede Abweichung davon würde ſelöſt gemigbilfige 
werden müſſen, fofeen folche im n deine Şale nicht etwa 
durch einen ſpeziellen Kouer tel begründet würde. 


Reſer. der Min. der geiſtl. ıc. Angel. u. d. Im 
nern v. 16. Auguſt 1893 (den Regierungen mitgetheilt mit- 
tels Refer. v. 19. October 1893 v. N. Ann. 1833 S. 642.) 

Es if in Frage gekommen, ob bie Kirchen» und Schulverbände, 
denen nach Maßgabe des Nefer v. 25. Juni v. J. die Uebertragung 
ber Kater än bei Separations und Zeng aften 
auf die babei berheiligten Pfarre, Küſter⸗ und Schulländereien aus⸗ 
gefeheieben worden, auch den Koſtendetrag zu berichtigen haben, wel. 
her in eingelmen Fällen daduuch entfteht, duß es nothwendig erſchent, 
den gedachten Inſtiluten ſachverſtändige Beiftände zuzuordnen. 

In Beziehung hierauf wird der K. Gen.⸗Komm bemerklich ges 
macht, daß zwar ein ſolcher Kostenaufwand möglicht gu vermeiden 
ift, indem die den Kirchen» und Schulverbänden obliegende Vertr. 
tumgs-Berbinbtichteit ohnedies ſchon fehe drückend it. Es ift e 
nicht zu verkennen, daß in einzelnen Fallen befonderer Anlaß dazu 
vorhanden fein kann, und daß alsdann bie den fachverftändigen- Be, 
ftänden zu zahlenden Koften in die Kategorie der übrigen nothwendig 
für die mefrerwähnten Ynftitute zu verwendenden Koften- traten, mite 
bin auch wegen deren Uebertragung dasjenige gilt, was in dem oben 
gedachten Refer. v. 25. Juni v. J. ausgefproden ifte 

Do eine Notwendigkeit zur Beſtellung eines fadverftändigen 
VBeiflandts vorhanden ifi? bar nuch . 17 u. 44 der Werordn. v 
20. Juni 1817 die K. Gen.⸗Komm. zu beurtheilen, wobei Ihr jes 
doch bemerklich gemacht wird, daß Sie nach F. 17 l. e. nicht zu 
terlaffen bat, in den geeigneten Fällen mit der ordentlichen Verwal⸗ 
kungsbehörde zu conferiten. 


i 
Refer, der Miniſt. der geiſtl. c. Angel, u. d. In⸗ 
nern v. 14. April 1834, 

Der K. Re gereicht auf Fore Anfrage im Bericht v. 16. v. M. 
wegen Feſtſazung und Anmweſſung der Koſten, welche in Stparı- 
tions- und Ablsſungsſachen der Kirchen und Pfarren durch die 
nochwenbige Zuziehung von beonomischen Beiſtänden veranlagt find, 

zum Beſcheide, daß die Feſtſczund folder Koften berienigen Behörde 
competirt, welche darüber entſcheidet, ob die Nothwendigkelt der Zu⸗ 
dea den Bultände vorwalte, mithin deren Zuziehung anoröner. 

a nun den Don Komm jene Competeng beigelegt ift, fo er. 
lebigt ſich die Anfrage der K. Meg. hiemad in einem Ihrem Antrage 
enlſprechenden Sinne- 
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II. 
Austauſch von Grundſtücken. 


Geſetz über den erleichterten Austauſch einzel 
ner Parzelen von Grundſtücken vom 13. April 1841 
(Geſ.⸗S. 1841 S. 79.) 

Wir ac. verordnen, um den Austauſch einzelner Parzelen vom 
Grunzſtücken im Jntereffe der Landeskultur zu erleichtern, auf den 
Antrag Unfered Stantminifteriums und nach erforbertem Gutachten 
Unferes Staatsraths für diejenigen Landestheile, in welchen das alle 
gemeine Zoe und die Hppothefenordnung Geſeheskraft haben, 
was z 

. 1. Ser Grundeigentümer ift befugt, einzefne Gutepar 
zelen gegen andere Grundftüde auch ohne Einwilligung der Hppotheken⸗ 
gläubiger und anderen Mealberschtigten zu vertaufchen, wenn dazu bei 
einem bepfandbrieſten Gute die redit Direction, bei einem andern 
Gute die Provinziatbehörde, welche die Auseinanderfegungs = Angelegen- 
beiten beitet, die Genehmigung ertheilt. 

8. 2. Dieſe Genehmigung darf nur unter folgenden Bedingun⸗ 
gen ektheilt werden: 

1) die abzutsetende Parzele muß, im Verhältniß zu dem Gute, von 
welchem fie abgetrennt werden foll, von geringem Umfange fein. 
2) Der Tauſch muß dem Gute, für welhes die Genehmigung nadz 

geſucht wird durch den beſſeren Bufammenbang des einzutauſchen⸗ 

den Grundſtücks mit dem Gute, Vorthell bringen. s 

3) Wenn der abgeſchäzie Werth der abzutretenden Parzele mehr bes 
trägt, als dee Werth des einzutaufchenden Grumbftlcks, fo darf 
bla vin wéien Den fünften Gel bes Zen der ab. 
tretenden Pasgele egen. und e8 muß die zur Ausgleichung 
herauszuzahlende Summe zur Sicherheit der Berechtigten gerit 
lich deponirt warden. 

$. 3. Sind diefe Bedingungen bei dem einen der beiden Güter, 
zwischen weichen der Tausch bewirkt werden foll, vorhanden, bei dem 
andern aber nicht, fo ift nur bei jenem das gegenwärtige Del an= 
zuwenden, für das andere bleibt es bei den allgemeinen efegen, 
Kc 8 die Einwilligung der einzelnen Real- Berechtigten ers 
orderlich ift- 

, 4. Die abgetretene Parzele ſcheidet aus dem Realverbande 
des Guts, zu welchem ſolche bis babin gehört hat, aus, und das 
V 
und anderen Nealberschtigten an die Stelle der abgetretenen Parzele. 

Die genehmigende Behörde (S. 1.) hat von dem Austaufche 
der Hypotheunbehörde beider Grundffäck⸗ Anzeige zu machen, 

8. 5. Wenn das Gut, für welches ein ſolcher Austauſch beab⸗ 
ſichtigt wird, in einem Lehen ⸗ oder Fideicommißverbande ſteht, fo ift 
auf die Wahrung der Rechte der Lehen⸗ und e nicht 
das Bee Geſet, ſondern das Geſetz Über Famillenſchlüſſe vom 
15. Februar 1840 ö. 15 (Gef. S. S. 20) anzuwenden. 


Dreizehnte Abtheilung. 


‚Königlich Preupifebe 
Militair - Kirchen - Ordnung 


gegeben Berlin den 12. Februar 1892. 
(Siehe Geset- Sammlung 1832 Stück 7. Rte 1347) 


Inhalt. 


. Bon ber Militoirgeiflichteit. 89. 1. bis 6. 
. Berufung und Anſtellung der Militaisgeifttchen. 8. 7. bis 20. 
. Dienftoerhättniffe der Mititairgeiftichen. 38. 21. bis 33. 


Bon den Milttairgemeinden. 88. 34. bis 48. 


„ Amtegeſchäfte der Mititairprebiger. 8. 40. bis 93. 


Dienfteinkünfte, Së, Weiterbefiherung ber Militair- 
geiſtlichen. 8. 108. x 


.. Verfättniffe der Militaieküfter $$. 100. bis 112. 
. Bon ben N und der Verwaltung ihres Vermögens. 


88. 113 bis 1 


Um die kirchlichen Verbältniffe in der Armee mit den Berän, 
derungen, welche feit dem Erſcheinen des Militair- Kirchenreg. 
lement vom 28. März 1811 in der Verfaſſung des Heeres 
Statt gefunden haben, in Uebereinstimmung zu bringen, und 
für die religibſen Bedürfniſſe der Armee auf eine, ihrer gegen. 
wärtigen Einrichtung entſprechende Weiſe zu forgen, fol, an 
die Stelle des erwähnten Reglements, nachſtehende Militair- 
Kirchen Ordnung treten. 


1. Von der Militairgeiſtlichkeit. 


8. 1. Die Zahl der während des Krieges für die Armee, 
deren ein; Abtheilungen und in den Feſtungen anzuſtellenden, 
evangeliſe und katholiſchen Geiftlichen wird nach dem dann 
eintretenden Bedürfniſſe beſtimmt. 

Im Frieden ift die Anzahl der evangeliſchen Militair⸗Geiſt 
lichen folgende: 

a) ein Feldpropſt für die ganze Armee; 

b) bei jedem Armeekorps ein Militair⸗Oberprediger, und für 
jede der beiden Divifionen zwei Divifionsprediger. Bei 
denjenigen Armeekorps, wo die katholiſche Konfeffion in 
Hinſicht der Seelenzahl überwiegend iſt, wird jedoch das 
Amt des Oberpredigers einem der vier Diviſſonspreviger 
des Lo mit übertragen, alfo Fein eigener Oberprediger 
angeſtellt; 

c) eine Anzahl von Garniſonpredigern, nämlich einer in jeder 
der drei Gouvernements- Städte (Berlin, Königsberg und 
Breslau), ſo wie in denjenigen Feſtungen, wo entweder 
kein Militairprediger der unter b. bezeichneten Klaſſen ſich 
beſindet, und die Seelforge für die Beſatzung nicht einem 
evangeliſchen Ortsgeiſtlichen übertragen werden kann, oder wo 
die Rücksicht auf die religiöſen Bebürfniffe der in der Feſlung 
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befindlichen Militair⸗Strafanſtalten die Anftelung eines ei⸗ 
genen Feſtungs⸗ oder Garniſonspredigers erfordert; 

Anm. Durch die Allerh. Cab. Ordre v. 12. Aug. 1837 ift die 
Garnſſonpredigerſtelle zu Königsberg aufgehoben, die Functionen 
derfeiben find dem bortigen Militair- Dberprediger Übertragen und 
der Etat derſelben ift zur Drganifation der Gumifonpredigerftelle 

E verwandt worden. 

ent 

d) die Prediger einzelner Militair-Inſtitute, nämlich der In: 
valivenhäufer, der Kadettenkorßs und des Militair- Wai- 
fenhaufes. 

$. 2. Die Beflimmung des Feldprobſtes if nicht bloß 
für die Zeit des Krieges, wo er der Armee in's Feld zu fol- 
gen die Verpflichtung hat, ſondern auch während des Friedens: 

a) die eines unmittelbaren Vorgeſetzten der gefammten Mili- 
tairgeiſtlichkeit; 

Anm. Durch die Alterh. Kab. Orb. v. 3. Dezbr. 1832 ift dem 
Felbprobſte der Armee gleich den Generalfupeeintenbenten der Rang 
der König. Mühe 2. Claffe wie den wirklichen Oberconſſſtotial⸗ 
Rüthen beigelegt worden. 

b) eines Vertreters der militaire kirchlichen Intereſſen; 

c) eines Organs der, dem Militairkirchenweſen in höherer 
Inſtanz vorgefegten Minifterien der geiſtlichen Angelegenhei⸗ 
fen und des Krieges, in Bezug auf die daffelbe bekreſfen⸗ 
den Gegenstände. Soweit diefe zum Reſſort des erſtgedach⸗ 
ten Miniſteriums gehören, nimmt der Feldprobſt in Frie⸗ 
aue als Referent oder Korreferent, an deren Bear- 
arbeltung Theil. Er muß, in Folge feines amtlichen Be- 
vi, auf Ausführung und Befolgung der vie militair-Eirch- 
lichen Angelegenheiten betreffenden Vorſchriften, auf die 
Tüchtigkeit der anzuſtellenden Militairgeiftlien, auf deren 
Amtsführung, fo wie auf ibr ſittliches Verhalten, feine 
ſorgfälltige Aufmerkſamkeit richten, und ſo wie einerſeits 
ſämmiliche Militairgetſtiche feinen Aufforderungen zu gent 
gen haben, fo können fie auch anderſeits in einzelnen Ami 
ſachen, zu ihrer Belehrung und etwanigen Vertretung, Anz 
träge und Anfragen an ihn richten, die er, nach Umſtän⸗ 
den, entweder unmittelbar beantworten, oder im Departe 
ment der geiſtlichen Angelegenheiten zum Vortrage bringen 
wird. Er bat jedoch dieſem auch im erften Falle von dem 
Inhalte feiner amtlichen Erlaſſe Kenntniß zu geben. Wäh⸗ 
Tend des Krieges gehen, in Bezug auf die kirchlichen Wer- 
hältniſſe der im Felde ſtehenden Truppen, alle ſonſt den 
Konſiſtorien zuſtehenden Befugniſſe und obliegenden Pflich⸗ 

ten auf den Foldprobſt über. Der jedesmalige Feldprobſt 
verſieht in der Regel zugleich die Funktion eines Oberpre⸗ 
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digers des Gardekorps. In wiefern außerdem die Hof- 

und Garniſon⸗ Predigerftelle zu Potsdam ihm mit übertra⸗ 

gen fein fol, bleibt, im Fall deren Erledigung, der jedes⸗ 
maligen Königlichen Beſtimmung vorbehalten. Der Feld 
probſt ift, als folder, nur den Minifterien der geiſtlichen 

Angelegenheiten und des Kieges unmittelbar untergeordnet. 

$. 3. Der Militair⸗Oberprediger eines Armeekorps 
iſt dem Generalkommando desſelben zugeordnet, bei dem er die 
militait⸗kirchlichen Angelegenheiten des Armeekorps, ſoweit das 
Generalkommando in militairiſcher Patung darauf Einfluß 
haben fann, zu vertreten, auch demfelben, auf deſſen Auffor⸗ 
derung, in den bei dem Generalkommando in Bezug auf jene 
Angelegenheiten vorkommenden Geſchäften mündlich, oder den 
Umſtänden nach schriftlich, Vortrag zu machen hat. 

Zu den Diviſtonspredigern des Armeckorps, fo wie zu den 
in defen Bezirk fih befindenden Garniſon: und ſonſtigen Mi- 
litairpredigern, ftebt er in dem Verhältniſſe eines Superinten⸗ 
denten zu den Geiflichen feiner Diöcefe, In dem Confiftorio 
der Provinz hat er Sitz und Stimme und ift bei demſelben 
Organ und Verlreter für alle, die miltait, kirchlichen Verhält⸗ 
site des Armeekorps betreffenden Angelegenheiten. 

nm. Die äußern Grenzen der unmittelbaren amtlichen Wueſam⸗ 
beit des Milit.»Dberperdigers in den Militairkirchen⸗ und Schul. 
angelegenheiten der Provinz find denen des Conſiſtoriums, e 
Mitglied er if, gleichlaufend; jene beſchränken fid daher mit Aus- 
nahme des Falles, wo eine Divifion des Armee» Corps in einem 
andern Gonfiftorialbegicte Dislocirt ift, auf diejenige Provinz, in 
welcher das Generalcommando ſich befindet. Gehören zum Are 
meccorps-Bezicë Theile einer andern Proving, fo reffortiren bie 
Micltaickicchen- und Schulangelsgenheiten, fo wie der Garnifon- 
prediger, und als folde fungicenden Civitgeiftlihen in dieſen Bee 
zirkstheilen nicht von ihm fondem von dem Militair-Oberprediger 
jener Provinz. Erſterer hat ſich daher, fo weit es erforderlich fein 
follte, mit dieſem darüber in Communication zu fegen, oder bei 
feinem Generaicommando eine desfalfige Communication mit dem 
betreff. Confiftorium oder Provinzial-Schulcollegium in Antrag zu 
bringen. Die Divifionsprediger aber bleiben, auch wenn die Die 
vifion in einer anderen Provinz Dé befindet, fo lange Diefetben 
nicht aus dem Berbande zum Armeecorps gefchieden if, dem Miz 
Hitait-Oberprediger des letzteren untergeordnet, F. 9. Inſtruct. für 
die Milit- Dberpred. 

Aus Borfebendem ergiebt fid, daß die bisherige Unterord- 
nung der Militairgeiſtlichen unter die Superintendenten und die 
Auſſicht der letzteren über erſtere aufhört. 

Bon Seilen der Miniſterjen der geiſtlichen Angelegenheiten 
und des Krieges wird den Militair⸗Oberpredigern, zur Beleh⸗ 
rung über ihre eigenthümlichen Amts- Obliegenheiten und Berz 
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hältniſſe, eine befondere Inſtruktion ertheilt werden. (dieſelbe ifi 

unterm 28. Oktbr. 1833 erſchienen). 

Beim Ausmarſche des Armeekorps ind Feld bleibt der 
Militait-Oberprediger am Sitze der Generalkommando's Bed 
um ſämmtliche Militäir⸗Kirchen⸗ und Schulangelegenheiten in 
der Provinz fortwährend zu beaufſichtigen und zu leiten. Seine 
Pflichten und Befugniſſe in Bezug auf die kirchlichen Angele⸗ 
genheiten der ins Feld rückenden Truppentheile des Armies 
corps und deren Geiſtliche werden, während dieſer Zeit, einem 
der Divifionse Prediger derſelben, welcher zu dieſem Behufe 
ſich ſtets im Hauptquartiere des Armeccorps befindet, vom 
Feldprobſte übertragen. 

$. 4. Ebenſo wie die Militair⸗Oberprediger den Generals 
Kommando's, find die Diviſtonsprediger den Dioſſtons⸗ 
kommando's zugeordnet, und biefelben, im Kriege ſowohl als 
im Frieden, zu begleiten verpflichtet, wogegen der Aufenthalt 
der Garniſonprediger bleibend, und von keinem Wechfel 
der Garniſon abhängig ift. 

§. 5. In denjenigen Garniſonſtädten, wo keine der im 
8. J. bezeichneten Militairgeiftlichen angeſtellt, aber eine evan 
geliſche Civilgemeinde vorhanden ift, wird die Seelſorge für 
den evangelischen Theil der Garniſon einem ag 0 e 
vilgeiſtlichen des Orts übertragen, dem dann auch, in Bezug 
auf diefe Seelforge, alle Pflichten und Befugniſſe eines Mili- 
taitgeifttichen i deer obliegen und zustehen. Auf gleiche 
Weiſe und mit denſelben Wirkungen wird in denjenigen Gars 
niſon-Orten, wo katholiſche Geiſtliſche ſich befinden, einem der- 
ſelben die Seelſorge für die katholiſchen Milttairperſonen der 
Beſatzung übertragen. 

Wie es in Hinficht der Seelſorge für die evangelicchen und 
katholiſchen Milikairperſonen gehalten werden foll, wenn an ib- 
rem Garniſon Orte kein Geiſtlicher ihrer Konſeſſton vorhanden 
ift, wird im $. 58. beſtimmt. 

Anm. Das Kgl. Conſiſtorium zu Kasb. erließ an bie evangel. Miltair⸗ 
Seelsorger eine Jnſtruction Über ihre Obljegengelten, und zwar 
am die weſtpreußſſchen unteem 27. Juni 1832, an die von Ostpreußen 
und Litthauen unterm 8. Novör. 1832. Den kathollſchen Seel 
forgern wurde diefe Inffeuction mut. mut. durch die beiden bi- 
ſchöfſichen Behörden mitgetheilt. ` 

Das Min. Reſcr. v. 31. Januar 1834 beftimmt: baß wenn bes 

ſondere Umſtände an einem Otte es wünſchenswerth ober nächig 

m follten: dem mit der Seelforge für das Militalr beauftrag⸗ 

tem Eivilgeiſtlichen ein anderer zur Hülfe beigeordnet, oder beiden 
gemeinſchaftlich die Seelſorge bei der Militairgemeine übertragen 
werben könne. Das Könige Confiftorium bat alsdann über die, 
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Vertheilung der Geſchäfte und gefegtichen Stolgebühren eine Ber 
einigung zwifchen den beiden Geifttichen zu betvirfen, 

. 6. Einem Militair Dber- oder Diviſtonsprediger ift 
nicht erlaubt, mit Beibehaltung feiner militairiſchen Gemeinde, 
eine Stadt- oder Landpfarre anzunehmen. Veranlaſſen aber 
beſondere Umſtände zu Gunſten eines Garniſonpredigers einen 
Antrag dieſer Art, fo muß das betreffende Konfitorium dazu 
die Genehmigung der Minifterien der geistlichen Angelegenhel⸗ 
ten und des Krieges einholen. 


2. Berufung und Anſtellung der Wilitairgeiſtlichen. 


8, J. Die Wahl und Ernennung zur Stelle des Feld 
probſtes, üngleichen zu der des atnifonprebiger® zu Berlin, 
bleibt, bei deren Erledigung, ausſchließlich der Königlichen Be⸗ 
ſtimmung vorbehalten. A 

$ 8. Gbenfo erfolgt die Ernennung zu den Militaire 
Oberpredigerſtellen durch Königliche Genehmigung, auf gemein 
ſchaftlichen Vorſchlag der Minifterien der geiftlichen Angelegen- 
heiten und des Krieges, welche dabei auf die ausgeztichneteren 
und verdienteren Diviſtons⸗ und Garniſonprediger vorzugsweſſe 
Nückſicht zu nehmen haben. Bei denjenigen Armeekorps, wo, 
nach $. 1. das Amt des Oberpredigers mit dem eines Diviz 
ſtonspredigers vereinigt fein foll, ift der zu jener Funktion ges 
wählte Militairprediger, falls er nicht bereits bei der am Sitze 
des General⸗Kommando's garniſonirenden Divifion fleht, zu⸗ 
gleich zu derſelben zu verſetzen, indem der Regel nach, d. h. 
wenn nicht beſondere Rückſichten eine Ausnahme nothwendig 
machen, der Oberprediger eines Armeekorps während des Fries 
densverhältniſſes Dé mit dem Generalkommando deſſelben an d 
nem Orte befinden muß. 

Von der durch Tod, oder auf andere Weiſe erfolgten Er- 
ledigung einer MilitaireOberpredigerflelle, bat das Konſiſtorſum 
der Provinz dem Miniſterio der geiftlihen Angelegenheiten for 
fort Anzeige zu machen. 

§. 9. Die Beſetzung der übrigen evangeliſchen Militair- 
Predigerſtellen erfolgt dagegen in der Art, daß das Konſiſto⸗ 
rium der Provinz ein, nach den 88. 13. und 14. dazu gecig- 

netes Individuum aus den mahlfähigen Kandidaten des Prez 
digeramts auswählt, und daſſelbe, nach gehaltener Probepre⸗ 
digt vor der ihm zu übertragenden Militairgemeinde, und demz 
nächſt erfolgter Suerg e betreffenden Militairbefehlsha⸗ 
bers (beziehungsweiſe des Divifionsfommandeurs, des Gouver 
neurs, des Commandanten c.), unter Einſendung der Prü⸗ 
fungsarbeiten, der Probepredigt und der Erklärung des Be⸗ 
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leblshabers, dem Minifterio der geiſtlichen Angeiegenheiten zur 
Beſtaͤtigung vorſchlägt. 

Wird eine ſolche Militairpredigerſtelle durch Tod oder auf 
andere Weiſe erledigt, fo hat der Militairbefehls haber davon 
fofort dem Oberprediger des Armeekorps und dieſer dem Cons 
ſiſtorio, zur Veranlaſſung der Wiederbeſetzung, Anzeige zu 
machen. 

SÉ 1. Dem König. Generaltommando ift gleichzeitig mit 
dem Divifionscommando von der Erwählung eines für die Tcups 
pentheile des betreffenden Corps beſtimmten Mititnirprebigers 
Serntniß zu sehen. „Minift, Refer. v 19. Jan, 1837, 

2. Nach d. Milerh. C-D. v. 7. Febr. 1822 wird der Prediger am 
Gabettene Inftitute zu Culm von der Direction der Cadetten: Ans 
E gewählt und ohne Coneurrenz der Regierung (Dot alfo des 

onfiltorii ] dem Minifterio der geiftlichen Angelegenheiten zur Der 

ftätigung in Vorſchlag gebracht. 

F. 10. Während des Krieges modiſteirt ſich das im vors 
fiehenden $. beſtimmte Verfahren, in Hinſicht der zu den mo- 
bilen Truppen gehörenden Diviſions⸗Predigerſtellen, dahin, daß 
die Anzeige von deren Erledigung von Seiten des nach g. 3. 
den Oberprediger bei dem Armeecorps im Felde vertretenden 
Divifiongprevigers, nicht dem Conſiſtorio, fondern allein dem 
Feldprobſte gemacht wird, der dann bei dem Miniſterio der 
geiftihen Angelegenheiten die ſchleunige Wieverbeſehung verz 
anlaft. Ueberhaupt darf während des Krieges die Auſtenung 
der evangeliſchen und katholiſchen Militairgeiſtlichen bei den mo⸗ 
bilen Truppen, zu denen auch die dann bei den Militairlaza⸗ 
rethen im Felbe anzuſtellenden Geiſtlichen gehören, imgleichen 
ihre Ubberufung oder Werfegung, nicht anders, ais durch den 
Feldprobſt bewirkt werden. e 

Dieſem ift es auch geſtattet, nach den jedesmaligen Bes 
dürfniſſen und nach vorheriger Genehmigung des kommandiren⸗ 
den Generals der mobilen Armee, die einstweilige Verſetzung oder 
Detaſchirung eines Militairgeiftlichen zu einem andern Armee» 
korps, oder zu einem Feldlazarethe E verfügen, 7 

Von Seiten des Chefs des Generalſtabes der Armee ift 
daher der Feldprobſt ſowohl von der Etablirung, Verlegung 
oder Aufhebung der Feldlazarethe, als auch von den in der 
Zuſammenſetzung des Corps vorgehenden Veränderungen, ſo 
weit diefe auf die kirchlichen Verhältniſſe der Truppentheile 
von Einfluß fein können, immer in Kenniniß zu bin, 

Tritt im Kriege der Fall ein, daß die Truppentheile ei⸗ 
ner Divifion, in Folge der Statt findenden Märſche und Ope⸗ 
rationen, von einander getrennt werden, fo ift es der Beſtim⸗ 
mung des Diviſſtonskommandeurs überlaſſen, ob einer der evan- 
geliſchen Dioiſtonsprediger, und wenn ein katholischer Militair⸗ 
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jeiftlicher bei der Divifion vorhanden ift, dieſer den detafchirten 

heil der Divifion begleiten fol. Im legteren Falle hat jedoch 
der Diviſionskommandeur, wenn diefe Detaſchirung von eini⸗ 
ger Dauer iſt, den als Oberprediger des Armeekorps fungirens 
den Diviſionsprediger und dieſer den Feldprobſt davon zu bes 
nachrichtigen. 

Die Anſtellung der Geiſtlichen bei den Feldlazarethen wird 
gleichfalls ausſchliezlich von dem Feldprobſte bei dem Miniſte⸗ 
rio der geiſtlichen Angelegenheiten veranlaßt, und zu dieſem Be⸗ 
bufe, wenn bei einem Feldlazarethe ein Geiſtlicher mit Tode, 
oder auf andere Weiſe abgeht, von Seiten der Lazareth⸗ Direk⸗ 
tion dem Feldprobſte davon Anzeige gemacht. 

Die im $. 9. vorgefehriebene Probepredigt findet bei den 
im Felde ſtehenden Truppen nur dann ſtatt, wenn die Ums 
ſtände es erlauben. 8 

$. 11. Bei jedem Todesſall eines Militairgeiſtlichen im 
Kriege ober im Frieden, muß der betreffende Militair⸗Beſehls⸗ 
haber die in beffen Verwahrſam geweſenen amtlichen Papiere 
und Geräthe an Dé nehmen und, bis zur geſchehenen Biebers 
beſetzung, aufbewahren laſſen. 

$. 12. Im Kriege darf kein Militairgeiſtlicher eines mo- 
bilen Korps, im Falle einer anderweitigen Beförderung, feine 
Stelle bei der Armee vor erhaltener Erlaubniß des Feldprob⸗ 
ſtes verlaſſen. Im Frieden iſt es Pflicht des betreffenden Con⸗ 
ſiſtoriums, bei Verſetzung eines Militairpredigers, gleizeitig 
auch die Ernennung feines Nachfolgers zu veranlaſſen, indem 
der wirkliche Abgang des Verfetzten nicht eber erfolgen darf, 
als bis deſſen Nachfolger in das Amt eingeführt worden ift. 

$ 18. Bei Auswahl der als Militergeiſliche anzuſtellen⸗ 
den Individuen ift darauf zu ſehen, daß fie nicht allein die, 
nach den guten n auch bei ihnen zur Anwendung kommen 
den Vorſchriſten, zur Uebernahme des Predigeramts erforderli⸗ 
chen Eigenſchaſten in vorzüglichem Grade, ſondern auch die 
außerdem, zur wirkſamen Führung des Amts als Militair⸗ 
prediger unentbehrlichen perſönlichen Eigenſchaften, nament⸗ 
lich die Gabe des freien Vortrages, befisen, und, in fofern 
fie zur Klaſſe der im §. 1. unter b. und e. bezeichneten Miliz‘ 
tairgeiflichen gehören, die zur Ertragung der Beſchwerden des 
Feldlebens erforderliche körperliche Kräfligkeit damit vereinigen. 

$. 14. Außer der, vor der gewöhnlichen geiſtlichen Eras 
minatios-Commiſſſon als Prediger zu überſtehenden Prüfung 
müſſen die zu Diviſionspredigern beſtimmten Geiſtlichen, in 
Rücksicht auf die nach $.83 ihnen in Bezug auf die Divifionsichulen 
obliegenden Pflichten, auch nach einer wiſſenſchaftlichen Prüfung 
vor der wiſſenſchaftlichen Examinations⸗Kommiſſion, nach den bar: 
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über ertheilten beſondern Vorſſchriſten, Dé unterwerfen, indem Nies 
mand als Diviſtonsprediger angeftellt werden darf, der nicht, außer 
dem zur Erlangung des Wahlfähigkeits⸗Zeugniſſes erforderlichen 
Examen pro Ministerio, auch die vorgedachte Prüfung beſtan⸗ 
den, und in Folge derſelben von der Prüfungscommiſſten das 
Zeugniß völliger Tüchtigkeit zum Lehrer der im $. 89. bezeich⸗ 
neten Unterrichtsgegenftände erhalten hat, welches Zeugniß von 
dem Conſiſtorio, durch welches die Anftellung erfolgt, dem bes 
We Militair Befehlshaber jedesmal mitgetheilt wer⸗ 
den muß. 

Bei Beſetzung der Divifionspredigerfiellen it daher vor 
zugsweiſe die Wahl auf ſoiche Individuen zu richten, welche 
hre Fähigkeiten im Lehrfache ſchon als Lehrer an einem Gym- 
naſtum bewährt haben, vorausgeſetzt, daß fr auch die zum 
geiftlichen Amte in einer Militairgemeinde erforderlichen Eigen⸗ 
ſchaften damit verbinden. 

Anm. 1. Das Min. Refer. v. 20, Febr. 1837 fegt feft, daß von dem 
Divifionsa Prediger in Bezug auf die tym obliegenden Unterrichts 
gegenftände vollkommen baſſelbe gefordert werden muß, was von 
dem Oberlehrer an einem Gpmnaſſo verlangt wird, und daß 
eine geringere Befähigung als die eines Oberlehrers für den Di⸗ 

Difonéprediger nicht ausreichend erachtet werben kann. 

2. Min. Refer, v. 18. April 1838. Um den Garnifonptebigern 
die Gelegenheit zur Erlangung einer beffer Let Divifionspres 
bigerftele nicht zu verfchließen, fo wird fellgefeßt, daß die Bor 
febrift des g. 14 auf alle künftig zu irgend einer Militairprediger= 

Felle ausgewählte Geiftiche ausgedehnt werde, und daß auch 
zu Garnifonprebigern beftinumten Geſſtichen an die betreff 
wiffenfehaftliche Prüfungscommiffion zu meifen find, weiche bieſel⸗ 
u os nach der Verfügung vom 20. Februar 1837 zu 
prüfen bat, 

$. 15. Die im vorſtehenden $, erwähnte wiffenfhaftliche 
Prüfung muß auch dann Statt finden, wenn ein Civil⸗Predi⸗ 
ger als Diviſtonsprediger angeftellt wird. 

5. 10. In Hinſicht der Vockrung und Ordinirung 
der evangelifcpen Militairprediger kommen die für die evange 
liſchen Gieitprediger vorhandenen Vorſchriften zur Anwendung. 
Die förmliche Einführung der Militair⸗Oberprediger in ihr 
Amt geſchieht durch einen Deputirten des Conſiſtoriums; die 
der übrigen Militairprebiger, im Auftrage des Conſiſtoriums, 
durch den betreffenden Militair⸗Oberprediger, bei den mobilen 
Truppen im Kriege aber durch den nach $. 3. deſſen Funktion 
verſehenden Divifionsprebiger auf Anweisung des Feldprobſtes. 

Der Einführende bat darauf zu ſehen, daß dem neuen 
E die Kirchenregiſtratur und die Kirchenbücher, über de⸗ 
ren Einrichtung und zweckmäßige Führung der letztere beſon⸗ 
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ders forgfältig zu inſtrulren ift, imgleichen die heiligen Geräthe 
und ſonſt etwa vorhandenen Amts- Effrcten, von dem abgehen- 
den Prediger, oder dem Beſehlsbaber, der fie nach . 11. 
in Verwahrung genommen hat, richtig übergeben werden, und 
demnächſt darüber, ſo wie über die geſchehene Einführung dem 
Conſiſtorio, während des Krieges aber dem Feldprobſte, Bericht 
zu erſtatten. 

8. 17. Was die bei den Feldlazarethen im Kriege ege 
ſtellenden Prediger betrifft, fo kann deren Einführung vom 
Feldprobſte, wenn er ſelbſt fe zu verrichten durch Entfernung 
oder andere Umſtände verhindert wird, einem andern Militaire 
prediger übertragen, oder, wenn auch dazu keine Gelegenheit 
ſein ſollte, der Prediger, nach geſchehener Ordinirung, auf 
Requifition des Feldprobſtes, von der Lazarethditektion bei feis 
ner Gemeinde und in ſein Amt eingeführt werden. 

8. 18. Für die während des Krieges bei den mobilen 
Zruppen anzuftellenden römiſch katheliſchen Militairgeiftlihen 
kommen, in Hinſicht ihrer Qualififatiom und Vocirung im Ul- 
gemeinen die, in gerst der Beſetzung der kathelſchen Civil 
Pfarren geltenden Grundſätze und Beftimmungen gleichfalls zur 
Anwendung. Die desfalls erforderlichen Einleitungen geſchehen, 
auf Veranlaſſung des Miniſteriums der geiſtlichen Angelegen» 
heiten, durch die betreffenden Konſiſtorien bei den biſchöflichen 
Behörden. 

S. 19. Jeder neu angeſtellte, imgleichen jeder in ein an- 
deres militair⸗geiſtliches Amt verſetzte Militairprediger muß, vor 
Antritt deſſelben, fih bei dem Militairbefehlshaber, dem er, in 
Folge dieſes Amtes, unmittelbar untergeordnet wird (fiehe g. 21), 
Sdt melden. 

Anm. Monatl. Cireularfhreiben bes Königl. Keiegsmi⸗ 
nifterii v. 1. März 1821 No. XI. 3. Die activen Armos 
Adminiftrationsbeamte ſollen künftig nach ihren verſchiedenen Grae 
den bei Werfegungsreifen die nämlichen Unterftügungen geniefen 
welche den Offizieren bewilligt find, und bie bisher zum Nachtheil 
der glo gemachten Unterfchiede wegfallen. 

Die Divifionaprediger und Auditcure haben, da fie in dem 
Reife:Regulativ d. 31. März 1812 als zur Ertrapoft berechtigt 
aufgeführt find, und eben fo viele Pferde als die Regimentsärzte 
erhalten, in folden Fällen auf 4 Eentner freie Landfracht, oder 
wenn fie verheitathet, und der Unterftügung bedücftig find, auf 
2 Ertrapofipferde, einſchließlich der vorſchriſtsmäßigen Speſen, 
Anſpruch. Bei blos perſönlichen Verfegungsreifen können fie jes 
doch in legterem Falle nur 4 Cenkner freie Landfracht zur Ligul⸗ 
dation bringen, wenn fie ihre Familien an fid) gezogen haben. 

Kriegs⸗Miniſt.⸗Reſer. b. 24. Januar 1835. Die Militaire 
Oberprediger find bei auen Dienfte und Verſezungsreiſen, für 
Hanbb. üb. b. ir. m Schi · def tatt. 30 
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welche der Mititatefonds die Koſten zu übernehmen hat, eben fo 
wie die Divifionsprediger nach dem Militair -Weifereptement zu 
behandeln. 

§. 20. Die nach $, 8 mit der Seelſorge für die evan- 
geliſchen oder katholiſchen Mititairperfonen einzelner Garniſonen 
zu beauftragenden Ciollgeiſtlichen werden von dem Konfiftorio 
der Provinz ein 1 der katholischen Geiſlichen unter Ronz 
kurrenz der betreffenden biſchöflichen Behörde) forgfältig aus 
gewählt, und wenn fie diefe Seelſorge zu übernehmen ſich bes 
reit erklärt haben, dem Minifterio der geiſtlichen Angelegen⸗ 
heiten zur Genehmigung vorgeſchlagen. Ihrer beſondern Bor 
cirung und Introducirung in das Amt eines ſtellvertretenden 
Militairgeiſtlichen bedarf es jedoch eben fo wenig, wie der im 
$.15 bemerkten beſondern Prüfung. Die Konfiftorien haben 
daher in allen einzelnen Garnifon-Drten ihrer Provinz das in 
dieſer Beziehung, nach den Lokal⸗Umſtänden, für die evangelie 
ſchen und katholiſchen Glaubensgenoſſen der Beſatzung Erfors 
derliche, unter Berathung mit den Befehlshabern, ſo wie be⸗ 
ziehungsweiſe mit der biſchöflichen Behörde, anzuordnen, und 
demmächſt an das Ministerium der geiſtlichen Angelegenheiten 
ausführlich darüber zu berichten, auch etwa vorgehende Abän⸗ 
derungen beſonders anzuzeigen. 


3. Von den Diehftverhäftmiffen der Militaire 
Geſſtüchen. 


$. 21. Die Militairprediger find, in Hinſicht aner, Déi 
unmittelbar auf die Ausübung her geiglichen Amts Obllegen⸗ 
heiten beziehenden Angelegenheiten den geiftlichen Bebörben . 24), 
in allen fih zunächſt auf ihre Verhältniffe als Mititairheamte 
beziehenden Angelegenheiten aber dem, einem Jeden von ihnen 
unmittelbar vorgefegten Militairbefehlshaber, nämlich der Ober⸗ 
prediger dem kommandſrenden General des Armeekorps, der 
Diviſſonsprediger dem Diviſſons⸗Kommandeur und der Garnir 
ſonprediger dem Kommandanten, ſo wie, wenn am Orte ein 
Gouverneur vorhanden iſt, dieſem, mittelbar aber dem Vorge⸗ 
fetten diefer Befehlshaber, untergeordnet. 


Aus Vorſtehendem folgt, daß diejenigen Militair⸗Ober⸗ 
prediger, welche zugleich Divifionsprebiger find, in einem dop⸗ 
peiten Subordinations⸗Verhältniſſe ſich befinden, nämlich als 
Oberprediger und als Dioiſtonsprediger. 

Anm. 28 der Millar Ober- oder Divifioneprediger nach 8. 40 


zugleich Garniſonprediger, fo ſteht er auch unter dem Gouverneur 
oder Kommandanten. a 
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Zu den Befehlsbabern der einzelnen, ihne Gemeinde Dils 
denden Truppentheile ſtehen dagegen die Militairgeiſtlichen in 
keiner Hinſicht in einem Subordinations-Verhältniſſe. 

§. 22. Der Militairvorgefegte eines Militairgeiſtlichen ift 
nicht befugt, ihm in Abſicht auf die eigentliche Verwaltung 
feiner geiftlichen Amtsgeſchäfte Vorſchriften zu ertheilen. Die 
Autorität des erſten beſchränkt ſich vielmehr in kirchlichen und 
gottesdienſtlichen Angelegenheiten auf Anordnungen für die Mi- 
litairgemeinde, nach den beſtehenden äußern kirchlichen Einride 
tungen. Den von ibm in dieſer Beziehung ausgehenden Ans 
weiſungen muß der Militairgeiſtliche unweigerlich Folge leiſten. 
Anm. B. über d. Bigcipfinar⸗Beſteafung in der Armee. 

Sansfouci, den 21. October 1841: 8. 48. Militairbeamte, Die 
ſowohl unter einem Militair- Vorgefegten, als unter einem Ver⸗ 
waltungs⸗Vorgeſchten (oder einer Werwaltungsbshörde) ſtehen, 
find der Oisciplinar⸗Strafgewalt des Leteren ausſchließlich unters 
worſen, wenn von ihnen bei ihren Dienftverrichtungen gegen die 
wifjenfehafslichen Grundfäge ober adminiftrativen Werfchriften verz 
Zen worden ift, welche die Grundlage ihrer Amtsthätigkeit Bil: 
den, und es mithin bei Beurtheilung ihrer Vergehen und ihrer 
Strafbarkeit auf die befondere Kemniniß dleſer Grundfäge und 
Vorſchriften ankommt. 

Alle andere Disciplinar- Vergeben ſolcher Beamten fallen der 
Beſtrafung durch den Milttalr⸗Vorgeſetten anheim, wodurch jedoch 
die Micauſſicht der Verwaltungs s Borzefegten (ober der Verwal⸗ 
tungs⸗ Behörde) über die fittliche Führung des Beamten, und die 
Berugniß auch ihrerfeits dieſerhalb, wo es Noth thut, mit Dis⸗ 
, or sinzufcheeiten nicht ausgeſchloſſen wird. 

Wo die Grenzen diefer beiden Cubordinations + Berhältniffe 
zweifelhaft fein follten, migen bei Ausübung der Disciplinats 

wette die für dieſe Beamten ertyeilten befondern Dienfte 

votſchriſten und Yafteuctionen berüdfidtigt werden. 

8, 44. Der Milttair-Vorgefegte darf, wenn er nach vorſtehen⸗ 
een Sat Disciplinas en ae emp bie oberen 
Cim Dffiierrange ftebenden) Melitaiebeamten einfache Berweiſt 
und Sednungeſtrafen verhängen. 

F. 45. In den Verhältniſſen, in welchen Militairbeamte nach 
8. 43 den, Verwaltungs» Vorzefekten untergeordnet find, baben 
diefe die Diseiptinac-Strafgewalt nach den, für Civils Staatsdiener 
beftehenden Vorfeheiften auszuüben, 5 

F. 46. Die Mititair- und Verwaltungs⸗Vorgeſetzten haben 
von der, gegen einen, ihnen beiden untergeordneten Beamten ders 
hängten Bisciplinar⸗Beſtrafung, in ſofern dieſelbe nicht blos in 
einem Verweise befteht, lich gegenfeitig Mittheilung zu machen. 

F. 28. Eben fo bat er den von feinem Militairvorge⸗ 
festen, in Bezug auf fein Verhältniß als Milirairbeamter für 
nöthig erachteten Beſtimmungen Dé zu fügen; inſonderheit auch 
im Felde nach den, den Marſch, die Lagerung, die Verpfle⸗ 
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gung ac, betreffenden Anordnungen, fo weit felbige ihn mit ans 
geben, genau Dé zu richten. Von den Militairbefehlshabern 
ift jedoch darauf zu feden, daß die Militairgeiftlichen, dei Ane 
wendung ſolcher Vorſchriften auf ſie, und überhaupt in ihren 
militairiſchen Verhältniſſen, ſtets mit den ihrem Amte anges 
meſſenen Rückſichten behandelt werden. 

F. 24. In allen geiſtlichen Amtsangelegenheiten, alfo in 
allen, nicht das äußere militairdienſtliche Verhältniß, ſondern 
ihre Amtsführung als Prediger betreffenden, ſtehen die Divi⸗ 
ſions⸗ und Garniſſonprediger zunächſt unter dem Oberprediger 
des Armeckorps, und, mit dieſem, ſowohl unter dem Konſiſtorio 
der Provinz, als auch unter dem Feldprobſte, in höherer Ins 
Manz aber unter dem Miniferio der geiflichen Angelegenheiten, 
Insbeſondere ſtehen die Militairprediger in allen Angelegenheiten, 
welche auf die Ausübung und das Formelle des Militait-Bots 
tesdienſtes und die Beobachtung der darüber gegebenen Bors 
ſchriften Bezug baben, unter dem Feldprobſte, dem es beſonders 
obliegt, die Gleichförmigkeit in der Ausiibung des Militaire 
Gottesdienſtes bei allen Armerkorps zu bewirken. 

Zu den Provinzialregierungen befinden fih die Militair⸗ 
geistlichen von jest an in keiner dienstlichen Beziehung, indem 
die militairkirchlichen Angelegenheiten, foweit fie bisher zum 
Reſſort der erſtern gehörten, ganz zu dem der Konfiftorien 
übergehen. 

$. 26. Daß die Militair⸗Oberprediger zu den ihnen un 
tergeornefen Diviſtons⸗ und Garniſonpredigern in demſelben 
Verhältniſſe ſtehen, wie die Superintendenten zu den Predigern 
ihrer Diöcefe, ift bereits im §. 3 beſtimmt worden. 

Die Sberprediger haben daher auf die Amtsführung und 
den Wandel der ihnen untergeordneten Divifions- und Garni- 
fonprebiger forgfältig zu wachen, fie in berfelben Art, wie für 
die Superintendenten, in Beziehung auf die Geifttichen. ihres 
Sprengels vorgefehrieben ift, zu vifitiren, ihre Kirchenbücher zu 
revidiren und jährlich eine gewiſſenhafte Konduitenliſte über 
diefe Militairprediger dem Konfiftorio vorzulegen, welches dies 
ſelbe, mit feinen Bemerkungen und feinem Urtheile über den 
Sberprediger begleitet, nicht allein an das Minifterium der 
geiſtlichen Angelegenheiten einfendet, wodurch fie zugleich zur 
Kenntniß des Feldprobſtes gelangen, ſondern auch den Provine 
zialregierungen, in deren Bezirk die einzelnen Militairprediger 
fich befinden, in Rückſicht auf die den erſtern nach $. 107 ob- 
liegende Sorge für die Weiterbeſörderung dieſer Prediger, zur 
Kenntnißnahme mittheilt. 

Anm, Kriegs, Miniff.Reſer. v. 2. Januar 1835. Wenn 
das Cenſiſtotium, reſp. Provinzial⸗Schulcollegium Dienſtreiſen des 
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Militair Oberprebigers im Intereſſe der MitieaiesGeifktichen und 
Schulangeſegenheiten für nöthig hält, fo har es dam die vorher 
rige Zustimmung des General- Commandos zu ermirken, in Folge 
bean bann die Reife als im Auftrage des General- Commandos 
geſchehen betrachtet wird. Die Neifetoftens Liquidation wied dann 
an die Intendantur behufs Anweiſung aus dem Militair -Fonds 
eingereicht, nachdem fie von dem General -Commando mit den vors 
e . Mio verfehen it. ef. F. 10 Mil⸗K O. 8.20 
Dupong, [ d. Mil, Dberpred. Das monatl. Circul schreiben des 
Kriegsminiſt. No. 101 vom 4. Febr. 1837 giebt die Höhe der 
Extrapoſt⸗Nebenausgaben und der Kriegsminiſt.⸗Erlaß vom 11, Au⸗ 
guft 1841 die Form der Fubrkoſten u. Diätenliguidatien an. 

$ Jeder Diviſtons⸗ und Garnifonprediger muß in 
Friedenszeiten jährlich, und zwar am Schluſſe des Jahres, ei- 
nen genauen Bericht über Zeien und bie pen 
Angelegenheiten feiner Gemeinde an feinen Oberprediger erflatten, 
und Abſchrift einer von ihm in dem abgelaufenen Jahre gehal 
tenen Predigt und eine wiſſenſchaftliche Abhandlung feinem 
Berichte beiſchließen. Von dem Oberprediger find diefe Ber 
richte, nebſt den Predigten und Abhandlungen, mit einem von 
ihm, in Bezug auf ſeine Amtsführung und Gemeinde zu er⸗ 
ſtattenden, ähnlichen Berichte, dem Konſiſtorio, und von letzterem 
dem Miniferio der geiſtlichen Angelegenheiten vorzulegen. 

Im Kriege müſſen von den im Felde ſtehenden Militaire 
geiſtlichen ſolche Berichte in der Regel monatlich erftattet, und 
an den Feldprobſt eingefandt werden, auch ift ihnen von Beit 
zu Zeit eine Predigt beizufügen. 

Anm. Die Militairprediger Haben jährlich getrennte Berichte ſowohl 
Über die Militairfirhen als auch Über bie Militair- Schulangeler 
genbeiten zu erfintten, wie überhaupt beides um des Gefdhäfte: 
ganges und der Actenorbnung nothwendig zu trennen it. Mie 
wiſt⸗Reſer. v. 9. Januar 1835, 

$. 27. So wie beim Ausbruche eines Krieges die Anzahl 
der, während deſſelben bei der Armee anzuſtellenden, katholi⸗ 
ſchen Militairgeiſtlichen beſt imat werden wird, fo werden dann 
auch jedesmal die näheren Beſtimmungen über deren geiſtiche 
Amtsverhältniſſe für die Dauer dieſer Anstellung erfolgen, 

8. 28. Auf die nach . ö. als Militalrprediger fungiren. 
den ebangeliſchen Civilgeiſtlichen haben die in den 59. 25. und 
26. enthaltenen Beftimmungen nur in foweit Anwendung, daß 
auch fie den, in Bezug auf diefe ihnen übertragene Seelſorge, 
durch den betreffenden Milftafr⸗Oberprediger ihnen Banden 
m und defen Anweiſungen Folge zu leiten vers 
pflichtet find. 

Der ihnen übrigens vorgeſetzte Superintendent hat feine 
Bifitationen mit auf die Ausübung diefer Seelsorge zu erſtrek⸗ 
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ken, und feine etwanige Bemerkungen darüber dem Conſiſtorio 
vorzutragen. 

Eben dieſe Pficht liegt, bei den mit der Seelsorge für 
den katholiſchen Theil des Mititairs beauftragten katholischen 
Geiſtlichen, ihrem Amtsvorgeſetzten ob. Die auf dieſe Seeſorge 
ſich beziehenden Vorſchriften erhalten fie, auf Veranlaſſung des 
betreffenden Konſiſtoriums, durch die biſchöfliche Behörde. 

5. 29. In Hinficht der Anıtsentfegung, oder unfreiwil⸗ 
ligen Entferming ans ihren amtlichen Berhältniffen, kommen 
auch für die Militairgeiftlichen die in der Verordnung vom 12. 
April 1822 enthaltenen Vorſchriften zur Anwendung. Ihre 
Suspenſion wird wegen eigentlicher Amtsvergehen, vom be- 
treffenden Conſſſtorio, wegen gemeiner, fo wie wegen entwani⸗ 
g auf ihre militairifchen Dienſtverhältniſſe ſich beziehender 

zergehen aber, von dieſem und dem betreffenden Generalkom⸗ 

mando gemeinſchaftlich verfügt; können beide ſich nicht darüber 
einigen, oder beſchwert der Militairgeiſtliche fih deshalb, fo 
wird gemeinschaftlich von den Miniſtereien der geiſtlichen An- 
gelegenheiten und des Krieges darüber entſchieden. 

Daß im Kriege, in Hinſicht der bei den mobilen Trup- 
pen fih befindenden Militairgeiſtlichen die eben erwähnten Be- 
fugniſſe der Conſiſtorien dem Feldprobſte zuſtehen, folgt aus 
dem, was im $. 2. über defen amtliche Witkfamteit während 
des Krieges beſtimmt worden ift. Die Suspenſton eines fol- 
chen Militairgeiſtlichen und deffen Entfernung von der Armee 
bedarf dann jedoch, aus welchem Grunde fie auch geſchehen 
möge, allemal der Zuſtimmung des kommandirenden Generals 
der Armee. 

$. 30. Die Entlaſſung eines Militairpredigers mit Pens 
fion erfolgt in vorkommenden Fällen durch das Kriegeöminifter 
rium, und wird der desſallſige Antrag vom kommandirenden 
General, unter Zuſtimmung des Konfiltorii der Provinz, bei 
dieſem Minifterlum gemacht. Das Konfiftorium bat auch fei- 
nerſeits deshalb an das Miniſterium der geiſtlichen Angelegen ⸗ 
heiten gleichzeitig Bericht zu erſtatten. 

Anm. Nach dem Militair- Penſtons⸗Reglament zahlen a) die Mi- 
litai- Ober-, b) die Divifionss u. der Garniſon⸗ zu Berlin und 
cl die Gamifonprebiger einen jährlichen Penſtons beitrag von reſp. 
2 10 Fhir. b) 6 und 9 Thr. und e) 0 Thir. und erhalten nach 
15+ bis 20jährfiche Dienftzeit tefp. 300, 150 und 120 The, nach 
20- bis 30jähel. Zielt wi 450, 225 und 180 Tpi. Penfion. 
Innerhalb 10 ferneree Dienſtjahre erwächſt die Penſton um refp. 
150, 75 und 60 Thlr. 

S. 31. Zoren Gerichteſtand in Kriminal- und Injurien- 
ſachen haben die Militairprediger auch künftig in erſter Inſtanz 
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bei dem General⸗Auditoriate, in zweiter bei dem Appellations- 
Senate des Kammergerichts. 
Anm. of. Aleh. Kabinets⸗Orbre v. 21. Novbr. 1821 in v. K. 
Ann. 1822 p. 373. 3 
$. 32. enn der Militairgeiftliche in Amts⸗Angelegen⸗ 
heiten verreiſen muß, fo hat er dem Militair-Befehlshaber da. 
von zuvor Anzeige zu machen und deffen Zuſtimmung dazu zu 
erbitten. Zum Verreiſen in eigenen Angelegenheiten bedarf er 
allemal eines Urlaubs von feinem Militairvorgeſetzten, der 
denſelben, wenn die Abweſenheit nicht über acht Tage dauern 
fol, ohne Weiteres und bei länger Abweſenheit unter Zuftims 
mung des Oberprevigers, oder wenn dieſer verreiſen wil, des 
Konſiſtoriums, welche der den Urlaub Nachſuchende zuvor ei 
zuholen hat, erteilt. Macht die Abweſenheit eines Militai 
predigers, vefen Stellvertretung nöthig, fo it letztere 
bei dem Konfiflorium durch den Sberprediger nachzufuchen, 
und biefer bat dem Militair Borgefegten von der getroffenen 
Verfügung Anzeige zu machen. 
Im Kriege darf er in ue Angelegenheiten, außer im 
Falle einer Krankheit, feine Gemeinde nie verlaffen. 
$. 33. Zu feiner Verheirathung hat der evangeliſche 
Mililairprediger die Erlaubniß bei dem ihm vorgefegten Kon⸗ 
ſiſtorio nachzuſuchen. ` 
Anm. Nach dem Erlaffe des Stantsminift. v. 7. November 1837 
bedürfen auch die Militairküfter und Lehrer an Garnifonfchulen 
des Heirathstonſenſes. 


4. Von den Militairgemeinden. 
A. Im Allgemeinen. 


$. 34. Zu den Militairgemeinden überhaupt gehören: 

1. ſämmtliche im activen Dienft befindlichen Offiziere, Untere 
offisiere und Soldaten; 

2. die mit Inaftivitätögehalt, Wartegeld oder Penfion ents 
laſfenen Offiziere, fo lange fie den Mülftakr⸗Gerichtsſtand 
behalten 

Anm. Die ua, Kabinetsorbre vom 10. Juli: 1809 Gefegfammt. 
p. 570 über den Mititairgerichtsftand fet sub. 3 feft: a) penz 
fioniete Dffigiere werden den im Dienfte befindlichen gleich elt: 
b) in Anfebung der im Dienfte befindlichen Dffigiere macht 4e 
keinen Unterfehteb, ob fie wirklich in Dienftthätigteit angeftellt oder 
mit Wartegeld oder Haldem Sold verfehen find oder niche d alle 
andern Militairperfonm, die nicht Offiziere find, baden den 
Militairgerichtaſtand nur dann, wenn fie im Dienfte wirklich 
angeftelit find, 1 8 folgt, bafi z. B. penſſonirte Militairätgte 
den Offizieren a. B. in biefer Beziehung nicht gleich zu Gen 
find, alfo nicht zur Müitaicgemeinde gehören.) 
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3. alle Militairbeamte und Militairhandwerker, welche, ihrer 
Bestimmung nach, den Truppen ins Feld und beim Gars 
nifonwechfel folgen müſſenz 

4. die Feſtungsbeamten und die in den Feſtungen angeſtellten 
Militair⸗Sekonomiebeamtenz 

Anm. Zu den Militair- Dekonomie- Beamten gehören alle etatëmäs 
fign und ale auf Kündigung angeftelten Magazinbeamten, 
fofeen Ia nicht Broa zu Wie Werrichtungen und gE 
wöhnlichen Handarbeiten, fondem zur Ausführung des Bus 
pa und Auffichts⸗Dienſtes beſtimmt find. Zur Militair Ges 
meinde gehören demnach ſelbſt die auf Kündigung angeſtelten 
Gehilfen und Magazinarbeiter, als Aufſeher, Kornmeſſer, Waas 
gemeifter, und die im SKünbigungs- oder Conttacts»Berhälts 
niffe ſtehenden Vorſteher der Garniſon⸗ Bäckerei, als Doers ads 
meter und Badmeifler. Dagegen haben die Magazin ⸗nterbe⸗ 
dienten, als die Bureaubiener und Magazinnadptivachter, fo wie 
bie Volontaire oder didtneiſche Magazin-Cehitfen, welche noch nicht 
auf Kündigung angeſtellt find und die nur erft auf Probe bie- 
menden Magazins Oberarbeiter und Wädereivorfieher nicht den Mis 
b Gen gien und gehören nicht zur Militeirgemeinde. Die 
fogenannten vorarbeitenben ober aufficheführenden Tagelöhner ger 
hören ganz in die Zeen der gewöhnlichen Tagelöhner. Kriegs 
Miniſt⸗Erlaß v. 14. Decbr, 1841. 

Mach der Geſchäfts⸗ Ordnung für die Verwaltung der Garir 
ſon⸗Anſtalten v. 22 April 1843 F. 255 zerfällt das Garniſon⸗ 
Verwaltungs» Perfonale a) in feft angeftelte, mithin wirkliche 
Staatöbeamee der Militalcverwaltung (diefe find die Vorſtände 
ale Garnifons Verwaltungs Directoren, Ober⸗Inſpectoten, Ins 
fpsetoren und Kafermen-Snfpectoren und die dieſen untergeordneten 
nicht felbftftändigen Kufernens Jufpeetoren und Unterinfpectoren) 
b) in die zu Auffichtss und Märterbereichtungen in den Militaire 
arreſten Eommmandirten Militalrs, und e) in die Wärter bei 
den übrigen Garnifon-Anftalten, welche aus der Zahl der verfor- 
gungsberechtigten Snvaliden entnommen werden und im Kündi⸗ 
ungsverhälnniſſe ſtehen. Die sub. b. u. ©. gehören nicht zu der 
Er der Beamten. F. 301. Der Gerichtsſtand und die Paros 
chial, Verhältniss, welche das zum Wärter auzunchmende Subject 
vor dieler Annahme hatte, wird durch biefelbe nicht geändert. 
(NB. Die sub. o bezeichneten Wärter gehören alfo nicht zur Mis 
fitairgemeinde.) 


5. die Zeughausbeamten, ſowohl in Feſtungen, als in offenen 
Städten; 


6. die Militair⸗Lazarethbeamten; 
7. die Militair⸗Kirchendiener und Garniſon⸗ Schullehrer; 
8. die Frauen ſämmtlicher unter 1. bis 7. genannten Perſo⸗ 


nen und ihre Kinder, fo lange fie ſich im väterlichen Haufe 
befinden. 
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Die unter 2. bis 6. und 8. erwähnten Perſonen ges 
bören jedoch nur dann zu den Militalrgemeinden, wenn 
an ihrem Yufenthaltsorte ein Militairprebiger, ober ein 
mit der Seelſorge für das Militair ausdrücklich beauftrag⸗ 
ter Civilgeiſtlicher fih befindet. 

6. 35. Alle ohne Penfion oder Wartegeld entlaſſenen 
Offiziere ſcheiden, mit dem Augenblicke ihrer Entlaſſung, aus 
den Militairgemeinden. 

Mit dem Tode einer Militairperſon treten deren Wittwe 
und Kinder zur Civilgemeinde über. 

$. 36. Die Dienſtboten der Militairperfonen gehören 
nur, wenn fie ihrer Herrſchaft in's Feld folgen, während dieſer 
Zeit zu den Militairgemeinden. 

$. 37. Die von der etatsmäßigen Friedensſtärke des 
Heeres auf beftimmte Beit Beurlaubten ind, ohne Midficht 
auf den Ort ihres einſtweiligen Aufenthalts, auch während der 
Dauer dieſes Urlaubs, zur Gemeinde des Truppentheils, von 
welchem fie beurlaubt worden, zu rechnen, alle auf unbeftimmte 
Zeit Beurlaubten, mithin auch die zur Kriegsreſerve Entlaffe- 
nen, fo wie die beurlaubten Individuen der Landwehr und des 
Trains, ſcheiden dagegen, wo fie fid auch befinden mögen, mit 
dem Urlaube, für die Dauer deſſelben, aus der Militairgemeinde, 
Anm. Das Minift Refer. o. 17. Mai 1836 fegt feft: daß die bez 

urlaudten Individuen der Landtpchr, welche mit dem Urlaube, für 
die Dauer deffelben aus der Militair Gemeinde ausſcheiden und 
von da an zu der betreffenden Eivilgemeinde gehören, auch während 
ihrer Einberufung zu den gewöhnlichen Uebungen zu der lezten 
gerechnet werden foleni Es wird alfo durch diefe. Einberufung 
der Landwehrmänner der Kirchengemeinde⸗Verband für fie nicht 
unterbrochen, 

Die, nach erfolgter Aushebung und Vereidigung, einſt⸗ 
weilen wieder in ihre Heimath beuklaubten Rekruken des fte 
henden Heeres gehen erft mit dem Augenblicke ihrer wirklich 
erfolgenden Einftellung zur Militairgemeinde über. 


B. Gemeinde der einzelnen Militairgeiſtlichen. 


$. 38. Zu der Gemeinde der beiden Prediger einer Die 
vifion gehören, außer dem Perſonale des Diviſtonsſtabes, ſämmt⸗ 
liche Truppentheile der Divifionz zu der eines Militair = Ober. 
predigers, außer dem militairiſchen und Beamtenperſonale des 
Generalkommando, alle nicht im Divifionsverbande fidh beſin⸗ 
denden Truppentheile des Armeekorps, alfo das Referve Ne- 
giment, die Artillerie, Pioniere, Jäger ober Schützen, imglei⸗ 
chen die im Bezirk des Armeekorps ſtationirte Land- Gensd'ar- 
merie. 
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Die Konfeffion der einzelnen Individuen ift auf dieſe 
Parochialverhältniſſe von keinem Einfluſſe. In welcher Art 
unter die beiden Prediger einer Olviſon die Gemeinde derfel- 
ben und die dabei vorkommenden geiftlichen Amtsgeſchäfte vers 
theilt werden follen, wird von dem Generals Kommando und 
dem Konſiſtorio gemeinſchaftlich, nach Maßgabe der beſondern 
Berhältniffe beſtimmt. Bei denjenigen Divifionen, wo einer 
der Diviſſonsprediger zugleich als Oberprediger des Armeekorps 
fungirt, ift dabei auf die ihm in letzterer Eigenfchaft zuſtehende 
Gemeinde Rügſicht zu nehmen. 

$. 39. Dieſe normalen Grenzen für den Parochialbezirk 
der Militair- Dber- und Divifionsprediger kommen jedoch un- 
bebingt nur dann zur Anwendung, wenn die zu demſelben ge- 
hörenden Truppentheile entweder mit an dem Garniſonorte des 
betreffenden Mülſtairpredigers ſich befinden, oder an einem Orte 
ſtehen, wo weder ein Garniſonprediger, noch ein nach $.5 mit 
der Seelſorge für fie beauftragter Civügeiſtlicher, fih befindet, 
in welchem Falle fie, vorausgeſetzt daß fie ganz oder theilmeile 
aus evangeliſchen Individuen beſtehen, von dem betreffenden 
Ober- oder Diviſionsprediger zweimal im Jahre zur Abhaltung 
des Gottesdienſtes und der Kommunion zu bereiſen find. 

Garniſoniren die beziehungsweiſe vom Stabe des General⸗ 
oder Diviſſonskommandos entfernten Truppentheile dagegen an 
einem Orte, wo entweder ein Mili mee, oder ein mit 
der Seelſorge für das Militair beauftragter Civilgeiſtlicher vors 
banden iſt, „fo werden fie, fo lange dieſes Dislokations⸗Ver⸗ 
bältniß dauert, zu beffen Gemeinde gerechnet, und der normale 
Parochialnerus mit ihrem Militair - Dber oder Diviſtonsprediger 
beſchränkt während dieſer Zeit fih auf die, zum Bebuf der 
Führung der Kirchenbücher, nach den SS. 41 und 42 zu mas 
chenden Mittheilungen. 4 

$. 40. Aus Vorſtehendem ſchon ergiebt ſich, daß zu der 
Gemeinde der Garniſonprediger, ſowohl in den Gouvernements. 
ſtädten als in den Feſtungen, diejenigen daſelbſt garniſonirenden 
Truppentheile und einzelnen Militairperfonen gehören, deren 
nach den normalen Parochialgrenzen ($. 38) kompetenter Mi- 
litairprediger, nicht mit am Orte Dé befindet. Eben fo ge- 
bören dazu auch fämmiliche am Orte wohnenden, nach $. 34 
den Mititairgemeinden angehörenden Perſonen, welche, weil 
weder zu einem Truppentheile noch zum Perſonale eines 
neral- oder Diviſions⸗Kommandos gehören, keinen eigenen Mi: 
Titairprediger haben, fo wie in den Feſtungen das geſammte 
Feſtungsperſonale, imgleichen ſämmtliche Feſtungsgefangene. 
In den Garnifonorten, wo kein Garnifonprebiger vorhanden 
it, aber ein Generalkommando ſich befindet, bat der Oberpre⸗ 
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diger des Armeekorps, in den detaſchirten Diviſionsquartieren 

der Ältere der beiden Diviſionsprediger, in den übrigen Garni⸗ 

fonen aber der mit der Seelſorge für das Militair beauftragte 
evangeliſche Cſoilgeiſtliche die eben erwähnten Parochſalrechte 

eines Garniſonpredigers. d 

Die nach einem Orte kommandirten Militairperfonen 
find zur Garniſon deſſelben in kirchlicher Beziehung nur dann 
zu rechnen, wenn die Dauer des Kommandos auf wenigftens 
ein Jahr beſtimmt ift, im entgegengeſetzten Falle bleiben fe in 
ihrem frühern Parochialverhältniſſe. 

$. 41. In allen Garnifonen, wo nach g. 5. einem katho⸗ 
lischen Geifttichen die Seelſorge für die katholiſchen Individuen 
der Beſatzung übertragen it, übt derfelbe, in Hinſicht ihrer, 
die Parochialtechte in derſelben Art aus, wie in Hinſicht der 
Civilmitglieder ſeiner Gemeinde. 

Bei den in dieſem militairifchen Theile derſelben von ihm 
zu verrichtenden Saufen und Trauungen muß er doch nicht 
allein die in der gegenwärtigen Militair⸗Kirchen⸗Ordnung in 

datt dieſer kirchlichen Akte, gegebenen Vorſchriften glei 

alls beachten, ſondern auch, wenn am Orte ein evangelischer 
Militairgeiftlicher fid befindet, unmittelbar nach vollzogener 
Handlung, entgegengeſetten Falles aber am Géif des Fab- 
res, dem Militairgeiſtlichen, zu deffen Parochie die betreffenden 
Individuen nach den im $. 38. enthaltenen Beſtimmungen ge- 
hören, durch abfehriftliche Mittheilung der während des abge- 
laufenen Jahres für dieſe ihm übertragene Milttairgemeinde ge- 
führten Zant, und Trauungsregiſter, denen auch eine Abſchrift 
des Sterberegiſters beizufügen ift, zum Behufe der Eintragung 
in das Militair⸗Kirchenbuch Anzeige machen. 

S, 42. Eben diefe jährliche Mittheilung bat auch der 
für die detaſchirten Garniſonen mit der Seelſorge beauftragte 
evangeliſche Givilgeiftliche, imgleichen jeder Garnifonprebiger 
dem betreffenden Militair- Ober» oder Diviſtonsprediger in Hin⸗ 
ſicht der zu deffen Gemeinde gehörenden Truppen-Abtheilungen 
zu machen. 

Anm. Jeder evangel. und Eathot. Geifiche ift verpflichtet vorgefome 
mene Taufen, Trauungen und Sterbefälle von Gensd’armen am 
Schluſſe jedes Jahres dem Mil.⸗Sberprediger abſchriftlich anzuzei⸗ 
gen. Dberpräfibials und Conſiſtorial⸗Erlaß v. 9, Mai 1837. 

F. 48. Da die Divifionsprediger beim Ausmarſche ihrer 
Divifion, dieſe ars Feld zu begleiten verpflichtet find, fo were 
den, während ihrer Abweſenheit, alle in der Garnifon zurück, 
bleibenden Perfonen ihrer Gemeinde, bis zu ihrer Rückkehr in dem 
Garnifonorte des nach $. 3. zurückbleibenden Militairoberpredigers 
zur Gemeinde deſſelben, in den übrigen Garnifonen aber, wenn da⸗ 
felbft ein Garniſonprediger ſich befindet, zu deſſen Gemeinde gerede 
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net, und wo ein folder nicht vorhanden ift, wird die einftweilige 
Seelſorge für fie nach . 6. einem der Ortsgeiſtlichen von dem Con: | 
fiſtorio übertragen. 

9. 44. Wenn Militairperſonen eine Taufe oder Trauung 
von einem andern Geiſtlichen, als dem, zu deſſen Gemeinde 
fie nach Vorſtehendem gehören, verrichtet zu ſehen wünſchen, 
fo bedürfen fie dazu eines Dimiſſoriale von Seiten ihres coms 
petenten Seelſorgers. Da eine ſolche Handlung jedoch allemal 
in das Kirchenduch der Militairgemeinde, welcher das betref⸗ 
fende Individuum angehört, eingetragen werden muß, fo ift 
der fie. verrichtende Geißliche, er mag von Militaie oder Ci. 
vil fein, verpflichtet, zu dieſem Behufe dem competenten 
Ga nach ihrer Vollziehung, davon ſofort Anzeige 
zu machen. 

Sind Mitglieder einer Militairgemeinde, in Anſebung eie 
ner außerhalb ihres gewöhnlichen Garnifon» oder Wohn⸗Ortes 
vorzunehmenden geistlichen Amtshandlung, von ihrem fompeten- 
ten Geiſtlichen dimittirt, fo kann der Milttairgeiftliche des Orts, 
wo die Handlung vorgenommen werden fol, nicht verlangen, 
daß fie von ihm verrichtet werde, ſondern diefe darf daſelbſt, 
ohne daß dazu ein nochmaliges Dimifforiale von Seiten des 
letztern erforderlich if, auch von einem Civilgeiſtlichen vollzo⸗ 
gen werden. Der kompetente Militairgeiſtliche hat daher in 
ſolchen Fällen ſein Dimiſſoriale ganz allgemein, auf jeden zu 
der betreffenden Handlung berechtigten Geistlichen feiner Con. 
feſſion aus zuſtellen. 

S. 45. Römiſch ⸗katholiſche Mitglieder der Militairge⸗ 
meinden bedürfen, um die fie betreffenden actus ministeriales 
von einem Geifticen ihrer Cenfeſſon verrichten zu laffen, niee 
mals eines Dimiſſoriale von dem evangelifchen Militairprediger, 
zu defen Gemeinde fie, ihrem Dienſtverhältniſſe nach, gehören. 
Sft jedoch die Seelſorge für fie, nach $. 5., einem katholiſchen 
Cioilgeiftlichen übertragen worden, fo darf eine ſolche Hand- 
lung von einem andern katholiſchen Eivilgeiſtlichen nicht anders, 
als nach zuvor von Seiten des erſteren erfolgtem Dimiſſoriale, 
verrichtet werden. 5 

$. 46. Die den römiſch⸗katholiſchen Mitgliedern der Mi» 
litairgemeinden zuſtehende Befugniß, alle fie betreffenden geiſt ⸗ 
lichen Handlungen durch einen Seiftlihen ihrer Gonfeffion ver» 
richten zu laffen, fliet indeſſen die Beſugniß und Sortië, 
tung des evangeliſchen Militalrpredigers, zu deffen Gemeinde 
fie nach den 88. 38. bis 40. gehören, wenn fie es wünſchen 
Titten, diefe Handlung, vorausgeſetzt, daß fie zu den auch in 
der evangeliſchen Kirche vorkommenden gehört, nach dem Bir 
tus berfelben zu verrichten, nicht aus. 
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Anm. 1. Nach dem Min. Nefer. v. 9. April 1836 bedarf der 
evangel. Militairprebiger der im S. 431. Eu II. Tit. 11. A L. R. 
erwähnten Erlaubniß des Staates nicht, wenn er eine dem kathol. 
Militair- Seelſorger zuftehende Milit Taufe oder Trauung volzier 
ben fol, fondern nur eines Dimiſſorlales des katholſſchen Seela 
ſorgers Et, F. 44 der Mil. -K. -O. Nur für den Fall, daß Ra- 
maitre, die nicht Mitglieder der Dilitairgemeinde find, eine geſſt⸗ 
liche Amtshandlung von einem evangelifdhen Militairgeiftlihen verz 
richtet zu ſehen wünfden, ift bie nach dem allgem. Lanbredte J. 
©. erforderliche Erthellung der Erlaubniß dazu den Mil.» Sberpre⸗ 
digera Übertwisfen worden. 


K. Amtsbl. 1834 p. 301 Bekanntmachung des kathol. Oberprär 
fidiums. Bon dem Kgl. Minifterio der geiſt, Angelegenheiten ift 
im Einverftändniffe mit dem Kgl. Kriegeminſſterio mittelft Erlaß 
v. 9. Dktbr. 1834 die Anſiche ausgesprochen, daß die Ertheilung 
der nach 8 431. bl H. Tit. 11. des LER. erforderlichen 
Stoatsertubniß zur Verrichtung von Parochlalhandlungen für die 
Militalt⸗Geiſtlichen am zweckmäßigſten dem Mil. Oberprebiger zu 
Übertragen fei 1 5 p 
$.47. Eben fo wenig, wie es einem Militairprediger ers 
laubt ift, geifliche Amtshandlungen bei Mitgliedern einer ans 
dern Militaire oder Givilgemeinde ohne Genehmigung des kom⸗ 
petenten Geiſtlichen vorzunehmen, eben fo wenig darf dies von 
einem Givilgeiftlicen bei Mitgliedern einer Militair: Gemeine 
geſchehen. Eines förmlichen Dimifforiafe dazu bedarf es jedoch, 
ſowohl für die Militair⸗ wie für die Civilgeiſtlichen, nur bei 
Taufen und Trauungen. Hinſichts der übrigen geiffichen 
Amtshandlungen (der Beichte, des Abendmahls, ingleichen 
der Einſegnung der Kinder und ihrer Vorbereitung dazu), bei 
denen es, in Folge beſondern perſönlichen Vertrauens oder an⸗ 
derer individuellen Rückſichten, den ſſe betreffenden Perſonen 
wünſchenswerth ſein kann, ſie von einem andern Geiſtlichen, 
als dem zu defen Gemeinde fie gehören verrichten zu laffen, 
ift, wenn der letztere wider Bermuthen nicht geneigt fein folte, 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend darein zu willigen, das Confis 
forium, auf den desfallſigen, gehörig motivirten Antrag der 
die Handlung wünſchenden Militaire oder Civilperſon, von bies 
fer Einwiuigung zu dispenſtren befugt. 

Daß von der Notwendigkeit eines Dimiſſoriale, oder eis 

ner Dispensation von Seiten des Conſſſtoriums, die Fälle aus, 
nommen find, wo Gefahr im Verzuge ift, wie z. B. bei 

terbenden, verſteht fidh von ſelbſt. 

$. 48. In allen Fällen, wo eine geiſtliche Amtshandlung 

von einem andern, als dem, nach Vorſtehendem, kompetenten 
Geiſtlichen verrichtet worden, hat derjenige Prediger, dem fie 
eigentlich zukommt, nicht aber derjenige, der fie verrichtet, dies 
ſelbe in ſein Kirchenbuch einzutragen. 


» 
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Die Kirchenbücher eines Militairpredigerë dürfen daher 
keine anderen Amtshandlungen enthalten, als die bei wirkli⸗ 
chen 1 feiner Gemeinde vorgefallenen; über alle von 
ihm bei Andern verrichteten hat er befondere Liften zu führen, 
aber auch dem Militair⸗ oder Givilgeiftlihen, zu deſſen Com- 
petenz fie eigentlich gehören, ſofork nach der Vollziehung die 
erforderlichen data, zur Eintragung in das Kirchenbuch, 
mitzutheilen. 


5. Von den Amtsgeſchäften der Militairprediger. 


S. 40. Die Amtspfiichten der Militeirprediger beziehen 
ſich theils auf die ihnen übertragene geifliche Seelforge, theil 
auf die ihnen obliegende Wirkſamkeit bei den Militair -Unters 
richtsanſtalten. 


A. Geiſtliche Amts pflichten. 
1. Militair⸗Gottesdienſt. 


$. 30, In erſterer Beziehung befteht das Hauptgeſchäft 
der Militairprediger in der Abhaltung des Milftalt⸗Gottesdien⸗ 
fies, nach der für die Armee vorgefchriebenen Liturgie. 

In Friedenszeiten muß in jeder Garniſon, die einen eige⸗ 
nen Militalprediger hat, außer an den hohen kirchlichen Fi 
tagen, der ſonntägliche Militair Gottesdienst fo oft abgehalten 
werden, daß im Laufe eines Monats alle Truppentheile der 
Garniſon einmal daran Theil nehmen können. Dle, nach 
Maaßgabe der beſondern Ortsverhällniſſe, in diefer Hinz 
ſicht erforderlichen Anordnungen bleiben dem Mebereintom- 
men des Gencralkommandos und des Konſſſtoriums der Pros 
ving überlaſſen. p? 4 

6. 51. Da, wo eine eigene Garniſonkirche fih befindet, 
wird diefe, wie fih von ſelbſt verſteht, zum Militair-Gottes⸗ 
dienſte benutzt, wo aber eine folde nicht vorhanden iſt, eine 
Cioilkirche des Orts von dem Konſiſtorio, im Einverſtändniſſe 
mit dem Generalkommando, dazu ermittelt, in welcher dann, 
falls der Raum es erlaubt, für die Garniſon abgeſonderte 
Plätze anzuweiſen find. Wo dagegen die räumlichen Berbält⸗ 
niſſe dies nicht geſtatten, iſt der Militair⸗Gottesdienſt zu einer 
dem CivilGottesdienſte nicht zu nahen Stunde abzuhalten, das 
mit nicht gegenſeitige Störungen veranlaßt werden. 

$. 62. Iſt am Orte eine eigene Garniſonkirche vorhanden, 
fo hängt die Wahl der zur Feier des gewöhnlichen ſonntägli⸗ 
chen Militair⸗Gottesdienſtes ein für allemal zu beſtimmenden 
Vormittagsſtunde von dem Befehlshaber der Garniſon ab. Bei 
beſonderen militairiſchen Feierlichkeiten, fo wie bei Zuſammen⸗ 


479 


ziehung einer Divifion oder eines Armeekorps, iſt der Komman⸗ 
deur befugt, die Abhaltung eines außerordentlichen Militaire 
Gottesdienſtes zu verfügen, und Zeit und Ort deſſelben zu bee 
ſtimmen; doch bat er darüber, fo weit es möglich ift; bei Zeis 
ten mit dem Prediger Abrede und darauf Rüdftcht zu nehmen, 
daß dieſer fih auf feinen Vortrag gebörig vorbereiten könne, 
und die gottesdienſtliche Feier auf eine würdige Weile gehalten 
werde, fo wie auch während des Gottesdienſtes die Befehlsha⸗ 
ber forgfältig darauf zu achten verpflichtet find, daß alle Stö⸗ 
rung der Andacht und Erbauung vermieden werde. 

8. 53. In denjenigen Garniſonen, wo die Scelforge für 
das evangetifhe Militair einem Cioilhrediger übertragen ift, 
nimmt daſſelbe an dem gewöhnlichen Civilgottesdienſte Theil, 
indem es der Abhaltung eines beſondern Militair-Gottesdienftes 
nur dann bedarf, wenn örtliche Verhältniſſe, z. B. Mangel 
an Raum, es nothwendig machen. 

Die desfallfige Anordnung geſchleht, in Folge des 8. 20., 
von Seiten des Confioriums der Provinz, nach vorheriger Eis 
nigung mit dem Generalkommando. Die in Hinſicht der Bez 
nutzung der Civilkirchen durch das Militair im $. 51. enthal⸗ 
tenen Beſtimmungen kommen dabei gleichfalls in Anwendung. 

$. 54. Im Felde wird, in fofern es die Umſtände geſtat⸗ 
ten, an jedem Sonn» und hohen kirchlichen Feſttage für beide 
Sonfeffionen Gottesdienst gehalten. Die Beſtimmung der Zeit 
und des Orts dazu hängt allein von den Befehlsbabern ab, 
die dabei Joé das in dieſer Beziehung im F. 52. Geſagte zu 
berückſichtigen haben. e s 

Außer dem Gottesdienſte find die Militairgeiftlichen beider 
Gonfeffionen im Felde auch zu täglichen, Morgens und Abends 
anzuhaltenden Andachten verpflichtet. d 

S. 58. Kein Militairgeiftlicher darf im Kriege, wegen der 
dann mit feinem Berufe verknüpften Beſchwerlichkeiten und Ger 
fahren, ſich der Erfüllung ſeiner Amtspflichten entziehen und 
feine Gemeinde obne ausdrückliche Erlaubniß oder beſtimmten 
Befehl feines Militairbefeblshabers, verlaſſen. Wenn die Um- 
ſtände es geſtatten und der Befehlshaber es wünſcht, hat er, 
vor dem Beginnen eines Gefechtes, den verſammelten Truppen 
mit einigen kräftigen Worten nochmals ihre Pflichten für Kö- 
nig und Vaterland bei dem bevorſtehenden entscheidenden Aue 
genblicke vorzuhalten. Nimmt das Gefecht feinen Anfang, fo 
müffen fih die Militairgeiſtlichen fo viel als möglich dahin be- 
geben, wo die beweglichen Lazarethe in Thätigkeit find, um 
die ſchwer Verwundeten oder Sterbenden durch die Tröſtungen 
der Religion aufzurichten, auch ihre etwanigen Wünſche und 
Aufträge zu erfahren und nach Möglichkeit zu erfüllen. 
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. 50. Jeder evangelifhe Militairprebiger hat feiner Ge 
meinde die reine und unverfălfdte Lehre Jefu Chrifti, wie ſolche 
in der heiligen Schrift enthalten iſt, in Gemäßheit des kirchli⸗ 
chen Lehrbegriſfs der evangelischen Gonfeffion, in einer unges 
künſtelten, ſaßlichen und herzlichen Sprache vorzutragen, feine 
Vorträge, fo weit die Zeit es irgend geſtattet, mit dem gewiſ⸗ 
ſenhafteſten Fleiße auszuarbeiten, und dabei ſowohl die Beför⸗ 
derung eines ächtchriſtlichen Sinnes überhaupt, als auch die 
dem Stande feiner Zuhörer beſonders obliegenden Pflichten zu 
feinem Hauptaugenmerke zu machen. 
8. 57. In Friedenszeiten wird das heilige Abendmahl 
von dem Militairprediger in feiner Garnifon, nach den Ums 
ſtänden viertel- oder halblährlich, nach vorhergegangener Beicht⸗ 
andacht, den Vorſchriften der Liturgie gemäß, feierlich gehalten. 
Acht Tage vorher muß dieſes bei der Parole bekannt ges 
macht werden. Auch har der Militairprediger dafür zu ſorgen, 
daß die Communicantenliſten ihm von den Feldwebeln oder 
Wachtmeiſtern bei Zeilen eingereicht werden, damit, Falls de 
ner oder der andere von denen, die communicren wollen, ihm 
als einer beſondern Ermahnung bedürftig bekannt ift oder ans 
gezeigt wird, er noch Zeit habe, denſelben zu ſich kommen zu 
laffen, um ‚fie ihm auf eine angemeſſene Weiſe zu er- 
theilen. Die Koſten für Brot und Wein zur Communion 
find von dem Prediger, nach den darüber vorhandenen befons 
dern Vorſchriften, bei der Intendantur des Armeekorps zu 
Ve 
nm. Nadh dem Kelegeminiſt. Refer. v.10. Dezbr. 1833 düt- 

fen bie Civilprediger ohne Unterſchied, ob fie für das Militair bez 
fondere Communionen abhalten, oder ob das Mititsir an den Coms 
munionen der Civilgemeine Theil nimmt, die Koften für Brod 
und Wein bei der Corpsintenbantur Kquibiren. 

$. 58. Die in dem vorſtehenden $. enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen kommen auch in denjenigen Garnifenen, wo die Stel: 
forge für das Militair einem evangeliſchen Civilgeiſtlichen übers 
tragen ift, für dieſen in Anwendung. È 

Diejenigen Garnifonorte dagegen, wo eine folde Uebertras 
gung in Ermangelung eines evangeliſchen Ortsgeiſtlichen nicht 
Statt finden kann, müſſen, wenn deren Beſatzung ganz oder 
zum Theil evangeliſcher Gonfeffion it, zweimal im Jahre von 
dem Mititaire Obere oder Diviſionsprebiger, zu deffen Gemeinde 
die Beſatzung nach $. 38. gehört, zur Abhaltung des Gottes⸗ 
dienſtes und der Communion, bereiſet werden, und eben ſolche 
Bereiſungen, wenn die Beſatzung tbeilweiſe aus katholiſchen 
Individuen becht und kein katholiſcher Geiſtlicher fih am Orte 
befindet, dem die Seelſorge für fie nach $. 5. übertragen werden 
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kann, von dem Geistlichen einer der nächſtgelegenen Pathos 
liſchen Gemeinden geſchehen. Das Conſſſtorium der Provinz 
hat über das in letzterer Beziehung Erforderliche mit der bie 
ſchöſlichen Behörde eine Uebereinkumft zu treffen und demmächft 
dem Generalkommando davon Mittheilung zu machen, welches 
feinerfeits dem Kriegsminiſterio, zum Behuf der Anweiſung der 
Koſten, über welche der §. 99. das Nähere enthält, darüber 
Bericht erflatten wird. 

Der Zeitpunkt folder Bereiſungen durch den Militairpre⸗ 
diger oder einen katholiſchen Geistlichen muß dem Befehlshaber 
der betreffenden Garniſon durch die ihm vorgeſetzte Militairbe⸗ 
hörde bei Zeiten angezeigt werden, damit die im $. 57. vorgeſchrie 
bene Bekanntmachung und Anfertigung der Communicantenli⸗ 
ften zur rechten Zeit geſchehen könne. 

2. Taufe n. 

$. 60. Dem evangelifhen Militairprediger fteht die Laufe 
jedes in feiner Gemeinde gebornen ehelſchen Kindes zu, deſſen 
Vater zur evangeliſchen Confeffion gehört. 

Die allgemeine Vorſchriſt, daß uneheliche Kinder auf den 
Namen der Mutter getauft und auch auf ihren Namen in das 
Zaufregifter eingeſchrieben werden müſſen, findet auf bie un 
ehelichen Kinder der Militairperſonen gleichfalls Anwen⸗ 
dung. Der Militairprediger darf demnach die Taufe 
eines ien Kindes nur dann verrichten, wenn die Mutter 
zur Miitairgemeinbe gehört, alfo Tochter einer Militairperfon 
it, und noch im väterlichen Haufe fih befindet. Der Name 
des Vaters ift jedoch, wenn berfelbe die Vaterſchaft anerkannt 
hat, in dem e de e vermerken, um das künftige Erb⸗ 
folgerecht des auf den Namen der Mutter zu taufenden un⸗ 
ehelichen Kindes zu ſichern. 

$. Die im vorſtehenden g. enthaltenen Beſtimmungen 
find von den mit der Seelſorge für das Militair beauftragten 
Civilgeiſtlichen gleichfalls zu beobachten. 

3. Trauungen. * 

6. 61. Die in den beiden 88. 59, und 60. gegebenen 
Beſtimmungen gelten analogiſch auch bei den Trauungen. 

Ale zu einer Militairgemeinde gehörenden Perſonen, ohne 
unterschied des Geſchlechts und der Conſeſſton, müſſen, wenn 
fie fih verheirathen wollen, von dem mit der Seelſorge für fie 
beauftragten Geiſtlichen proklamirt werden. 

Bel den delaſchirten, einem Garniſon- oder evangeliſchen 
Civilprediger überwieſenen Truppenteilen, imgleichen bei den 
römiſch⸗katholiſchen Individuen der Mititaigemeinden, geſchleht 
die Proklamation daher nicht von dem Militairprediger, zu 
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beffen Gemeinden fie nach den im F. 38, bemerkten normalen 
Parochial⸗Verhältniſſen gehören, ſondern von dem Garniſon⸗ 
brediger, oder dem mit der Seelforge für fie beauftragten evans 
geliſchen oder katholiſchen Eivilgeiſtlichen. In Hinſicht auf die 
Proklamirung der Beurlaubten und Kommandirten kommen 
die beziehungsweiſe im 8. 37, und am Schluſſe des F. 40. ente 
haltenen Bestimmungen zue Anwendung. 

Das Aufgebot einer Militairperſon braucht übrigens nur 
an dem Orte zu geſchehen, wo der Truppentheil, zu dem fie 
‚ebört, zur Zeit in Garniſon ſteht, auch wenn fie noch kein 
Bebe Mé wett befindet. 

8. 62. Der nach vorfiehendem g. zur Proklamirung bes 
fügte und verpflichtete Geifttiche verrichtet, wenn der Bräutie 
gam zu der ihm übertragenen Gemeinde gehört, auch die 
Trauung, indem in den Militargemeinden die Trauung ans- 
ſchließlich dem Pfarrer des Bräuligams zuſteht, und dieſelbe 
daher, wenn zwar die Braut zur Militairgemeinde, der Bräu⸗ 
tigam aber zur Domm gehört, nicht vom Militafrpredis 
ger, ſondern vom Ciollgeiſtlichen geſchehen muß, es fei denn, 
daß letztere dem Bräutigam ein Dimiſſoriale ertheilte. Ein Dir 
mifforiale kann übrigens nur auf die Kopulation, ‚nie auf die 
Proklamation Dé erſtrecken, indem legtere nirgends anders als 
in den Gemeinden, zu welchen der Bräutigam und die Braut 
gehören, gefächen darf. 

$. 63. Alle ſonſt in GT auf dad Aufgebot und bie 
Trauung erlaſſenen, oder künftig erfolgenden allgemeinen Vers 
ordnungen kommen bei den 155 tekrorgemger in den Militair» 
gemeinden gleichſals zur Anwendung. Die Militairprediger 
ſind daher verpflichtet, ſich mit denſelben ſorgfältig kekannt zu 
machen und danach zu achten. i 

Außerdem haben fie in diefer Beziehung folgende Beſtim⸗ 
mungen zu beobachten: i Bes 

$. 64. Die Milftairprediger und die mit der Seelſorge 
beim Militair beauftragten evangeliſchen und katholſchen Cis 
vilgeiſtlichen dürfen keine Trauung verrichten, auch kein Die 
miſſorjale dazu ausfertigen, wenn ihnen nicht vorher: 

a) bei einem Eiter der Königliche Heirathskonſen, bei d 
nem Unteroffizier oder Soldaten der Konſens feines Kom- 
mandeurs, bei einem Militairbeamten aber die Genehmi⸗ 
gung der demſelben vorgeſetzten Militairbehördez 

Anm. Jeder feft angeſtelte Öarnifonverwaltungs-Benmte (ef. $. 34, 
4 Anm.) hat, wenn er fid verheirathen will, den Conſens dazu 
bei der betreff. Intendantur nachzuſuchen $. 274 der Garniſon⸗ 
Verwaltungsordnung. Für das im ind U bee ſtehende 
Ka? indet eine Nachſuchung und Ertheilung von Heiraths⸗ 
confenfen nicht Gr, F. 275 l. C. 
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b) ein von dem Prediger der Braut ausgefertigter Schein, 
daß die Proklamation in Bezug auf ſie regelmäßig und 
ohne Einſpruch geſchehen;̃ ` 
ei wenn der Bräutigam oder die Braut, oder Beide Aus⸗ 
länder find, ein Atteft des Civilgerichts, über die bei demz 
ſelben von ihnen eidlich abgelegte Verſicherung ihres ehelo⸗ 
ſen Standes, 
vorgelegt worden ift, welche Atteſte der Prediger in feiner Kir⸗ 
chenregiſtratur aufzubewahren hat, o 

$. 65. In Hinſicht der Dispenfation vom öffentlichen 
Aufgebote kommen in den Militairgemeinden die allgemeinen 
Beſtimmungen gleichfalls zur Anwendung. Für alle zur Klaſſe 

der Unteroffiziere und Soldaten gehörenden Militairperfonen, 

imgleichen für die mit ihnen in gleichem Range ſtehenden nier 
dern Militairbeamten erfolgt diefe Dispenſation unentgeltlich. 
Im Falle eines ganz nahen Ausmarſches oder einer gefährlichen 
Krankheit, fo wie im Felde und überhaupt unter Umſtänden, 
welche die Anwendung der, in Hinſicht des öffentlichen Kufger 
bots oder der Einbolung einer Bispenſation beftehenden, allges 
meinen Vorfchriften unthunlich machen, ift der Militairvorge⸗ 
feßte des betreffenden Predigers, nach vorheriger forgfältiger 
Prüfung der Umftände und Verhältniſſe, die Dispenſation zu 
ertheilen hie, 

$. 66. Wenn bie auf beflimmte Zeit Beurfaubten, oder 
die auf weniger als ein Jahr nach einem andern Orte fome 
mandirten und daher nach den 88. 37 bis 40 fortwährend zur 
Gemeinde ihres Truppentheils gehörenden Individuen fih am 
Orte des Urlaubs oder Kommando's verheirathen wollen, fo 
bedürfen fie dazu eines Dimiſſorjale von Seiten ihres kompe⸗ 
tenten Milttairpredigers, oder des mit der Seelſorge für fie 
in ihrer eigentlichen Garniſon beauftragten evangeliſchen oder 
katboliſchen Civilgeiſtlichen, welches diefer ihnen jedoch erft nach 
von ibm in feiner Kirche geſchehenen Aufgebote ertheilen darf. 
Die Vorzeigung des im $. 64 erwähnten Proklamalionsſcheines 
der Braut an den das Dimiſſoriale ertheſlenden Geistlichen ift 
indeſſen in ſolchen Fällen nicht erforderlich, um ihn zur Wus- 
ſtellung deſſelben zu berechtigen, fondern die Pflicht, id) die an 
ihrem Aufenthaltsorte geſchehene Proklamation der Braut nach ⸗ 
e? laſſen, liegt dann allein dem kopulirenden Geiftlie 
chen ob. Ce 

$. 67. Die im §.37 erwähnten beurlaubten Rekruten 
bedürfen zwar, weil fie noch keiner Militairgemeinde angehören, 
bei ihrer Verheirathung weder eines Aufgebots in der Milis 
tairkirche, noch eines Dimiſſorjale von dem Militairprediger, 
zu deſſen Gemeinde ihr Truppentheil gehört, wohl aber eines 
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Heirathskonſenſes von Seiten des Landwehr- Bataillons ⸗Kom⸗ 
mandeurs, in beffen Bezirk ihre Heimath fih befindet. Kein 
Prediger darf daher, bevor ihm dieſer Konſens vorgezeigt wor⸗ 
den ift, einen ſolchen Rekruten proklamiren oder gar kopulfren. 

Für die Individuen der Kriegsreſerve und des beurlaubten 
Theils der Landwehr iſt dagegen zu ihrer Werheirathung ein 
militairiſcher E nicht erforderlich. 

5. 68. Da übrigens die Militairbefehlshaber bei Erthei⸗ 
lung des Heirathskonſenſes nur zu prüfen haben, ob die Heirath 
in militairifher Beziehung zuläffig, nicht aber, ob fie es auch 
in Hinficht der übrigen gefesliden Erforderniſſe iſt, ſondern 
letzteres ganz allein dem Fopulirenden Geiſtlichen obliegt, fo 
folgt daraus, daß dieſer ſich davon, ohne Rüdficht auf den 
etwa ertheilten militairifchen Heirathskonſens, die Ueberzeugung 
verfchaffen, mithin die, außer dieſem Konſenſe, wo derſelbe nach 
Vorſtehendem erforderlich ift, zur Trauung geſetzlich nöthigen 
Dokumente, als: Tauſſchein, Einwilligung der Eltern oder der 
vormundſchaftlichen Behörde, Auseinanderſetzung mit Kindern 
einer frühern Ehe, Todtenſcheine des erſten Gatten, rechtskräftig 
gewordenes Scheidungs⸗Erkenntniß bei Geſchiedenen u. fe w. 
beibringen laffen muß, indem er allein für die Gefegmäpigkeit 
der von ihm zu verrichtenden Trauungen verantwortlich iſt. 
Bei allen ihm dabei, fo wie überhaupt in feiner geiftlichen 
Amtsführung, in rechtlicher oder geſezlicher Beziehung vorfom- 
menden Zweifeln kann er zunächſt das Gutachten des feinem 
Befehlshaber zugeordneten Auditeurs, der ihm in dieſer Amts- 
führung auf Verlangen mit feiner Rechts⸗ und Geſetzkenntniß 
zu Hilfe kommen muß, fid erbitten, oder die Sache beziehungs⸗ 
weiſe zur Belehrung oder Entſcheidung an den ihm borgeſetzten 
Oberprediger, oder durch denſelben an das Konfiftorium, im 
Kriege aber an den Feldprobſt bringen. S 

4. Andere geiſtliche Amtsverpflichtungen. 

8. 09. An zwei Tagen in der Woche unterrichtet der 
Militairprediger in feiner Behauſung diejenigen Kinder feiner 
Gemeinde, welche das dreizehnte Jahr zurückgelegt haben und 
zu feiner Konfeſſton gehören, im Chriflenthume, und fegnet fie, 
nach vollendetem Unterrichte, welcher wenigſtens ein volles Jahr 
dauern muß, wenn fie tüchtig befunden worden, in der zum militais 
riſchen Gottesdienſte beſtimmten Kirche öffentlich und feierlich ein. 

Daß fämmtliche ihrem Alter nach fidh dazu eignende Kins 
der ‚feiner Gemeinde dieſen Religions⸗Unterricht erbalten und 
zur rechten Zeit eingeſegnet werden, dafür ift er verantwortlich; 
er hat daher ſie durch ihre Eltern, erforderlichen Falls unter 
dem Beiſtande der Militairbehörde, dazu EE oder ſich 
von den Eltern nachweiſen zu laſſen, daß der Religionsunterricht 
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und die Einſegnung einem andern Prediger übertragen und 
von dieſem wirklich geſchehen . ` 

8. 70. Wenn ein Militairprebiger von einem Gerichte 
zum Sühneverſuch bei uneinigen Eheleuten aus ſeiner Ge⸗ 
meinde aufgefordert wird, fo muß er Déi diefem Auftrage und 
war bei Unteroffizieren, gemeinen Soldaten und den untern 

ilitairbeamten, unentgeldlich unterziehen, und von dem Er⸗ 
folge deſſelben dem Gerichte schriftliche Anzeige machen. 

$. 71. Eben fo it er auch verbunden, wenn er gericht 
lich zur Eidesſchärfung bei Perſonen aus feiner Gemeinde 
requirirt wird, dieſer Aufforderung zu genügen, 

Bei Fahnenweihen und andern militairiſchen 
Feierlichkeiten hat der Militairprediger, auf die von Seiten feines 
Militairvorgefegten desfalls an ihn ergebende Aufforderung, mit 
deſſen Einverſtändniſſe, die in gottesdienſtlicher Hinsicht nöthiz 
gen Einrichtungen zu treffen, und eine der Bedeutung und eiere 
lichkeit der Handlung entfprechende Rede zu halten, 

$. 73. Eine der wichtigsten Berufspflichten der Militair 
geiſtlchen ift, die Kranken ihrer Gemeinde, nicht nur auf de. 
ren Verlangen, ſondern auch unaufgefordert, vorzüglich in den 
Lazarethen, ſowohl im Frieden als im Kriege, fleißig zu 
beſuchen. 

$. 74. Leichen⸗ oder Standreden bei Verſtorbenen 
feiner Gemeinde ift der Militairprediger gleichfals in dazu gerig- 
neten Fällen zu halten verpflichtet. 

$. 75. Die in den vorſtehenden 88. 69. bis 71., ugi, 
chen 73. und 74. entbaltenen Beſtimmungen kommen auch für 
die, mit der Seelſorge für das Militair beauftragten evange 
geliſchen und kathollſchen Civilgeiſtlichen zur Anwendung. 

5. Führung der Kirchenbücher. 

8. 70. Die Führung der Kirchenbücher ift ein Geschäft, 
welches von jedem Mititairprebiger mit der ftrengiten Gewiſſen⸗ 
haftigkeit und mit der größten Genauigkeit beſorgt werden muß. 

Dieſe Kirchenbücher beftehen: 

1) in einem Taufregiſter: 

2) einem Trauungsregiſter; ` 

3) einem Tobtenregifter; 

4) einem Konſirmandenkegiſter; 
von welchen die unter 1, bis 3. erwähnten von ben Militaire 
predigern, fo wie von den mit der Seelſorge für das Militair 
beauftragten evangeliſchen und katholiſchen Civilgeiſtlichen, dop- 
pelt und für jeden zu ihrer Gemeinde gehörenden, für fih ber 
ſtehenden Sruppentheil beſonders geführt werden müſſen. Von 
dieſen beiden Exemplaren bleibt das eine ſtets in den Händen 
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des Predigers, oder feines Nachfolgers im Amte, das andere 
aber wird, wenn in Folge eines Garniſonwechſels, einer Mos 
bilmachung, oder einer in der Formation der Diviſton oder des 
Armeekorps eintretenden Veränderung, ein Truppentheil aus 
ſeiner Gemeinde ſcheidet, von ihm dem Prediger übergeben, zu 
deſſen Gemeinde der Truppentheil durch dieſe Veränderung tritt. 
Die Mifitair-Oberprediger, deren Pflicht es ift, darauf zu hal ⸗ 
ten, daß dieſe Aushändigung in gehöriger Ordnung erfolge, 
haben, wenn fie geſchehen ift, dem vorgeſetzten Conſiſtorium das 
von Anzeige zu machen. 

$. 77. Beim Ausmarſche in das Feld it von den Divi 
ſtonspredigern nur ein Exemplar ihrer Kirchemegiſter mitzu⸗ 
nehmen, das Duplikat aber von ihnen, nebſt den während des 
Krieges entbehrlichen Papieren ihrer Kirchenregiffratur, zu der 
nen auch das Confirmandenregifter gehört, dem zurückbieibenden 
Fleck zu überſenden, um bei bemfelben, bis zur Rück⸗ 
kehr der Truppen aufbewahrt, oder, wenn einzelne Truppen⸗ 
theile oder Individuen des Armeekorps oder der Diviſſon zu- 
rückbleiben, und deren Stelſorge nach F. 43. einſtweilen ci» 
nem andern Geistlichen Übertragen wird, dieſem, zur weitern 
Fortführung in ſeinem Namen, eingehändigt zu werden. Nach 
Wiedereintritt des Friedens verhältniſſes erhalten die Divifions- 
prediger, mit den übrigen Papieren, die Duplifate ihrer Kir- 
chenregiſter, ſoweit nicht etwa in der Formation des Armeekorps 
oder der Divifion Veränderungen eingetreten find, wieder zu⸗ 
rück, um beide Exemplare auseinander zu kompletiren. 

. 78. en der Art und Weiſe, fo wie wegen“ der 
Form, nach welcher übrigens dieſe Kirchenbücher zu führen ſind, 
werden die Militairprediger auf die hierüber erlaffenen, oder 
künftig ergehenden, allgemeinen Verordnungen verwieſen. 

$. 70. Zum Behuf der Eintragung in die Todtemegiſter 
muß dem Militairprediger, oder dem, mit der Geelforge für 
das Militair beauftragten, evangeliſchen oder katholiſchen Civil- 
geiſlichen, von jedem in feiner Gemeinde Geftorbenen, durch 
deſſen nächſten Vorgeſetzten, alfo für verſtorbene Unteroffiziere 
und Soldaten durch deren Compagnie⸗ oder Eskabronschef, eine 
ſchriftiiche Anzeige des Namens, Vaterlandes, Alters, der Krant- 
heit und des Todestages überſandt werden. 

Für die Vollſtändigteit und Genauigkeit dieſer Mittheilungen, 
ſowohl im Frieden als während des Krieges, find die Militair- 
beſehlshaber auf das Strengſte verantwortlich, indem auch 
hauptſächlich im Kriege die Todtenregiſter mit der gewiſſenhaf⸗ 
ieten. Sorgfalt geführt werden müffen, und daher die Befehls- 
haber verpflichtet ind, beſonders nach vorgefallenen Gefechten 
oder Schlachten, die Gebliebenen mit Gewißheit zu ermitteln 
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und über fie dem betreffenden Militairprediger die obenenwähnte 
Mittheilung baldmöglichſt zugeben zu laffen. 

Die in den Lazarethen eintretenden Todesfälle find von 
Seiten der Lazarethdirektion am Schluſſe jedes Monats den 
Beſehlsbabern, unter deren Kommando die Verſtorbenen gehör- 
ten, anzuzeigen, damit diefe dann dem betreffenden Diviſtons. 
prebiger, zur Bervollſtändigung feiner Todtemegiſter, davon 
Mittheilung machen. Außerdem muß in jedem Lazarethe, und 
zwar, wenn daſſelbe einen beſondern Prediger hat, durch biefen, 
ein allgemeines Todtenxegiſter nach dem, was im Vorſtehenden 
über deren Führung überhaupt befimmt worden ift, geführt 
werden. Für die ateen, und Wollſtändigkeit derfeben, fo 
wie der eben erwähnten Mittheilungen, find die Lazarethdirek⸗ 
tionen gemeinschaftlich mit den Eazarethpredigern, wo deren 
vorhanden ſind, verantwortlich. 


6. Ausſtellung von Atteſten. 


$. 80. Aus den nach Vorſtehendem von ihnen zu führen. 
den Kirchenbücher find die Militairprediger und d mit der 
Seelſorge für das Militair beauftragten Cſvilgeiſtlichen bereds 
tigt, Akteſte zu öffentlichen Beglaubigungen, nach den über die 
Art ihrer Anfertigung erlaſſenen Vorſchriſten, unter Beidruk⸗ 
kung des Kirchenſtegels, auszustellen, welches letztere von der 
Art fein muß, daß dadurch die Gemeinde des Predigers gehd- 
rig bezeichnet wird. 

„Die mit der Seelſorge für das Militair beauftragten evans 
ſeüſchen und katholischen Eivilgeiſlichen bedienen ſich Dabei zwar 
bres gewöhnlichen Kirchenſiegels, doch müſſen fie bei ihrer Na- 
menzunterſchriſt bemerken, daß das Zut in Folge dieser ihnen 
übertragenen Seelſorge ausgeſtellt und aus ihren militairf⸗ 
ſchen Kirchenblichern ertrahirt fei. 

8. 81. Die Duplikate der Kirchenbücher dürfen zur Uus- 
fertigung von Atteſten nur dann benutzt werden, wenn ſie ent⸗ 
weder nach $, 76, bei Dislokations⸗ Veränderungen abgegeben, 
oder nach g. 77. beim Ausmarſche iw s Feld dem Oberprediger 
überliefert find. Die Ausfertigung der Atteſte aus ihnen er- 
folgt ſodann von dem Geistlichen, in deſſen Händen das Du- 
plikat in Folge der oben erwähnten Beſtimmungen, fich befindet. 

Lebensatteſte können, wenn felbige, z. B. zum Behuf von 
Gelderhebungen, gewünſcht werden, gleichfalls von den Miti: 
tairpredigern an Perſonen ihrer Gemeinden ertheilt werden, 
wenn dieſe ihnen hinlänglich bekannt find, widrigenfalls fie die 
felben an die Militair⸗ oder die Ortspolizeibehörden zu ven 
weiſen haben. 
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. 82. Bei Ausfertigung von kirchlichen Atteſten muß der 
Militairprebiger die geſetzlichen Beſtimmungen in Hinſicht der 
Stempelpflichtigkeit beobachten, in fofern fie nicht Perſenen bee 
treffen, denen geſetzlich die Koftenfreiheit in ihren Rechtsange⸗ 
legenheiten zuftebt. Sft der Mülitairprediger in einem befondern 
Falle über die Stempelpflichtigteit eines von ihm auszustellen 
den Atteſtes zweifelhaft, fo bat er ſich nach $. 68. an den 
Auditeur zu wenden. 

B. 'obliegenheiten der Militai 
kee ichs: inh ion Beans auf 
1. Bei den Diviſionsſchulen. 

. 83. Die Militeir- Ober» und Diviſtonsprediger find 
verpflichtet, bei den Diviſtonsſchulen in den Lehrgegenſtänden, 
welche nicht zu den reinmilitairifchen gehören, namentlich in der 
Geſchichte, Geographie, deutſchen und franzöſiſchen Sprache, fo 
wie in der Elementarmathematik, wöchentlich 8 bis 10 Stuns 
den Unterricht zu ertheilen, ohne dafür auf eine beſondere Ver⸗ 
gütung Anſpruch machen zu können. Zu ihrer Aufmunterung 
wird ihnen jedoch, wie dies ſchon bisher geſchehen, auch für 
den innerhalb dieſer Stundenzahl von ihnen ertheilten Unterricht, 
wenn ſie ſich demſelben mit erfolgreichem Eifer widmen, von 
Zeit zu Zeit, auf den jedesmaligen Vorſchlag des Diolſtons⸗ 
Kommandeur, eine verhällnißmäßige ordentliche Gratifikation 
aus dem dazu disponiblen Fonds zu Theil werden. 

8. 84. In Bezug auf dieſen Unterricht befinden die Mi- 
litairprediger ſich zu dem Diviſlonskommandeur und zu der 
Schuldirektion in demfelben Verhältniſſe, wie alle übrigen Leh- 
rer der Diviſionsſchule; fie haben daher die für dieſe, nicht al- 
lein in Bezug auf die Schulordnung, ſondern auch auf Um- 
fang, Plan und Methode des Unterrichts gegebenen Vorſchrif⸗ 
ten gleichfalls zu befolgen. Bei Beſtimmung der Unterrichts⸗ 
ſtunden, ſowohl in Hinſicht des Gegenftandes als der Zeit, find 
jedoch die individuellen Wünſche der Prediger möglichſt zu ber 
rückſichtigen, und diefe Stunden mit ihnen daher von der Dis 
rektion zu verabreden. S 3 

Außer dieſem Unterrichte find die Mitttair-Obers und Dis 
viſtonsprediger auch verpflichtet, an der Direktion ber Diviſſons⸗ 
ſchule Theil zu nehmen. è ` 

$. 85. Die Entfernung eines Militairpredigers aus die⸗ 
fen beiden Funktionen, des Lehrers und Mitdirektors der Dir 
viſtonsſchule, kann nicht anders, als durch gemeinſchaftliche 
Verfügung des Generalkommando's und des Konfiftoriums ges 
ſchehen, und nur wenn, nach der pflichtmäßigen Ueberzeugung 
des Diviſtonskommandeurs, für das dienſlliche Intereſſe Gefahr 
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beim Verzuge fein follte, darf er den Prediger einstweilen von 
diefen Funktionen entbinden, muß aber fofort dem Generalkom ⸗ 
mando, zur weitern Veranlaſſung, Anzeige davon machen. 


2. Pflichten der Militairprediger in Bezug auf den 
Elementar-Unterricht für die Kinder und Unterofr 
fiziere und Soldaten. 


(Hierüber ift eine eigene Inſtructlon unterm 27. Septbr. 1834 don 
den Königl., Minifterien der geiſtlichen Angelegenheiten und des Kries 
ges emanict worden.) 


$. 86. In jeder Garniſon fol für den Elementar- Un⸗ 
terricht der daſelbſt vorhandenen ſchulfäbigen Kinder der aktiven 
Unteroffiziere und Soldaten und der mit ihnen im gleichen 
Range ſtehenden niedern Militairbeamten in der Art geſorgt 
werden, daß, wo nicht beſondere Garniſonſchulen eriſtiren, oder 
ſelbige nicht ausreichen, eine, oder den Umſtänden nach, meh⸗ 
rere Civllelementarſchulen zur Aufnahme diefer Kinder, gegen 
Bezahlung eines Schulgeldes, beſtimmt werden, wobei jedoch 
denjenigen der gedachten Eltern, welche, nach den Saz, bes 
ſtimmten Grundſätzen, auf freien Schulunterricht für ihre Kin 
der keinen Anſpruch haben, die Wahl der dazu zu benutzenden 
Schule unbenommen bleibt. 

8. 87. Daß der vorſtehenden Beſtinmung in jeder Gar- 
nifon und bei jedem Truppenteile volftändig genügt, alfo nicht 
allein den Eltern der erwähnten Klaſſen Gelegenheit zum 
Schulunterrichte für ihre ſchulfähigen Kinder gegeben, fondern 
dieſelben auch gehörig von ihnen benutzt werde dafür find der 
Befehlshaber der Garniſon und der mit der Seelſorge für ſie 
beauftragte Mititeirprediger oder Civilgeifttiche verantwortlich. 
In denjenigen Garnifonen, wo zu dem gedachten Behufe bie 
Benutzung einer oder mehrerer Civilſchulen erforderlich iſt, hat 
der Befehlshaber darüber an das Generalkommando zu berid- 
ten, damit dieſes bei der betreffenden Regierung die Beſtim⸗ 
mung und Anweiſung der Schulen veranlaſſe. 

Außer dem Schulgelde darf übrigens zur Unterhaltung die: 
ſer Civilſchulen oder ihrer Lehrer für dieſe Kinder, weder von 
deren Eltern, noch vom Milktairſonds, mit Ausnahme des 
Falles, wo, zum Behuf der Mitaufnahme der Militairkinder, 
eine Erweiterung des Schulokals unumgänglich nothwendig 
fein follte, irgend ein Beitrag verlangt werden. 

88. Die unmittelbare Auſſicht auf den Schulbefuch der 
Militairkinder liegt, ohne Unterschied, ob für fie eine Militärs 
oder eine Civilſchule benutzt wird, und ob die Staatskaſſen, 
oder ihre Eltern die Koſten des Unterrichts tragen, dem Mili- 
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tairprebiger oder dem als folder fungirenden Civilgeiſtlichen ob, 
zu defen Gemeinde fie gehören. Zu dem Ende ik ihm alle 
halbe Jahre von den Kommandeuren der einzelnen Truppenab⸗ 
theilungen feiner Gemeinde eine Liſte der bei denſelben befinds 
lichen ſchulſähigen Kinder zu übergeben, nach welcher der Pres 
diger diefe der betreffenden Schule überweiſet. Seine Pflicht 
ift es, fidh die Ueberzeugung zu verſchaffen, daß fie diefe Schule 
regelmäßig beſuchen und in derſelben zweckmäßig beſchäftigt 
werden; diejenigen Kinder, welche fi in dem Schulbeſuche 
ſäumig finden faffen, hat er dem Kommandeur anzuzeigen, da⸗ 
mit dieſer fie durch ihre Eltern zum fleißigeren Beſuch anhalte. 

$, 89. Wo eigene Garniſonſchulen fih befinden, ſtehen 
dieſe, in fofern nicht für fie beſondere Kuratorien ftiftungsmä- 
ßig beſtehen, unter der unmittelbaren Leitung des Garniſonpre⸗ 
digers, oder des nach $. 40. die Funktion eines folden aus- 
übenden Geiſtlichen und unter Oberaufſicht des am Orte fom- 
mandirenden Militairbefehlshabers. Erſterer ift für deren zweck⸗ 
mäßige Einrichtung fpeziell verantwortlich und verpflichtet, den 
ihm untergeordneten Lehrern derſelben nicht allein durch An⸗ 
weifung, ſondern auch praktiſch, zur Anwendung einer guten 
Lehrmeihode behülſtich zu fein, wie auch das Materielle des 
Unterrichts, der ſich jedoch nicht über die Elementartenntniffe 
hinaus erſtrecken darf, zu beſtimmen und über die Aufrechthal⸗ 
tung der Schuldisciplin zu wachen S 

In Bezug auf die Ausübung dieſer Amtspflicht ift er von 
den ihm vorgeſetzten geiſtlichen Behörden, als reſpektive dem 
Oberprediger und dem Conſiſtorio, beſonders zu lontrolliren. 

Der Provinzial ⸗Schulrath hat auf feinen Reifen auch die 
Ganiſonſchulen zu vevidiren, und etwanige Erinnerungen und 
Bemerkungen über den Zuſtand derſelben und den Unterricht 
durch das Conſiſtorium bei dem betreffenden Generalkommando 
zur Sprache zu bringen, welches, nach Befinden der Umſtände, 
jene Bemerkungen ſogleich ſelbſt erledigt, oder darüber an das 
Kriegsminiſterium berichtet. Zu den Provinziaftegierungen fe 
hen dagegen dieſe Garntſonſchulen in keiner Beziehung. 

8. 90. Die Beſetzung der Garniſonſchullehrerſtelen ge- 
ſchieht vom Kriegsminiſterio, auf gemeinſchaftlichen Vorſchlag 
des Befehlshabers und des Predigers der betreffenden Garniſon, 
die ihren desfallſgen Antrag an das Generalkommando der 
Provinz einzureichen haben, welches denfelben nach vorheriger 
Sommunitation mit dem Confiflorio, wenn biefes feinerfeitg 
gegen die getroffene Wahl nichts zu erinnern findet, dem Krieges 
miniſterio zur Genehmigung vorlegt. 

Die zunächſt dem Garniſonprediger zustehende Wahl hat 
derſelbe auf ſolche Individuen zu beſchränken, welche in den 
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Schulſemlnarlen einen vollſtändigen Lehrkurſus gemacht haben, 

und für anſtellungsſähig erklärt worden find. 

Findet der Garniſonbefehlshaber fid durch beſondere Gründe 
veranlaßt, der vom Prediger getroffenen Wahl feine Zuſtim⸗ 
mung zu verfagen, fo haben beide für fid, beziehungsweiſe an 
das Generalkommando und durch den Oberprediger an das 
Conſſſtorium, darüber zu berichten. 

Anm. Die Aller. C-D. v. 20. Ets, 1842 macht es dem 
Kriegeminiſt. zur Pflicht, bei den in der Milit. ⸗Verwaltung ers 
folgenden Xnftellungen darauf zu balten, daß die Anzuſtelenden 
auch ihrer Militaie-Wurpflichtung genügt Haben. 

Die zu Garniſonſchulchrern zu wählenden Individuen müffen 
alfo ihrer Militairpfliht genügt Haben, eine Ausnahme davon darf 
beim Königl. Krieg AEN nur dann unter genauer Darlegung 
des Sachverhältniſſes beantragt werden, wenn die Anftellung des 
qu. Sndivibuums im beſondern SIntersffe des Dienſtes liegt. 
Kriegsminiſt, Erlaß v. 12. Debr. 1842. 

8. 91. Daß der Mititairprediger auf die für den Unters 
richt der Militairkinder beſtimmten Civilſchulen nicht unmittel⸗ 
bar einwirken kann, verſteht fid) jedoch von felbft; er ift jedoch 
berechtigt und verpflichter, fie, in Bezug auf die Theilnahme 
diefer Kinder, von Zeit zu Zeit zu beſuchen, und auf deren 
Fortſchritte und ſittliches Verhalten zu achten. Findet er, daß 
fie in denſelben nicht angemeſſen befchäftigt werden, fo hat er 
feine desfallſgen Bemerkungen durch den Oberprediger dem 
Conſiſtorio vorzutragen, von welchem fie der betreffenden Regi 
rung zur weitern Veranlaſſung in iu pu find. 

$. 92. Welche Anordnungen in Hinſicht des Schulunter⸗ 
richtes für die Militairkinder in den einzelnen Garniſonen ge⸗ 
troffen find, ift einerſeits von den Befehlshabern derſelben an 
das Generalkommando, andererſeits von den Militairpredigern 
und den, mit der Seelſorge für das Militair beauftragten evan⸗ 
geliſchen und katboliſchen Civilgeiftlichen, durch den Oberprebie 
ger des Armeekorps, dem Conſiſtorio anzuzeigen, und beide 
Provinzialbehörden, das Generalkommando und das Conſiſto⸗ 
dun der Provinz, haben, ſobald diefe Angelegenheit in fänımts 
lichen Garniſon⸗Orten derſelben regulirt worden ift, eine voll⸗ 
ſtändige Ueberſicht von jenen Anordnungen beziehungsweiſe an 
das Kriegsminiſtertum und an das Ministerium der geiſtlichen 
und Unterrichtsangelegenheiten einzuſenden, auch die enwa darin 
eintretenden Abänderungen zu ihrer Zeit anzuzeigen. Eben fo 
müffen die nach 8. 26. von den Militairpredigern jährlich ein. 
zusendenden Berichte über ihre Amtsführung ſich auch bien. 
ders über dieſen Theil mit erſtrecken. 

$. 99. Auf die in 5 5 Garniſonorten, in Folge beſon⸗ 
derer Stiftungen, fundirten Militair⸗Elementarſchulen, finden 
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die in den vorſtehenden 88. enthaltenen Beſtimmungen gleich- 
falls Anwendung, in fofern deren Verhältniſſe nicht durch be 
fondere landes herrliche Verordnungen feftgeftellt find, welche bis 
auf Weiteres in Kraft bleiben. 


VI. Von den Dienſteinkünften, Stolgebühren und der 
Weiterbefoͤrderung der Militairgeiſtlichen. 
(A. Dienſteinküufte. 


8. 94. Sämmtlich wirkliche Militairgeiſtliche erhalten, fo- 
wohl während des Friedens, als im Kriege, ein feſtes Gehalt, 
beffen Betrag: 

a) für den Feldprobſt, bei künftiger Erledigung dieſer Stelle, 
der Königl. Beſtimmung, nach den jedesmaligen Umft 
den, vorbehalten bleibt; derſelbe hat die Verpflichtung, die 
Oberpredigerſtelle des Gardecorps und die Stelle des Hofe 
und Garniſonpredigers zu Potsdam dafür mit zu verſehen; 

b) die Militair⸗Oberprediger beziehen ein jährliches Gehalt von 
800 Thalern. Sind fie zugleich Diviſtons⸗ Prediger, fo ers 
balten fie für die Verwaltung des Oberpredigers Amts, zu 
ihrem Gehalte als Diviſtons⸗Prediger, eine jährliche Zulage 
von 300 Thalern; 7 

©) die ſchon während des Friedens angeſtellten Diviflonsprebis 
ger bekommen ein jährliches Gehalt von 500 Thalern; 

d) die Garniſonprediger, mit Ausnahme des zu Berlin, im» 
gleichen ſämmtliche, nur für die Dauer des Krieges bei 
der Armee oder den Lazarethen anzuſtellenden evangeliſchen 
und katholiſchen Geiflichen, jahrlich 400 Thaler; 

e) der Garniſonprediger zu Berlin aber erhält jährlich 
600 Thaler. ? 

sé H Gehalte werden ſämmtlich in monatlichen Raten 
gezahlt. 

Anm. 1. Die Gehaltezahlung beginnt mit dem 1. Tage des Intro⸗ 
buctionsmonats. Das Gehalt des erſten Monats oder event. Yız 
der jährlichen Gehalkeverbeſſerung wird aber für den Penfionsfonds 
in Abzug gebracht, fo daß das Gehalt of vom nächſtfolgenden 
Monate wirklich ausgezahtt wird. Minister. Mefeript dom 
31. Marz 1838, 

Der Prediger vom Cabetten- Inflitute in Culm erhält 500 Thle. 
Gehalt, 50 Ze Mistheenefchädigung, wenn ihm feine Wohnung 
in der Anftalt angewieſen werden kann imgleichen ein Wir De: 
putat von 3½ Achtel Ellen und Y, Achtel Kienenbrennholz und 
27 Pfand Lichte. Alerh. C-D. v. 7. Febr. 1822. 

8. 95. Außer dem Gehalte beziehen an Servië und 


Zuſchuß: 
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der Feldprobſt den eines Megimentëz Kommandeur der In. 
fanterie; er ER 

ein Militair -Oberprediger, imgleichen diejenigen Divifions« 
prediger, welchen das Amt deſſelben mit übertragen ift, 
den der Korps ⸗Auditeure; 

die übrigen Diviſtons⸗ und Garniſonprediger aber (mit Aus, 

nahme des zu Berlin, welcher wie bisher jährlich 300 

Thaler an Servis und Zuschuß erhält), den der Divis 

ſſons⸗Auditeure, mit der für diefe, zum Behufe eines 

EE ausgeſetzten, Zulage von 3 Thalern mor 

natlich. 

Dieſe Serviszahlungen erhalten die Militairprediger nach den 
für ihren Garnifonort regulirten Sätzen, mit Rückſicht auf die 
Sommer: und Winterperiode und unter Anwendung der für 
den Fall, wo eine Amiswohnung vorhanden ift, geltenden alle 
gemeinen Beſtimmungen. 

Anm. Nach der Milerh. Kabinets⸗Orde v. 18. März 1841 follen die 
Gouvernements, Garniſon⸗ u. Divifions-Auditeure den Dervis der 
Intenbanturrätbe erhalten und alsdann die Vergütung eines Ges 
ſchaftszimmers wegfallen. Nach dem Kriegsminiſt.⸗Reſcript vom 
13. Juni 1841 bleibt die bisherige Servis-Compstenz für die 
5 und Milltaicgeſſtüchkeit unverändert biefelbe, 
nämlich: 

1) für die Militair- Dberprediger in den Städten mier Kluſſe 
108 Tole. und zweiter Klaſſe 51 Zi, Servis, nebft dem ortsüb⸗ 
lichen Serviszulchuf, 

2) für die Divifions- und Garnifonprebiger in den Städten 
ber Klaſſe 84 Tole. und zweiter Kaffe 03 Thlr. Serwis, nabſt 
dem ortsüblichen Servis⸗Zuſchuß. 

3) Die Militalr⸗Ober⸗, die Diviſtons⸗ und Garnifonprediger 
erhalten außerdem nod) die Vergütung für ein Geſchäftsdimmer, 
weiches jährlich 30 Thlr. beträgt- 

Anm. 2. Nach der Allech, Kab ⸗Ord. v. 20. Mai 1834 Gelb- 
Samml. S. 74 folien die Vorschriften des 8 33 ber revid. Stäbte⸗ 
ordnung v. 17. Mär 1831 überall zur Anwendung kommen. 
„Mithin ſogen Servicberechtigte active Miitairperfonen und auf 
Imactivitfißgepatt gefegte Eifer: und Militairbermte van allen 
Beiträgen zu den Gemeindelalten, fo wie von alen perfönlichen 
Dienften frei fein, in fofern fie nicht das Bürgerrecht genommen 
haben. Doch foll biefe Befreiung fih nicht auf Zuschläge zu in⸗ 
dirseten Verbrauchsfteuern, wenn nicht durch befondere landesherte 
liche Verfügungen darüber Ausnahmen fejtgefegt find, desgleichen 
nicht auf folde Befreiungen beziehen, wovon die Militairperfonen 
als Grundeigenthümer betroffen werben.” 

$. 90. Die mit mobilgemachten Truppen imë Feld ge- 
henden Divifionsprebiger bekommen: 

a) zur Mobilmachung, außer dem ihnen, in Gemäßheit der 
allgemeinen Beſtimmungen zu zahlenden Mobilmachungs⸗ 
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elde, drei Pferde (nämlich zwei für fiğ, eins für den 
äise), nebſt zweien Trainſoldaten mit der gewöhnlichen 
Bekleidung; 

b) während der Dauer des Feld⸗Etats als Feldzuſchuß eine 
monatliche Zulage von 20 Thalern, das Traktament für 
zwei Trainſoldaten, vier Brod⸗ und Viktualien⸗Portio⸗ 
nen (eine für fih, eine für ihren Küſter und zwei für 
die Trainſoldaten), nebſt drei leichten Rationen. 

Will der Prediger fih auf feine eigenen Koſten einen 
Wagen anſchaffen, fo ift es ihm geſtattet, Dé der beiden Pferde 
als Wagenpferde zu bedienen, in welchem Falle er, außer feiz 
nen Effekten, auch den Küfter auf dieſen Wagen fortzuſchaſſen, 
mit dem dritten Pferde und dem zweiten Trainſoldaten aber, 
den Truppen auch dann zu folgen hat, wenn die Wagen zurück 
bleiben müſſen. 

Auf die bei den mobilgemachten Truppen anzuftellenden 
katholiſchen Militairgeiſtlichen kommen dieſe Beſtimmungen 
gleichfalls zur Anwendung. Š 

Der Feldprobſt dagegen erhält, außer dem regulatiomäfi- 
gen Mobilmachungsgelde, einen Wagen nebſt Geſchirren, oder 
das Geld zu deren Anſchaffung, fünf pr (nämlich vier für 
fih und eins für den Küfer), zwei Trainſoldaten nebſt Be⸗ 
kleidung und Traktament für dieſelben, vier Portionen, fünf 
Rationen und monatlich 41 Thaler 20 Sgr. Feldzulage, wofür 
er feine Bureaukoſten mit zu beſtreiten hat. 

8. 97. Die mit der Seelſorge für das Militair beauf- 
tragten Civilgeiſtlichen haben, da fie nach $. 103 für die bei 
dieſem militafrifchen Theile ihrer Gemeinde zu verrichtenden 
geiſtlichen Amtshandlungen, die im §. 100 u. Kä . beſtimmten 
Stolgebühren ohne Einſchränkung beziehen, auf ein feſtes Ho⸗ 
norar für diefe Seelſorge nur da Anspruch, wo, den Umftän- 
den nach, jene Stolgebühren nicht als eine genügende Entſchä⸗ 
digung für die Bemühungen derſelben betrachtet werden fön- 
nen, wozu namentlich die Fälle zu rechnen find, wo nach . 53 
für das Militair befonderer Gortesdienft gehalten werden muß. 
Ob, in Rückſicht auf ſolche Umſtände und Verhältniſſe, dem 
betreffenden Givilgeiftichen ein Honorar zu bewilligen ift, und 
in welchem Betrage, bleibt für jeden foeziellen Fall der Eint- 
sung der Minifterien der geiſtlichen Angelegenheiten und des 

rieges, auf Grund der darüber von der geiflihen Oberbehörde 

und dem Generalkommando der betreffenden Provinz zu er⸗ 
ſtattenden gutachtlichen Berichte, vorbehalten. J 

S- 98. Den Civilgeiſtlichen, welche mit treuem Eifer die 
Pflichten dieſer Seelſorge erfüllen, ſoll derſelbe, bei vorkommen⸗ 
den Gelegenheiten, zum beſondern Verdienſte angerechnet werden. 
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$. 99, Die Obere und Diviflonsprediger, imgleichen die 
Batholifchen Geiftlichen, welche nach $. 58 die Garnifonen, in 
denen es an einem Ortsgeiſlichen der betreffenden Konſeſſſon 
fehlt, bereifen, erhalten, da fie ihren Küſter mitnehmen müſſen, 
für dieſe Reife eine dreſſpännige Ertrapoſtfuhre vergütigt, die 
latheliſchen Civilgeiſtichen aber, da jene Reifen nicht, wie bei 
den Militairprebigern, zu ihren Parochial⸗Verpflichtungen ge: 
hören, außerdem für jeden Tag, den fie auf der Reiſe zubrin⸗ 
en müſſen, an Diäten 1 Thaler 15 Sgr. für Déi, und 20 Sgr. 
ir den fie begleitenden Altarbiener, in jeder von ihnen zu Ar: 
reiſenden Garniſon aber noch überdies eine Remuneration von 
4 Thalern aus dem Militairfonds, welche Koſten von ihnen, 
nach jeder vorſchriftsmäßigen Bereifung, bel der Intendantul 
des betreffenden Armeekorps zu liquidiren find, 


B. Stolgebühren. 

$. 100. Die Taufgebühren in den Militairgemeinden be- 
tragen, wenn der Vater des Kindes zur Kaffe der Individuen 
vom Feldwebel abwärts und der mit denſelben in gleichem 
Range ſtehenden niedern Militairbeamten gehört, 10 Sgr., näm⸗ 
lich 77 Sgr. für den Prediger und 24 Sgr. für den Küfter, 
bei den Kindern der Offiziere und der im Ofſtzierrange ſtehen⸗ 
den obern Militairbeamten aber 1 Thaler für den Prediger 
und 10 Sgr. für den Küfter, 

$. 101. Bei Verheirathungen werden von Unterofſtzieren, 
Soldaten und den niedern Milikairbeamten für die Proklama⸗ 
tion 75 Sgr., für die Kopulation aber 1 Thaler 10 Sgr. ber 
SÉ wovon der Prediger 1 Thaler und der Küfter 10 Sgr. 
erhält, 


rochlal-Verrichtungen der Braut, fo find dafür die ortsüblichen 
CivilsStolgebühren zu entrichten. Gd darf der Civilgeiſtliche 
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für die Beeichtung der Am Prsimiltin und Busch ein Sib: 
viale übertragenen Taufen und Trauungen der Militairperfonen die 
Bei finer Gemeinde di . aher fordern d S. 103 
Miniſt.⸗Reſer. v. 6. April 1839. 

Beiträge zur Hebammen: Infittutekoſſe von Taufen und Ze, 
ungen leiſten nach der Allerh. Kab.⸗Ordre v. 12. Mai 1838 nur 
Eiter: und die im Offiierrange ftehenden Mittairbenmte vefp, 
mit 1 Sgr. 10% Pf. und 3 Sgr. 0 Pf, und zwar ba, wo folche 
Beiträge überhaupt erhoben werben, niedere Militairperfonen und 
Mititaiebenmte find auch hiervon befreit. An die Schulkaſſen 
zahlt das Mitiraie nichts. 

8. 102. Enter bei Tauſen und Trauungen bleiben, wo 
ſie üblich ſind, lediglich freiwillige Gaben, wofür in den Mi⸗ 
litairgemeinden in keinem Falle Entſchädigung gefordert wer: 
den darf. 

$. 103, Als allgemeine Regel gilt der Grundſatz, daß 
die in voeſtehender Art feſtgeſetzten Stolgebühren demjenigen 
Geistlichen, er mag wirklicher Militairprebiger fein, oder zu 
den mit der Seelſorge für das Militair beauftragten evange⸗ 
liſchen und katholiſchen Civilgeiſtlichen gehören, zukommt, wel 
cher, nach den im Abſchnitt IV. diefer Militair + Kirchenordnung 
enthaltenen Beſtimmungen, zu der in Rede stehenden geiftlichen 
Handlung berechtigt ift, ohne Unterſchied, ob er felbft fie vers 
richtet, oder ein Dimifforiale dazu ertbeilt, indem es den dafs 
ſelbe Nachſuchenden anbeim geſtellt bleiben muß, fih mit dem, 
in Folge des Dimiſſoriale die Handlung verrichtenden Geiſtli⸗ 
chen dafür befonders abzufinden. 

Hievon find jedoch die auf kürzere Beit als ein Jahr nach 
einem andern Orte kommandirten, imgleichen die auf beſtimmte 
Zeit beurlaubten und daher fortwährend der Gemeinde ihres 
Truppentheils angebörenden Militairperſonen, falls die Beur⸗ 
laubung nicht freiwillig ift, ausgenommen, indem diefe, wenn 
ſie am Orte ihres Kommandos oder Urlaubs ſich verheirathen 
wollen, für das nach $. 60 dazu erforderliche Dimiſſoriale, dem 
dimittirenden Prediger für fih und feinen Küfter nur die Hälfte 
der im F. 101 befüimmten Gebühren, fo weit fie die Kopula⸗ 
tion betreffen, (indem die Gebühren für die Proklamation alles 
mal der dieſelbe verrichtende kompetente Geiſtliche ungetheilt 
erhält), die andere Hälfte aber dem die Handlung verrichten, 
den Geiflichen für fi) und feinen Küfter zu entrichten haben. 
Mehr als die Hälfte darf der letztere, er mag Militaire oder 
Civilgeiſtlicher fein, von den genannten Individuen nicht fordern. 

S. 104. Für die Einſegnung der Kinder der Unterofft⸗ 
ziere und Soldaten, ſo wie für deren Vorbereitung dazu, findet 
keine Remuneration ſtatt; bei den Kindern der Offiziere und 
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Beamten bleibt fie der Billigkeit und den Vermögensumſtänden 
der Eltern überlaſſen. 
. 105. Eben dies gilt auch bei Leichen⸗ oder Standreden. 
Tür Beerdigungen, bei denen ber Milirairprediger oder der mit der 
Seelſorge für das Militair beauftragte Civilgeikliche zu einer fols 
chen Rede nicht aufgefordert ift, kommen ihm keine Gebühren zu. 
Anm. 1. Das Min. ⸗Reſcr. v. 10. Mal 1834 e 
blatt 1834 p. 182 fegt feft, daß da, wo eigene Milttaltklrchhöfe 
nicht vorhanden find, rückſichtlich deren die jedesmal beſonders er- 
gangenen Feſtſetzungen getten, bei eintretender Benutzung der B. 
erbigungspläge der Civil» Kirchengemeinden, in Beziehung auf die 
Beerdigung der Offiziere und deren Angehörigen die Grundfüge 
und Obfervangen zu beobachten und diejenigen Gebühren zu mte 
richten find, welche ortsüblich und obſervanzmäßig entrichtet und 


mit Genehmigung der kompetenten Behörde erhoben werden, in 


fo weit die Militalr⸗ Kirchenordnung oder andere legale Beſtim⸗ 
mungen nicht Ierd oder allgemein ein Anderes feftfegen. 

Anm. 2. Von dem K. Krlegsminiſterio ift die mebrfältige Bes 
merkung gemacht, daß bei Begräbniſſen von Militairperfonen, 
welche außerhalb ihres Garnifonorts verſtorben find, die Koſten⸗ 
Aguidationen der Civilbehörden um ein Bedeutendes denjenigen 
Betrag überschritten baben, der auf Seiten der Milltaie+Berwale 
tung, namentlich nach ben Etatsbeftimmungen für bie Garnifons 
Lazarethe als Regel gehalten wird. Um den hieraus entſtehenden 
Schwierigkeiten rückſichtlich der Zahlungsanwelfung vorzubeugen, 
bat das K. Miniſt. der geiſtl. Angelegenheiten unterm 8. Februar 
1538 beftimmt, daß die betreffenden Drtsbehörden bel den unter 
ihrer Veranftaltung vorkommenden Begräbniſſen activer Militair⸗ 
perſonen vom gemeinen Soldaten bis zum Feldwebel incl. auf⸗ 
wärts, nicht allein die beim nádftbelegenen Garniſen Lazarethe 
etatsmäßig vorgefchriebenen Koftenbeträge fo viel als mögiich inne 
zu halten, fondern auch überhaupt alle lupuriöfen und nur einigers 
maßen vermeidlichen Ausgaben dabei zu erfparen haben, indem 
andernfalls die Anweiſung des über das wirkliche Exforderniß ger 
benden Koſtenbetrages von Seiten der Militalrverwaltung abge⸗ 
lehnt werden würde. 

8.106, Die Gebühren für Tauf⸗, Trauungs⸗, Vohten: 
und Lebens Kuleſte betragen, mit Nusſchluß des Stempels, wo 
dieſer nach g. 82 wb ift, für Unteroffigiere, Soldaten, nie- 
dere Militairbeamte und deren Angehörigen 10 Sgr. für Offiziere, 
obere Militairbeamte und deren Angehörigen aber 20 Sgr. 

Für Perſonen, deren Armuth nachgewieſen oder ſonſt dem 
Prediger bekannt ift, müſſen diefe Attefte, namentlich ſämmt⸗ 
liche zur Liquidirung der Kinderpſlege⸗ und Schulgelder für 
die dazu berechtigten Kinder belzubringende Taufzeugniſſe, da 
deren Zweck ſchon an und für d die 1 der betrefe 
fenden Individuen bekundet, imgleichen für im Felde ge⸗ 


out, Mb. v. tiri. u. Sauls Shirt, 32 
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biiebenen und geſtorbenen Militairperſonen die Todtenſcheine, 
gebührenfrei SÉ werben, 
©. Weiterbeförderung . 

$. 107. Da den Militairprebigern künftig die Ausſicht auf 
eine ehrenvolle Auszeichnung und eine bedeutende Verbeſſerung in 
Hinſicht ihres Gehalts durch Beförderung zuden Militair⸗Oberpre. 
digerftellen offen ſieht, fo ift zu erwarten, daß fie fich ihrem wichtigen 
Berufe mit um fo thätigerem und beharrlicherem Eifer widmen wer⸗ 
den. Diejenigen Diviſtons⸗ und Garniſonprediger, denen diefe Be- 
förderung nicht zu Theil werden kann, imgleichen die Prediger 
der einzelnen Militair⸗Inſtitute, haben, nach 10 Jahren treuer 
Amtsführung und unbeſcholtenen Wandels, auf eine angemeſſene 
Verſorgung durch eine gute Civil⸗Predigerſtelle Anſpruch. Eben 
fo können die Militair -Oberprebiger, wenn fie als ſolche zehn 
Jahre im Amte geſtanden haben, auf ihre Verſetzung in eine 
erledigte Superintendentur antragen. Den Regierungen wird 
hierdurch zur Pflicht gemacht, bei Wiederbeſetzung erledigte 
Superintendenturen und guter Givilpfarren, auf die gedachten 
Militairprediger und auf die fie betreffenden Empfehlungen der 
Konfiftorien befonders Rückſicht zu nehmen, worauf das Mi- 
niſterium der geiſtlichen Angelegenheiten ſeinerſeits forgfältig E 
wachen hat. Von jeder beabſichtigten Berufung eines Militairs 
anne in ein Civilamt hat die Regierung das betreffende 

onfiftorium zuvor in Kenntniß zu pen, 

Anm. et. bie Iufteuetion für die Militair- Oberprediger g. 7 ult. 
umd das Step der, v. JJ. Decbr. 1837 über die Mitwirkung 
des Mit. Oberpredigers bei der Beförderung der Mititairprediger. 

S. 108. Die nur während des Krieges, für die Dauer 
deſſelben, bei der Armee oder den Lazarethen angeftelten evans 
geliſchen and katholiſchen Geistlichen, deren Amt mit dem Ab» 
lanfe des Feld⸗Etats aufhört, haben, wenn fie in der Erfül⸗ 
lung ihrer Pflichten treu, und in ihrem Wandel untadelhaft 
befunden find, Anſpruch auf eine angemeſſene weitere Berfors 
gung, bis zu deren Eintritt ihnen die Hälfte ihres Gehalts 
als Wartegeld gelaſſen werden muß, in ſofern fie nicht in das 
vor dem Kriege gehabte Amt zurück- oder gleich in ein anderes 
übertreten. 

VII. Verhältniſſe der Militairküſter. 

8. 109. Jede Mititairgemeinde, bei welcher ein wirklicher 
Mititairprediger angeftellt iſt, erhält auch einen eigenen 
talrküſter, zu deren Stelle vorzugsweiſe halbinvalide Unterofs 
gen, welche Déi dazu eignen, beſtimmt find. Die Auswahl 
dazu geſchieht von dem Militairprediger, bei dem die Anftel- 
lung ſtattfinden fol; den von ihm Gewählten hat er feinem 
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Militair- Befehlshaber zur Beſtätigung vorzuſchlagen, welche 
dieſer nicht ohne beſondere militairiſche Gründe verweigern darf. 

Die erfolgte Anstellung wird ſodann von Seiten des Pree 
digers dem Militaies-Oberprebiger, und durch dieſen dem Sons 
fiforio, von Seiten der Militairbehörbe aber dem Militair- 
Ockonomje⸗ Departement des Kriegsminiſteriums angezeigt, da» 
mit daffelbe die Anweiſung des Gehalts und der übrigen Emor 
lumente veranlaffen fann, 

Anm, Keiegs⸗ Minſter.⸗Reſer. v. 29. April 1829. Daf die Mil 
tuirfüfter im Allgemeinen Penfions-nfpruc haben, folgt aus 
ihrer Anftelung auf Lebenszeit, fo wie aus ihrem Verhälkniſſe 
als wirkliche, nicht blos für ein Nebengeſchäft angenommene 
Beamte. Ihr Penſſone⸗Anſpruch itt nach dem Givil-Penfionss 
Reglement zu beurtheilen. An PenfionsBeitcägen zahlen fie jähr⸗ 
lich einen Thale „ $ 

$. 110. Jeder Militairküifter erhält, außer den in dem 
$. 100 u. folg. beſtimmten Gebühren, ein ſeſtes Gehalt von 
S Zhafern 10 Sgr. monatlich, oder 100 Thaler jährlich, und 
außerdem den Servis eines Feldwebels der Infantere, nebit 
einer Brodportion, im Felde aber einen monatlichen Feldzu⸗ 
ſchuß von 4 Thalern. R k 

$. 111. Außer der Beſtimmung, dem Militairprediger 
bei Ausübung feiner geiſtlichen Funktionen zu afſiſtiren, haben 
die Militairküſter noch die beſondere Verpflichtung, wenn fie 
dazu aufgefordert werden, an Ertheilung des Unterrichts, wele 
cher in den Regimentsſchulen für Unteroffiziere und Soldaten 
gegeben wird, thätigen Antheil zu nehmen, wofür ihnen, neben 
ihren übrigen Einkünften, eine verhältnißmäßige Remuneration 
aus dem Fonds der betreffenden Unterrichtsanſtalt zu zahlen ift. 

8. 112. In Sachen ihres Amts hängen die Militairki- 
fer zunächt von dem ihnen vorgefegten Mititairprediger ab: 
demnächſt ſtehen fie, gleich dieſem, unter dem Oberprediger des 
Armeekorps und unter dem Conſiſtorio der Provinz, welches 
auch bei vorfallenden Dienftvernachläffigungen oder anſtößigem 
Verhalten, ihre Korrection und Bestrafung verfügen, oder ihre 
Amtsentſetzung, nach den darüber vorhandenen allgemeinen 
Vorſchriſten, veranlaffen kann. Daß die Militairkäfter als 
Kirchendiener fih eines ehrbaren Lebenswandels und eines in 
eder Beziehung anständigen Betragens befleißigen, fo wie eis 
ner Al anſtändigen Kleidung bedienen müſſen, verſteht fidh 
von ſelbſt. 


VIII. Von den Milltairkirchen und der Verwaltung 
ihres Vermögens. 
$ 113. Die eigentlichen Militair- oder Garniſonkirchen 
find Eigenthum des Staats, und flchen ausſchließlich unter 
EM 
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dem landesherrlichen Patronate, ihre Unterhaltung ift daher, 
da die Mitglieder der Militairgemeinde nicht zu Beiträgen da- 
für herangezogen werden dürfen, in allen denjenigen Fällen, 
wo die Einkünfte des Kirchen Aerariums nicht dazu ausreichen, 
auf Koſten des Staats zu bewirken. In ſoweit die desfallſi⸗ 
en Ausgaben für einzelne Kirchen nicht bereits etatsmäßig 
fundirt find, erfolgen felbige aus dem beſonders dafür gebilde⸗ 
ten Titel des Militair⸗Etats, der nach dem wirklichen Bedürf⸗ 
niſſe D dotiren if, ` 

a8 Kriegeminiſterkum, welches innerhalb der Vorſchrif⸗ 
ten des Landrechts die Obetauſſicht über die Verwaltung und 
Verwendung des Kirchenvermögens und der Kirchenrevenüen 
führt, hat jedoch die Pflicht, darauf zu achten, daß demſelben 
dieſe Laſt nur da aufgebürdet werde, wo die Einkünfte der 
einzelnen Garniſonkirchen nicht zur Beſtreitung der Unterhalt- 
tungskoſten hinreichen. ` 

$. 114. Zum Behuf dieſer Verwaltung foll bei jeder 
Garniſonkirche, wo es nicht bereits geſchehen iſt, und wo es 
nicht bei der hergebrachten Berſaſſung verbleiben, oder dieſe 
mit dem Geiſte der jetzigen Ordnung nicht in Einklang gebracht 
werden kann, ein Kuratorium oder Kirchencollegium aus drei 
Perſonen gebildet werden, nämlich: 

a) dem erſten Kirchenvorſteher und erſten Kaffencurator, befe 
ſen Stellen überall dem Commandanten, oder dem die Be⸗ 
fugniſſe deſſelben ausübenden Befehlshaber der Garniſon 
zusteht, vorausgeſett, daß derſelbe nicht katholischer Confef- 
fion it, in welchem Falle er unter den höhern Offizieren 
der Garniſon einen Stellvertreter zu ernennen bats 

b) dem zweiten Kirchenvorſteher und Kaſſencurator, welches 
ſtets der Garnifonprediger, oder der nach $. 39. die Funk⸗ 
tion eines ſolchen ausübende Militairprediger fein muß; 

c) dem dritten Kirchenvorſteher und Rendanten, wozu ein 
rechnungsführender Offizier, oder, nach Befinden der Um⸗ 
ſtände ein am Orte permanent ſtationirker Beamter der Mi- 
litatroerwaltung gewählt werden kann. 

Die Vorſchläge zur Bildung dieſes Kirchencellegiums ges 
hen durch den Kommandanten an das Generalkommando, wel⸗ 
ches dem Kriegsminiſterio darüber Bericht erſtattet. 

$. 115. Die Functionen der zwei erſten Kirchenvorſteher 
beſchränken ſich auf die Oberaufſichtz fie haben darauf zu ade 
ten, daß das Vermögen der Kirche gehörig fider geſteüt, die 
Einnahmen eingezogen und zum Aerarlo gebracht werden. Sie 
revidſren monatlich die Rircentafe, zu der jeder der drei Kirs 
chenvorſteher einen beſondern Schlüſſel hat, und die daher nur 
im Beiſein Aller geöffnet und wieder geſchloſſen werden darf; 
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eben fo controlliren fie die Buchführung, beſeitigen die etwani⸗ 


gen Mängel und berathen gemeinſchaftlich mit dem Rendanten 
über die Unterbringung der Kapitalien, ſo wie die in Antrag 
zu bringenden nothwendigen Reparaturen und Anſchaffungen, 
indem zu der ihnen anvertrauten Verwaltung des Kirchenver- 
mögens auch die Aufficht über die Kirchengeräthe und das ganze 
Kircheninventarium gehört. x 

Der Rendant beforgt ſeinerſeits die Einnahmen und Auss 

eben, fo wie die Buchführung und Rechnungslegung, auf 
rund jener und der von ihm zu ſammelnden Beläge. Alle 
diefe Functionen müſſen als Ehrenämter betrachtet, und daher 
unentgeltlich verrichtet werden. In Hinſicht der den Vorflchern 
obliegenden SBertretungsverbindlichkeit kommen die allgemeinen 
geſetzlichen Beſtimmungen, namentlich die des $. 623. Th. II. 
Tit. 11. des Allgemeinen Landrechts, zur Anwendung. 

$. 116. Die Ausgaben dürfen übrigens, wo es auf Ane 
schaffung von Geräthſchaften, auf Reparaturen und Bauten 
der Kirche und Kirchengebäude ankommt, fie alfo nicht zu den 
gewöhnlichen und feſiſtehenden kleinen Ausgaben gehören, welche 
ohne weitere Autoriſation beſtritten werden können, nicht eher 
gemacht werden, als bis folde der Intendantur des Corps 
vorgelegt worden find, welcher es obliegt, ihre Zuläſſigkeit 
nach den beſtehenen Vorſchriſten zu prüfen und feftzufelfen, 
oder aber, wo Sich Vorſchriſten nicht ausreichen, die Ausgabe 
jedoch gehörig gerechfertigt wird, dazu die Genehmigung des 
Kriegsminiſterii einzuholen. 

§. 117. Was die Reviſion der Garniſonkirchenrechnungen 
betrifft, fo gehen Diejenigen, welche nach ihrem Betrage und 
den desfalls beſtehenden oder noch zu erlaſſenden Vorſchriſten 
nicht zum Reſſort der Oberrechnungskammer gehören, an das 
betreffende Generalkommando Decharge, nachdem vorher 
die Intendantur dieſelbe vorbereitet und die Riviſton bewirkt hat. 

Die Decharge wird demnächſt von der Intendantur con- 
tsafignist und von ihr dem kommandirenden General zur Wolle 
ziehung vorgelegt. Daß das Kriegsminiſterium ſowohl befugt 
wie verpflichtet ift, fih von dem Zuſtande des Kirchenvermö⸗ 

end und den laufenden Einnahmen und Ausgaben, durch Ein. 

Kar der Rechnungen und periodiſch einzufordernde Ueberſichten, 
in Kenntniß zu erhalten, folgt aus dem im . 143. Geſagten. 

$. 118. Wegen Ausübung des Patronats der Garniſon⸗ 
kirche zu Berlin und der Gof- und Garniſonkirche in Potsdam, 
wegen Verwaltung ihres Vermögens und ſonſtiger Verhältniſſe, 
fol ganz in der bisherigen herkömmlichen Art verfahren und 
darin nichts geändert werden, fo wie überhaupt die Beſtim⸗ 
mungen dieſer Militairkirchenordnung bei jener Hof und Garr 
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niſonkirche nur in ſoweit Anwendung finden, als fie mit den 
für dieſelbe und die dortigen Militairkirchen und Schulanſtalten 
beſtehenden, oder künftig erfolgenden, beſondern, landes herrli⸗ 
chen Vorſchriften vereinbar find, 

$. 119. Bei den Civilkirchen, welche von den Militair⸗ 
gemeinden benutzt werden, kann von einem Militairkirchenver⸗ 
mögen nur in fofern die Rede fein, als, in Folge des mit der 
Civilgemeinde Statt findenden Abkommens, die während des 
Mit 5 angeſtellten Sammlungen nicht dem Kire 
chenaer⸗ zuſtießen oder obſervanzmäßig eine andere Beſtim⸗ 
mung haben, ſondern ausſchließlich zum Beſten der Militairge⸗ 
meinde verwendet werden, in welchem letztern Falle über deren 
Verwaltung und Verrechnung nach Maaßgade der Umſtände 
vom Kriegs miniſterio zu beſtimmen iſt. Zu den perſönlichen 
Parochiallaſten und Beiträgen, von welcher Art fe auch fein 
mögen, dürfen übrigens die Mitglieder der Militairgemeinden, 
ohne Unterſchied, ob fie an dem Civilgottesdienſte Theil nebe 
men oder für fie befonderer Militairgottesdienſt in der Civil- 
kirche abgehalten wird, auf keinen Fall herangezogen werden, 
vielmehr find fie bei allen ſolchen nach den allgemeinen Lan⸗ 
deögefegen von den Mitgliedern der Gemeinden perſönlich zu 
leistenden Beiträgen von Militairfonbs zu vertreten. 

5. 120. Bei den dem Militair und Civil mit gleichen 
Befugniffen E gottesdienſtlichen Benutzung eingeräumten oder 
fogenannten Siaultankirchen it, wenn in Folge dieſes Simul- 
taneums, ein gemeinfcjaftliches Kirchenvermögen vorhanden ift, 
auch die Verwaltung deſſelben einem gemiſchten Kirchenkollegio 
zu übertragen und nach Maaßgabe der Umſtände, wo ſolches 
noch nicht feſtſteht, von den Minifterien der geiſtlichen Angele⸗ 
genbeiten und des Krieges gemeinſchaftlich zu beftimmen, ob 
die Nevifion und Dechargirung der Rechnungen der Militaire 
verwaltung oder der betreffenden Regierung zufallen, und nur 
ein Exemplar der jedesmaligen Rechnung, nebft einer beglau⸗ 
bigten Abſchrift des Abnahıneprotofoll, an die Intendantur 
des Armeekorps eingefandt werden Tt. 


Die Minifterien der geiſtlichen und Unterrichtsangelegen⸗ 
heiten und des Krieges find beauftragt, die vorſtehende Milie 
tairkirchenordnung, Datt des hierdurch aufgehobenen Militair- 
Kirchenreglements vom 28. März 1811, in der ganzen Monar- 
chie zur Ausführung zu bringen. 

Berlin, den 12. Februar 1832. 

Friedrich Wilhelm. 
Frh. v. Altenſtein. v. Hake. 


Vierzehnte Abtheilung, 


Stempel: Tarif 
vom 7. März 1822. 
(Geset- Sammlung 1822. Sete 73.) 


Allgemeine Vorſchriften bei dem Gebrauche beffelben. 


1. Enthält KS lass ftem- 

ichtige Gegenftände oder e; fo ag des 
Eeer jeden dieſer Gegenſtände und jedes dieſer Geſchäfte 
nach den darauf Anwendung habenden Vorſchriften beſonders 
zu berechnen, und die Verhandlung mit der Summe aller bier 
ſer Stempelbeträge e belegen, in fofern 
der nachſtehende Tarif nicht ausdrücklich Befreiungen für befon- 
dere Fälle dieſer Art enthält. 

Anm. Justiz Min. -R. v. 10. Jun! 1831 (v. K. Jahrb. Bb. 37. 
©. 30): Zur Anerkennung des Ceſſionars Seitens des 
debitoris cessi, wenn Diefelbe mit der Ceſſion in einer und der: 
feiben Verhandlung erfolgt, bedarf es, außer dem Ceſſionsſtempel 
von 15 Sgr. keines beſonderen Stempels. 

2. Wenn der Stempel tarifmäßig in einem Prozentſatze 

u entrichten ift: fo wird der Betrag deſſelben blos nach dem 

the des Gegenſtandes, gemäß §S. 4—11 des Geſetzes bes 
rechnet. Da indeſſen nach F. 35 der niedrigste Stempelbogen 
fünf Silbergroſchen koſtet: fo muß ein folder Stempelbogen 
wenigstens zu jeder ſtempelpfichtigen Verhandlung genommen 
werden, wenn auch der vorgedachtermaßen berechnete Betrag 
des Stempels Sande ausfällt. Desgleichen ſteigt der Betrag 
der höheren Stempel von fünf zu fünf Silbergroſchen, weil 
das käufliche Stempelpapier nur nach dieſen Abſtufungen ſteigt. 

Es wird baber, wenn der berechnete Betrag des Stempels 

fünf Silbergroſchen überfteigt, aber nicht über zehn Silbergro⸗ 

ſchen hinausgeht, ein Stempelbogen von zehn Sülbergroſchen; 
wenn der berechnete Betrag des Stempels zehn Silbergroschen 
überſteigt, aber nicht über funfzebn Silbergroſchen hinausgeht, 
ein Stempelbogen von fünfzehn Silbergroſchen; wenn der bes 
rechnete Betrag des Stempels fünfzehn Silbergroschen über⸗ 
feigt, aber nicht über zwanzig Silbergroſchen hinausgeht, ein 
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Stempelbogen von zwanzig Silbergroſchen u. f. w., zu jeder 

Summe auſſteigend, für Alles, was den Satz des käuflichen 

Stempelpapiers überfteigt, der zunächſt um fünf Sülbergro⸗ 

ſchen höhere Betrag an Stempelpapier genommen. 

Abſchriften, beglaubigte. 15 Sgr. 

Sf jedoch zu der flempelpflichtigen Verhandlung ſelbſt nur 
ein geringerer Stempel nöthig geweſen, ſo bedarf es deſſen auch 
nur zu den beglaubigten Abschriften. 

Anm. 1. Refer. d. Fin.⸗M. v. 1. Oktbr. 1823 UI. 17858: J. 
des einzelne Beglaudigungs⸗Atteſt erfordert . Stems 
pe. Wenn jedoch hinter einander geſchriebene Copien mehrerer 
Urkunden durd ein und daffelbe hinter die legte Copie gefchtes 
Atteſt beglaubigt werden, fo bedarf es alsdann zu dieſem auch nur 
Eines 15 Sgr. Stempels. (Schmidts Commentar zu den Pr. 
Stempelgefegen. Berlin 1838. S. 106). 

2. Nach $. 14 und 24 des Befeges muß auf allen beglaubigten 
Abschriften, Dupficaten und Ausfertigungen ftempelpflichtiger Ber- 
bandiungen ausbrücküch der Betrag des Stempels bemerkt werden, 
welcher zu der Hëft oder der außgefertigten Verhandlung ger 
braucht, oder derſelben caffiet beigefügt worden iſt. Iſt biefes nicht 
gefehehen, fo tritt eine Drdnungsftrafe von / Ehle ein. 

$. 13 des Geſetzes. Werden von elner Verhandlung 
verfchiedene Exemplare ausgefertigt, fo wird der tarifmäßige 
Stempel nur zu einem derſelben und zwar in der Regel zu 
dem Hauptexemplare angewandt; zu den übrigen Exemplaren 
aber wird blos 818 Stempelpapier gebraucht, das tarifs 
mäßig zu beglaubten Abfepeiften ſiempelpflichtiger Verhandlun⸗ 
gen erfordert wird. — 

Atteſte, amtliche, in Privatſachen . 15 Sgr. 

Zeugniſſe, welche, von wem es auch fei, nur allein zu 
dem Zwecke auögeftellt werden, um auf den Grund derſelben 
ein amtliches Stef ausfertigen zu laffen, find keinesweges 
ſtempelpflichtig. 

Anm. V. d. O.. G. zu K. v. 28. Novbr. 1827 (Amtsbl. S. 320); 
Amtiche Atete, wenn fie zu ffempelfreien Verhandlungen erfor 
dert werden, find ebenfalls flempelftei- 

Une amtlichen Atieſte, welche nur deshalb ausgefertigt 
werden, damit der Inhaber ſeine Berechtigung zum 0 
von Wohlthaten, Stiftungen und anderen Dispofitionen für 
Dürftige dadurch nachweiſen könne, find ſtempelfrel. 

Anm. 1. Daß dergleichen Berhältniffe Statt finden, darf niemals 
vorausgefest oder auf Verſicherung der Ertrahenten angenommen 
werden; nur durch Neguifition und Beſcheintgung der Gerichte, 
ober dazu befugter Aominiftcationsbehörden, gelten dergleichen 
Verbältniſſe für erwiesen; in allen andern Fällen haben die Prez 
diger die Geburts⸗, Tauf , Trauungss, Todten⸗ oder Beerdi⸗ 
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wins gegen bie Ertrahenten ſtempelpflichtig zu erklären, 
Sen, 2. Wie b. re, TC, 

Anm. 2. Befanntm. d. Prov. Steuer- Direkt. z. K v. 25. Juni 
1897 (K. Amtebl. 1827. ©. 161. G. Amtsbi. S. 630.) und 
des Prod. Steuer» Dirskt. v. Weſtpr. v. 9. Juli 1827 
Dang. Amtsbl. 1827. S. 277; Marienw. Amtsbl. S. 250) be- 

immen auf Grund der E.-D. vom 16. Januar u. d. Fin. -M. 
Seier, v. 27. Januar 1827. III. 3331, daß 
1) die Stempelfreiheit der Kirchen, Armenanſtalten, Waiſen⸗ 
bänfer, milden Stiftungen, Schulen, Univerfitäten, desgleichen der 
Strafe und Befferungsanftalten, wie ihnen folde durch bie Dez 
claration vom 27. Juni 1811 S. 4 eingeräumt worden, ſich auf 
die Zuwendungen, welche ſolchen Inftiruten durch Schenkungen 
oder lehwillge Betordnungen anfallen, erftrede, und deshalb nach 
F. 3. lit 1. des Stempelgeſtzes v. 7. März 1822 noch fortdauere; 
daß auch 

2) von den Vermäcztniſſen zur Austheitung an Arme eine 
Stempelſteuer nicht zu erheben feis 

Anm. 3. Refer, d. Min d. geiftl. ı. Angl. u. d. Finanzen 
v, 30. Juli 1831 (v. K. Ann. 1831. S. 563 ): Aerztliche Benge 
miffe, wache die fih zur Prüfung meldenden Element. Schul 
amts+Canbdidaten über ihren Gefundpeitszuftand beizubringen 
haben, ferner Zeugniffe, welche dieſelben fiber die genoſſene Erzie⸗ 
bung und Bildung überhaupt und Über bie Vorbereitung zum Shul- 
om insbeſondere, und Seuznſſe der Ortsbehörde und des Pfar⸗ 
rers über den bisherigen unbefdpoltenen Lebenswandel und über die 
religije und merde Qualification zum Schulamte, auch über 
das Lebensalter einreichen mifen, find ale Zeugniſſe, welche nur 
Sait der Prüfung und zu dem Swecke des in Folge derſelben 
auszuſtellenden amel. Qualificationg=ttefte erthellt worden, ftenz 
pelfteis wogegen zu dem Prüfungszeugniffe It ein 15 Sgr. 
Stempel erforderlich it. (Nach De Reſe v. 15. Novbr. 1839 
Centeal⸗ Bl. 1839. S 40 — gelten diefe Beftimmungen auch für 
diejenigen Zeugniſſe, welche von den zur Aufnahme in die Shul- 
lehrer⸗Seminarien fih metdenden Schulumts⸗Aſpiranten gefor⸗ 
dert werden. 

Anm. 4. B. d. R. zu K. v. 31. Auguſt 1830 (Amtsbl. 1830. 
©. 274.) erklärt die Geſundheitsatteſte, welche für die Schulleh⸗ 
ver, zum Bebufe ihrer Aufnahme in die Schultehrers, Willwen⸗ 
und Waifen-Unterftügungsanftalt ausgefertigt werden, für ſtempel⸗ 
frei. Die Gelſtlichen baten für die auszuſtellenden Taufſcheine 
keine Gebühren zu fordern; die Tauffcheine ſelöſt aber find nicht 
ſtempelftei. Der Arzt erhält nach der Tare v. 21. Juni 1815, 
Abschnitt 1 Pos. 20, für das Atteſt 10 Sgr., da die Elementarz 
Schullehrer in der Regel zu den Unbemittelten zu rechnen find 
(vergleiche Nefeript vom 31. Juli 1827. Gumbinner Amtsblatt 
1827, S. 844). 

Anm. 5. Refer. d. N. b. geiſtl. x. Angel. v. 18. Jan. 1830 
(0. K. Ann. 1830. S. 175): Mur ärztliche Tue in Privatjas 
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chen find fampelpflichtig; dazu gehören aber die der Aerate und 
und Jk nicht, KN dieſe nach dem bei Made Bd. 8. 
S. 612 abgedruckten Refer. vom 16. Januar 1806 beine Be⸗ 
amte find. 

Hlaſichts der Phpfiker und Kreis- Chirurgen ift zu unterfcheis 
den, ob der Ertrahent von ihnen ein amtl. Seugniß begehrt, oder 
ae eines Eër. $ erhalten 
wünscht; denn auch der Pöpfikus ift nicht nur Phnfiter, fonbern 
auch approbieter un, der Kreischirurgus nicht nur Kreischirurgus, 
fondern ag. apprebirur Toun. Im ob Sale, nämlich 
wmn das Zeugnig ein amtliches, muf die Namensunterſchrift, 
der Amtscharakter und das Amtsfiegel beigefügt, und ein Stem⸗ 

zel adhibirt werden. Im letztern Falle dagegen ift das Atteſt nicht 

pflichtig und der Ausſteller hat, anſtatt des Amtscharakters 
und des Dienflfisgels nue feine Eigenschaft als eines approbirten 
SE oder Wundarztes zu bezeichnen und feines Privatfiegels fih 
ju bedienen. 

SE 6. Finanz⸗ M. Im. v. 7. April 1832 (v, K. Ann. 1833. 
S. 217): Wenn der Atteſtausſteller durch Beifügung feiner amtl. 
Firma zu erkennen giebt, daß er das Zeugniß nicht in feiner Qualität 
als Arzt, fondern als Medizinalbeamter ausgeſtet babe, fo ift die 
Bedingung zur Forderung des Atteſtſtempels vorhanden, wenn es 
auch der Sache nach nicht dieſes, ſondern eines Privatzeugniſſes 
bedurft Hätte. Die Belfägung der Amtefirma entſcheidet übrigens 
für die Stempeipflichtigteit des Atteſtes, wenn auch nicht das 
Amtöfiegel beigebrudt ift- 

Alle Atteſte, welche die Pfarrer von Amtswegen in Bezug 
auf kirchliche Handlungen ertheilen, mit alleiniger Ausnahme 
der Geburts oder Taufe, Zrauungs- und Todten- oder Be- 
erdigungsſcheine, bedürfen keines Stempels. 

Anm. 1. Conſiſt.⸗Citc.⸗ Verf. v. 14. Febr. 1828 beſtimmt, 
hinſichts der Stempelfeeibeit der Artefte: ba aber nach $. 12 des 
fraglichen Gafege® es nicht unbedingt unterfoge iſt, zu ſtempel⸗ 
pflichtigen Verhandlungen den Stempel aufzubringen, fo muß, 
wenn der Ertrahent eines ſolchen Zeugniſſes es niche vermag, das 
Stempalpapier gleich zue Stelle zu fchaſſen, von den Predigern 
in einem Atteſte bemerkt werden: „Im Sinne des 8. 12 
des Stempelgeſebes vom 7. März 1922 ift dem Ektra⸗ 
henten die Belehrung gegeben: den Stempelbogen für 
15. Oge innerpalb 14 Fagen nashzubringen und non 
der Behörde oder dem Stempelverkbeiler, wo bas 
Stempelpapier gelöfet worden, mit Buchſtaben ausge⸗ 
Irisben, Befainigen am laffen, Bap der Stempel su 
andeem Gebrauch üntüchtig gemacht und dem Atteſt 
umgefhlagen, aud an weidem deen foldes gef@ehen 
fei; Alles bei Vermeidung der gedenilichen Stempel- 
ſtrafe.“ — Wo die Stempelbefreiung auf Atteſte oder Requiſi⸗ 
tionen der Gerichts ober gëf Behörden angefprochen 
wird, führen die Prediger in den Atteſten den Grund der Befrei⸗ 
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ung, fo wie die ihnen zu den Acten eingefleferten Zeugniſſe oder 
Requifitionen nach Behörden und Datum, ausdräcklich an. 

Anm. 2. K. Amtsbl. v. 1827. S. 104 wiederholt die Stempel- 
und Sofienfeeibeit der Todtenſcheme verstorbener Penfionairs und 

mueliden, wobei, wenn dergleichen Todtenſcheine für Beamte, 

jartegelber Empfänger oder Penfionaite ausſchlicglich fr den 
Zwack bt werden, um darauf die Sterbe⸗ und Gnaden monate 
zu Uguidiren und zur Belegung der Kaſſentechnungen verwendet 
au werden, der Ausſteller ausdrücklich zu bemerken har: „Stem⸗ 
pelftel, Bebufs der Liquidation der Beſoldung oder der Penſion 
aus dem Einkommen des Berſtorbenen für den Stetbe⸗ und 
Gnadenmonat.“ 

Diejenigen Atteſte, welche bei öffentlichen Kaffen als Rech ⸗ 
nungsbelag wegen Zahlung der Wartegelder und Penſionen, 
von den Empfängern eingereicht werden müſſen, ſind 
ſtempelſrei. S 
Anm. 1. Refer, d. Finanz- M. v. 26. Auguft 1825.00. K 

Ann. 1825, S. 623; bekannt gemacht durch d. Prov. -Stene 
Dirett. zu Keuigeb. unter d. 10. Mai 1827, K. Zeg, 18: 
S. 127 u. G. Amtsbl. 1827. S. 597 u. dem Prev. Stier. Of 
reft. von Weſpreußen unter dem 20. April 1827, M. Amtsbl. 
©. 187. O. Amtsbl. S. 180) beftimmt: Daß zu Dauanahme⸗ 
Atten, wenn fie nicht für den Entrepreneur oder Lieferanten, 
fonden zur eignen Notiz der Behörden ertheilk werden, bloß zu 
dem Zwecke, um zu bemeifen, daß 

aj bee mit der Leitung oder der Kufficht des Baues beaufe 
tragt geweſene Beamte, fid) in den Schrank en feiner Befugniß 
gehalten, und fid keine eigenmſchtige Abweichungen gegen den rez 
Siren und genehmigten Anfchlag erlaubt hat, oder 

b) daß die für die Ausführung berechneten Koften nothwendig 
geen, und dazu verwendet worden find; der fonft gewöhnfiche 

tempel von 15 Sar. nicht erforderlich fl. 

Anm. 2. Finanz⸗ R. o. 20. Decbr. 1827 (v. K. Ann. 
1828. ©. 59): zur Befeitigung der durch das R v. 20. Aug. 1825 
serogten Zweifel wegen Stempeipflichtigteit der Bau -Abnahme 
Attefte, fo wie der Adlieſerungs⸗ ube bei Lieferungs- Kontraf: 
ten, wird beftimmt, daß es bei dergl. Sr zur Beurtheilung 
ihrer Stempelpflichtigkeit auf die Beranlaſſung zur Erthei⸗ 
lung derfelben ankommt. Liegt diefe in der beſkehenden Berz 
faſſung dergeſtalt, daß die Kaffe dergleichen Zeugniſſe jeden Falls 
gur Sufifikation iber Rechnungen bedarf, und ift affo der Grund, 
weshalb diefelben ausgeſtalt worden, nicht in dem Peivntintereffe 
der Entrepreneurs oder Lieferanten, fonden in den bestehenden 
Verwoltungsvorſchrilten zu fuchen, fo bleiben biefelben Lempelfrei, 
und es kann felbft die zu dem Contrakte übernommene Bedingung, 
welche den Entrepreneur verpflichtet, dergl. Zeugniffe von einem 
dazu ihm ausdrücklich bezeichneten, vom Stage für dieſen Zwack 
beſtelten Beamten beizubringen, indem dergl. Bedingung nicht zus 
nächſt das Intereſſe des Enkreprenneurs oder Lieferanten, fonden 
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vielmebe dag Jutereſſe der Verwaltung zur Erfüllung der beſtetenden 
Berfaffung bezweckt die Otempeipflichtigkeit nicht begründen. Werden 
dagegen jene Jeugniſſe außer jenem Berheltniſſe von dem Entrepreneur 
ober Lieferanten zur Erreichung feiner Privatzwede ertrahitt, indem er 
3. B. dern bedarf, um Dé mit feinen Zheilnehmern auseinander 
zu _fegen, oder andertweite Anfprfiche zu verfolgen, fo unterliegen 
biefelben dem Stempel von 15 Sgr- 


Anm 4. B. d. R. z. G. v. 9. Mai 1829 (Amtsbl. 1820 S. 566): 
Von dem SC Miniſterio des Innern ift auf den Grund 
ner ergangenen Anfrage mittelſt Bafina vom 31. Juli v. J. 
entſchieden worden, daß die Geſuche und Atteſte, weiche die Berz 
heitathungen junger Milltairpflichtigen betreffen, ſtempelpflichtig 
find. Nur die Taufscheine, weiche zum Debut des Ausweifes 
über die Militalcpflchtigket und alſo zum Gefhäfte der Exfag- 
aushebung erforderlich find, gehören zu den im Stempelgeſehe 
F. 3. Mit. e bezeichneten Verhandlungen, welche ſtempelftei 
fein follen. 

Anm. 5. Nach F. 3. litt. e des Geſetzes find diejenigen Atteſte ſtem⸗ 
pelftei, welche wigen Beſtimmung des Betrages öffentlicher Ab. 
gaben und Einziebung derfelben, wegen Eintritt in den Kriegedtenſt 
und überhaupt wegen Leiſtungen an den Staat in Folge allgemeir 
ner Vorſchriften beigebracht werden müſſen. — 


Stempelfrei find alfo: 
Atefte für Leute über 60 Jahre, wegen Klaſſenſteuer⸗Be⸗ 
freiung, 


Bauabnahme Atteſte, welche zur Notiz der vorgefegten 
Behörden ertheilt werden, 


Beſcheinigungen über bezahlte Stolgebühren, 
Gonfirmations ſcheine, 
Dimifforialien, 


Gefundheitsattefte, Behufs der Aufnahme in die Witt- 
wenkaſſe, 


Proklamations-Atteſte, 


Taufſcheine ganz armer oder ein noch nicht Funde Thaler 
betragendes Vermögen beſttender Minorennen. (Vergl. V. 
d. Reg. zu K. v. 16. Januar 1822 Amtsbl. 1822 S. 43). 


Taufſcheine für Cantoniften, Behufs der Cantons, Reviſton. 
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Tauf, und Todtenſcheine, welche Behufs der nachzuſu 
chenden Unterſtützung verwaifeter Soldatenkinder, aus dem 
Fonds des Königl. Militair -Waifenhaufes zu Potsdam, auf 
Verlangen der hinterbliebenen Wittwen oder anderer Bers 
wandten, erteilt werden; (vergl. Verord. d. Reg. zu K. v. 
7. Febr. 1822 Amtsbl. S. 77.) 

Taufe, Trauungs⸗ und Todtenſcheine, welche Behufs 
des Einkaufs in die Wittwenkaſſe oder zur Erlangung der 
Wittwenpenſion gebraucht werden. 

Todtenſcheine verſtorbener Penſionairs und Invaliden, 

Taufſcheine Behufs der Confirmation, 

Lebenszeugniſſe für Penfoniften, 

Quittungs, Mecognitionsattefte der auf Wartegeld oder 
Penfion stehenden Perſonen, £ 

Taufſcheine, die den Zweck haben, dem einen Elternpaare 
SE fiebenten Sobne das von des Königs Melee ver⸗ 
bießene Pathengeſchenk zu verſchaſfen, oder hilfsbedürftigen 
Eltern von fieben und mehreren Söhnen, gewiſſer Wohl⸗ 
thaten theilhaftig zu machen. 

Die Exlaubnißerchellungen zur Vornahme kiechlicher Hand 
lungen von Geiſtlichen einer andern Gonfeffion als derjenigen, zu welcher 
der Eingepfarrte gehört. (Finanz Minift.-Refer. v. 7. Scptbr. 1842. 
MnD. 1842 S. 354.) 

Auctionsprotofolle Ein Drittheil Prozent des reis 
nen Ertrages der Löſung. Der behörige Stembelbogen muß 
binnen drei Tagen nach dem Schluſſe der Auction dem Pros 
tokolle beigefügt, dazu Eaffirt, und daß foldes geſchehen, auf 
dem Protokolle ſelbſt vermerkt werden. = 

$.7 des Geſetzes. Der Stempel zu Auktionsprotokollen 
iſt nach beendigter Auktion nach dem reinen Ertrage der Lö⸗ 
fung zu bestimmen. — Gehört der Gegenſtand der Auktion 
nicht zu einer einzigen Vermögensmaſſe, ſondern mehreren 
in keiner Gemeinſchaft ſtehenden Theilnehmern; fo it der 
Stempel nach den beſondern Antheilen eines Jeden derſelben 
am Löſungsertrage zu berechnen. 

Ausfertigungen, amtliche, in fo fern fie hier nicht beſon⸗ 
ders taxirt worden, nach dem Ermeſſen der Behörden 15 Sgr. 

z oder auch nur 5 Sgr. 

Der Stempel von 15 Sgr. ift für Ausfertigungen in der 
Regel zu gebrauchen. Der niedrigere Stempel findet nur 
fatt, wo die Verbältniffe des Empfängers oder die Gering⸗ 
fügigkeit eines nicht nach Gelbe zu Eden Gegenſtandes 
die Ausnahme beſonders begründen. 
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Bloße Benachrichtigungen der Behörden an die Bitt- 
feller, wodurch ihnen nur vorläufig bekannt gemacht wird, 
daß ihr Geſuch eingegangen fei, und fie darauf Beſcheid zu 
gewärtigen haben, d obne Stempel zu erlaſſen. — 

Beſcheide derjenigen Staats- und Communal- Behörden 
und Beamten, welchen eine richterliche und polizeiliche Ge- 
walt oder die Verwaltung allgemeiner Abgaben anvertraut 
iſt, auch in ihrer amtlichen Eigeuſchaft an ſie gerichtete Ge⸗ 
ſuche, Anfragen und Anträge in Privatangelegenheiten, ſind 
dagegen in der Regel für ſtempelpflichtige Ausfertigungen zu 
achten, wenn fie eine Eniſcheidung und Belehrung in der 
Sache ſelbſt enthalten, welche dem Bittſteller darauf zuge- 
fertigt wird, fie mögen nun in Form eines Antwortſchrel⸗ 
bens, einer Verfügung, einer Decretsabſchrift oder eines auf 
die zurückgehende Bittſchrift ſelbſt geſetzten Decrets erlaſſen 
werden. 

In wie weit beſondere Gründe eine Ausnahme von dies 
fer Regel rechtfertigen und eine ſtempelfreie Beſcheidung auch 
in den vorgedachten Fällen veranlaſſen können, bleibt dem 
bingen Ermeſſen der Behörden anheimgeftellt, 

Anm. K. O. v. 18. Novbr. 1828 (Geſ.⸗S. 1829 S. 10): Der 
Stenpotarif unter den Rubriken „amtliche Ausfertigungen und 
„Geſuche“ hat den Gebrauch des Stempelpapierd nur davon abs 
Beni gemacht: daß die Behörde, vor welcher ein an Dä ſtempel⸗ 
He Gegrflanb ele reel ben. det wird, die ep 
liche Eigenſchaft einer richterlichen, einer polizeilichen 

oder einer abgabenverwaltenben Behörde befige, nicht 

aber davon, daß fie auch in der Eigenfdaft einer (lch en 
Behörde auf das von ibe verhandelte Geschäft amtlich einge- 
wirkt habe. Bei dieſen dreien Gattungen amtlicher Behörden ift 
hiernach dae Gebrauch des Stempelpapiers zu allen an fid 
ſtempelpflichtigen Verhandlungen, ohne Unterſchled 
des Gegenſtandes, im Geſehe vorgefchrieben. 

Auszüge aus den Acten, öffentlichen Verhandlungen, amtlich 

übrten Büchern, Regiſtern und Rechnungen, wenn fie für 

welpen auf ihr Anſuchen ausgefertigt werden 15 Sgr. 

Berichte, welche von gerichtlichen und Verwaltungsbehörden 
an ihre Vorgesetzte erſtattet werben, find auch dann, wenn 
fie Privatangelegenheiten betreffen, von Stempelgebühren frei. 

Beſcheide, schriftliche, wie Ausfertigungen. 

Beſchwerdeſchriften ſſehe Geſuche. 

Beſtallungen befoldeter Beamten . 15 Sgr. 

— unbeſoldete⸗ . -o frei, 
Anm. Refer. der Miniſt. der geith ıc. Angel. u. d. Finan⸗ 

zen v. 30. Suli 1831 (o. K. At. 1887 © 609): Bu der Der 
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Dien ober dom Beftftigunge-Deerete der Elementar Schulehtet 
ift der Stempel von 15 Sgr. zu verwenden. 

Beſtätigungen, ſofern für beſondere Gattungen derſelben 
nicht ein ee Tariſſatz ſtattfindet, wie Ausfertigun⸗ 
en f. dieſe. 

di E v. 14. Februar 1834: Die Verhandlungen, worin 
die den Richens und Schulderwaltungen vorgefegte Amts beherde 
Wee Beftätigung oder eigentlich Genehmigung zu Verträgen über 
Veigesverhältniffe der Kirchen und Schulen ausdrückt, unterlegen 
dem Ausfertizungsſtempel nicht. 

Bittſchriften f. Geſuche. 

Cautionsinſtrumente 


Contracte ſ. Verträge. 

Copulationsſcheine, Trauungsſcheine, wie amtliche 
Atteſte, ſ. Atteſte. 

Beg „„ 
fie find ſtempelfrei. wenn der Rendant weniger als 50 Thlr. 
für die Führung der gelegten Rechnungen bezieht. 

Decrete, wenn fie ftatt Ausfertigungen dienen, vie diefe |. 
Ausfertigungen. e 

Depoſital⸗Extracte oder Depofitenfcheine, wenn fie bie 
9 von Quittungen vertreten ſ. Quittungen, fe 
DE ER EE 

Duplicate von ſtempelpflichtigen Handlungen wie beglaubigte 
Abſchriften f. Abſchriften. 

Eheverſprechen, ſchriftlic he. . 15 Sgr. 

Eheverträge . 2Rhle 

Anm. Juſtiz⸗M.⸗Reſ⸗ Mai 1834 (v. K. Jahrb. Bb. 43 
S. 579): Bu Ehe- und Erdderträzen ift nur alsdann ein Stempel 
von 2 Thlr. zu verwenden, wenn der Vertrag formelle Gültige 
keit bat, d. be cue vor einem Juſtipkommiſſarius und Noz 
tar, oder vor Schulen und Schöppen (8.83 Il. 1. A. L. R) 
errichtet ift; ein formell umglitciges Ehegelöbnig kann nur ale eine 
bloße Unterhandlung erachtet werden (8. 91 I. 2. 1. Bd.) und ein 
darüber miedergefchtiebener Bertrag, dem es an der geſchl. Form 
mangelt, wird durch den Hinzutritt des Aufgebots kein gültiger Ders 
trag. In dieſem letztern Falle erzeugt dielmehr das Aufgebot, 
Seat, ab. d. ird. u. Sthul Geſebgeb. 33 
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ohne Rücklicht auf den Werttag, die weäjtlichen Wirkungen des 
Ehsgelöbniffes. 

Eingaben f, Geſuche. 

Erbpachts⸗Verträge. Ein vom Hundert des Werths des 
dadurch vererbpachteten Gegenſtandes. 

k 5. e. Werden Grundſtücke auf Erbzins oder in Erb: 
ſchaft ausgethan⸗ fo beſteht die Summe, von welcher der 
Stempel bei dieſer Veräußerung zu entrichten iſt, aus dem 
Erbſtandsgelde und aus dem Zwanzigfachen der jährlichen 
Leiſtung an Zins, Canon oder andern beſtändigen zu Guns 
fien des Verpächters übernommenen Laſten. 

d. Wenn zwar der erbliche Beſitz des Nutzungsrechts 
übertragen, aber vorbehalten wird, daß periodifch nach Abs 
lauf einer gewiſſen Zeit ein neuer Nutzungsanſchlag gemacht, 
und der Canon für die nächſtfolgende Periode danach be⸗ 
fimmt werden foll; fo wird der Vertrag über ein ſolches 
Geſchäft nur in Rückſicht des etwanigen Erbſtandsgeldes wie 
eine Veräußerung, in Mückſcht des Canons aber wie eine 
Verpachtung die Anſchlags periode beſteuert. 

Erfenntniffe und Urtheilsſprüche der Gerichte 

litt. f. Strafreſolute der Finanzbehörden, £ wie auch 

der Polizelbehörden, find, ohne Unterſchied der darin feſtge⸗ 


o Strafe, nur mit einem Stempel von 15 Sgr. zu 

legen, 

Anm. Der Tarif Stem; v. 7. März 1822 enthält i 
dur Poe dë plan ei är in 
litt. t. Bi ungen 


zu Gumbinnen vom 24. April 
olge eines Beſchluſſes e 


ichtigkeit erft bei einem Steafbetenge von mehe als 5 Thlr. 
aan eee ſolle. GH op 


Eraminationdprotofolle . . . u... fi 
Erecutionsgefuhe ſ. Geſuche. 
Geburtsſcheine, wie amtliche Attefte J. Atteſte. 
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Geſinde⸗Entlaſſungsſcheine für alles Gefnde ohne Un- 
V% Ae, 
Gefuche, Beſchwerdeſchriften, Bittſchriften, Eingaben, welche ein 
Privatintereſſe zum Gegenſtande haben, und bei ſolchen Staats⸗ 
und Communalbehörden oder Beamten eingereicht werden, 
welchen die Ausübung einer richterlichen oder poltzeilichen 
Gewalt übertragen ift, oder welcher die Verwaltung öffent⸗ 
licher allgemeiner Abgaben oblieg . 5 Sgr. 
Gefuche um Execution eines rechtskräftig gewordenen Er: 
kenntniſſes können von dem Bittſteller ohne Stempel einge⸗ 
reicht werden. Es wird aber der a: und zu den dadurch 
veranlaßten Ausfertigungen, erforderiſche Stempel von Amts⸗ 
wegen von demjenigen eingezogen, gegen welchen die Execu⸗ 
tion gerichtet it. Bleibt die Erecution ſtuchtlos, fo find 
die Geſuche um dieselbe und die dadurch veranlaßten Aus- 


Ve E ſtempelfrei. 

ach $. 28 des Geſetzes helßt es: find fonnd 

tige Geſuche und Bittfchriften auf den WË e 
pelbogen von 5 Sgr. nicht gefehrieben; fo ol die Nachbr 

19 deſſelben nicht verlangt, auch die ordentliche Stempel- 
fok deshalb nicht eingezogen, ſondern diefes Verfehen nur Das 
durch beahndet werden, daß der tarifmäßige Stempel des Bes 
ſcheides auf ein ſolches Geſuch um 15 Sgr. erhöhet, oder wenn 
die Beſcheidung außerdem ſiempelfrel geweſen wäre, ein 
Stempelbogen von 15 Sgr. dazu verbraucht wird. Kann 
nicht ſogleich Beſcheid erfolgen, To it dem Bitiſteler ein 

ſolcher Stempelbogen caſſitt ſtatt Strafdecrets zu überſenden, 
und der Betrag von ihm einzuziehen. 

F. 3 u. des Geſetzes beißt es: Verhandlungen und 
Geſüche über Gegenſtände, deren Werth nach Gelde geſchätzt 
werden kann, find ſtempelfrei, wenn dieſer Werth 50 Thlr. 
Sitbergeld nicht erreicht; ſtehe hier im Nachtrage die Be- 
‚freiungen vom Stempel betr. litt. d. 

Anm. 1. K.. v. 11. März 1833 (Gef S. 1833 S. 30) fegt 
feft, daß, fo wie bloße Benachrichtigungen, keine Beſcheldung oder 
Belehrung in der Sache felbft enthalten, bie Verfügungen ber Bes 
hörden in der Regel nicht ſtempelpflichtig find, auch bloße Be⸗ 
ſchleunigungs geſuche, weiche keine zur Sache febi gehörige 
Erörterungen oder Aı enthalten, und von den Intereſſenten 
oder ihren Öefchäftsträgsn an die Behörden gerichtet werben, in 
der Regel keines Stempels bedürfen, und es in den einzelnen Fäl⸗ 
len dem billigen KE der Behörden überlaſſen fein fol, in 
wie weit befondere Gründe eine Ausnahme hiervon rechtfertigen. 

Anm. 2. Rd. ag Wi. y. 30. Ful 1831 (9. X. fen. 
1831 S. 502): Geſuche der Elemenkar⸗Schulamts⸗Kandi⸗ 
daten um eine beſtimmte Schulſtelle find ſtempelpflichtig. 

33* 
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Gütergemeinſchaftsverträge f. Eheverträge. 


frei. 
Sgr. 
jempelpflichtigen 

Verhandlungen dienen. 138 Sgr. 

Werden dieſelben jedoch blos deshalb aufgenommen, um 
den Betrag einer Stempelabgabe auszumitteln, fo find fie 
nach 8. 3 litt. e des Geſetzes ſtempelftei. 

Kaufverträge über inländiſche Grundſſäcke und Grundge⸗ 
ET Ein vom Hundert des berechneten Kaufe 
werths, 

über außerhalb Landes belegene Grundstücke und Grund- 

gerechtigkeiten . . 15 Sgr. 

über alle andere Gegenſtände ohne Unterſchied, ſofern 
über den Kauf derſelben ein beſonderer ſchriftlicher Vertrag 
abgeſchloſſen wird, Ein Drittheil Prozent des vertragë: 
mäßigen Kauſpreiſes. 

Leichenpäſſe, wegen Beerdigung der Leichen außer dem Kirde 
ſprengel, worin der ECH 102 ereignet hat.. 2 Thlr. 

Lieferüngsverträge wie Kaufverträge. 

Diejenigen, welche Lieferungen von Bedürfniſſen der Regie ⸗ 
rung oder öffentlichen Anſtalten übernehmen, find verpflch⸗ 
tet den vollen Stempelbelrag auschließlich zu entrichten. 

Majorennitäts⸗ Erklärungen 2 Thlr. 

Miethsverträge f. Pachtverträge. 

Mortificationsſcheine . 3 Sgr. 

Neben⸗Exemplare von Verträgen f. Abschriften. 

Nutzungs anſchläge ſ. Taxen. 

Pacht⸗ und Miethsverträge von dem ganzen Betrage der 
durch dieſelben beſtimmten Pacht oder Miethe, nach $. 4. 
und 6. des Geſetzes berechnet, „ pt. 

Wenn dieſelben über ein im Auslande belegenes Grund⸗ 
ſtück geſchloſſen worden, ift nur ein Stempel von 15 Sgr. 
dazu erforderlich. 

Nach g. 4. des Geſetzes heißt es nod: a. Die Be. 
rechnung ift in preußiſchem Silbergelde nach dem Geſetze 
über die Münzverfaſſung vom 30. Septbr. 1821 anzulegen, 
wonach 10 Shir. in Golde für 11 Thlr. in Silber angenem⸗ 
men werden folen. e. Von immerwährenden Nußungen 
wird das 20fache ihres einjährigen Betrages als Capitals 
werth angenommen, von einer Leibrente oder einem Nieß⸗ 
brauchsrecht auf Lebens⸗ oder andere unbeftimmte Zeit dage 
gen nur das 12 h fache der einjährigen Nutzung. 
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Ferner heißt es $. 6. a: Alles, was der Pächter vere 
tragsmäpig dem Verpächter ſelbſt, oder einem Dritten für 
Rechnung des Verpächters wegen erhaltener Pacht zahlt, 
liefert oder leiſtet, muß dem ausbedungenen Pachtgelde zuge: 
rechnet werden, und bildet mit demſelben zuſammengenom⸗ 
men den flempelpflichtigen Betrag der Verpachtung. Natu- 
ralien, welche fih hierunter befinden, find nach den Durch⸗ 
ſchnitts⸗Marktpreiſen zu Geld zu berechnen. Naluraldienſte 
find nach dem gewöhnlichen Lohnfatze, welchen önliche Diente 
in freiem Berding in der Gegend haben, anzuſchlagen. 
ſtändige Hebungen, welche der Pächter blos für Rechnung 
des Verpächters einzieht, gehören dagegen nicht zu der ftem- 
pelpflichtigen Pachtſamnie e. Bei Abſchluß der Pacht- und 
Miethöverträge wird der Stempel auf einmal für den Be- 
trag alles beffen erhoben, was während der Dauer des gans 
zen Vertrags zufammengenommen an Pacht und Mierhe zu 
zahlen it. d. Schriftliche Verlängerungen der Pacht- und 
Miethaverträge find ohne Unterſchled gleich neuen Verträgen 
ſtempelpflichtig. e. Enthalten Pacht» oder Miethsverträge 
die Bedingung, daß die Pacht oder Miethe ſtillſchweigend 
für verlängert auf gewiſſe Zeit angeſehen werden folle, fo 
bald und fo oft innerhalb eines gewiſſen Termins nicht ges 
kündigt wird, fo find die Verlängerungen, welche hiernach 
wirklich eintreten, den ſchriſtlichen auch in Rückſicht der 
Stempelpflichtigkeit gleich zu achten, und ift der Stempel 
dazu beſonders zu löſen. f. Pacht- und Miethsverträge, 
weiche blos auf Kündigung oder überhaupt auf unbestimmte 
Zeit geſchloſſen werden, ſind bei Berechnung des Stempels 
ſo anzuſehen, als ob ſie für ländliche Grundſtücke auf drei 
Jahre, für andere Gegenſtände auf 1 Jahr geſchloſſen wären. 

Päſſe zu Reifen, in der Regel. 15 Sgr. 
für Handwerksburſchen, Dieaſtboten, Tagelöhner und andere 
Perſonen, ähnlich geringen Standes, nur . . . 5 Sgr. 
für Staats und Communalbeamte in Dienſtgeſchäften frei, 

Prolongationen von Pacht- und Miethsverträgen, wie neue 
Verträge dieſer Art für die Dauer der Prolongation ($. 6. 
des Geſetzes), f. Pachtverträge. 

Protokolle, welche in Privatangelegenheiten von einem Nos 
tario oder einem mit richterlichen oder polizeilichen Verrichtun⸗ 
gen, oder mit Verwaltung öffentlicher allgemeiner Abgaben 
beauftragten Staats» oder Communal: Beamten, oder einer 
dergleichen Behörde aufgenommen worden: 

a. wenn fie die Stelle einer Beſchwerdeſchrift, Bittſchriſt, 
Eingabe oder eines Geſuchs vertreten . Sgr. 
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b. wenn diejenigen Perſonen, mit welchen es aufgenom⸗ 
men wird, auf Erfordern eine Auskunft geben, oder eine 
Ausſage als Zeugen ablegen, oder eine Verbindlichkeit zu ei⸗ 
ner Leitung, oder Unterkafſung dadurch übernehmen. 15 Sgr. 

e. wenn das Protokoll die Stelle einer im gegenwärtigen 
Zarife Höher befteuerten Verhandlung, z. B. einer Quittung 
u. f w. vertritt, wie diefe: 

Anm. 1. Disfem nach find auch die Auseinanderſtzungs-Protekolle 
fempelpfichtig, . 

Anm. 2, R E geiſtl. M. und der Finanzen v. 21. Auguft 
1534 (0. K. Aar. 1834, S. 729). Sei über AC 
gung von Elementar- Schullebreen find nicht ſtempelpflchtg. 
wenn der Cid von dem nächſten Dienftvorpefekten, dem Pfarrer, 
abgenommen wird, da auf Melen die iw Ster if sub ru- 
bro „Protofolle” aufgestaute Kategorie der die Verhandlung 
leitenden Perſonen nicht paßt 8 

Punktationen, wenn ſie die Stelle der Verträge vertreten 
f Verträge. e 

Anm. K. O. v. 10. Juni 1834 (E. 1834. S. 91) fegt feft: 

1. Punktationen und gerichtliche oder Notariatsprotokolle über 
einen zu errichtenden Vertrag, welche die Kraft eines Vertrages 
haben, und demnach eine Klage auf Erfüllung begründen, find 
dem gefeslichen Vertragsſtempel auch alsdann unterworfen, wenn 
e dee einer förmlichen Vertrags- Urkunde vorz 

ebalten ift. 

2, Für den zu einem Vertrage oder einer Punktation zu ver⸗ 
wendenden Stempel haftet jeder Ausfteller oder Theilnehmer unter 
Vorbehalt feines Zoe gegen die Mitbetheiligten. 

3. Bei gerichtlich. oder: von Notgelen aufgenommenen: Bertrå- 
gen und Punftationen muß, wenn deren Zeien frü- 
ber erfolgt, der Stempel binnen vierzehn. Tagen nach der Auf⸗ 
nahme verwendet, und für deffen Einziehung von den Theilneh⸗ 
mern an dem Bertrage oder der Dunktation von. Amtswegen ges 
ſorgt werden. Den zu dergleichen Notariatsverhandlungen zu ver⸗ 
wendenden Stempel find die Gerichte, auf den Antrag des No⸗ 
bars, von den Intereffenten spekutivifeh einzugehen verpflichtet: 

4. Der Richter oder Notar, welcher bei der Stempelberwen⸗ 
dung feine Pflicht verfäumt, verfällt in die gefegt. Stempelftrafe 
und ift wegen des Stempels zugleich mit den Intereffenten, unter 
Vorbehalt des Regreſſes an dieſelben, perfänlidh verhaftst. 

Quittungen über geleiſtete Zahlungen, fofern dieſelben zum 
Nechnungsbelage bei Ablegung der Rechnung vor einer öf⸗ 
fentlichen Behörde dienen, Aa pCt. des Betrages, worüber 
quittirt wird. 

Diefelbe Stempelabgabe it auch von Quittungen ohne 
Unterſchied des Zweckes zu erlegen, wenn biefelben von eie 
nem Notario, oder einem mit richterlichen oder polizeilichen 
Verrichtungen, oder mit Verwaltung allgemeiner Abgaben 


519 


beauftragten Staats- ober Communalbeamten amtlich aufge 

nommen oder anerkannt worden. — 

Wenn eine Quittung erft durch nachfolgende Berhand⸗ 
lungen ſtempelpflichtig wird: fo darf der Stempel dazu 
auch erſt bei Eintrikt dieſer Verhandlungen nachgebracht 
werden. — 

Wird in einer Verhandlung, welche karifmäßg anderwei⸗ 
tig einem gleichen oder höheren Stempel vom Betrage des 
Sacgieagd unterliegt, zugleich über den Empfang dieſes 
Betrages oder eines Thel deſſelben quittirt; fo ift ein be- 
ſonderer Quittungsſtempel deshalb nicht zu entrichten. Auch 
bedarf es keines beſonderen Quittungeſtempels, wenn zwar 
nicht in einer ſolchen Verhandlung jelbft, aber nachträglich 
unmittelbar darunter quittirt wird. — 

Es bedarf ferner keines Quittungsſtempels zu Interims⸗ 
quittungen auf Partialzahlungen, welche beſtimmt find, ges 
gen eine Hauptquittung über den ganzen Betrag ausgetauſcht 

werden, 

dim. 1. Nach F. 8 des Geſetzes heißt es: der Quittungsftempet 
von Beſodungen, Wartegelbern, Denfionen und andern periodi» 
ſchen Hebungen aus öffentlichen Caſſen wird in der Regel nach 
dem jährlichen Betrage ber Zahlungen berechnet. — 

Militairperfonn zahlen bach den Quittungsſtempel von ih- 
um Bafobungm, Shetsgeidern, Sat ud andem Dienf- 
Emelumenten nur nach dem monatlichen Betrage der Zahlungen. — 

salien, welche als Beſoldungstheile oder Dienſt⸗Emolu⸗ 
mente empfangen werden, kommen nach einem verhättmißmäfigen 

Anfeylage bei: Beftimmung des Quittungsftempelë in Ansehung. 

Anm. 2. $ 22. Stempelpflichtig⸗ 1 2 — müſſen auf 
Erfordern innerhalb eines Jahres nach deren Empfang vorge- 
aeigt werden können. 

Ueberdies find von dem Qulttungsſtempel frei alle Quit- 
tungen über folgende Zahlungen: 

a. Rückzahlung der von öffentlichen Caſſen irrthümlich erho⸗ 
benen Gelder, 

b. Rückzahlung der für öffentliche Anſtalten gemachten bas. 
ren Auslagen, ſofern dafür keine Binfen oder andere Bor- 
Der angerechnet werden, 8 i 

e. Reifefoften in Dienftangelegenfeiten und unſttirten Diäten 
aus öffentlichen Caſſen, 

d. Gehalt und Dienſteinkommen der im Felde flehenden oder 
Dienſtes wegen im Auslande befindlichen Angeſtellcen, 

e. eer ees und Unterftügungen aus öffent: 

n Mitteln, 

Anm. B. 5. O. L. G. zu K. v. 3. Februar 1823 (Amtsbl. 1823. 

S. 40.) Zahlungen, welche der Beſolbete als Entſchädigung füt 
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die zur Führung feines Dienftss erforberfichen Ausgaben bezieht 
knnen nur dann vom Stempel frei bleiben, wenn die Beiträge 
Lintemäßig von der eigentlichen Befolbung unterfehieden und zu 
beſonderen Dienſtzwaken ausdrücklich bestimmt find. 

Rechnungen GE an fid keines Stempels: wird jedoch 
zur Decharge ein Stempelbogen erfordert; fo muß derſelbe 
zum Titelblatte des Hauptexemplars der Rechnung verwen- 
det werden. — 5 

Quittiete Rechnungen find in fo fern wie Quittungen 
zu beſteuern, als fie die Stelle ſtempelpflichtiger Quittungen 
vertreten. 

Recognitionsprotokolle, wenn fie die Stelle der Atteſte 
DOM. > 0 0 0 0 e CH gr. 

wenn auf deren Grund Recognitionsatteſte ausgefertigt 
/ 2. TS ee 

Refolutionen, ſchriftlche, f. Ausfertigungen. 

Schuldverſchreibungen, hypothekariſche, Pfandbriefe und 
perſönliche jeder Art J pCt. des Capitalbetrages, auf wel- 
chen die Berſchreibung lautet. 

Taufſcheine, wie amtliche Atteste, € Attefte, 

Taxen von Grundſtücken find in fo fern ftempelpflichtig, als 
fie wegen eines Privat⸗Intereſſe unter Aufficht einer öffent⸗ 
lichen Behörde oder der landwirthſchaftlichen Creditaſſoziatio⸗ 
nen aufgenommen werden, und erfordern alsdann einen 
Stempel von ee 8 

Aber auch diefer Stempel wird nicht angewandt, wenn 
die Taxe zum Gebrauch bei einer Subhaſtation oder Erb- 
theilung aufgenommen, und in Folge deffen von dem 
l ede ein Kauf- oder Erbſchaftsſtempel ent» 
richtet wird. 

Teſtamente und zwar ſowohl ſolche, die schriftlich einge- 
reicht, als ſolche, die mündlich zu Protokolle erklärt wer⸗ 
1 SEE TRIERER N 8 

Außerdem ift zu dem Berichte oder Anfuchen, womit ein 
Teſtament dem aufbewahrenden Gerichte übergeben wird, der 
gewöhnliche Stempel zu Geſuchen mit.. . 5 Sgr. 

und zu dem Protokolle über die Annahme deſſelben ein 
Stempel von 15 Sgr. 
zu nehmen. 

Todtenſchein, wie amtliche Atteste, f. Atteſte. 

Trauſcheln, wie amtliche Attefte, f. Atteſte. 

Urlaubzertheilungen wie Ausfertigungen. z 

Verfügungen, amtliche, in Angelegenheiten des Empfängers, 
oder überhaupt an Privatperfonen in Privatangelegenheiten, 
wie Ausfertigungen, f, dieſe. 
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Vergleiche, ſchriftliche, außergerichtlich über rechtsanhaͤngige 
Sachen, wie Verträge, ſ. diefe 

Verträge, ſoſern für einzelne Gattungen derſelben nicht ein 
durch den Tarif beſonders beſtimmter Stempel zu entrich⸗ 
/ 2 3 

Anm. 1. Nach 8. 92 des Gefeges ift ber eigentliche Contraves 
nimt bei einfeitigen Verträgen, Verpflichtungen und Erklärungen 
der Ausſteller. Bel mehrſeltſgen Verträgen ind es alle Theüneh⸗ 
mer; und jeder derfelben ift in die ganze Stempelftcafe verfallen. 
IE der gefesliche Stempel zu einer Verhandlung nicht gebraucht, 
Diät vor Gericht oder vor einem Notar aufgenommen worden, 
fo teifft die ordentliche Stempelſtrafe denjenigen Richter oder Noz 
un, welcher die Verhandlung unter feiner Unterfcjrift ausges 
fertigt hat. 

Des mit dem Stempel vom Werthe eines Kaufs, einer Pacht, 
oder einer Muehe varfebene Exemplar des Wertenges, muß in den 
Händen des Käufers, Pächters, oder Miethers fein, um von dies 
fim auf Erfordern bel Käufen von Grundſtücken und Grundge⸗ 
techtigkeiten innerhalb der erften drei Jahre, die Käufer von an= 
deren Gegenſtänden innerhalb des erten Jahres, nach vollgogener 
Uebergabe, bei Pachten und Miethen aber während ihrer Dauer 
darüber Auskunft geben zu können, ob der tarifmäßige Stempel 
gebraucht worden. 

Anm. 2. B. d. R. zu K. v. 28. Febr. 1824 (K. Amtsbl. 1824. 
©. 04) beftimmt: daß bei den Bau⸗Entrepeſſenkontrolen dem 
gemöhnlichen Stempel von 15 Sgr. noch der Werthſtempel zu 
7, pCt. vom fiefetungspreife derjenigen Baumaterialien binzuges 
rechnet werden muß, welche der Bau⸗ Entrepreneur zu liefern 
übernimmt. 

Anm. 3. Circ- R. b. Min d. Inn. u. d. Finanz v. 20. Mai 
1829 (v. K. Ann. 1829. S. 264): Bei Bau⸗Enttepriſe⸗Vetträ⸗ 
gen mit Lieferung der Baumaterialien durch den Entrepreneur 
follen nur diejenigen Gegenſtände, die man gewöhnlich mit dem 
Namen „Baumaterialien“ zu bezeichnen pflegt, als: Steine, 
Kalk und Zimmerholz, da Déi in den Anfchlägen, abgefondert 
von ben Arbeiten des Maurers, Dachdeckers und Zimmermanns, 

nach ihrem Materialienwerthe angeführt werden, nicht aber das 
Material, deffen fid) die übrigen Bauhandwerker zur Ausführung 
Ihrer Arbeiten bedienen, unter der Benennung „WBaumatertas 
lien“ zu verſtehen fein, nach deren Werth der Kaufſtempel zu 
dem Bertrage erforderlich ift. (er. noch Refer. v. 12, Juli 1834. 
v. K. Ann. 1834. S. 687 u. B. d. N. zu K. v. 13. Juli 1820. 
Amtest. S. 204). 

Anm. 4. Circ.-R. d. Min. b. Inn. und der Finanzen vom 
19. Mai 1837. II. 18519 befiimmt: 

Bei den mit Lieferungen verbundenen Bau-Entrepriſe⸗Virträ⸗ 
gen verbleibt es als Regel bei der in der Eirc.-Varf. v. 20. Mai 
1829 ertheilten Vorſchrift, daß der Stempel von einem Drittheil 
Procent nach dem Werth der Steine, des Kalkes und des Zim⸗ 


522 


merhotzes zu bermanben Die geringfügigen Gegenſtände der 
Seng, Me 2 8. he Sk ha Meer g Gt ir be 
Funſtern, das Materiak des Schoſſers u. f w. bleiben hierbei 
außer Anschlag. Wenn aber Gegenſtände von größerem 
Belange zu liefern find, z. E bei Gebäuden zur Dachde deckung: 
Kupfer, Blei oder Zinkz bet Gebäuden oder Gärten: Dien pe 
Anlegung von Gitternz Bei eifernen Bräcken, Eifenbahnen: das 
dazu erforderliche Eiſen u f. w., fo ift vom dem Werthe folder 
Gegenflände, neben dem Werthe der Steine, des Kalkes und des 
Sr dei und tun Age gar nice varfomm, allein 
von dem Werthe erſtgedachter Gegenfiände, der Stempel don eis 
nem Drittheil Prozent zu verwenden. 

(Bekauntg mache 5 

a) durch die Reg. zu K. mittels B. dem 14. Jull 1837. 
een S. 128. 

b) durch die Regier. zu M. mittels V. vom 15. Juni 1837. 
Amtsbl. S. 186), 

Anm. 3. G. Amts bl. 1828. S. 640. Nach 1 der Königl. 
Ober- Rechnungskammer find die Behörden zum Theil darin zwei⸗ 
bl Bean an Beran, au. denjenigen gehören, auf den 
die Beftimmung am Schluſſe des $. 3. des Stumpelgefeges vom 
7. März 1822 dahin Anwendung findet, daß, wenn folde ven 
einer ftempelftelen Behörde, mit einem ſtempeipficheigen Contra 
benten. eingegangen werden, dazu nur der halbe darfielldare Stems 
pd a 10 Sgr. zu verwenden fei Es unterfiege keinem Zweifel, 
daß diefe Bestimmung auch auf den allgemeinen Wertragejtempel, 
welcher zu den Entrepriſe⸗Contracten zu verwenden ift, Anwen⸗ 
dung findet und bleibt daher hiernach gleichmäßig zu verfahren. 

Vocationen der Geiſtlichen und Schullehrer, wie FAN 
„ 15 Sgr. 


VBellmachten m 2% Se 
Vorſtellungen, wie Geſuche, f diefe 
Beugniffe L Atteſte. 


Nachtrag ans dem Stempelgeſetz. 


8. 12 des Gesetzes. Stempelpflichtige Verhandlungen 
müſſen in der Regel auf das erforderliche Stempelpapier felbft 
geſchrieben werden. — Wo dieſes nicht Hat geschehen können, 
darf zwar das erforderliche Stempelpapfer noch nachgebracht. 
jedoch nur in ganzen unaufgeſchnittenen Bogen angeſchlagen 
und caſſirt, d. i. durch Bezeichnung feiner Beſtimmung zu ans 
derem Gebrauche untüchtig gemacht werden. — Auch muß dies 
bei Verhandlungen, welche im Lande felbfk vorgenommen wers 
den, längſtens binnen 14 Tagen, vom Tage der Ausfertigung 
an, geſchehen, und der Tag der Ga deshalb von der 
Behörde, oder dem Stempelbertheiler, wo das Stempelpapier 
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Dirt worden, mit Budhftaben schie, peſcheinigt wer, 
SE Inländer außerhalb Landes über einen eh 
befindlichen Gegenſtand ſtempelpflichtige Verhandlungen bean 
gen haben, fo: ift das dazu erforderliche Stempelpapier binnen 
14 Tagen nach ihrer Rückkehr beizubringen und zu caſſiren, 
auch der Tag, wo dieſes geſchehen, vorgedachtermaaßen zu 
beſcheinigen. 

$. 13, und 14. f. Poſ. Ab ſchriften. 


$. 15. Wenn ſtempelpflichtige Verhandlungen, auch ſtär⸗ 
ker als ein Bogen ſind, ſo wird doch nur zum erſten Bogen 
der verſchriebene Stempel erfordert. Müſſen mehrere Stempel, 
bogen beigebracht werden, um den geſetzlichen Betrag des 
Stempels für eine Verhandlung zu erf fo muß der böchfte 
beigebrachte Stempelbogen zum erſten Bogen der Verhandlung 
gebraucht, das übrige Stempelpapier zu den folgenden 
Bogen der Verhandlung genommen, und was auf fole Weife 
nicht verwendet werden kann, zur Verhandlung caſſirt werden. 
Wird das Stempelpapier zur Verhandlung blos umgeſchlagen, 
fo muß nicht nur der Hauptbogen, Daten auch jeder zur Er. 
gänzung des Stempelbeirages. beigefügte Nebenbogen unter Be. 
obachtung der Vorſchriſten des 5. 12. dazu beſonders caſ⸗ 
ſirt werden. 

$. 10. Die Einziehung des Stempelbetrages von den 
Parteien geſchieht, wie bei den übrigen Gerichtskosten; jedoch 
darf keine Caſſenquote von demſelben erhoben werden. 


Die Entrichtung der Stempelabgaben in gerichtlichen Ber- 
handlungen über Vormundſchaftsſachen kann, fo lange ausgeſetzt 
bleiben, als es zweifelhaft it, ob denſelben nicht die Stempel 
freiheit nach §. 3. litt. c. zuſtehen würde. 

$. 21. Iſt das tarifmäßßige Stempelpapier nach den Bor- 
ſchriften des gegenwärtigen Geſetzes nicht gebraucht oder beige 
bracht worden; fo ift daſſelbe nicht allein fofort nachzubringen, 
fondern es tritt auch außerdem die ordentliche Stempelftrafe ein, 
welche in Entrichtung des vierfachen Betrages des nachzubrin⸗ 
genden Stempels ht. 

Wo zwar ein Stempel jedoch nur ein geringerer, als der 
tarifmäßige, gebraucht oder beigebracht worden, da ift der feb- 
lende Wee u ergänzen, und auch nur von, dieſem 
die Strafe des vierfachen zu entrichten. — Beträgt aber das 
Vierfache des nachzubringenden Stempels weniger als einen 
Thaler, fo wird die ordentliche Stempelſtraſe außer dem 5. 23 
bestimmten Fall, demnach zu 1 Thlr. ſeſtgeſetzt und erhoben. — 
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8. 22. Die Nachbringung des Stempels und Entrichtung 
der ordentlichen Stempelfizafe kann gegen jeden Inhaber oder 
Vorzejger einer Verhandlung oder Urkunde verfolgt werden, 
welche mit dem geſetzlich dazu erforderlichen Stempel nicht 
verſthen iſt. Es behält derfelbe jedoch feinen Regreß deshalb 
an die eigentlichen Contravenienten. — Kann der Inhaber oder 
Vorzeiger jedoch nachweiſen, daß er in den Befig der Verhand⸗ 
lung oder Urkunde of nach dem Tode des eigentlichen Contra⸗ 
venienten gekommen, fo kann die Stempelſtrafe von ihm nicht 
eingezogen werden. Be 


Anm. 1. 8,-D. v. 28. October 1830 (Geſ⸗S. 1830 S. 308) 
bestimmt Folgendes: 


1. Die Strafen, welche unmittelbare oder mittelbare Staats⸗ 
beamte durch unterlaffene Verwendung des tarifmäfigen Stempels 
zu Amtsverhandlungen berwirken, find nicht von dem Better oder 
Producenten der Verhandlung, woran die Contravention begangen, 
mit Vorbehalt des Regreſſes an den Beamten, zu fordern, fondern 
von dem Letzteren ſelbſt einzuziehen. 


2. Beamte, welche bei ihren amtlichen Verhandlungen bie tarifmägigen 
Stempel nicht verwenden, werden von der ordentlichen Stempelſtrafe 
nicht betroffen, fonbern find, bn nicht nach der Art des Berz 
gebeng wegen derlegter Amtspflicht eine höhere Strafe eintritt, 
nur mit einer Orbnungsftcafe zu belegen. 


3. Die Strafe ift auf den einfachen Betrag des nicht verwendeten 
Stempels, für den Fall, daß derſelbe die Summe von 50 Thalern 
übersteigt, auf legten Betrag feltzufegen. Ermäßigung oder Nies 
derſchlazung der Strafe ift von dem Minifterium, zu deſſen Berz 
waltung der Beamte gehört, zu verfügen, und dued) Belbeingung 
der Verfügung zu den Stempel-Strafliften, bei denen die Strafen 
zu verrechnen find, nachzumeifen. 


4. Notare find von den Beſtimmungen zu 2 und 3 ausgefehloffen. 


5. Hinſichts der Verhaftung der Beamten für die Stempel, deren 
zerwendung fie bei ihrer amtl. Verrichtung verabſäumen, verbleibt 
es bei den bestehenden Barſchriften. 


Anm. 2. K-D. v. 23. Decbr. 1842 (Geſ.⸗S. 1843 S. 21) 
behne die Bestimmungen der K „O. v. 28. October 1890 auch 
auf Verteige aus, welche zwischen einer unmittelbaren oder mits 
telbaren Staatsbehörbe und einer Privatperfon. abgefchloffen find. 
Es foll denmach, wenn zu einem folden Vertrage der tacifmäfige 
Stempel nicht verwendet worden, die bei dem Watrage betbeiligte 
Privatperson, desgl. jeder andere Befiger oder Producent der das 
rüber aufgenommenen Verhandlung mie Strafe verſchont bleiben, 
der Beamte dagegen, welcher den Vertrag im He oder Na⸗ 
mens der Behörde geſchloſſen hat, in eine nach den Beſtimmun⸗ 
gen der Ordre v. 28. October 1836 feſtzuſetende Strafe verfallen. 
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at jedoch bie Privatperfon, mit welcher der Vertrag geſchloſſen 
eee mider befferes Wiſſen veranlaßt 5 
ben, daß zu demfelben ein Stempel gar nicht oder ein geringerer 
als der tacifmäßige Stempel verwendet worden, fo tritt neben der 
den Beamten treffenden Strafe gegen die Privatperfon bie ordentl. 
Stempeiftrafe nach den Beſtimmungen des Stempelgeſezes vom 
7. Mirz 1822 ein. Der Steuerverwaltung verbleibt in allen Fäls 
len die een. den fehlenden Stempel von dem Producenten 
der Verhandlung einzuziehen, unter Vorbehalt der dem lebtem 
gegen dritte Perfonen oder Behörden zustehenden Regreßanſprüche. 
F. 30. Stempelſtrafe gegen Staats⸗ und Communalbe⸗ 
hörden, wie auch gegen Beamte, fofern denſelben eine Nicht⸗ 
beachtung der Stempelgeſetze bei ihrer Dienſtverwaltung zur 
Laft fällt, können jedoch nur von der ihnen vorgeſetzten Bes 
hörde ausgehen. 


$. 31. Gegen Stempelſtraf⸗Reſolute ſtebt entweder der 
Weg des Recurſes, oder, jedoch nur wenn die geſetzliche Strafe 
zehn Thaler und darüber beträgt, die Berufung auf gericht: 
liches Gehör und Entſcheidung in eben der Art offen, wie dies 
fes wegen Strafreſolution in Zoll- und Verbrauchs⸗Steuerſachen 
vorgeſchrieben iſt. 
Anm. K.⸗O. v. 13. April 1833 (Geſ.⸗S. 1833 S. 33) fegt feft: 
1) zu 8. 23. Auf den Recurs gegen die Ahndung des Nicht⸗ 
gebrauchs eines tarifmäßigen Bitefeeifeftempels hat die vorgefsgte 
Juſtanz derjenigen Behörde zu entfcheiden, weiche die Ahndung 
angterdnet hat. 
2 u 8. 30. Staate- und Communalbehörben, fo wie eins 
zelne Beamte. wider welche ihre Dienjtbehörde, wegen Nichtbeach⸗ 
tung der Stempelgeſcke bei der Dienftverwaltung, eine Stempel- 
ſtrafe verfüge, haben ihr Recurs⸗Geſuch der vorgefegten Inſtanz 
ihrer Dienſtbehörde zu unterwerfen. 
3) Bu 8. 31. In allen andern, auch in folden Fällen, in 
wachen der Mecurs Dat ber Berufung auf richterliches Gchdr 


8. 34. Zur nähern Auſſicht über die gehörige Beobach⸗ 
tung des Stempelgeſetzes find Stempelfiskale angeſtellt, und 
mit beſonderer Anweiſung von dem Finanzminiſterio verſehen. 
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Alle Behörden und Beamte find gehalten, ihnen die Eins 
ſicht ihrer ſtempelpſlichtigen Verhandlungen bei den vorzuneh⸗ 
menden Stempelvifitationen zu geſtatten. 

Auch Privatperſonen können von den Stempelſiskalen auf⸗ 
gefordert werden, ſich über die gehörige Beobachtung der Stem 
pelgeſetze auszuweiſen, wenn erhebliche Gründe vorhanden find, 
dieſe Becbachtung zu bezweifeln. Wider diejenigen, weiche 
ſolcher Forderung nicht Folge leiſten wollen, müffen die Stem- 
pelftskäle den Beiſtand der Gerichte nachſuchen, welchen fiber» 
kee: een E Gei Ge 1 Se 

e die wei en oder eine form. 
fe Unterſuchung begründen. $ 


Befreiung von dem tarifmäßigen Stempel nach $. 3. 
des Stempelgeſetzes. 


a, Verhandlungen und Geſuche, über Gegenftände, deren Werth 
nach Gelde geſchätt werden kann, find flempelfrei, wenn 
dieſer Werth 50 Thaler Silbergeld nicht erreicht. è 

b. Gerichtliche Verhandlungen, wofür die Sportetfreiheit Wr- 
muths halber bewilligt worden, ſind ſchon deshalb auch 
ſtempelftei. 

c. Verhandlungen in Vormundſchaftsſachen find ſtempelftei, 
fofern der Bevormundete aus eigenen Einkünften Kier, 
ten werden muß, und diefe nach Abzug der Verpflegung 
und Erziehungskoſten keinen Ueberſchuß gewähren. 

d. Geſuche, welche n des Staats, öffentliche Anſtal⸗ 
ten und Gemeinen an Behörden und Beamte richten, um 
zu ihrer Befriedigung zu gelangen, und die darauf ertheil⸗ 
ten Beſcheide find fiempelfrei, 

e. Alle Verhandlungen und Zeugniſſe, welche gegen Beſtim⸗ 
mung des Betrages öffentlicher Abgaben und Cinziebung 
derſelben, wegen Eintritts in den Kriegsdienſt und über- 
baupt wegen Leiſtungen an den Staat in Folge allgemeiner 
Vorſchriften beigebracht werden müſſen, find ſtempelſtel aus⸗ 
zufertigen, fofern fie nur allein zu dieſem Zwecke dienen. 

Anm. Nefer, des geiſtl. Min. b. 21. Februar 1828 (Juriſt. 
Beitung 1832 S. 1241): Zant, und Todtenſcheine, welche wegen 
Befreiung von der Kinffenftener von Steuerpflichigen. beigebracht 
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werden müſſen, find nach F. 3 Ut. o des Stempelgefeges, ftempels 
frei; es GE auf dergl. Scheinen zu vermerken, ab ele 
diglich zu obigem Behuf ausgeſtellt find. 

J. Geſuche und Ertheilung von Reiſepäſſen bedürfen keines 
Stempels. 

i. Die bis jetzt beſtehenden Befreiungen des Fiscus, befonderer 
Tuſtalten, Geſellſchaften und Perſonen von gewiſſen Stem⸗ 
pelabgaben dauern vorerſt noch fort, mit Vorbehalt künfti⸗ 
ger Unterſuchung und Entſcheidung darüber. 

Doch find die gedachten Behörden nicht befugt, diefe Ber 
freiung den Privatperfonen, mit welchen fie Verträge eingehen, 
einzuräumen, wenn biefe Perfonen an Déi nach geſetzlicher Bor- 
ſchrift zur Entrichtung des Stempels verbunden find. Bei als 
len zweiſeitigen Benim der Art muß jedesmal die Hälfte 
des Stempels für den Vertrag und für bie ausgefertigten Ues 
bereremplare deſſelben, außerdem noch der gewöhnliche Stempel 
entrichtet werden. 


Anhang. 


1. 


In wiefern ift den Geiſtlichen der Charakter von Staats- 
beamten beizulegen? 


Das allgemeine Landrecht Th. II. Tit. 10 8. 1 theilt die 
Staatsdiener in Militair⸗ und Civilbediente und rechnet zu 
den gestern alle nicht im Militairdienſt argeſtellte Beamte (l. e. 
8.08.) 

Die allgemeine Gerichtsordnung Th. I. Tit. 2 f. 43 unters 
ſcheidet Geiſtliche, Mililair⸗ und Civilbeamte. 

Das allgemeine Landrecht diftinguirt wieder zwiſchen mit 
telbaren und unmittelbaren Civilbedienten (1. e. F. 69) indem 
es erklärt; dergleichen Beamte ſtehen entweder in unmittelbaren 
Dienften des Staats, oder gewiffer, demſelben untergeordneter 
Collegien, Corporationen und Gemeinden. 

enn ſchon hiernach Geiſtliche und Schulmänner ars 
Staatsbeamte zu betrachten fein würden, fo laffen doch noch 
andere Geſetzes⸗Stellen keine Zweifel dagegen zu. 

So heißt es im allgemeinen Landrecht Th. II. Tit. 11. 


19: 

Die bei (öffentlich aufgenommenen) Kirchengeſelſchaſten 
zur Feier des Gottesdienſtes und zum Religionsunterrichte ber 
ſtellten Perſonen haben mit andern Beamten im Staate 
gleiche Rechte. 

1. C. 8. 90 

Die Geiſtlichen der vom Staate privilegirten Kirchenge⸗ 
ſellſchaften find als Beamte des Staats, der Regel nach 
von den perſönlichen Laſten und Pflichten des gemeinen Bürgers frei. 

Daſſelbe it von Schullehrern im allgemeinen Landrecht 
Th. II. Tit 12 6. 05 ausgeſprochen. 

Diefe nſicht hat die preußiſche Geſetzgebung auch ſchon 
vor der Emanation des Landrechts getheilt und feſtgehalten. 
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So das Circulare an alle Regierungen und Juſiiz⸗Colegla 
über das Verhalten in Fällen, da wider in öffentlichen, fo 
geistlichen, als weltlichen Aemtern ſtehende Perſonen es zur 
Unterſuchung kommt, d. d. Berlin den 12. Januar 1771. 
(Mylius Corp. Const. M. d. F. n. I. S. 13.) 

Da man ſpäter über die Deutung dieſes Circul. rückſicht⸗ 
lich des Begriffs: öffentliche Beamte (als gleichbedeutend 
mit, Staatsbeamte), Zweifel hegte, fo erklätte ein Reſcript des 
Juſtizminiſterii an das Kammergericht, wegen Beſtrafung der 
Geistlichen und Schullehrer, d. d, Berlin den 26. April 1802 
(Mylius N. C. C. T. XI. S. 878. No. 26 d. J. 1802.) zu den 
öffentlichen Beamten gehören alle Geistlichen und Schulbediente, 
fie mögen unter königlichem oder anderm Patronate oder Ges 
richtsbarkeit ſtehen. 

Fraglich it aber, zu welcher Klaſſe der Civilbeamten, ob 
zu der der unmittelbaren, oder mittelbaren, die Geiſtlichen ger 
rechnet werden wä? d X 

Die Verordnung, betreffend die Befreiung der unmittel⸗ 
baren Staatsdiener vom Abfabrtsgelde, d. d. Berlin den 8. Sep- 
tember 1804 Au CG C. T. XI No. 44, Amelang neues 
Archiv Band III. S. 319 f., Mathis Monatsſchrift I. 51, 
auch v. Kamptz Annalen 1830 S. 181) zählt die unmittelbas 
ren Staatsdiener auf, und rechnet dazu 

F. 12. diejenigen Geiſtlichen und Schullehrer, welche aus 
königlichen Fonds ſalarirt, oder auch, ohne ein foles Salar 
rium zu genießen von den Staatsbehörden ſelbſt zu Scelforgern 
1 s Verwaltung eines Schulamtes berufen oder beſtellt 
werden. 

Dagegen haben keinen Anſpruch auf jenes Vorrecht und 
find, da dieſes allen unmittelbaren Staatsdienern zuftehen foll, 
mittelbare Staatsdiener nach 5. 13 a. a. O. alle andern in 
Dienſten der dem Staate untergeordneten Collegien, Corpora- 
tionen und Gemeinden ſtehenden Oſſizianten, insbeſondere die 
Mitglieder, Vorſteher und Ofſizianten der hohen und niedern 
Stifter, Kirchen⸗Vorſteher u. . w. 

Danach laßt ſich immer erft in jedem befondern Falle entfchei- 
den, ob ein Geistlicher unmittelbarer oder mittelbarer Staatsdiener ift. 

Im Verhältniſſe zum Geſetz, beſonders im Fall einer Ue- 
bertretung ift «8 aber gleichgültig, ob Jemand unmittelbar oder 
mittelbar im Staatsdienſte fteht. Da die Kabinetsorbre vom 
24. December 1837 (Geet, 1838 Pag. 9) ausdrücklich ber- 
vorhebt, daß die SE des allgemeinen Landrechts 
Th. II. Tit. 20 $. 366. 504 über die Verbrechen der Diener 
des Staats, auch auf die mittelbaren, im Dienfte der Commu» 
nen und anderer Corporationen ſiehenden Staatsbeamten ans 

Handb. fib. b. Hirtt. u. Schul ⸗Geſetgeb. 34 
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wendbar feien, fo find auch wegen der 68. 499 — 804 mittel 
bare Kirchen und Schulbediente dieſem Geſetze unterworfen. 

Noch kann die Frage aufgeworfen werden, wie es im Fall 
einer Colifion der Amtsinſtruction mit der allgemeinen Bürgers 
pflicht gehalten werden fol, da das Gircnlair des Staatsmi⸗ 
nifterii vom 31. März 1826 (v. Kamptz Annalen 1830 S. 78. 
76) erklärt, daß bei den Superintendenten, Geiſlichen, Kir. 
chen⸗ und Schulbedienten, die Eigenſchaft als Kirchen» und 
reſp. Communalbeamte vor ihrer Qualität als Staatsdiener 
ſehr prävalirt. Indeſſen abgeſehen davon, daß dieſe Prävalenz 
wur zunächſt in Beziehung auf die Art der Anſtellung der ge 
nannten Beamten ausgeſprochen iſt, iſt eigentlich ſchon durch 
das allgemeine Landrecht Th. II. Tit. 10 8. 2 die Frage 
entſchieden, indem es darin heißt: Sie find außer den ae, 
meinen Unterthanenpflichten, dem Oberhaupte des Staats bes 
fondere Treue und Gehorſam ſchuldig, und dem Staate noch 
zu beſonderem Dienfte durch Eid und Pflicht zugethan. 

Auch verordnet das allgemeine Landrecht Th. I. Tit. 6 
6.46, daß derjenige, welcher einen Befehl feines Vorgesetzten 
vollzieht, haften muß, wenn die befohlene Handlung in den 
Geſetzen ausdrücklich verboten ift (mitgetheilt durch Oberpräfte 
dialerlaß v. 26. Mai 1898 No. 3995 in act. d. Reg. zu Kö- 
nigsberg). 


t 2. 


Edikt, betreffend die bürgerlichen Berhältniffe 
der Juden in dem preuſſiſchen Staate vom 11. März 
1812 (Gef. s Sammlung 1812 S. 17.) 

Wir Friedrich Wilhelm ve. haben beſchloſſen, den jüdischen 
Glaubensgenoſſen in Unſerer Monarchie eine neue, der alger 
meinen Wohlfahrt angemeſſene Verfafſung zu urtheilen, erflär 
ren alle bisherige, durch das gegenwärtige Edikt nicht beftätigte 
Geſetze und Vorſchriften für die Juden für aufgehoben und 
verordnen wie folgt: 

8. 1. Die in unſern Staaten jetzt wohnhaften, mit Ger 
neral⸗ Privilegien, Naturaliſations⸗Patenten, Schugbriefen und 
Conzeſſionen versehenen Juden und deren Familien find für 
Einländer und Preußiſche Staatsbürger zu achten. 

F. 2. Die Fortdauer dieſer ihnen beigelegten Eigenschaft 
als Einländer und Staatsbürger wird aber nur unter der Bers 
pflichtung geſtattet: 

daß fie feft beſtimmte Familien ⸗Namen führen, 


Di 
daß fie nicht nur bei Führung ihrer Handelsbücher, ſondern 
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auch bel Abfaſſung ihrer Verträge und rechtlichen Millends 
Erklärungen der Deutfchen oder einer andern lebenden Sprache, 
und bei ihren Namens- Unterschriften keiner andern, ai 
deutſcher oder lateiniſcher Schriftzüge fih bedienen folen. 
$. 3. Binnen ſechs Monaten von dem Tage der Publi- 
lation dieſes Edikts an gerechnet, muß ein jeder geſchützte oder 
konzeſſionirte Jude vor der Obrigkeit feines Wohnorts ſich ers 
klären, welchen Familiennamen er beſtändig führen will. Mit 
dieſem Namen it er, ſowohl in öffentlichen Verhandlungen 
und Ausfertigungen, als im GE Leben, gleich einem jer 
den andern Staatsbürger zu benennen. 
S. 4. Nach erfolgter Erklärung und Beſtimmung feines 
Familien⸗Namens erhält ein jeder von der Regierung der Pro⸗ 
vinz, in welcher er feinen Wohnſitz hat, ein Zeugniß, daß er 
ein Einländer und Staatsbürger fei, welches Zeugniß für ihn 
und feine Nachkommen künfiig fait des Schutzöriefes dient. 
F. 5. Nähere Anweiſung zu dem Verfahren der Polizei- 
behörden und Regierungen wegen der Beſtimmung der Fami⸗ 
liennamen, der öffentlichen Bekanntmachung derſelben durch 
die Amtsblätter und der Aufnahme und Fortführung der 
Hauptverzeichniſſe aller in der Provinz vorhandnen jüdif 
Familien bleiben einer beſondern Inftruction vorbehalten. 
$. 6. Diejenigen Juden, welche den Vorſchriften 8. 2 
und 3 zuwider handeln, folen als fremde Juden angeſehen 
und behandelt werden. 


. J. Die für Einländer zu achtende Juden bingegen 
folen, in fofern diefe Verordnung nichts Abweſchendes enthält, 
gleiche bürgerliche Rechte und Freiheiten mit den Chriften genießen. 

$. 8. Sie können daher akademiſche Lehr: und Schul⸗ 
auch Gemeindeämter, zu welchen fie ſich geſchickt gemacht ha⸗ 
ben, verwalten. 

F. 9. In wiefern die Juden zu andern öffentlichen Bes 
dienungen und Staatsämtern zugelaſſen werden können, behal- 
Wir und vor, in der Folge der Zeit geſetzlich zu beſtimmen. 

$. 10. Es ſtehet ihnen frei, in Städten ſowohl, als auf 
dem platten Lande, fid) niederzulaſſen 

$. 11. Sie können Grundſtücke jeder Art, gleich den chriſt⸗ 
lichen Einwohnern, erwerben, auch alle erlaubte Gewerbe mit 
Beobachtung der allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften treiben. 

S. 12. Zu der aus dem Staatsbürgerrechte fließenden 
Gewerbefreiheit, gehört auch der Handel. 

$. 13. Den auf dem platten Lande wohnenden Juden 
und ihren Angehörigen Echt nur frei, denjenigen Handel zu 
treiben, der den übrigen Bewohnern deſſelben geſtattet ifte 
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8. 14. Mit beſondren Abgaben dürfen die einländiſchen 
Juden, als ſolche, nicht beſchwert werden. 

$ 15. Sie find aber gehalten, alle den Chriften gegen 
den Staat und die Gemeinde ihres Wohnorts obliegende bür⸗ 
gerliche Pflichten zu erfüllen und mit Ausnahme der Stolgebüh⸗ 
zen, gleiche Laſten wie andre Staatsbürger zu tragen. 

Zul, i. Eſec.⸗VBerfügung der Reg gu Rönigaberg vom 
18. März 1842 No. % K. ©. ladh dem Exlaſſe Sr. Ex⸗ 
cellenz des Herrn Geheimen Staatsministers und Oberpräfidenten 
„ Schön vom 8. d. M. ift von Seiten des betreffenden Königl. 
Miniflerums Über die Auslegung des Ediets dom 11. März 1813 
8.15, der Verordnung. vom 30 Auzuſt 1810 No. 5 und der Berz 
ordnung vom 1. Jun 1833 F. 20 in Betreff der Heranziehung 
jibifchev Einwohner zu Beiträgen für chriſtüiche Klechenſpſteme 
Folgendes betimmt worden: ` 

1) Das Edict vom 11. März 1812 $.15 und die Verordnung 
dom 1 Juni 1833 8. 20 verpflichten die jübifhen Einwohner im 
gemein, graen den Staat und die Gemeine ihres Wohn 
orte, alle dan Chriften obliegenden bürgerlichen Pflichten zu er⸗ 
füllen, und mit Ausſchluß der Stolgebühren, gleiche Lasten wie 
andere Einmohner zu fragen. 

Unter der: „Gemeine des Wohnorte“ fann, dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauch“ zufolge, und wie Die in dem Eier vom Lt, Mår 
1513 die bereiche Gena bürgerliche Dichten‘ hemei, 
nur die bürgerliche Gemeine des Wohnorts verſtanden werden. 

In diefem Sinne find auch die in Rede ſtehenden Geſeze bis- 

her att durchgängig ausgelegt worden. Eine Verpflichtung der 
jübifchen Einwohner, zu den Lasten der an ihrem Wohnorte bes 


ſindüchen chaaſtüchen Kirchenfyſteme , kann daher 
dus diefen Dororbnungen: niche der an 
einzelnen Orten ſtattfindende Gebrauch, dle jüdiſchen Einwohner 
auch zu den, nach Kluſſen- oder Gewerbeftsuer auf die Parohia- 


nen unmittelbar umzultzenden kirchlichen Abgaben heranzuziehen, 
entbehrt der geſetzlichen Begründung, fofern nicht ein fpecieller 
e für diefe Art und Weiſe des Verfahrens: nachgewieſen 
werden kann. ES 

IE dagegen die Unterhaltung der kirchlichen Spſteme eine 
mär der bürgerlichen Ortegemeine, fo können die jüdischen 
Ortseinwohner Di den Beiträgen zu den bürgerlichen Communal⸗ 
Vodürfniffen, die Eirchlichen Bedürnifje mit inbegriffen, nicht ot: 
geben, da fie nach Vorſchrift der Gefege vom 11. März 1812 
und 1. Juni 1833 gegen die bürgerliche Commune diefelben 
Lasten zu sutsichten beben, wie die driftlihen Einwohner, und 
eine Befreiung der jädiſchen Einwohner dadurch nicht herbeigeführt 
wird, daß nach der Orteverfaſſung ein Theil der bürgerlichen Ges 
meinbseinkünfte zum Beſten bet heiflichen Kirche verwendet wird. 

2) Handelt es fidh aber um eine Abgabe, welche von den Pflich⸗ 
tigen unmittelbar an die cheiſtüchen ESCH frm: zu entrichten 
ift, fo kann die Heranziehung von Juden zu dieſen Laſten nur in 
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dem Ma èn, als die auch für das G 
De, En een gen Se 


dies geftattet. 

E Brorbnung legt nur den jübiſchen Grundbefigeen eine 
Beiteagepflcht in folgender Weife auf: 

daß die Juden, als anfägige Dorfs- oder Stadt: Gemeine -Mite 

glieder, von ihren Grundftäcen gleich andern chriſtichen Befigern 

zur Erhaltung der Kirchenſyſteme beizutragen verpflichtet find, da 

ie ſonſt, wegen der Anfiebelung der jübifchen Staatsbürger, 

Gefahr laufen, einzugehen. 
Hieraus folgt: 

a, daß die ie: Grmdbefiger, gleich jedem dritten au? zur 
Entrichtung folder Asgaben und Leiftungert an kiechlche Snftitute 
verpflichtet find, melde in der Eigenfchaft einer dinglichen Laft 
auf ihren Grundſtäcken haften und als foldie im Hpperhekentuche 
eingetengen find, oder wache doch nach Yuffiehendenn Ortsherkom⸗ 
men von allen Grunbfläcken zu entrichten fint. 

v. Ce die pian ag en, PA pita Geen 

'afim, nament zu Daul lichtet find, mei jani 
E Theil nach Maaßgabe des Grundbeſizes in der Gee 


wee toben. 
ie Verordnung vom 30. Auguſt 1810 beſchränkt bie Beis 
kragspflicht der jüdischen Geundheſtter nicht bios auf eie im fren- 
gen Sinne des Worts dinglichen Leitungen, fondern verpflichtet 
dieſaben von ihren Grundſtücken in denfelben Maße, in welchen: 
hriftliche Befiger derfelben beizutragen haben würden, den jüdifchen 
Grundbefigern fallen daher auch dielenigen Parocyinlatgaben zur 
Loft, weiche nach Häujeen, ‚Hufen, Höfen oder nach dem Goar, 
fieuerbetrage auf bie in ber Parodie bezäterten Grundbeftger m 
gelegt werden, und ift dieſe, aus den Worten des Gefebes fich 
gebende Auslegungsweiſe, auch in einzelnen Speciulfällen auf er» 
gangene Beſchwerde von des Königs Mafeftät gebilligt worden. 
„Huernach i von den Königl. Landrathsämtern, dem dieſigen 
Polel⸗ Peaſiolum und den ee Fällen zu 
verfahren, in welchen auf die allgemeinen Vorſchriften des Editte 
dem 11. März 1812 8 15, der Verordvimg vom 30. Auguft 1516 
No. 5 und der Verordnung vom 1. Junt 1833 $. 20 zurückge⸗ 
Ane . Ele Wë önigsb. v. 30. Septb 
e tes fe $ igsb. v. 90. Septbr. 
137 D Best ber Rip zu König D 
Des Könige Miieſtät baten Sur bie Alkerböchſſe Kabinets- 
Dibre vom 1. October vorigen Jahres in Betreff der den fühlfchen 
Uaterthanen obliegenden Verpfſſchtungen zu Beitragen für rift- 
e und über deren Erhebungswelſs zu beſtimmen 
ruht: or 
Wei es zwar bei den blerüber beſtehenden geſetzlchen Anordnun⸗ 
gen zu belaſſen, daß aber, wenn es dabei auf die Einzlehung baa- 
der Geldbeitcäge ankomme, dafür geforge werden Ei daß dieſe 
Einziehung durch die Bien bewirkt werde, kaut 
die Juden dergleichen Beiträge nicht unmittelbar au die kirchlichen 
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Beamten zu entrichten hätten. Ebenſo mäffe den Juden geſtat⸗ 
tet werden, flatt der NaturalsDienfts bei Kirchen- und Pfarr» 
bauten ein Atquivalent in Gelde zu entrichten, wenn fie es nicht 
vorziehen, diefe Dienſte durch von ihnen bezahlte Arbeiter vers 
richten zu laſſen.“ 

Die Ausführung der vorſtehenden allerhöchſt angeordneten Maß⸗ 
regel ift nirgends mit ſolchen Schwierigkeiten verknüpft geweſen, 
daß es einer allgemeinen Anmeifung Über das hierbei zu beobach⸗ 
tende Verfahren bedurft hätte. 

Es ift jedoch mehrfeitig darauf aufmurkſam gemacht worden, 
daß die Wereinnohmung der ven fütiſchen Grunddeſſhern und 
Einwohnern zu zahlenden Baie durd) die Communal- Behr 
ben, anftatt burd) die firchlihen Empfänger, nicht in allen Fallen 
den Wünschen der jübifchen VBevölkerung ſalbſt enefprechen würde, 
daß insbeſondere dit jüdiſchen Rittergutsdeſſger es vorziehen würden, 
ihre ficehlichen Abgaben unmittelbar an die Kirchendeamten, anſtatt an 
die Dorſſchutzen abzuführen. Auch ift der Zweifel aufgeftelie wor⸗ 
den, ob durch die Beſtimmungen der Alerhöchften Kabinets⸗Ordre 
vom 1. October a. pr. den Juden die perfönliche Ableistung der 
von ihnen zu Kirchenbauten geforderten Dienfte in Zukunft nicht 
mehr geflattet werden fol? 

Da, in Berückſichtgung der vorausgegangenen Veranlaſſung, 
die Tlethöchſte Intention bei Exlaß der ier: Kabinets- 
ordre vom 1, October vorigen Jahres nur dahin gegangen ift, 
das veligiöfe Gefühl der jüdifhen Unterthanen bei der Erhebung 
von Abgaben am chriſtliche Sicchenfpfteme malihe zu fonen, 
nicht aber fie irgend wie in eine Lage zu verfegen, welche ihnen 
fe tiger ee een 
niglichen Oberpräfibenten der Provinz Preußen vom 19. Septem- 
F Werts Ber Königlichen. Dir 
nifterien der Geiftlichen«, Untereichts- und Medieinal= e 
beiten und des Innern vom 0. deſſelben Monats beftimmt worden: 

1) daß den jüdifchen Untertanen Überall die Gelegenheit ges 
geben werde, die von ihnen an ritlie Rirchenfy fleme zu entriche 
tenden baaren Gelbbeiträge an bie Commumalbehörden, anſtatt an 
die kirchlichen Empfänger, giltig einzuzablen, ingleichen 

2) daß ec den Juden Überall verffattet werde, in telle der 
von ihnen erforderten Naturalbienfte zu Kirchen- und Pfacrbauten 
den Geldwerth der Leiſtung zu entrichten, fofern es die Wetbeilige 
ten in einzelnen Fällen nicht etwa felöft vorziehen, ibre Beiträge 
unmittelbar am die Dréien Empfänger zu entrichten, ober die 
geforderten Dienfte in Perfon oder durch einen Stellvertreter zu ellen. 

Hiernach ift in allen Fällen zu verfahren, in welchen jübifche 
Unterthanen zur Zahlung barer Geldbeträge an chriſtliche Bir, 
foftems, oder zur Beiftung von Naturaldienften. bei Kicchen und 
Pfarrbauten verpflichtet find. Zur Erleichterung des Geſchäfts⸗ 
ganges wird es Bienen, daß bie jüdischen Unterthanen zur Grp, 
Se darüber aufgefordert werden, ob fie in künftigen Fällen die 
Abführung der baaten Geldbeiträge füt chriſiliche Kirchenſyſteme 
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an die Communal⸗Bihzeden oder an bie Firchlichen Empfänger zu 
bewirken beabſichtigen, ingleichen od fie anstatt der inen obliegenden 
Naturaldienſte bei Kirchen» und Pfarrbauten den Geldwerth der 
Seltene zu entichen dane e6 nidhe im Jedem ams 
Falle der Einbolung einer diesfälligen Erklärung Seitens der jü- 
Dien Unterthanen bedarf. 

$. 16. Der Militair⸗Konſcription oder Kantonpflichtig⸗ 
keit, und den damit in Verbindung ſiehenden befondern gefehe 
lichen Vorſchriften find die einländiſchen Juden gleichfalls uns 
terworfen. Die Art und Weife der Anwendung biefer Verpflich⸗ 
tung auf fie, wird durch die Verordnung wegen der Militair» 
Konſcription näher beſtimmt werden. ` 

$. 17. Chebündniſſe können einländiſche Juden unter fid 
ſchließen, ohne hierzu einer beſondern Genehmigung oder der 
Löſung eines Trauſcheins zu bedürfen, in fo fern nicht nach 
allgemeinen Vorſchriſten die von Andern abhängige Einwilligung 
und Erlaubniß zur Ehe überhaupt erforderlich ift. 

9. 18. Eben dieſes findet fatt, wenn ein einländiſcher 
Jude eine ausländiſche Jüdin heirathet. 

$. 19. Durch die Heirath mit einer einländiſchen Jüdin 
erlangt aber kein fremder Jude das Recht in biefigen Staaten 
fid niederzulaſſen. 

8. 20. Die privatrechtlichen Verhältniſſe der Juden find 
nach eben denſelben Gefegen zu beurtheilen, weiche andern Preußi⸗ 
ſchen Staatsbürgern zur Richtſchnur dienen. 

$. 21. Ausnahmen finden bei léen Handlungen und 
Geſchäften fott, welche wegen der Verſchiedenheit der Religions- 
begriffe und des Kultus an befondre geſczliche Beſtimmungen 
und Formen nothwendig gebunden ſind. 

$ 22. Bei der Eidesleiftung der Juden find daher die 
Vorſchriften der Allgem. G.D. Thl. I. Til. 10. $, 317—351 
noch ferner zu beobachten. 

$. 28. Auch muß es bei der fg der Allg. G. O. 
SN. I. Tit. 10. a 352 und der , $. 335, Neo. 7. und 
§. 967 Nro. 8, daß kein Jude in den benannten Kriminalfällen 

u Ablegung eines eiblichen Zeugniſſes gezwungen werden darf, 
0 wie bei den daſelbſt beftimmten Wirkungen eines freiwillig 
‚geleifteten Zeugeneides künftig verbleiben. 

. 24. In Anſehung der Präſentation der Wechſel am 
Sabbath, oder an jüdiſchen Feſttagen behalten die $$. 989. 
990. A. E. R. Thl. II. Vit, S. ihre fortdauernde Gültigkeit. 

F. 25. An die Stelle der, nach dem A. L. R. Thl. II. 
Tit. 1. 5. 136. zu einer vollgiltigen Ehe erforderlichen Trauung, 
tritt bei den Ehen der Juden die Zusammenkunft unter dem 
Trauhimmel und das feierliche Anſtecken des Ringes, und dem 
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in $ 138 verordneten Aufgebote ift die Bekanntmachung in der 
Synagoge gleich zu achten. 

$. 26. Auf die Trennung elner vollzognen gültigen Ehe 
kann jeder Theil aus den im A.L. R. Thl. II. Tit. 1. $, 669—718 
feſtgeſetzten Urſachen antragen. 

8. 27. Zur Begründung der bürgerfichen Wirkungen eis 
ner gänzlichen Eheſcheidung unter den Juden ift das Erkennt⸗ 
niß des gehörigen Richters hinreichend und die Ausfertigung ei» 
nes Scheidebriefes nicht nothwendig. 

5. 28. Da, nach den . Rechtsgrundſätzen, neue 
Geſetze auf vergangne Fälle nicht gezogen werden können, fo 
ſind die Streitigkeiten über Handlungen, Begebenheiten und 
Gegenſtände, welche das bürgerliche Privatrecht der Juden bes 
treffen, und ſich vor der Publication der gegenwärtigen Ver⸗ 
ordnung ereignet haben, nach den Geſetzen zu beurtheilen, die 
bis zur Publication dieſes Edikts verbindend waren, wenn nicht 
etwa die bei jenen Handlungen, Begebenheiten und Gegenftäns 
den Intereffirte, infofern fie dazu rechtlich befugt find, ſich 
durch eine rechtsgültig Willenserklärung den Bestimmungen der 
gegenwärtigen Verordnung, nach deren Publikation, unterwors 
fen haben folen. 

. 20. In Abſicht des Gerichtsſtandes und der damit 
verbundenen vormundſchaftlichen Verwaltung findet ebenfalls 
zwiſchen Chriſten und Juden kein Unterſchied fett, Nur in 
Berlin bleibt es vorerſt bei dem, den Juden angewieſenen ber 
ſondern Gerichtsſtande. 

$. 30. In keinem Falle dürfen fih Rabbinen und Juden- 
Aelteſten weder eine Gerichtsbarkeit noch eine vormundſchaftliche 
Einleitung und Direction anmaßen. 

$. 31. Fremden Juden ift es nicht erlaubt, in den hier 
figen Staaten fid niederzulaffen, fo lange fie nicht das Preufis 
ſche Staatsbürgerrecht erworben haben. 

8. 32. Zur Erwerbung dieſes Bürgerrechts können fie 
nur auf den Antrag der Reglerung der Provinz, in welcher die 
Miederlaſſung erfolgen fol, mit Genehmigung Unſers Miniſterii 
des Innern, gelangen. f 

$. 39. Sie genießen alsdann mit ben Einfändern gleiche 
Rechte und Freiheiten. 

S. 34. Fremde Juden, als ſolche, dürfen weder als Nab- 
biner und Kirchenbediente, noch als Lehrburſchen, noch zu Ge⸗ 
werks⸗ oder Hausdienſten angenommen werden. Es erſtreckt gä 
jedoch dieſes nicht auf Diejenigen vergeleiteten Juden, welche 
ſich zur Zeit der Publikation des gegenwärtigen Edikts bereits 
in Unſern Staaten beſinden. 
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$. 35. Diejenigen einländiſchen Juden, welche gegen diefe 
Vorſchrift ($. 34) bandeln, verfallen in 300 Chir. Strafe, 
oder im Falle des Unvermögend, diefe zu erlegen, in eine, den 
wegen der Verwandlung der Strafen vorhandnen allgemeinen 
Vorſchriſten 5 Gefängnißſtraſe, und der fremde Jude 
muß über die Grenze geſchafft werden. 

$. 36. Ausländiſchen Juden ift der Eintritt in das Land 
zur Durchreiſe oder zum Betrieb erlaubter Handelsgeſchäfte ger 
ſtattet. Ueber das von denselben und gegen dieſelben zu beobs 
achtende Verfahren, folen die Polizeibehörden mit einer befons 
dern Inſtruction verſehen werden. 

8. 37. Wegen das Verbots wider das Haufiren über 
haupt, hat es bei den Polizeigefegen auch in Abſicht der Su- 
den ſein Bewenden. 

S. 28. In Königsberg i. Pr., in Breslau und Frankfurt 
a. d. O. dürfen fremde Juden, fo lange die Meſzel dauert, 
mit Genehmigung der Oörigkeit fih aufhalten. 

6. 39. Die nöthigen Beſtimmungen wegen des kirchlichen 
Zuſtandes und der Verbeſferung des Unterrichts der Juden, 
werden vorbehalten und es follen bei der Erwägung derſelben, 
Männer des jüdiſchen Glaubensbekenntniſſes, die wegen ihrer 
Kenntniſſe und Rechtſchaffenheit das öffentliche Vertrauen gt- 
nießen, zugezogen und mit ihrem Gutachten vernommen werden. 


Edict, vom 90. Juli 1789, die künftige Einrich⸗ 
tung des Mennoniſtenweſens in fämmlichen Königl. 
Provinzien exclusive des Herzogthums Schleſien 
betreffend. 

Wir ac. thun kund und fügen hierdurch ë wiffen, daß 
Wir Uns febr wohl erinnern, den in Unſern Landen wohnen⸗ 
den Mennonſſen Unſern Landesherrlichen Schutz und die uns 
geſtörte Ausübung ihrer Religionsgrundſätze beflätiget und vers 
ſichert zu haben. 

So fehr Wir nun geneigt find, von der Gewiſſensfreiheit 
Unferer Unterthanen allen Zwang zu entfernen, fo ſehr erfordert 
es jedoch das Wohl Unferer Staaten, baf die Bekenner folder 
Religionsmeinungen, welche eine der vorzüglichſten Pflichten 
getreuer Unterthanen, die Vertheidigung des Vaterlandes, ver- 
fagen, nicht nur nicht alle bürgerlichen Vorzüge Unferer andern, 
diefe Pflicht gern und willig übernehmenden Unterthanen ge: 
nießen, ſondern fih vielmehr Verbindlichkeiten unterwerfen, 
welche einigen, wenn gleich geringen Erſatz für dle Befreiung 
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von jener weſentlichen Pflicht eines Staatöbürgers zu leiſten 
im Stande ſind. 

Nach dieſen Bedingungen werden Unſere jüdiſche Unter 
thanen behandelt, und die Mennoniſten dürfen ähnliche Ein: 
richtungen um fo weniger als Gewiſſenszwang anfehen, da 
ſolche auf Religionsmeinungen und gottesdienſtliche Handlun⸗ 
gen keinen Bezug haben, ſondern ſie blos als bürgerliche Mit⸗ 
glieder des Staats betreffen, zu deffen Bertheidigung und Gul. 
kur fie ſogar weniger beizutragen geneigt find, als die jüdiſche 
Unterthanen. 

Wir wollen, ordnen und beſehlen babero: 

F. I. Daß, da den Oſt⸗Weſipreußiſch und Litthauiſchen Mens 
noniſten in dem von Uns beſtätigten Patent vom 29. März 1780 
gegen eine jährliche Abgabe von 5000 Mie, zum Culmſchen 

zadettenhauſe, die Enrollementsfreiheit verſichert worden, es 
ferner dabei fein Bewenden haben ſoll, obgleich die jetzige Ans 
zahl der männlichen Köpfe, diejenige bei weiten überſteiget, 
auf welcher die Anlage der 5000 Rthir. berubet. 

Damit aber diefe Begünſtigung nicht ferner ihre Grenze 
überſteige, und die Mennoniten nicht leicht mehr im Stande 

| fein mögen, die bequemſte und nahrhafteſte Befigungen anderer 

| Unferer dem Kriegesdienſt unterworfener Unterthan an fih zu 

bringen, wozu fie theils durch außerordentliche hohe Kaufs preiſe, 

\ Ve durch Entziehung derjenigen Laſten, die le fonft gemein, 

ſchaftlich getragen, bishero mancherlei Gelegenheit genommen 
haben; fo ſollen 

$. 2. alle in Unfern Landen mit Grundſtücken angeſeſ⸗ 
fene, oder fih in Zukunft anfäßig machende Mennoniſten, und 
beſonders diejenigen, welche ſich in den Marienburgiſchen Wer⸗ 
dern niedergelaſſen haben, zur Unterhaltung der proteftantifden 
Kirchen, Prediger- und Pfarrgebäude, ingleichen der Schulleh» 
ter und Schulgebäude, nach dem Verhälkniß ihrer Grundſtücke, 
eben dasjenige beitragen, was ein proteſtantiſches Mitglied von 
feinen Beſtzungen zu leiſten verbunden ift. 

$. 3. Eben fo follen alle und jede in Dft, Weſtpreußen 
und Litthauen wohnhafte Mennoniſten, fie mögen angeſeſſen 
ſein oder nicht, in allen Fällen, wo ein proteſtantiſcher Ein⸗ 
wohner bei Geburten, Verheirathungen oder Sterbefällen, Stol⸗ 
gebühren zu entrichten hat, eben diefe Gebühren, nach Bers 
hältniß des Standes und Gewerbes, und nach den, in den 
vorgeſchriebenen Tarordnungen beſtimmten Sägen, der Kirche 
und Geistlichkeit desjenigen Orts oder Bezirks in welchem ein 
jeder wohnhaft it, zu entrichten ſchuldig fein. Auch fol in 
Anfehung der Calende, wo foie üblich, eine gleiche Verbinds 
lichkeit zu deren Entrichtung, wie bei den proteſtantiſchen Ein- 
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wohnern deſſelben Orts oder Bezirks und von eben der Claſſe, 

auch in Anfehung folder Mennoniſten ſtatt finden, M 

Da biernächſt s 3 

F. 4. verſchiedene Mennoniſtengemeinden ſich bisher einer 
Befreiung von vorſtehend erwähnten Parochiallaſten, Abgaben 
und Gebühren angemaßet, auch wohl, beſonders in Weſtpreußen, 
beifälige Erkenntniſſe darüber erftritten haben, und dieſe Ers 
keuntniſſe in der Vorausſezung fih gründen: als ob diejenigen 
geſetzlichen Borſchriften, wonach die proteſtantiſchen Einwohner von 
den Pfarrabgaben an die katholische Geiſtlichteit und ebenſo die ta- 
tholiſchen Einwohner in Anfehung der proteſtantiſchen Geiſtlichkeit 
befreiet worden, auch auf die Mennoniften angewandt werden müſ⸗ 
fen: ſothaue Vorausſetzung aber ganz irrig ift, indem bereits durch 
die unterm 17, Auguft 1775 und 25. December 1777 an die Weſt⸗ 
preußiſche Regierung und Kammer e e ſeſt⸗ 
geſetzet worden, daß jene allgemeine Geſetze auf die Mennoniften 
keinesweges ausgedehnet werden follen; fo erwarten Wir zwar, 
daß diejenige Mennoniſten, welche dergleichen Judicata für ich 
baben, wenn ihnen gehörig bedeutet wird, daß biefelben auf 
einer krrigen Vorausſezung beruhen, den Vorſchriften des ges 
genwärtigen Edicts ohne fernere proceſſualiſche Weiterungen Dé 
unterwerfen werden. Wenn inzwiſchen gleichwohl einer oder 
der andere derſelben auf feiner vermeintlichen durch diefe Er» 
kenntniſſe erlangten Befreiung beſtehen, und auf rechtliches Ges 
hör und Erkenntniß darüber antragen ſollte; ſo ſoll ihm ſol⸗ 
ches pS gestattet, alsdann aber auch die proteftantifche Geiſt⸗ 
lichket durch Unſern Fiscum vertreten und bei der rechtlichen 
Entſcheidung eines ſolchen Prozeſſes, auf die vorangeführte aus 
thentiſche Deklarationen vom 17. Auguſt 1775 und 24. Decbr. 
1777 die erforderliche Rückſicht genommen werden. 

C. 5, Da die Mennoniften, fo viel Uns wiſſend ift, fid bisbero 
nur in proteſtantiſchen Kirchſpielen anfäßig gemacht haben; ſo 
baben Wir diefe Verordnungen auf katholiſche Kirchſpiele mits 
zurichten, nicht mötbig gefunden. Weil es aber bei diefem Un 
fern Geſetz gar nicht auf den Unterfchieb der Religionen, fons 
dern lediglich darauf ankömmt, daß das Cantonweſen in Un- 
fern Staaten nicht geſchwächet werde; fo folget auch, daß, wenn 
die Mennoniften Déi künftig in katholifchen Kirchſpielen anſäßig 
machen, fie dort gleiche Verbindlichkeiten, als in den proteſtan⸗ 
tifchen Kirchſpielen übernehmen müſſen. 

Buf. Refer. v. 11. März 1700 (Rabe. Bd. 5. S. 305): Dbe 
ſchon die Vorausſetzung in dem vorſtehenden $. 5., als ob ſich 
bis zur Publication des Edles Mennoniten nut in proteſtanti⸗ 
ſchen Kirchlplelen anfäfig gemacht hätten, untichtig ift, vielmehr 
ſchon damals eine grofe Zahl der Mennoniten in rein katholischen 
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Airchſplelen wohnte, fo kommt dieſer $ 5. bennod allen Men- 
noniten, welche gue Beit der Publication, des Edicts in katholiſchen 
Kirchſpielen anfällig geweſen find, zu Statten und müffen fie bei 
e 12 genoſſenen Befreiung von Parochial⸗Abgaben ges 

t werden. 

8.6. Weil der Beitrag zu dieſen Kirchſpielslaſten lediglich die 
Abſicht hat, daß die übrigen, dem Kriegesdienſt unterworfene 
Unterthanen nicht zu ſehr gedrücket und ihre Beſſtzungen an 
Mennoniſten zu veräußern genöthiget werden; fo verfichet es 
fih auch dagegen, daß die Mennoniften an den gottesdienſtli⸗ 
chen Verrichtungen, und an den Heiraths⸗ und Begräbnißge⸗ 
bräuchen der übrigen Kirchſpielsmitglieder, Theil zu nehmen 
nicht gezwungen find, fondern vielmehr nach ihren Grundfätzen 
und Gebrzuchen zu hem, ferner ungeſtört berechtiget fein follen- 

$. 7. Diejenigen Mennoniften, welche in unuhrbaren Ge- 
genden mit Unferer Erlaubniß neue Colonien und Etabliffe- 
ments anlegen, find von dieſen Abgaben frei, weil daſelbſt 
keine Kirchſpiele anderer Unterthanen vorhanden find, Eben 
babero dürfen auch diejenigen Mennoniften in den Marienburg- 
ſchen Werdern, welche in ſolchen Gegenden etabliret find, wo 
zur Zeit ihrer Niederlaſſung noch keine Kirchſpiele vorhanden 
waren, weder zu den Abgaben an die jetzt dafelbit befindlichen 
Kirchen und Schulen beitragen, noch Stolgebühren St 
entrichten. 

8. 8. Die Enrollements - Verbindlichkeit ausgenommen, 
müſſen die fänmtlich angeſeſſenen Mennoniften alle übrige öf- 
fentliche Gemeinbeits- und fogenannte Nachbarslaſten und Ber- 
bindlichkeiten gleich den übrigen Unterthanen übernehmen. 

F. 9. In Ost., Weſtpreußen und Litthauen foll den Men- 
noniſten nur erlaubet fein, unter folgenden Bedingungen, 
Grundſtücke von andern Unterthanen an ſich zu bringen: 

1) Wenn der verkaufende Proteftant oder Katholik einen 
zu feinem und feiner Familie Unterhalt hinreichenden Theil 
des Grundstücks behält, und daher die alte kriegesdienſtfä⸗ 
bige Familie angeſeſſen bleibt. 

2) Wenn der in Schulden verſunkene Verkäufer ſich durch 

einen fehe vortheilhaften Verkauf nicht nur dadurch ganz 
von feinen Schulden losmachen, ſondern auch ein nothdürf⸗ 
tiges Etabliſſement wieder anfangen fann, dazu aber fo we- 
nig ſelbſt, als durch Hülſe ſeiner Gläubiger einen andern 
eben fo bortheilhaften Käufer anzuſchaffen im Stande ift. 
Dieſe Umſtände müffen von den Kammern des Et: und 
Weſtpreußiſchen, auch Litthauiſchen Departements unterſuchel, 
und Unſerm General- Directorio zur Prüfung und Ertheilung 
der Conceſſionen gegen die ſonſt üblich geweſenen Koſten vors 
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geleget werden. Ohne eine folde Orfginal-Coneejfion follen 
die Hypotheken- Regiſraluren kein Beſitzrecht eines Menno⸗ 
niſten in die Hppothekenbücher eintragen; wenn aber foldes 
dennoch geſchleßet, fol die ſchuldige Hppothekenregiſtratur 
mit dem doppelten Betrage der Gebühren, welche ſie bei der 
Zuschreibung des Guts an den unbefugten Befiger, erhalten 
hat, Pret beſtrafet und das Grundſtäck, der Mennonift 
mag fein Beſitzrecht haben eintragen laſſen oder nicht, auf 
ſeine Gefahr und Koſten dem Meiſtbietenden öffentlich ver⸗ 
kaufet, auch wenn bei einem ſolchen Verkauf ein Mehreres, 
als wofür der Mennoni das Gründſtück ſelbſt an fiğ ge- 
kracht hat, geboten werden ſollte, ein folder lieberſchuß ohne 
Abzug der jedesmal von dem Mennoniſten zu tragenden Sub- 
haſtakionskoſten, dem Fisco zugeſchlagen werden. Wenn ein 
Gutsbeſitzer oder einer Unſerer Beamten, ohne eine ſolche 
Coneeſſton einen Mennoniften au fein fogenanntes Laß⸗Schaar⸗ 
werft, oder foldes Nuficalgut, welches dem Beſſcer nicht 
eigenthümlich zuſtehet, angeſetzt hat, fo It der Mennonſſt 
nach Ablauf eines Jahres, welches ſedoch von Johannis zu 
Johannis zu rechnen, das Gut räumen, und außerdem, 
wenn er des Vermögens ift, in Funfzig Rthlr. ſtscaliſch 
Strafe verfallen ſein, der Gutsherr oder Unſer Beamte ſoll 
aber Ein Hundert Thaler Strafe erlegen, und dem abzie 
henden Mennoniſten alle wirkliche vorhandene Meliorationen 
nach der gerichtlich aufgenommenen Taxe ſachverſtändiger 
Leute, erfeben. 

S. 10. Nach den Grundſätzen der wahren Toleranz, folt 
zwar jedem Unſerer Unterthanen der Uebertritt zum Menno⸗ 
niſtiſchen Glauben unverwehret bleiben. Wenn aber der Ueber⸗ 
tretende zu derjenigen Claſſe von Einwohnern gehöret, welche 
nach der Staats- und Landesverſaſſung zu Kriegesdienſten ver- 
pflichtet find, und derſelbe ich dieſer Verbindlichkeit unter dem 
Vorwand feiner Relfgionsänderung entziehen will, fo fol er 
einen andern tauglichen, keinem Canton unterworfenen Mann, 
auf feine Koſten zu fielen und fo lange die Obligation des 
Mennoniften zu den Kriegesdienſten dauert, auch bei einer ers 
folgten Defertion einen andern zu ſiſtiren angehalten werden. 
Ein gleiches fol in Anſehung aller männlichen Rachkommen 
folder zum Mennoniſtiſchen Glauben übergetretenen Cantons⸗ 
pflichtiger Unterthanen, ſtatt finden. Was aber die Kinder ber 
trifft, die ausvermiſchten Eden eines Mennoniften oder einer 
Mennoniſtin mit andern Religlonsverwandten erzeuget worden; 
fo folen dieſelben, da fie nach den eigenen Grundfägen der 
meiſten Menneniſtiſchen Lehrer, zur Mennoniſtiſchen Gemeine 
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nicht gehören, in der Religion desjenigen ihrer Eltern, welches 

dieſem Glaubensbekenntniß nicht zugethan ift, erzogen werden. 

F. 11. In Oſte, Weſtpreußen und Lilchauen follen keine 
fremde, auch keine bereits ausgewanderte Mennoniſten wieder 
angenommen werden. 

F. 12. Wenn jedoch ein ſolcher Mennoniſt ein Vermögen 
von Zwei Tauſend Reichsthaler ins Land bringet; fo fol ihm 
verftattet werden, ſich in andern Provinzen, beſonders da, wo 
ur Viehzucht gute Gelegenheit ift, niederzulaſſen und anzukau · 
E jedoch muß derfelbe, 

1) dazu ebenfalls den Conſens Unſeres General: Direc- 
torii erhalten. 

2) Sich den Verbindlichkeiten der 58. 2. 3. 4. 5. und 
8. unterwerfen. 

3) Wegen der Enrollements⸗Freiheit muß derſelbe und 
feine männliche Deſcendenten, in fo fern fie vermöge 
ihrer Größe und Gefundheit zum Kriegesdienſt oder zu 
Fuhrknechten brauchbar ſind, 20 bis 45 Jahre, jährlich Ei⸗ 
nen Reichsthaler hiefiges Courant zur General, Invalidencaſſe 
entrichten, weshalb von denen ſich künftig in Unfern andern 
Provinzen außer Oſt⸗, Weſtpreußen und Litthauen anzu⸗ 
fegenden Mennoniſten dem Militairbepartement, jedesmal 
Nachricht gegeben werden muß. 

$. 13. Dagegen bleiben die in den übrigen Provinzen 
bereits anfäßige wenige Mennoniſten von diefem Beitrage zur 
General Inoalideneaſſe befreiet; alle übrige in dem 12ten $pho 
enthaltene Vorſchriften haben aber auf fie gleiche Anwendung. 

$. 14. In Unferm Herzogthum Schleſien behalten Wir 

Uns vor, nach Befinden der Umftände, dieſerhalb das Erfor⸗ 

derliche beſonders zu verordnen. 

F. 15. Wir beſehlen übrigens allen Unſern hohen und 
iedern Dicafteriis und Bandescollegiis, Geiſtlichen⸗Civil⸗ und 

ilitairbehörden, dem Officio Fiect und überhaupt Jedermann 
fih hiernach allerunterthänigſt zu achten, zu welchem Ende biez 
ſes Ediet durch den Druck öffentlich bekannt gemacht were 
den fol. 

Urkundlich unter Unserer Wechöchften eigenen Unterſchrift 
und beigedruckten Königlichen Innſiegel. 

Buf. 1. Verord. d. Confiſt. v. Weſtpr. v. 9. April 1817 (D. 
Amtsbl. 1817. S. 184) verbietet den Mennonitifchen Vermah⸗ 
nern kirchliche Zeugniffe auszuftellen und fid dabei kicchucher Bies 
gel zu bedienen. Zug werden ſämmtl. mennonitifhe Glaus 
Benegemoffen in Gemäßheit der Vorſcheift des A. L R. Vor II. 
Tit. 11, F. 498 folg. angewieſen, die unter ihnen vorkommenden 
Geburten, Heiraten und Sterbefälle dem Pfarrer besjenigen Kirche 
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ſplels, in deffen Beir fle wohnen, zur Eintragung in das Kire 
chenbüch anzuzeigen. 

2. B. b. R. zu N. v. 22. April 1817 GAmtsbl. S. 242) enthält 
die nämlichen Beſtunmungen. 


3. V. d. R. zu D. v. 10. zu 1830 (Amtsbl. S. 115): Durch 
unſere E vom 11, Mai 1821 (Amtsbl. 1821. S. 301.) 
und v. 10. Decbr. 1835. Amtsst. 1835. S. 200) find die Borz 


ee 

e deffen ungeachtet nicht allein einzelne Bermabner oder Menz 
monifteneXeltefte dergl. Atteste über Geburts, Heiraths⸗ und Stere 
befälle ausgeftellt haben, fondem diefen Atteſten auch von vers 
ſchiedenen Behörden eine ihnen nicht gebührende Öffentl. Glaub- 
mwürbigkeit beigelegt worden ift; fo find wir veranlaßt, den Mene 
ae Atlan wiederholt bie Ansflllung folcher tete nach. 
drücklichſt zu unterfagen und den Vehörben unferes Mefforts auf- 
zugeben, Da: Beugnifen feine officielle Wirkung Lues 
vielmeht in allen Fällen, wo es auf Feſtſteuung des Alters, der 
Todeszeit oder der Werheiratbung eines Mennoniten ankommt, 
das kirchl. Zeugniß des evangeliſchen Pfarrers der Parochie beis 
bringen zu laſſen. 

A RD. b. 2. October 1801 (ona Weſtpr, Prob A. Bd. IL. 
S. 470): Da nach Gun Berichte v. 28. v. M. die Mennoniftis 
fen Gemeinden der Niaderungsdörſer des Amts Tiegenhoff 2c- 
dem Eatholifchen Pfarrzwange unterworfen find, und denſelben da. 
ber, außer ber Erhaltung ihrer eigenen Ermahner, Schulhäuser und 
Kircpöfe, alle Laten des Eatholfchen Pfarrztwanges éisen) fo 
würden bieſelben offenbar dreifache Pfacrlaften tragen müffen, 
wenn fie auch noch an die proteftantifchen Geifttichen Graad: 
von entrichten, und in Anfehung der Galende, mit den proteftane 
tifchen Einwohnern gleiche Verbindlichkeit übernehmen follten. Da 
mun die-proteftantifhen Geifichen diefe Präffationen der Mennoz 
niften, welche fie vor dem Jahre 1789 nicht gehabt zu baben fheis 
nen, eber entbehren, als jene damit beläftigt werden können, fo 
follen die Mennoniften mit den Stolgebühren und mit der Caz 
lende an bie protsjtanifchen Pfarrer fo lange veefchont werden, 
die die Aufhebung und refpektive Modification des katholifcen 
Pfartzwangs über bie Proteſtanten, wozu in diefer Rückſicht auch 
die Mennoniten gehören, nach meiner auf Curen mit den 
Staatsminiftern v. Voß und Gr. v. Alvensleben gemeinſchaftlich 
erftatteten Bericht erlaſſenen Ordre dom 23. Juli d. Js. zu 
Stande gekommen fein wird. 

5. Hofrefer. v. 15. März 1802 (Leman's Weſtpr. Prov.R. Bd. II. 
S. 482) Mach Eingang Eures näheren Be vom 31. Jan. c. 
wollen wir Euch aunmedro giemit auf den erſten Punkt Eurer 
Anfrage vom 14. Decbr. v. Js zu Euter Direction zu erkennen 
geben, daß, wenn auch Mennoniften in biefem oder jmem Kire 
chenſprengel gar keine Abgaben an einen kathol. Pfarrer oder nur 
Mealdecem von Grundſtücken entrichten, fie doch in Gefolge der 
KaD. v. 3. Oktbr. 1801 für einſtwejlen von Entrichtung der Kas 
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lende und der Stolgebähren an dje lutherische Ceifttichteit in dies 
fem Kirchfprengel für dispenſirt zu achten. Sa viel hingegen den 
zweiten Punkt Euter Anfenge betrifft, ob nämlich di Mennoniten 
nod ferner, wie bisher fchnlbia fein follen, ihre Geburten, Frauuns 
gen und Sterbefälle den proteftantifchen Gaiftlichen des Ricchfpiels 
Aue Eintragung in das Kleche buch anzuyeigen und tie die Emo⸗ 
humente der ptoteflantifchen Gate für die Eintragung in bei 
Kirchenbücher zu beſtimmeng fo em munſeſeen wir Euch hierbei 
anſtact Beſchelbes die auf die Immedintanftoge des geiftl. Depar- 
temens erfolgte Cadinete Neſoldtten vom 0. März e. in Ahfhrift 
zur Nachricht und mit Befehl, in deren Gemäfheit das Erforder⸗ 
liche zu verfügen. 

K. O. v 0. Mir 1802. 


z Ich bin nach Eurem Bericht 
vom 26, v. M. mit uch ba erfinden, daß kein Beden- 
ben vorhanden ift, a bei der bisherigen Eincichtung, monad) die 
Mennoniften in Weflpreufen ibre Geburten, Teruungen und 
Sterbefälle dem proteſtantiſchen Doft, des Kirchſpiels zur Eintene 
gung in das Kiechenduch angeben wüſſen, zu belaffen, und von 
felbigen darf an Einſchreibegebühren 00 gr. Preuß. für Heiz 
rathfaͤle und 7 gr. 9. Pf. Preuß. für Geburts⸗ und Sterbefälle 
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un forbern, vielmehr genehmige ich folches und Ach es Euch, 


das Weitere in Gemäßheit; zu verfügen. 
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Bekanntmachung des Königl. Oberlandesgerihts 
von K. v. 4. Febr. 1837. Aus dem Berichte des Staats- 
Ministeriums vom 10 ten d. M. habe ich erſehen, welche Zwei 
fel über die Anwendung der Vorſchriſt im F. 27. Tit. II. 
Thl. II. Landrecht, fo weit fie die Erforderuiſſe bei den raus 
ungen jüdiſcher Neligion-Berwandten betrifft, von den Behör- 
den in den Regierungsbezirken Oppeln und Pofen erhoben 
worden find. — Mit Beziehung auf die Beſtimmung im $. 
137. Tit. 1. Tbl. II. Landrecht, nach welcher die Vollziehung 
einer vollgültigen Ehe zwiſchen Perfonen fremder, im Staate 
geduldeter Religions-Bekenntniffe lediglich nach den Gebräuchen 
ihrer Religion beurtheitt wird, verweiſe Ich zunächſt, was 
das Erforderniß des Aufgebots (5. 133 L e.) betrifft, auf den 
§, 25 der Verordnung vom 11. März 1842 und namentlich für 
die Provinz Poſen auf den $. 15 der Verordnung vom 1. Juni 1833, 
wonach ſtattdes Aufgebots in der chriſtlichen Kirche, die Bekannt⸗ 
machung in der Synagoge geſchehen muß — In Rücficht auf die 
Nachwelſungen, daß der Trauung Fein geſezliches Ehehindernif 
entgegenſtehe (5. 440 Vit, 11. Thl. II. E.N.) und daß entweder 
die Auseinanderſetzung mit den Kindern aus einer frübern Ehe 
oder die Erlaubniß der vormundſchaſtlichen Behörde zur Çin- 
gebung der zweiten Ehe (S, 18. Tit. J. SHN II. Landrecht 
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kein Bedenken finden, und es wird dieſerhald, fo wie wegen 
der Proklamation, nur der Belehrung der Behörden in vor⸗ 
gedachten Negierungs: Bezirken bedürfen: Ich überlaffe den bez 
treffenden Miniflerien, dieſe Belehrung zu verfügen. — Dar 
mit jedoch die Borſchriſten des Landrechts und der Verordnung 
vom Liten März 1812, als die öffentliche Ordnung bezweckend, 
auch in denjenigen Landestheilen befolgt werden, in welchen 
durch anderweite geſetzliche Anordnungen noch nicht dafür ‚ger 
ſorgt worden, beſtimme Ich zugleich, nach dem Antrage des 
Staats ⸗Miniſteriums, daß auch in Neu: Vorpommern und im 
Oſt⸗Abeiniſchen Theite des Regierungs⸗Bezirks Koblenz, die 
obgedachten Vorſchriften bei den Trauungen der Juden be⸗ 
obachtet werden folen, weshalb diefe Ordre durch die Amts» 
blätter jener Landestheile bekannt zu machen if. — In wie 
weit es erforderlich, in denjenigen Landestheilen, in welchen 
zwar das Landrecht geſetzliche Kraft bat, aber die Verordnung 
vom IIten März 1812 nicht eingeführt ift, binſichtlich der 
Proklamation in der Synagoge, eine beſondere Bekanntma⸗ 
chung zu erlaſſen, gebe Ich der weitern Erwägung des Staats⸗ 
ministeriums anheim. 
Berlin den 20 ſten März 1836. F 
(gez. Friedrich Wilhelm.) 

An das Staats- Miniſterium. 


Die Zweifel, welche bei Anwendung der Vorſchrift des 
g. 27. Tit. II. THL II. des Allgemeinen Landrechts auf bie 
Trauungen füdiſcher 2 von den Behör⸗ 
den in den Regierungs ⸗Bezirken Oppeln und Poſen vin 
ben worden find, baben das Königl. Staatsminifterium vers 
anlaßt, eine Immedials- Entſcheidung Seiner Majeftät des 
Königs einzuholen. 

Atlerhöchſt dieſelben haben hierauf die abſchriftlich anlie⸗ 
gende Kabinets⸗Ordre vom 29 ſten März v. J. zu erlaſſen 
und darin 

1) zu beſtimmen geruhet: 

daß an die Stelle des Aufgebots in der chriſlichen Kirche 
die im Edikt vom Alten März 1812 und im $. 15. der 
Verordnung vom Aflen Juni 1833 für das Großherzogchum 
Poſen vorgeſchriebene, der Trauung vorhergehende Bekannt⸗ 
machung in der Synagoge treten foll; und 

2) die Nachweiſung für nothwendig erklärt: 

daß der Trauung kein geſetzlſches Ehe⸗Hinderniß entgegen» 
ſtehe (5. 440. Tit. II. SHL II. des allgemeinen Landrechts) 
Ganto. üB, b. kdl u. e bub Sete. 35 
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und daß entweder die Auseinanderſetzung mit den Kindern 
aus einer frühern Ehe, oder die Erlaubniß der vormund⸗ 
ſchaſtlichen Behörde zur Eingehung der zweiten Ehe ($. 18. 
Tit. 1. a. a. O.) in H 

Dieſe Vorſchriften follen, als bie öffentliche Ordnung ber 
zweckend, auch in Neu- Vorpommern und im Oſt⸗Rheiniſchen 
Theile des Regierungs⸗Bezirks Coblenz und eben fo in benjer 
nigen Landestheilen befolgt werden, worin zwar das allge⸗ 
meine Landrecht, aber nicht das Edikt vom 11 ten März 
1812, die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden betreffend, 
Geſcheskralt bat. 

In Gemäßheit dieſer Alerböchſten Entscheidung, unters 

liegen Rabbiner, Synagogen Vorſteher, und fübifche Hausvä⸗ 
zer — denen nach den Ritualgeſczen die Befugniß zusteht, 
unter Beobachtung gewiſfer Förmlichkeiten, Trauungen ihrer 
Glaubensgenoſſen vorzunehmen, — wenn fie den oben anges 
führten geſetzlichen Vorſchriſten zuwider handeln, denſelben 
Strafbeſtimmungen, nach denen gleiche Pflichtverlegungen der 
hrikfichen Pfarrer zu beurtheilen find, (Allgemeines Landrecht 
Tyl. II. it 1, 98. 149. 155., in Verbindung mit Tit. 20. 
85. 503. Thl. I. Tit. 6. g. 20.) 
Königl. Regierungen baben die Unterbehörden ihrer 
Departements und namentlich die Rabbiner und Synagogen« 
Vorſteher, mit näherer Anweiſung zu verſehen, und ihnen ins- 
beſondere dabei bemerklich zu machen, daß die das Aufgebot 
vertretende Bekanntmachung in der Synagoge des Wohnorts 
beider Verlobten geſchehen muß, oder, wenn ſich eine ſolche an 
dem Wohnorte des einen oder andern von ihnen nicht befindet, 
in derjenigen inländiſchen Synagoge, welche dem Wohnſitzt 
dieſer Verlobten am nächſten liegt. 

Bethäuſer, denen kein Rabbiner vorſteht, können die 
Stelle der Synagogen zum Zwecke der Bekanntmachung 
nicht vertreten. É 

Es if ſodann bie Einrückung biefer Verfügung und der 
Allerböchſten Kabinetsordre in die Amtsblätter der Provinz 
zu beſorgen: auch haben die Königl. Regierungen, und eben 
fo die Provinzial- Landes- Juftiz- Kollegien und die denselben 
untergeordneten Behörden, fih nach dem Inhalte Meier Bere 
ordnung . zu achten. d 

Berlin den 12ten Januar 1837. 5 
Der Minifter der Geiſt. Der Justiz Minſſter, Der Minifter des 


lichen, Unkerrichts⸗ und Innern und der 
Medizinal - Ungelegene Polizei, 
beiten, Mühler. v. Rocho w. 


v. Altenſtein. 
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Vorſtehende Allerhöchſte Kabinetsorder vom 29 fen März 
1836 und das in Folge derſelben unterm 12. Januar d. J. 
ergangene Minſſterial⸗Reſkript, wird den ſämmlichen Unterges 


richten im Departement des unterzeichneten Oberlandesgerichts 
zur Nachricht und Beachtung bekannt gemacht. 


5. 


Edikt, vom 28 ſten Januar 1773 wegen Ein» 
ſchränkung der Feiertage in den Evangeliſch⸗Re⸗ 
formirten und Lutheriſchen Kirchen. 

Wir ic. thun kund und fügen hierdurch jedermänniglich 
zu wiſſen: Was maßen Wir erwogen, daß, ſo löblich auch 
die Abficht derjenigen geweſen ift, welche die Feierung befon- 
derer Feſttage in der chriſtlichen Kirche veranlaßt haben, doch 
die Erfahrung gelehret, wie die Menge biefer Feſttage, dem 
Endzweck ihrer Einſezung vielmehr hinderlich geworden ih 
immaßen die alerwenigten Menſchen diefe Tage dem Na 
denken über ihre Pflichten und der Religion widmen, ſondern 
dieſelbige vielmehr mit unchriſtlichem Müßiggang, und öfters 
in Ueppigfeit und Schwelgerei zubringen. 

ie öffentliche gottesdienſtliche Handlungen, und deren 
häufige Beiwohnung find auch an ſich ſelbſt noch keine Gott» 
ſeligkeit, ſondern nur Mittel, die Gemäther dazu zu erwecken, 
und fie beweſſen hauptfächlich ihren Nutzen darin, wenn diefe 
Gollſeligkeit fid in den übrigen Tagen in wirklichen Handlun⸗ 
gen der Rechtſchaffenheit, des arbellſamen Fleißts, der Mens 
ſchenliebe, der Treue gegen Gott und gegen die Obrigkeit, 
und in einer geduldigen Ertragung der Beſchwerlichkeiten 
dieſes Lebens, äußert. 

Wir ſind von dem Werth der Religion und ihrer Nutz⸗ 
barkeit zu febr überzeugt, als dag wir derſelben Grenzen 
zu ſetzen, gemeinet fein follten; Wir wollen nur verhindern, 
daß, fie nicht ein Anlaß entgegeujiehender Folgen werde, und 
da Wir uns verfichert halten, daß diejenigen Prediger, die ſich 
das wahre Beſte der ihnen anvertrauten Gemeinen angelegen 
fein laffen, in den eingeſetzten Sonntagen und übrigbleibenden 
Selen, Gelegenheit genug haben, ihren Bubörern die zur wah 
ten Religion und Frömmigkeit gehörigen Belehrungen zu geben; 
So haben Wir Uns entſchloſſen, folgende allgemeine Verord⸗ 
nung deshalb zu erlaſſen. 

Wir wollen und befehlen, 

$ 1. I. daß der dritte Feiertag von denen ſogenann⸗ 
ten Feſten, Weihnachten, Ostern und Pfingſten, gänzlich ab. 
geſchaffet, und als ein Arbeits- Tag belrachtet, folglich nur 
ber Afe und 2te Tag gefeiert werden foll: jedoch mit dieſer 

* 
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Beſtimmung, daß wenn der erſte Weibnadts- Vag auf einen 
Freitag oder Montag einfällt, dennoch 2 Feſttage, außer 
dem folgenden oder vorhergehenden Sonntag auf die ge⸗ 
wöhnliche Art und mit Enthaltung von der Berufs- Arbeit, 
gefeiert werden. 

II. Daß die Feier des grünen Donnerſtags gänzlich 
wegfalle, jedoch die, vielleicht des Donnerſtags an einem oder 
dem andern Ort gewöhnliche Wochen⸗Predigt und Beicht⸗ 
Sitzung beibehalten, fonft aber diefer Tag, als ein gewöhn⸗ 
licher Werkel⸗ oder Arbeits- Tag, betrachtet werde. 

III. Daß das Fet der Himmelfahrt Chrifti, auf den 
mächftfolgenden Sonntag verlegt, und alsdann zugleich mit 
gefeiert werde. 

IV. Daß in derjenigen Woche, in welcher Weihnachten, 
Oſtern und Pfingſten einfällt, keine Wochenpredigt gehalte 
ten werde. 

V. Daß die zeitherigen vierteljährigen Bußtage gänz⸗ 
lich wegfallen, und nur der Mittwoch nach Jubilate, 
ein Tag der allgemeinen Demütbigung vor Gott, an welchem 
die Menſchen an die großen geistlichen Wohlthaten Gottes 
und an die daher entfpringenden Pflichten der befondern Dank 
barkeit erinnert werden, gefeiert, und an dem nächſten nach 
Michaelis folgenden Sonntag, allemal ein Dankfeſt für glück 
lich volbrachte Erndte gehalten, an denjenigen Orten aber, 
wo ein beſonderes Erndiefeſt ſchon eingeführt ift, ëng auf 
dieſen Sonntag verleget werde. 

8. 2. Es Tnd alfo nach dieſer Unſerer Verordnung fer 
nerbin außer den Sonntagen noch folgende Feiertage, mit 
Enthaltung von aller Arbeit, zu feiern, 

a) der Reujahrs⸗Tag. 

b) der erſte und zweite Tag der drei hohen Feſte, 

ei der Charfreitag, und 2 

d) der auf dem Mittwoch nach Jubilate zu haltende allge- 
meine Bettag. 

$. 3. Weil aber Unfere Abſicht keinesweges dahin gebet, 
Unfern Unterthanen des platten Landes dadurch eine neue 
Laſt aufzulegen: fo ſetzen Wir hierdurch ausdrücklich feft: daß 
an denjenigen Orten, wo die Unterthanen zu ungemeſſenen 
oder alltäglichen Dienſten verpflichtet ſind, ihnen dieſe abge⸗ 
ſchaffte Feiere und Bußtage, dergeſtalt zu gut kommen folen, 
daß fie ihren Gutsherren oder den Pächtern und Verwalten 
derſelben an dieſen eingezogenen Feier⸗ und EE keine 
Hoſe⸗Dienſte, von deren Leiftung fie fonft ein wirklicher Fei⸗ 
ertag- befreiet, zu leiſten ſchuldig find, außer in fofern ſolche 
Tage in die Saat» und Erndte⸗ Zeit treffen. Dahingegen an 
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denjenigen Orten, wo der Gutsherr nur 3, oder weniger Tage 
in der Woche Hofedlenſt zu fordern berechtigt it, es in deſſel⸗ 
ben Willkühr berubet, ob er dieſe beſtimmte Dienſte an einem 
dergleichen abgeſchafften Feiertage, geleiftet haben win. 

6. 4. Wenn es an einem oder dem andern Orte zeither 
üblich geweſen fein ſollte, die zum Abendmahl zubereitete Zu: 
gend, am grünen Donnerſtage vor der Gemeinde zu prüfen, 
oder einzuſegnen; fo fol dieſes von nun an auf den Charfrei⸗ 
tag verleget werden. 

8. 5. Was die auf die zeitherigen Bußtage feftgefehte 
Collecten zum Bebuf der Hallſchen Freiticche anbelangt; fo 
iſt unſer Wille, daß zwei dieſer Collekten an dem oben §. 1. 
No. V. angeordneten Bettage und an dem Ernte» eft geſamm⸗ 
let, die übrigen beiden aber auf den 1ften Sonntag in der 
Faſten, und den Iſten Advents ⸗ Sonntag verleget, auch diefe 
Tage ſowohl, als der nächſtvorhergehende und nädjftfolgende 
Sonntag, von allen andern etwa ausgeschriebenen Kollekten 
befreiet werden. e 

Es werden dahero inskünſtige die Kollekten zum Behuf 
der in Halle zu ſpeiſenden armen Studenten folgendermaßen 
im Jahre zu fichen kommen, 

1. am erſten Sonntag in der Faſten. 
2. den Mittwoch nach Jubilate, 
2. den erſten Sonntag nach Michaeli, 
4, Den erſten veenis, Sonntag, 

6. Wo nach der bisherigen Verfaſſung von Unfern 
Provincial- Consistoriis die Zut zu den Bußtagen jedes- 
mal vorgeſchrieben worden find, daſelbſt kam ſolches auch 
noch fernerhin, in Anſehung des an der Stelle tretenden 
Bettages und des Erndte⸗ Feſtes, geschehen; es werden 
aber gedachte Consistoria nicht ermangeln, zu dem Ende, 
der Abſicht gemäße Zeie auszuwählen, und fole den Predis 
gern vorzuschreiben. 

$. 7. Da durch dieje Einſchränkung der Feiertage den Pre: 
bigern eine merkliche Erleichterung verſchafft wird: fo erwarten 
Wir um fo mehr, daß fie die übrigbleibende Zeit zum Beſuch 
der ihrer Aufſicht anvertrauten Schulen, auch zum ſelbſt eiger 
nen Unterricht der Jugend, und zur beſſern Anweiſung 
der Schulmeiſter dergeſſalt anwenden werden, damit den 
Kindern eine deutliche Erkenntniß von Gott und von ihren 
Pflichten beigebracht, und fie zum thätigen Chriſtenthum mit 
mehreren Fleiß, als Wir zeithero verſchiedentlich bemerket, ans 
gewieſen werden. 

$. 8. Schlüßlich wollen Wir, daß diefes Edict in allen 
Unfern Provinzen und Landen, zu gleicher Zeit eingeführet 
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werde, und daß ſolches mit dem Ausgang des Monats Martii 
laufenden Jahres, feine völlige Verbindlichkeit haben folle: ber 
ſeblen dahero hiemit ſedermänniglich, Déi hiernach allergehorfamft 
zu achten, Unfern Regierungen, Justiz- Collegiis, Consis- 
toriis und Kirchen⸗Direeloriis aber, auf deſſen genaueſte Bes 
folgung alles Ernſtes zu halten. 

Urkundlich unter Unſerer höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrudtem Königliche Inſtegel. 


Nach der Bulle des Pabſtes Pius VI. vom 19. April 
1783 (abgedruckt in Lemans Provinzialrecht der Provinz Weft- 
preußen Bd. II. S. 263—266) welche der damaligen Res 
gierung zu Marienwerder mittels Reſcripts vom 23. Mai 1788 
Hagel worden ift, find für die römiſch⸗ katholiſchen Kir⸗ 

ſengeſellſchaften nachfolgende Feſttage beſtimmt worden: 
1, Zwei Oſterkeiertage, 
2. zwei Ace 
3, zwei Weihnachtsfeiertage, 
4. der Beſchneidung Chrifti, 
5. der heiligen drei Könige, 
6. der Himmelfahrt Chrifti, 
7. das Fronleichnamsſeſt, 
8. das Feſt der Reinigung Mariens, 
9. der Verkündigung Mariens, 
10. der Bee Mariens, 
11. der Geburt Mariens, 
12. der Empfängniß Mariens, 
13, der Apoſtel Petrus und Paulus, 
14. aller Heiligen, 
15. Stephans des erſten Märtyrer, 
16. das Feſt des Hauptpatrons jeder Kirche, 
17. der allgemeine Beftag. 

Die Feſte der Geburt und Himmelfahrt Mariens werben 
jedoch nicht an den Tagen, auf welche fie fallen, ſondern an 
den nächſſſolgenden Sonntagen gefeiert, 

Eben dies gilt von dem Feſte des Hauptpatrons jeder Kirche, 
mit Ausnahme des Feſtes des heil. Laurentius, welches, wo 
dieſer Patron iſt, am Sonntage vor dem 10. Auguſt gefei- 
ert wird. 

(Entwurf des beſtehenden Weſtpreuß. Probvincialrechts. 
Berlin 1837 S. 20%), = 2 
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7. 


Neues Trauer Reglement vom Tten Oktober 1797, 
Seine Königl. Majenät von Hreußen ıc. haben in ver wohlthätigen 
Abſicht, den unnützen Aufwand bei Trauerſällen noch mehr 
einzuschränken, als foldes durch die Edicte von 1716, 1720 
und 1794 bereits geſchehen ift, die Trauer ſowohl am Mer- 
höchſtdero Hofe, als in den Familien Ihrer Vaſallen und Un. 
terthanen, folgendermaßen näher zu beftinmen nöthig gefunden: 

$. 1. Bei dem Ableben des Königs, der Königin, und 
einer verwittweten Königin von Preußen, trauern der Hof und 
die Collegia 6 Wochen lang; die erfien 3 Wochen ber Adel, 
wie bisher, mit Pleureuſen, und Perſonen bürgerlichen Stan- 
des, ohne dieſelben, mit tiefer Trauer: die übrigen drei Wos 
chen mit gewöhnlichen ſchwarzen Kleidern, fübernen Degen 
und Schnallen. Die Subalternen der Collegſen trauern blos 
mit einem Flor um den Arm. 

Die Muſik und die Schauſpiele werden 8 Tage lang eingeſtellt. 

Alles Drapiren der Wagen und Zimmer, ſo wie die Gu 
Kleidung der Haus- Officianten und Livrée, imglechen das 
Bebängen der Kanzeln und Kirchenſtügle mit ſchwarzem uche, 
wird gänzlich verboten. ` 

Die Glocken werden bei obgedachten 3 Sterbefällen Mittags 
von 12 bis 1 Uhr, 14 Tage lang geläutet, 

In den Kanzeleien wird 6 Wochen lang ſchwarz geſtegelt; 
dagegen bört der Gebrauch des auf dem Nande und Schnitte 
ſchwarzgefärbten Papiers völlig auf. 

5. 2. Wenn ein Kronprinz oder eine Kronprinzeſſin von 
Preußen icht, legt blos der Hof auf Bier Wochen Trauer 
anz Vierzehn Tage mit Pleureufen, die übrige Zeit mit füber- 
nen Degen und Schnallen. 

Die Glocken werden von 12 bis 1 Uhr Mittags, At 
Tage lang geläutet. É 2 

S. 3. Alle übrige Prinzen und Prinzeſſinnen des König. 
lichen Hauſes, werden, wenn fie das zwölfte Jahr zurück ge. 
legt, Vierzehn Tage lang blos bei Hofe mit gewöhnlichen 
ſchwarzen Kleidern, ſilbernen Degen und Schnallen betran 
erl. Um jüngere Prinzen und Prinzeſſinnen wird gar Feine 
Trauer angelegt. 

$. 4. Die um fremde Souverains und fremde fürſtliche Perfo- 
nen anzulegende Hoftrauer wird jedesmal beſonders beſtimmt werden. 

, 5. In Abſicht der Familien⸗Trauer der Königlichen 
Vaſallen und Untertbanen ohne Unterſchied des Ranges und 
des Standes, wird hiedurch folgendes feſtgeſetzt; 

1) Die Frauer der Kinder um ihre Eltern, Groß- Eltern, 
Schwieger⸗Eltern, imgleihen der Wittwer und Wittwen, dau- 
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ert 6 Wochen lang: die erſten 14 Tage bei Abelichen mit 
Pleureuſen, bei Bürgerlichen mit der bisher üblich geweſenen 
tiefen Trauer; die übrigen 4 Wochen mit gewöhnlicher ſchwar, 
zen Kleidung. Kinder, welche das zwölfte Jahr noch nicht 
zurückgelegt haben, ſollen nicht in Trauer geſetzt werden. 

2) Univerfal-Erben und Legatarien haben die Freiheit, erſtere 
6 Wochen, letztere 8 Tage lang Trauerkleider anzulegen. 

3) Kinder, Stief, Eltern, Obeime, Tanten, Geſchwiſter und 
Schwäger werden gar nicht mit ſchwarzen Kleidern, ſondern von 
den Mannsperſonen blos mit einem ſchwarzen Flor um den 
Arm, und von den Frauensperſonen mit einem ſchwarzen Bande 
auf dem Kopf, drei Wochen lang betrauert. 

4) Um Perſonen von entfernkerer Berwandtſchaft, und um 
Kinder, die vor zurückgelegtem zwölften Jahre ſterben, wird 
uberall keine Trauer angelegt. e 

5) Das Drapiren der Zimmer und Wagen: die ſchwarze 
Kleidung der Haus- Offtianten, der Livrée: und übrigen Do» 
meſtiken, beiderlei Geſchlechts wird gänzlich unterfagt. Auch 
wird hiedurch das ſchon in dem Edikt vom 20. Mai 1734 
enthaltene Verbot ausdrücklich erneuert: daß den Domeſtiken 
zur Trauer kein Geld, noch fonft etwas, gegeben werden fol. 

F. 6. Die Zeit der Trauer wird in allen Fällen vom 
Sterbetage an gerechnet. 

$. 7. Die Uebertreter Sicht Reglements follen nach Be- 
finden der Umſtände zu einer Strafe von 5 bis 50 Thlr. 
verurtheilt werden. 

„Seine Könige Maj. beſehlen Ihren fümmelichen andes. Sol 
legiis, fiskaliſchen Bedienten, Land⸗ und Steuerräthen, Magifträten, 

tamten und andern Obrigkeiten hiedurch fo gnädig als ernſt 
lich, über die genaue Beobachtung dieſes Reglements zu halten, 
und diejenigen, welche dagegen handeln, zur Unterſuchung und 
Strafe zu ziehen. : 

Urkundlich unter Seiner auge Majeftät eigenhändi⸗ 
gen Unterſchrift und beigedrucktem Inſiegel. 


S. 


Gire. V. b Reg. zu K. v. 21. Juli 1842. 

Bei dem zeitigen Mangel befonderer Inſtitute zur prat 
tiſchen Ausbildung der Candidaten für das evange⸗ 
liſche Predigtamt find wir mehrfach darauf bedacht geweſen, 
dieſem Mangel durch zweckdienliche Anordnungen ſo viel möglich 
abzuhelfen, und beziehen wir uns deshalb auf unfere Circulars 
Srlaffe vom 9. Juli 1839, vom 28. Februar 1840 und vom 
23. Juni 1841. Wenn gleich nicht in Abrede geſtellt werden 
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kann, daß auf dieſem Wege der Zweck keinesweges fo vollſtän⸗ 
dig zu erreichen ift, als die Würde des geiſtlſchen Amtes und 
fehe weſentliche Intereſſen der evangeliſchen Kirche wünschen 
laſſen; ſo bezeugen wir doch gern den Herrn Superintendenten 
der Provinz Preußen im Allgemeinen, daß Sie ſowohl die 
wiſſenſchaftlich⸗theologiſche Fortbildung, als die praktiſche Aus⸗ 
bildung der Candidaten zu leiten zum Theil mit ſehr regem 
Eifer begonnen haben, wovon auch hier und da ſchon in den 
Prüfungen pro ministerio und in den Colloquiis pro loco 
recht erfreuliche Früchte ſichtbar geworden find. 

Nicht immer hat fih dies jedoch binſichtlich der padago⸗ 
giſchen Qualification der Candidaten gezeigt, die in der Fer⸗ 
tigkeit methodifcher Entwicklung der Begriffe und gemeinfaßlis 
cher Erklärungen und Vorträge oft in einem hohen Grade bins 
ter den Schullebrern zurückſtehen, welche in den beſtehenden 
Schullehrer ⸗ Seminarien in verhältnißmäßig kurzer Zeit durch 
einen unmittelbar auf die Praris gerichteten Unterricht die Vor⸗ 
bildung für ibe Amt empfangen haben, Diefer Mangel hat 
auch bisher fon fortgefekt auf das natürliche Verhältniß des 
Seiftiien zum Schullehrer, und fomit auch der Kirche zur 
Schule, nachtheilig eingewirkt. Zwar haben wir auf Grund 
eines Miniſterial⸗Erlaſſes vom 24. Oktbr. 1827 durch die 
Amtsblätter denjenigen, welche zum Examen pro ministerio 
ugelafjen zu werden wünſchen, bekannt gemacht, daß in der 
ae auch darauf geſehen werden foll, ob die Candidaten 
über Zweck, Einrichtung und Ziel der Schulen, und ihrer Ars 
ten und Stufen, über die Behandlung der verſchiedenen Untere 
richtsgegenſtände und ihren innern, organiſchen Zufammenhang, 
über die möthigen Hilfsmittel bei den einzelnen Lehrgegenſtän⸗ 
den, über das Verhältniß von Unterricht und Erziehung zu 
einander, über Schuldisciplin und namentlich über die Berbin⸗ 
dung der veligisſen und fittlichen Bildung mit der intellektuel⸗ 
len, endlich über Beruf, Pflicht und Verhalten des Lehrers 
und des Geifilichen in Beziehung auf die Schule richtige, klare 
und geordnete Begriffe, zugleich aber ſelbſt die erforderliche 
praktiſche Gewandtheit und Lehrſertigkeit befigen; zwar haben 
wir veranlaßt, daß feit dem Jahre 1833 allen Theologie Stu 
direnden gleich bei ihrer Ankunft auf biefiger Univerfität diefe Ber 
kanntmachung in Erinnerung gebracht, dieſelben zum fleißigen 
Beſuch der pädagogiſchen Vorleſungen und der Schullehrer⸗ 
Seminarien ermahnt, und ihnen zugleich bekannt gemacht 
werde: daß künftig von jedem Candidaten Behufs Ablegung 
der Prüfung pro ministerio das Zeugniß eines Seminar⸗Di⸗ 
rectors würde gefordert werden: daß der Examinand ſich mit 
dem Elementarſchulweſen thevretiſch und praktiſch vertraut ge- 
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macht habe; auch haben wir unterm 6. Januar v. 3, und Dé. 
ter allen Candidaten empfohlen, ſofern es ihre Verhältniſſe ir- 
gend geſtatten, ſchon vor dem Examen pro ministerio eine 

ichulamts⸗ Prüfung abzulegen, und dabei bemerkt: daß ihnen 
das Zeugniß über eine wohlbeſtandene Rektorats⸗Prüfung zur 
beſondern Empfehlung gereichen würde, und daß auch bei dem 
Colloquium pro loco Nachweiſe ihrer pädagogischen Tüchtig⸗ 
keit gefordert werden müßten; — allein bei allen dieſen Anord- 
nungen bleibt immer noch die Beſorgniß, daß die Candidaten 
Sc aus innerem Triebe, als eben nur um der bevorſtehen⸗ 
den Prüfung willen Déi den pädagogischen Studien zuwenden. 
Was aber auf dem Wege auch der gemeſſenſten, amtlichen 
Vorſchriften nie erreicht werden kann, das ift mit deſio beſſe⸗ 
rem Erfolge von einer näheren Verbindung zu erwarten, in 
welche die Candidaten mit den Herren Superintendenten und 
andern erfahrenen Geiftlichen und Lehrern treten, Denn eine 
wahrhaft fruchtbare Wirkſamkeit des Pfarr⸗Amtes ift ohne rege 
Theilnahme an dem Schulweſen und ohne enge, auf gegenfeis 
tige Liebe und Achtung gegründete Verbindung der Geiftlichen 
und Lehrer unmöglich. 

Wir ermahnen daher Cwr. Hochehrwürden auf's Drin- 
gendſte, fih der in Ihrem Sprengel befindlichen Candſdaten 
theils unmittelbar, theils durch die betreffenden Heren Geiflis 
chen mit väterlicher Sorgfalt anzunehmen, durch Aufſicht, Ber 
lebrung und gutes Beiſpiel an deren Heranbildung zu Datt. 
gen Aufſehern und Leitern der Volksschulen unermüdet zu ar. 

eiten, in ihnen den rechten Sinn für ächte Volksbildung auf 

alle Weiſe zu wecken und zu beleben, und das Bewußlſein der 
Hoheit ihres zur Erziehung unſeres Geſchlechts beftimmten Be- 
rufes rege zu erhalten, damit je länger je mehr die Klage ver⸗ 
ſtumme, daß für manchen evangelifchen Prediger die amtliche 
Verbindung mit den Schulen feiner Parochie nur als eine Lan 
empfunden und behandelt werde. d 

Da die Predigtamts-Candidaten ſofort mit ihrem Eintritt 
in das geiſtliche Amt die Elementarſchulen der Parochie zu ber 
auffichtigen, insbeſondere Schulzucht und Lehrmethode in ven: 
felben zu überwachen und zu leiten haben; fo bedürfen fie außer 
der hinlänglichen Geſchicklichkeit in der Ertheilung und Leitung 
des Neligiondunterrichts — wozu eine gewiſſe auf einfache 
praktiſche Regeln begründete Sicherheit in der populär-Dibaktis 
ſchen Behandlung der bibliſchen Geſchichte, der Katechismus. 
lehre, des Bibelleſens und der Geſangbuchlieder gehört — auch 
eine genaue Bekanntſchaft mit dem Elementarweſen überhaupt, 
namentlich mit den Methoden der Lautlehre, des Leſens, der 
deulſchen Sprachlehre, des Rechnen und des Geſangunterrichts. 
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Wer biefen nothwendigen Forderungen pfarramtlicher Wirkſam⸗ 
keit in der Prüfung pro ministerio nicht genügt, dem wird 
fortan in Folge höherer Anordnung das Wahlfähigkeitszeugniß 
ſo lange verſagt werden, bis er die offenbar gewordenen Män⸗ 
gel in der Zwiſchenzeit beſeitigt hat. 

Der Candidat, der nur geneigten Willen hat und von der 
rechten Liebe zu ſeiner Beſtimmung erfüllt iſt, kann ohne große 
Mühe fih jene braktiſche Fertigkeiten erwerben, da er bermöge 
feiner theologiſchen und allgemein wiſſenſchaftlichen Bildung im 
ausgedehnten Beſitze des ganzen theoretiſchen Materials ift. 
Es kommt nur darauf an, daß er die populär⸗didaktiſche Auf- 
faſſung und Behandlung dieſes Materials kennen lernt und ſich 
dann nach angeſchauten Muſtern übt. Dazu giebt ihm ein 
sechs- bis achlwöchentlücher Aufenthalt an einem Schullehrer⸗ 
Seminare hinreichende Gelegenheit. Es ift daher die Verord⸗ 
nung vom 24. Oktbr. 1827, dahin erweitert und mittelft Mi- 
niſterialerlaſſes vom 30. Januar d. J. beſtimmt worden: 

daß jeder Candidat des Predigtamts nach Vollendung 

feiner Univerſttätsſtudien und vor feinem zweiten Gramen 

an einem Schullehrer Seminar der Provinz, welcher er 
angehört, mit Erlaubniß des Direktors 6 bis 8 Wochen 
lang dem Unterrichte und den Uebungen der Seminariſten 
beiwohnen und darüber ein verſchloſſenes Zeugniß des 

Seminar⸗Direktors, ohne welches die Meldung zum zwei⸗ 

ten Examen nicht angenommen wird, einſenden ſoll; 
und daß der Superintendent der Didcefe, in welcher das Se: 

minar fid) befindet, in disciplinariſcher Beziehung die Auf- 
fidt über die Candidaten während dieſes ſechs⸗ bis adt- 
wöchentlichen Aufenthalts zu führen, auch über deren Be⸗ 
tragen und fleißige Benutzung des Seminars ein Zeugniß 
dem Conſiſtorium einzuſenden hat, weshalb die Candidaten 
verpflichtet find, ſich bei demſelben gleich nach ihrem Ein: 
teitte perfönlich zu melden. 

Von dem ſechs⸗ bis achtwöchentlichen Beſuch eines Shul 
lehrer⸗Seminars vor der Meldung zur Prüfung pro ministe- 
rio find nur entbunden: 

1. diejenigen, welche eine Prüfung pro schola beſtanden und 
demnächſt ein Lehramt bei Bürgers oder Volksſchulen min: 
deſtens ein Jahr lang verwaltet haben; 

2. diejenigen, welche die facultas docendi an gelehrten Schu 
len erworben haben und über ihr abgehaltenes Probejahr ein 
günftiges Zeugniß beizubringen im Stande find, auch können 

3. diejenigen vom Seminar s Beſuch auf beſonderen Antrag 
von uns dispenſirt werden, welche uns gute Zeugniſſe über 
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ſchon erworbene Kenntniſſe und Fertigkeiten auf Grund der 
beſtandenen, ad 1 und 2 genannten, Prüfungen vorlegen. 
Wir beauftragen Ewr. Hochehrwürden, dies allen in 
Ihrer Ephorie zur Zeit befindlichen oder künftig darin eintre⸗ 
tenden Ganbidaten zu eröffnen, resp. durch die betreffenden 
Pfarrer bekannt machen zu laſſen, wobei wir noch bemerken, 
daß der Inhalt vorstehenden Erlaſſes auch diejenigen Candida⸗ 
ten wefentlich mit angeht, welche die Prüfung pro ministe- 
rio bereits vor längerer oder kürzerer Zeit beſtanden haben, 
da eine vollkommnere praktiſche Ausbildung vor ihrem Eintritt 
in ein geistliches Amt im Intereſſe der Kirche nicht nur drins 
gend zu wünſchen ift; ſondern auch in dem Colloquium pro 
loco von ihnen gefordert werden wird. 
Königsberg, den 21. Juli 1842. 


9. 


Circ. B. d. Reg. zu Königs. v. 20. Januar 1838, 
Nro. % K. S. 

Des Königs Majeftät haben in Folge der Bestimmung 
des Allgemeinen Landrechts Thl. II. Tit. 20. §. 363 und mit 
1877 55 auf die Regierung -Inftruftion vom 23. Oktober 

817 $. 38 mittelſt Allerh. Kabinets⸗Ordre vom 24. Dezember 

1836 feſtzuſetzten geruht: 
daß jeder Staatsbeamte, der fih des Laſters der Trunken⸗ 
kenheit ſchuldig macht, im SS Disciplinar + Unterfur 
chung feines Dienſtes ohne Penſion entlaſſen werden fol, 
wenn ein Vorgeſetzter deſſelben und ſeine Mitarbeiter auf 
ihren Amtseid verſichern, daß er fih zu wiederholten Malen 
betrunken im Dienſte habe betreten laffen; fo wie auch, 
wenn durch die Ausſage des Vorgeſetzten auf feine Amts- 
pflicht oder durch die eidliche Verſicherung zweier unverwerf. 
licher Zeugen dargethan wird, daß der Beamte zu wieder⸗ 
holten Malen auf der Straße oder an einem öffentlichen Orte 
im Zuſtande der Trunkenheit geſehen worden. 

Nach der Bestimmung des Königl. Minifteriums der EA 
Unterrichts: und Medizinalangelegenheiten findet dieſe Aller- 
böchſte Anordnung auch auf Kirchen⸗ und Schulbeamte info- 
fern Anwendung, als nicht bereits durch die beſondern ibret- 
balben beftehenden Disciplinar⸗Geſcze Grundsätze einer gleichen 
oder noch größeren Strenge rückſichtljch des Unterſuchungs⸗Ber⸗ 
fahrens wegen unmoraliſchen Wandels und der dies fälligen 
disciplinariſchen Ahndung feſtgeſetzt find. 

Sie werden von biefer Allerhöchſten Beſtimmung hierdurch 
in Kenntniß geſetzt mit der Weiſung, dieſelbe ſämmtlichen 
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wren Geiſtlichen, Kirchenbeamten und Schullehrern Ihrer 
iöcefe auf eine angemeſſene Weiſe, damit die Wohlgeſinnten 
nicht gekränkt werden, bekannt zu machen, und die Empfangs⸗ 
beſcheinigungen auf einem der beiden beiligenden Exemplare, 
Seitens der Geiſtlichen, und die mit den Schullehrern dieſer⸗ 
halb durch die Orts Schulinſectoren aufzunehmenden Protokolle 
uns binnen 4 Wochen einzureichen, auch bei allen künftigen 
Introductionsreceſſen und Vereidigungs⸗Protokollen die Bekannt⸗ 
machung bewirken zu laffen, 


10. 


Geſetz über die Kompetenz der Dienft: und Ge 
richtsbehörden zur Unterſuchung der von Staatsbe⸗ 
amten verübten Ehrenkränkungen v. 25. April 1895, 
(Geſ.-S. 1835. S. 50 fl). 

Wir Friedrich Wilhelm x, verordnen, wie folgt: 

5. 1. Wer gegen einen Staatebeamten Beſchwerde bars 
über erheben will, daß derſelbe ſich aus Veranlafjung feiner 
amtlichen Wirkfamfeit einer Ehrenkränkung ſchuldig gemacht 
babe, hat feinen Antrag bei der Dienftbehörde des Angeſchul⸗ 
digten anzubringen. r 

S. 2. Die Dienstbehörde hat die Verpflichtung, zu prie 
fen: ob der Angeſchuldigte bei den angezeigten Handlungen 
oder Yeuferungen innerhalb feiner Amts⸗Befugniſſe geblieben 
fei, oder diefelben überſchritten habe. 

$. 3. Entſcheidet die Dienſtbehörde, daß der Angeſchul⸗ 
digte feine Amtebefugniſſe nicht überschritten habe, fo findet 
gegen die Entſcheidung nur ein Rekurs Statt, welcher binnen 
vier Wochen nach der Behändigung der Entſcheidung bei der 
höheren Dienstbehörde anzubringen ift. 

$. 4. Erklären die Dienſtbehörden den Angeſchuldigten 
für ſtraffälig, fo liegt denfelben ob, die Strafe zu beſtimmen, 
oder die gerichtliche Unterſuchung zu veranlaſſen. Ee, 

Die Beſtimmung der Siale erfolgt durch die Dienſt⸗ 
behörden, 

a) wenn die angezeigte Ehrenkränkung nicht von der Ber 
ſchaffenbeit it, daß fie fih nach Vorſchrift des 8. 216 des 
Anhanges zur Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung zu einer ſisca⸗ 
liſchen Unterſuchung eignet, oder 

b) wenn der Beleidigte erklärt hat, daß er die ihm wi- 
derfahrene Ehrenkränkung nur von der Dienſtbehörde gerügt 
wiſſen wolle. S z 

Außer dieſen beiden Fällen Hat die Dienftbehörde die Sache 
zur gerichtlichen Unterſuchung abzugeben. 
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§. 5. Hält der Beleidigte die von der Dienſtbehörde feſt⸗ 
geſetzte Strafe für zu gelinde, fo hat er die Wahl entweder 
bei der höheren Dienſtbehörde den Rekurs zur Verſchärfung 
der Strafe zu erheben, oder auf gerichtliches Verſahren und 
Erkenntniß anzutragen. Verfolgt er feine Beſchwerde bei der 
höheren Dienstbehörde, fo it der Antrag auf gerichtliche Uns 
terſuchung nicht ferner zuläſſig. Trägt er aber auf gerichtli⸗ 
ches Verfohren an, fo wird die Sache vorſchriftsmägig einge⸗ 
leitet. Erfolgt jedoch durch das rechtskräftige Erkenntniß keine 
härtere Strafe, als die von der Dienſtbehörde abgemeſſene, fo 
fallen dem Provokanten ſämmtliche Koſten des gerichtl. Berfah⸗ 
rens zur Laſt. 

8. 6. Der Antrag bei der Dienſtbehörde eines Beamten 
auf deffen Beſtrafung wegen verübter Ehrenkränkungen, hemmt 
deren Verjährung. i 

S. 7. Alle bisherige Vorſchriften, fo weit fie dem gegen» 
wärtigen Geſetz entgegenftehen, werden durch obige Beſtim⸗ 
mungen aufgehoben. 

5. 8, Wegen der von Staatsbeamten ohne Beziehung 
auf ihr Amt zugefügten Ehrenkränkungen bleibt es bei den bis⸗ 
herigen geſetzlichen Vorſchriften. 


il, 


Gire. V. d. Reg. zu K. v. 20. Jan. 1837, 

„Beikommend wird den unten benannten Behörden Ab⸗ 
Schrift des Miniſterial⸗Reſcripts vom 8. Juli v. J. betreffend 
die Befugniß der Dienft- Behörden bei Sei über Be⸗ 
amten, die ſich aus Veranlaſſung ihrer Amtswirkſamkeit einer 
Ehrenkränkung ſchuldig gemacht haben — zur Nachricht und 
Beachtung mit dem Auftrage zugefertigt, den Inhalt ſämmtli⸗ 
chen Dominien bekannt zu machen. 


Das Geſetz vom 28. April v. J. (Geſ⸗ Sammlung S. 50) 
ertheilt den Dienftbehörden bei Beſchwerden über Beamten, 
die ſich aus Veranlaſſung ihrer Amtswirkſamkeit einer Ehren⸗ 
kränkung ſchuldig gemacht haben, die doppelte Beſugniß: 
a) über die Vorfrage zu entſcheiden, 
ob der Beamte bei den angezeigten Handlungen oder Aeuße⸗ 
rungen innerhalb feiner Amtöbefugniß geblieben feir oder 
dieſelben überſchritten babe? (conf. g. 2.) * 

b) wenn der Beamte hiebei wirklich ſtraffäuig befunden 
wird, in den 8. 4. a. b. des Gefeges näher bezeichneten Fäl⸗ 
len die Strafe feſtzuſetzen, 
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Gegen die Entſcheidung der Dienftbehörde 

g a, über die Vorfrage, ift nach $. 3 dem Kläger keine 
Berufung auf den Weg Rechtens, ſondern nur der 
Rekurs an die höhere Dienſtbehörde geſtattet, dagegen kann 
derſelbe zu b, wenn er die von der Dienftbehörde ſeſtgeſetzte 
Strafe für zu gelinde hält, nach $. 5 allerdings auf gerichte 
liches Verfahren und gerichtliches Erfenntniß provocirem, 

Hiernach muß die neuerlich in Anregung gebrachte Frage: 

ob die Dienſtbehörden befugt find, in ſolchen Unterſuchungs⸗ 

Sachen Zeugen eidlich zu vernehmen! 

in Gemäßheit der in den Reſcripten v. 29. Oktbr. und 10, Dec. 
1821 und 21. Dctbr. 1822 (Annalen Bd. 5. S. 899, Fahr⸗ 
bücher Bd. 20. S. 272) ausgefprodjenen Grundfätze, unbedenk⸗ 
lich bejahet werden, da eine ſolche Vernehmung der Zeugen 
auch ſchon zur Entſcheidung über die Vorfrage, bei welcher die 
Gerichte nicht concurriren, oft nothwendig fein wird. 

Damit indeſſen in denjenigen Fällen, wo rückſichtlich der 
eventuellen Frage über das Maaß der von den Beamten ver⸗ 
wirkten Strafe eine fernere Unterfuchung bei den Gerichten eine 
tritt, nicht eine nochmalige Vernehmung der Zeugen geſchehe, 
fo wird hierdurch in Uebereinſtimmung mit dem Königl. Juſtiz⸗ 
miniſterio folgendes beſtimmt: 

1) Die Dienſtbehörden haben die bei Unterſuchungen ſolcher 
Art von ihnen für erforderlich erachteten eidlichen Zeugen⸗ 
Vernehmungen nicht felbft vorzunehmen, vielmehr folde We 
durch Reguifition desjenigen Gerichts zu bewirken, welches 
bei einer Provokation des Klägers auf richterliche Entſchei⸗ 
dung über die eventuelle Frage das kompetente ſein würde. 

Den Dienſtbehörden bleibt jedoch, zur Vermeidung von 
Weiterungen vorbehalten, in ſolchen Fällen, in welchen das 
eventuell competente Gericht vom Sitz der Dienſtbehörde ent⸗ 
fernt ift, die Zeugen aber in der Nähe befindlich find, die 
Vernehmung durch das Gericht des Wohn- oder Aufenthalks⸗ 
orts der Zeugen unmittelbar zu veranlaffen. 

2) Tritt ſpäterhin der Fall der Provokation des Klägers auf 
den Rechtsweg ein, fo haben die Gerichte bei ihrer Unterſu⸗ 
chung und Entſcheidung jene, in den n der 
Dienſibehörde erfolgten Zeugenvernehmungen zum Grunde 
zu legen, es fei denn, daß eine Vervollſtändigung dieſer Bers 
nehmungen, die dann jedenfalls unter bloßer Hinweiſung der 
Zeugen auf den ſchon geleifteten Eid geſchehen kann, den 
Umftänden nach als nothwendig ſich darſtellen folte. 
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Den betreffenden Unterbehörben ſind biefe Beftimmungen 
zur Nadhadtung mitzutheilen. 
Berlin, den 8. Juli 1836, 
(Gez) v. Allenſtein. Brenn, Alvensleben. Für den. Herrn Minifter 
des Innern und der Polizei. 
Ger) Cöhler. 


12. 


Gire. B. der Regierung zu Königsberg v. 30. 
Januar 1837. 

Der Königl. Regierung wird auf die Anfrage vom 15. 
September d. J. hierdurch eröffnet, wie die unterzeichneten 
Ministerien der Anſcht Derfelben, daß es nicht nötbig erscheine, 
die wegen Auslegung des Geſetzes vom 25. April d. J. über 
die Competenz der Zen, und Gerichts Behörden zur Untere 
ſuchung der von Staats ⸗Beamten aus Veranlaſſung ihrer 
Amtswirkſamkeit verübten Ehren⸗Kränkungen, unter dem 8. Juli 
d. 3, an die Regierungen erlaſſene Eirkular- Verfügungen den 
Unterbehörden derfelben bekannt zu machen, eben fo wenig als 
der Auslegung beitreten können, welche die Königl. Regierung 
dem in dem nur EE Geſetze gebrauchten Ausdrucke 
„„Dienſtbehörde“ gegeben bat. 
unter letzterer ift im Sinne des Geſetzes diejenige Behörde 
oder derjenige Beamte zu verſtehen, welche oder welcher die 
Amtsverwaltung des Beamten, von dem es fih handelt, zu 
beaufſichtigen oder zu leiten, auch über denſelben die Discipli⸗ 
nargewalt unmittelbar auszuüben hat. Indem daher die 
Regierungen keinesweges von allen ihnen untergebenen Be⸗ 
amten als diejenigen Dienſt⸗Behörden, deren Obliegenheiten 
durch die berührten Anordnungen feftgefellt worden, zu betrach⸗ 
ten, fie vielmehr rückſichtlich der ihnen nicht unmittelbar 
untergebenen Beamten als höhere Dienſtbehörde zur Eniſchei⸗ 
dung in der Recurs⸗Inſtanz berufen find, kann auch die Noth- 
wendigkeit der Mittheilung der obgedachten Circular. Verfügung 
an die betreffenden Unterbehörden der Regierungen keinem Be» 
denken unterliegen, 

Dieſem gemäß hat die Königliche Regierung nunmehr 
zu verfahren. 

Berlin, den 19ten Dezember 1896. 
(443) v. Altenstein. v. Brenn. v, Rochow, v. Alvensleben. 


in 

die Königl. Regierung 
zu 

Merfeburg. 
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Abſchrift vorftehender Verfügung erhält die Königl. Regie⸗ 
rung zur Kenntnißnahme und Beachtung zugefertigt. 
Berlin, den 19. Dezember 1836, 
(93) v. . v. Brenn. v. Rochow. v. Alvensleben. 
n 


fämmtlide Königl. Regierungen 
No. 22007. 

Abſchriſt vorſtehenden Miniſterial⸗Reſcripts vom 19. Deem, 
ber v. J. über die Kompetenz der Dienſt⸗ und Gerichtsbehörden 
zur Unterſuchung der von Staatsbeamten aus Veranlaſſung 
ihrer Emtswirkſamkeit verübten Ehren- Kränkungen zur Nachricht. 

Die Herren Landräthe haben den Inhalt des Reſtripts 
zur Kenntniß der Damainen ihres Kreiſes zu bringen. 


13. 


Allerh. RD. v. 20. Dezmbr. 1834. 
(G. S. 1835. S. 2.) 

Auf den Bericht und nach dem Antrage des Staatsmi⸗ 
niteriums v. 22. v. M. beſtimme ich Most für den ganzen 
Umfang der Monarchie, daß das gerichtl. Verfahren, welches 
wegen folder Beleidigungen, die dem Beleidigten ohne ſchwere 
körperliche Verletzung zugefügt find, eingeleitet worden ift, in 
allen Fällen aufgehoben werden fol, ſobald der Beleidigte auf 
die Beſtrafung des Beleidigers verzichtet, welches bis zur 
Vonſtreckung des Strafurtheils stattfinden darf. Oeffentliche 
Behörden oder Beamte jedoch, weiche bei Ausübung ihres 
Amtes oder in Beziehung auf daſſelbe beleidigt find, dürfen 
nur mit Genehmigung ihrer vorgeſetzten Dienstbehörde Verzicht 
leiſten. Auch wenn Militairperſonen in Ausübung des Diens 
des oder in Beziehung auf denſelben beleidigt werden, ift die 
Verzichtleiſtung nur mit Genehmigung der Militairdienſtbehörde 
zuläſſtg. Zugleich fege Ich fet, daß bei allen Snjurienfachen, 
in welchen Militairperſonen oder Beamte als Beleidiger oder 
Beleidigter verwickelt find, felbſt dann, wenn fie bei der ers 
enen Beleidigung fih nicht in Ausübung des Dienſtes bes 
funden haben, oder die Beleidigung ihnen nicht in Bezug auf 
das Amt oder den Dienſt zugefügt ift, ihrer Dienſtbehörde 
von der Klage oder Denunciation zum Behuf des etwa zu mt: 
fenden Disciplinar⸗ Verfahrens Mittheilung geschehen foll. 


ER 


K. O. v. 18. Juli 1839, die für die Folge rüd- 
ſichtlich der Uebernahme bon Rebenämtern durch 


Handb. üb. 5 géi. Schul, Gefekgeb. 36 
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Staatsbeamte zu beobachtenden Beflimmungen bes 
treffend. 

Um den Nachtheilen vorzubeugen, welche bei Staatsbeam⸗ 
ten aus der Annahme von Nebenämtern entftehen können, follen 
nach den nun von dem Staatsminiſterium in dem Berichte vom 
14. v. M. gemachten Vorſchlägen, von jetzt an folgende Be⸗ 
ſtimmungen zur Anwendung kommen: 

1) Kein Staatsbeamter darf ein Nebenamt oder eine Ne- 
benbeſchäftigung, mit welcher eine fortlaufende Remuneration 
verbunden iſt, ohne vorgängige ausdrückliche Genehmigung 
derjenigen Central⸗Behörden übernehmen, welchen das Haupt- 
und das Nebenamt untergeben ſind. 

2) Die betreffenden Centralbehörden haben fih in jedem ein⸗ 
zelnen Falle über die den obwaltenden beſonderen Umſtönden ent- 
ſprechenden Bedingungen, wovon die Ertheilung der Genehmi⸗ 
gung abhängig zu machen ift, zu vereinigen. — Verabredun⸗ 
gen, wonach ein Beamter, um eine Nebenſtele oder Nebenbe⸗ 
ſchäftigung zu übernehmen, ſich in feinem Hauptamte, wenn 
auch auf eigene Koflen, ganz oder theilweife vertreten laffen 
will, find unzuläſſig. 

9) Die Uebertragung von Nebenämtern oder Nebenbeſchäf⸗ 
tigungen darf in der Regel nur auf Widerruf stattfinden. 
Die Gentralbebőrben deë Haupt-, wie des Nebenamtes find 
gleich befugt, dieſen Wiederruf eintreten zu laſſen, ohne daß 
eine Befchiwerbe darüber zuläſſig iR, oder eine Entschädigung 
für den Verluſt der mit dem Nebenamte oder Geſchäfte verz 
bundenen Einnahme oder Vortheile in Anſpruch genommen 
werden kann. Die von mir felbft genehmigten Ernennungen 
zu Nebenämtern ſind jedoch als bleibende zu betrachten. — 
Aus beſonderen Gründen können auch die Centralbehörden aus⸗ 
nahmsweiſe Nebenämter oder Nebenbeſchäftigungen entweder 
bleibend oder doch auf beſtimmte Jahre übertragen, oder zu 
einer ſolchen Uebertragung die Genehmigung ertheilen. — Es 
muß dies aber bei der Verleihung oder der Genehmigung der 
Annahme ausdrücklich bemerkt werden, indem ſonſt der Wis 
derruf jederzeit zuläſſig bleibt. 

4) Mit alleiniger Ausnahme der Fälle, in denen eine in 
den Etats aufgeführte Stelle als Nebenamt bleibend verliehen 
ift, kann von dem mit Nebenämtern oder Geſchäften verbun⸗ 
denen Einkommen auf Penſion niemals Anſpruch gemacht wer⸗ 
den, wogegen von dieſem Einkommen auch keine Penſionsbei⸗ 
träge zu entrichten find. In fo weit jedoch das Dienfleinkoms 
men eines Nebenamts bei der Berechnung der Penſſonsbeiträge 
bisher mit berückſichtigt worden ift, dauert die Entrichtung die⸗ 
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fer Beiträge und der entſprechende Penſonsanſpruch fo lange 
fort, bis dieſes Nebenamt anderweitig verliehen wird. 

5) Alle Einnahmen und Emolumente, welche ein Beamter 
außer dem mit ſeinem Hauptamte verbundenen Einkommen 
aus Staats-, Inſtituten⸗, Corporation- oder andern Kaffen 
und Fonds bezieht, müſſen in demjenigen Etat, worin das 
Hauptamt aufgeführt ift, genau vor der Linie vermerkt wers 
den. Auch iſt in dem Jahresetat, worin eine ſolche Nebenein⸗ 
nabme, zum erften Male erſcheint, nachzuweiſen, daß bei deren 
Verleihung den vorſtehenden Vorſchriften genügt worden. 

Ich beauftrage das Staatsminiſterium, dieſe Beſtimmun⸗ 
gen, von denen ohne meine fpecielle Genehmigung niemals abgewi⸗ 
chen werden darf, durch die Geſetz⸗ Sammlung bekannt zu machen. 


13. 


Bekanntmachung des Königl. Konſiſtoriums und 
Provinzial⸗Schul Kollegium. z. K. o. 20. Nov. 1841. 

Es find allerböchſten Orts durch Befehle vom 14. Januar 
1833 und vom 25. Auguft 1841 nähere Beſtimmungen darü⸗ 
ber erlaſſen worden, unter welchen Bedingungen die Mebertras 
gung eines Staats⸗Amtes oder eines andern Neben Amtes auf 
einen Geistlichen zu geſtatten, und in welcher Weife das Ins 
tereſſe der Kirchenpatrone und der Pfarrgemeinen dabei zu ber 
vitéiten it. 

Gleichzeitig it allerhöchſten Orts anbefohlen, daß eben 
dieſe Beſtimmungen auch auf Lehrer an öffentlichen Schulen, 
die einem Privat- Patronat unterworfen find, Anwendung fins 
den ſollen. 

In Folge defen fol den Patronen zwar nicht geſtattet 
werden können, in die Bocationen der von ihnen berufenen 
Geiſtlichen oder Lehrer, beſchränkende ee in Betreff 
der Uebernahme von Nebenämtern und Beſchäftigungen, einzu: 
rücken, dagegen aber ſollen Geiſtliche oder Lehrer dergleichen 
Aemter nur mit Genehmigung des Provinzial: Konſiſtoriums⸗ 
und Schule Kollegiums übernehmen dürfen, welches darüber zus 
vor den Patron und den Kirchen, oder Schul: Vorſtand, mit 
ihren Gutachten zu hören hat. Auch folen die Konfiftorien 
und Sculs Kollegin mit Vorbehalt des Rekurſes an das 
Königl. Ministerium der Geiſtlichen ıc, Angelegenheiten, darüber 
entſcheiden, ob der mit einem Nebenamte zu beauftragende 
Geiſtliche einer Hülfe oder Stellvertretung in feinem Haupt⸗ 
Amte bedürfe, und welche Vergeltung dafür, und aus welchen 
Mitteln dieſelbe zu gewähren fei, wobei jedoch aus der Uebers 
tragung eines Nebenamtes an einen SEU oder Lehrer, 


564 


dem Patron niemals größere Leiftungen als die bisherigen wiz 
der feinen Willen zugemuthet werden dürfen. 


16. 

Mit Bezug auf die im Amtsblatte pro 1841 Seite 211 
enthaltene Bekanntmachung des hieſigen Königl. Konfitortums 
und Provinzial⸗Schul⸗Kollegiums vom 26ſten November v. J., 

die Uebertragung eines Staatsamtes oder eines andern 
Nebenamted auf einen Geiftlichen betreffend, 
phd hierdurch zur Nachachtung bekannt gemacht: 
daß die von Privat- Patronen zu berufenden Lehrer, der 
ren Beſtätigung zu unſerem Geſchäftskreiſe gehört, die 
Erlaubniß zur Uebernahme eines Nebenamtes bei uns 
nachzuſuchen haben. 
Königliche Regierung zu Königsberg, den aten Jar 
nuar 1842. . 
17. 

Kab. Ordre vom 21 ſten April 1827, mitge 
theilt durch ` 

Gire, Reſeript vom 28 ften Mai 1827 (v. K. Ann. 1817 
S. 404 sequ.) Steuer Immunitäten der Geiftlichen betreffend. 

Der Königl. Regierung wird bier neben (sublit u.) Abr 
ſchriſt einer Aleerhöchſten K. O. vom 21ſten v, M. über die 
Steuer Immunitäten der Geiſtlichen und Schullehrer mit der 
Anweifung zugefertigt, von den darin enthaltenen Allerhöchſten 
b diejenigen, welche auf ihren Bezirk Anwendung 
finden, in Ausführung zu bringen. 


a. 

Auf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 29. März d. J. 
will ich im Verfolg Meiner früheren Befehle vom 30. Januar 
1817 und 5. Juli 1823 über die Steuer ⸗Immunitäten der 
Geiſtichen und Schullehrer Folgendes beftimmen, 

1) Die Freiheit der den Geiſtlichen und Schullehrern zugehör 
rigen  Dienfigrumdflüde von den feit dem Jahre 1806 nen, 
eingeführten oder erhöhten Grundſteuer, ſoll den Betheiligten 
überall auf die Weiſe gewährt werden, daß die auf jene Gründ⸗ 
ſtücke treffende Steuer aus den zahlbaren Kolonnen der 
Steuer⸗Nollen und Etats ganz abgeſetzt und nur nachrichtlich 
vor der Linie bemerkt wird. In denjenigen Sandestheilen, wo 
die Geiſtlichen und Schullehrer die Steuer bisher noch zu ents 
richten hatten und ihnen dieſelben aus hierzu beſtimmten Fonds 
reftituirt wurde, folen dieſe Fonds von den Nusgaben⸗Etats 
abgeſectzt werden. 

2) Die den Dienfigrundftüden der Geiftlichen und Schulleh⸗ 
rer verwilligten Immunitäten folen auf die Grundſtücke der 
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geifttihen und kirchlichen Korporationen, milden Stiftungen, 
Univerfitäten und Schulanſtalten nicht ausgedehnt werden. 

In denjenigen Theilen des ehemaligen Königreichs Weft- ` 
vhalen aber, wo vor Erlaß meiner Ordre vom 30. Jan. 1817 
auf den Grund einer, vom damaligen proviſoriſchen Gouder⸗ 
nement zu Halberſtadt ergangenen Verfügung für die Grund⸗ 
ſtücke der milden Stiftungen, Schulen und Universitäten, ingleichen 
der unvermögenden Kirchen die Steuer auf den bis zum Jahre 
1806 entrichteten Betrag ermäßigt worden ift, fol es biebeizwar 
bis zur eintretenden allgemeinen Reviſton der Grundſteuer fein 
Wewenden behalten, dagegen die im Regierungsbezirk Magdeburg 
hiernächſt noch ſtattgefundene weitere Ausdehnung eben dieſes Ers 
laſſes auf die Grundſtücke fümmtlicher Kirchen nach Vorſte 
bendem wiederum beſchränkt, und der Erlaß auch in jenem 
Regierungsbezirk nur folden Kirchen ‚Zu Seil werden, deren 
Einnahme nicht hinreicht, um ohne Rückſicht auf die Subflanz 
ihres Vermögens die neu auferlegte oder ehöhte Steuer neben 
den andern Ausgaben zu beſtreiten. 

3) Den Wittwen der Geiſtlichen und Schullehrer folen die 
dem Lehrſtande nur in Bezug auf deffen perſönliches Verhölt⸗ 
niß bewilligten Steuer⸗Immunitäten nicht zu ſtatten kommen, 
wobei Sie, der Finanzminiſter, aber darauf zu halten haben, 
daß diefe Wittwen bei ihrer Veranlagung zu der perſönlichen 
Steuer mit möglichſter Schonung behandelt werden. Auch die 
Grundgeuer⸗Freiheit findet auf die Wittthümer für Prediger» 
und Schullehrer ⸗Wittwen nur in fo fern Anwendung, als die 
Wittthums Grundſtücke zu der eigentlichen Pfarrer oder Lehrer⸗⸗ 
Dotation gehören und der Nießbrauch jener Grunbfiüicke, wenn 
e vorhanden ift, dem Pfarrer oder Schullehrer 
zusteht. 

4) Die den Geiſtlichen zuftändige Steuer⸗Immunjtzten befehrän- 
ken fih ohne Unterſchied der Confeſſſon nur auf direkte Steuern 
derjenigen Geiſtlichen, denen die Leitung und die Ausübung 
der Seelſorge in einem beſtimmten Sprengel obliegt. Es find 
ſolche, was inſonderheit den katholiſchen Klerus betrifft, nur 
auf die Biſchöfe, Dom- und Surat- oder Pfarrer⸗ Geistlichkeit, 
weiche die Seelsorge leiten und ausüben, in Anwendung zu 
fegen, Grundstücke, welche künftig in den Befils der zur Steu⸗ 
erfreiheit berechtigten Geiſtlichkeit und Schullehrer übergehen 
und bereits steuerpflichtig find, bleiben ſteuerpflichtig. 

Instruktion vom 6. Mai 1837, mitgetheilt durch Circ- 
Reſeript de eod. (v. K. Ann 1837 S. 401 seq.) betr. die Ent. 
ſchädigung der Geiſtlichen und Schullehrer wegen des durch die Ber 
änderung in der Grundſteuer feit dem F. 1806 an ihrem Eins 
kommen erlittenen Verlustes. 
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Die Königl. Regierung empfängt anbei eine Inſtruktion (An- 
lage a) wegen Seitftellung der den Geifllichen und Schullchrern in 
den mit der Monarchie wieder vereinigten Landestheilen, in Folge 
der hinſichtlich der Grundſteuer feit dem Jahre 1806 eingetretenen 
Veränderungen nach der allerböchſten K. D. vom 10. Jan. d. J. (. 
S. 1837 S. 3— 7) zu gewährenden Entſchädigung. Diefeldnftrute 
tion iſt durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


E 
Infteuftion 

S. 1. Geiſtliche und Schullehrer, welche auf Grund der 
K. O. vom 10. Januar 1837 eine Entſchädigung aus Staats 
fonds in Anſpruch nehmen wollen, haben dieſen Anſpruch bei 
dem betreffenden Landrathe anzumelden und durch Beifügung oder 
Angabe der nöthigen Beweismittel zu begründen. 

9. 2, Hält der Landrath die Entſchädigungsſorderung 
nicht für begründet, fo hat er dieſelbe entweder gänzlich zurückzu⸗ 
weifen oder die Bervollftändigung der Beweismittel zu veranlaffen. 

$. 3. Glaubt der Landrath den Entſchädigungs⸗Anſpruch 
anerkennen zu müſſen, fo hat er den Betrag der zu gewähren⸗ 
den Entſchädigungrente nach Anleitung der weiter unten (5. 
8 — 120) folgenden Anweiſung auszumitteln und demnächſt fimmt- 
liche Verhandlungen der Regierung zur Entſcheidung zu überreichen. 

§. 4. Bei Ausmittelung der Entſchädigungsrente find 
die Steuer ⸗Kontrolleurs, der Steuerempfänger und Bers 
waltungs⸗ Beamte (reſp. die Kreis: Kaffenbeamte und Ortsbe⸗ 
hörden) dem Landrathe die erforderliche Auskunft zu ertheilen 
und Beibülfe zu leiſten schuldig. 

$. 5. Die Regierung läßt, fofern es nothwendig ift, die 
eingereichten Verhandlungen verovollſtändigen und entſcheidet 
demnächſt mittelſt Plenar⸗Beſchluſſes ſowohl über den Anſpruch 
felbft, als über den Betrag der Entſchädigungsrente. 

S. 0. Gegen einen abweiſenden Beſcheid des Landrathes 
ift der Rekurs an die Regierung, gegen die Entſcheidung der 
leeren (S. 5.) der Rekurs an den Minifter der Geiflichen 
u. fa w. Angelegenheiten und den Sinanzminiſter zuläffig. 

8. 7. Wird eine Entſchädigung zuerkannt, fo iſt die Ent- 
ſchädigungsrente vom 1. Januar deöjenigen Jahres an zu ge 
währen, in welchem die Anmeldung beim Landrathe erfolgt ift- 
Wird der Antrag von dem Sandrathe, der Regierung oder den 
Miniſtern zurückgewieſen, ſpäter aber erneuerk und demnächſt 
als begründet anerkannt, fo wird die Entſchädigungsrente vom 
1. Januar desjenigen Jahres ab angewieſen, in welchem die 
Erneuerung des Anſpruchs flattgefunden hat. Sind indef zwis 
ſchen dem Empfang des letzten abweiſenden Beſcheids und der 
Erneuerung des Antrages nicht mehr als drei Monate verſloſſen, fo 
wird auf das Jahr der früheren Anmeldung zurückgegangen. 


567 


8. 8. Die den Geiftlichen und Schullebren nach der S. 
O vom 10, Januar d. J. zukommmende Enſchädigung wird 
überall in der Form einer firirten Geldrente gewährt. 

§. 9. Wenn die Inhaber der den Kirchenämtern oder 
Schulſtellen präſtationspflichtigen Grundſtücke ganz oder theil- 
meife einen Erſatz der Grunbffeuer zu verlangen, oder den 
fünften, Theil oder eine andere Quote einer ſtändigen Geld- 
abgabe zurück ubehalten befugt find, fo richtet fid) die Ent. 
ſchädigungsrente nach dem Ausfalle, den der berechtigte Geif, 
liche oder Schullehrer durch die Steuerzahlung oder den Abzug 
von dem Jahre erlitten hat, in welchem die Zahlung der Ente 
ſchädigung aus Staatsfonds beginnt. 

$. 10. Exleidet ein zur Entſchädigung berechtigter Geifte 
licher oder Schullehrer an feinem früheren Einkommen einen 
Ausfall, daß die Zehntpflichtigen den fünften Theil oder eine 
andere Quote des Zehnten zurückbehalten, ſo kommt es darauf an, 
ob er in den Jahren 1825 bis 1830 mindeſtens ſechsmal durch 
gütliche Einigung mit den Zehnpflichtigen oder durch Verpach⸗ 
kung oder Veräußerung des Naluralzehnten Det des Iepteren 
eine reine Geld Revenue bezogen hat. ö 

Iſt dies der Fall geweſen, fo wird der jährliche Geld- 
werth des gefammelten Zehnten nach dem Durchſchnitts⸗Erlöſe 
der letzten 6 Jahre, in denen jene Umwandlung des Zehnten 
ſtattgeſunden hat, berechnet. Aus dem durchſchnittlichen Gelbe 
werthe des gefammfen Zehntens ergiebt fih dann der jährliche 
Geidwerth der von den Zehntpflichtigen zurückbehaltenen Quote 
und damit zugleich den Betrag der zu gewährenden Ente 
ſchädigungsrente. In den Fällen wo die Behntpflichtigen den 
fünften Theil des Zehntens zurüczubehalten befugt find, kommt 
mithin die jährliche Entſchädigungsrente auf den vierten Theil 
des unter der Vorausſetzung des Fünftel⸗Abzuges auf dem be⸗ 
zeichneten Wege ermittelteken, durchſchnittlichen Geldwerths 
des Zehnten zu ſtehen. 

S. 11. Hat der berechtigte Geiſtliche oder Schulleh⸗ 
rer in den Jahren 1825 bis 1836 nicht mindeſtens ſechemal, 
ftatt des Zehntens eine reine Geldrevenüe bezogen, fo wird der 
Geldwerth des geſammten Zehntens nach den Vorſchriſten der 
Ablöſungsordnung vom 13. Juli 1829 feſtgeſtent und daraue 
der Betrag der Entſchädigungsrente ermittelt, Die Preife der 
Naturalien werden dabei fo zu Grunde gelegt, wie fie ich nach 
der Ablöſungsodnung für dasjenige Jahr ergeben, mit welchem 
die Zahlung der Entſchädigungsrente aus Staatsfonds beginnt. 

8. 12. Findet der, einen Entſchädigungs⸗Anſpruch begrün: 
dende Abzug bei Diensten, in Getreide Abgaben oder andern 
Natural Präftationen oder bei zufälligen Renten ſtatt, fo wird 


568 
die Entſchädigungsrente ebenſo feftgeftellt, wie in g. 11 vors 


geſchrieben ifi 
$. 13. Die zur Entſchädigung berechtigten Geiſtlchen 
und Schullehrer, fo wie die reſp. Kirchen⸗ und Schul⸗Vorſtände, 
haben fih über die von dem Landrathe ihnen vor der Einreichung 
vorzulegende Entſchädigungs⸗Berechnung zu erklären und ibre et» 
wanigen Einwendungen ſchriſtlich auszuführen. Auch find fie von 
allen örtlichen Unterſuchungen und fonftigen zur Feſiſtellung der fat 
tifchen Verhältniſſe dienenden Verhandlungen vorher in Kennt- 
niß zu ſetzen, damit ſie denſelben beiwohnen können. 
$. 14. Sobald die Entſchädigungsrenten definitiv feſtge⸗ 
fest finb, werden fie von der Regierung bei der nächſten Etats, 
Regulirung auf dem Etat der geiſtlichen und Schulverwaltung 
ausgebracht, bis dahin aber in Ouartalrenten vorſchußweiſe ge- 
zahlt und am Schluſſe eines jeden Jahres mittelſt einer Über- 
Achtlichen Nachweiſung bei dem Finanz⸗Miniſterium zur Er- 
ſtattung liqui 
Berlin den 6. Mai 1837. 


18. 


Kabinets⸗Ordre v. 10. Januar 1837 (Marienwer⸗ 
der Amtsbl. v. 17. Febr. 1837. S. 49 f.) betreffend die bei 
denjenigen Kirchenämkern und Schulſtellen anzuwendenden Grund. 
füge, welche der im J. 1806 genoffenen Immunitäten und 
bach ehen binſichtlich der Grundsteuer der zu ihren Dos 
tationen beſtimmten Grundſtücke durch die Warſchauiſchen oder 
Weſtobäliſchen Steuergeſetze verluſtig gegangen find. 

Auf den Bericht des Staatsminifteriums v. 20. v. M. 
beſtimme Ich, daß in den Landestheilen, die zum Herzogs 
thum Warſchau gehört haben, fo wie in den vormals weft- 
phäliſchen Theilen der Provinz Sachſen, bei den zur Dotas 
tion eines Kirchenamtes oder einer Schulſtelle dienenden 
Grundstücken, welche der im F. 1806 in Anſehung der 
Grundſteuer genoſſenen Immunitäten oder Begünſtigungen 
durch die Weſtphäliſchen oder Warſchauiſchen Steuergesetze 
verluſtig gegangen find, fortan folgende Grunbfäge zur Ane 
wendung kommen follen: 2 

1) Ein Anſpruch auf Steuerfreiheit oder Entſchädigung fin⸗ 
det überall nur dann ſtatt: 

a) wenn ein Grundſtück oder Einkommen bereits im Jahre 
1806 mit einer Schulſtelle verbunden war oder zur Do: 
tation eines Kirchenamtes gehörte, welches entweder ſchon 
damals mit der Leitung und Ausübung der Seelſorge in 
einem beſtimmten Sprengel beauftragt wer, oder fpäter, 
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jedoch vor dem 21. April 1827 damit beauftragt wors 
den ift, und ` 
b) wenn ein ſolches Grundſtück oder Einkommen im Jahre 
1806 obfervanzmäßig oder nach urkundlichen oder geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen entweder völlig ſteuerfrei war, oder 
nur zu gewiſſen Gattungen der verſchiedenen Grundſteuern 
herangezogen wurde, oder nur mit einer gewiſſen Quote 
des in der Hand eines andern Zeite davon zu 
entrichtenden Grundſteuer⸗Beitrages, oder endlich nur mit 
einem unveränderliche Steuerfirum belegt war. Die zu 
a, bezeichneten Kirchenämter find bei dem katholiſchen 
Klerus: die der Erzbischöfe, Bischöfe, Dom» und Kurat- 
oder Pfarrgeiſtlichen. Grundftüde oder Einkünfte, welche 
E Dotation eines mit der Leitung und Ausübung der 
eelforge in einem beſtimmten Sprengel nicht beauftrag⸗ 
ten, ober eines erft mit dem 1. April 1827 damit beauf- 
tragten Kirchenamtes, oder zur Dotation einer geiſlichen 
oder kirchlichen Korporation, milden Stiftung, Univerſi⸗ 
tät oder Schulanſtalt, oder endlich ausſchließlich zur Un⸗ 
terſtützung von Prediger⸗ oder Schullehrerwittwen beſtimmt 
find, haben auf Wiederherſtellung der früher genoſſenen 
Immunität oder Begünſtigung keinen Anspruch. Inſo⸗ 
weit indeß milde Stiftungen, Univerſitäten, Schulanſtal⸗ 
ten oder unvermögende Kirchen der vormals Weſtphäli⸗ 
ſchen Theile der Provinz Sachſen auf den Grund der 
vor dem 80. Januar 1817 von dem früheren provifort- 
ſchen Gouvernement zu Halberſtadt ergangenen Berfügun⸗ 
gen ſich gegenwärtig im Genuſſe der früheren Immun 
täten oder Begünſtigungen befinden, behält es dabei bis 
auf Meine weitere Bestimmung fein Bewenden. Wits 
dbums⸗Grundſtücke, deren Nußbach dann, wenn keine 
dazu berechtigte Wittwe vorhanden ift, dem Geistlichen 
oder Schullehrer zuſtebt, werden für die Dauer dieſes 
Nieß brauchs den eigentlichen Pfarrers oder Schuldotations⸗ 
Grundſtücken beigerechnet, 

2) Wenn die nach den Beſtimmungen zu 1. hier in Betracht 
kommenden Grundstücke im vollen Eigenthum der Stellen 
befindlich find, u deren Dotation fie dienen und von den 
Juhabern dieſer Stellen durch Selkſibewirthſchaftung oder 
Beitverpachfung benutzt werden, jo wird die frühere Immu⸗ 
nität ober Begünstigung, insoweit dies noch nicht geſchehen 
it, vom 1. Januar d. I. ab durch gänzliche Abſetzung ber 
Grundsteuer vom Etat oder durch Ermäßigung derſelben auf 
gewiſſe Gattungen der Grundſteuern, oder eine gewiſſe Quote 
der allgemeinen geſetzlichen Steuer, oder durch Herabſetzung 
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auf ein beſtimmtes Fixum in dem Umfange wiedethergeſtellt, 
den fie im J. 1806 gehabt hat. Wenn ein Grundstück im 
J. 1800 mit der vollen geſetzlichen Grundſteuer oder einer 
gewiſſen Quote berfelben, oder einer gewiſſen Gattung der 
Grundfteuer belegt war, fo kann aus dem Umftande, daß 
die volle Grundſteuer oder die nämliche Quote derfelben, oder 
die nämliche Steuergattung nach der den beſtehenden Bor: 
ſchriften entſprechenden Beranfchlagung jetzt mehr oder weni⸗ 
ger beträgt, als im J. 1800 keine Veranlaſſung genommen 
werden, durch Ermäßigung oder Erhöhung des geſetzli⸗ 
. die frühern Steuerſummen wieder her- 
zustellen. 
3) Wenn Geiſtliche oder Schullehrer dagegen die unter den 
Beſtimmungen zu 1. begriffenen Grundſtücke nicht durch 
Selbſtbewirthſchaftung oder Zeitverpachtung benutzen, ſondern 
mur, als Lehns⸗ oder Erbzinsherrn, Erbverpächter oder Res 
alberechtigte, ein Einkommen daraus beziehen, fo unterliegen 
dieſe Grundſtücke unter allen Umftänden der Beſteuerung 
nach den geſetzlichen Vorſchriften. In ſoweit aber die aus 
ſolchen Grundstücken ein Einkommen beziehenden Geiſtlichen 
oder Schullehrer dadurch, daß die Inhaber der Grundstücke 
nach den beſtehenden Beſtimmungen ganz oder theilweise ei» 
nen Grip der Steuer zu verlangen, oder einen Theil der 
abzuführenden Präſtationen zurück zu behalten befugt find, 
einen Rachtheil erleiden, von welchem fie ohne die feit dem 
3. 1806 in der Grundſteuer eingetretenen Veränderungen 
nicht betroffen werden würden, foll ihnen dafür, inſoweit 
dies nicht bereits verfügt ift, vom 1. Januar d. J. ab eine 
Entſchädigung aus Staatskaſſen gewährt werben. Wegen 
der Ausmittelung, Fortſetzung und Anweiſung diefer in Form 
einer unveränderlichen Rente zu gewährenden Entſchädigung 
hat das Finanz Ministerium in Gemeinſchaſt mit dem Mi- 
niſterium der geiſtlichen und Unterrichts- Angelegenheiten das 
Nöthige zu verfügen. S 
4) Die nach den Beſtimmungen zu 3 fefigefegte Entſchädi⸗ 
gung wird den berechtigten Geiſtlichen oder Schullehrern 
auch dann fortgewährt, wenn die Inhaber der verpflichteten 
Grundftüde, infoweit dies überhaupt zuläffig ift, die vare 
auf haftenden Nealabgaben oder fonftigen Werbinblichkeiten 
ablöfen. Dagegen wird bei der Ablöfungsberehmung auf 
die fortdauernde Entſchädigung Rückſicht genommen und der 
Werth der abzulöfenden Leiſtungen oder Verpflichtungen um 
foviel geringer geſchätzt. SECH 
5) Wenn Kirchenämter oder Schulſtellen bei Gemeinheitsthei⸗ 
lungen oder Ablösungen für die bis dahin ausgeübten Rechte 
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durch Ueberweiſung von Grund und Boden abgefunden wer ⸗ 
den, fo wird in den Fällen, wenn dle Kirchenämter oder 
Schulſtellen andere Ländereien beſitzen, die bisherige Stener 
auch von dem Abfindungslande fort erhoben und die mit 
Mückſicht auf die Beſteuerung etwa bewilligte Entſchädigung 
fort gewährt. — Entrichten die Kirchenämter oder Schul⸗ 
ſtellen dagegen bis dahin keine Grundsteuer, fo wird auch von 
dem Abſindungslande keine Steuer erhoben, gleichzeitig aber auch 
die bis dahin etwa gewährte Entſchädigung vom Etat abgeſetzt. 
6 Wenn zu Lehn, Erbzins⸗ oder Erbpachtsrechten verliehene 
Grundſtücke den ein Einkommen daraus beziehenden Kirchen⸗ 
ämtern oder Schulſtellen wieder anheim fallen und von der 
ren Inhabern fortan durch Selbſibewirthſchaftung oder Zeit- 
wee benutzt werden, fo wird inſoweit die zu 1. aufs 
geſtelten Bedingungen vorhanden find, die frühere Ze. 
nität nach den Beſtimmungen zu 2. wieder hergeſtellt und 
die an deren Stelle bis dahin etwa gewährte Enkſchädigung 
vom Etat abgeſetzt. 


19. 


Cs find Zweifel darüber erhoben worden, ob und in wele 
chem Maaße die ihres perſönlichen Standes wegen, von der 
Klaſſenſteuer befreieken Geiſtliichen und Schullehrer, wenn fie 
außer dem Einkommen aus ihren geiſtlichen und Schulämtern 
fonfliges Einkommen beziehen, zu dieſer Steuer heranzuzie⸗ 
hen ſind. SÉ 

Wir fehen uns veranlaßt, der Königlichen Regierung die: 
ſerhalb Folgendes zu eröffnen: 

1) Der Beſtimmung des F. 2. d. des Klaſſenſteuergeſezes b. 
30. Mai 1820 analog, wird die Befreiung von der Klaſſen⸗ 
ſteuer der ihres perſönlichen Standes wegen dieſer Steuer 
nicht unterliegenden Geiſtlichen und Schullehrer nur dann 
aufgehoben, wenn ſie ſelbſt oder die in ihren Lan 
gen lebenden Angehörigen, auf anderen als den Dotalgrunds 
Rüden, Landwirihſchaft oder aber Gewerbe betreiben. 

2) Der Beſitz von Häufern und Gärten, außer den Dienſt⸗ 
Grundſtücken von Kapitals und beweglichem Vermögen, der 
Genuß von Renten, Geld⸗ und Natural⸗Präſtationen, von 
Einkommen aus anderen Zenter, verpflichtet Geiftliche und 
Schullehrer nicht zur Klaſſenſteuer. 

3) Der Beſig von Grundftüden (ohne Rückſicht auf deren 
Größe), welche von den Geistlichen und Schullehrern oder 
von den in ihren Haushaltungen lebenden Angehörigen nicht 
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ſelbſt bewirthfdaftet, alfo z. B. durch Zeitoerpachtung ber 
7 e hebt die Klaſſenſteuer » Freiheit gleichfalls 

Di auf. 

4) Die Steuerpflichtigkeit tritt auch dann nicht ein, wenn 
die ſelbſtdewirthſchafteten Grundſtücke unerheblich, oder deren 
Benutzung von der Art ift, daß der Begriff einer ſelbſiſtän⸗ 
digen Landwirthſchat darauf nicht Anwendung findet. Ob 
eine ſelbſiſtändige Landwirthſchaft vorhanden it, muß in den 
einzelnen vorkommenden Fällen, wo darüber Zweifel Statt 
finden, nach den obwaltenden Verhältniffen von den Veran⸗ 
lagungsbehörden beziehungsweiſe der Königl. Regierung näher 
geprüft und feftgeftellt werden. 

5) Als Gewerbe, deren Betrieb Geiſllichen und Schullehrern 
die Klaſſenſteuer⸗ Freiheit entzieht, find nur diejenigen anzu 
ſehen, von welchen Gewerbeſteuer zu entrichten iſt. 

6) Steht hiernach die Klaſſenſteuerpflichtigkeit eines Geiſtlichen 
und Schullehrers feft, fo beſtimmt fidh das Maaß der Steuer 
nach den allgemeinen geſetzlichen Veranlagungs⸗Grundfätzen. 
Unvereinbar hiermit würde es fein, wenn bei der Bemeſſung 
des Klaſſenſeeuerſatzes ſteuerpflichtiger Geistlichen und Schul⸗ 
lehrer das Einkommen aus dem geiſtlichen oder Schulamte 
bei der Beſteuerung unberüdfichtigt bliebe. 

Berlin, den 30. Dezember 1841. 
v, Alvensleben. Eichhorn. 
Finanz⸗Miniſterium. Minifterium der geiſtlichen Angelegenheiten. 

An die Königliche Regierung zu Königsberg. 

II. 20, 488 §. M. Ae 23,834 M. d. g. A. 

Vorſtehender Erlaß der Königlichen See der Binan: 
zen und der geiftlichen Angelegenheiten vom 30. Dezbr. v. J. 
wird hierdurch zur Kenntniß gebracht. 

Königsberg, den 27. Februar 1842. 


Circ. V. d. Reg. zu K. v. 6. Nov. 1841. 

In der Anlage erhalten Sie einen Abdruck der Allerböch⸗ 
ften Katinets⸗Ordre vom 12. Mat c. welche an das Königl. 
Staats⸗Miniſterium erlaſſen ift, nebſt einem Auszug aus der 
darin erwähnten an den Herrn Finanz⸗Miniſter am 12. Mai c. 
ergangenen Allerhöchſten Kabinets⸗Ordre imgleichen einen Aus- 
zug aus der Verordnung vom 28. Februar 1806 8. 8. 10, 
zur Beachtung und weitern Bekanntmachung in Ihrem Ges 
ſchäfts⸗Kreiſe. 

Ich überſende dem Staatsminiſterium eine Abſchrift der 
heute an den Finanzminiſter erlaſſenen Ordre und will, daß 
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die darin enthaltene Beftimmung über das Schuldenmachen der 
Beamten, von den einzelnen Bepartements⸗Cheſs den Beam- 
ten ihres Reſſorts zur Warnung bekannt gemacht und auf die 
Befolgung berfelben mit Nachdruck gehalten werde. 

Potsdam, den 12. Mai 1841. 


(gez.) Friedrich Wilhelm. 
n 
das Staatöminifterium. 
Auszug. 
1 
Dabei kann Ich es aber nicht dulden, daß Beamte den 
ihnen von ihren Gläubigern, insbeſondere von Handwerkern ge⸗ 
gebenen Credit mißbrauchen und fidh bei der Erefution durch 
das Privilegium der Abzugsfreiheit ihres Gehalts ſchützen. Ich 
will vielmehr, daß gegen ſolche Beamte, die Bestimmungen 
in $. 8. ff. der Verordnung vom 28. Februar 1806 mit aller 
Strenge zur Anwendung gebracht und dieſelben Mir angezeigt 
werden folen, um nach Bewandniß die Entlaſſung derſelben 
zu verfügen. 16. ıc, 
Potsdam, den 12. Mai 1841. 
(gez.) Friedrich Wilhelm. 


n 
den Staats, und Finanzminister, Grafen 
v. Alvensleben. 

Auszug aus der Verordnung betreffend die Ver⸗ 
kümmerung der Befoldungen und Penfionen Könige 
licher Civil» Beamten . x, den 28, Februar 1806, 

S. 8. Wenn ſich aus den gegen einen Civil⸗Bedienten 
und Penfioniften eingereichten Klagen oder bei Einleitung der- 
felben ergiebt, daß felbige ihre Gläubiger durch falſche Bors 
ſpiegelung zum Grebitmachen verleitet, fih ſonſt betrügeriſche 
Mittel zur Bewirkung diefes Eredits erlaubt haben oder ihnen 
nt in Hinſicht deffetben-gemeine Verbrechen zur Laſt fallen, 
welche ihnen die zu ihrem Amte nöthige Achtung entziehen oder 
fie des nöthigen Vertrauens dazu oder der Penſion, welche fie 
genießen, unwürdig machen, fo ift die gerichtliche Behörde, bei 
welcher der Rechteſtreit obwaltet, verpflichtet und zwar, wenn 
ſolche ein Untergericht ift, durch das ihr vorgeſette Landesjuftize 
Collegium, dem Departementchef des Oſſizianten oder dem 
Chef der Kaffe, aus welcher der Penfionift feine Penfion ber 
zieht, davon ausführliche Anzeige zu thun, fo wie denn auch 
dem Gläubiger, welcher durch ſolche Mittel zum Creditgeben 
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verleitet worden, eine folde Anzeige demſelben einzureichen un⸗ 
benommen bleibt. f 

$. 10. Wird der Beamte oder Penfionift dabei der in 
8. 8. genannten Vergehungen überwieſen, fo hat derſelbe außer 
der fonft ihn geſetzlich treffenden Strafe die Kaſſation und reſp. 
Verlust der Penſion verwirkt. 


1. 


Es iſt zu unſerer Kenntniß gekommen, daß hin und wie⸗ 
der Perſonen obne prieſterliche Trauung öffentlich wie Eheleute 
zusammenleben und Andern dadurch ein öffentliches Aergerniß 
geben. Dieſem Unweſen darf aber nicht nachgeſehen werden, 
weshalb auf den Grund der Kabinetsordre vom 4. Oktober 
1810 und der Reſcripte des Miniſteriums des Innern vom 
7. März 1815 und vom 24, Auguſt 1816 ſämmticche Polizeir 
behörden hierdurch angewiefen werden, dagegen folgende Maaß⸗ 
regeln zu ergreifen: 

1) Wo Perſonen beiderler Geſchlechts, ohne prieſterliche Koe 
pulation, öffentlich wie Eheleute zuſammen leben, da ift von 
den Polizeibehörden zu unterſuchen, ob eine Che zwiſchen 
dieſen Perſonen nicht nach den Geſetzen Statt finden kann, 
entweder weil fie zu nahe verwandt, oder verſchwägert find, 
oder weil ihnen ein gültiger Einſpruch der Eltern oder Vor⸗ 
münder zuwider ift, oder weil fie unerlaubten Umgang ges 
pflogen und dadurch eine Eheſcheidung veranlaßt haben, oder 
weil ihnen irgend ein anderer Rechtsgrund entgegenſtehet, 
aus welchem fie ſich nicht ehelichen dürfen. In dem einen 
oder dem andern dieſer Fälle darf das Zuſammenleben der⸗ 
gleichen Perſonen, unter keiner 4 Palle weiter geduldet 
werden, ſondern es ift ihnen von Poltzeiwegen aufzugeben, 
ſich binnen 8 Tagen von einander zu entfernen, und nötbis 
ois find fie durch Zwangsmittel zur Trennung anzuhal⸗ 
fen und zu trennen. 5 
2) Steht der Verehelichung der in fogenannter wilder Ehe les 
benden Perſonen kein geſctzliches Ehehinberniß entgegen, dann 
find von den Polizeibehörden dergleichen Perfonen dem Pres 
diger der Parodie, zu welcher fie gebören, mit dem Erſu⸗ 
chen anzuzeigen, fie darauf aufmerkſam zu machen, was fie 
Gott, der bürgerlichen Geſellſchaft, und ihren Nachkommen 
ſchuldig find; daß der Buchſtabe des Geſetzes nicht mächtig 
gug ift, die Madel auszulsſchen, womit die öffentliche 
zelnung ihre Verbindung belegt, ein Flecken, der auch auf 
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ibre Kinder übergeht, und fie zu ermahnen, ihre Verbindung 
durch prieſterliche Kopulation in eine rechtmäßige Ehe zu 
verwandeln. Sollte diefe Ermahnung ohne Erfolg bleiben, 
dann find dergleichen Perfonen von Poltzeiwegen anzuhalten, 
daß fie ihre Verbindung durch prieſterliche Trauung in eine 
rechtmäßige Ehe verwandeln. Ein ſolches Verfahren ente 
ſpricht der geſetlichen Beſtimmung des AL. R. THL 2 Tit. 11. 
$; 112. und der Sorge, die der Polizei obliegt, daß öffent 
liches Aergerniß vermieden werde. 

3) Steht einer Trauung das Hinderniß entgegen, daß die, 
welche ſich trauen laffen wollen, die Gebühren dafür zu ers 
legen nicht im Stande find, fo ift von dem Geistlichen mit 
Zuverſicht zu erwarten, daß ſie in dieſem Falle die Gebüh⸗ 
ren ermäßigen, oder nach beigebrachtem Armuths⸗Atteſte ganz 
ſchwinden laſſen werden, indem fie auf diefe Weiſe nicht nur 
dem Geiſte des Evangeliums, fondern auch den Forderungen 
der Klugheit genügen. G A 

4) Steht einer Trauung eine bloße Förmlichkeit entgegen, 
3. B. bel Ausländern Abgang eines Tauſſcheines, dann wer- 
den die Herren Prediger es Déi angelegen fein laffen, den 
die Trauung nachſuchenden Perſonen hierbei mit Rath und 
That an die Hand zu gehen, um baldmöglichſt dieſes Hine 
derniß aus dem Wege zu räumen, und dadurch dem Sitt⸗ 
lichkeit und Ordnung zuwider laufenden Uebel des Zufam⸗ 
menlebens ohne priefterliche Kopulation, vorzubeugen oder 
abzufiehlen ſuchen. Königsberg, den 3. März 1821. 

(K. Amtsbl. 1821. S. 131.) 
2. 

Eine der Urſachen des überhand nehmenden Zuſammenle⸗ 
bens nach Art der Ehe ohne Vollziehung derſelben, wird ges 
machten Erfahrungen zufolge, in den öftern Verzögerungen der 
nach den Beſtimmungen des AL. R. SN. 2. Tit. I. §, 64. 
und $. 18. von den vormunbfehaftlichen Gerichten zu ertheilen⸗ 
den Erlaubnißſcheine zur Verheirathung minderjähriger oder 
verheirathet geweſener Perfonen gefebt. 

Die Untergerichte von Oſtpreußen werden daher hierdurch 
aufgefordert, die Ausfertigung diefer Erlaubnißſcheine, fo wie 
das zu dieſer erforderliche vorhergehende Verfahren in jedem 
gr vorzüglich zu beſchleunſgen, und auch dadurch für die 

haltung und Beförderung der Sittlichkeit ihrer Gerichtsein⸗ 
geſeſſenen zu wirken. 

Königsberg, den 23. März 1821. 

Königl. Preuß. Oberlandesgericht von Oſtpreußen. 
(K. Amtsbl. 1821. S. 147.) 


Nefer. d. Min, d. Inn. v. 17. Juni 1822 Co, K. Ann. 
1822, S. 141): Die Polizeibehörden find nur infofern von eis 
nem Goncubinat Kenntniß zu nehmen befugt, als durch den⸗ 
ſelben ein öffentliches Aergerniß veranlaßt wird. 


4. 

Refer. v. 18. April 1825 (v, K. Ann. 1825. S. 417) 
beſtimmt, daß nach Maaßgabe der K.⸗O. v. 4. Oktbr. 1818 
und der auf Grund derſelben unter dem 17. Juni 1822 und 
10. April 1823 erlaſſenen Minifterial-Verfügungen dem unehe⸗ 
lichen Zusammenleben nur dann von Polizeiwegen zu ſteuern 
fei, wenn daſſelbe entweder unter Perfonen, die in verbotenen 
Ehegraden mit einander ſtehen, flattfindet oder zu einem öffent» 
lichen Aergerniß gereicht. 


5. 


Die Geſetze verbieten allerdings das Zuſammenleben der⸗ 
jenigen Perſonen, zwiſchen welchen wegen obwaltender Ehehin⸗ 
derniſſe eine Ehe nicht ſtatt finden kann. Darunter ift jedoch 
nur ein Zuſammenleben zu verſtehen, welches den äußern Schein 
einer ehelichen Verbindung trägt und bierdurch Beranlaffung 
zum Aergerniß giebt. Die Polſzeibehörde wird daher in ihrer 
darauf gegründeten Ermächtigung, ein ſolches Zuſammenleben 
u hindern, hoöchſtens fo weit gehen können, das Zuſammenle⸗ 

n von Perſonen dieſer Art in einem Haufe nicht zu dulden. 
Denſelben aber den gleichzeitigen Aufenthalt in einem Orte zu 
unterſagen, würde fo wenig aus der Tendenz jener Vorſchrift 
zu rechtfertigen, als überhaupt durchzuführen fein. 

Refer. v. 28. Juni 1836 (v. K. Ann. 1836, S. 390.) 

6. S ? 

Durch das Nefcript vom 27. Octbr, 1810 (Rabeſche 
Sammlung Band 10. S. 440) find ſämmtliche Landesjuſtiz⸗ 
Kollegien angewieſen worden, zur Verhütung des Zuſammen⸗ 
lebens von Perſonen, denen wegen begangenen Ehebruchs die 
Schließung einer Ehe verboten ift, darauf zu halten, daß Fälle 
diefer Art den betreffenden Polizeibehörden zur Abhilfe ange⸗ 
zeigt werden. 

Auf den Antrag des Königl. Miniſteriums der geiſtlichen 
Angelegenheiten wird diefe Anweiſung hierdurch erneuert und 
zugleich 1 daß in allen Eheſcheidungsſachen, worin 
wegen Ehebruchs rechtskräftig auf Scheidung erkannt worden 
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ift, den betreffenden Orts- Polizeibehörden Nachricht mitge- 
theilt werde. p 

Das Königliche Oberlandeögericht bat Dé hiernach zu ach⸗ 
ten, und das Erforderliche an die untergeordneten Gerichte 
zu erlaſſen. 

Berlin, den 2. Novbr. 1838. 

8 Der Juſtiz⸗ Miniter Miühler. 

An, Wes nt. Oberlanbeögeriht zu Königsberg. 


Borftehende Minifterialverfügung wird den Gerichten im 
Departement des unterzeichneten Sberlandesgerichts zur forgfäle 
tigen Befolgung hierdurch bekannt gemacht. 

Königsberg, den 21. November 1838. 

(K. Amtsbl. 1838. S. 293.) 


7. 


Gine Sa des errn Miniſter des Innern und der 
Polizei v. 5. v. M. giebt uns Veranlaſfung den Herren Land- 
räthen und Magiſträten zu eröffnen. 

Die sub, 2 unferer SE vom 
3. März 1831 enthaltene Beſtimmung, wonach die im Concur 
binate lebenden Perſonen, bei Abweſenheit gefeglicher Ehehins 
derniſſe, von Polizeiwegen zur Ebefehließung angehalten werden 
folen, läßt fih nach den Gefegen nicht durchführen. Dagegen 
it das polizefliche Einſchreiten gegen Concubinate 
auf die Fälle eines zwiſchen den betheiligten Perfonen obwal⸗ 
tenden Ebebinderniſſes nicht ausschließlich zu beſchränken, viel 
mehr ift eine polizeiliche Verhinderung des Zuſammenlebens im 
Concubinate auch außer den vorbenannten Fällen da vollkom⸗ 
men gerechtfertigt, wo ein foldes Berhällniß eine Veranlaſſung 
zu einem öffentlichen Anſtoße giebt, Letzteres wird allgemein 
in denjenigen Fällen anzunehmen fein, wo ein außereheliches 
Beiſammenleben von Perſonen beiderlei Geſchlechts ſich in nos 
toriſchen, auch die Bewahrung des zußerlichen Scheines bei 
Seite fegenben Aeugerungen feiner Unſittlichkeit, eben als ein 
unmoralifches Verhältniß, dem Publikum offenkundig vor Aus 
gen Dt Die nähfte Entgegenwirkung hierbei wird 
allerdings der Regel nach von den Geistlichen in dem 
Wege des ſeelſorglichen Zuſpruches und der KE 
zunehmen fein, Wo aber ein solcher Zuſpruch des Geiftli> 
chen ohne Erfolg bleibt, oder wo die betheiligten Perfonen ihm 
durch die Art ihres Benehmens die Annäherung als Seelſorger 
überhaupt verſchließen, wird alsdann auf diesfällige Anzeige 
des Geiftliden das Einschreiten von polizeiticher Seite zur Abſtel⸗ 
lung des anſtößigen Verhälkniſſes völlig an feiner Stelle fein. 

ont. db 6. Weil u. Sul, Sefttac Ei 
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Nach dieſer Verfügung baben die Herren Landräthe und 
Magiſräte in Zukunft zum wirksamen polizeilichen Einschreiten 
gegen Concubinate zu verſahren. 

Königsberg, den 5. Auguſt 1841. Rro. 292), 

Königliche Regierung. 


8. 


Es it oftmals zu unferer Kenntniß gekommen, daß es 
den Haren Geiflichen, in deren Gemeinen zum öffentlichen 
Uergerniß Concubinate beſtehen, häufig nicht gelungen if, 
durch feelforgerlichen Zuſpruch und Ermahnung die Befeitigung, 
eines folchen öffentlichen Anſtoßes herbeizuführen. Da nun nach 
den Reſcripten vom 17. Juni 1822, vom 18. April 1825 und 
vom 22. Januar 1826, welche von Kamptz Annalen mitthei⸗ 
len, die Polizeibehörden von ſolchen Concubinaten überall keine 
ur zu nehmen hatten, wenn nicht der Berheirathung zweier 
im Goneubinate lebender Perſonen ein bekanntes geſetziiches 

inderniß im Wege ſtand; ſo ſahen wir uns veranlaßt, hiers 
über dem vorgeordmeten Königl. Miniſterio der geiftlichen ıc, 
Angelegenheiten Vortrag zu halten. 

In Folge deſſen hat Sr. Grofen der Herr Minifter des 
Innern und der Polizei in einem Erlaß an die hiefige Königl. 
Regierung vom 5. Juli c. ausgeſprochen; daß das eitel 
Einschreiten gegen Concubinate auf die Fälle eines zwichen den 
betheiligten Perſonen obwaltenden Ehehinderniſſes nicht aus ⸗ 
schließlich zu beſchränken, vielmehr eine polizeiliche Verhinde⸗ 
rung des Zuſammenlebens im Coneubinate auch außer den vors 
benannten Fällen da vollkommen gerechtfertigt it, wo ein fol: 
ches Verhältniß eine Veranlaſſung zu einem Öffentlichen An- 
ſtoße giebt: 

Letzteres wird allgemein in denjenigen Fällen anzunehmen 
fein, wo ein außereheliches Beiſammenleben von Perfonen beis 
derlei Geschlechts fih in noloriſchen, auch die Bewahrung des 
äuferlichen Scheines bei Seite ſetenden Neußerungen feiner 
Unſittlichkeit, eben als ein unmoralifches Verhältniß dem Pur 
blitum offenkundig vor Augen felt. Die nächfte Entgegenwir⸗ 
kung hierbei wird allerdings der Regel nach von dem Geiftlie 
chen im Wege des ſeelſorgerlichen Zuſpruchs und der Ermahr 
nung vorzunehmen fein; wo aber ein folder Zuſpruch des 
Seiftichen ohne Erſolg bleibt, oder wo die betheiligten Perfo- 
nen durch die Art ihres Benehmens ihm die Annäherung als 
Seelſorger überhaupt verfhliegen, wird auf diesfällige Anzeige 
des Geſſllichen alsdann das Einſchreſten von polizeilſcher Seite 
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en des anftößigen Berhältniffes völlig am feiner 
elle fein. 

Indem wir Sie und Ihre Didzefanen hiervon in Veran- 
laſſung des Reſeripts Sr. Excellenz des Herrn Minifters der 
gektihen 36, Angelegenheiten vom 22. v. M. mit dem Bemers 
en in Kenntniß fegen, daß wir die Königl. Regierungen un⸗ 
ſerer Provinz erſucht haben, die Polizeibehörden hiernach mit 
Anweiſung verfeben zu wollen, erwarten wir von fämmtlichen 
Sr, eitlidhen, bap fie in allen vorkommenden Fällen nicht 
allein hiernach verfahren, fondern auch im Sinne der Beſtim⸗ 
mung des WER, Thl. II. Tit. 11. $$. 75 und ff. nichts 
unverſucht laffen werden, um den im Goncubinate lebenden 
Perſonen durch angemeffene Beng und Ermahnung zurecht⸗ 
zuhelſen, und nur, wo foldbe wiederholte Verſuche ſeelſorgerli⸗ 
chen Einfluſſes den gewünſchten Erfolg nicht haben, die Hülfe 
der Poligeibehösde in Anſpruch zu nehmen. 

Königsberg, den 18. Auguft 1841. (Nro. 200. C. R.) 

snigh. Pieußiſhes Gonfiftorium. 


22. 


Circ. Reſkript vom 17. Juli 1832 (v. K. Ann. 
41832 S. 647) das Reſſort in katholiſch⸗kirchlichen Angelegen⸗ 
beiten betreffend. 5 

Es ereignet ſich nicht ſelten, daß Königl. Regierungen und 
andere Provinzialbehörden in katholiſch⸗ kirchlichen e 
beiten, als: Vergebung der Pfarreien, Handhabung der Kirchen. 
zucht und was ſonſt des bischöflichen Amtes ift, fid) an die 
Domkapitel wenden, überhaupt die Domkapitel ais diejenigen 
Behörden anſehen, zu deren amtlichen Wirkungskreiſe 
dergl. Sachen gehören. Dieſes ift jedoch keinesweges, we. 
der sede plena noch sede vacante der Fall. Die 
Domkapitel find lediglich auf die Abhaltung des Gottes 
dienſtes und der Kathedral- Kirde, auf die Verwaltung ihrer 
eigenen Angelegenheiten, wie auch des Vermögens der Dom- 
kirchen und der etwa bei derſelben befindlichen, keiner andern 
Adminiſtration ausdrücklich überwieſenen frommen und milden 
Stiftungen beſchränkt. An anderen, die kirchliche Verwaltung 
betreffenden Angelegenheiten nehmen die Domkapitel sede 
plena nur in denjenigen Fällen Antheil, wo ihre Zuſtimmung 
geſetzlich erforderlich iſt. Bei erledigten biſchöflichen Stühlen 
müffen dergl. Geſchäfte ruhen. Auch darf während des erſten 
Jahres der Sedisvacans in der Regel keine Ordination e 
halten, und kein von biſchöſticher Vergebung abhängiges geift 
liches Amt beſetzt werden, ſondern die ZEN in dieſe Ka⸗ 
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thegorien gehörigen geiſtlichen Stellen werden adminiſtrirt. Die 
übrigen Gefchäfte der Diözeſan⸗ Verwaltung beforgt der von 
dem Domkapitel innerhalb 8 Tagen, nach eingetretener Sedis- 
vacans zu ermählende Vicarius Capituli oder Adminiſtrator, 
das Domkapitel ſelbſt aber adminiſtrirt nicht. 

Die Regierungen und andern Provinzialbehörden können alfo 
niemals in den Fall kommen, fich in ſolchen kirchlichen Angelegen⸗ 
heiten an die Domkapitel zu wenden, noch können dieſe geiſt⸗ 
lichen Korporationen für den Gang gedachter Angelegenheiten 
reſponſabel gemacht werden, fondern es ift sede plena der 
SET Wl und nach Unterſched fein General, Bicariat, fo 
wie sede vacante der Vicarius Capitali oder Adminiſtrator 
u das Vicariat, an welche die Behörden ſich zu wenden 
baben. 

23. 
A. 

Auszug aus dem Berichte der geiſtl und Schul⸗ 
Deputation der Königl. Regierung von Ostpreußen 
vom 5. Auguft 1814, wegen der Gerechtſame des 
Fürſtbiſchofs von Ermland über die katholiſchen 
Kirchen in Altpreußen. 

(act, gen, d. R. zu Königsberg. Tit. 38. No. 7. vol. II.) 

Als Preußen vom Markgrafen Albrecht reformirt wurde, 
war es unter vier Biſchöfe, 

1) den von Culm 

2) den Ermländiſchen zu peres 

3) den Pomefaniichen zu Marienwerder 

4) ben Samländiſchen zu Königsberg 
vertheilt. Der Pomeſaniſche Biſchof v. Weiß und der Same 
ländiſche v. Polenz biligten die Reformation, und als jener 
1529, dieſer 1550 flarb, wurden die geiftlichen Angelegenheiten 
den vom Fürſten errichieten ef, Gerichten, dem Pomeſani⸗ 
ſchen und Samländiſchen, überwieſen, nachher aber auf Andrins 
gen der Landſtände 1566, das Pomeſaniſche Bisthum mit dem 
Proteſtanten Dr. und Prof, George Venetus; und das Sam- 
ländiſche mit dem Sup. in Braunſchweig Dr. Joachim Morlin 
beſetzet, wogegen der Biſchof von Ermland, Cardinal Hofius, 
1568 in einem Schreiben an den Markgrafen Albrecht febr 
lebhaft protefiiste, und deshalb auch an den König von Polen 
Sigismund Auguſt im Jahre 1569 ſchrieb, welche Briefe in 
Hoſ Werken, Gin 1884 fofert gedruckt und mehrere unge 
druckte ähnlichen Inhalts noch in dem hieſigen geh. Archive 
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befindlid find, Hieraus und da fiğ die ſpätern Biſchöfe von 

Ermland bis zum Jahre 1773 Episcopos Varmienses et 

Sambienses und die Culmiſchen Bischöfe Episcopos Culmen. 

ses et Pomesanienses aller Proteſtationen der Herzöge und 

reſp. Könige von Preußen ungeachtet nannten und ſchrieben, wird 

es febr wahrſcheinlich, daß ſchon in der letzten Hälfte des 16, 

Jahrhunderts die im römiſchen Sinne vacanten Bisthümer in 

Altpreußen, als Bisthümer in partibus infidelium vom 

Pabſte vergeben, und das Samländiſche dem Biſchof von 

Ermland, jo wie das Pomeſaniſche dem Culmiſchen Biſchofe 

anvertraut wurden. 

Dieſe Vermuthung wird auch durch die Hof-Referipte 
vom 18. Dftbr. und 24. Debr. 1726 und 26. April und 
29. Auguft 1803 bestätigt, und durch die jetzigen Verhältniffe 
der katholiſchen Kirche in Altpreußen nicht entkräftet. Denn 

I. wurde wegen der katholiſchen Kirche zu Bialutten, Thurau 
und Gr. Lenßk am 28. Mai 1812 verordnet, 

da von Seiten der Regierung des Herzogthums Mars 

ſchau dem Fürſtbiſchofe von Breslau die Ausübung feiner 

biſchöfl. Gerechtſame auf Warſchauiſchem Gebiete unterſagt 
worden ift; fo kann, bis auf weitere Verfügung, den 

Biſchöfen von Plock und Kulm die Ausübung ihrer 

biſchöflichen Gerechtſame über die kathol. Pfarreien Kir: 

chen und Gemeinen zu Thurau, Biallutten und Gr. Lenßk 

220 fernerhin nicht geſtattet werden. Das einzige was 

nachgegeben werden kann, ift, daß die genannten Biſch⸗ 

öfe ihre Gerechtſame dem erwählten Biſchoſe und Admi⸗ 
niſtrator des Stifts Ermland, Fürſten Jofeph von Ho⸗ 
henzollern, demandiren.“ 

II. Die Römiſche katholische Kirche zu Königsberg betreffend 
iſt in der Cautionsſchrift des Kurfürſten Johann Sigismund 
v. J. 1611, (die in Dogiels codex diplom, Pol. Tom, IV. 
abgedruckt ift) nicht verſprochen, daß dem Ermländiſchen 
Biſchoſe die völlige Jurisdiction und das Patronat über 
diefe Kirche eingeräumt, ſondern nur die Aufſicht auf das 
Leben, die Lehre und Sitten des von dem Landesherren an. 
zuſetzenden Parochi zugeſtanden werden ſolle, und zwar 
könne gedachter Fürſtbiſchof dieſe Auſſicht als Episcopus 
vicinior (nicht als Sambiensis) ausüben. 

Defien allen ungeachtet haben ſich die Bifhöfe von Erm: 
land, wie aus den in der dritten Beilage befindlichen Reſcripten 
und dem, was wir von den Geiſtlichen Gerichten am Schluß 
unſeres Berichtes vom 7. Dezbr. v. J. bemerkt haben, erhel- 
let, weit mehr Rechte über die Katholifen in Königsberg und 
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in Altpreußen angemaßet, wozu auch namentlich folgendes ges 
hören dürfte. 

Obgleich die hiefige katholiſche Kirche nur auf elnen Pfar, 
rer und einige Kirchendiener fundirt ift: fo ſchickten dei 
die Biſchöſe von Ermland einige Jeſuiten her, um als Capel⸗ 
läne dem Pfarrer zu affffiren, und, was wohl der Haupt 
zweck ihrer Sendung fein mochte, eine öffentliche Schule an- 
zulegen, und den Katholizismus auszubreiten. Darüber erhos 
ben die Preußiſchen Landſtände fo lebhafte Beſchwerde, daß 
die Sefuiten fortgefchafft werden ſollten. Man fand es jedoch 
in der Folge gerathener, ſie ſowohl hier, als in der heil. Linde 
zu tolerkren, damit die Proteſtanten in Polen nicht zu febr ges 
drückt und ähnliche fanatiſche Gräuel, als die ſo genannte 
Thorniſche Tragödie war, verübet werden möchten. Nach der 
Aufhebung des Sefutters Ordens wurden die Mitglieder deſſelben 
von Friedrich II. als Prieſter des Schulinſtituts in Schleſien 
und Preußen gefhügt, und da fie fih ſelbſt aufgeklärter und 
toleranter gegen die Proteſtanten äußerten, als ihre Vorfahren, 
ihr Hierfein als Hälfsprieſter officiel ignoritt, Hieraus folget 
aber unſers E. noch immer kein Recht für den Fürſtbiſchof von 
Ermland und deffen Officlalat, ohne uns auch nur irgend eine 
oe davon zu machen, Kath. Geiſtliche hierher zu deputiren. 
III. In Hinſicht der Kirche zur heil. Linde und zu Dran⸗ 

gowski bei Tilſit (die Memelfche wird nicht erwähnt) bes 

merkt das unter der Auſſicht des Cabinets⸗Miniſters, Gras 
fen o. Alvensleben im Jahre 1805 herousgekommene Hand- 

buch über den Königl. Preuß. Hof und Staat S. 327: 

„Noch haben ſeither die kath. Kirchen zu Königsberg, zur 

heiligen Linde und zu Drangowski in Oſtpreußen, die an 

ſich nicht zur Ermiändiſchen Dißces gehören, vermöge eis 
nes von Sr. Königl. Majeſtät dem letzten Fürſtbiſchof 
für ſeine Perſon ertheilten Auftrages, unter deſſen 

Auſſicht geſtanden.“ 

Abgeſehen davon, daß dieſe Anmerkung nach den Anſichten 
Römiſchkatholiſcher Canoniſten anders gefaßt fein könnte; fo 
enthält fie doch den merkwürdigen Umſtand, 

daß der König nur dem vorigen Fürſtbiſchofe von Erm- 

land für feine Perfon die Aufficht über gedachte Kirchen, 

aufgetragen und auszuüben geftattet habe. 

Wir finden in unſeren Akten mehrere Spuren, daß die 
mit den Biſchöfen gepflogenen Unterhandlungen in den Akten 
des Königl. auswärtigen Departements befindlich find, wie 
denn auch von des Herrn Kanzlers Durchlaucht wegen der 
heiligen Linde von uns Bericht gefordert und am 30. Dezmbr. 
v. J. erſtattet worden ift, aus welchem wir nur Folgendes 
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ar Siten des ganzen Sachverhältniſſes anzuführen uns 

erlauben; 

„zur Beit der Reſermation wurde dle Kapelle aufgehoben, 
der Lindenbaum umgehauen, das Bildniß der Maria in den 
Ste Wirbel geſenkt und der Ort blieb eine ganze Reihe 
von Jahren wüſte liegen. Markgraf Albrecht verlieh ihn 
im Jahre 1554 dem Landkämmerer Buchs lehnsweiſe, und 
hierauf kam er in die Hände des Kammerſekretalrs Büttner, 
welchem er vom Ehurfürſt Friedrich Wilhelm 1662, nady 
dem der Ort caduc geworden, als Lehn verliehn worden. 
Dieſer verkaufte ihn an die von Groben.“ 

„Hienach konnte er alfo nicht mit unter den Beſitzungen 
fein, welche der v. Gröben im J. 1617 an den Königl. 
Polniſchen Sekretalr Sadorski tauſchweiſe überließ.“ 

„Tadorski ließ eine neue und größere Kapelle erbauen, 
und ſchenkte feine Beſitzungen neb? der Kapelle dem 
Domkapftel zu Frauenburg mit Genehmigung der damali⸗ 
gen Regierung doch ohne churfürnlſche Beftätigung i. F. 1636, 
und dieſes überließ fie im J. 1039 nebſt Pertinenzien dem 
Jeſuiten⸗Collegio zu Röſſel.“ 

„„Die Sefuiten erbauten nunmehr die ſchöne große Kirche, 
welche jetzt den Ort ziert, maaßten ſich das dominium 
directum über den Ort an, bauten mehrere Häuser, wie⸗ 
wohl es ihnen bei 1000 Dukaten ſiskaliſcher Strafe 
unterfagt wurde. Die Einziehung der Strafe wurde auf 
Königl. Befehl bis auf Beendigung des Reichstages zu 
Warſchau ausgeſetzt, damit gegen die Proteſtanten in Polen 
nicht hart verfahren werden möchte.“ 

„Im Jahre 1708 wurde durch ein commiſſortaliſches Ur⸗ 
theil erkannt, daß die Jeſuiten das fih angemaaßte größere 
Terrain bis auf 2 Hufen 6 Morgen abtreten follten und 
die Rechte über die Kapelle, die Prieſter, die Jura stolae 
und Parochialia, fo wie der Decimaram müßten feiner 
Majerät verbleiben. Die Jeſuiten apellirten an das Hof- 
gericht; dieſes beſtätigte das Urtheil, und es würde zur Ere 
cution derſelben gekommen fein, wenn nicht bald darauf 
beim Regierungsantritt St. Mafeſtät Königs Friedrich Wil- 
helm I. der Befehl ergangen wäre, gewiſſer erheblicher Um- 
ſtände wegen, mit der Execution einzuhalten.“ 

„Im J. 1724 wurde die Einziehung des Hubenübermaaßes 
von neuem höchſten Orts befohlen und erfolgte auch; die 
verlangte Eontributiongfreiheit wurde ihnen ebenfalls nicht 
gestattet. Hierauf wurde auf Königl. Befehl in zweien e: 
drückten Deductionen das Widerechtliche in dem Verfahren der 
Jeſuiten gezeigt; fie achteten aber alle Verfügungen nicht im 
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geringſten, breiteten ſich immer mehr aus, und benutzten 
die ihnen abgenommenen Huben fortdauernd.“ 

„Diefelben Klagen über Anmaaßung des Dominium führte 
der Raſtenburgiſche Beamte im J. 1748. Durch ein com» 
miſſorialiſches Urtheil, welches höchſten Orts betätigt wor- 
den, wurde ihnen aufs Neue die Nutzung der Huben unter- 
ſagt, die Entrichtung des Decems an die Beeslakſche Luthe⸗ 
tife Kirche befohlen, da die heilige Linde auf Feine pura 
parochinlia gegründet fei, und wegen des Proſelytenma⸗ 
chens angedeutet, keine Kinder lutheriſcher Eltern ad sacra 
zu admiteiten. 

„Im J. 1765 reichte eine neue zur Finaliſirung dieſer 
Sache angeordnete Commiſſion ihren Ter ein, welcher aber 
bei unferen Acten fehlt, aus dem Beſtätigungs⸗Reſcript des 
geift, Departements d. d. 15. Febr. 1706 geht aber unter 
andern hervor, daß die heilige Linde den Perſonal⸗Decem 
und andere pfarrliche praestanda an den lutheriſchen Pfar⸗ 
rer in Beeslack entrichten, die Patres aber alle bei ihren 
Glaubensgenoſſen verrichtete actus ministeriales unentgelds 
lich verrichten, und die deshalb erlaſſenen Verfügungen ges 
nau beobachten mußten. 

IV. Die Kapelle zu Drangowski bei Tilſſt wurde auf ähn⸗ 
liche Weiſe errichtet, von Jeſuiten beſorgt, und of im Mai 
1790 aus perſönlicher Achtung des Kurfürsten gegen den 
Biſchof von Szameiten, unter gewiſſen Modalitäten anerkannt, 
worüber der Aktenauszug das Detail enthält. Soviel geht 
wenigſtens daraus hervor, daß Sie Kapelle zuerft unter 
den Biſchbſen von Spamaiten ſtand, und wahrſcheinlich 
wird dies auch 

V. mit der Kirche zu Memel der Fall geweſen fein, die 
von einem Mönche aus dem zu Crottingen in Rußland 
befindlichen Bernhardiner Kloſter beforgt wird, den aber 
jetzt der Fürſtbiſchof von Ermland auch in feinem jähr⸗ 
Dën. Elencho cleri Varmiensis am Schluſſe mit auffüh⸗ 
ren läßt. 

Da jedoch die Kirchen zu Memel und Drangowski jetzt 
zum Reſſort der Königl. Su, Regierung zu Gumbinnen ges 
hören, fund die neueren von dieſen Kirchen handelnden Akten 
an dieſelbe abgegeben worden find: fo enthalten wir uns einer 
ausführlichen Darſielung des Verhältniſſes der beiden obge⸗ 
dachten Kirchen zum Ermländiſchen Biſchofe, indem aus al- 
lem, was wir oben ans und ausgeführt haben, hinlänglich 
hervorgeht: 
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daß dem Biſchofe von Ermland die Rechte eines Biſchofs 
von Samland nicht gebühren: von ihm das Prädikat: 
Episcopus Sambiensis, mit Widerspruch des eigentlichen 
Landesherrn ufurpirt, und dieſem Biſchofe nur, als dem 
nächſten, durch die Pacta conventa mit der Krone Polen 
die Aufſicht über den kath. Pfarrer zu Königsberg zugeſtan. 
den worden ift; woraus jedoch weder deſſelben prätendirtes 
Didszöſanrecht über Samland, noch die geistliche Gerichtes. 
barkeit über die in Allpreußen vorhandenen Katholiken zu 
ſolgern ift. 


B. 


Friedrich Wilhelm, König x. Unſere ic, Wir approbi⸗ 
ren alles dasjenige was Ihr laut Eurer den 5. huius an uns 
abgeſtatteten allerunterthänigſten Relation in Cheſachen des Sta⸗ 
roſten zu Pobylan, Stanislai Kalinowski wider feine zu Til⸗ 
fit ſich aufhaltende Ehegattin verfüget, und muß dem 
Biſchof von Ermland oder defen Confſtorio durchaus nicht 
geſtattet werden, einigen actum jurisdictionis ecclesiasticae in 
unferen dortigen Landen zu exerciren, ſondern Ihr habt dawider 
Unfere hohen Befugniſſe auf alle Weiſe zu mainteniren, auch 
von dem weitern Erfolg in oberwähnter Eheſache den verſpro⸗ 
chenen ferneren Bericht bei Beifügung Eures allerunterthänig⸗ 
Ben Gutachtens förderſamſt zu Unſerer weitern Verordnung ein⸗ 
zusenden. Sind Euch ıc. 

Berlin den 18. Oktober 1720. 
„W. v. Plotho. v. Katſch. Schlippenbach. 

An die Preußiſche Regierung. 

0. 

Friedrich Wilhelm, König in Preußen ꝛc. Unſere c. Wir 
haben erhalten, was ihr, unter dem 22 ten des letz verwichenen 
Monats November in Eheſachen des Staroſten zu Pobylan, 
Stanislaus Kalfnowski, wider feine zu Eilſtt fih aufhaltende 
Ehegattin, und occasione dieſer Sache, an Seiten des Biſch⸗ 
ofs von Ermland unternommen, Unfere hohe Gerechtſame nach⸗ 
theiligen Verfahrens, weiter allerunterthänigſt berichte. 

Wir befehlen Euch auch darauf in Gnaden den Jeſuiten 
in Tilſit ihre ſtrafbare Vermeſſenheit, da fie öffentlich vorzuge⸗ 
ben fid erfühnt, daß die kathol. Kirche zu Königsberg, Tilfit, 
und bei der Linde zum Biſchofthum Ermland gehörten, und 
von beffen Biſchof dependirten und daß daher biefer den Titel 
eines Biſchofs von Samland A führen befugt wäre, ernftlich 
verweiſen zu laffen, mit der Bedeutung, daß wofern fie ders 
gleichen wider Unfere Preuß. Souveränität und damit verknüpf⸗ 
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les Oberbifchöftiches Recht beruſender principiorum ſich künftig 
weiter äußern oder wohl gar Etwas in facto, fo dahin gezos 
gen werden könnte, vorhergehen laſſen würden: ſolches mit 
allem Ernſt und unausbleiblich an ihnen geahndet werden follte, 
allermaßen ihr denn durch die Beamte zu Eilſit deshalb fleißig 
Acht geben zu laſſen, und wenn etwas dergleichen vorgehen 
möchte, fofort davon zu Unſerer weitern Verordnung zu ber 
richten habt. 

Dem Biſchof von Ermland oder feinen Offizianten und 
Bedienten muß auch fo wenig in obenmeldeten Ebeſache, als in 
einer andern Affaire ein jus dioecesanum und oft. Juris⸗ 
diction in unferen dortigen Landen zu erereiren geftattet werden, 
außer was ihm die pacta, ratione die Aufſicht über die Lehre 
und das Leben derer bei der Römiſch⸗Kathol. Kirche zu Kö- 
nigsberg beilegen. 

Berlin, den 24. Novbr, 1716. 
Auf S. K. Majeſtän allergnädigſten Special Befehl 
E. W. v. Plotho, Katſch, Schlippenbach, C. Vievenk. 
An die Preußiſche Regierung. 


Friedrich Wilhelm ꝛc. Auf Euren Bericht vom 16. März o. 
die Verfaffung des Kath. Kirchenweſens in der dortigen Ze 
vinz betreffend, wollen Wir Euch zu erkennen geben, wie Wir 
billig erwartet haben, daß ihr auch über die Monita des Re⸗ 
cripts vom 14. Dezmbr. pr. Euer Gutachten abgeben würdet. 
Dieſe Erinnerungen gingen im Weſentlichen dahin, daß bei der 
kath. Kirchenderfaſſng in Oſtpreußen ſich Mißbräuche einge 
ſchlichen, und die Bifhöfe von Culm, Plock und Ermland Déi 
über einige darin belegene kathol. Kirchen ⸗Dibceſan⸗Rechte 
angemaaßt, folde uſurpirte die kathol. Pfarrer aber fogar über 
die proteſtantiſche Einſaßen fih eines Parochlal⸗Zwanges 
ſchuldig gemacht, und diefe auch auf die jura stolae ertendirt 
haben. Zuvörderſt habt Ihr nun den gedachten Biſchöfen zu 
erkennen zu geben, daß man ihnen das jus dioecesanum 
ſelbſt nicht verſtatten könne, ihnen jedoch, damit die kathol. 
Pfarrers Stellen mit tüchtigen Geiſtlichen beſetzt, auch dieſe in 
ihrem Amte gehörig controllitt werden, per modum commis- 
sionis auftragen wollen, > 
15 75 Zuziehung des Patrons, nämlich der Guts ⸗Obrigkeit, 

uch im Fall einer Bacang ein tächtiges Subjekt zu präfen- 

„tiren, welches dann, in ſoſern kein Bedenken obwaltet, von 
Euch zu confirmiren ift, 

2) Ueber die Geiftlichen feli, gleich den proteftantifchen Sri- 
ſpektoren, die CR Aufſicht zu führen, und die jährlichen 
Gonduiten-Eifle an Euch einzuſenden ze 
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Hiernach habt Ihr das Erforderliche zu veranlaſſen und 
find Euch ie. e 
Berlin, den 28. April 1803. 
3 Moſſow. 


E. 

Fr. Wilh. König xs In der ohne irgend ein Gutachten 
Eure jerichte v. 18. v. M. beigelegenen Eingabe des Bi- 
ſchos zu Cuim, wegen der katholischen Kirchenverfaſſung in 
der dortigen Provinz, baben wir nichts gefunden, wodurch die 
Verordnung vom 25. April c. eine Aenderung erleiden könnte, 
da die vom Biſchofe behaupteten Diöceſan⸗Rechte in Oſtpreuß. 
keinesweges fundirt, ſondern nur uſurpirt find, daher Ihr dems 
ſelben dies nochmals zu äußern habt; und verſtehet es fih 
übrigens von ſelbſt, daß in Leſicht der Gtolgebühren, auch 
dies Reciprocum bei Stolgebühren ber Katholiken au pros 
teſtantiſche Pfarrer nach dem Oſtpreuß. Provinzialrecht pag. 122. 
5. 3. als Regel eintreten muß. 

Sind x. Berlin, den 29. Auguſt 1803. 

A. S. B. 

Beck. Maſſow. 


M. 


Reſolution für den General- Adminiſtrater des 
Bisthums Ermland, die geiſtliche Jurisdiction be- 
treffend, v. 12. April 1806. 

Seine Mafeſtät x. laffen dem General⸗Adminiſtralor des 
Bisthums Ermland v. Mathy auf die unterm 14. v. M. ein- 
gereichte Vorſtelluug hierdurch zur Reſolution ertheilen, daß 
dem darin vorgetragenen Geſuche, 

„daß die Eheſcheidungs ſachen der katholiſchen Einwohner der 

Provinz Oftpreußen an das dortige biſchöfliche Conſiſtorium 

verwieſen werden möchte”, 
nicht ſtaltgegeben werden kann und zugleich denſelben, auf Ber- 
anlaſſung des Berichts der Oſtpreuß. Regierung anweiſen, ſich 
in Zukunft aller Cognition in Eheſcheidungsſachen in Oſtpreußen, 
wenn auch beide heile der katholischen Religion zugethan find, 
zu enthalten; auch dem gemäß die S. ſchen Ebeſcheidungsacten der 
eben gedachten Regierung fofort zu überſenden. Denn wenn 
gleich in der Inſtruction der Dfipreuß, Regierung v. 30. uli 
1774 F. 18. Nro. 1. verfehen ift, daß wenn beide Theile der 
kacholiſchen Religion zugethan find, die unter ihnen entftehens 
den Eheproceffe von ihren dazu beſtellten Vorgeſetzten und Ge- 
richten nach den Grundſätzen ihrer Religion entſchieden werden 
folen, wie auch dem damaligen Oſtpr. Hofgerichte bereits uns 


588 


term 20. Febr. 1782 eröffnet worden, um fo weniger dahin 
gegangen, in dergl. Eheſcheidungsſachen ratione fori etwas 
abzuändern, ſondern ſolche nur dahin gerichtet, die Vorſchrift 
einzuſchärfen, daß dergleichen Proceffe nach kathol. Religions- 
Grundſätzen zu entſcheiden, als in der Provinz Ofkpr. Dergleis 
chen Gerichte nicht vorhanden und aus ältern Acten und Ver⸗ 
handlungen ſich ergiebt, daß der Biſchof von Ermland ſchon 
vor vielen Jahren die geist. Gerichtsbarkeit über die in Oſipr. 
wohnenden Katholiken zu behaupten geſuchet, aber beſtändig 
und namentlich in der Verfügung an das damalige Oſtpr. 
Staatsminiſterium vom 4. Januar und 15. November 1752 
damit zurückgewieſen worden. Die Vorſchrift der Weſtpreuß. 
Neg.⸗Juſtruction v. 21. Septbr. 1773 Nro. 10. lite. £, welche 
dergl. Ebeſcheidungs⸗Proceſſe den geiftl. Gerichten in der dorti⸗ 
gen Provinz überläßt, kann auf Ostpreußen nicht gezogen mer, 
den, wo keine katholiſchen Gerichte vorhanden ſind, und für 
welche Provinz ſolche nicht gegeben worden, und es muß alſo, 
da das ehemalige Hofgericht von jeher in Oſpreußen das 
forum competens in dergleichen Eheſcheldungsſachen geweſen, 
und in Ermangelung aller rechtl. Gründe für die gegenfeitig ber 
hauptete Befugniß, lediglich dabei fein Bewenden behalten. 


25. 


Inſtruction für die Provinzial⸗Conſiſtorien v. 
23. Oetbr. 1817. 


8. 1. 
Allgemeiner Wirkungskreis. 


Die Confiftorien find vorzüglich dazu beflinmt, in rein- 
geistlicher und wiſſenſchaftlicher Hinſicht die allgemeine Leitung 
des evangeliſchen Kirchenweſens und der Schulangelegenhelten 
in der Provinz zu beſorgen. Zugleich haben fie die Berwal⸗ 
tung derjenigen Gegenftände des Kultus und öffentlichen Un- 
terricht in der Provinz, welche ihnen in der Inftruction aus: 
drücklich übertragen werden. Inſoweit dieſes nicht geſchehen, 
werden dieſe Angelegenheiten von den Regierungen nach Inhalt 
ihrer Inſtrucrion verwaltet. N 

(Das Kollegium theilt fih in zwei Abtheilungen; die eine bes 

arbeitet unter dem Namen Konſiſtorium die evangeliſchen geiſtli⸗ 
chen Sachen, und die andere unter dem Namen: Provinzialſchul⸗ 
collegium, die Unterrichtsangelegenheiten; dem Oberpräfidenten 
wird überlaſſen, die Mitglieder mit Berückſichtigung ihrer perſönl. 
Qualiſtcation zu den Arbeiten der einen oder der anderen oder beis 
der Abtheilungen zuzuziehen. K.⸗O. v. 31. Decbr, 1825.) 
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8. 2. 

Nähere Beſtimmungen deſſelben in Kirchen⸗Angelegenheiten der 
j arn evangeliſchen Kirche. 

In Abſicht der kirchlichen Angelegenheiten der evangelischen 
Gonfeifionen übt das Confiftorium diejenigen Conſſtorialrechte 
aus, weiche ſich auf den eigentlichen Religions⸗Unterricht ber 
ziehen, inſoſern ihm nicht nachſtehend mehrere beigelegt find. 
Demnach bat daffelbe: 

1) die Sorge für Einrichtung der Synoden der evangeliſchen 
Geiſtlichkeit; die Nuſſicht über diejenigen, welche fon vor: 
banden find; die Prüfung und nach Befinden die Berichti, 
gung oder Beſtätigung der Spnodalbeſchlüſſe, auch die Bes 
richtserſtattung über felbige, wo fie erforderlich ift; 

2) Die Aufſicht über den Gottesdienſt im Allgemeinen, ind: 
befondere in bogmatifcher und liturgiſcher Beziehung, zur 
Aufrechthaltung deſſelben in ſeiner Reinheit und Würde; 

3) Die Prüfung der Candidaten, welche auf geiſtliche Meter 
Anfpruch machen, pro facultate concionandi und die Pris 
fung pro Ministerio; 

(Den Conſiſtorien wird außer der Prüfung der evangeliſch 
geiſtl. Kandidaten auch deren Ordination hiermit übertra⸗ 
gen. K. O. v. 31. Decbr, 1825.) 

4) Die Beflätigung der von den Regierungen vermöge des 
Königl. Patronatsrechts anzuſtellenden, oder bei denſelben von 
Privatperſonen präſentirten und von ihr genehmigten Geiſt⸗ 
lichen, im Fall diefe von außerhalb Landes vocirt werden; 

(Die Vorſchriſt der vorſtehenden Nro. 4. wird aufgehoben. 
Jedoch dürfen die Regierungen von außerhalb Landes Geiſt⸗ 
liche nur mit Genehmigung des Minifterii anftellen; wenn 
dagegen Privatpatrone von außerhalb Landes her Geiſtliche 
vociren, fo müſſen dieſelben, ehe deren Beftätigung erfolgt, 
vom Confiftorio zur Verwaltung einer geiſtlichen Stelle im 
Staate für geeignet erachtet worden fein. Kabincts⸗Ordre 
v. 31. Decbr, 1828.) 

5) Den Vorſchlag wegen der in der Provinz anzuſtellenden 
Superintendenten und ſonſtigen geiflihen Sbern, an das 
w Minifterium, und deren Einführung. 

(Bei Erledigung von Superintendenturen haben ſich die 
Regierungen über deren Wiederbeſetzung gutachtlch gegen 
das Conſiſtorium zu äußern, welchem der Vorſchlag bierüber 
bei dem vorgefeßten Minifter, fo wie die Einführung der 
Superintendenten verbleibt. 

Die Berichte der Regierungen über Veränderung der be⸗ 
ſtehenden oder über die Einführung neuer Stolgebührentaren 


an das vorgefeßte Ministerium, gehen durch die Gonfiftorten 
zur Beifügung ihres Gutachtens. 

Die Zuſammenziehung und Vertheilung von Parochlen, 
fo wie die Umpfarrung von Ortſchaften kann von den Nes 
gierungen nur unter Genehmigung des Genfer angeordnet 
werden. KD. v. 31. Decbr. 1825.) 

6) Die Auffiht über geistliche Seminarien und die Anſtellung 
der Lehrer bei denselben. 


7) Die Aufficht über die Amta- und moxaliſche Führung der 
Geiſtlichen; jedoch müſſen die Biſitationsberichte von den 
Superintendenten der vorgeſetten Kirchen» und Schulencom⸗ 
miſſion (der Abtheilung für die Kirchenverwaltung und das 
Schulweſen) zunächſt eingereicht werden, damit diefe in alls 
gemeiner Kenntniß von der Amtsführung der Geiftlichen ihr 
res Bezirks bleibt, und in Anſehung ihres Geſchäftskreiſes 
ſogleich das Nöthige auf die Viſitationsberichte veranlaſſen 
kann. Demnächſt find aber dieſelben von der Abtheilung für 
die Kirchenverwaltung und das Schulweſen unverzüglich mit 
einer Anzeige deffen, was fie darauf verfügt bat, dem Gen 
ſiſtorio zur weiteren ett einzureichen. Im Falle be 
merkter Unordnungen ift das Gonſiſtorium befugt, außeror⸗ 
dentliche Viſttationen zu veranlaſſen. 


8) Die Einleitung des Strafverfahrens gegen diejenigen Bes 
amten des öffentlichen Gottes dienſtes, welche bei Führung 
ihres Amtes gegen die litnrgiſchen und rein kirchlichen Anord- 
nungen verſtoßen. 

9) Die Suspenfon der Geiſtlſchen vom Dienſte und der An- 
trag auf deren Nemotion, ſofern foldes nicht wegen eines 
gemeinen, nicht in der Eigenſchaft als Geiſtlicher verübten 
Vergehens wegen nothwendig wird, in welchem letzteren Falle 
die Suspenſion von Seiten der genannten Abtheilung oder 
der betreffenden Gerichtöbehörde verfügt werden kann. 

10) Die Ertheilung von Goneeffionen und Dispenſationen mit 
Ausſchluß derjenigen, zu Haustauſen und Haustrauungen, vom 
dritten Aufgebote und von den verſaſſungsmäßigen Erſorder⸗ 
niffen der Confirmation, welche den Regierungen verbleiben, 
und mit Ausnahme der Dispenſation zum einmaligen Aufge⸗ 
bote, welche dem vorgeſetzten Minifterio vorbehalten ift- 

11) Die Anordnung kirchlicher Feſte, imgleichen der Buf- und 
Bettage, nach den Anweifungen des Minifterii der geistlichen 
Angelegenheiten und des öffentlichen Unterrichts und die Be⸗ 
ſtimmung der Texte, für die bei ſolchen Gelegenheiten zu 
haltenden Predigten. 
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12) Die Genfur der, das Kirchenweſen betreffenden Schriften, aller 
pädagogiſchen und Schulſchriften und der veligiöfen Volks⸗ 
ſchriften. 

§. 3. Die Angelegenheiten der landesherrlichen Rechte 
cirea sacra der römiſch katholiſchen Kirche verwaltet, infofern 
fie die interna derſelben betreffen, der Oberpräſident, unbes 
ſchadet der geſetz⸗ und verfaffungsmäßigen Amtsbeſugniſſe der 
dieſer Kirche unmittelbar vorgeſetzten Biſchöfe. Das Conſiſto⸗ 
rium ift in Anfehung dieſer Angelegenheiten blos eine berathende 
Behörde. Es hängt von dem Oberpräfibenten ab, welche von 
denſelben er darin durch die Fatholifcpen Räthe zum Vortrag 
bringen lafen will, Ihm gebührt indeſſen die Entſcheidung; 
die Verfügungen werden in ſeinem Namen ausgefertigt, blos 
von ihm vollzogen, und die Berichte und Geſuche in derglei⸗ 
chen Angelegenheiten namentlich an ihn gerichtet. 

$. 4. Unter den dem Oberpräfibenten beigelegten, innes 
ren Angelegenheiten der römiſch katholiſchen Kirche werden 
verſtanden: 

1) Die Erörterung über die Zuläſſigkeit päbſtlicher Bullen 
und Breven oder von andern auswärtigen geiftlichen Obern 
herrübrenden Verordnungen, wegen deren Genehmigung Dé 
an das vorgeſetzte Ministerium zu berichten und von dieſem 
mit dem Staatskanzler zu communiciten ift; 

2) die Beſorgung der Geſuche an den Pabſt oder an auswär⸗ 
tige geiſliche Sbern um kanonische Beſtätigung der von 

eiten Sr. Majeſtät ertheilten geiſtl. Würden, fo wie um 

Dispenſation von Eheverboten nach den Grundſätzen des far 
noniſchen Rechts. Es verficht fih, daß dieſes auf dem 
vorſchriftsmäßigen Wege geſchehen, und ſofern die Sache 
zweifelhaft oder bedenklich if, an das vorgefegte Minifter 
rium zur Mittheilung an den Staatskanzler berichtet wer⸗ 
den muß; 

3) die Erörterung und Erledigung der Streitigkeiten mit ans 
dern Religlonsparteien über Gegenſtände des öffentl. Kultus. 
Auch hier muß nicht allein in zweifelhaften, ſondern auch in 
wichtigen und folgereichen Fällen an das vorgeſetzte Miniſte⸗ 
rium berichtet werden; 

4) Die Erörterungen über Reviſton und Berichtigung der 
Kirchengeſetze, welche ohne Genehmigung der angeordneten 
Minifierialbehörbe nicht bekannt gemacht werden dürfen. 

5) Beauffihtigung der Prüfung, welchen die Candidaten des 
1 Standes Seitens der geiſtl. Behörden unterwor⸗ 

en werden. 
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6) Alle im . 2 berührte Religionsangelegenheiten, inſoweit 
fie ihrer Natur nach unter dem jure circa sacra der Far 
tholiſchen Kirche mit begriffen werden können. 

(Die Bestimmungen der 95. 3 und 4 der Dienſtinſtruc⸗ 
tion, über die Wahrnehmung des juris dron sacra der 
römisch katheliſchen Kirche, findet für die Conſſſorien als 
evangelifchegeiftliche Behörden, keine Anwendung. K.: O. v. 
31. Decbr, 1825, 

Dieſe Geſchäfte find den Dberpräfidenten übertragen. §, 2. 
Nro. 6 der Inftruction für die Oberpräfidenten vom 31. Des 
cember 1825.) 


8,8. In Kirchenangelegenheiten der übrigen Relie 
gionsparteien. 

Ale übrigen Religionsparteien find gleichfalls in Anſehung 
des eigentlichen Cultus derjenigen Auſfſicht des Confiftorii uns 
terworfen, welche der Staatszweck erfordert und die Gewiſſens⸗ 
freiheit geftattet. a 


§. 6. In Angelegenheiten des öffentlichen Unters 
richts im Allgemeinen. 

Sämmtliche Elementar- und Bürgerſchulen, fo wie die 
Privaterziehungs⸗ und Unterrichtsanſtalten bleiben der Aufſicht 
und Verwaltung der Regierungen, und der mit ihnen verbun⸗ 
denen Abteilungen für die Kirchenverwaltung und das Shul- 
weſen, unterworfen. In Rückſicht derſelben ſteht den Conſſſto⸗ 
rien Wu die obere Leitung in wiſſentſchaſtlicher Hinſicht und 
in Beziehung auf die innere Verfaſſung, imgleichen die Sorge 
für die Ausbildung der Elementarſchullehrer zu, nach näherer 
Bestimmung des ber $. fo weit er hierauf Anwendung 
findet. — Ale gelehrten Schulen der Provinz, worunter hier 
diejenigen verſtanden werden, welche zur Univerfität entlaſſen, 
Reben hingegen unter unmittelbarer Aufſicht und Verwaltung des 
Conſſſtoriums. — Die Univerfitäten und Academien verbleiben 
unmittelbar von dem Minifterio der geiſtl. Angelegenheiten und 
des öffentlichen Unterrichts abhängig. š 

a 7. Nähere Beſtimmungen. 

Hiernach erſtreckt fih die Wirkfamkeit der Gonfiforien in 
Abſicht des Unterrichts- und Erziehungsweſens auf folgende 
Gegenfände: SE 

1) alle ſich auf den pädagogiſchen Zweck der Unterrichtsan⸗ 
falten im Allgemeinen beziehenden Angelegenheiten; 

2) die Prüfung der Grundplane oder Statuten der Schulen 
und Erziehungsanſtalten, inſofern fie deren innere Einrich⸗ 
tung betreffen; 
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3) die Prüfung neuer, die NRevifion und Berichtigung fon 
vorhandener fpecieler Schulordnungen und Reglements, 
imgleichen der Disciplinar-Öefege, nicht minder die Abgabe 
zweckmäßiger Vorſchläge, Behufs Abftellung der bei dem Ers 
ziehungs und Unterrichtsweſen eingeſchlichenen Mißbräuche 
und anzutreffenden Mängel; 

4) Prüfung der im Gebrauch befindlichen Schulbücher, Be⸗ 
ſtimmung derjenigen, welche abzuſchaffen oder neu einzufüh⸗⸗ 
ren, und Regulirung der Anwendung nach vorheriger Ge 
nehmigung des vorgefeßten Miniſterü; 

5) Abfaflung neuer für nöthig erachteter Schulbücher, welche 
jedoch nicht ohne Genehmigung des vorgeſetzten Miniſte⸗ 
ritzum Gebrauch für inländifche Schulengedruckt werden dürfen. 

6) Abfaſſung und Revifion der Plane zur Gründung und in- 
ene e dec dan cn fo wie ber 
Anftalten zum Behuf weiterer Ausbildung fon angeſtellter 
Lehrer; ferner die Aufſicht und Leitung der gedachten Semi- 
marien; die Anſtellung und Disciplin der Lehrer bei denſel⸗ 
ben. — Es ſteht dem Conſſſtorio frei, die Seminarien aus 
berordentlich revidiren zu laffen; 

7) die Prüfung pro facultate docendi bei den gelehrten 
Schulen, der Dé alle Candidaten, welche unterrichten wols 
len, nach der Verordnung vom 12, Juli 1810 unterziehen 
müffen, imgleichen die Prüfung der Lehrer bei denselben pro 
loco und pro ascensione; 

8) Anordnungen von Abiturienten- Prüfungscommiffarien und 
Beurtheilung der Verhandlungen der Abiturienten-Prüfungen 
bei den gelehrten Schulen, nach der darüber erlaffenen 
Verordnung, und die Vorſchläge zur Vervollkommnung die⸗ 
fer Maaßregel; £ 

9) die Auffiht, Leitung und Revifon der gelehrten Schulen, 
welche zur Univerſität entlaſſen; 4 
10) Die Anſtelung, Beförderung, Disciplin, Suspenfion und 
Entlaſſung der Lehrer bei den gedachten gelehrten Schulen. — 
In Mächſicht der Rectoren und oberen Lehrer bei denſelben, 
imgleichen wegen der Directoren bei den Schullehrer Semi⸗ 
natien müſſen fie jedoch die Genehmigung des vorgefegten 
Minifterü einholen, und was die Enklaſſung betrifft, Gë in 
Rückſcht fämmtlicher Lehrer nach den diesfäligen Vorſchrif⸗ 
ten ae, wegen der Regierungsbeam⸗ 
ten richten. 

Damit aber die Conſiſtorſen ſowol, als die Regierungen 

in Hinſicht ihrer Leitung und Einwirkung auf das Unterrichts» 

und Erziehungsweſen eine angemeſſene Richtſchnur erhalten, 
und die allgemeine Jugendbildung der Nation eine feſte gemein⸗ 
Handb. U. d. Kirch, u. Schul Geſesgeb. 38 D 
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ſchaſtliche Grundlage, mit nöthiger Berückſichtigung ber Eigen⸗ 
thümlichkeiten aller einzelnen Beſtandtheile des Staats bekom⸗ 
me, fol eine allgemeine Schulordnung, welche die bei jener 
Die und Auſſicht ſowohl in Abficht der innern, als ufe- 
ren Verhäaltniſſe des Schul⸗ und Erziehungsweſens zu befol- 
genden Grundſätze und Vorſchriſten umfaßt, entworfen und 
auf den Grund derſelben demnächſt beſondere Schulordnungen 
für die einzelnen Provinzen erlaſſen werden; wozu bereits die 
nöthigen Befehle ertheilt find. 
„Die Provinzial» Schulcollegien follen künftig zwar nur E 
tc der Rektoren der gelehrten Schulen und der Die 
rektoren der Schullehrer-Seminarien die Genehmigung des 
vorgeſezten Miniter; nachzuſuchen haben, jedoch find fie 
verpflichtet, in vorkommenden Fällen deſſen Anweiſungen 
hinſichts der neuen Anſtellung, der Beförderung oder 
Verſetzung einzelner Individuen nachzukommen, demſelben 
auch auf Erfordern von eintretenden Vacanzen vor der Wies 
derbeſetzung der Stelle Anzeige zu machen. (K. O. v. 31. 
Dezbr. 1825.) 

§. 8. Beſon dere Beſtimmung wegen der rö⸗ 
mifd + Fotbolifhen Schulen. 

Bie Beſtimmung der vorſtehenden beiden $, 6, finden 
auch auf das römiſch⸗katholiſche Erziebungs und unterrichtswe⸗ 
ſen Anwendung: jedoch bleibt den katholiſchen Biſchöfen, ihr 
Einfluß, foweit er verfaſſungs⸗ unb geſezmäßig it, auf den 
Neligionsunterricht in den öffentlichen Schulen, und auf die 
Anſtellung der beſondern Religionslehrer, wo dergleichen vor⸗ 
banden find, vorbehalten. Es fol au feen Seitens ber 
Oberpräſidenten mit den Biſchöfen die Rückſprache genommen 
werden, daß letztere zur Abkürzung des Geſchäftsganges bei den 
Prüfungen der Lehrer, die mit für den katholiſchen Religions 
unterricht beftimmt find, Commiſſarien für dieſen Zweig der Prüs 
fung den von Seiten der Conſſſtorien zu beſtellenden Eraminatoren 
fl uns fo bag Fine d gen Gian Or Di bem Gone 

ſterio und eine bei dem biſchöflichen Eraminator, fondern nur 
eine einfache vor den Bevollmächtigten des Gonfiftorii und 
Biſchofs zuſammen Statt findet. Inſofern ſich die Nothwen⸗ 
digkeit darſtellen möchte, über das gegenſeitige Verhäftuiß der 
Conſiſtorſen und Biſchöſe in der angegeben Beziehung noch 
nähere Beſtimmung zu treffen, werden ſolche vorbehalten. 

$. 9. In den äußeren Angelegenheiten der Kir⸗ 
chen und Schulen. S 

$ 9. der Inſtruktion vom 23, Oktober 1817 wird 
hier nicht gegeben; denn Ge? 

(Unter Aufhebung des vorſtehenden g. H. wird hiemit die geſamm⸗ 
te Vermögens⸗Verwalkung und das Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen der 
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Gymnaſien, der gelehrten Schulen und der Schunehrer⸗Semi⸗ 
marien, fo wie der, mit den vorgenannten Inflituten in unmit⸗ 
telbarer Verbindung stehenden, nenen und Untetrichtsan⸗ 
falten. den Provinzial - Schul - Colegien überwieſen; nicht 
weniger gehört zu deren Reſſort die Verwaltung der bei diefen 
Inſtituten befindlichen Stipenbienfonds und des Königl. Cola- 
turrechts. — Bei dem Etatskaſſen und Rechnungswesen, fo 
wie bei der eigentlichen Vermögensverwaltung haben die Pro⸗ 
vinzial: Schul + Collegien diejenigen Beſtimmungen anglogiſch 
zu befolgen, welche insbeſondere der Regierungs⸗Abtheilung 
für das Kirchen- und Schulweſen hinſichts der von derſelben reſſor⸗ 
tirenden Anſtalten und Stiftungen vorgeſchrieben worden find. 
— Dem Oberpräſidenten wird überlaffen, bei der Vermögens 
Verwaltung ſolcher Anſtalten, welche vom Provinzial⸗Schul⸗ 
collegio reffortiren, in vorkommenden Fällen einen ſachverſtän⸗ 
digen Nath der betreffenden Regierung zuzuziehen. K. O. b. 
31., Dezember 1825.) 5: ` 

. 10. Befugniſſe und Obliegenheiten des Cons 
fiftorii in dem ihm angewiefenen Geſchäftskreſſe. 

Es verſteht fih von ſelbſt, daß die Conſiſtorien bei Aus⸗ 
übung ihres Amtes fih überall nach den beſtehenden Gefehen 
und Vorſchriſten zu richten haben. — Außer denjenigen Fäl⸗ 
len, wo fie nach den vorſtehenden Beſtimmungen an das vors 
geſetzte Miniſterium berichten müſſen, dient ihnen darüber theils 
die Analogie der Regierungs- Inſtruction, theils der allgemeine 
Grundlas, daß fie nur innerhalb schon gegebener WAN: 
und Bestimmungen handeln dürfen, zur Norm, dergeſtalt, daß 
fie in allen Fällen, wo es auf Feſiſtelung von allgemeinen 
Srundfägen, auf neue Anordnungen und Einrichtungen, oder 
Veränderungen und Abweichungen von bereits beſtehenden anz 
kommt und außerdem in allen Fällen, wo es nach der 
Analogie der Regierungs- Inſtruktion nöthig fein würde, die 
Genehmigung des ihnen vorgeſetzten Miniſterii einzuholen. 
— In allen Fällen aber, wo es blos auf Anwendung 
und Ausführung ſchon beſtehender Vorſchriften und Grundſütze 
ankommt, können ſie ohne weitere Anfrage verfügen. 

$ 11. Verhältniß des Gonliffsrit zu den Regle⸗ 
. geiſtlichen und Schul Kommiſſionen der 

rovinz. 4 

In fo weit dem Gonfifiorio nach der gegenwärtigen In⸗ 
ſtruktion eine Einwirkung auf die den Regierungen übertras 
ZS Verwaltung der Geistlichen: und Schulangelegenheiten zus 

ht, kann daſſelbe auch an die Abtheilung für die Kirchen⸗ 

verwaltung und das Schulweſen der Regierungen in der Pro⸗ 

vinz 1 und diefe ift gehalten, die Verfügungen deffen 

ben zur Ausführung bringen zu laffen, PS Regierungel⸗ 
* 
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ſelbſt ſchreibt das Conſiſtorium nur in dem Erſuchungsſtil, 
ſo wie darin von jenen an dieſes geſchrieben wird. Dieje⸗ 
nigen Angelegenheiten des Confiftorü, welche auf das den 
Regierungen und ihren Abtheilungen fir die Kirchen Verwal⸗ 
tung und das Schulweſen beigelegte Reſſort von Einfluß, oder 
ihnen ſonſt zu wiſſen nöthig find, hat das Conſiſtorjum durch 
die betreffende Regierung zur Ausführung bringen zu laſſen. 
In allen übrigen Fällen macht daſſelbe die nöthigen Aufträge 
den, bei gedachten Abtheilungen angeſtellten, geistlichen und Shul- 
räthen oder den Superintendenten, welches überhaupt die Organe 
find, deren fih das Conſiſtorium in Hinſicht feines Reſſorts, 
der Regel nach, bedient, fo fern es dabei auf eine nähere per- 
ſönliche Einwirkung auf die Geiſtlichen ankommt. — Da die 
Berichte, welche die Regierungen an die Miniſterien erftatten, 
ohnehin durch den Ober» Präfidenten gehen, fo wird es dieſen 
überlaſſen, wenn ſelbige Gegenſtände betreffen, die in das 
Neſſort des Conſiſtoriums mit eingreifen, die Berichte bei dem 
Conſiſtorio, fofern fie an daſſelbe nicht ſchon direct geſchickt 
find, zur Kennknißnahme und nöthigenfaNs zur Beachtung er, 
zulegen, welches indeſſen jedesmal ganz beſonders zu beſchleuni⸗ 
CJ 
werde. Der Ober⸗Präſident ſorgt ferner dafür, daß das Con⸗ 
forium von den, auf die gedachten Berichte eingehenden Bers 
fügungen des Minifteri Kenntniß erhalte, und daſſelbe über. 
haupt im möͤglichſten Zuſammenhange über das Kirchen⸗ und 
Schulenweſen verbleibe. 

$. 12. Verhältniß der Conſiſtorien zu den wif- 
ſenſchaftlichen Peüfungscommifſionen. 

Bei den durch die Kabinetsordre vom 19. Dezbr. 1816 an⸗ 
ſtatt der ehemaligen wiſſenſchaftlichen Deputation angeordneten 
wiſſenſchaftlichen Prüfungscommiffionen in Berlin, Breslau, 
Königsberg, Halle, Münſter und Benn, weiche beflimmt find, 
einige der, den Gonfifforien in $. 7 diefe Inftruftion beige 
legten, inſonderheit die daſelbſt unter No. 2. 3. 4. 7 und 8 
erwähnten Geſchäfte, jedoch die erſteren drei nur, in wie fern ſie 
auf das gelehrte Schulweſen Bezug haben, Namens und in 
Auftrag derſelben zu verrichten, hat es ſein Verleiben. Die 
Prüfungscommiſſion in Berlin ſoll den Conſiſtorien in Ber- 
lin und Stettin, die in Breslau, den Conſiſtorien in Bres⸗ 
lau und Poſen, die in Königsberg, den Conſiſtorien in Königs⸗ 
berg und Danzig, die in Halle, dem Coſiſtorio in Magde⸗ 
burg, die in Mänfter, dem Gonfiftorio daſelbſt, die am Sitze 
der Rhein⸗Univerſität, dem Conſiſtorio in Köln und Koblenz 
zu den bezeichneten Geschäften dienen. Jede von ihnen fol jes 
doch in ein ſolches Verhältniß zu den Confiftorien mit denen 
fie verbunden ift, geſetzt werden, wie es das Anſehn und die 
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Wirkſamkeit der letzteren erfordert, und ſofern fie zu zweien 
gehört, immer unter der näheren Aufficht des Gonfftorli, in 
deſſen Sitzen fie befindlich ift, ſtehen. 

8. 13. Innere Verfaffung des Conſiſtor 

Die innere Verfaſſung des Conſiſtorii ift collegialiſch, und 
alle Gegenſtände deſſelben werden, fo fern darin nicht dem 
Dber-Präfidenten die alleinige Entſcheidung beigelegt it, nach 
Mehrheit der Stimmen entfchieden, bei deren Gleichheit ine 
deſſen, die des Vorſitzenden den Ausſchlag giebt. Die bei den 
Abtheilungen für Kirchen⸗Verwaltung und Schulangelegenheiten 
angeſtellten geiſtlchen⸗ und Schulrärhe ſind ebenfalls Mitglie⸗ 
der des Conſiſtorii, und haben bei ihrer Anweſenheit Sitz und 
Stimme in demſelben. Sie werden von dem Ober⸗Präſiden⸗ 
ten alle Jahr wenigſtens einmal in das Conſiſtorium berufen, 
um über die Lage und beſonderen Verhältniſſe der Kirchen und 
Schulangelegenheiten des Regferungsbeffeks Auskunſt zu geben, 
und Vortrag zu machen. 


Inſtruktion für die Geſchäftsführung der Ne- 
A vom 23. Oktober 1817. (Gef. S. 1817. 
440. 


Es wird hier nur der $. 18 und 19, gegeben. 
$. 18. Verhältniß der Kirchen und Schulcom⸗ 
miffion. Die Kirchen: und Schul⸗Kommiſſion ($. 2 Nro, 7.) 
ift als ſolche keine beſondere Behörde, fondern ein integrirender 
Theil der erſten Abtheilung der Regierung. Alles, was für 
Bette und die Regierung überhaupt in der gegenwärtigen 
Inſtruktion vorgeſchrieben worden, findet daher auf fie eben⸗ 
falls Anwendung. 
(Die Kirchen und Schul Kommiſſton bildet gegenwärtig bei 
allen gröf. Regierungs⸗Collegien eine beſondere Abtheilung 
unter dem Namen: = 
der Übtheitung für die Kirchen⸗Verwaltung und das 
Schulweſen, “ 
und {ft nur noch bei kleinen Regierungs⸗Collegien mit der in 
die Abtheilung des Innern umgeformten frühern erſten 
Abtheilung vereinigt. K. O. vom 31. Dezbr. 1828.) > 
Ihr gebührt die Verwaltung aller geistlichen und Schul⸗ 
angelegenheiten, welche nicht dem Conſiſtorium in der demſel⸗ 
ben heut ertheilten Inſtruktion ausdrücklich übertragen wor⸗ 
den; unter dieſen Einſchränkungen gebührt ihr daher: 

a) Die Beſetzung ſämmtlicher, dem landesherrlichen Patro⸗ 
nats rechte unterworfenen geiſtlichen und Schullehrerſtellen, fo 
wie die Beſtätigung der von Privatpatronen und Gemeinen 
dazu erwählten Subjekte, ſofern ſie nicht außerhalb des 


Landes her vocitt werden: imgleichen die Prüfung und 
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Einführung derſelben, im Fall ſolche nicht dem Confiftorio 
übertragen ift. a ` 
b) Die Aufficht über deren Amts» und moraliſche Führung, 
die Urlaubsertheilung für ſelbige. 
e) Die Aufrechthaltung der äußern Kirchenzucht und Ordnung. 
D Die Diction und E über fmmtliche Kirchen, S 
fentliche und Privatſchulen und Erziehungsanſtalten, milde 
und fromme Stiftungen und Inſtitute. 
aa und Verwaltung des geſammten Elementare 
[wefens, 
£) Die Auffidht und Verwaltung fümmtlicher äußern Kirchen, 
und Schulangelegenheiten, mithin auch die Regulirung des 
Schulweſens und Schulgeldes. 
g) Die geſammte Verwaltung des Kirchen⸗, Schul und 
Stiftungsvermögens, im Falle felbige nicht verfaſfungsmä⸗ 
fiig anderen Behörden und Gemeinen, Corporationen und 
Privaten gebührt, und im letzteren Falle die landesherrliche 
Sberaufſcht über die Vermögensverwaltung. Ihr ſteht hier⸗ 
nach auch die Entwerfung, Prüfung und Beſtätigung der 
hierher gehörigen Etats, fo wie die Abnahme und De 
charge der Kirchen», Schul und Inſtitutsrechnungen zu. Sie 
hat ferner: 
h) die Dispenſationen in den, in der Conſiſtorial⸗Inſtruk⸗ 
tion (5. 2 Mo, 10) ibr nachgetafenen Bälen un 
D die polizeiliche Oberaufficht über alle übrige litterariſche Ins 
ftitute, Geſellſchaften und Unternehmungen, in fo weit diefe 
Auſſicht nicht ſchon andern Behörden übertragen iſt. Auch 
ſteht ihr ohne höhere Genehmigung frei, 
k) Schulſocietäten einzurichten und zu vertheilen, wo die Orts 
ſchaften es wünſchen oder Localumſtände es nőthig maden, fowie: 
1) Parochien zuſammenzuziehn, und zu vertheilen, wenn die 
Gemeinen und Patronen darin wiligens ingleichen unter 
dieſer e e ginati Dorfichaften einzupfarren. 

In allen dieſen Kale kommt es Behufs der 
Competenz der Kirchen» und Schulkommiſſion auf die Verſchie⸗ 
denheit der Religion und des Cultus nicht an. Sie wird in⸗ 
deſſen bei Ausübung ihrer Compelenz den Einfluß fetë gehörig 
berüdficptigen, welcher bei den römifch-Fatholiichen Kirchen 
und Schulſachen dem Biſchofe geſetz⸗ und verfaſſungsmäßig 
zuflcht, und in zweifelhaſten Fällen darüber von dem Ober- 
Präfdenten Juſtruktion einbolen. Ihr find in obiger Bezie⸗ 
bung ſämmtliche Geiſtliche und Schullehrer, die Superintenden- 
ten und mit ihnen in gleicher Gathegorie ſtehende Mäer Geiſt⸗ 
liche anderer Confeſſion nicht ausgenommen, untergeordnet, 
und die Kommiſſton kann wider fie nöthigenfalls die gefegli- 
chen Zwangs- und Strafverfügungen erlaſſen und zur Ausfüh⸗ 
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rung bringen; wle es wegen ihrer Suspenſon und Entlaſſun; 
ante halten, ift in der Conſiſtortalinſtruktion SE 

In fo weit dem Gonfftorio eine Mitwirkung bei dem 
der Kirchen, und Schulfommiffion angewieſenen Geſchäftskreiſe 
zuſteht, berichtet letzteres an jenes, es müßte denn bei der 
Sache außerdem noch die Genehmigung des vorgeſetzten Mi⸗ 
niſterit nöthig fein In dem letzteren Falle berichtet fie an 
daſſelbe, ſchickt aber den Bericht mittelſt Umſchlages, dem Con» 
fiftorio zur weitern Beförderung zu. In fo weit die Sache 
aber das Confiftorium nicht angeht, berichtet die Kirchen und 
Schul⸗Kommiſſion auf dem allgemeinen vorgefehriebenen Wege 
an das Minifterium, In welchen Fällen fie, die Kommifften, 
fofern ihr vorſtehend nicht eine ſelbſiſtändige Wirkſamkeit bei⸗ 
gelegt iſt, die Genehmigung des vorgefegten Minifteri nötig 
bat, ift nach den allgemeinen Grunbfähen der gegenwärtgen In 
struktion zu beurtheilen. Aus der Selimmung des Si S folgt 
es alfo, daß fie bei Einführung neuer oder Veränderung -bes 
ſtehender Lehr⸗ und Schulpläne berichten muß. 

Es gehört endlich auch zu den vorzüglichſten Pflichten der 
Kommiſſſon für die Erhaltung, gehörige Benutzung und Sis 
cherſtellung des Kirchen-, Shuls und Inftitutevermögens, fo 
wie dafür zu ſorgen, daß es nicht mit andern Fonds vermiſcht 
werde. Wie weit fie darüber und bei dem daſſelbe betreffenden 
Etats» und Rechnungsweſen auf ihre Veantwortlichkeit, ſelbſt⸗ 
ſtändig handeln kann, ift in dem folgenden F. beftinmt, 

8. 19. Wegen des Kaſſen⸗ und Rechnungsweſens, 

Der Abtheilung fieht die Dt, und Beftätigung von 
dem geſammten Grat, Kaſſen und Rechnungsweſen ſaͤmmt⸗ 
licher Kommunal⸗Fonds und Privat⸗ Stiftungen, ferner von 
allen polizeilichen, gemeinnützigen oder andern wohlthätigen 
und frommen Anſtalten und Institutionen, welche auf Koms 
munal⸗ Beiträgen oder Fonds oder auf Privat»Stiftungen bes 
ruhen, zu, inſoweit bei dieſen Gegenſtänden die Einwirkung 
der Landesbehörde überhaupt gefeß> und verfoſſungsmäßig zu- 
läffig it, und die Anstalten und Stiftungen von der erſten Ab- 
theilung reſſortiren. Sie kann in dieſer Hinſicht nach den be⸗ 
ſtehenden Geſetzen, Vorſchriften und Stiftungsurkunden ohne 

, Anfrage verfahren. 

Ein Gleiches ift fie auch bei den auf Staatskoſten ge- 
gründeten gemeinnützigen Anſtalten und Stiftungen zu thun bee 
rechtigt, ſobald der jährliche Beitrag der Staatskoſten dis 
Summe von fünſtundert Thaler nicht überfteigt. Ift Letzterer 
der Fall, fo muß der Etat und die Rechnung zur Beſtätigung 
und Abnabme höheren Orts eingereicht werden; innerhalb de⸗ 
Grenzen des beſtätigten Etats ift aber auch alsdann die Abs 
theilung ohne Anfrage zu verfügen befugt. Nur: 
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a) bei Etats- Ueberſchreitungen, 4 

b) bel Veränderungen in dem Zweck und in der bisherigen 

Verfaſſung von dergleichen Anſtalten und Stiftungen, 
muß dieſelbe berichten. e 

Es gehört zu den befondern Obliegenheiten der Abtheilung 

dafür zu ſorgen, daß die hieher gehörigen Fonds gehörig er⸗ 
halten, ſicher geſtellt und die Einkünfte daraus beſtimmungs⸗ 
mäßig verwendet werden. 


27. 


Inſtruktion für die General⸗ Superintendenten 
v. 14. Mai 1829 (v: K. Ann. 1829. S. 270 folg.) 

Die fegensreiche Séch, welche von den Genen. Su. 
perintendenten nach der v. Sr. Maj. dem Könige Allerhöchſt ſclbſt 
ihnen ertheilten Beſtimmung erwartet wird, und ihr heilſamer Ein- 
fluß auf die Angelegenheiten der evangeliſchen Kirche hängt 
zwar hauptſächlich davon ab, daß fie über die äußerliche Seite 
ihrer Stellung fid erhebend, ihren Beruf mit Geiſt aufzufaſ⸗ 
ſen und zu behandeln wiſſen, und ergriffen von dem Anerkennt⸗ 
niffe feiner hoben Bedeutung und von dem dank barſten Ge 
fühle des allergnädigſten Vertrauens, deffen fie von Sr. Mai. 
dem Könige gewürdigt worden, die wichtigen Aufgaben ihres 
Amtes mit frommer Gewiſſenhaſtigkeit zu löfen bereit find. 
Damit jedoch durch eine nähere Bezeichnung und Abgren⸗ 
ung ihrer amtlichen Befugniffe und Verpflichtungen jede rUn« 
H ihres Wirkens möglichft begegnet werde, und um ih⸗ 
nen eine überſichtliche Kennkniß der Berufsaufgaben, für deren 
pünktliche zweckmäßige und ungefäumte Erledigung fie verant- 
wortlich find, zu geben, erholten fie auf Befehl Cr Majefät 
des Königs folgende nähere Geſch.⸗Anw. zu ihrer Nachachtung. 

1) Die General- Superintendenten find Geiftliche, welche 
als Vorgefegte mehrerer Superintendenturſprengel neben 
den Provinzial-Gonfiftorien: und den Regierungs-Abtheilungen 
für das Kirchen⸗ und Schulweſen, die Angelegenheiten der 
evangelifchen Kirchen ihres Bezirks perſönlich zu beauf- 
n een und auf fie einzuwirken, befugt und verpflich⸗ 
tet find. 

2) Ihre Befimmung im allgemeinen ift, ſich eine genaue, 
auf eigene Anſchauung gegründete und aus Erfahrungen 
an Ort und Stelle geſammelte, Kenntniß von der Ber 
ſchaffenheit des evangelischen Kirchenweſens in ihrem Bes 
zirke zu verſchaffen, vornämlich auf dem Wege des pers 
ſönlichen Verkehrs, wenn auch gleich der Schriftwechſel 
S Bervollftändigung und Erleichterung dieſes perſönlichen 

inwirkens nicht ganz ausgeſchloſſen werden fol, die wahr⸗ 
genommenen Gebrechen möglicht Tënt zu entfernen, die 
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immer gedeihlichere Entwickelung des Beifalswürdigen zu 
befördern, nach Befinden jene wie dieſes zur Walt 
der geiſtlichen Behörden zu bringen, und fo die derſelben 
übertragene Auffihtsführung zu erleichtern und wirkſamer 


zu machen. 8 3 
3) Sie bilden keine Zwiſcheninſtanz, ſondern find den Geift- 
lichen Provinzialbehörden beigeorbnet, und ftehen, wie diefe 
in ihrer Qualität als General: Superintendenten unmittel⸗ 
bar unter dem Minifterio der geſſtlichen Angelegenheiten. 

4) Sie find Mitglieder der Conſiſtorien, heißen Direktoren, 

und nehmen in denſelben nach dem Ober⸗Präſidenten die 
erte Stelle ein. Auch haben fie, foweit es fih mit ihrer 
eigenthümlichen, von Öfteren Reifen abhängigen Wirkſam⸗ 
keit verträgt, den Direktorial⸗Geſchäften und der Stellver⸗ 
tretung des Dber»Präfldenten in dem Gonfiftorio fid zu 
unterziehen. rä 

5) Sie baben Pé mithin alfo als Organe der geiſtlichen 

Obern zu betrachten, und folen als väterliche Pfleger aller 

Kräfte, welche in den ihnen untergebenen Auffichtöfreifen - 

für die ehrwürdigen Zwecke der evangelischen Kirche in 

Ebätigkeit geſeht werden können, bald antegend, bald 

nachhelfend, bald vermittelnd auftreten, und durch ihre 

Belehrung, ihren Rath und ihre Fürſprache beitragen, daß 

die hie und da wahrgenommenen Bedürfniſſe auf die kür⸗ 

fr und. den Local: und Perſonal-Verhältniſſen angemeſ⸗ 
fenfte Art ihre Befriedigung finden 

6) Die Gegenſtände, auf welche fie ihr Augenmerk vorzüg⸗ 
lich zu richten haben, find: 

a. die Lehrart der Geistlichen; 

b. die Aufrechterhaltung und Wiederherſielung der Rein 
beit, Ordnung und Würde des öffentlichen Gottesdienſies, 
wobei fie insbeſondere darüber zu wachen haben, daß in 
den Kirchen, wo die erneuerte Agende bereits angenom- 
men ift, derſelben auch genau Folge geleiftet werde, und 
dahin zu wirken, daß die Hinderniſſe und Einwendungen 
befeitigt werden, die fih noch im Einzelnen der Einfüh- 
rung derſelben entgegenſtellen: 

e, die Beſchaffenheit, der Gebrauch und die Verwaltung 
der für die kirchlichen Zwecke bei den einzelnen Gemeinen 
vorhandenen ãuperliðen Mittel; 

d, der bei den Gemeinen herrſchende, kirchliche oder uns 
kirchliche Geit, die in ihren etwa vorkommenden beſon⸗ 
dern Richtungen, vorzüglich in fo weit ſolche auf das 
kirchliche Verhältniß fördernd oder ſtörend einwirken und 
ſich von einer Geſahr drohenden Seite zeigen. 

e. Der Wandel der Kirchenbeamten, ihr häusliches Leben, 
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und das Fortſchreiten der Geiftlichen in ihrer wiſſenſchaft⸗ 
lichen Bildung; ingleichen die Führung der in ihrem Spren⸗ 
gel Dé aufhaltenden Candidaten und ihre Vorbereitung 
zum Predigtamte; 
f. die Beſchaffenheit der Elementar- und niebern Bürgers 
ſchulen, als der Vorbereitungs⸗Anſtalten für die Kirchen; und 
g. die religiöſe und kirchliche Tendenz der gelehrten Schu 
len und höheren Bürgerſchulen. 

7. Zunächſt liegt ihnen das Gefchäft der Kirchen: Viſitatio⸗ 
nen an denjenigen Orten ob, wo Geiſtliche angeftellt find, 
Les 15 zerwaltung einer Spezial⸗Superintendentur übers 

tragen iſt. 2 

8) Vis dahin, wo ihnen über den Gang, den die Verhand⸗ 
lungen dabei zu nehmen haben, eine beſonder Anweiſung zuge: 
gangen fein wird, foll ihnen überlaſſen bleiben, fih nach der 
in der betreffenden Provinz angeführten Kirchenviſſtations⸗ 
Ordnung zu richten. Eine Reviſſon der Registratur und 
des Archivs der Superintendentur iſt jedoch jedesmal damit 
zu verbinden. 

9) Dafen die Umſtände nicht die Aufnahme beſonderer 
förmlicher Protokolle und ſchleunige Anzeigen nöthig 
machen, kann es hinxeichen, daß fie ihre dabei gemachten 
Beobachtungen und Erfahrungen nur in das Mel, Jours 
nal eintragen um den Behörden daraus zu feiner Zeit das 
Erforderliche mündlich oder vermittelſt einzelner Extracte 
mitzutheilen. 

10) In welcher Reihefolge fie diefe Viſſtationen, zu welchen 
fie keinesweges erft den beſondern Auftrag des vorgeſetzten 
Miniſterit oder des Provinzialconſſtorii zu erwarten haben, 
vornehmen wollen, ift ihnen ebenfalls freigeſtelt, doch ha: 
ben fie ſich fo einzurichten, daß der Cyklus derſelben in 
ihrem Bezirk nach Beſchaffenheit des Umfangs künftig 
längſtens in einem Zeitraume von 4 — 6 Jahren vollendet 
fei Für den Anfang muß aber, weil es fo wichtig it, 
daß fie bald die erforderliche Perſonalkenntniß erlangen, 
dieſe Friſt ſo viel als möglich abgekürzt werden. 

11) Nächſt dem, daß fie über die Qualification der Spes 
cial⸗ Superintendenten, über die Art und Weiſe, wie fie 
ihren Pflichten nachkommen und über ihre äußere Lage ſich 
die nötbigen Aufſchlüſſe verſchaffen werden, haben fie auch 
auf die wichtigen Fragen einzugehen, in weichem Verneh⸗ 
men dieſelben mit den Kirchenpatronen und den Unterbe⸗ 
hörden ihres Sprengels ſtehen: ob fie von dieſen in ihrer amt⸗ 
lichen Wirkſamkeit die nöthige Unterſtützung erhalten, und 
ob bei eingetretenen Störungen die perſönliche Vermittelung 
des Generalſuperintendenten von Nutzen fein könne. 
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12) Bei dieſem regelmäßig wiederkehrenden Bifitationsger 
ſchäſte wird fih ihnen von ſelbſt die Gelegenheit darbieten, 
der Diöceſan⸗Geiſtlichkeit näher zu treten und nicht nur 
über das, was in dem Auſſichtskreiſe des Special ⸗Su⸗ 
perintendenten nach $. 6 ein Gegenſtand ihrer Aufmerk⸗ 
ſamkeit fein foll, zuverläſſige Erkundigungen einzuziehen, 
ſondern auch wohlthätig darauf einzuwirken, und ſie haben 
dieſelbe dazu mit Umſicht und Eifer zu benutzen. 

13) Sie ſind zur Erreichung dieſes Zweckes aber auch be⸗ 
rechtigt und verpflichtet, einzelnen Kirchen- und Schulvi⸗ 
fitationen, die der Specials Superintendent in den Paros 
chien feiner Diöces zu halten pflegt, beizuwohnen, und 
dergleichen auch felbft vorzunehmen: 

14) Ueberdies haben ſie neben dieſen gewöhnlichen und vor⸗ 

her anzukündigenden Viſttatienen auch zuweilen außeror⸗ 
dentliche und unvermuthete Unterſuchungen an Ork und 
Stelle, ſowohl auf Anweiſung des vorgefeten Minifterit 
und Requifition der geistlichen Provinzial⸗Behörden, als 
auch nach eigenem Ermeſſen zu veranſtalten: doch haben 
ſie davon, ſo wie überhaupt von allen, in ihrem Be⸗ 
zirke anzunehmenden, Dienſtreiſen den Ober⸗Präſidemten 
vorher in Kenntniß zu ſetzen. 

15) Zu ihren Obliegenheiten und Beſugniſſen gehört ferner 
die perſönliche Einweifung der neu ernannten Superintenden- 
ten in ihre Ephoralämter, wozu fie die jedesmalige Beran- 
laſſung don dem Provinzial⸗Conſiſtorio erhalten. Wenn fie 
von den Königl. Regierungen requirirt werden, diefe Super- 
intendenten zugleich als Pfarrer bei ihren Gemeinen einzus 
De, fo baben fie ſich auch dieſem Gefhäfte zu uns 
erziehen, 

16) Bei dieſen Feierlichkeiten werden fie, neben Beobachtung 
deſſen, was das Herkommen und die Wichtigkeit des Gegen⸗ 
ſtandes ſonſt mit fih führt, nicht nur die angehenden Su- 
berintendenten zu einer pünktlichen und pflichtgetreuen Füh⸗ 
rung ihres kirchlichen Aufſeheramtes in Gegenwart der vers 
ſammelten Geiſtlichen und Schullehrer des Ephoralſprengels 
auffordern; diefe aber zu einem folgfamen und ehrerbietigen 
Verhalten gegen ihren Vorgeſetzten anweiſen, fondern ſich 
derſelben auch als Beranlafjung bedienen, die Bande der brü- 
derlichen Gemeinſchaft unter der Diöceſangeiſtlichkeit durch 
Einführung eines neuen Vermittlers feſter zu ſchlingen, und 
die nützlichen Einrichtungen die in ihr entweder noch gar 
keine Stelle gefunden haben, oder mit Lauigkeit behandelt 
worden find, ins Leben zu rufen, und eine eifrige Theil- 
nahme an ihnen anzuregen. 
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17) Da es in manchen Superintendenturkreiſen gewöhnlich ift, 

jährliche Wittwencaſſen⸗Convente, oder andere Verſammlun⸗ 
gen, behufs wiſſenſchaftlicher Zwecke zu halten, fo wird es 
angemeſſen fein, wenn fie dieſen Zusammenkünften von Zeit 
zu Zeit beiwohnen, ſowohl um mit den vereinigten Mitglies 
dern in eine genauere Bekanntſchaft zu kommen, und auf 
dem kürzeſten Wege ihre Wünſche und Anträge zu verneh⸗ 
men, als auch dasjenige zur Sprache zu bringen, was den 
geiſigen Verkehr unter ihnen beleben, und als wechſelſeitiges 
Förderungsmittel einer würdigen Amtsführung wirken kann, 
und um überhaupt diefe Verſammlungen durch ihre Gegen? 
wart bedeutſamer zu machen. 

18) Wo ſolche Verſammlungen der Geistlichkeit einzelner Epho⸗ 
ralſprengel in der Regel nicht ſtattfinden, da können fie dies 
felben, um ihnen beizuwohnen und zu dem im vorſtehenden 
$. angegebenen Zwecke durch die vorgefegten Speclalſuperin⸗ 
tendenten veranſtallen laffen, Die Leitung der Verhandlun⸗ 
gen wird ſedoch dem letzteren zu überlaſſen und das Nöthige 
vorher mit ihm zu verabreden fein. 

19) Sie führen bei den Berathungen, zu welchen die ganze 
Geiſtlichkeit ihres Bezirks fih verfammelt bat, den Zerf 
und regeln den Gefchäftsgang. Zur Veranstaltung foler Zuz 
ſommenkünfte haben fie aber, wenn nicht durch die Provin- 
zialkirchen⸗Verfaſfung ausdrücklich etwas anderes feſtgeſetzt 
ift, jedesmal die Genehmigung des Minifterii der geiſtichen 
Angelegenheiten einzuholen. 

20) Sie werden als Mitglieder der Conſiſtorien durch ihre Theil- 
nahme an den Prüfungen der Candidaten in den Stand ge⸗ 
fest werden, Dä von der Tiefe und von dem Umfang ih- 
rer wiſſenſchaftlichen Bildung und von dem Character ihrer 
theofogifchen Richtung eine genaue Kenntniß zu verſchaſſen 
und einen wohlthätigen Einfluß darauf zu äußern. Es bleibt 
aber auch außerdem für ſie eine wichtige Pflicht ſich mit dem 
Bildungsgrade derer, die fih dem evangeliſchen Predigtamte 
gewidmet haben, forgfältig bekannt zu machen, und auf ihr 
weckmäßiges und unabläpiges Weiterſtreben auf jede andere 

die hinzuwirken. 

21) Auch, bei den bereits angeftellten Geiſtlichen, müſſen fie 
darauf bedacht ſein, den Eifer für gründliche Fortbildung an⸗ 
zuregen, zu nähren und zu unterſtützen. r 

2 = ihren Amtöbefugniffen gehört ferner das Ordinations⸗ 

eſchäft. 

23) Es it ihre Pflicht, die jährlichen Conduitenliſten über die 
Geiſtlichen und Schullehrer ihres Bezirks, welche die Specials 
ſuperintendenten, durch fie an die Provinzialbehörden einzus 
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reichen haben, genau zu prüfen und erforderlichenfalls mit 

ichtigenden und ergänzenden Anmerkungen zu verfehen, Die 
niſterio der geiftlichen Angelegenheiten von den Gons 
fiftorien vorzulegenden Conduitenanzelgen über die Superin⸗ 
tendenten ihrer Sprengel müſſen aber von ihnen, nicht nur 
in der Reinſchrift vollzogen, ſondern auch im Concepte ge- 
zeichnet werden, wobei es ihnen freiſteht, dasjenige, was fie 
nach ihrer Perſonalkenntniß für nöthig halten, beizufügen. 

24) Sie find gehalten fih der Regulirung ſtreitig gewordener 
Verhältniffe und der Beſeitigung entftandener Unordnungen 
und Mißhelligkeiten, wenn fih von ihrem perſönlichen Eins 
fluffe ein günſtiger und ſchneller Erfolg erwarten läßt, auf 
Requifition der Conſſtorien und Regierungsabtheilungen für 
das Kirchen⸗ und Schulweſen zu unterziehn, und haben in 
Folge gleicher Veranlaſſung ihr ſchriftuiches Gutachten an 
Sich Behörden in den Fällen abzugeben, in welchen die Fet- 
ſtellung der Wahrheit und die darauf gegründete Entfcheie 
dung bauplſächlich von einer genauen Local⸗ und Perfonale 
keuntniß abhängig ift. Es verſteht fih jedoch von ſelbſt, daß 
dieſes nur ausnahmsweiſe geſchehen darf, und daß in der Re⸗ 
gel die nöthigen Ermittelungen durch die Specialſuperintenden⸗ 

ten garden müſſen. 

25) Sie haben das Necht den Sitzungen der agg. 
teilung für die Kirchenderwalfung und das Schulweſen, 
wenn fie es für nöthig halten, beſonders auch, wenn die von 
ihnen in der Eigenſchaft als General⸗Superintendenten zur 
Sprache gebrachten Gegenſtände zum Vortrage kommen, 
ſtimmfähig beizuwohnen, und werden fie den Präfibenten 
von ihrem diesfalligen Wunſche in Kenntniß frëen, Auch 
bat dieſer ſie in wichtigen Angelegenheiten, hauptſächlich, wenn 
allgemeine und organische Maßregeln erwogen und beſchloſ⸗ 
ſen werden ſollen, zu den Berathungen einzuladen. Jeden⸗ 
falls find fr zu denſelben zuzuziehn, wenn über deren Nes 
motion und unſteiwilige Versetzung und Emeritirung ente 
ſchieden wird. 

26) Da es den Behörden, welchen das Recht des Vorſchlages, 
oder der Ernennung zu geiftlichen Stellen, Königl. Patro 
nates zusteht, ‚wichtig fein muß, und auch zur Pflicht ger 
macht wird, über diejenigen Bewerber, welche ſie auf die engere 
Wahl gebracht haben, das Gutachten der General⸗Superin⸗ 
tendenten zu vernehmen, und dieſes auch bei Auszeichnungen 
und Unterſtützungen der Geiſtlichen möglichſt berückſichligt 
werden ſoll; fo werden fie in Erwägung, daß das Gewicht 
ihrer Ansicht in dem Grade fiğ verſtörten muß, in welchem 
ihre Perſonalkenntniß an Genauigkeit und Umfang gewinnt, 
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ligkeit nicht den geringſten Einfluß auf ihr Urtheil geſtatten. 
In allen Fällen, wo VK ihre Stimmen als General- Super- 
intendenten in den Gonfiftorien und Regierungen nach Vor⸗ 
ſtehendem abgeben, zählt ihre Stimme nicht nur mit, ſon⸗ 
dern es wird auch, wenn die Stimmenmehrheit gegen ihre 
Anſicht und ihren Antrag ausfällt, wenn fie darauf beſtehen, die 
Sache der Höhen Entſcheidung des Miniſterii der geiſtli⸗ 
chen Angelegenheiten vorgelegt. Es wird von ihnen erwar⸗ 
tet, daß fie in ſolchen Fällen ihre Anſicht und Meinung ei⸗ 
ner befonders ſtrengen und eigenen Prüfung unterwerfen, 
und nichts unverſucht laſſen, ſich, ſo viel es nach ihrer 
Pflicht geſchehen kann, zu einem gemeinſchaftlichen Beſchluß 
d vereinigen. 
nm. Refer. v. 29. Febr. 1840 Nro. 1158 (in act. d. R. zu 
K.) fimmt der Anficht bei, daß bei ſolchen Gegenständen, Über 
weiche vor der definitiven Beſchlußnahme ein Gutachten des Ge⸗ 
neral⸗ Superintendenten inſtructions mäßig abgegeben worden ift, letz⸗ 
deres zwar zu einem jedesmaligen Mit-Worteage und gebührender 
forgfäitiger Erwägung bei . des Beſchuuſſes gebracht werden 
muß, eine in der collegiafifchen Berathung der K. Reg, unmittel⸗ 
bar initzählende Stimme aber dem General Superintendenten nur 
dann zuſteht, wen er der betreffenden colleginlifäen Sitzung, auf 
infleuctiondmäßtge Einladung oder aus felbjt genommener Berane 
E perſönlich beiwohnt. Dagegen ſteht aber dem Generals 
uperintendenten auch das Recht zu, gegen die, außer feinem Bei⸗ 
fein, von feinem Gutachten abweichend ausgefallenen Beſchläſſe der 
K. Reg. gemäß dem H. 26 der Jaſtruction v. 14. Mai 1820, auf 
Entfcheidung des Minifterii zu provociten, weshalb ihm die nach 
ſolchen Beſchlüſſen abgefaften Verfügungen bei wichtigeren, ins⸗ 
befondere eine allgemeine Anordnung im Bird. oder Schulweſen 
betreffenden Gegenftände, allemal und auch fonft in denj. Fällen, 
wo er bei Abgabe feines Gutachtens darauf aufgetragen hat, vor 
der Abfertigung zu feiner Sennmißnahme mitzutheilen find. 
-21) e umfichtiger und pfichtmäßiger fie bei dieſem Theile ibe 
rer Berufsthätigkeit verfahren, deſto gewiſſer wird er ſich in 
ein Beförderungsmittel ihres Ansehens und Einfluffes ver- 
wandeln, baber fih auch die Art ihrer Einwirkung auf pers 
ſönliche Räckſprache und Verhandlung, mündliche over (ër, 
liche Belehrung, Ermahnung und Jurechtweiſung beſchrän⸗ 
ken kann. Was ihnen auf dieſem Wege nicht gelingt, das 
werden ſie zur Einleitung eines förmlichen Verfahrens zur 
Senning der betreffenden geiftlichen Provinzial + Behörden 
ringen. 
28) Sie haben in einem jährlichen ausführlichen Verwaltungs⸗ 
berichte, der ſpäteſtens am Schluſſe des Monats Januar an 
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das Miniſterium der geiſtlichen Angelegenheiten einzureichen 
und dem Bo eine Abſchriſt des von ihnen geführten Reife 
Journals beizufügen ift, fowohl ihre wichtigften Erfahrungen 
und die vorziglihften Mefultate ihrer perfönlichen Bermittes 
lung, als auch ins befondere dasjenige, was fie der Ente 
fheldung der Behörden haben überlaſſen müſſen, und ob 
dieſelbe erfolgt ift, anzuführen. Dieſer Jahresbericht ift zur 
förderſt dem Ober» Präfidenten mitzutheilen, und von dieſem 
ſörderſamſt und nur fehriftlich an das Minifterium abzusenden. 
20) Da fie für den Aufwand, der ihnen das Reiſen und die 
Geſchäftsführung verurfacht, eine angemeſſene Entſchädigung 
aus Staatsfonds erhalten werden, ſo haben ſie den Kirchen 
und Gemeinecaſſen keine fogenannte Koſten⸗ und Gebühren 
Zahlung zuzumuthen. 


27. 


Geſchäftskreis der Superintendenten. 
Der Superintendent 
A. als ſolcher iſt 
I. im Allgemeinen der Geſchäftsträger der geiſtl. Ober⸗Behör⸗ 
den, und bat daher nicht nur die Aufſicht zu führen über 
die Kirchen, kirchl. Gemeinen, Schulen, Prediger, Kirchen⸗ 
und Schulbedienten, auch Kandidaten des Predigtamts in der 
ihm anvertrauten Diöteſe, ſondern er iſt auch überhaupt das 
Organ, durch welches die vorgeſetzten Behörden auf die Kir- 
chen⸗ und Schul⸗Angelegenheiten wirken, wo nicht entweder 
IC, Gë eigentlich polizeiliche Einwirkung erforderlich iſt. 
vm 

1) hat der Superintendent die an ihn aus den Landes- 
Zë ergangenen Reſcripte und Befehle den Predigern 
und Schullehrern, auch Kirchenvorſtehern, welche fie ange: 
hen, zu communiciren, dieſelben wo es nöthig it, mit An- 
merkungen, Erläuterungen, Nathfehlägen und Anweiſungen 
für einzelne Fälle zu begleiten und darauf zu ſehen, daß die 
darin oder ſonſt in anderen Geſetzen enthaltenen kirchl. und 

Schulverordnungen befolgt werden. 

2) Alle Eingaben der Prediger und Schullehrer an die 
höheren Landes- Collegien hat der Superintendent einzureichen 
und folde mit einem Praſentations⸗Bericht oder einem Mare 
ginal⸗Gutachten zu begleiten. 

3) Liegt dem Superintendenten ob, die vorgeſchriebe⸗ 
nen verſchiedenen Tabellen, Liften und Nachweiſungen höher 
ren Orts einzureichen, als; 
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a. die Populationsliſten, 

b. die Condultenliſte der Prediger, Schullehrer und Pres 
digtamtscandidaten. 

o. den jährlichen Collectenbericht, enthaltend die Benen⸗ 
nung der im abgelaufenen Jahre geſammelten Kirchencol⸗ 
ten, deren Geldbetrag, den Tag der Abſendung, den 
Ort wohin und die Angabe der noch reſtirenden Collecten. 

d. die Nachweiſung der getauften Juden oder an deren 
Stelle ein Vacatſchein. 

e. die Ab. und Bugange Nachweifung der alten und 
neuen Mitglieder der Schullehrer⸗Wittwen⸗ und Waifen- 
Unterſtützungs⸗ Anſtalt. 

4) Auch die Einfendung an Geldbeiträgen und Samm- 
lungen an die vorgeſetzte Behörde liegt dem Superinten⸗ 
denten ob. 

Dahin gehören: - 

a. Die Kirchen⸗Collectengelder 

d. der ſtehenden Collecten 
B. der einzelnen und beſonders ausgeſchriebenen Cole 
lecten. 

b. Die einzuſendenden Unterſtützungsgelder für die Heb⸗ 
ammen von Trauungen und Taufen. 

e. Die Antrittögelver und halbjährig zu leiſtenden Beir 
träge der Schullehrer zu ihrer Wittwen⸗ und Waiſen⸗ 
Unterftügungs-Anflalt. 

5) Bei Erledigung der Pfarr-, fo wie der Kirchen» und 
Schulſtellen hat der Superintendent folgende Geſchäfte: 

a. Sobald eine folche Stelle erledigt wird, muß es der 
Superintendent an die Behörde berichten, und zugleich 
eine Deſtanation der Einkünfte der erledigten Stelle bei“ 
fügen. Ein Gleiches findet Statt, wenn ein Kirchenbe⸗ 
amter fein Amt niederlegen will und einen Adjunctus vers 
langt oder emeritirt wird. Auch iſt reſp. der Patron da⸗ 
von in Kenntniß zu ſetzen und zur Präfentation eines an- 
deren tauglichen Subjectes zu veranlaſſen. Zugleich liegt 
dem Superintendenten ob, für die Sicherung der Inven⸗ 
tarienſtücke, der Kirchenbücher, des Pfarrarchivs Veran⸗ 
ſtaltungen zu treffen. 

b. Während der Vacanz ordnet der Superintendent die 
einftweilige Verwaltung des Amtes nach der Orts⸗Obſer⸗ 
vang und den Landesgeſetzen an. 

© Der Superintendent hat den neuen Pfarrer in fein 
Amt einzuführen, 
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II. Im Befonderen iſt ber Superintendent als ſorcher der 
Vorſteher und Auffeher des Kirchenweſens, der Kirchendie⸗ 
ner und der Candidaten des Predigtamts. 

A. Als Vorſteher des Kirchenweſens ift der Superintene 
dent erſte Inſtanz, Rathgeber und Beiſtand der Kir⸗ 
chenlehrer und Kirchendiener, fo wie der Privat⸗Patro⸗ 
nen und Gemeinen, an welche fih dieſelben in zweifel. 
haften und fireitigen Fällen, ja ſelbſt in Privatangeler 
genheiten wenden und feine Entſcheidung, Rath, Se, 
ſtand und Vermittelung ſuchen. 

B. Als Auffeher des Kirchenweſens hat der Superintendent 

überhaupt Aufſicht zu führen: 

a. über die Kirchen in Abſicht ihrer Gebäude, ihres 
Vermögens, ihrer Rechnungen, ihres Inventarii, ihrer 
Einkünfte, ihrer Grundstücke und deren Verpachtung oder 
Adminiſtrirung, über den Zustand der Kirchengemeine in 
Abſicht ihrer Meligiöfität und Sittlichkeit, fo wie ihres 
äußeren Wohlſtandes; 

b, über die Kirchendiener in Abſicht ihrer Geſchicklichkeit 
und Amts- Tüchtigkeit, ihrer Amtsführung und ihres Le- 
benswandels. 

c. über die Candidaten des Predigtamts, von deren Ger 
ſchicklichkeit, Fleiß und Betragen er ſich in Kenntniß zu 
erhalten, ihnen jährliche Themata zu theologiſchen und 
88400 00 Ausarbeitungen zu geben und dieſe mittels 

erichts höheren Orts einzureichen hat. 

2) Insbeſondere hat der Superintendent als Auſſeher des 
Kirchenweſens die Kirchenvifftationen zu halten. 

Der Superintendent 
B. als Schulinſpektor hat die Aufſicht über das Shul 
weſen und die Schullehrer ſeines Kreiſes. 

Er muß in dieſer Hinſicht 
I. in Betreff der Elementarſchulen r 

1) dieſe nach Vorſchrift der Behörden organiſiren; 

2) die Aufficht über die Lehrer führen, hinſſchtlich ihrer 
Geſchicklichkeit, Amtsführung und ihres Lebenswandels; 
` 3) auf die Fortbildung der Lehrer hinwirken durch Con⸗ 
renzen ıc. 

4) die Schul⸗Directionen, Commiſſionen und Vorſtände 
beobachten, zur Wahrnehmung ihrer Pflichten anhalten und 
ihr Anſehen aufrecht erhalten; 

5) die Shul- Kaffen: Rechnungen jährlich revidiren, moni- 
ren und dem Rechnungsſührer Becharge ertheilen; 

6) Schulviſitationen abhalten; 

Handb. ab, d. Hirt. u. Schul Geſebgeb. 39 
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7) jährlid) eine Gonduitentife ſämmtlicher feiner Aufficht 
untergebenen Schullehrer einreichen. 
II. Die Privat:Schul- und Erziehungs⸗Anſtalten find infofern 
der Aufficht des Superintendenten unterworfen, als er 

1) von der Tüchtigkeit der Lehrer und Lehrerinnen unter: 
vichtet fein muß, und 

2) darfiber zu- wachen hat, daß die geſetzliche Ordnung im 
dieſen Schulen gehandhabt werde. 

Der Superintendent iſt endlich auch 
©. Archivarius und Registrator feines Kirchen ⸗ und Ge 
ſchäftskreiſes; dahin gehört Führung des Journals, der 
Regiſtratur ic. 


= Die Einkünfte der Superintendenten, als folder, be- 
ien in: 

1. Viſitationsgebühr aus jeder Kirchenkaſſe jährlich. 1 Thlr. 
2. Introductionsgebühr 

a) eines Pfarrern 44 Thlr. 

b) eines Kapland . 2 2 2 Thlr. 
außer Veröfigung und freier Fuhre. 

(et. die Sporteltaren für die Weſtpreuß. Regierung vom 
21. Septbr. 1773 und für die Otpreußiſche Regierung vom 
30. Juli 1774.) 

3, zu Schreibmakerialien ` 

a) aus jeder Kirchen Kaffe, die dazu vermögend ift, 

CC’.t ee. 
D) aus jeder Kirchſpiels⸗Schul⸗Caſſfe . . 155gm 

(el. K. Amtsbl. 1815. S. 197. Nef. vom 27. Fe⸗ 

bruar 1815.) 

1. Diäten für jeden Arbeits und Reiſetag in Privat-Angele- 
genheiten täglich. . 2 Thlr. 
5. Für die Prüfung jedes Confirmanden mit Ausnahme der 
nokoriſch armen und der zur Confirmation nicht zuge 
laſſnen . n BEE, 

Genehmigt durch das Hofrefeript d. d. Berlin den 
11. Novbr. 1802.) 

Den Stellvertretern der Superintendenten ſollen dieſelben 
Diäten und Fuhrkoſten gewährt werden, welche den Superin⸗ 
tenbenten ſelbſt nach der Verorbnung v. 28. Juli 1825 zukom⸗ 
men. (Refer, v. 30. Oetbr. 1837. Nro. 19828.) 


28. 


Spnodalheſchluß der Culmer Diöcefe (Leman Weſtpr. Prov. 
N. Bd. II. S. 687.) 
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Caput 
De Officio Decanali. 

Officium Decanale quam utile et honorificum sit in 
Eeclesia Dei vel inde colligitur, quod olim Chorepiscopi, 
dein Archipresbyteri et a i A Officiis eminentes 
muncupentur. Decanorum in Synodis Diaecesanis praeci- 
puo habebatur ratio; atque veluti brachia et os Loci 
ordinarii, atque Speculatores in Dioecesi constitueban- 
tar. Ut autem sua Decani Foranei honoranda munia, 
eo facilius obire valeant, hace praenotamus observanda, 
1) Quisque Decanus librum habeat officii Decanalis, in 

eoque cujusvis Decanatus sui Ecclesiae sive Parochialis 
sive filialis, nec non cujuslibet Beneficii status, quam 
accuratissime sit conseriptus, 
2) In eodem libro actus Traditionum, Beneficioram et 
protocolla annalis Visitationis describantur. 
3) Hocce in libro quodvis Circulare, e Consistorio pro 
Decanatu acceptum connotetur. 
4) Testimonia super vita et moribus Cleri Decanal 
juxta normam etiam seorsive transmittendam, confi- 
cere, ad Officium Decanale spectare dignoseimus, 
5) Praeterea cum Decani Foranei, dispositiones pro 
Decanatu aceipiant, easque executioni demandent, me- 
diante illorum Offieio Clerus condecanalis de emanatis 
dispositionibus in termino determinato ut certior red- 
datur oppartunum est, 
6) Introductio Benefieiatorum, uti et conscriptio Inven- 
tarii circa Traditionem ordinarie ad Officium spectat 
Decanale, ad haec autem peragenda speciali Commis- 
Sorio communiri consuetum est. 
7) Si quis e Clero decanali inhoneste viverit, aut 
ebrietati frequenter indulserit, vel in administratione 
Sacramentorum negligens tardusve fuerit; si quis offi- 
cia divina, Conciones praesertim et Catecheses nec 
per se, nee per legitime substitutum peragit aut ab 
Eeclesia frequenter sese absentat, verbo; si quis non 
jacta statum et voccationem Sacerdotalem mores suos 
componit aut officia Parochi negligenter ac oseitanter 
peragit, bune Decanus primo privatim fraterne com- 
moneat; quodsi sese tales non emendaverit, tune as- 
sumptis uno vel duobus Confratribus ejusdem correc- 
tioni eum omni patientia et charitate adlaboret; quibus 
tandem incassum evadentibus, Consistorio Nostro ta- 
lem deferat, 
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8) In iis vero, ubi res non patitur moran», conscientiam, 
Cujusvis Decani Foranei oneratam esse volumus, ut 
quam primum Nobis ejusmodi deferre teneatur, 

9) De vocantibus quomodocunque Ecclesiis Nos quan- 
tocius certiores reddat, atque vigore officii sui, sit 
quisque Decanus Foraneus, eo instanti, quo Ecclesiam 
vacare contigerit, ejusdem Commendarius notus, ad 
ulteriorem subsequendam dispositionem Nostram. 

10) Ad Recollectiones quotannis mense Octobri absol- 
vendas, quisque Decanus Condecanales suos convocet, 
ipseque Exercitiis spiritualibus praesident. Specialem 
ordinationem de modo ac ordine absolvendarum Recol- 
lectionem, suo etiam tempore, invocato S. Spiritus 
auxilio constituamus. N 
11) Optamus etiam, ut Perillustres Decani, suos ad- 
moneant Condecanales, quatenus quisque intra limites 
suae Parochiae, cruces in viis pnblicis, Venerationi 
fidelium expositas, et collapsas sive deformatas tolli 
curet, novis in illarum locum substitutis, pia Paro- 
chianorum largitate. 


28a. 


Nach dem Chauſſeegeld⸗ Tarif vom 29. Februar 1840 
\ „S. S. 96.) find Fuhrwerke, deren die Pfarrer bei 
Amtsverrichtungen in ihrer Parochie ſich bedienen, von 
Entrichtung des Chauſſeegeldes befreit. Es macht 
hierbei keinen Unterſchied, ob die Geiſtlichen fid eigener oder 
fremder Pferde bedienen, und ob das Fuhrwerk von einer Ge⸗ 
meine oder von einer Privatperſon geſtellt wird. Der Geiſt⸗ 
liche bedarf keiner Freikarte oder fonftigen Legitimation auf 
den in Rede ſtehenden Touren, dagegen muß ſich der Führer 
des zum Zwecke der bezeichneten Touren geſteuten Fuhrwerks, 
wenn es auf dem Hin- ober Rückwege eine Chauffees Barriere 
leer paffirt, durch eine für jeden einzelnen Fall auszuſtellende 
Beſcheinigung des Ortsvorſtandes oder des Geistlichen darüber 
ausweiſen, daß daſſelbe . dem obigen Zweck benutzt werden 
ſoll, oder benutzt worden iſt. 

Für die amtlichen Reifen der Geiſtlichen und Schulinſpec⸗ 
toren außerhalb det Parodie, zu denen nach der Provins 
zial⸗Verfaſſung die betreffenden Gemeinen die Fuhren zu ftellen 
haben, namentlich: 

1) zu den jährlichen Kirchen» und Schul⸗Viſttationsreiſen der 
Superintendenten und zu den Introduckionen neuberufener 
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Oetſtlicher durch die Superintendenten, Erzprieſter und 
Zeien E 
2) zu fiellvertrefenden Funktionen in benachbarten Kirchen, 
insbeſendere während einer Pfarr- Vakanz, zur Affiftenz bei 
der Introduktion eines neuberufenen Geiſlichen, und zur 
Herbeiholung der Perſonen, Familie und Effekten des letzteren; 
können von dem Herren Provinzial⸗Steuer⸗Direktor Chauſſee⸗ 
Freikarten ertheilt werden, auch fol das von der Gemeine 
zum Zweck der bezeichneten Touren geftellte Fuhrwerk, wenn 
daſſelbe auf dem Hins oder Rückwege eine Barriere Leer pafz 
ſirt und mit einer ice e bet betreffenden Ortsvorſtan⸗ 
des oder des Geiſlichen reſp. Superintendenten, Erzprieſters 
oder Dekans verfehen ift, vom Chauffergelde frei bleiben. 

Indem wir die dere Superintendenten, Erzpriefter und 
Dekane zur Nahachtung und Mittheilung an Ihre Herren 
Didcefanen, und die Herren Landräthe zur Anweifung der 
Ortsvorſtände von obigen mit Genehmigung des Herrn Sieg 
minifters getroffenen Anordnungen in Kenntniß jegen, weifen 
wir Sie zugleich an, bei den Anträgen auf Ausfertigung einer 
Freifarte in jedem einzelnen Falle diejenigen Chauffeer- Barrieren 
fpeciell zu bezeichnen, auf welche die Freikarte ausgeſtet wers 
den ſoll. 

Schließlich machen wir noch darauf aufmerkſam, daß in 
den Fällen, wo die Reiſekoſten und unter dieſen auch die Aus- 
gaben an Chaufeegeld zum Erſatz aus der Staats ⸗Kaſſe bei 
uns liquidirt werden, von den Chauſſee⸗Freikarten kein Gebrauch 
gemacht werden darf. 

Königsberg, den 18. Mai 1843. 

Königl. Preuß. Regier, Abtheilung für die Kirchenverwal⸗ 
tung und daß Schulweſen. Nro. / K. S. 
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Refer. d. Min. d. geiſtl. . Angel. v. 4, Febr. 1843 
(Min.⸗Bl. 1843. S. Ei R $ 
Auf den Bericht der K. Reg. v. 28. Detbr. v. J., die 
Ausleihung von Kirchenkapitalien betr, bin ich mit der Aus füh⸗ 
rung derſelben darin einverftanden, 
daß die Verwalter des Kirchendermögens, Patron und Kir⸗ 
chen Vorſtand, bei Außleihung eines mehr als 50 Thlr. be- 
tragenden Kirchen⸗Kapitals nicht blos dem Inſpektor die 
nach $. 638. II. 11. WER, erforderte Anzeige zu erfat- 
ten, ſondern auch nach F. 639. ibid. die Genehmigung 
der geiſtl. Obern zu erwarten haben. 
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Der g. 638 J. c, verpflichtet den Patron und die Kirchen⸗ 
Vorſteher zwar nur, in allen Fällen von der vorhabenden Aus⸗ 
leihung dem Inſpector Anzeige zu erſtatten und der g. 639. 
L e. legt nur dem Inspector die Pflicht auf, bei Kapitalien 
über 50 Thlr. bei den geiſtl. Obern anzufragen, fo daß es nach 
einer ſtrengen Wortauslegung dieſer Paragraphen ſcheinen könnte, 
als ob Patron und Kirchenvorſtand nach gemachter Anzeige gültig 
zum Abſchluß des Darlehns ſchreiten und es dem Infpector überlaf⸗ 
fen könnten, weitere Anfrage bei den geiſtl. Obern zu thun. Eine 
ſolche, ſtreng an die Worte fih haltende Auslegung würde 
aber die Anfrage und die darauf ergehende Beſcheidung der 
geiftl. Obern, welche das Geſetz doch fordert, wirkungslos 
machen, oder doch derfelben keine andere, als die meift ungu 
reichende Wirkung beilegen, daß das Kapital fofort wieder ges 
kündigt, und bei Ausfällen der Regreß an die Darleiher vers 
folgt werden müßte. Muß aber angenommen werden, daß das 
Gesetz bei der im $. 639 vorgeſchriebenen Anfrage an die 
geiſtl. Oben nicht blos eine nutzloſe Formalität beabſichtigt 
batte, ſo iſt zugleich auch anzunehmen, daß es durch dieſe Vor⸗ 
ſchrift die Genehmigung dergeiſtl. Obern für nothwendig habe er- 
klären wollen, und ift diefe letztere, dem Sinn des Geſetzes entſpre⸗ 
chende Auslegung in der Anwendung feither auch befolgt worden. 

Für die Nichtigkeit dieſer Auslegung ſpricht auch noch, 
daß die Redakloren des A: L. R. bei Abfaſſung der 88. 638. 
639 1. o. wie bei vielen andern 88. des Kirchenrechts, unzwei⸗ 
felbaft die in der Mark beſtehenden, kirchenrechtl. Vorſchriften 
als Anhalt benust haben, und daß die dieſen 88. zur Grunde 
lage dienenden Verordnungen v. 10. Febr. 1693 und 17. Mai 
1771 ausdrücklich bei Ausleihungen unter 50 hlr. die Anzeige 
bei dem Juſpeckor, bei Ausleihungen zu 50 Thlr. und mehr, 
den Conſens des Confiftortumg erfordern, (ef. Riedel, Magazin 
des Provinzial⸗ und ſtatutariſchen Rechts der Mark Branden⸗ 
burg Bd. L Abtheit. 2. S. 409 ff) Das Refer, des Königl. 
Juſtizmin. v. 27. Auguft 1820 (Mankopf ad II. 11. $. 638. 
S. 474. — Ergänzungen des A. L. R. von Gräff, Koch ꝛc. 
Thl. I. Abth. 3. S. 640) wodurch die Hypothekenbehörden 
angewieſen werden, eine auch ohne Conſens der geifil. Obern 
ihnen vorgelegte Schuldurkunde über ein Kirchenkapital einzu⸗ 
tragen, widerſpriche dieſer Auslegung nicht, indem auch hier 
die Einholung der Genehmigung der geiſtl. Obern als eine ge⸗ 
ſetzl. Vorſchrift anerkannt und nur ausgeführt wird, daß durch 
die antizipirte Eintragung — abgeſchen von der Zahlung 
des Kapitals — der Kirche nie Schaden, ſondern nur der 
Vortheil größerer Sicherheit erwachſen könne. Es muß daher 
in dieſem Stücke bel dem bisher beſtehenden, den Geſetzen ent⸗ 
ſprechenden Verfahren bewenden, 
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daß zur Ausleibung eines Kirchenkapitals von mehr als 
50 Thlr. vie Genehmigung der geiſtl. Oben erforderlich ift 

Dagegen kann dieſe Genehmigung nicht auch in dem Falle 
gefordert werden, wenn es fih nur um die Herabfegung des 
bisher gezahlten Zinsſatzes handelt. j 

Der Sinsfuß eines Dahrlehns bildet keine essentiale des 
Geſchäfts, ſondern nur ein accessorium. Die Subſtanz des 
Vermögens und deffen Sicherheit wird durch Hetabſetzung des 
Zins fußes nicht berührt; es entſteht nur in den laufenden Jah⸗ 
reseinnahmen eine Veränderung, für deren möglichſte Erhaltung 
die Verwalter des Kirchendermögens zunächſt zu forgen bemüht 
fein müſſen. 

Die 88. 636. 698. 643 und 644. II. 14. A. L. R., fo 
wie die denſelben zum Grunde liegenden Kurmärkiſchen Ber- 
ordnungen ergeben deutlich, daß der Conſens der geiſil. Obern 
zu Ausleihungen von mehr als 80 Thlr. weſentlich zu dem 
Zwecke erfordert wird, um die Sicherheit derſelben einer bö- 
heren Prüfung zu unterwerfen und Darlehne zu verhüten, 
welche das Subſtanzvermögen der Kirche der Gefahr eines Berz 
luſtes ausſegen würden. 

Der Conſens der geil. Obern kann aber nicht als Mit: 
tel angewendet werden, einen möglichſt hohen Zins ſatz zu erzie⸗ 
len. Die Auſſuchung geeigneter Darlehne liegt den unmitkel⸗ 
baren Vertretern der Kirche, dem Kirchenpatron und dem Kir⸗ 
chenvorſteher ob, und es muß von der pflichtmäßigen Wahrneh⸗ 
mung ihrer Obliegenheiten erwartet werden, daß fie ſich bes 
mühen werden, einen möglichſt günstigen Zinsſatz für die Kar 
pitalien der Kirchen zu erlangen. Die Grenze, bis zu weicher 
ſie dabei herabgehen können, wird einestheils durch die Beſtim⸗ 
mung in $. 635. 1. c. anderntheils durch den Zinsſatz der öf- 
fentl. Schulddocumente gegeben. Wollen Patron und Kirchen- 
vorſteher ein Darlehnsgeſchäft zu einem geringeren Zinsſatz⸗ 
contrabiren, als der, welcher für Depofita bei der Bank oder 
an die Inhaber öffentlicher Schuldverſchreibungen gezahlt wird, 
fo würden die geiftt. Obern mit Recht ihren Conſens dazu ver- 
weigern, und verlangen können, daß die Kapitalien der Kirche 
mit gleicher gefeßlicher Sicherheit zum Ankaufe von höher vere 
zinslichen, öffentlichen Schuldverſchreibungen (Staatsſchuldſchei⸗ 
nen oder Pfandbriefen) verwendet würden. 5 

Wird ihnen aber ein Darlehnsgeſchäft zur Beſtätigung 
vorgelegt, daß bei vollkommen genügender Sicherheit einen 

ichhohen oder höheren Zins abwirft, als der Ankauf öffent. 
piere, fo könnten ſich die geiſttl. Obern ſelbſt einer Regreß⸗ 
icht ausſetzen, wenn fie dieſem Gefchäfte nur in der Abſicht 
ihre Beſtätigung verſagten, um fpäter zu einer vortheifhafteren 
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Ausleihung Gelegenheit zu finden, und dadurch Urfache wür⸗ 
den, daß das disponible Kapital eine Zeitlang ungenutzt oder 
nur zu geringen Zinſen nutzbar liegen bliebe. 

Es erhellt hieraus, daß der Zinsfuß des Dahrlehns — 
fofern er nur wenigstens dem der im Verkehr befindlichen öf⸗ 
fentlichen Schuldverſchreibungen gleichkommt, auf den Conſens 
der geiftl. Obern keinen weſentl. Einfluß ausüben kann, und 
daß um dieses Zinsfußeswillens der Conſens nicht gefordert wird. 

Die Dispoſtlion über die Höhe des Zinsfußes bleibt das 
per den unmittelbaren Vertretern der Kirche allein überlaſ⸗ 
fen und ift um fo weniger Grund vorhanden, in die pflicht 
mäßige Sorgfalt derſelben biebei einen Zweifel zu fegen, als 
eben der Patron und, die von den Kirchenvorftehern vertre⸗ 
tene Gemeinde es find welche bei verringerten Einkünften der 
Kirche für den Ausfall aufzukommen die Verpflichtung haben. 

Wenn daher durch das in den gegenwärtigen Beitverbältniffen 
bedingte Sinken des Zinsfußes im Allgemeinen, auch für die 
ausgeliehenen Kirchenkapitalien nicht felten die Nothwendigkeit 
eintritt, eine Ermäßigung des Zinsſatzes zu geſtatten; jo kann 
die Prüfung, ob es dem Intereffe der Kirche mehr entſpreche, 
das ausgeliehene Kapital zu herabgeſetztem Binsfuße beizubehalten 
oder deſſen Kündigung anzunehmen und eine anderweitige Un: 
terbringung zu höheren Binfen zu ſuchen, den unmittelbaren 
Vertretern der Kirche allein überlaſſen werden; fie können zwar 
auf die befiere Benutzung aufmerkſam gemacht und ihnen zu 
diefem Zwecke auch Mittel und Wege, wenn fie der geiflichen 
Oberbehörde bekannt find, empfohlen werden, fie bedürfen aber 
zu der nach ihrer pflichtmäßigen Ueberzeugung unvermeidlichen 
Bewilligung einer Herabſetzung des Zinsfußes, des Conſenſes 
der geiſtl. Obern nicht. 

Die natürliche Grenze dieſer Herabſetzung wird auch hier 
durch den Zinsfuß der öffentl. Stattspapiere gegeben; die uns 
mittelbaren Vertreter der Kirche würden ſich einem Regreßan⸗ 
ſpruche ausfegen, wenn fie einen geringeren Zinsfuß, als den, 
welchen die Kirche in jedem Augenblicke durch Ankauf öffent 
licher Schuldpapiere ſich RR kann, confentiren wollten. 


Inſtruction für die Vorſteher der Kirchen, Hos⸗ 
pitäler und andern milden Stiftungen. 

Sr. Königl. Majeſtät von ien haben bereits im J. 
1724 einen Plan durch den Druck bekannt machen laſſen, in 
welchem die Pflichten der Vorſteher bei den Kirchen und übri⸗ 
e milden Stiftungen, beſonders wegen Adminiftrafion der 
Caſſen, und Führung der Rechnungen, enthalten find, Es ift 
indeſſen bemerkt, daß dieſe Vorfeprift bei verſchiedenen Kirchen 
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und Stiftungen nicht mehr vorhanden iſt. Da ſolche überdem, 
wegen der feit 1724 veränderten Verhältniſſe, auf die gegen: 
wärtigen Zeiten nicht mehr ganz anwendbar, fo ift, um biefem 
zweifachen Mangel abzuhelfen, eine Reriſſon dieſes Plans vers 
anſtaltet, und werden demnach den ſämmilichen Vorſtehern der 
Kirchen“ und andern milden Stiftungen, fortmehr durch ge. 
genwärlige Inſtruction nachstehende Auweiſung zur genaueften 
Befolgung ertheilet: 

$. 1. Zuvörderſt hat es bei der Verordnung v. 8. Oetbr. 
1781 fein Bewenden, daß bei den Königl. Kirchen außerhalb 
Königsberg, ein tüchtiger Ober Kirchen ⸗Vorſteher, adelichen, 
oder auch vorkommenden Umſtänden nach, bürgerlichen Standes, 
angeſtellet werden muß. Er wird daher von den Kirchen, bei 
welchennoch kein Obervorfieher vorhanden, oder auch bei entſtehen⸗ 
der Vacanz, die nöthige Anzeige durch die Behörde erwartet, und 
find zugleich ein oder mehrere Subjecte in auf ul. ei brine 
gen. Dem Prediger liegt vorzüglich ob, auf die Befolgung 
dieſer Vorſchrift zu halten. 

F. 2. Der Ober⸗Kirchen⸗Vorſteher ift gemäß Verordnung 
vom 12. Novbr. 1751, von der Eidegleiſtung dispenſirt, außer 
an den Orten, wo ſolches vorher gebräuchlich geweſen. 

8. 3. Dagegen kann derſelbe nach der Feſtſczung vom 
4. Febr. 1752, eine Befreiung von den Kirchen - Präftandis, 
zum Nachtheil der Kirchencaſſen nicht verlangen. Er muß 
vielmehr dieſes öffentliche Amt unentgeldlich übernehmen, und 
wenigſtens drei Jahre verwalten, Í 

§. 4. Hiernächſt muß, zufolge der in ältern Zeiten er⸗ 
gangenen Verordnungen, jede Kirche oder milde Stiftung, mit 
zwei bis drei, in Eides Pflicht genommenen, Vorſtehern verſe⸗ 
ben, und ſeibige niemalen obne ſolche gelaſſen werden. Bei 
jeder eintretenden Vacanz hat der Prediger daher ein oder 
mehrere Subjecte der Behörde ſofort vorzuſchlagen. Nur chriſt⸗ 
liche und geſittete Männer, die bei der Gemeinde in gutem 
Nuf ſtehen, find zu dieſem Amte für qualificiet zu achten. 
Auch müffen ſolche nach dem Reſcript d. d. Berlin, v. 8. Der. 
1734, wo möglich, bemittelte Leute fein. 

$. 5. Da das Vorſteher⸗Amt als ein munus publicum 
zu betrachten; ſo kann keiner von den Eingewidmeten, dem 
ſolches übertragen wird, und der die nöthige Tüchligkeit dazu 
beſtzt, foldes ohne beſonders erhebliche Gründe ablehnen. Es 
ift vielmehr ein Jeder, den die Obrigkeit dazu beſtimmt, gehal- 
ten, das Vorſteher Amt 05 auf drei Jahre zu Übers 
nehmen. Nur kein Patronus, Beamter, Pfarrer oder Schul⸗ 
lehrer kann dazu erwählet werden. 
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$. 6. Die Kicchen-Vorfteher bleiben von Kirchenabgaben 
noch fernerhin in der Art befreiet, wie foldes bisher bei 
jeder Kirche üblich geweſen. Auch find folde nach dem Refer, 
d. d. Berlin, den 5. Mai 1774, von der Cautionsleiſtung 
dis penſirt. 

$. 7. Den Ober» und den Kirchenvorſtehern lieget über- 
haupt ob, gemeinſchaftlich mit dem Prediger das Beſte der 
Kirche A fördern, fo wie jeden Nachtheil von ihr zu entfernen. 
Sie müfen fih eifrigſt bemühen, die Einkünfte der Kirche 
oder fonftigen milden Stiftung, zu erhalten, und fo viel mög⸗ 
lich, auch ohne Jemandes Benachtheiligung geſchehen kann, zu 
vermehren. 
S. 8. Die eigentliche Pflicht der Vorſteher aber beſtehet 
in einer ordentlichen und treuen Adminiſtration des Vermögens 
von der ihrer Vorſorge anvertraueten Kirche oder andern Stif⸗ 
tung. Dazu gehört, daß feige 1) die Einkünfte jährlich rid- 
tig einfordern und getreulich berechnen, 2) bei den Ausgaben 
alle hausbälterifche Sparfamfeit beobachten, auch auf die zweck. 
mäßigfte Verwendung ſehen und 3) über Einnahme und Aus“ 
gabe richtige Rechaung führen und ablegen. 

$. 9. Soviel die Einnahme und befonders der jährlichen 
Gefälle an Reale und Perſonal⸗Decem, Banken: Geld ze. be- 
trifft; fo geſchiebet ſolche an dem dazu beſtimmten Tage, in 
der Widdem, im Beiſein des Predigers, welcher den Vorſte⸗ 
bern bei dieſem Geſchäfte überhaupt aſſiſtiren muß. 

$. 10, Bei Erhebung der beſtändigen Gefälle wird das bei 
jeder Kirche ſubſiſtirende Corpus bonorum zum Grunde ge- 
legt. Jedoch ift bei etwanigen Xiternationen dieſer Gefälle eine 
Beſcheinigung der Grund⸗Obrigkeit erforderlich, durch welche 
die Einnahme zu juflifieiren, 

$. 11. Der Perſonaldecem wird nach Maaßgabe der jähr⸗ 
lich von den Domainenämtern, Magiſträten und adeligen Ju⸗ 
risbictionen einzureichenden Gonfigmationen der Decemspflichti. 
gen eingenommen. Der Prediger hat folde aber zuvor mit 
dem Conſitentenbuch der Kirche genau zu vergleichen, damit 
Niemand übergangen werde. Die GC von ihm zu beſchei⸗ 
nigenden Conſignationen kommmen als Beläge zur Rechnung. 

$: 12. Die übrigen unbeſtändigen Gefälle an Klingſäckel⸗ 
geld, Geſchenken, Glocken⸗ und Erdgeld ıc. mäflen mit aller 
Gewiſſenbaftigkeil der Kaffe berechnet, und die Richtigkeit der- 
ſelben vom Prediger beſcheiniget werden. Dem Prediger wird 
dabei beſonders zur Pflicht gemacht, eher keinen Trauungs , 
Es: Eé Actum zu verrichten, bis die Gebühre an die Kirche 
erlegt ſind. 
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9, 13. Vorſteher müſſen vorzüglich darauf halten, daß 
ſämmtliche Gefälle an die Kaffe zur geſetzten Zeit abgeführet 
werden, und nichts im Rückſtande bleibt. Es if taber ihre 
Pflicht, wenn ihre Erinnerungen bei den ſäumigen Debenten 
nichts fruchten, die nöthigen Verfügungen zur Beförderung bei 
der Orksobrigkeit zeitig zu ertrabiren, Leiſtet dieſe ihnen nicht 
die gehörige Aſſſſtenz: fo müſſen fie dem Etatsminiſteris davon 
ungeſäumt Anzeige machen und Remedur nachſuchen. In jes 
dem Falle, wo die Vorſteher hiebei etwas verſäumen, und da⸗ 
durch die Forderungen illiquid und inerigible werden, follen fie 
zur Erftattung ex propriis angehalten werden. 

8. 44. In Anfebung der Ausgaben muß durchgehend 
pflichtmäßige Sparsamkeit beobachtet werden. Die ordinaiten 
und etatsmäzigen Ausgaben mäſſen richtig ausgezahlet, unge 
wöhnliche und ertraorbinaire aber nicht cher getrieben werden, 
als bis fie dazu durch Decharge autoriſtret find. 

8, 18. Bear Got den Vorfehern, in Betreff ber 
Ausgaben, ob, ibre ganze Uufmertfamteit auf die Erhaltung 
der Kirchen, Predigerwohn: und Wirthſchatsgebäude und 
Kirchſchul⸗ und Wittwengebände zu richten. Sie haben daher 
zu Joren, daß ſolche in Dach und Fach gut unterhalten und 
Hefte Mängel, zur rechten Zeit und küchtig ausgebeffert, da- 
durch aber Hauptreparaturen und neue Bauten vermie⸗ 
den werden. 

$. 16. Kleine Reparaturen bis zwei Thaler können die 
Vorſteher nach der erneuerten Verordnung v. 6. Septbr. 1790, 
bei welcher es durchgehens verbleibet, A ferner ohne Anfrage 
und Approbation unternehmen. Das Etats- Minifterium ers 
wartet aber, daß ſie auch hiebei das Beſte der Kirche beobach⸗ 
ten und auf die tüchtige Inſtandſetzung mit möglicher Menage 
ſehen werden. k 

$. 17. Zu größeren Reparaturen und Neubauten ſiud 
competente Anfchläge der Kreisbaubedienten erforderlich. Die 
Vorſteher müſſen die Baumängel daher in Zeiten dem Lands 
baumeiſter zur Unterſuchung und Veranſchlagung anzeigen und 
die Anſchläge durch die Kreis⸗Juſtſz⸗Commiſſion zur Approba⸗ 
tion einreichen. 

F. 18. Die approbirten Bauten und Reparaturen follen 
zwar in der Regel zur Entrepriſe ausgeboten werden. Das 
Etatsminiſterium behält fid aber vor, bei eintretenden beſon⸗ 
deren Umſtänden ſolche auch den Vorſtehern zur Ausführung 
auf Rechnung zu überlaſſen. Vorzüglich wird in dem Falle 
darauf Rückſicht genommen werden, wenn von der Rechtſchaf⸗ 
ſenheit und Sachkenntniß der Vorſteher erwartet werden kann, 
daß die Arbeit unter ihrer Aufſicht tüchtiger und vielleicht auch 
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wohlfeller, als durch einen Entrepeneur ausgeführt wird, Wenn 
ihnen daher Bauten in Adminiſtration überlaſſen werden; fo 
ik es ihre Pflicht, für die tüchtigfte Ausführung und daß die 
Anſchlags⸗Summe nicht überſchritten werden, zu ſorgen. 

$ 19. Bauten und Reparaturen aber, die nicht auf 
Rechnung ausgeführt werden, ſind förmlich zu Entrepriſe zu 
Heitiren, Bei dem Entrepreneur wird nicht nur Sachkennt⸗ 
niß, ſondern auch, daß es ein zuverläſſiges und ſicheres Sub⸗ 
ject fei, unerlaßlich erfordert. Die Vorſteher haben fih daher 
Hoen. beſonders ob der Entrepreneur in guten Vermögens⸗ 
umſtänden iſt, auch ob er ähnliche Bauten und Reparaturen 
mit gutem a 0 bereits ausgeführet, die nöthige Kenntniß 
zu verſchaffen. enn dabei kein weiterer Zweifel vorwaltet; 
fo können fie nach erfolgtem Zuſchlage den Contract abſchlie⸗ 
ßen und zur Approbation einfenden, Sie haben aber bei Aus⸗ 
zahlung des erſten Termins zu Anschaffung der Materialien, 
fo wie aller übrigen Termine die nöthigen Vorſichtsmaßregeln 
zur een der Kirchenkaſſe oder des Kirchenbaufonds, je 
nachdem das Geld aus dieſem oder jener hergegeben wird, bei 
eigener Verantwortung pflüchtmäßig anzuwenden. 

S. 20. Daß die Repartition der Hand» und Spagn- 
dienſte mit Zuziehung der Gemeinde angeleget werde, müßſen 
fie zeitig bei der Kreis⸗Juſtizcommiſſion nachfuchen, damit die 
Materialien, wo möglich, bei gutem Winterwege beigeſchafft 
werden können. 

8, 21. Da auch die Kirchenkaſſen größtentheils Fein bin- 
längliches Vermögen befigenz fo wird es nothwendig, genau 
darauf zu halten, daß ſolchen keine Bauausgaben obtrudirt 
werden, zu welchen fie nicht ganz unbezweifelt verbunden find. 
Dieſerhalb müſſen Vorſteher bei jedem Neus und Reparatur⸗ 
Bau genau untersuchen, wem folder eigentlich obliegt, und 
ihre eiwanigen Bedenken anzeigen. 

8. 22. Auch it durch ältere Verordnungen bereits feft- 
Sa, daß die Geiftfichfeit wegen des Beneficii der freien 

ohnung kleine Reparaturen an ihren Gebäuden, Ausbeſſe⸗ 
rung der Schlöffer, Fenter, Ausſchmierung der Oefen und 
fonft bis zu Einem Thaler ex propriis beforgen müſſen. 
Die Vorſteher werden daher angewieſen, auch hierauf genau 
zu halten. 2 

8. 23. Ueber alle Ausgaben müſſen gehörige, glaubwür⸗ 
dige Quittungen von den Empfängern ausgeftellt, und wenn 
ſolche nicht ſchreiben können, die von einem Andern zu ſchrei⸗ 
bende Quftfung von ihnen mit Kreuzen unterzeichnet werz 
den, deren Eigenhändigkeit der Pfarrer beſcheinigen muß. 
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$. 24, Ueber bie jährliche Einnahme unde ausgabe müſſen 
die Vorſteher hiernächſt richtige und accurate Rechnung führen 
und ablegen. Ratione formalium bleibt es bei dem einge⸗ 
führten Schemate. Ratione Materialium aber muß die Eins 
nahme durch gehörige Atteſte verificiret und die Ausgaben eben⸗ 
falls durch hinlängliche Quittungen und fonftige Beläge dars 
gethan werden, weshalb auf die vorhergehenden $$. Bezug ges 
nommen wird. 

$. 25. Bei den Landkirchen und überhaupt an den Or⸗ 
ten, wo die Vorſteher nicht schreiben können, ift es die Pflicht 
des Predigers, ihnen in Führung der Rechnung und ſonſt 
zu aſſiſtiren. e 

§. 26, Die Rechnung muß dem Gircularrefeript von 
15. Januar c. zufolge innerhalb vier Wochen nach dem Jah⸗ 
resſchluß abgeliefert werden, anderergeſtalt die Rendanten in 
die im Circular⸗Reſcript und der Rechnungs + Inſtruction 
vom 27. Februar 1769 beſtimmte Strafe von fünf Thalern 
verfallen. 

s! $. 27. Die von der Reviſionsbehörde formirten Notata 
find bei der nächſtfolgenden Jahresrechnung unfehlbar voll» 
ſtändig zu beantworten und zu erledigen, damit die Decharge 
erfolgen kann. 

5. 28. Die jährlich übrig bleibenden Kaffenbeflände, in- 
ſofern ſolche nicht zu currenten Ausgaben gebraucht werden, 
müſſen bei eigener Erſtattung der Bancozinſen vorerft wenige 
fens in die Banque geliefert werden. Hiernächſt find bës, 
falls fie zu höheren Zinſen mit Conſens des Etatsminiſterii 
nicht ficher untergebracht werden können, den ergangenen Vor⸗ 
ſchriſtten zufolge, der Landſchaftskaſſe SN zu offeriven. Auch 
ift verordnetermaßen dafür zu forgen, daß die Pfandbriefe außer 
Cours geſetzet werden. 

8. 29. Bei jeder Anleihe, welche aus den Königl. Kir- 
hen» und Stiftungskaſſen verlanget wird, ift, ſowie bei jeder 
Zurücknahme eines ausstehenden Capitals der Conſens des 
Etatöminifterii erforderlich. Bei Nachſuchung des Conſenſes 
zu Anleihen muß ein Hppothekenſchein und das pflichtmäßige 
Gutachten der Vorſteher beigefügt werden, ob das verlangte 
Anlebn durch die offerirte Hypothek völlig gefichert iſt. Es er⸗ 
fordert daher ihre Pflicht, ſich über die Hypothek genaue Nad 
richt zu verſchaffen, und wenn der Grund an demſelben Orte 
belegen, ſolchen felbft zu unterſuchen, ob die etwanigen Ge- 
bäude in gutem baulichen Zuſtande ſich befinden, und die Hy⸗ 
SO überhaupt den im Hppothekenſchein, oder auch tarirten 

erth wirklich hat. Fürnämlich maſſen Vorsteher bei Häu- 
fern von geringem Werth in kleinen Städten, wenn ſolche mit 
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einem nutzbaren ländlichen Grundſtück nicht verbunden, die 
äußerſte Vorſicht gebrauchen. Sie bleiben verpflichtet, fih um 
die bauliche Unterhaltung der Gebäude von Zeit zu Zeit ge- 
nau zu befiimmern, fo wie fie bei jedem ſich Außernden Ber- 
‚fall, oder wenn der Debitor mit den Zinſen zurück bleibt, den 
Conſens zur Kündigung, bei eigener Vertretung, in Zeiten einbos 
len müſſen. i 

$. 30. Die baaren Caſſenbeſtände, Schuldocumente und 
currenten Rechnungen, auch die dazu gehörigen Beläge, wer⸗ 
den in einem eisernen oder in einem hölzernen mit Ci: 
fen gut befhlagenen Kasten, aufbewabrt. Solcher muß mit 
zwei bis drei tüchtigen Schlöſſern verfehen fein, zu welchen der 
Prediger einen, und ein oder zwei Vorſteher, jeder einen be⸗ 
fondern Schlüſſel haben, fo daß einer ohne den andern zu dem 
Kaften nicht kommen kann. Si die Sacriftet gut befeſtiget, 
und vor Einbrüchen geſichert; ſo gehört der Kirchenkaſten in 
biefelbe, fonft aber in die Wohnung, des Predigers. 

$. 31. Daß das Inventarium bei den Kirchen, an Ges 
räthſchaften, Baumaterialien und ſonſt, gehörig afferviret, und 
jährlich wenigſtens einmal revidirt werde, gehöret ebenfalls zu 
den Pflichten der Vorſteher. 

$. 32. So wie nun zwar die Oberkirchenvorſteher mit 
den Caſſen und den Rechnungen nichts zu ſchaffen haben, in⸗ 
dem den Vorſehern foles biet: fo find fie dennoch ver 
pflichtet, auf die gute Verwaltung der Caſſen, und daß rich⸗ 
tige Rechnungen geführet, und zur gefeten Zeit abgeleger wer⸗ 
den, genau zu halten, auch eh dem Prediger, denen 
Vorſtehern, wenn fie des Schreibens nicht erfahren, bei Ber 
tigung der Rechnungen, des Etats und Führung der Correfpons 
dence, zu aſſiſtiren. N 

5. 33. Die Vorſteher der Hospitäler haben ſich nach vor- 
ſtehenden Anweiſungen, welche in den mehreſten Punkten auch 
auf ſie Anwendung finden, ebenfalls genau zu achten. Wegen der 
aufzunehmenden Hospitaliten wird noch folgendes hinzugefüget: 

S. 34. Es müflen die Vorſteher jeden Hospitals gemein- 
ſchaftlich mit dem Prediger, als Inspector deſſelben, einen den 
Umſtänden des Hospitals angemeſſenen Numerum der aufzu⸗ 
nehmenden Hospitaliten, dem Etateminifterio zur Beſtätigung 
in Vorſchlag bringen: dieſer approbirte Numerus darf als⸗ 
dann ohne befonders erhebliche Urſache nicht überſchritten werden. 

$. 86. Jede Bacang einer . ifi dem Etats- 
minifterio durch die Bebörde ſofort anzuzeigen, und find zu- 
gleich die aufzunehmenden Subjecte in Vorſchlag zu bringen. 
Es muß dabei das Alter und der chriſtliche Lebenswandel des 
Recipiendi, erſteres durch einen Taufſchein, letzteres durch 
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ein Atteſt des Predigers, fo wie bie Hllſsbedgrfiigkeit durch 
eine Beſcheinigung der Ortsobrigkeit, und die kränklichen Um- 
fände und Leibesgebrechen durch ein mediziniſches Attest er- 
wieſen werben. 2 d 

$.36. Was endlich die unter Mediatpatro naten fehen- 
den Kirchen und milden Stiftungen betrifft; fo find die Bor: 
feber derſelben verpflichtet, ſich nach dieſem Circulare, welches 
vom 8. 4. bis 34. incl. auf die Anwendung findet, ebenfalls 
zu achten. Jedoch verſteht es ſich dabei von ſelbſt, daß fämmt- 
liche Conſenſe und Adprobationen bei Geldanleihen, Bauten, 
und in allen die Stiftung und deren Caſſe angehenden Anges 
legenheiten, auch fernerhin, wie vorher, vom Patrono erthei⸗ 
let werden, und inſofern derſelbe z. B. nicht bei einer Une 
leihe, als Schuldner, für mitintereffiet, anzufehen iſt. 

$. 37. Die Kreis- Sufizommiflion und überhaupt alle 
Obrigkeiten, welche den Kirchen, Hospitälern und andern mil 
den Stiftungen vorgeſetzet find, haben nach der ihnen obliegen⸗ 
den Dienſtpflicht, dahin zu ſehen, daß die Inſtruction von den 
Vorſtehern und Curatoren, zum Beſten der Kirchen, Hospitä⸗ 
ler andern milden Stiftungen, zweckmäßig wahrgenommen 
werde, und wenn fie Mängel finden, ſolche dem Etats miniſte⸗ 
rio fofort anzuzeigen. 

Königsberg, den 24, Oetbr. 1801. 

Königl. Oſtpreußiſches Etatëminifterium. 
Finkenſtein. Zä 


n hoff. Oſtau. 
30. 


Gire, V. d. R. zu Königsberg v. 23. Octbr. 1841. 
Nro. 2% K. S. 
Es ift der Fall vorgekommen, daß getriebne Silberarbei⸗ 

ten von bedeutendem Kunſtwerthe, welche einer Kirche gehör- 
ten, von dem betreffenden Kirchenvorſtande an die Hauptmünze 
zu Berlin zum Einſchmelzen gefendet worden find und ihr Uns 
tergang nur dadurch hat verhindert werden können, daß Seine 
Majeſtät der König ſolche ankaufen zu laffen geruht haben. 
Wenn gleich fih nicht annehmen läßt, daß derartige Fälle óf 
ters ſich ereignen werden, indem der Vorſtand einer jeden Kirche, 
welche im Ze werthvoller oder in künſtleriſcher und geſchichtlicher 
Beziehung merkwürdiger und wichtiger Gegenſtände ſich befin⸗ 
det, auf deren wünſchenswerthe ſorgfältige Erhaltung ſchon im 
eigenen Intereſſe Bedacht nehmen und zu dem Entſchluſſe des 
erkaufs berfelben Behufs der Befriedigung eines etwanigen, 
anderweit nicht o deckenden Bedürfniſſes der Kirche nur im 
auß erſten Falle fchreiten wird, fo hat ſich doch das Königl. 
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Miniſterium der geiſtlichen, Unterrichts, und Medizinalangele⸗ 
genheiten in Folge eines Allerhöchſten Befehls veranlaßt geſe⸗ 
ben, uns aufzufordern, durch die Herren Superintendenten 
dahin zu wirken, daß der wünſchenswerthen Erhaltung der in 
den Kirchenſchätzen vorhandenen werthvollen Gegenſtände beſon⸗ 
dere Aufmerkſamkeit und Sorgfalt gewidmet und eine Verän⸗ 
derung oder Veräußerung damit nur in beſondern, nicht leicht 
vorkommenden, Fällen vorgenommen werde. Wo ſolche zur 
Deckung kirchlicher Sin unumgänglich nötbig fein folte, 
folt der Bestimmung des Königl. Miniſtertums gemäß demſel⸗ 
ben hievon jedesmal vorher durch uns, mit Angabe der Ver⸗ 
kauſsbedingungen, Anzeige gemacht werden, damit event. der 
Ankauf ſolcher werthvollen Sachen für eine vaterlaͤndiſche Samme 
lung veranlaßt werden kann. 

Die Herren Superintendenten veranlaffen wir, diefe Bes 
ſtimmung den Kirchenkollegien Ihres Auſſichtkreiſes zur genau⸗ 
ſten Befolgung bekannt zu machen, mit dem Beifügen, daß, 
wenn Gegenſtaͤnde von Werth zu den Kirchengerälhſchaf⸗ 
ten ſelbſt gehören, zu deren Veräußerung ohnehin ſchon die 
Genehmigung des Staats nach Vorſchrift des A. L. R. Thl. II. 
Tit. 11. $. 179—182 durch uns 1 if. 

Zur Mittheilung an die Kirchencollegien fügen wir ein 
zweites Exemplar dieſer Verfügung hier bei, 
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Gire, vom 25. November 1799 wegen Verlegung 
der Kirchhöfe außerhalb der Städte und Dörfer. 

Von Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von 
Preußen x. a, Unſern gnädigen Gruß zuvor, Hochgelahrte 
Liebe Getreue. Zum öftern ift von Unferm Etats, Miniſterio 
gemeinſchaſtlich mit Unſern Krieges- und Domainen: Kammern 
der Wunſch zu erkennen gegeben worden, 
daß die Vegräbniß Orte außerhalb denen Städten und Dör⸗ 

fern angeleget, 

und die Schwierigkeiten, welche dieſer zum allgemeinen Beſten 
abzweckenden Einrichtung entgegenſtehen, unterfucht, erwogen 
und hinweggeräumt werden möchten. $ 

Es hat auch unfere Krieges⸗ und Domainen: Sammer zu 
Gumbinnen in Anno 1789 General- Tabellen von denen zu 
transloeirenden, und neu anzulegenden Kirchböſen bei denen 
Städten und Dörfern anfertigen laſſen, und von denen mehs 
fen Geiftlichen Inſpeckoren find auf das unterm 6. Febr. 
1788 erlaſſene Reſcript Berichte eingegangen. Weil aber alle 
diefe Verhandlungen größtentheils einfeitig unternommen worden 
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und Generalia enthalten: fo hat darauf Nichts beſtimm⸗ 
tes verfügt werden können, weil es auf die bei einer jeden 
Kirche vorkommenden befonderen Umſtände ankommt, weiche von 
der Gerichts⸗Obrigkeit eines jeden Orts mit Zuziehung des 
Predigers, der Rirchen⸗Vorſteher und der Gemeine unterfucher, 
erwogen und regutiret, und ſodann allererft zur Beſtätigung 
Unferes Etats⸗Miniſterii eingeſandt werden müſſen, welches 
darüber mit Unſern Kriges⸗ und Domainen⸗ Kammern zu concens 
tiren nicht unterlaſſen wird. Um in der Sache näher zu treten, 
bat Unſer Oſtpreuß. Etats- Minifterium gemeinschaftlich mit 
Unferen Krieges und Domainen -Kammern nachfolgendes ans 
zuordnen nöthig gefunden. 

1) Es werden von Unfern Krieges und Domainen: Kam» 
mern, die Magifräte in den Städten, und die Juſttz⸗ 
Beamte auf dem platten Lande, angewieſen werden, die 
Sache wegen Ablegung der Begräbnig- Derter außerhalb 
denen Städten und Dörfern, und die dabei vorkommende 
Schwierigkeiten gemeinschaftlich mit dem Prediger, denen 
Kirchen» Vorſtehern, und der Gemeinde zu unterſuchen, und 
in Ueberlegung zu ziehen, über alles einen vollſtändigen Res 
cef aufzunehmen, und beſtimmte Vorſchläge Unſerm Etats- 
Miniſterio einzureichen, wie Alles nach denen bei einer jeden 
Kirche und an einem jedem Orte vorkommenden beſondern 
Umſtänden einzurichten, und in welcher Art die fih due 
e Schwierigkeiten am leichteſten und zwedmäßigften 
zu heben. 

Was aber die Adel. Kirchen anbetrifft, fo folen Lehns- 
Patrone durch die Kreis Justiz Kommiſſiones, reſp. Erbämter 
angewieſen werden, alles Erforderliche diefer Instruktion gemäß 
zu beobachten. 

2) Dieſerhalb if, wenn zuvor ein Termin zu dieſer Unterfur 
chung von der Gerichtsobrigkeit mit dem Prediger verabredet 
und beſtimmt worden, der Gemeinde 3 Sonntage nach ein: 
ander bekannt zu machen. 

Da angemerkt worden, daß die mehreſte bei denen Kire 
chen belegene Kirchböfe für die vielen Leichen, welche daz 
ſelbſten feit verſchiedenen Jahren begraben worden, zu klein 
find, und dieſes nicht allein schädliche Ausdünſtungen vers 
urſachet, ſondern es auch dem Wohlſtand entgegen läuft, 
wenn Leichen, weiche noch nicht zu ihrer völligen Verwe⸗ 
ſung übergegangen, ausgegraben, und die Gebeine der 
Berſtorbenen auf denen Site berum geworfen werden, 
fo wäre höhern Orts verordnet worden, darauf Bedacht 
zu nehmen, die gegenwärtigen Kirchböfe zu erweitern, oder 
oder auch neue außerhalb denen Städten und Dörfern 
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anzulegen. Da indeffen erforderderlich if, daß diefe Ans 
gelegenbeit, und die verfchiebenen dabei vorkommenden Um- 
ſtände mit denen Gliedern der Gemeine in Ueterlegung 
gezogen werden; fo hätten in den Städten die Repräſen⸗ 
kanten der Bürgerſchaft, und auf dem platten Lande die 
Ad. und Cöllmiſchen Gutöbefiger, Schulzen und Dorſs⸗ 
Vorſteher, ſich in dem zu beſtimmenden Termin in der 
Pfarrer⸗Widdem einzufinden. 

3) In dieſem Vermin mäſſen von der Obrigkeit jebes Orte 
im Beiſein des Predigers die Kirchen⸗Vorſteher, und die 
versammelten Glieder aus der Gemeine alle bei dem gegen- 
wärtigen Kirchbofe vorkommende Umftände genau unterfuchet, 
und in Ueberlegung gezogen werden, ob der gegenwärtige 
Kirchhof nach dem Verhältniß der Gemeine, und der vor⸗ 
kommenden Sterbefälle räumig genug fei, oder einer Eriwei- 
terung, oder auch neue Anlegung erfordere. 

4) Sollte das Letztere angetroffen werden, wie dieſes bei bes 
nen mehreſten Kirchhöſen allerdings der Fall fein wird fo muß 
gemeinschaftlich in Ueberlegung gezogen werdn, an welchem 
Orte entweder bei der Stadk, oder Dorfe, wo die Kirche 
Dé befindet, oder auch bei einem andern Dorfe, ein ſchick⸗ 
licher Platz zur Anlegung eines Kirchhofes anzutreffen, unter 
welchen Bedingungen der etwanige Eigenthümer den Platz 
zu dieſem Behuf an de geneigt fei, auf welchen Fall, 
wenn ſolches auf eine billige Art geſchehen kann, das Er- 
ſorderliche mit Vorbehalt der Approbation Unſeres Etats⸗ 
Minifterit zu reguliren if, 

5) In welcher Art die Bewahrung eines ſolchen Platzes eins 
urichten, ift mit denen Kirchen⸗Vorſtehern und der Gemeine 
in Ueberlegung zu ziehen, und da die größtentheils unvermö⸗ 
* Kirchen» Kaffen, zu dieſer zum alleinigen Beſten der 

jemeinden abzweckenden Einrichtung nichts beitragen können, 
fo it sogleich mit Zuziehung der Gemeine eine billige und 
verhältnißmäßige Repartition; wegen Anlegung und Untere 
haltung dieſer Bewahrung der neu einzurichtenden Begräb⸗ 
niß⸗ Plätze anzufertigen. 

6) In Unfehung des Weges, welcher zu ſolchen neu angule- 
genden Begräbnißpfägen führen fol, if das Erforderliche 
gemeinſchaftlich zu unkerſuchen, und zu reguliren. 

7) In denen Kirchſpielen, woſelbſt ſich außer denen Kirche 
Höfen, ſchon beſondere Begräbniß Pläge bei denen Dör⸗ 
fern befinden, müſſen felbige verzeichnet, aber auch die das 
bei vorkommende Umſtände und augetroffene Mängel volls 

+ Mändig recelürt, zugleich aber auch Vorſchläge einge- 
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reicht werden, wie denen angettoffenen Mängeln am Gaza, 
ften abzuhelfen. 

8) Muß mit Zuziehung der verſammelten Glieder aus der 
Gemeine wohl überlegt werden, was für Anordnungen zu 
machen nöthig fein werden, damit die Kirchen⸗Kaſſen, und 
die bei denen Kirchen angeſtellte Bediente von ihren Ein⸗ 
künſten nichts erleiden, und damit alle Sterbefälle, ehe 
die Beerdigung erfolget, dem Prediger mit allen dabei vors 
kommende Umſtände angezeigt werden, um das Lodten,Re⸗ 
giſter jederzeit vollſtändig erhalten zu können. Sind Euch 
in Gnaden gewogen. 


32. 


Circ. V. der Reg. zu Königsberg v. 6. Ma 1840. 
Das Königl. Confiftorium bat in feinem Circular an bie Sur 
perintendenten vom 8. v. M. auf die Erhaltung und würdige Ge- 
ſtaltung der Theilmahnte der Geiftlichfeit an den Begräbniffen 
aufmerkſam gemacht, dabei aber in Anregung gebracht, daß 
die abgefonderten Dorſbegräbnißplätzen oft gänzlich verwahrloſet 
und in ihren Einrichtungen vernachläßigt werden. 

Dieſe Wahrnehmung iſt richtig. Wir beauftragen daher 
die Herren Landräthe, bei ihren Bereiſungen den Zustand der 
Dorf- und anderer Privatbegräbniß⸗Plätze genau zu unterſu⸗ 
chen, namentlich ob die Bewährung derſelben, ſie mögen in 
Zäunen, lebendigen Hecken oder Gräben beſtehn, den Zweck zu 
erreichen geeignet und völlig im Stande erhalten find, In 
den ertheilten Conzeſſionen ift es neuerlich ausgeſprochen, was 
dehalb zu leiſten fei: in ältern Fällen it aber das Erſorder⸗ 
liche polizeilich anzuordnen und durch die Drtöpolizei auszu⸗ 
führen, Wenn eine Ortſchaft, Gutsberrſchaft oder Familie 
unterläßt, den diesfäuigen Pflichten zu Medal ift auf Schlie⸗ 
fing des Begräbnißplatzes unter den Modalitäten des iech, 
Gabinete +Wefepie vom 8. Januar 1830 (Amtsblatt S. 80.) 
anzutragen. 

Wir machen hiebei darauf aufmerkſam, dab die Anlage 
beſonderer Begräbniß⸗ Plätze (Mogillen) für einzelne Ortſchaſten, 
fofern nicht durch die Cofalität bedingte, beſondere Werhäftniffe ob- 
walten, nicht geftattet werben darf, wie folches das Königl. Miniſte⸗ 
rium in einem Spezialfau gemäß Beſcheides vom 2. Februar 
1839 ausgeſprochen bat, Ueberbaupt dürfen einzelne und Fa⸗ 
milienbegräbnißplätze nach Vorſchriſt des A. 2. SN. II. Tit. 11. 
$. 186, 187. 764. nicht ohne Nachwelſung erheblicher Urfachen und 
nicht ohne Einwilligung der Polizeivorſteher des Orts von den 
geiftlichen Chen geſtattet werden, daher Gefuche folder Art 
auch zunächſt an die Polizeibehörden gehn und uns mit deren 

40˙ 


628 


Gutachten über die ſtattfindenden Verhälkniſſe und die Lokalität 
vorgelegt werden müſſen. 

Die Erhaltung der Geſammtbeerdigungsplätze der Gemeine 
(Kirchhöfe), fo lange fie zu Beerdigungen gebraucht werden, 
wird der Aufficht der Herrn Landräthe ebenfalls empfohlen, da 
ſolche ſehr oft in den Bewährungen vernachläßigt, unordentlich 
gehalten, mit Bauſchutt überfüllt oder ſonſt verunziert werden, 
weshalb den Kirchenvorſtänden der etwa nöthige Beiftand gegen 
die Verpflichteten zu gewähren iſt. 

Den Ortspollzeivorſtänden ift das Erforderliche hierüber 
zu eröffnen. 


32. 


Inſtruktion der Königl. Regierung zu Danzig 
v. 6. Mai 1841 (Minit, Bl. 1841 S. 1860 über die 
Anlegung beſonderer Begräbnißpläge. 

3 kommen gegenwärtig fo häufig Gefuche um Anlegung 
beſonderer Begräbnißplätze und Ausſcheidung von den zeitigen 
gemeinſchaſtlichen Begräbnißplätzen vor, daß wir uns genöthigt fez 
112 P ee ſolcher Gefuche folgende Borz 

rift zu geben. 

I. Zunächſt darf ein ſolches Geſuch nur bei dem eigentlichen 
Pfarrer des Orts angebracht und muß mit allen Gründen 
für felbiges belegt, auch der Ort der neuen Anlage genau 
bezeichnet werden. Iſt dies nicht der Fall, ſo weiſet der 
Pfarrer das Geſuch 15 8 oder vernimmt darüber proz 
tokollariſch den Bittſteller. Alle Geſuche die anderweitig ans 
gebracht werden, werden zurück und an den Ortspfarrer 
verwieſen. Dies ift heute durch das Amtsblatt bekannt gemacht. 

Der Ortspfarrer erwägt: e me 

1) wem der zeitherige gemeinſchaftliche Begräbnißplatz gehört 
ob der Kirchengeſellſchaft, nach 8, 183 Thl. II. Tit. 11 
A. L. R. oder der Ortsgemeine nach $. 190 ib. 

2) Wem die Unterhaltung des Platzes und namentlich deſſen 
Bewährung oder Gehege obliegt, auch ob Grabgebühren zur 
Kirchenkaſſe entrichtet werden; 

3) ob Pfarrer und Küſter, fo wie die Schule des Orts, durch 
das Ausſcheiden aus dem allgemeinen Begräbnißplatze beſon⸗ 
ders berührt werden, und ob dieſerhalb das Intereſſe deſſel⸗ 
ben, namentlich in Bez 
a. auf das Anſagen der Geftorbenen: 

b. auf die Gebühren des Pfarrers, des Küſters, des Schul⸗ 
lehrers und der Schulen z. B. beim Begleiten der. Leichen 
mit Geſang durch Schüler und dergl. 
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e. auf die größere und beſchwerlichere Entfernung des neuen 

ae de Begräbnißplatzes, e 

d. auf andere örtliche beſondere Verhältniſſe beſonders be⸗ 
rückſichtigt und welche beſondere Bedingungen dieſerhalb 
dem Ausſcheidenden bei der Gewährung feines Geſuchs zu 
ſtellen fein werden. 

Das in dieſer Art beleuchtete Geſuch überſendet, von feiz 
nem Gutachten und Vorſchlägen begleitet, der Ortspfarrer 

II. ſeinem ihm vorgeſetzten Superintendenten oder Dekane. 
Letzterer ſetzt unter Mittheilung der ihm vom Ortspfarrer 
zu I. vorgelegten Schrifſtücke, die betreffende Polizeiobrigkeit 
des Orts von dem Geſuche in Kenntniß und erſucht diefe, 
ibrerſeits zu ermitteln, ob, und unter welchen Bedingungen 
in polizeilicher Hinsicht die Gewährung zuläſſig fei? 

Da nach $. 764 Tbl. II. Tit. 11. A. 8. R. die Anie 
gung neuer Begräbhißpläge nur aus erheblichen Urſachen Bett, 
finden fol, fo erwägt die Polzeiobrigkeit: 

1) ob die dafür angeführten Gründe erheblich find und ver- 
nimmt, bei erforderlicher näherer Auskunft, den die Anlage 
Nachſuchenden hierüber; 

2) ſtehen der Anlage an fih ſelbſt keine erhebliche Bedenken 
entgegen, dann iſt zu ermitteln: 

a. ob ſolche auch an dem dazu beſtimmten Orte 
at 1 oder andern polizeilichen Gründen zuläſ⸗ 
fig fei 
b. ob auch keinem Dritten, als der Kirche oder dem Ver⸗ 
bande, aus welcher der, die befondere Anlage Bezweckende 

ausſcheiden will, ein Widerſpruchsrecht zuſteht, und worin 
beides beſteht und ob und wodurch es begründet ift: 

e. ob und welche Bedingungen aus örtlichen oder befondern 
Verhältniſſen etwa, ganz abgeſehen von dem oben zu I. 
91 a. b. e. d. berührten, für die Anlage zu beftimmen ind. 

Die Polizeiobrigkeit des Orts überſendet dann 

III. dem Kreis Landrathe über alle vorſtehende Punkte 
ihr ausführlich beleuchtendes Gutachten. Findet der Landrath 
noch etwas zu erinnern, fo wird dies durch Rücksprache mit 
der Polizeiobrigkeit erledigt und dann vom Kreis⸗Landrathe 
dem betreffenden Superintendenten oder Dekane fümmtliche 
Schriftſtäcke mitgetheilt. 

Der Superintendent oder Dekan reicht endlich alle diefe 
Ermittlungen und Verhandlungen an Uns zur Entſcheidung 
ein, und fügt fein begründetes Gutachten über die zu I. 3) a. 
b. c. d erörterten Punkte bei. 

Die Entſcheidung der Sache wird von uns erteilt werden. 
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liei-Dbrigteit für die zweckmäßige Ausführung zu forgen, 
Kreis-Landräthe aber kontrolliren dies. a 


33. 


Refer. v. 20. Juli 1829, betr. die Eintragung 
des Befigtiteld der Grundſtücke einer Kirchengeſell⸗ 
ſchaft oder Schulfocietät, 

Nachdem der Bericht des Königl. O. L. Ger. vom 23. Sept. 
pr, betreffend die Regulfrung des Hypothekenweſens der 
Kirchen⸗Schulen- und Stiſtungsgrundſtücke, 

den Königl. Ministerien des Innern, der Finanzen und der geiſt⸗ 
lichen, Unterrichts- und Medizinal⸗ Angelegenheiten mitgetheilt 
worden, haben fih nunmehr die gedachten Minifterien mit dem 
Juſtizminiſter über folgende Punite geeinigt: 

1) in jedem einzelnen Falle muß nach der Anſicht des Königl. 
D. L. Ger. geprüft werden, wer als Eigenthämer eines im 
Befige einer Kirchengeſellſchaft, einer Schul⸗Societät, oder 
einer Armenanſtalt befindlichen Grundſtuͤcks in das Hypothe⸗ 
keubuch einzutragen fei 

2) Hat es kein Bedenken, daß rückſichtlch der Kirchen und 
Schulen der Beſitztitel für dieſelben als moraliſche Perſonen, 
ohne Erwähnung der fie bildenden phpfiſchen Perſonen, ber 
vichtiget werde; wobei gegen die Bezeichnung 

„Schulſocietät zu N. N, 

und 

die zu der Kirche zu N. N. gewieſenen Kirchenge⸗ 

ſellſchaft.“ 

nichts zu erinnern iſt, in ſo fern nur in Fällen, wo mehrere 
Kirchengeſellſchaften zu einem Kirchengebäude gewiefen find 
(S. 244. Tit. 11. Tol. II. des M. L. R.) das alsdann 
obwaltende beſondere Rechtöverhältniß beachtet, und demge⸗ 
mäß der Vermerk modifieirt wird. 

3) Die Eintragung des Patronats, als eines nur die innern 
Verhältniſſe der Kirchengeſellſchaften treffenden Rechts, wel⸗ 
ches in Bezug auf die Kirchengrundſtücke keinesweges bing- 
licher Natur ift, findet nicht ſtatt. 

iernach it die Königl. Regierung unter abſchriftlicher 
Buferligung des Berichts des Königl. O. L. Ger. mit der nő: 
ihigen Anweiſung verſehen worden. 
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Gefeg v. 13. Mat 1833 Scentungenundtegwitti. 
gen Zuwendungen an Anftalten und Geſellſchaften 
(G. S. 1833 S. 49.) 

Wir haben für erforderlich erachtet, die geſetzlichen Be- 
fiimmungen über Schenkungen und Iegtwillige Zuwendungen an 
Kirchen und geiſtliche Gefelfchaften, een an Lehr⸗Exzie⸗ 
pungs- und Armen⸗Anſtalten und Hospitäler, einer KA 
zu unterwerfen und auf fámmtlihe vom Staate genehmigte 
Anſtalten und ſolche Geſelſchaften auszudehnen, welche Kor: 
porationsrechte haben. 

Wir verordnen demnächſt für ſämmtliche Provinzen unſerer 
Monarchie mit Aufhebung aler dieſen Gegenſtand betreffenden 
geſetzlichen Vorfhriften, auf Antrag unſeres Staats miniſte⸗ 
11 und nach erfordertem Gutachten Unſeres Staatsraths 
wie folgt: 

Pax: Schenkungen und letztwillige Zuwendungen an 
inlän diſche Öffentliche Anſtalten oder Korporationen, follen 
von deren Vorſiehern der vorgeſezten Behörde angezeigt werden. 

$ 2. Beträgt die Zuwendung mehr als Eintauſend 
Shaler, fo ift zur Gültigkeit derſelben ihrem vollen Betrage 
nach, Unſere Landesherrliche 110 . erforderlich. 

8. 3. Zuwendungen, welche in fortgefegt wiederkehrenden 
Pröftationen beſtehen, werden mit Bier vom Hundert zu Kapi⸗ 
tal berechnet. 

8, 4. Erſt mit dem Tage, an welchem die landesherr⸗ 
liche Genehmigung dem Geſchenkgeber oder Erben bekannt ge 
macht worden, nimmt die Verbindlichkeit zur Entrichtung des 
Geſchenks oder Bermächtniffes, fo wie zur Uebergabe der Erb- 
ſchaft, ihren Anfang. Mit der zugewendeten Sache müfen 
zugleich die davon in dem Zeitraume vom Tage der Schen⸗ 
kung, oder vom Todestage des Erblaſſers an, wirklich erhobe⸗ 
nen Nutzungen verabfolgt werden. ` 

$. 5. Unſere landesherrliche Genehmigung iſt ohe Unters 
ſchied des Betrages der Zuwendung erforderlich, wenn dadurch 
eine neue öffentliche Anſtalt gestiftet, oder einer vorhandenen 
Anſtalt etwas zu einem andern, als dem bereits genehmigten 
Zwecke gewidmet werden foll, 

$. 6. Zuwendungen, die zwar einer Öffentlichen Anſtalt, 
oder einer Korporation beſchieven, aber zur Vertheilung an 
Einzelne beſtimmt ſind, es mag dieſe Vertheilung von dem 
Geber ſelbſt feſtgeſetzt, oder der bedachten moraliſchen Perſon 
übertragen werden, ſind unter den Beſtimmungen dieſes Ge⸗ 
fehe nicht begriffen. Dabin gebört auch dasjenige, was für 
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Seelenmeſſen, die gleich nach dem Tode zu leſen ſind, den far 
tholiſchen Pfarrern entrichtet wird. 

$. 7. Die landesberrliche Genehmigung erfolgt unbefchas 
det der Rechte jedes Dritten und ändert daher an ſich in den 
geſetzlichen Vorſchriſten nichts ab, aus deren Schenkungen 
und letzwinige Dispofition angefochten werden können. 

S. 8. Würden durch irgend ein Vermächtniß an eine Ane 
ſtalt oder Korporation Perſonen, welchen den Erblaſſers wäh⸗ 
rend feines Lebens Alimente zu geben nach den Geſetzen vers 
pflichtet war, wegen Unzugänglichfeit des Nachlaſſes daran 
Abbruch erleiden, fo ſollen die Einkünfte des Vermächtniſſes, 
fo weit dieſelben dazu erforderlich find, zur Ergänzung des 
ſolchen Perſonen zukommenden Unterhaltes verwendet werden. 

$ 9. Was vorſtehend ($. 8) von Vermächtniſfen vore 
geſchrieben iſt, gilt auch von Schenkungen unter Lebendigen 
oder von Todeswegen, in ſofern überhaupt wegen verkürzten 
Pflichttheils, oder geſchmälerter Alimente, Schenkungen wider⸗ 
rufen werden können. — 

$. 10. Vorſteher oder Verwalter der $. 1. gedachten 
Anſtalten und Korporationen, welche den Vorſchriften dieſes 
Geſehes zuwider Geſchenke, Erbſchaften und Vermächtnisse 
annehmen, ohne fofort bei der ihnen vorgefehten Behörde auf 
die Einholung der erforderlichen landesherrlichen Genehmigung 
anzutragen ($. 2.) haben fiskalische Strafe verwirkt, welche 
jedoch die Hälfte des angenommenen Betrages nicht überſtei⸗ 
gen darf. 

$. 11. An ausländiſche öffentliche Anftalten und Kor- 
porationen dürfen Schenkungen, Erbſchaften und Vermächtniſſe, 
ohne Unterſchied ihres Betrages, nur mit Unſerer unmittelba⸗ 
ren Erlaubniß verabfolgt werden, bei Vermeidung einer nach 
den Umſtänden zu beſtimmenden Geldſtraſe, welche jedoch den 
doppelten Betrag der Zuwendung nicht überſteigen darf. 


35. 


Circular R. vom 2. Juni. 1836 (b. K. Ann. 1836 
S. 340.) 

Die Königl. Regierung (das Königl. Gonfitorium) erbäft 
mit Bezugnahme auf die Cireular Verfügung vom 18. März 
1834 über das Verfahren bei Nachſuchung der im Gefeg vom 
13. Mai 1833 vorgeſchriebenen landesherrlichen Genehmigung 
einer über 1000 Thir. betragenden Zuwendung an öffentl. An- 
ſtalteu und Korporationen und auf die dieſerhalb unterm 1. 
Febr. 1834 ergangene K. O. hierneben Abschrift der anderweit 
an das Königl. Staats⸗Miniſterium unterm 10. April c. und 
wegen Auslegung des $. 2. des gedachten Geſetzes, hinſichtlich 
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des Zuſammenrechnens ſolcher Zuwendungen erlaſſenen K. O. 
zur Beachtung. 

Berlin den 2. Juni 1836 

Beilage. 

In Beziehung auf die Zweifel, welche gegen die im 8. 2. 
das G. vom 13. Mai 1833 über Zuwendungen und Auſtal⸗ 
ten und Geſellſchaften enthaltenen Beſtimmungrn angeregt find, 
trete ich den hierüber geäußerten Anſichten des Staatsminiſte⸗ 
riums dahin bei, daß, wenn in einer Schenkungs⸗Urkunde oder 
in letzwillgen Verordnungen Zuwendungen an verfchieben in- 
ländiſche Anſtalten oder Korporationen gemacht werden, die 
unmittelbare landesberrliche Genehmigung nur in Betreff der⸗ 
jenigen Zuwendungen erforderlich ift, welche, einzeln genom⸗ 
men, den Betrag von 1000 Thlr. übersteigen, daß ferner, 
wenn Jemand zu verſchiedenen eiten, in verſchiedenen Urkun⸗ 
den, oder durch verſchiedene Handlungen einer und derſelben 
Anftalt oder Korporation Zuwendungen macht, der landes berr⸗ 
lichen Genehmigung es nur in fo weit bedarf, als eine eine 
zelne Schenkung mehr als die Summe von 1000 Thlr. beträgt, 
wogegen, wenn in letztwilligen Verordnungen aus verſchiedenen 
Zeiten und verſchiedenen Urkunden auf den Todesfall Zuwen⸗ 
dungen an Eine und dieſelbe Anftalt oder Korporation ge, 
gemacht ſind, dieſe Zuwendungen als ein Ganzes und als aus 
einer Urkunde hervorgegangen, anzuſehen find, mithin die Sum: 
men, die einer und derſelben Anſtalt oder Korporation hinter» 
laſſen worden, zuſammen zu rechnen find, um hiernach zu bes 
urtheilen, ob die landesherrliche Genehmigung hinzutreten 
müſſe. Uebrigens verſteht es fih von ſelbſt, daß, wenn mehr 
rere Perſonen in einer und derſelben Urkunde, z. B. Miterben 
einer und derſelben Anſtalt oder Korporation etwas zuwenden, 
und die Zuwendungen dieſer mehreren Perſonen 1000 Thlr. 
überſteigen, nur der Betrag der Zuwendungen und nicht die 
Perſon entſcheidet, von welcher ſolche herkommt. 

Berlin den 10. April 1836, 


36. 


Gire R. vom 10. Juni 1834. (o. K. Ann. 1834 
S. 363) betr. die Ablöſung von Natural-Präſtatlonen. 

Ein Antrag auf Ablöfung von Natural = Präflationen, 
welche an Kirchen zu entrichten ſind, hat Anlaß zur Kommu⸗ 
nikation zwiſchen dem unterzeichneten Ministerium der Geiftlis 
chen ꝛc. Angelegenheiten und dem des Innern ꝛc. seen, in 
deren Berfolg die Ki General⸗Kommiſſion zu Münſter, 
Seitens des Königl. iſteriums des Innern unter dem 
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14. April c. mit der Verfügung verfehen worden ift, welche 
der Könige Regierung anliegend (lit. a) in Nöſchriſt und mit 
der Anweiſung zugefertigt wird, die darin aufgeftellten Grund⸗ 
fäge, in foweit ſich in Ihrem Neffort dazu Gelegenheit bietet, 
Ohrerſeits in vorkommenden Fällen in Anwendung zu bringen, 
namentlich, wenn für die betreffende Kirche oder Geiftlichfeit 
kein Nachtheil verbunden, oder Verluſt aus einer in Antrag 
gebrachten Ablöfun; d beſorgen iſt, die Genehmigung des un⸗ 
terzeichneten Mae ums, unter Einreichung der Verhandlun⸗ 
gen, aus denen das Sachverhältniß klar hervorgeht, zur Ab⸗ 
ſchließung des Ablöſungsgeſchäftes nachzuſuchen. 
Berlin, den 10. Juni 1894. 


Der Königl. Generaleommiffion wird auf den Bericht v, 
31. Dechr. pr. betreffend die Ablöfung einiger Präſtationen des 
Schmidts N. an die evangelische Kirche zu Hagen zu erken⸗ 
nen goten, daß: 8 

1. Da nach $. 3 der Ablöſungsordnung vom 13. Juni 1829 
alle aus dem Kirchen» und Schuloerbande entſpringenden Ab 
gaben und Leistungen von der Ablöſung ausgeſchloſſen find, 
lein Grund vorhanden ift, dies auf die Fälle zu beschränken, 
in denen der Kirchen⸗ oder Schulverband zwiſchen dem 
Verpflichteten und dem berechtigten Inſtitute wirklich 
noch beſteht; 

2. daß daher die Ablöfung folder Abgaben x, nur ausnahmar 
weife in einzelnen Fällen geftattet werden kann; daß jedoch 
das Königl. Ministerium der Geiftt. ıc. Angelegenheiten, mit 
dem hierüber korrespondirt worden, es nicht für angemeſſen 
hält, darüber, in welchen Fällen eine ſolche Ausnahme zu 
geſtatten fei, eine allgemeine Anweiſung an die Behörden 
$ erlaffenz daſſelbe vielmehr ſich die Entfehliegung darüber 

jedem einzelnen Falle vorbehält. 
Die Königl. Generalcommiffton hat daher: 

3. dergl. Anträge zwar anzunehmen, und mit der betreffene 
den Regierung darüber zu kommuniziren; diefe mußzedoch, 
wenn ſie den Fall zur Geſtattung einer Ausnahme für ge⸗ 
eignet hält, in jedem einzelnen Falle die Entſchließung des 
Königl, Minifterii der ol, Angelegenheiten einholen. 
Berlin, den 14. April 1834. 


37. 


Refeript d. Minifter. d. G., u. und Med. Ang. 
v. 5. Febr. 1824. (v. Kamptz. Ann. pro. 1824. S. 152, 153.) 
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Neue Parochien können nur mit Genehmigung des Minifterii 
errichtet werden, weshalb denn auch das Einpfarrungsdecket, 
welches die künftige Matrikel oder das Statut für die neue 
Gemeinde bildet, und mit Zuziehung der geiſtl. Obern entwor⸗ 
fen werden muß, dem Miniſterio zur Beſtätigung einzureichen 
it. Daß bei den voraufgehenden Verhandlungen auch die Ein- 
gepfarrten gehört werden müſſen, ift allerdings ſchon deshalb 
nothwendig, weil dadurch Einrichtungen, welche den Localver⸗ 
hältniſſen und dem Bedürfniß nicht völlig entſprechen am leich⸗ 
teften zu vermeiden find. Dagegen haben die Einzupfarrenden 
kein Recht zu verlangen, daß die Einrichtung lediglich nach 
ihren Wünſchen und Vorſchlägen geſchehe, ohne daß hieraus 
eine Verpflichtung des Staates folgt, für die Dotirung des 
neuen Kirchenſyſtems aus Staatscaffen zu ſorgen, vielmehr 
bleibt dem Staate die Beſtimmung, wie daſſelhe auf Beiträge 
der Eingepfarrten zu funbiren, und auf dieſe Weife feine Forte 
dauer zu ſichern ſei. Veränderungen in ſchon beſtehenden Pa⸗ 
tochien können allerdings, inſofern alle Intereſſenten und 
auch die geifttihen Obern damit einverftanden find, von 
den Regierungen ohne Weiteres genehmigt werden. Wo 
ein ſolches Einverftändniß nicht zu erreichen ift, kann die 
Veränderung nur mit Genehmigung des Miniſterii erfolgen. 
Das rechtliche Verfahren, welches im 8. 240 für folde Fälle 
nachgelaſſen worden, betrifft nur die Entſchädigungsanſprüche, 
und kann alfo die Veränderung ſelbſt, wenn ſolche durch die 
Lage der Sache als nothwendig gerechtfertigt wird, nicht ver⸗ 
hindern. Dagegen folgt aus demſelben $., daß Streitigkeiten 
über die Grenzen, zwiſchen zwei oder mehreren Parochien nicht 
blos wegen des Entſchädigungsanſpruchs ſondern auch wegen 
der Grenzen felbft, von den ordentlichen Gerichten entſchie 
werden müſſen, ſobald nicht etwa der Fall vorhanden iſt, daß 
der Staat ohne Rückſicht auf dieſen Streit doch die Grenzen 
der Parochien zu ändern aus überwiegenden Gründen für noth⸗ 
wendig erachtet. Wenn endlich in dem $. 209 ıc. bei den 
Beſtimmungen über die Zuſchlagung vagirender Diſtricte und 
Einwohner zu ſchon beſtehenden Kirchen, der Concurrenz des 
Staates nicht beſonders erwähnt ift, fo folgt daraus keineswe⸗ 
les, daß folde lediglich den geiſtlichen Obern überlaſſen ift, 
s kommt vielmehr auch hiebei die allgemeine Beſtimmung 
des §. 111 zur Anwendung, und kann daher jedesmal, wo 
die Zuſchlagung einer Gaſtgemeine, auch nur als folder, die 
Entrichtung von Beiträgen an die ſchon beſtehende Kirche und 
Pfarre zur Folge haben fol, welcher Fall wohl überall eintre⸗ 
den wird, ſolche nur mit Genehmigung des Staates erfolgen, 
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die, je nachdem ſämmtliche Jutereſſenten einverſtanden find oder 
nicht, von den Regierungen ertheilt oder bei dem Miniſterio 
nachgeſucht werden muß. 


38. 


Reſcript v. 29. Juni 1829 (v. K. Ann. 1833. Seite 
369 sequ.) 

Dem Königl. Confiftorium wird auf den Bericht vom 
30. April c. worin daſſelbe Vorſchläge macht, wie dem in der 
Provinz Littbauen noch herrſchenden ſchädlichen und gefährli- 
chen Volksaberglauben am zweckmäßigsten durch größere Ber- 
breitung eines religiöſen Unterrichts, met Ankegung neuer 
Kirchen und Anſtellung eigener Prediger oder Ce an 
denſelben entgegengewirkt werden könne, hierdurch Nachſtehen⸗ 
des eröffnet. 

Wenn das Königl. Conſiſtorium in dieſem Bericht zu⸗ 
vörderſt die Meinung aufftellt, daß nach unferer dermaligen 
Geſetzgebung die einſtimmige Billigung der kirchlichen Theile 
nehmer zu der Trennung einer Parochie erforderlich fei, 

ſo beruht dieſe Meinung auf einer unrichtigen Deutung der 
geſetzlichen Vorſchriften. Im A. L. R. Thl. II. Tit. 11. 
$. 338 — 340 if von feinem Widerſpruchsrechte der Intereſ⸗ 
fenten gegen in Parochial⸗Veränderung an und für fih, wos 
durch das verordnete Dispoſitionsrecht des Staates wieder jere 
fallen würde, und mithin von der Nothwendigkeit einſtimmiger 
Billigung, nicht die Rede, fondern es kommt dabei nur auf 
Abfindung der begründeten Eniſchädigungsanſprüche an, wo⸗ 
nächſt dann dem Staate die alleinige, und mit nichts weiter 
beſchränkte Dispofition zufteht. 

Die zu den diesfälligen Verhandlungen kompetente Behörde 
ift aber nicht das Conſiſtorium, fondern die Regierung, und 
auch dieſe nicht zur definitiven Feſtſczung der Parochialberän⸗ 
derungen nicht in allen Fällen berechtigt. Nach den allgemei⸗ 
nen Beſtimmungen in $. 17 Nro, 7—9 der Geſchäftsinſtrue⸗ 
tion von 23. Oktbr. 1817 gehört nämlich eine folde Anord- 
nung zu denjenigen Gegenſtänden, über weiche die Entſcheidun, 
des Miniſterii eingeholt werden ſoll, und die Regierung d 
zur eigenen Zeftfegung der Parochialveränderung nach ber aus. 
nahmsweiſen Vorſchrift des $. 18. lit. I. loco cit. nur dann 
berechtigt, 

wenn die Gemeinen und Patrone darin willigen. 

Wahrscheinlich it dies diejenige Geſetzſelle, welche das 
Königliche Conſiſtorium, weil es die Verbindung mit den vor⸗ 
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hergehenden Verordnungen überſehen haben wird, zu ‚feiner Ans 
ſicht geführt hat. b 
Die Erörterung und resp. Abfindung der Entfchäbigungs- 
ansprüche bei der praftifchen Ausführung einer Parochlaler⸗ 
änderung iſt in den meiften Fällen nicht fo ſchwierig, als 
man fie öfters Hält, indem nicht alle bei ſolchen Veranlaſſun⸗ 
gen gewöhnlich vorkommenden Entſchädigungsforderungen recht⸗ 
lich begründet find. Dies gilt beſonders von denjenigen An- 
ſprächen, welche, wie grade am häuſigſten der Fall, aus der⸗ 
jenigen allgemeinen Erſparung des Aufwandes für die Unters 
haltung des Kirchenweſens hergeleitet werden, welche nament⸗ 
lich bei der Trennung einer bisher beſtandenen, in mehrere 
neue Parochien als die natürliche nächſte Folge einzutreten 
pflegt. Steht es nämlich an und für ſich feſt, daß ein ordnungs⸗ 
mäßiger Zustand des Kirchenweſens einer Parodie bei ihrem 
dermaligen Umfange nicht mehr zu erhalten ift, und daher eine 
Theilung Serben nothwendig erfolgen muß, als worüber als 
lein das Sachkundige Urtheil der kirchlichen Behörde entſchel⸗ 
det: fo folgt die Verpflichtung der Intereffenten zur Uebernahme 
der hieraus erwachſenden Koften ebenſo, wie bei jeder andern 
nothwendigen Einrichtung im Kirchenweſen, und ſie erhalten 
eben in den kirchlichen Verbeſferungen ſelbſt das Aequivalent 
für die Einführung der Parochiallaſten, fo daß es nur darauf 
ankommt, durch billige Vertheilung des bisher gemeinfamen 
Kirchenvermögens und durch ſonſtige angemeſſene Beſtimmun⸗ 
gen nach den Umſtänden die Set und die damit bezweckten 
Vortheile auf allen Seiten in ihr gehöriges Verhältniß zu ſtel⸗ 
len. Ebenſo können auch die blos zufälligen auf keinem beſtimmt 
erworbenen Rechte beruhenden und daraus garantirten Vortheile, 
welche einzelnen Intereſſenten bei der Auflöfung des bisherigen 
Kirchenverbandes verloren gehen, keinen Entſchädigungsanſpruch 
begründen, wenn auch oft dieſerhalb Widerſprüche erhoben wers 
den. Zu wirklichen Entſchädigungsanſprüchen ſind vielmehr 
nur ſolche Verluſte von Vortheilen, oder folde zu überneh⸗ 
mende Nachtheile qualiftzirt, welche auf einzelne Intereſſenten 
von den re über die in der kirchlichen Verbeſſerung ans 
zunehmende Schadloshaltung hinaus, und zum Abbruch bes 
ſtimmter, wohl erworbener Rechte, dergeſtalt fallen, daß diefe 
Bethelligten ihr bisheriges Recht nicht ihrem eignen Vortheile, 
fonden dem kirchlichen Geſammtintereſſe aufopfern müſſen. Für 
ſolche Fälle verordnet 8. 239. THL II. Tit. 11. LER. ganz 
folgerecht die gehörige Beachtung des allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
ſatzes 68. 74 und 75 der Einleitung zum A. L. R. 
„daß jeder Unterthan des SC, in Kolliſionsfällen, 
jedoch nur gegen Entſchädigung, ſeine beſondern 
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Rechte und Vortheile dem allgemeinen Inteteffe auf⸗ 

opfern muß.“ 
Es gehören hierher hauptſächlich die Anſprüche der Geiſt⸗ 
lichen und übrigen Kirchendedienten für ihre Verluste bei der 
Parochialtrennung. Andre wirklich begründete An prüche wer- 
den nicht fo gar häufig vorkommen, oder wo der Fall eintritt, 
nicht eben ſchwer feſtzuſtellen fein. Der zur Abfindung folder 
Anſprüche verpflichtete Theil find diejenigen übrigen Intereſſen⸗ 
ten, zu deren kirchlichem Wortheile die zu vergütenden Verluste 
oder beſondern Laſten übernommen werden, und die Abfindung 
gebört lediglich mit zu den übrigen Koſten der neuen Paros 
chialeinrichtung. 

Behält die Behörde dieſen eigentlichen Standpunkt des Rechts⸗ 
verhälkniſſes gehörig im Auge, und werden hlernach die Ber- 
handlungen zweckmäßig geführt: fo it eine gütliche Regull⸗ 
rung der Sache in den meiſten Fällen zu erreichen. Bleibt fie 
aber wegen Unbedeutſamkeit der mit ungegründeten oder über⸗ 
triebenen Entſchädigungs Forderungen aufgetretnen Intereſſen⸗ 
ten aus: fo kann nach der ſchon oft mit gutem Erfolge einge 
ſchlagne Weg verfucht werden, 

daß man die übrigen Betheiligten, nachdem man ihr 
Einverſtändniß mit der beabſchtigten Parochialumlegung 
gewonnen bat, ſich zum Voraus zur Gewährung deffen, 
verpflichten läßt, was die Entſchädigungs⸗ Prätendenten 
auf ihre Forderungen rechtlich erſtreiten werden. 
worauf ſodann ebenfalls mit der Umlegung ohne Weiteres vor- 
gegangen werden kann. Ohne jene freiwillig verpflichtende Er- 
klärung kann aber nur dann mit der Ausführung vorgeſchrit⸗ 
ten werden, wenn das Bedüͤrfniß der neuen Parochfaleinrich⸗ 
tung dringend iſt, und die möglichen Entſchädigungen mit 
Sicherheit nur auf eine ſolche Höhe zu rechnen find, in web 
cher fie auf alle Fälle dem Betheiligten, als eine unter allen 
Umſtänden nothwendige Verwendung für ihr Kirchenweſen zur 
Laft fallen, und muß übrigens für folde Fälle, wie oben ge- 
zeigt, der Beſchluß des Miniſterit eingeholt werden. 

IE aber endlich der Weg vorhergehender prozeſſualiſcher 
Feſiſtellung nicht zu vermeiden; fo läßt fih doch auch diefe 
meiſtens noch zeitig genug zum Ziele führen, wenn nur von 
Anfang an die Verhandlungen aus dem richtigen Standpunkte 
aufgenommen, und zu möglichſt baldiger klaren Herausſtellung 
der Anſprüche geführt werden. Nur bleibt dabei immer das 
Vorhandenſein der Mittel zu Beſtreitung der ſämmtlichen Pas 
rochialeinrichtungskoſten eine Hauptbedingung. Fehlt es aber 
daran, dann erſcheint allerdings eine folde beſchränktere Aushütfe 
durch Einrichtung von Filialkirchen, wie das Königl. Sen, 
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forium fle vorſchlägt, angemeſſen und ausführbar, derge- 
falt nämlich: > 
daß obne Veränderung der Parochialverhältniffe ſelbſt, 
gemeinſchaftlich von mehreren aneinander grenzenden Pa- 
rochien für ihre beiderſeitigen von der Parochialfirde zu 
entfernt liegenden Diftriete, an einer ſchiclichen Stelle 
eine Filialkirche angelegt, und mit einem gemeinfchaftlis 
chen Hülfeprebiger verſehen werde, 
welcher ſich allerdings, beſonders wenn ihm etwa die Zuſiche⸗ 
rung des dereinſtigen Einrückens in die Hauptpfarrſtelle gegeben 
werden kann, mit einem geringen Dienſteintommen begnügen 
würde. Die Unterhaltung diefer Filialkirche wird alsdann, 
nach Vorſchrift und Analogie des g. 728. THL II. Tit. 11, 
ALR. gemeinſchaftllche Sache der Hauptparochien fein, woge: 
gen es wegen Unterhaltung der Hauplkirche nebſt Bubehör, nach 
der richtigen Bemerkung des Königl. Conftftoriums , bei der 
bisherigen Einrichtung, alſo namentlich auch bei der Mitver⸗ 
pflichtung des an die Filialkirche gewieſenen Parochialbezirks, 
ſein Bewenden behalten würde. 


39. 


Reſer. v, 14. März 1799 nebſt Gutachten der Geſetz⸗ 
commiffion, betreffend die Verpflichtung der Mennoniſten zu 
Parochiallaſten beizutragen. 

önigl. Majestät haben durch die Verfügung vom 
12. Febr. v. J. über die Frage: 
ob der $. 5. des Edikts vom 30. Juli 1789 auch ſolchen 
Mennoniſten, welche zur Zeit der Publikation deſſelben in 
katholiſchen Kirchſpielen wirklich anſäßig geweſen, zu ſtat⸗ 
ten komme? 
unſer Gutachten mittelſt Zuſammentretung beider Deputationen 
zu erforden geruhet. 

Das genannte Edikt hat nach dem $. I. die Absicht: 
daß die Mennoniten nicht leicht mehr im Stande fein fol: 
len, die bequemſten und gahrhafteſten Beſitzungen anderer 
dem Kriegsdienſt unterworfener Unterthanen an ſich zu brin⸗ 
gen, wozu fie theils durch unvermeidlich hohe Kaufspreife, 
theils durch Entziehung derjenigen Laten, die fie ſonſt ges 

meinſchaftlich getragen, bisher mancherlei Gelegenheit ge 
nommen haben. e 

Deshalb folen nach $. 2. 
alle mit Grundſtücken angeſeſſene oder in Zukunſt fih ans 
fäig machende Mennoniten, und beſonders diejenigen; 
welche Géi in den Marienburgiſchen Werdern niedergelaſſen 
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haben, zur Unterhaltung der proteſtantiſchen Kirchen, Pres 
diger und ihrer Gebäude, imgleichen der Schullehrer und 
Schulgebäude, nach dem Verhältniß ihrer Grundfüde, eben 
dasjenige beitragen, was ein prokeſtantiſches Mitglied von 
feinen Beſttungen zu leiſten verbunden ift. 
Ferner heißt es $. 3: Bi 
Eben fo folen alle und jede in Oftpreugen und Litthauen 
wobnhaften Mennoniſten, fie mögen Angefeflene fein oder 
nicht, in allen Fällen, wo ein proteftantifcher Einwohner bei 
Geburten, Verheirathungen oder Sterbefällen Stolgebühren 
zu entrichten hat, eben dieſe Gebühren nach Verhältniß des 
„Standes und Gewerbes, und nach den in den vorgeſchriebe⸗ 
nen Taxordnungen beſtimmten Sätzen, der Kirche und G 
lichkeit desjenigen Orts oder Bezirks, an welchem ein jeder 
wohnhaft ift, zu entrichten ſchuldig fein. Auch foll in Ans 
ſehung der Calende, wo ſolche üblich, eine gleiche Verbind⸗ 
lichkeit zu deren Entrichtung, wie bei den protefiantifchen 
Einwohnern deſſelben Orts oder Bezirks, und von eben der 
Klaſſe, auch in Anſebung ſolcher Mennoniſten fatt finden. 
Dann wird im $. 4. von denjenigen Mennoniſtengemein⸗ 
den geredet, die ſich bis dahin einer Befreiung von den ge⸗ 
dachten Parochiallaften und Abgaben angemaßt haben, und bars 
auf im F. 5. Haacht: 8 
da die Mennoniſten, fo viel uns wiſſend if, ſich bisher nur 
in proleſtantiſchen Kirchſpiclen anſäßig gemacht haben, fo 
haben wir diefe Verordnung auf Fatholifche Kirchſpiele mit: 
zurichten nicht nöthig gefunden. Weil es aher bei dieſem 
Unfern Geſete gar nicht auf den unterſchied der Religionen, 
ſondern lediglich darauf ankömmt, daß das Cantonweſen in 
Unſern Staaten nicht geſchwächt werde, ſo folgt auch, daß, 
wenn die Mennoniſten fih künſeig in katholischen Kirchſpie⸗ 
len anfäßig machen, fie dort gleiche Verbindlichkeiten als in 
den proteſtantiſchen Kirchſpielen übernehmen müſſen. 
Es ift ausgemittelt, daß die in dieſem $. enthaltene Bors 
ausſezung; i i: 
als ob die Mennoniten ſich bisher nur in proteſtantiſchen 
Kirchſpielen anſäßig gemacht hätten, 
nicht richtig iſt, vielmehr wohnt eine große Zahl dieſer Men⸗ 
noniſten in rein katholiſchen Kirchſpielen. Die Katholiken be⸗ 
figen überall noch die urſprünglichen Pfarrkirchen und deren 
Dotes, Vor dem Jahre 1772 haben nur die größeren Städte 
und deren Territorien, die Marienburgiſchen Werder und we⸗ 
nige adlige Güter, Kirchenbeſeſſenen, in welchen die evange⸗ 
lich die und reformixte Lehre gepredigt worden ift, und 
feit der Zeit find zwar für die evangeliſche Religionsparthei 
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viele neuen Kirchen erbauet, und durch Verbindung, umliegen⸗ 
der Ortſchaften mit denſelben neue evangeliſche Kirchſpiele uns 
ter Sanctjon des Staats entſtanden, oder ältere unter gleicher 
Genehmigung vergrößert worden; allein in vielen Gegenden hat 
das wegen mangelnden Fonds zu Beſtreitung der Koſten noch 
nicht geſchehen können. 

Die Fatholifche Geistlichkeit verlangt nunmehr, daß diele 
nigen Mennoniften, die fih vor dem Edikte vom 30. Zuli 1789 
in katholſſchen Kirchſpielen anfäpig gemacht haben, zur Ent⸗ 
richtung der Parochialabgaben angehalten werden follen, Sie 
fügt fib auf den Grundſatz im $. 5. des Edikts, der nut 
durch eine irrige Vorausſetzung auf fie nicht angewendet feis 
fie glaubt der Zweck des Geſetzes: 

daß die übrigen, dem Kriegsdienſt unterworfenen Unterthas 

nen nicht zu febr gedrückt, und ihre Beſizungen an Menno- 

niften zu veräußern genötbigt werden, 
treffe bier vollkommen zus fie beruft ſich auf die ausdrücklſche 
Erklärung des Geſetzgebers, daß bei den Vorſchriften des Edicks 
gar nicht auf den Unterfchieb det Religionen, fondern bloß auf 
das Cantonweſen Rückſicht genommen fei; fie giebt endlich zu 
verſtehen, daß eine ungleiche, folglich intolerante Behandlung 
entſtehen würde, wenn bei den Mennoniſten, die ſich vor dem 
Jahre 1789 anſäßig gemacht haben, ein Unterſchied zwiſchen 
proteſtantiſchen und katholiſchen Kirchſpielen gemacht wer: 
den folte, 

Dieſe Gründe haben allerdings viel Scheinbares, und 
wenn man blos auf das Edikt, auf die Worte und den Sinn 
deſſelben Rücksicht nimmt, fo dürfte die Entſcheidung zum Bore 
theil der Eatholifchen Geistlichen nicht zweifelhaft fein. Fol⸗ 
gende Betrachtungen fiellen jedoch, unſers Erachtens, die Sache 
in ein anderes Licht. 

1) Wenn man vorausſetzt, daß hier nicht von Zehent, 
Erbzins und andern Reallaſten, ſondern nur von eigentlichen 
Stolgebühren, und von den Beiträgen zur Unterhaltung der 
Kirchen , Pfarre, Schullehrer und Schulgebäuden die Rede 
fei: fo ift es ſchon gemeinen Rechtens, daß dergleichen Onera 
parochialia blos aus der Natur der Kirchengemeinſchaft ent. 
ſpringen, und nur dem Eingepfarrten obliegen; von denjenigen 
aber, die zu einer andern Religionsparthei gehören, nicht ge⸗ 
fordert werden können, weil ſie keine Mitglieder der Kirche ſind. 

Boehmer principia juris canonici §. 209. 
Idem de nexu, parochorum et parochianorum. Ca- 
itel 2. §. 15. 
Eben fo verordnet das WER. Thl. II. Tit. 11. $ 261: 
Hands. üb. b. Erdl. u Shu Ge ſetaeb. 4 
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doch fol Niemand bei einer Parochialklrche von einer ans 
dern als derjenigen Religionspartei, zu welcher er Dé bekennt, 
zu Laſten oder Abgaben, die aus der Parochialverbindung 
fließen, angehalten werden; wenn er gleich in dem Pfarrbe⸗ 
zirke wohnt, oder Grundſtücke darin beſitzt. 
Schon bei der Occupation von Weſtpreußen war durch die 
CD. v. d. Januar 1773 feſtgeſetzt; 
daß die katholiſche Geiſtlichkeit nur allein von ihren Glaus 
bensgenoſſen die jura stolae zu erheben befugt feis 
und diefem gemäß ſchreibt die Inſtruction für die Weftpreufi- 
ſche Regierung vom 21. September 1773 6. 3. Nro, 10. lit, c. 
folgendes vor: 
Da es unbillig fein würde, wenn die proteſtantiſche Geiſt⸗ 
lichkeit von katgoliſchen Einwohnern die ſogenannten jura 
stolae wegen Taufen, Trauen, Begräbniſſen, ohne eine 
geiſtliche Handlung dabei zu verrichten, fordern wollte; fo 
haben Wir in dem Reſeript vom 4. Januar 1773 allgemein 
bekannt gemacht, daß die katholiſche Geſſtlichkeit ebenfalls 
nur allein von ihren Glaubensgenoſſen die Gebühren für die 
dabei vorgenommenen Actus ministeriales oder jura stolae 
erheben fole, Es hat alfo auch die Regierung auf deffen 
Beſolgung gehörig zu fehen. Und behalten Wir Uns vor, 
nächſtens eine taxam stolae für beiderſeits Glaubensver⸗ 
wandte anfertigen und publiciren zu laffen. 
Edict. Sammi. von 1773. S. 2135. 
Die Mennoniſten gehören nach ihrem Urſprunge, zu den 
Proteſtanten in weiterem Sinne; —.— 5 ` 
Robertſons Geſchichte Carls V. 2. Thl. S. 455. 
fie haben auch, nach der Ausführung am Schluſſe des Berichts 
der Weſtpreußiſchen Kammer vom 29. Auguft 1797, unter der 
vormaligen Polniſchen Regierung mit den Proteſtanten gan 
Rechte gehabt, und befondere Privilegien erhalten; der Tei, 
lifen Geiftichteit bat nie eine gegründete Befugniß zugeflan- 
den, von den Mennoniſten die Onera parochialia zu fordern, 
und ihr it es feit der Occupation von Weſtpreußen fogar un 
terfagt Sne, 
Hit 


nach iſt offenbar nicht davon die Rede, der katholi⸗ 
ſchen Geifttichkeit etwas zu entziehen, und fo elne intoferante 
Ungleichheit zwiſchen ihr und dem proteſtantiſchen Geiſtlichen 
aufzuſtellen; fonden die katholiſche Geiſtlichkeit geht vielmehr 
ihrem bekannten Geifte gemäß, darauf aus, ſich von den im 
ihren Kirchſpielen wohnenden Mennoniſten bie Onera paro- 
chialia auszuwirken, und fih auf diefe Art mit deren Scha⸗ 
den unrechtmäßig zu bereichern. 
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2) In dieſer Vorausſetzung erſcheint das Fundament die 
fer Forderung in feiner ganzen Schwäche. Es beruhet blos 
auf der Aeußerung im $. 5. des Edikts vom 30. Juli 1789; 

da die Mennoniſten, fo viel Uns wiſſend ift, Dé bisher nur 
in proteſtantiſchen Kirchſpielen anſäßig gemacht haben, ſo 
haben Wir diefe Verordnungen auf katholische Kirchſpiele 
mitzurichten nicht nöthig gefunden. 

Freilich ift der hier angegebene Bewegsgrund nicht ri- 
tig; aber was folgt daraus? Schon nach den Regeln der Here 
ment dient der angeführte Beweggrund bloß zur Erklärung 
einer zweifelhaften Abſicht; ift aber die Abſicht klar, fo wird 
durch die Unrichtigkeit des angeführten Bewegsgrundes die Wil- 
lenserklärung felb noch nicht entkräftet. 

WER, Thl. I. Tit. 4. 8. 146 und 147. 

Im gegenwärtigen Fale ift die Abſicht des Geſetzgebers, 
daß die Mennoniften, die ſich bis dahin in katholiſchen Kirch» 
ſpielen anſäßig gemacht haben, die Onera parochialia nicht 
entrichten folen, ganz klar, und es kömmt alfo auf die Un- 
richtigkeit des angeführten Kess gar nicht an. Es 
iſt aber auch ſehr möglich, daß der Geſetzgeber, außer dem an⸗ 
geführten Bewegsgrunde, noch mehrere gehabt habe, und ſo be⸗ 
merkt die Weſtpreußiſche Kammer in dem gedachten Berichte: 

die mehreſten Mennoniſten hätten ſich bis dahin in rein far 
tholiſchen Kirchfpirlen anſägig gemacht; jede katholiſche Kirche 
babe ihren beſanderen dotem, und jeder Pfarrer feine bez 
ftimmte Hubenzahl, von wenigftens 4 Huben culmifch, ganz 
frei von Contribution; die proteftantif hen Kirchen und de⸗ 
ren Pfarrer hingegen wären gar nicht, oder nur ſchlecht do⸗ 
titt, und darum babe man ſchon vor dem Edikte die in proz 
teſtantiſchen Kirchſpielen wohnenden Mennoniften angehalten; 
die Onera parochialia zu entrichten. 

Dieſe Verſchiedenheit zwiſchen den katholischen und pros 
teftaneifehen Kirchſpielen und deren Pfarren klärt es noch mehr 
auf, aus welchem Grunde in dem Edikt der streitige Unter 
ſchied gemacht worden. Die in proteſtantiſchen Kirchſpielen 
wohnenden Mennoniſten hatten ſchon bis dabin nicht die Be⸗ 
freiung von den Parochialabgaben genoſſen; fie gehören im All⸗ 
gemeinen zu den Proteflanten, und es war zur Erhaltung der 
ſchlecht dolirten Pfarren nothwendig, eine fole Befreiung nicht 
Rattfinden zu laffen. Ganz anders verhält es D mit den in 
katholischen Kirchfpielen wohnenden Mennoniſten; fie befanden 
ſich in dem Beſitze der Befreiung von dieſen Abgaben, und die 
reich dotirten katholiſchen Kirchen und deren Pfarrer konnten 

ohne dieſe Abgaben gut beſtehen. 
Dh 
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3) Daß in dem Edikt bei denjenigen Mennoniften, die 
Dé künftig anſäßig machen werden, aller Unterſchied zwiſchen 
katholiſchen und protestantischen Kirchſpielen aufgehoben, und 
dieſen Mennoniften die Verbindlichkeit aufgelegt ift, auch dem 
katholiſchen Geiſlichen die Onera parochialia zu entrichten; 
dies beruhet auf dem ganz feschen Grunde, 

das Cantonweſen nicht zu ſchwächen. 

Dieſer Grundſatz paßt nicht auf die ſchon anſäßigen Men⸗ 
noniſtenfamilien; die Vorschrift des Geſezes enthält auch an 
ſich eine Ausnahme von der Regel, daß die Bewohner eines 
Kirchspiels, die zu einer andern Religionepartei gehören, von 
den Parochialabgaben befreit find. Dieſe Ausnahme von der 
Regel kann über den wörtlichen Inhalt des Geſetzes nicht aus⸗ 
gedehnt werben; am wenigften auf die große Zahl der Mens 
noniſten, die zur Zeit des ergangenen Edilts fon in Fatholis 
ſchen Kirchſpielen anſäßig geweſen ſind. Sie waren bis dahin 
durch das Geſetz von den Parochialabgaben befreiet geweſen, 
und hatten ſich auch nie zu deren Entrichtung verſtanden. Sie 
müſſen alfo bei ihrem wohlerworbenen Rechte geſchützt werden, 
und weit gefehlt, daß hierin eine intolerante Ungleichheit zwi⸗ 
schen den proteſtantiſchen und kacboliſchen Küchſpielen liegen 
ſollte, würde vielmehr, wenn das Gegentheil feft geſetzt würde, 
die katholiſche Geiſtlichkeit mit dem Schaden dieſer Mennoniften 
unrechtmäßig bereichert werden. 

Aus dieſen Gründen find wir der Meinung: 

daß der S. 5. des Edikts vom 30. Juli 1789 denjenigen 
Mennoniten, die ſchon damals in kacholiſchen Kirchſpielen 
anfäßig gewefen find, allerdings zu Betten komme, und 
fie bei der bis dabin genoſſenen Befreiung von den Paros 
chialabgaben geschützt werden müſſen. 

Dem allerhöchſten Ermeſſen fellen wir jedoch die Entſchei⸗ 
dung allergehorfamft anheim ic. 

$ Berlin, am 26. Februar 1799. 
„Die Gefegcommmiffion. 
Refcript. 

Wir communiciren Euch hierbei das von Unferer Geſetz⸗ 
commiſſion über den $. 5. des Edikts vom Jahre 1789 in Be- 
ziehung auf die in katheliſchen Kirchſpielen anfäßigen Mens 
noniſten unterm 26. v. M. abgeſtattele Gutachten mit dem 
Befehl: die katholiſche Geiſtlichkeit der Diöceſe Pom- 
merellen aus den in dieſem Gutachten angeführten Grün⸗ 
den auf die Eingabe d. d. Meve den 30. März 1796 abs 
ſchläglich zu beſchelden, 

Berlin, den 11. März 1799. 

Stengels Beitr. Bd. 8. S. 147— 188. 
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40. 


Refeript v. 24. Mai 1828 (v. K. Ann. 1828 S. 
368.) die Taufen und Beerdigungen bei gemiſchten Ehen 
betreffend. 

Der Ausführung, welche in der von E. E. an die Regie- 
rung zu N. unter dem 9. April d. J. erlaſſenen, bier ganz 
ergebenſt wieder angeſchloſſene Verfügung enthalten it, kann 
ich nur lediglich beitreten, und halte die Gegengründe, welche 
der Regierung in dem Berichte v. 6. Mai c. ausgeführt hat, 
ebenfalls nicht für durchgreifend. 

Das Hauptargument, daß die Eltern, da fie durch ihr 
ren Beſchluß über den zu ertbeilenden Neligionsunterricht 
der Kinder unbedingt entſcheiden können, auch über die Taufe 
zu eniſcheiden hätten, ift unrichtig, da Meligionsunterricht und 
Taufe nicht gleichbedeutend ſind, vielmehr nur die letztere 
ein Parochialakt und als folder dem Parochialzwange unterwor⸗ 
fen ift, während der, aus dem . 84. Tit. 2. Tol. II. A. 
E. R. zu entnehmende Einwand dadurch fid erledigt, daß dort 
von dem genoſſenen Unterrichte oder der eigenen Wahl des 
Kindes das MParochialverhältniß abhängig gemacht wird, 
wobei von einem zu taufenden Kinde die Rede nicht fein 
kann. Der in $. 446 1. e. gebrauchte Ausdruck „in der Res 
gel“ findet ſeine ausreichende Erklärung in dem folgenden g. 
wo von dieſer Regel, nämlich, daß die Taufe aller Kinder 
dem Pfarrer des Vaters gebühre, die Ausnahme, daß bei 
gemiſchten Ehen die Taufe der Töchter dem Pfarrer der Mut- 
ter zuſtehe, ſogleich angegeben worden, weiche Beſtimmung 
übrigens durch Declar. vom 21. Nov. 1803 weggefallen ift. 
Was aber die Abſicht des Geſetzgebens bei der Beſtimmung des g. 431 
Tit. 11. Thl. II. A. L. R., daß bei ot e Eingepfarrten 
Parohial -Acte von einem Latholifchen Geiſtlichen und umge⸗ 
kehrt von evangelifchen Geiſtlichen bei kathollſchen Eingepfarrs 
ten, nur mit Staatserlaubniß vorgenommen werden dürfen, 
betrifft, fo ſcheint fie doppelten Zweck zu haben; die in ſolchen 
Fällen meiſt fehr empfindlichen Streitigkeiten zwiſchen den Geiſt 
lichen beider Konfeffionen und Proſelpkenmacherei zu verhindern. 
Die erſteren fallen von ſelbſt weg, wenn der Fall der kompe⸗ 
tenten Staatsbehörden vorgetragen it, und diefe entſchieden 
hat, welche insbeſondere durch die, an den zu führenden Nachweis 
der Zahlung der Stolgebühren an den berechtigten Pfarrer zu 
knüpfende Erlaubniß für den Pfarrer der andern Konfeſſion 
dafür ſorgt, daß über die Stolgebühren kein Streit entſtehen 
kann, Auch der Profelptenmacherei tritt fie entgegen, welche 
ihr Weſen nur im Dunkeln mit Erfolg treibt, da jeder Fall 
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zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden muß. Außerdem 
verdient die Abweichung von den geſetzlichen Parochfal⸗Beſtim⸗ 
mungen keine Begünſtigung. Da der $. 272 Tit. 14. Sat II. 
des A. L. R. des vollendeten Unterrichts nicht erwähnt, und 
bei der Vorſchrift des 8. S4. Tit 2. I. e., daß ein Uebergan; 
der gefeplichen Konfeſſton zu einer andern, auch mit Bewilliz 
gung der Eltern, vor zurückgelegte 14, Jahre nicht ſtattfin⸗ 
den darf, während der Religionsunterricht nicht leicht früher 
für vollendet zu erachten fein wird, die erſte Alternative, der 
vollendete Unterricht, mit dem zweiten Falle der freien Wahl 
nach zurüdgelegtem 14. Jahre zusammenfallen würde, fo ge- 
bühren, wofür auch der Mangel einer Anordnung, wie diefe 
Vollendung konſtatirt werden fol, ſpricht, die Beerdigung 
nach der wörtlichen Feſtſetzung des $. 272 J. e, von der Ger 
burt bis zu dem Zeitpunkte, wo ein Kind den Religionsun⸗ 
terricht bereits wirklich angefangen bat, dem Pfarrer des Bar 
ters und dann dem Pfarrer der Konfeſſion, welcher es un⸗ 
errichtet, oder zu welchem fih das Kind gewendet hat. Dem 
Uebelſtande, daß bei Beerdigungen keine Zeit zu verlieren if, 
kann durch Delegation, welche von Seiten des Konſiſtoriunns 
an die Superintendenten und des Oberpräfibiums an die lands. 
räthliche Behörde, welche ſtets im Auftrage die Erlaubniß für 
den betreffenden Pfarrer ausſtellen, und nur dem Keſiſtorium 
und Ober-Präfdium Anzeige zu machen haben, abgeholfen 
werden, weshalb E. E. das Nöthige gefälligst anordnen wollen, 
fo wie ich Denenſelben die Beſcheidung der Regierung, welchen 
€. E zugleich den anliegenden Bericht des biſchöflichen ⸗geiſtlichen 
55 N. geneigteft zufertigen wollen, ganz ergebenſt an: 
eim ſtellen. 


Al, 


Eirc.⸗Verfügung der Reg. zu Königsberg v. 18. 
März No. 1839 / K. S. 

Su Folge höherer Bestimmung follen gleich den in vors 
kommenden Fällen an uns einzureichenden Nachweiſungen über 
den Konfeſſionswechſel, auch van denjenigen Kindern, welche 
von evangelischen Geiſtlichen unterrichtet und fonfirmirt, oder 
von katholischen Geiſtlichen ad sacra admittirt worden, ob. 
gleich deren Väter einer andern Konfeſſion angehören, uns 
Anzeige gemacht werden. 8 

Ew. Hochehrwürden fordern wir demnach auf, dieſe Be⸗ 
ſtimmung Ihren Diöceſanen zur Kenntniß zu bringen, um Ih⸗ 
nen alle vom 1. Januar d. J. etwa vorgekommenen derartigen 
Fälle binnen 4 Wochen nach dem umfeitigen Schema anzuzei⸗ 
gen, oder gleichzeitig zu berichten, daß keine vorgekommen 
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feien. Von Ew. Hochehrwürden erwarten wir biefe Nachwei⸗ 
fung oder Anzeige ſpäteſtens in 6 Wochen. 

Für die Folge ſehen wir der Einreichung dieſer Nad- 
weiſungen in eben der Art, wie bei den wirklichen Uebertritten 
von einer Konfeſſion zur andern, in den einzelnen Fallen, fos 
bald fole durch Koffrmatſon bei evangeliſchen, oder Zulaffung 
ad sacra bei Katholiken eintreten, von den betreffenden Get, 
lichen entgegen. + 
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42. 


Geſetz über erloſchene Parochien und über dle 
Behandlung des Vermögens derſelben. Vom 13. 
Mai 1833. (G. S. 1893 S. 51.) 


Da es zweifelhaft geworden iſt, in welchen Fällen eine 
Parochie als erloſchen zu betrachten, und wie das Vermögen 
einer erloſchenen Parochie zu behandeln ſei, ſo verordnen Wir 

ittelſt Deklaration der 88 177. 179. 189. 102 f. Thl. II. 
6 und 8. 308 SN. II. Tit. 11. A. L. R. für diejenigen 
Landestheile, worin das A. L. R. Geſetzeskraft hat, auf den 
Antrag unſeres Staatsminſteriums und nach eingeholtem 
Gutachten Unſeres Staatsrathes wie folgt: 

8. 1. Eine Parodie ift als erloſchen anzufehen, wenn 
binnen 10 Jahren 

a) entweder gar keine Mitglieder ihrer Religionspartei in 

dem Pfarrbezirke einen ordentlichen Wohnſitz gehabt haben. 


b) oder gar kein Pfarrgottesdienſt daſelbſt ſtattgeſunden hat: 


e) oder endlich die Zahl der Eingepfarrten fortwährend fo 
gering gemelen, daß zu einem ordentlichen Pfarrgottesdienſte 
kein Bedürfniß vorhanden war. 

$. 2. Entſtehen Zweifel über das Dafein der im $. 1 
aufgeſtellten Bedingungen, fo follen dieselben zu Unferer Alers 
böchften landesherrlichen Enkſcheidung vorgelegt werden. 

„5. 3. Das einer Parodie zustehende Vermögen, welches 
bei ihrem Erlöſchen (88. 1—2) als berrenlos Unferer landes 
herrlichen Verfügung anheimfällt, fol zum Vortheil derjenigen 
Religionspartei derſelben Provinz verwendet werden, welcher die 
erloſchene Parodie, angehört hat. 

S. 4. Von der Vorſchriſt des $. 3 tritt in Anſehung 
des vacant gewordenen Kirchengebäudes eine Ausnahme ein, 
indem daſſelbe der an dieſem Orte vorhandenen Parodie einer 
anderen chriſtlichen Religionspartej zugewieſen werden fol, infos 
fern dazu ein Bedürfniß vorhanden ift. 

$. 5. War ein Theil des übrigen Vermögens der Paro⸗ 
chie ausſchließend und unzweifelhaft zur Erhaltung des Kir- 
chengebäudes beſtimmt, fo fol derſelbe auch ferner mit dem 
nach $. 4 zu verwendenden Kirchengebäude verbunden bleiben, 

$. 6. Die gegenwärtige Verordnung fol in allen oben 
bezeichneten Landestheilen, ohne Ausnahme irgend einer Pro⸗ 
ving, zur Anwendung kommen. 

Urkundlich unter ꝛc. ıc, D 
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Refer, des M. der geil. Angelh. angie Regie 
rung zu Danzig über die Anwendung des Gefeges 
wegen Erloſchung der Parochien auf Filialkirchen, 
vom 6. Mai 1836. (Jacobſon Geſch. der Quellen des Kirs 
chenrechts. Thl. I. Anhang S. 324 folg.) 

Auf die in dem Berichte der K. Reg. vom 10. April c. 
vorgetragenen Zweifel eröffnet das Minſſterium der Königl. 
Neg. Folgendes. 

Filſalkirchen find nach § 245 II. 11. A. L. R. Ne 
benklrchen, die in von der Haupt» und urſprünglichen 
Pfarrkirche entlegenen Theilen der Parochie zur Bequem⸗ 
lichkeit der daſelbſt wobnhaften Eingepfarrten errichtet wurden. 
Der Diſtrict, für deffen Bewohner die Filialkirche errichtet ift, 
gehört zur Parochie der Haupt- und Pfarrkirche, ift mithin 
Theil der Parochle der Leßteren. Die Filialſten find Einge⸗ 
pfartte der Haupt- und urſprünglichen Pfarrkirche, bilden alſo 
keine eigene Parodie, der Ausdruck Filiale Parodie ift, jus 
riſtiſch betrachtet, unrichtig, indem es Filial⸗Parochien übers 
haupt nicht geben kann. > 

Das Geſetz vom 13. Mai 1833, indem es entfheibet, in 
welchen Fällen Paroch ien als erloſchen zu betrachten, und wie 
über das Vermögen erloſchener Parodien zu verfügen, 
bandeit von Parodien, nicht von einzelnen Theilen derselben. 
Wenn daher bei der betreffenden Parochie und bei deren Haupt⸗ 
Pfarrkirche die im Goin 8. 1 litt. a. b. und c, aufgeftellten 
Bedingungen nicht eintreten, fo kann deshalb, weil aus Mans 
gel an Bewohnern, für die eine Nebenkirche eingerichtet worden, 
in letzterer der Gottesdienſt auch längſt lr Ki bat, nicht 
die Parodie für erloſchen erklärt werden und eben fo wenig ließe 
ſſch die Schließung der Nebenkirche und die Einziehung ihres 
Vermögens für den Staat rechtfertigen, weil das Geſetz keine 
Beſtimmung enthält, nach welcher, wenn es auf das Ganze 
der Parochie nicht in Anwendung kommen kann, ein Theil des 
Parochial- Vermögens anders als das Ganze zu behandeln 
wäre. Hierin ändert der Umſtand, daß zu einer ſolchen Nes 
benkirche ein Separgt⸗ Vermögen gehört, nichts, denn da der 
District, für deffen Bewohner die Filialkirche errichtet worden, 
Theil der Parodie der Haupt: und Mutterkirche ift, ſo iſt das 
Separatvermögen der Nebenkirchen Beſtandtheil des Parochial⸗ 
vermögens, und muß, infofern nicht befondere Beftimmungen 
für den Fall des Eingehens der Nebenkiechen beſtehen, wenn 
es für die Unterhaltung der Tochterkirche und des in derſelben 
zu begehenden Gottesdienstes nicht mehr erforderlich ift, der 
Parodie verbleiben, 
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Hiernach iſt unter den beiden im Bericht vom 10. April 
c. vorgetragenenen Meinungen die zuletzt erwähnte die richtige, 
wonach wenn blos bei Filialkirchen die im 8 1 litt, a. b. und 
c. des G. v. 13. Mai 1833 aufgeſtellten Bedingen stattfinden, 
das Geſetz nicht angewendet werden kann. Zu unkerſcheſden 
ift aber hievon, daß im A. L. R. II. 11. §. 244. 246, 247. 
bezeichnete Verhältniß vereinigter Mutterkirchen, für welches im 
zweifelhaften Falle nach . 250 ibidem die Präfumtion ſtreitet 
und bei deſſen Zutreffen der Bezirk einer jeden betheiligten 
aa abgeſonderte Parochie zu betrachten und zu behan⸗ 

n 


41. 


Verfügung der Regierung zu Danzig v. 15. Ok⸗ 
tober 1837, (Banz. Amtsblatt 1837 S. 250.) 

Die über Beſezung erledigter Pfarrſtellen beſtehenden ge. 
feglichen Vorſchriften find in mehreren Fallen nicht in gehöri⸗ 
ger Weiſe befolgt worden. Um den hieraus entſtandenen Nach⸗ 
theilen zu begegnen, werden folgende geſetzliche Beftimmun: 
gen hierdurch zur Nachachtung und Kenntnißnahme bekannt 
gemacht: 

1), Wenn ein Pfarr⸗Geiſilicher, fei es wegen Verſetzung in 
eine andere Stelle, oder wegen Emeritirung, oder aus ir- 
gend einem andern Grunde, ſein Amt niederlegen will, ſo 
muß er davon dem Patron Anzeige machen, auch gleichzel⸗ 
tig durch die Superintendentur die Genehmigung der Königl. 
Regierung nachſuchen. Vor Eingan; dieter Genehmigung 
der Königl. Regierung darf die Pfarrstelle nicht verlaſſen 
werden. 

2) Mit dem Tage, an welchem die Niederlegung des Amts 
dem Patron auf Anordnung der Königl. Regierung durch 
die Superintendentur bekanut gemacht d tritt die Bacang 
der Pfarre ein. Im Falle einer Emeritirung beginnt die 
Bacang mit dem Tage, von welchem ab die Regierung die 
Emerilirung genehmigt hat, Bel Todesſällen beginnt die 
Vacanz mit dem Tage des Ablebens. 

3) Nach eingetretener Bacang ift der Patron auch ohne be- 
ſondere Aufforderung für die Wahl eines Kandidalen zu 
der erledigten Pfarre zu ſorgen verpflichtet. e 

4) Hat fih der Patron über die Wahl eines Kandidaten ent⸗ 
ſchleden, fo zeigt derſelbe die getroffene Wahl der Superin- 
tendentur zum weiteren Vortrage an die Königl. Regierung 
an, hat auch dafür zu ſorgen, daß der ausgewählte Kandi⸗ 
dat die über feine Wahlfähigkeit ſprechenden vor ſchriftsmä⸗ 
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gen Zengniſſe der Superintendentur zur weiteren Veran⸗ 
laſſung einreichen. 

5) Die Königl. Regierung beauftragt demnächſt, wenn die 
vorgelegten Zeugniſſe genügend befunden worden find, und 
der Anſtellung des Kandidaten gegründete Hinderniſſe nicht 
entgegenſtehen, den Superintendenten oder einen andern gee 
eigneten Geiſtlichen, den von dem Patron ausgewählten 
Kandidaten der Gemeine durch eine Probepredigt und Kas 
techiſntion vorzuſtelen. Der Tag der Probepredigt wird 
der Gemeine 14 Tage vorher bekannt gemacht und zus 
gleich der zur Abgabe ihrer Erklärung über den Kandidaten ans 
geſetzte Termin, der früheſtens auf den. 9. Tag nach der 
Probepredigt anberaumt werden darf, mit der Verwarnung 
angekündigt, daß die Nichterſcheinenden dafür werden ange» 
ſehen werden, daß ſie gegen den Kandidaten nichts ein⸗ 
zuwenden haben. 

Von dieſem Erſorderniſſe darf nur in den Kirchen abge 
fanden werden, wo eine ſolche Vorſtellung des zu Wählen 
den bis jetzt noch nie stattgefunden hat. 

6) Der Kommiſſarius nimmt an dem feſtgeſetzten Tage die 
Erklärung aller etwa erſchienener Gemeineglieder enkgegen 
und berichtet demnächſt über den Ausfall der Probepredigt 
und Katechiſgtion, fo wie über die Vernehmung der Gemei⸗ 
ne an die Königl. Regierung. 

7) Wenn die Gemeine gegen die Wahl des Patrons ges 
feblih begründeten Widerſpruch nicht erhoben hat, fo er 
folgt die förmliche Ausſtellung der Vocation Seitens des 
Patrons, der dieſelbe durch die Superintendentur der Kö⸗ 
nigi. Regierung zur Konfirmation vorlegt und hierdurch 
den Berufenen zur Beftätigung präfentirt, 

8) Kommt die Präſente innerhalb 6 Monaten nach Ein⸗ 
tritt der Vacanz nicht ein, und ift vor Ablauf dieſer Friſt eine 
Verlängerung derſelben von dem Patron nicht geſucht, oder 
von der Regierung nicht zugeſtanden worden, fo fällt die 
Beſtzung der Pfarre für diesmal der Königl. Regie“ 
rung anheim. 


45, 


Reſeript v. 12. April 1802 nebſt Bericht, betr 
die Kraft der Stimme eines Patrons der Tochter 
kirche bei der Wahl eines Pfarrers. 

Es iſt kürzlich der Fall bei uns vorgekommen, daß zwei 
Patronen von zwei vereinten Mutterkirchen, welche einen ge⸗ 
meinſchaftlichen Pfarrer haben, in der Wahl des Letzteren un: 
einig waren, und daß der Patron einer damit ebenfalls ver⸗ 


652 


einten Tochterkirche der Wahl der einen Mutterkirche beigetres 
ten war. Da nun im A. L. N. entſchieden ift; 
daß, wenn mehre Patronen mit gleichen Rechten an Beſe⸗ 
bung einer Pfarre Theil nebmen, die Mehrheit der Stim- 
men entſcheide, im Fall fie fih nicht vereinigen können. 

Thl. II. Tit. 11. $ 344. 
und 

daß, wenn eine eigentliche Tochterkirche einen beſondern Pas 
tron bat, dieſer in der Regel dem Patron der Mutterkirche 
beitreten müſſe, wenn er nicht gegen das von ihm gewählte 
Subject erhebliche Einwendungen nach den 88. 336. 337 zu 
machen habe: 

a. a. O. $. 348. 

ſo entſtand die Frage: 
ob der Beitritt der Tochterkirche zu der Wahl der einen 
Mutterkirche dieſer ein Uebergewicht gebe, mithin e. Mehr, 
heit der Stimmen begründe d 

Von der Beantwortung dieſer Frage hing die Entjcheir 
dung des Prozeſſes ab, indem der Patron der einen Mutter: 
kirche darauf angetragen hatte, die Patronen der andern Muts 
terkirche und der Tochterkirche zu verurtheilen, feiner Wahl 
beizutreten, und es alfo darauf ankam, ob der Beitritt der 
Tochterkirche der getroffenen Wahl der einen Mutterkirche, der 
fie beigetreten, den Ausſchlag gebe, oder die Sache vielmehr 
dahin zufieben komme, daß nach der Vorſchrift 

a. a. O. 244. 248. 
den geistlichen Obern bei nicht zu bewirkender Vereinigung die 
Beſetzung der Stelle anheim fiele? 

Das Collegium war in der hier anzunehmenden Mei⸗ 
nung geiheilt. Einige glaubten, daß, da doch den Tochterkir⸗ 
chen bei der Wahl der Pfarrer ein Stimmenrecht beigelegt fei, 
ihre Stimme auch mitgezählt werden müßte, fie mithin auch 
ein Uebergewicht für diejenige Mutterkirche, welcher fie beitreten, 
conflituirte. Die übrigen Mitglieder nehmen aber an, daß 
aus der Faſſung des $. 348 folge, daß fie ein bloßes Wider⸗ 
ſpruchsrecht bei der Wahl habe, in ſofern nämlich die in den 
$$. 336 und 337 beſtimmten Einwendungen gegen das gewählte 
Subject Rattfändeu, ein ſolches Widerſpruchsrecht aber kein 
wirklich Stimmenrecht ſein: mithin auch ihre Stimme garnicht 
mitgezählt werden könne. Dieſe Meinung hatte auch die Plu⸗ 
ralität für Déi und der vorlegende Fall wurde biernach entſchie⸗ 
den. Da nun aber allerdings die Frage 

ob eine Tochterkirche die Stimme derjenigen Mutterkirche, 
welcher ſie betritt, ein Uebergewicht durch ihren Beitritt giebt, 
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Ze zwei Mutterkirchen in der Wahl des Pfarrers unei⸗ 
nig find? 
nicht deutlich genug im A. L. R. entſchieden ift, indem die ans 
geführten Geſetze eine doppelte Auslegung zulaſſen und eben fo 
leicht daraus zu deduciren ift: 
daß derjenige, welchem doch ein Stimmrecht, ſei es auch 
nur ein beſchränktes, wie das einer Tochterkirche bei der 
Wahl des Pfarrers, beigelegt ift, eine Stimme babe: dieſe 
Stimme alſo auch, wo von Mehrheit der Stimmen die 
(ei iſt, mitgezählt werden müſſe; 
alë: 
daß derjenige, welcher in der Regel einem Dritten beitreten 
muß, wie die bei den Tochterkirchen der Fall if, keine eis 
gene Stimme haben: feine Stimme alfo auch nur mit bers 
jenigen, welcher er beizutreten verbunden, eine Stimme 
ausmache: 
ſo ſehen wir uns veranlaßt, unſere Bemerkungen Ew. Königl. 
Majestät zur Prüfung vorzulegen. 
Wir bitten demnächſt allerunterthänigſt, uns für künftige 
Fälle zu belehren; 
welche von den beiden Erklärungsarten des Geſetzes den 
Vorzug verdiene, und ob mithin die Stimme einer Tochter⸗ 
kirche dann, wenn von Mehrheit der Stimmen die Rede ift, 
fo gut gezählt werden müſſe, wie die der Mutterkirchen, oder 
ſie und Vie Mutterkirche, welcher fie in der Wahl beir 
getreten, nur eine Stimme ausmachen? 
Breslau, den 29. März 1802. 
Reſeript. 
Auf Eure Anfrage vom 29. v. M. 
welche Wirkung, bei der Wahl eines Pfarrers der Stimme 
des Patrons einer Tochterkirche in Concurrenz mit dem Pas 
tronen mehrerer Mutterkirchen beizulegen? 
laſſen Wir Euch nunmehr beſcheiden, daß die von dem zwei⸗ 
ten Senat Eures Collegii in dem von dem Geheimen Sber⸗ 
Tribunal beftätigten Erkenntniſſe in Sachen N. N. wider den 
N. N. dieferhalb angenommene Meinung die richtige ift. 

Die Vorſchriſt des A. E. R. Thl. II. Tit. 11. $. 348. 
wonach der Patron der Tochterkirche ſchuldig ift, den Paz 
tron der Mutterkirche bei der Wahl des Pfarrers beizutreten, 

bringt es mit fih, daß dem Patron der Tochterkirche eigente 
lich keine eigene Wahlſtimme zusteht, und er hat nach eben 
dieſer Geſetzſtelle nur das Recht zu widerſprechen, wenn ſich 
gegen den von dem Patron der Mutterkirche A Kan⸗ 
didaten geſetzliche Einwendungen finden. eide : Stimmen 
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können daher, fobald Patronen mehrerer vereinigten Mutterfir- 

chen concurriren, nur für eine gezählt werden, und wenn als⸗ 

dann die Wahl nicht durch eine überwiegende Stimmenmehr⸗ 

heit unter den Patronen der Mutterkirche beſtimmt wird, fo ift 

nach Vorſchrift des $. 344 — 340 zu verfahren. è 
(Neues Archiv B. 2 S. 240.) 


16. 


Verordnung vom 30. Auguft 1816 (Gef. S. 1816. 
S. 200) wegen Verwaltung des Patronat⸗Rechts über die 
chriſtlichen Kirchen auf ſolchen Gütern und Grundſtücken, die 
fih im Beſitzthum jüdiſcher Glaubensgenoſſen befinden, 

Nach dem durch unfere Verordnung vom 11. März 1812 
den Juden in den damaligen Provinzen Unſeres Staates, mit 
dem Staatsbürgerrechte die uneingeſchränkte Befugniß, Grund- 

üde zu acquiriren, ertheilt ift, und fie daher auch Grundftäde 

mit den das Patronat über chriſtliche Kirchen verbunden ift, 
erwerben, fo erfordern ſolche, bei Anfertigung des A. L. R. 
nicht vorhanden geweſene Fällt, eine anderweitige Bestimmung. 

Wir veordnen daher für die Provinzen, wo zu Folge des 
Geſetzes vom 11. März 1812 den Juden bereits die unbe⸗ 
schränkte Beſugnig, Grundstücke zu erwerben, ertheilt it, fo 
wie da, wo ihnen folde künftig ertbeilt werden wird, Folgens 
des und daklariren dadurch die Beſtimmungen A. L. R. Thl. 
II. Tit. 11. 8 581 und 583 babin, daß 

1) das auf Gütern und Grundſtücken, die ſich im Beſſtz⸗ 
thum jüdischer Glaubensgenoſſen befinden, haftende Patro- 
natrechte über christliche Kirchen, für die Beſitzeit jüdiſcher 
Erwerber und deren Benutzung, ſo lange gänzlich ruhe: 
daß daher p 

2) der Pfarrer und die Kirchenbedienten, auch der Schulleh⸗ 
ver in evangeliſchen Gemeinen von der Provinzialbebörde, 
und in katholiſchen von dem Biſchof ganz in derſelben Art 
beſtelt werde, als ob kein Patron vorhanden oder deſſen 
Recht auf ſie übergegangen ſei. 

3) Eben fo foll es auch mit der Aufficht über das Kirchen. 
vermögen und mit der Abnahme der Kirchen⸗Nechnungen gez 
halten werden. 

4) Die Beiträge und Leſſtungen aber, zu denen der Patron 
verbunden iſt, müſſen in allen Fallen aus den Einkünften 
des Guts bestritten werden. f 
5) Wo das Patronat einer Kommune zufteht, können die jü⸗ 
diſchen Mitglieder derſelben an vefen Ausübung keinen 
Theil nehmen: fie müſſen aber die damit verknüpften Reals 
laſten von ihren Beſitzungen gleich andern Mitgliedern der 
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Kommune tragen, fo wie fie auch als anſäßige Dorſs⸗ 
oder Stabtgemeindemiitglieder, von ihren Grunbftücen gleich 
andern chriſtlichen Beſitzern zur Erhaltung der Kirchenſpſteme 
beizutragen verpflichtet find, da dieſe font, wegen der An- 
ſiedlung der jüdischen Staatsbürger, Gefahr laufen, eine 
zugehen. 


17. 


Refer, v. 23. Septbr 1831, daß ein Rechtsverfahren 
über das Vocationsrecht mehrerer Patronen für den vorliegen⸗ 
den Fall auch dann unzuläflig it, wenn der Fiskus zu diefen 
Patronen gehört. 

Nachdem das Juſtiz⸗Miniſterium auf den in Sachen des 
Magiftrals zu N. N. wider den Königl. Fiscus vom Königl. 
O. L. Ger. unterm 29. April d. J. erſtatteten Bericht mit dem 
König. Miniferium der Geftihen, eee un, Mes 
nalangelegenheiten in Kommunitation getreten ift, haben beive 
Miniſterien fih darüber vereinigt, daß die von dem gedachten 
Magiſtrate angestellte Klage nicht ftatt finden kann. Die Borz 
ſchrift des $. 364. Tit. 11. Thl. II. des WER. ift nicht, wie 
das Kollegium annimmt, auf den Fall beichränft, wenn die 
mehreren Patrone, unter denen das Berufungsrecht ſtreitig ift, 
zu den Privatperfonen gehören. Der dem Geſetze zum Grunde 
liegende Zweck, nämlich die baldmöglichſte Befekung der Pfarr⸗ 
fielle unbeſchadet des für künftige Fälle auszuführenden Rechts, 
ſpricht auch, ganz abgeſehen von der Allgemeinheit der Beſtim⸗ 
mung für die Anwendung berfelben in dem hier eingetretenen 
Falle, wenn das Patronatsrecht zwischen dem Fiscus und eis 
nem Privatmanne fireitig ift- Die Regierung handelt bei der 
Beſetzung dieſer Stelle nicht als Patron, ſondern als Obers 
aufſichtsbebörde und gegen die von ihr in dieſer Eigenſchaft gee 
troffene Verfügung findet nach der ausdrücklichen geſetzlichen 
Vorſchrift keine gerichtliche Klage Statt. 

Das (Tit.) bat daher den Magiſtrat mit der angeſtellten 
Poſſeſſorienklage per Decretum zurückzuweiſen, und die wie⸗ 
der beifolgenden Acten zu reponiren. 


KH 


R.D. v. 9. Mai 1829 (Gef. S. 1829. S. 40). Die 
Konvokation der Kirchengemeinen in den Städten, welche über 
10,000 Einwohner und mehrere Parochien haben, betreffend. 

Auf Ihren Antrag vom 5. Mai c. fege ich, hiedurch feft 
daß in Städten, welche über Zehn Tauſend Einwohner und 
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mehre Parochien haben, die Einladung der Mitglieder der 
Kirchengemeinen zu einer Verſammlung zur Berarhung 
und Beſchlußnahme über Angelegenheiten der Gemeine, 
auch, wo dies bisher durch deren Verfaſſung nicht vorgeſchrie⸗ 
en war, entweder durch eine in die Ortsintelligenz- Blätter 
ud in deren Ermanglung in ſonſtige, am Orte erſcheinende 
Blätter zu inſerirende, an die geſammte Gemeine zu rich⸗ 
tende Bekanntmachung, oder durch deren dreimalige Ableſung 
von der Kanzel an zweien, oder dreien auf einander folgenden 
Sonntagen, geſchehen kann, und diefe öffentlichen Bekanntma⸗ 
chungen die Stelle der Vorladung der einzelnen Gemeinemit⸗ 
glieder und deren $. 57. Tit. 6. Thl. II. A. L. R. am 
geordnete Inſinuation mit voller rechtlichen Wirkung vers 
kreten foll, 


t 49. 


Kammergerichtsbeſchluß v. 17. August 1829, daß 
über Gegenſtände der Kirchenboheit und des Episcopalrechts 
kein Rechtsweg ſtattſinden könne. (v. K. Ann. 1831. S. 48.) 

Die von dem Magiftrat zu Berlin wider das K. Gonfifto- 
rium angeftellte Klage, in Betreff des Rechts der Beftärigung 
der Vocationen der von dem Magiftrat gewählten Geiſtlichen 
an Kirchen feines Patronats und der Befugniß, dieſelben ohne 
Genehmigung des Magiſtrats, Unbekannten übertragen zu kön⸗ 
nen, eignet ſich zur proceſſualiſchen Einleitung nicht. Sie iſt 
begründet auf Befugniffe und Rechte, welche in dem Patronat 
enthalten fein folen, deren Anerkennung aber in den geſetzli⸗ 
chen Vorſchriften fih nirgends betätigt findet. 

Irrthümlich ſieht der Magiſtrat das Verhältniß der Prez 
diger feiner Patronatskirchen als ein Privatverhältniß an, bei 
dem der Vertrag die gegenſeitigen Rechte und Verbindlichkei⸗ 
ten in vollem Umfange fegen müſſe, und überfieht dabei gänz- 
lich die Stellung, in der die Geistlichen als öffentl. Staats⸗ 
diener ſich befinden. 

Der 508. II. 11. WER, auf welchen die Klage Bezug 
nimmt, redet nach ſeinen deutlichen Worten nur von Vermö⸗ 
gensbeziehungen, in denen der Patron zu der Kirche und ihren 
Fonds steht. Die Gefege enthalten aber feine Vorſchriſt, welche 
den Patronen die Befugniß gäbe, eine Aufficht über die Dienſt⸗ 
führung der Geiſtlichen ihrer Patronatskirchen zu führen, noch 
ihnen irgend eine Einmischung in deren Amtsverwallung geſtat⸗ 
tet, ja ſie geben ihnen nicht einmal das Recht, willkürlich und 
obne Genehmigung der Staatsbehörde über die zur Unterhal⸗ 
tung der Pfarrer anzuweiſenden Mittel zu biöponiren, und ihr 
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Einkommen, der bisherigen Obſervanz zuwider, durch Vertrag 
höher oder niedriger feſtzuſetzen, noch viel weniger aber das 
Recht, ihre Amtsführung als Vorgeſetzte zu controlliren und 
ihrer Aufſicht zu unterwerfen. Eine dergleichen Beſugniß würde 
bei der großen Collifion mit den Rechten, welche der Staat 
gegen feine Beamten auszuüben hat, nothwendig, um als bes 
gründet angeſehen werden zu können, ausdrücklicher geſetzlicher 
Festsetzung und Anerkenntniſſes bedürfen, und dürfte aus bloßen 
Schlußfolgerungen und Rechtsanalogien nicht können hergelei⸗ 
let werden. Es ergiebt aber auch fon der Umſtand allein, 
daß die Vokationen der Prediger der geiſtl. Staatsbehörde vor- 
gelegt werden müſſen, das Recht der letzteren, ihren Gehalt 
ganz oder theilweiſe verwerfen oder mobificren zu dürfen, weil 
ſonſt diefe Vorlegung in eine nicht zu vermuthende leere und 
völlig überflüſſige Form ausarten würde. Die Geſetze haben 
die geiſtl. Staats behörde nirgends verpflichtet, Dé gegen die zur 
Wahl der Prediger Berechtigten über die Gründe der verwei⸗ 
gerten Beflätigung der gewählten Individuen in Erörterung 
und Diecuflonen einlaffen zu dürfen, oder gar hierüber den 
Weg Nechtens geſtattet, und wenn nach dem Vortrage auch 
ſaktiſch bisher die geſchehenen Wahlen und Vokationen jederzeit 
konſitmirt worden, fo läßt fiğ doch hieraus keine bindende 
Norm oder irgend ein wohl erworbenes Recht für den Magi⸗ 
firat herleiten. 

Aus dieſen Gründen wird daher die angeſtellte Klage zu⸗ 
rückgewieſen. 


50. 


Refer, v. 24. Auguft 1829. Die Unzuläffigkeit ves 
Rechtsverfahrens über das Beſtätigungsrecht des Gonfiftorii bei 
Vokatlonen der von dem Patron gewählten Geistlichen. 

Das Königl. Miniftertum der Geiſtlichen, unterrichts⸗ 
und Medizinalangelegenheiten hat den Justizminister von der 
Klage in Kenntniß geſetzt, welche von den beiden Kirchen Pa⸗ 
tronen zu N. N. wider den Fiskus, wegen Beſtätigung der 
dem Prediger N. N. als Prediger zu N. N. ertheilten Bocas 
tion, angeſtellt worden ift, Dieſe Klage findet, wie fie nach 
Ausweis der br. m. erforderten, hierbei zurüderfolgenden Ze 
ten angebracht worden, nicht Statt, da die Ausübung des Hor 
heitsrechts in Bezug auf kirchliche und namentlich liturgiſche 
Angelegenheiten kein Gegenſtand eines prozeſſualiſchen Verfah⸗ 
rens fein kann. Hiernach ift die ähniiche Klage des hiesigen 
Magiſtrats wider das Königl. Conſſtorium der Provinz Brans 
dendurg, wegen verweigerter Beſtätigung der Prediger N. N. 

und. ID. 9. cdl. u. Gët, 42 
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in Gemäßheit der allerhöchſten Ordre vom 11. Juni 1827 zus 
rückgewieſen worden. Ein Gleiches muß mit der jetzt angeſtell⸗ 
ten Klage geschehen und das Königl. Kammergericht wird ba- 
her angewieſen, deshalb das Erforderliche zu verfügen und die 
Acten zu reponiren. 


51. 


Refer. v. 20. Juli 1830. Dem Magiſtrat wird auf 
die Beſchwerde vom 8. d. M. gegen das Kammergericht, we⸗ 
gen geſchehener Zurückweiſung der wider das Conſiſtorium der 
Provinz Brandenburg angeſtellten Klage zur Reſolution erthei⸗ 
let, daß die Beſtätigung der Vocationen der Prediger, man 
mag dieſelbe als Ausfluß der Staatshoheit oder als Episco⸗ 
palrecht anſehen, nach den Grundſätzen ſowohl der evangeliſchen 
Kirchenverfaſſung, als der Landesgeſetze, überall nicht Gegen⸗ 
fiand eines Rechtsstreits fein, und daß daher darüber, ob das 
Gonfiftorium der Provinz Brandenburg das Recht bat, in eine 
zelnen Fällen die Beſtätigung ganz zu verſagen, oder in der 
vorgelegten Form fie zu verwerfen und fie anders modiffeirt zu 
verlangen, der Weg Rechtens nicht zugelaſſen werden kann. 
Die Behauptung des Magiſtrats, daß das Congſtorium feine 
Befugniffe überſchritten habe, kann demzufolge nur im Wege 
der Beſchwerden bei den vorgeſetzten Behörden erlediget werz 
den, und ift dieſer Weg bereits fruchtlos verſucht worden, -fo 
ſteht den Beſchwerdeführern der Weg zur Allerhöchſten Perſon 
Sr. Majeſtät des Königs offen. Mit Recht iſt daher die 
Klage vom Kammergericht durch die Decrete vom 17. Auguft 
v. und 29. März d. J. zurückgewieſen worden, und der Suftiz- 
Miniſter kann mithin dem Antrage des Magiſtrats nicht 
willfahren. 

(Abgedr. im Königsb. Amtsbl. 1831. S. 43.) 
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Dienſteid. 

Ich ſchwöre einen Eid zu Gott dem Allwiſſenden und 
Heiligen, daß, nachdem ich zum evangeliſchen Prediger bei 
der Gemeine .. . berufen worden bin, in dieſem und in jedem 
andern geiſtlichen Amte, zu welchem ich künftig berufen wer⸗ 
den möchte, ich, fo wie es einem Diener der chriſtlichen Kirche 
und des Staats geziemt, Sr. Königl. Majeſtät von Preußen, 
Friedrich Wilhelm IV., meinem allergnädigſten Könige und 
Herrn, und dem Königlichen Haufe treu und gehorſam fein, 
das Wohl des Landes in dem mir angewieſenen oder noch anzu⸗ 
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weiſenden Wirkungskreiſe, fo viel in meinen Kräften ſieht, 
ON di er mehlbefannten übten DS. mie auen 
ten Amts mit Gewiſſenhaftigkeit erfüllen, und in meiner Ge⸗ 
meine als ein treuer Seelſorger mit allem Ernſt und Eifer bes 
müht ſein will, durch Lehre und Wandel das Reich Gottes 
und meines Herrn und Meiſters Jeſu Chriſti zu bauen. 
Alles, fo wahr mir Gott helfe, durch Jeſum Chriftum, — 


Daß ich verſtehenden Amtseid: vor der Versammlung der 
Hochlöblichen Regierungsabtheilung für die Kirchenverwallung 
und das Schulweſen nach evangeliich Gniftlchem Kuchenge⸗ 
brauch körperlich heute abgeleiftet habe, befcheinige ich hiermit. 

Klnigsberg den ten 18 


53. 


Erbhuldigungseid 

für ſämmtliche Römiſch⸗Katboliſche Geistliche, die als Kapläne, 
Pfarrverweſer, Pfarrer, Beneficiaten, oder in höhern Kir⸗ 
chenämter angeſtellt werden. Ge 

Ich.. . schwöre einen Eid zu Gott dem Allmächtigen 
und Allwiſſenden, daß ich Seiner Königlichen Majeftät 
von Preußen, Friedrich Wilhelm dem Vierten, meis 
nem gnädigſten Könige und Herrn und nach feiner Königlichen 
Majeſtät Abgang beffen rechtmäßigen Leibes⸗ und Lehnserben 
und Nachfolgern auf dem Thron unterthänig, treu und erge⸗ 
ben fein, Seiner Königlichen Majeſtät Beſtes nach Kräften ber 
fördern, Schaden und Nachthefl abwenden, auch meine Unter 
gebene dazu anhalten, und nie in meinem Leben eine Hand⸗ 
lung begehen will, wodurch der höchſten Perſon Seiner Maz 
jeftät, dem Königlichen Haufe, dem Lande, der Armee, und 
dem Königlichen Dienft irgend ein Nachthell zugefügt werden 
könnte. Desgleichen ſchwöre und gelobe ich, die mir anzuver⸗ 
tranende chriſtliche Gemeine und alle meine Beichtkinder bei 
gegebener Beranlaſſung zu gleicher unverfälſchter Treue und 
Ergebenheit gegen Seine Majeſtät den König und das ganze 
Königliche Haus außzufordern und zu vermahnen, ſelbſt mit 
gutem Beispiel voranzugehen, und überhaupt mich fo zu betra⸗ 
gen, wie es einem rechtschaffenen Geiſtlichen und treuen Unter⸗ 
than gebührt. Alles fo wahr mir Gott helfe und fein heiliges 
Evangelium. 

SN. 


Reglement, wie es mit denen bei Introducirung der 
Prediger vorfallenden Unkoſten und mit Verſorgung der Predi⸗ 
42 * 
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ger⸗Wittiben in dem Königreich Preußen zu halten, d. d. Bers 
lin den 5. Nov. 1737. Königsberg in der Königl. Preuß. 
Hofbuchdruckerei 

Nachdem Sr. Königl. Majeſtät in Preußen ꝛc. Unſer al⸗ 
Tergnäbigfter Herr, vernommen, was maaßen wegen der Uns 
koſten, welche bei Beſtellung der Prediger erfordert werden, 
bisher in Dero Königreiche Preußen zum fier Zweifel und 
Differenzien entſtanden, und daher durch ein beständiges Reg⸗ 
lement feflzufegen nöthig gefunden, was von Unkosten in dergl. 
Fällen zu paſſiren und von welchen ſolche zu tragen feien; als 
verordnen diefelben hiemit in Gnaden, daß: 

1) Die Vocati zwar die Berlinſche und Königsbergſche Kanz. 
lei- Jura, wie auch die Ordinationsgelder gleich Anfangs 
bezahlen, dagegen aber 

2) Ionen hiernach überhaupt Einhundert Gulden, ſogenannte 
Mantelgelder, aus den Mitteln der Kirche, zu welchen ſie 
berufen werden, gegeben werden ſollen. 

3) Wenn aber diefe Kirche fo arm ift, daß fie nicht allein ſothane 
100 fl. aufbringen kann, fo folen, nach vorgängiger Unter- 
ſuchung, die ſämmtlichen Kirchen deffelbigen Amts dafern die- 
ſes aber klein und die darin befindlichen Kirchen gleichfalls 
ſchlecht bemittelt wären, alsdann alle Kirchen in der ganzen 
Inspektion, worin ſothane Kirchen gelegen, dazu konkribül⸗ 
ren, mithin desfalls eine Repartition des Vermögens jeder 
Kirche von dem Kirchencollegio gemacht und ſolche hiernächſt 
denen Hauptämtern zugefertigt werden, mit Ordre, das Geld 
danach beizutreiben, der Eingewidmete aber dazu nichts her⸗ 
zugeben ſchuldig feien. 

4) In denen Städten aber, wo der Magiſtrat das Jus vo- 
candi Diaconum hat, müſſen dem dergeſtalt vocirten Dia- 
cono ſothane 100 fi, Mantelgelder aus der Kämmerei gezahlt, 
von bemfelben aber wegen der Introductions⸗Gebühr und 
Mahlzeit ein Mehreres nicht, ſondern solches aus Kirchen⸗ 
mitteln entrichtet werden. 

5) Wenn ein Priefer von einer Kirche zur andern vociret 
wird, welches nicht ſelten geſchieht und ſolches mehrentheils 
die ärmſte Kirche betrifft, fo muß die Kirche, zu welcher 
er berufen wird, der erſten Kirche die vorhin deme 
felben gezahlte Ordinations⸗ und Mantelgelder erſtatten, der 
translocirte Prediger aber von derjenigen Kirche, zu welcher 
er alsdann vocirt wird, ſolche nicht von neuem fordern. 
Wilches auch in Anſehung der Diaconorum Datt haben, 
und in dem Fall, da einer derſelben an eine andre Kirche 
berufen wird, dieſe der Stadtkämmerei die vorhin demſelben 
gezahlte Ordinations⸗ und Mantelgelder wieder vergüten ſoll. 
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Bei allen dergl. Vranslocationen ſoll die Gemeinde zwar 
ſchuldig fein, ihn und feine Sachen, 8 höchſtens bis 10 
Meilen zu holen und fortzubringen, mit foviel Wagens, 
als dazu nöthig find, was aber über 10 Meilen gebet, da 
fod nicht die Gemeinde, ſondern der Prediger gehalten fein, 
den Transport wegen der mehreren Meilen, ſelber über ſich 
zu nehmen, in Anſehung, daß er ohnedem durch die Trans⸗ 
lokation gemeiniglich feine Verbeſſerung erlanget. Wann 
aber dergl. Translokation in der Erndtezeit, oder im Herbſt 
und Frühjahr bei den ſchlimmen Wegen verfällt, fo fol nur 
vorerſt 1 Wagen vor des Predigers Perſon un Familie ge- 
geben und der Transport feiner Mobilien fo lange ausge⸗ 
feßt werden, bis die Wege bequem geworben und die Erndte 
verrichtet ift 7 

6) Wenn der Prediger beſagte Mantelgelder bekommt, muß 
ihm nichts weiter pro Arıha, wie bisher an einigen Ders 

fehehen, gegeben werden, noch er überdem wegen der 

R ühren ferner etwas beſonders fordern. 

7) Wenn der Ober⸗ Hofprediger einen Erzprieſter introduckert, 
werden demſelben an Introductionsgebühren 10 Thlr: Wenn 
aber ein Erzprieſter in feinem Sprengel die Introduction eis 
nes andern Predigers verrichtet, nur 4 Thlr. von der Kirche, 
und die freie Fuhre von der Gemeinde zu geben fein. 

3) Der Amts» Hauptmann, Verweſer und Adlicher Gerichts 
schreiber können davor, daß fie der Introduction von Amts⸗ 
wegen beiwohnen, nichts prätenbiren: jedoch ift die Gemeinde 
ſchuldig, ihnen freie Fuhr zu geben. 

9) Vor die Introduckionsmahlzeiten ſollen nicht mehr, als 
bei einem Erzprieſter nach Unterſchied der Derter höchſtens 
8 bis 10 Thlr. bei einem andern Landpfarrer aber 4 bis 6 Thlr. 
und bei denen Pfarrern und Diaconis in den kleinen Städ- 
ten 6 Thlr. paſſiren, und ſolche ſowohl bei denen Diaco- 
nis in den kleinen Städten, als auch denen Erzprieſtern und 
übrigen Prebigern aus Kirchenmitteln bezahlt werden. Fes 
doch muß alle erfinnliche Menage gebrauchet werden, damit 
von dieſen dergeſtalt determinirten Mahlzeitengeldern noch 
etwas erſpart werde, zu welchem Ende denn ſo wenig Per⸗ 
fonen, als immer möglich, und nur diejenigen dazu gezogen 
und gebeten werden miffen, welche bei dem Actu unumgäng⸗ 
lich nöthig find. 

10) Wenn aber Jemand nur die Probepredigt hält, muß von 
Mahlzeiten nichts in Rechnung gebracht werden. 

11) Wenn Jemand zuerſt wohin vocirt worden, und er ins 
trobueirt werden fol, fo muß es wegen feiner Hinholung 
eben alfo gehalten werden, wie oben ad $. 5 wegen der 
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Translokation bereits verordnet worden. Wenn aber nur 
eine Probepredigt zu halten ift, fo fol derjenige, welcher die 
igt zu halten hat, ſelber dafür ſorgen, wie er an 
den Ort binkomme, und ſoll der Gemeine nicht angemuthet 
werden, Jemanden zur Probepredigt zu holen. 
12) Verſtehet ſich aus Obigem von ſelbſten, daß die Candis 
dati, welche von Halle, oder einem andern außerhalb vic- 
fem Königreiche gelegnen Orte berufen werden, vor die Reiſe 
nach Preußen keine beſondre Reiſekoſten prätendiren können, 
wie einige zuweilen thun wollen. Wie denn auch 
13) Wenn ein Pfarrer von einer Kirche e andern vocirt 
werden ſoll, und die b Fakultät ihn vorher zu 
eraminiren verlanget, deshalb die Reiſekoſten ex propriis 
tragen und hergeben muß. 

Was die Prediger⸗Wittiben anbetrifft, fo fol die Ge- 
meinde zwar, nach der bisherigen Uſance ſchuldig fein, einer 
Wittiben ein jährliches Wittibengehall zu reichen, zu dem 
Ende auch den Amtshauptmann oder Verweſer, mit Zuzie⸗ 
hung des Amtmannes foldes mit der Gemeinde nach der 

mbengah! zu reguliren. Daferne aber mehr Wittiben an 
einem Orte werden, fo behält die erſte ihren Unterhalt nach 
wie vor, die übrigen aber müſſen ihr Sort und den Abgang 
der erſten abwarten, bis fie ſucceſſive zu dem Genuß des je⸗ 
nigen gelangen können, was die erſte als Wittibe bekom⸗ 
men, oder bis ſonſten eine Fond ausgemittelt worden, 
woraus ihnen etwas gereicht werden kann. Die Gemeinde 
aber ſoll deshalb nicht beſchwert werden, ſondern, wie ge⸗ 
dacht, nur lediglich eine einzige Wittibe zu unterhalten ſchul⸗ 
dig fein, indeſſen, jedoch an deren Orten, wo bereits jebo 
mehr Wittiben als eine ſind, es in statu quo gelaſſen, und 
nur künftig das obige existente casu obſervirt werden. 

Obgleich bishero an einigen ſonderlich polnifchen Oertern, 
der Gebrauch geweſen, daß denen Predigerwittiben zum Be⸗ 
gräbniß ihrer verfiorbenen Männer etwas gegeben zu werden 
pfleget, fo fol doch ſolches hinführo ceſſiren, und die Predis 
gerwittiben dafür nicht E prätendiren befugt fein, zumalen 
da fie ohnedem die Glocken und die Erde umſonſt haben und 
dafür nichts geben dürfen. 

Wonach fih dann Unfre Preuß. Negierung, Kriegs⸗ und 
Domainenkammer, Amtsbauptleute, Verweſer, Amtleute und 
Magiſträte gehörig zu achten und hierüber beftändig zu halten haben. 

Urkundlich u. f. w. 

Gegeben zu Berlin, den 5, Nov. 1737. s! 

Friedrich Wilhelm. 
Eeman, Prod. Recht der Provinz Weſtpr. 2. Bd. S. 31 u. f) 
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Gire Berf. v. 1. Febr. 1837. Nro, 2% K. S. 

Damit in Zukunft bei Einführung von Geistlichen in ihr 
Amt ein gleichmäßiges Verfahren durchweg beobachtet werde, 
hat der Königl. Wirkliche Geheime Rath und Oberpräſident 
von Preußen. Herr von Schön Excellenz, unter Zuſtimmung 
des Königl. Minteriums der geiſtichen, Unterrichts⸗ und Mes 
bizinalangelegenheiten, mittelſt Verf. v. 24. Novbr, o. J. Fol- 
gendes ſeſtgeſetzt; 

1) Die Uebergabe des Pfarrinventariums, des Archivs 1c. an 
den neu angeftellten Pfarrer wird durch den Patron und 
einen Regierungscommiſſarius bewirkt. Der letztere hat die 
erfolgte Uebergabe des Inventariums, des Archivs ꝛc. der 
Regierung zu beſcheinigen⸗ 

Bei Pfarrſtellen Kgl. Patronats vertritt der Regierungs- 
commiſſarius zugleich die Stelle des Patrons. 

In einzelnen geeigneten Fällen z. B. in Städten, wo 
der Magiſtrat Patron it, bleibt es der Königl. Regierung 
anheim geſtellt, dem Patron die Geſchäfte mit zu übertra⸗ 
gen, welche in der Regel bei Introductionen von Geiſtlichen 
durch einen beſondern Regierungs⸗Kommiſſarius verrichtet 
werden follen, 

2) Die Abrechnung zwischen dem neuen Pfarrer und deſſen 
Amtsvorgänger, reſp. deſſen Erben hinſichtlich der Einkünfte 
an Naturalien, Feldwirthſchaft, Gartenbenutzung, Holz und 
dergleichen ift ihrer Natur nach zwar Privalſache, doch ift 
es zur Vermeidung von Streitigkeiten, welche bei folen 
Gelegenheiten entſtehen können, erſprießlich, daß ein Sach⸗ 
verfländiger die Verhandlung darüber leite und regulire, 

Für den Fall alfo, daß die Intereſſenten Behufs ihrer 
Auseinanderſetzung die Zuordnung eines Vermittlers wün⸗ 
ſchen, ift der Regierungscommiſſartus, welcher die Ucbergabe 
des Juventariums ꝛc. bewirken fol, zugleich mit Leitung des 
Auseinanderſetzungsgeſchäfts zu beauftragen. 

3) Die Introduktion darf in keinem Falle eher geſchehen, bis 
der Geiflliche fid über die Eidesleiſtung ausgewieſen hat. 
4) Die Introduction Tit erfolgt durch den unmittelbaren 
geiftlichen Vorgeſetzten des Einzuführenden (den Superinten⸗ 
denten, Dekan) in der Kirche vor verfammelter Gemeine, 
nachdem die Handlung mit einem geeigneten Kirchengeſange 
eröffnet it, der geiſtliche Commiſſarius, nach einem kurzen 
Gebete und einigen einleitenden Worten, den Kirchenpatron 
oder beffen Stellvertreter zur Uebergabe der Vokation an den 
zu Inttoduzirenden aufgefordert hak und dieſe Uebergabe dem⸗ 
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nächſt durch den Patron, reſp. deſſen Stellvertreter an den 
E Ge vor verſammelter Gemeine in der Kirche 
wirkt ift 

Uebrigens erfolgt die Introduction vom Altar aus, 
während der Patron und der Regierungscommiſſarius neben 
den Stufen des Altares ihre Plätze nehmen. 

Daß bei der Abnahme und Uebergabe der Kaſſen, Wies 
demuthsſtücke nach den vorhandenen Wohnungs⸗Wirthſchafts⸗ 
und Feldinventarien (die, wo fie fehlen, anzulegen oder zu 
berichtigen find,) auch die Vorſteher zuzuziehen find, verſteht 
fih von FI. 

Den Herren Superintendenten, Erzprieſtern und Dekanen 
machen wir zur Kenntnißnahme und Nachachtung hievon Mit: 
theilung, und veranlaſſen die Herren Erzprieſter und Dekane 
uns von jeder bevorſtehenden Einführung eines Geiſtlichen Un- 
zeige zu machen. 


56. 
Circ. V. v. 24. April 1838. Nro, 15% K. S. 


In unferm Circ. v. I. Febr. c. Nro. Cen, K. S. haben wir 
das mit Genehmigung des Königl. Minifteriums der geifilicen, 


Unterrichts und Mebizinalangelegenheiten mittelft Verfügung 


vom 24. Novbr, v. J. vorgeſchriebene Verfahren, welches bei 
V 
mitgetheilt. Die darin angeordnete Mitwirkung eines beſon⸗ 
dern Regierungscommiſſarii neben dem introducirenden Super- 
intenbenten, Dekane ꝛc. ift jedoch nach einer neuerdings vom 
vorgedachten Königlichen Miniſterium unterm 14. v. ere 
laſſenen Beſtimmung zur Vermeidung von Koſten, die dadurch 
den Kirchenkaſſen verurfacht werden, dahin deklarirt, daß in 
Zukunſt bei Einführung von Geiſtlichen in Privat⸗Patronats⸗ 
Stellen dem Superintendenten, Dekane x. die ein der irc. B. 
vom 1, Febr. c. erwähnten) Functionen eines Regierungscom⸗ 
miſſarii mit übertragen und den Betheiligten, welche Behufs 
Auseinanderſetzung des anziehenden Geiſtlichen mit feinem Bors 
gänger reſp. defen Erben binſichtlich der Temporalien die Bu- 
ziehung eines Sachverſtändigen wünſchen, denſelben zu wählen 
freigefteilt werden fol. 

Bei Amtseinführungen in Königl. Patronatsſtellen 
bleibt dagegen die Wahrnehmung der Gerechtsſame des Pas 
trong einem beſondern Regierungscommiſſario nach Maßgabe 
der Eircularverfügung vom 1. Februar c. zu übertragen. Den 
Herren Superintendenten, Erzprieſtern und Dekanen machen 
wir zur Kenntnißnahme und Nachachtung hiervon Mittheilung. 
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Allerhöchſte Kabinets- Ordre vom 19. Juni 
1836, betreffend die Einziehung der Kirchen, 
Pfarr: und Schulabgaben, ingleichen der Forderun⸗ 
gen von Mebizinalperfonen. 

Da bei Einforderung von Kirchen und Pfarr-Ahgaben 
fowoht über die Zulaſſigkeit der Erecution ohne vorgängigen 
Prozeß, als auch darüber, ob die Erefution von dem Richter 
oder von der betreffenden Regierung zu verfügen ift Zweifel 
entſtanden, auch gleichzeitig über die Einziehung der Forderuns 
gen der Medizinal. Perſonen nähere Beſtimmungen in Antrag 
gebracht worden find, fo verordne Ich hierdurch, nach den An⸗ 
arm ns Staats Minifkeriums, auf Ihren Bericht vom 

. d. M, 

1) Alle beſtändige, dingliche oder perſönliche Abgaben und 
Leiſtungen, welche an Kirchen und öffentliche Schulen, oder 
an deren Beamte, vermöge einer allgemeinen, gefeglichen, 
oder auf notoriſcher Orts- oder Bezirks⸗Verfaſſung berus 
henden Verbindlichkeit zu entrichten find, desgleichen die For⸗ 
derungen öffentlicher Schul und Erziehungsanſtalten an 
Schul, und Penfionsgeld, unterliegen bei Säumigteit der 
Debenten ſowohl hinſichtlich der laufenden als der aus den 
legten zwei Jabren rückſtändig verbleibenden Beträge der 
crekutiviſchen Betreibung durch die betreffende Berwalungs⸗ 
Behörde. 

2) Die erecutivifhe Beitreibung wird gehemmt, wenn der in 
Anspruch Genommene eine Gremien behauptet und wenig- 
ſtens feit zwei Jahren, vom legten Verfall Termine zurück, 
gerechnet, im Befige der Freiheit fih befindet, 

3) Das rechtliche Gehör bleibt nach Vorſchriſt des g. 79 und 
L Tit. 14, SN II. des A. L. R., der Verordnung vom 
20. Dezbr. 1808, ep 41 und 42, einem Jeden verſtattet, 
der aus befondern Gründen die Befreiung von einer folden 
Abgabe oder Leiſtung geltend machen wil, oder in der Bes 
dagen feines Antheils, über die Gebühr belaſtet zu fein, 

ehauptet. 

4) In Betreff der, aus beſondern Kontrakten oder teſtamen⸗ 
tariſchen Dispositionen auf Grundstücken haftenden jährlichen 
Abgaben an Kirchen und Schulen ($. 430 Tit. 50 der Pros 
zeßordnung) findet die Execution nicht fofort ftatt, es muß 
vielmehr, wenn ſie eingetragen ſind, der Mandatsprozeß, 
und wenn fie nicht eingetragen find, der Bagatel- oder 
ſummariſche Prozeß, nach näherer Anleitung der desfalfigen 
gefeglichen Beftimmungen, vorausgehen. 
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5) Wegen aller andern Forderungen der Kirchen: und Shuls 

bedienten findet, wenn fie mit einem Feſtſetzungs⸗Decrete 
verfehen find, der Mandatsprozeß, fonft der Bagatell⸗ oder 
ſummariſche Prozeß, nach Vorſchrift der Verordnung vom 
1. Juni 1833, ſtatt. 

6) Die Forderungen ordnungsmäßig konzeſſtonürter Privat 
Shul- und Erziehungs⸗Anſtalten an rückſtändigem, durch ib- 
ren Einrichtungs- Plan feftgefegten Schul- oder Penſtonsgelde 
aus dem Zeitraume eines Jahres von Einreichung der Klage 
zurückgerechnet, dürfen im Wege des Mandats⸗Prozeſſes 
Ze ‚werben. E 

7 gleicher Zeitbeſchränkung fol dieſes Vorrecht auch den 
Forderungen der Medizinal⸗Perſonen und Apotheker für ihre 
Beſuche, Operationen und Arzneimittel zußtehen. Die Eiguis 

dationen müſſen jedoch von den ärztlichen Perſonen aller 
Klaſſen mit fpegieller Angabe der Dienstleitungen und mit 
Berechnung einer jeden Dienſtleiſtung nach den Beſtimmun⸗ 
ger der Mebiptualsware-ampefilt,, Jo wis dle Rechungen 
der Apotbeker mit den ärztlichen Rezepten und einem Sf- 
ſetzungs⸗Deccete belegt fein. Dieſe Bestimmungen find zur 
Nachachtung durch die Geſez⸗ Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 19, Suni 1836, S 

Friedrich Wilhelm. 
Au die Staats-Miniſter ECK Altenſtein und Mühler. 


Geſetz v. 31. März 1838, wegen Einführung 
kürzerer Verjährungsfriſten (Gef. S. 1838. S. 240 folg.) 
Wir ic. verordnen in Erwägung, daß bei Forderungen, 
welche entweder ſogleich oder in kurzer Zeit berichtiget zu werden 
pflegen, aus der langen Dauer der für die Verjährung durch 
Nichtgebrauch in Unferm U, & R. L 9. 8. 546 und 029 vor- 
ſeſchriebenen Friſten eine Unficherheit des Rechts entfteht, und zur 
Een einiger die Verjährung im allgemeinen betref- 
fenden Zweifel, für alle Provinzen Unferer Monarchie, in wel⸗ 
chen das A. L. R. Kraft hat, auf den Antrag Unſeres Staats ⸗Miniſte⸗ 
riums und nach erfordertem Gutachten Unfres Staatsraths wie folgt: 
$. 1. Mit dem Ablauf von zwei Jahren verjähren die 
Forderungen: $ 
3) der öffentlichen und Privat: Schul» und Erziehungs, fo 
wie der Penſions⸗ und Verpffegungs⸗ Anſtalken aller Art 
für Unterhalt, Unterricht und Erziehung; 
4) der Öffentlichen und Privatlehrer binfichtiich bet Honorare, 
mit Ausnahme derjenigen, welche bei den Univerſttäten und an⸗ 
dern öffentlichen Souen eco? geſtundet werden. 
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52%. Mit dem Ablaufe von vier Jahren verjähren die 
Forderungen. et 
4) der Kirchen, der Geiſtlichen und andern Kirchenbeamten 
wegen der Gebühren für kirchliche Handlungen; 
5) wegen der Rückſtände an vorbedungenen Zinſen, an Mieths⸗ 
und Pachtgeldern, Penfionen, Beſoldungen, Alimenten, Nens 
ten und allen andern zu beſtimmten Zeiten wiederkehrenden 
Abgaben und Leitungen, es mag das Recht dazu im Hypo⸗ 
thekenbuche eingetragen fein oder nicht; 
6) wegen Rückſtänden von Abgaben, bie in Folge einer vom 
Staate beſonders verliehenen Berechtigung an Privatperfo- 
nen zu entrichten find, als Wege und Brückengelder u. f. w.z 
7) auf Erſtattung ausgelegter Prozeßkoſten von dem dazu 
verpflichteten Gegner. 
. 3. Wegen der Verjährungsfriſten für öffentliche Abga⸗ 
ben, Sede an den Staat, an eine Gemeine oder 1 a 
tion zu entrichten, oder als Provinziale, Bezirks⸗, Kreise oder 
Gemeine⸗Laſt, oder zur Unterhaltung öffentlicher Anftalten auf⸗ 
1 ſind, wird eine beſondere Verordnung vorbehalten; 
is dahin verbleibt es bei den darüber beſtehenden Vorſchriften, 
fo weit dieſelben nicht durch den $. 2 Nro. S dieſes Geſetzes 
abgeändert worden find, 

§. 4. Beſtehen bei den in 69. 1 und 2 aufgeführten 
Forderungen unter beſonderen Verhältniſſen nach den bisherigen 
Geſetzen noch kürzere Verjährungsfriſten (z. B. 9. 141 des 
Anhangs zum A. L. R.), fo behält es dabei fein Bewenden. 

S. 5. Die Verjährung fängt an in Betreff 

1) der Gebühren und Auslagen der im §. 2 Nro, 2. genann⸗ 
ten Perſonen, inſoſern ihre Forderungen einer Feftfegung 
durch die vorgeſetzte Behörde bedürfen, mit dem letzten 
Dezember desjenigen Jahres, in welchen fie im Stande ger 
weſen find, die Liquidation zur Feſtſetzung einzureichen; 

2) der in Prozeſſen und Unterſuchungen vorkommenden Ge⸗ 
richtskoſten, Stempel? und Portogefälle mit dem letzten 
Dezember desjenigen Jahres, in welchem der Prozeß oder 
die Unterfuchung durch rechtskräftiges Erkenntniß, Entſagung 
oder Vergleich beendet worden ift. Unter Prozeß ift jede 
Art des gerichtlichen Verfahrens zu verſtehen welche Gegen⸗ 
fen des erſten Theils der allgemeinen Gerichtsordnung tft: 

3) aller übrigen in den 8. 1 und 2. angeführten Forderun⸗ 
gen mit dem auf den feſtgeſetzten Zahlungstag folgenden 
letzten Dezember und wenn ein Zahlungstag nicht beſon⸗ 
ders feſtgeſetzt ift, mit dem letzten Dezember desjenigen Jah- 
res, in welchem die Forderung entſtanden iſt. 
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S. 6. Der Lauf der in den $$. 1 und 2. beſtimmten 
Verjährungen wird dadurch nicht unterbrochen, daß das 
Verhältniß, aus welchem die Forderungen entſtanden find, 
fortgebauert hat. ` 

$. 9. Bei denjenigen Forderungen, bei welchen ein pros 
Alea Verfahren vor Gericht nicht zuläſſig ift, wird jede 

erjährung durch ſchriftliche Anmeldung des Anſpruchs bei der 
competenten Verwaltungsbehörde unterbrochen. 

F. 10. Beginnt nach erfolgter Unterbrechung eine neue 
Verjährung, fo genügt zu deren Vollendung eine der urfpüng« 
lichen gleichkommende Friſt. Eine Ausnahme hievon findet je 
doch Statt, wenn wegen des Anſpruchs eine rechtskräftige 
Verurtheilung erfolgt ift; in dieſem Falle tritt, anflatt der urs 
ſprünglichen kürzeren, die ordentliche Verjährungsfriſt ein. 

39. 

Da es nach 8. 431. Tit I. Thl 2. des A. L. R. der 
Erlaubniß des Staats bedarf, wenn kirchliche Handlungen von 
den Geiftlichen einer andern Konfeſſton als derjenigen, zu wel: 
cher der Eingepfarrte gehört, vorgenommen werden folen, 
und es in mehrfacher Beziehung angemeſſen it, wenn 
dieſe Erlaubniß von einer der Eingepfarrten naheſtehenden Be⸗ 
hörde ertheilt wird: fo haben des Königs Majeſtät durch Al⸗ 
lerhöchſte KabinetsOrdre vom 6. November 1841 anzuord⸗ 
nen geruht: 

daß die Ertheilung der Staats⸗Erlaubniß in allen Fällen, 
wo kirchliche Handlungen von den Geiſtlichen einer andern 
Konſeſſion, als derjenigen, zu welcher der Eingepfartte gez 
hört, vorgenommen werden ſollen, in allen Theilen der Mo⸗ 
narchie für die evangelischen Geiflichen, den Superintendens 
ten, und für die katholiſchen Geistlichen, den Landräthen 
übertragen, und daß die Ausfertigung einer ſolchen Erlaub⸗ 
nif Foftenfrei erfolgen fole. 

Dieſe Allerhöchſte Verordnung, wodurch die in den Re⸗ 
feripten des Königl. Ministeriums der Geistlichen, Unterrichts 
und Medizinal⸗Angelegenheiten vom 28. Februar 1828 (Amts⸗ 
blatt S. 55. B. No. 49.) und 21. März 1820 (Amtsblatt 
S. 119. V. No. 80.) angeführten früheren Beſtimmungen 
modiſtzirt worden, wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht. Königsberg, den 9. Februar 1842. 


60. 


Sir, V. d. Reg. zu Königsberg v. 1. Febr. 1842. 
Da es nach 8. 431. Tit. 11. Th. 2. des Allg. Land⸗Rechts 
der Erlaubniß des Staats bedarf, wenn kirchliche Handlungen 
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von einem Geiſtlichen einer andern Gonfeffion, als derjenigen, 
zu welcher der Eingepfarrte gehört, vorgenommen werden fole 
len, und es in mehrfacher Beziehung angemeſſen ift, wenn diefe 
Erlaubniß von einer dem Eingepfarrten nahe ſtehenden Behörde 
ertheilt wird; fo haben des Königs Majeſtät mittelſt Allerhöch⸗ 
fter Cabinets⸗Ordre vom 6. Novbr. v. J. anzuordnen geruht, 
daß die Befugniß zur Ertheilung Meier Erlaubniß für die evan⸗ 
geliſchen Geiſtlichen, welche nach dem durch die Amtsblätter pus 
blicirten Ober⸗Präſidial⸗Erlaß vom 17. März 1828 bisher uns 
zuſtand, den Superintendenten übertragen werde. 

Wir beauftragen Sie daher, ibre Dihceſanen von biefer 
Anordnung mit der Anweiſung in Kenntniß zu ſetzen, falls ein 
katholiſcher Eingepfarrter mit Bewilligung des gehörigen Pfar⸗ 
rers (58. 427—430. 1. c.) eine kirchliche Handlung von ihnen 
begehrt, dazu die Grlaubniß ven Ew. Hochehrwürden zu er- 
Bitten, welche Sie fetë koſtenſtei zu ertheilen haben. 

In den erſten 14 Tagen eines jeden Vierteljahres, zunächſt 
alfo dis zum 15. April d. J., haben Ew. Hochehrwürden for 
dann uns ein Verzeichniß der von Ihnen in dem vorangegan⸗ 
enen Vierteljahr ertheilten Conſenſe nach dem umfeitigen 
Er einzureichen. Der Einſendung von Vacat⸗Anzeigen 
bedarf es jedoch nicht vierteljährlich, ſondern nur in der erſten 
Hälfte des Monats Januar für das vorangegangene Jahr. 

Uebrigens aber machen wir darauf aufmerkſam, daß die 
in Rebe ſiehende Anordnung fid nicht auf den Fall bezieht, 
wenn ein katholischer Pfarrer aus kanoniſchen Gründen oder 
wegen gemifchter Confefflon der Brautleute die kirchliche Bol- 
ziehung einer nach den Landesgefchen erlaubten Ehe ver fagt. 
In ſolchem Falle behält es bei den Beſtimmungen des Allg. 
ER. Th. 2. Tit. II. S8. 442—443, und nbang . 130. und 
SEN Circular s Verfügung vom 26. September 1838 das 

wenden, 


Shema 
Berzeicpniß der ben ebangelifchen Geiſtüchen in der Superintendentur N. N. 
extýeilten Gonfenfe zur Bollziehung Drëtter Handlungen 
bei Bathotifchen Eingepfarrten. 


Namen 
des 


Datum | Saecnung Mane, Elend e $ 
det En bes Eathotifchen E 
25 


Habt e méi 
Sonfenfes.| zogen | Einsepfarrten 
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61. 
Circ. V. d. Reg. zu Königsberg vom 27. April 
H 


Nach der Amtsblatt» Verfügung vom 9. Februar v. J. 
(Seite 30.) ift es den Herrn Landräthen geftattet, an Lafe, 
ſche Geiſtliche den Staats ⸗Conſens zur Vollziehung kirchlicher 
Handlungen bei Eingepfarrten anderer Gonfeffionen zu erthei⸗ 
len. Es ſind nun Fälle zur Sprache gekommen, daß katho⸗ 
liſche Geistliche lediglich auf Grund dieſes Staats + Confenfes 
und ohne die Beſtimmungen der 8. 427. u. f. 481. u. 482. 
Tit. 11. Th. II. des AlN. zu beachten, kirchliche Handlun⸗ 
gen bei evangeliſchen Eingepfarrten vornehmen, Auf desfallſige 
Anordnung des Herrn Ober-Präfidenten Bötticher werden das 
ber die Herren Landräthe hiemit aufgefordert, in den gedachten 
Conſenſen jedesmal auf die Beobachtung der allegirten Geſetzes⸗ 
Rellen zu verweiſen und darauf zu halten, 

1) daß dem Geistlichen, aus deffen Parodie ein Mitglied eine 
kuchliche Handlung bei dem Geſſtlichen einer andern Cons 
feffien, als der feinigen, vollziehen läßt, die ihm auch in 
dieſem Falle nach F. 423, Tit. 11. Th. II. d. A.⸗L.⸗R. zur 
ſtehenden Gebühren bezahlt und 
2) von dem die Handlung vollziehenden Geiſtlichen die nöthi⸗ 
gen Notizen zur Eintragung in das Kirchenduch prompt und 
vollftändig nach 88. 481. 482. 496. Tit. II. Th. 11. des A.- 
L.⸗R. angezeigt werden. 
Sollte in einzelnen dergleichen Fällen ein Geiſtlicher die 
ihm im F. 428. Tit. 11. Th. II. des ALN. zur Pflicht ger 
machte Ausftellung des Dimifforiales auch, wenn ihm der nach 
$. 431. I. e ausgefertigte Staats⸗Conſens vorgezeigt ift und 
die ihm zuſtehenden Gebühren berichtigt find, verweigern, fo 
iſt darauf nicht weiter zu dringen. Die Handlung kann in 
ſolchen Fällen vielmehr lediglich auf Grund des Staats⸗Con⸗ 
ſenſes vollzogen werden. Jedoch iſt jedenfalls darauf zu ſehen, 
daß der Parochus des das Dimiſſorjale nachſuchenden 
meindes Mitgliedes die erforderlichen Notizen für die Kirchen 
bücher erhalte und die Eintragung in dieſelben bewirke. 

Zugleich werden die Herren Landräthe zufolge anderweiter 
Anordnung des Herrn Ober-Präfidenten veranlaßt, die Demfels 
ben nach unſerer Eircular⸗Verfügung vom 9. Februar v. J. 
unmittelbar einzureichenden Verzeichniſſe der ertbeilten, oben 
erwähnten Conſenſe nicht ferner vierteljährlich, fondern jähr⸗ 
lich für das abgelaufene Kalenderjahr in den erſten Tagen des 
folgenden Jahres einzureichen, oder Vacat⸗Anzeigen zu erftatten. 
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62. 

Durch die Mintfterial- Verfügung vom 23. September 
1819 (Amteblatt 1819. S. 483.) ift der Grundſatz ausge⸗ 
ſprochen worden: 

daß eine Braut, welche ſich ſchon vor der Ke an ben 

Ort begiebt, wo fie künftig als Ehefrau leben wird, eben 
dadurch ſchon vor der Trauung ihren Wohnſitz im rechtli⸗ 
chen Sinne verändere, und die Trauung alsdann nach §. 435. 
Tit. 11. Ih. II. des Allgemeinen Landrechts dem Pfarrer dies 
ſes neuen Wohnorts gebühre. 

Bei Anwendung dieſes Grundſatzes ift jedoch öfters außer 
Acht gelaſſen worden, daß eine Veränderung des Aufenthalts 
nicht immer eine Veränderung des Wohnſſtzes im rechtlichen 
Sinne begründet, und daß mit der Fortdauer des geſetzlichen 
Wohnfiges auch die bisherige Pſarrpflichtigkeit ſortdauerk. 

Zur Beſeitigung künftiger Zweifel machen wir daher auf 
Grund eines Cirkular⸗Erlaſſes des Herrn Miniſters der geiſt⸗ 
lichen ꝛc. Angelegenheiten vom 19. Januar d. J., womit der 
Herr Justiz- Minifter fid einverstanden erklärt hat, hierdurch 
zur Nachachtung bekannt: 

daß, wenn die Zuſtändigkeit eines Pfarrers zur Trauung 
einer Frauenperſon nicht etwa aus der nach F. 275. 1. e 
durch den Geſindedienſt begründeten Parochial⸗Angehörig⸗ 
keit folgt, ſondern nach $ 260. ibid. auf den ordentlichen 
Wohn ſitz der Braut zurückgeführt werden muß. 

1) minorenne, unter väterlicher Gewalt oder unter Vor⸗ 
mundſchaft ſtebende Frauensperſonen, nur durch die Heirath 
felbft oder durch förmliche Auswanderung ihren geſetzlichen 
Wohnſitz am letzten Wohnorte ihrer Eltern verändern kön⸗ 
nen, daher deren 1 dem Pfarrer dieſes geſetzlichen 
Wohnſitzes auch dann gebührt, wenn die Braut ſchen vor 
der eat mit Bewilligung ihrer Eltern oder Vormünder 
an den Wohnort ihres Bräutigams verzogen iſt; 

2) großjährige unter väterlicher Gewalt ftehende Frauens⸗ 
perſonen dagegen mit Bewilligung ihres Vaters, und grof- 
jährige keiner väterlichen Gewalt unterworfene Frauensper⸗ 
fonen nach alleiniger Wilensbeſtimmung ihren ursprünglichen 
Wohnſig verändern und von dem Pfarrer des neuen Bon: 
fies getraut werden können. 

Königsberg, den 13. März 1843. 


63. 
Circulare an die Lutheriſchen Prediger in Kö⸗ 
nigsberg vom 3. Januar 1805, wegen des Ueber⸗ 
ganges aus einer Gemeine in die andere. 
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Wir Fr. Wilh. ic. Wir find in Erfahrung gekommen, 
daß in Königsberg über den Zeitpunkt, von welchem es angu- 
nehmen, daß Jemand aus einer Gemeinde, in der er fih ad 
sacra gehalten, ausgetreten und an eine andere Gemeinde über⸗ 
gegangen, verſchiedene Meinungen obwalten und folder bald 
auf die geſchehene Ertheilung eines Beicht⸗Atteſt's des Predigers, 
bei dem er ad sacra gegangen, bald auf eine zweimalige 
Communion- Haltung in der neuern Gemeinde, bald der Zeit- 
raum von einem Jahr oder 4 oder $ Jahr, feit welchem Je⸗ 
mand feine vormalige Gemeinde verlafen, geſetzet, auch dieſe 
willkürliche Verfahrüngsart bei Proclamationen und Eopular 
tionen der zu verheirathenden Perfonen zur Norm genommen 
wird. Damit nun in Zukunft alle Mißverftändniffe zwiſchen 
den Predigern gehoben und hierüber übereinstimmend verfahren, 
auch die Gemeindeglieder bei eintretenden Veränderungen aus 
einer Kirche in die andere nicht irre geführt werden mögen, fo 
haben Wir refoloiret hiemit feftzufeßen: 

1) daß der Austritt oder Auswidmung eines Gemeinde ⸗Glie⸗ 
des ſofort anzunehmen, ſobald daſſelde entweder bei dem neu 
gewählten Prediger der andern Kirche ad sacra gegangen 
oder dieſem ein Beicht⸗Atteſt feines bisherigen Predigers, 
bei dem es ſich ad sacra gehalten, vorzeiget. 

2 Daß bei Verheirathungen dem Prediger, bei dem die Braut 
zum letztenmal ad sacra gegangen, nach Vorſchrift des A. 
Land⸗Rechts Th. II. Tit. 11. F. 435. die Trauung gebühret. 
Daß aber 

3) die Braut, wenn fie noch kein volles Jahr in der Ge⸗ 
meinde ad sacra gegangen und dieſer Zeitraum nicht abge⸗ 
laufen, von dem Prediger der vorigen Gemeinde proclamirt 
werden müſſe und der Trauungs⸗Prediger, wegen eines etwa 
beſorglichen Einſpruchsrechtes, jederzeit ſchuldig, die Braut 
zur Proclamation an die vorige Kirche zu verweiſen, 


60. 


Gire. V. der Regierung zu Königsberg vom 
17. Mai 1838. No. 04996 K. S. 

Von dem Königl, Kriegs Minifterium ift die mehrfältige 
Bemerkung gemacht, daß bei Begräbniſſen von Militair Per- 
fonen, welche außerhalb ihres Garniſonorts verſtorben find, die 
betreffenden Koſtenliquidationen der Civilbehörde um ein Ber 
deutendes denjenigen Betrag überſchritten haben, der auf Seis 
ten der Militafr- Verwaltung, namentlich nach den diesfällgen 
Etats⸗Beſtimmungen, als Regel feſtgehalten wird. 
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Um den hieraus entſtehenden Schtwierigkeiten rückſchtlich 
der Zahlungsanweiſung vorzubeugen, wird der Magiffrat hier⸗ 
mit veranlaßt, bei den unter ſeiner Veranſtaltung etwa vor⸗ 
kommenden Begräbniſſen aktiver Militairperſonen, bis zum 
Feldwebel aufwärts, doch einschließlich, die derartigen Koſten 
auf das Nothwendige und Unvermeidliche zu beſchränken, in⸗ 
dem andernfalls die Anweiſung des über das wirkliche Erfor⸗ 
derniß gehenden Koſtenbetrages von Seiten der Militairverwal⸗ 
tung abgelehnt werden würde. In Anſehung dieses wirklichen 
Erforderniſſes geben wir anheim, von der zunächſt gelegenen 
Lazarethcommiſſion darüber: was diefe an Begräönißkoſten 
zahlt — Benachrichtigung einzuziehen. 

Wir bemerken, daß in der Regel die, für Militairperſo⸗ 
nen liquidirten Begräbnißkoſſen die Taxe für die Ortsarmen 
nicht überſchreiten dürfen, und werden die diesfälligen Koſten⸗ 
liquidationen auch dahin zu atteſtiren fein. 

65. 

Publicandum v. 16. Dec. 1800 wegen Ausſtellung und 
Beſingung der Leichen. 

Sr. Königl. Majeftät von Preußen vc. Unſer allergnädig⸗ 
ſter Herr, haben bereits unterm 18 September 1787 als ein 
allgemeines Landespolizeigeſetz verordnet: daß 

1) die Leichen der an Pocken und andern Contagieuſen 
ES verſtorbenen Perſonen nicht zur Schau aus⸗ 
gestellt, 

2) bei deren Beerdigung die Gruben noch einmal ſo tief, we⸗ 
nigſlens tiefer als gewöhnlich gemacht, und 

3) die Tiſchler angehalten werden follen, die Fugen der Sarge 
in dergleichen Fallen zu verpichen. 3 d 

Dieſe für die Erhaltung der Geſundheit der Landesein⸗ 
wohner beilfame Vorschriften, werden Meed nicht allein aufs 
neue zur genaueſten Befolgung wiederholt, ſondern auch da in 
den Provinzen Ostpreußen und Litthauen bei dem Beerdigen 
der Leichnaheme überhaupt noch Gebräuche Sergebrache find, 
welche mit: einer aufmerkfamen Fürforge für die Erhaltung der 
andern geſunden Einwohner, nicht zu vereinigen ſind, ſo iſt 
dies Veranlaſſung zu den folgenden Verordnungen: L 

1) Soll das Auöftellen der Leichen von Perſonen, welche nicht 
an anſteckenden Krankheiten verſtorben ſind, zwar nicht aus⸗ 
drücklich verboten ſein, ſondern Jedem überlaſſen bleiben, 
allenfalls dieſen Gebrauch, inſofern darin eine Beruhigung 
und religiöſe Ehrfurcht für das Andenken des Verſtorbenen 
gefunden wird, noch ferner zu folgen, doch wird hiebei jez 

Zap, b, d. Frl, u. Sul, Goieat, 4³ 
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der, dem die Sorge für den todten Körper eines Verſtor⸗ 
benen obliegt, dringend gewarnet, ein ſolches öffentliches 
Auefiellen eines Leichnams in einem unverſchloſſenen Sarge, 
niemals vorzunehmen, wenn es nicht ganz unzweifelhaft ift, 
daß der Tod durch keine anſteckende Krankheit, erfolgt iſt, 
oder die Merkmale der Verweſung Dé ſchon an dem Leid- 
nam durch den Geruch offenbaren. 

2) Dagegen wird es hierdurch ausdrücklich verboten, daß 
wenn Dorfseinwohner ihre Leichen in die benachbarten Städte 
oder in andere Kirchdörfer, wohin fie eingepfarret find, zum 
Begraben bringen wollen, welches ihnen noch ferner freſſte, 
ben ſoll, fie ſelbige allda keinen Augenblick weder in einem 
offenen noch geſchloſſenen Sarge zur Schau ausſtellen follen, 
vielmehr foll eine folde Leiche ſogleich, wie fie ankömmt, 
auf den Kirchhoff gebracht und in die Grube, welche zu dem 
Ende ſchon fertig ſein muß, verſenket, auch, ſowohl gegen 
den, der eine folde Ausſtellung beranlaßt, als auch gegen 
den, in deſſen Haufe fie geſtattet worden, eine willkürliche 
Strafe erkannt werden. 

3) Was das gleichfalls gewöhnliche Befingen der Leichen durch 
die Schulkinder betrifft, fo ift es einleuchtend, daß das Ein. 
athmen der Leichendünſte von Perſonen, die mit voller Lunge 
fingen, doppelt ſchädlich fein muß, und wenn gleich diefer 
religiöfe Gebrauch in fo fern es vor dem Haufe geſchiehet, 
ſo wie auch das Begleiten der Leichen durch die Schulkinder 
zum Begräbnißplage im allgemeinen nicht beſtimmt abgeſtellt 

_ fein foll, fo wird doch das Befingen im Haufe, um oder 
bei dem Sarge bierdurch ausdrücklich und bei einer gegen 
den Schulaufſeher feſtzuſetzenden Strafe unterſagt. 

Zur ſtrengſten Befolgung diefer Vorſchriſten, welche bloß 
deshalb erlaffen worden, um anſteckende Krankheiten nicht fo 
wie bishero um fih greifen zu laffen, werden hierdurch ſämmt⸗ 
liche Landes einwohner und beſonders die Kirchenbedienten ans 
gewieſen, fo wie den Landespoltzeibehörden eine genaue Wach⸗ 
ſamkeit auf dieſe Geſetze hiedurch zur Pflicht gemacht wird. 


66. 
Inſtruction v. 31. Octbr. 1794 über die Kennzeichen 
des wirklich erfolgten Todes. 
ue Zeichen, woraus man gewöhnlich den Tod eines 
Menſchen ſchließet, Saia fih entweder auf das Aufhören 
des Blutumlaufs und des Athemholens, oder auf das Aufpö⸗ 
ren der Wirkung folder Muskeln, welche im Leben faſt beſtän⸗ 
dig thätig oder zuſammengezogen find. 
Daher behauptet man gemeiniglich, ein Menſch fei tobt; 
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1) Wenn kein Pulsſchlag zu ſpüren ift; 

2) Wenn er eiskalt wird; weil die durch das Blut verbrei⸗ 
tete Lebenswärme mit dem Blutumlauf aufhört; 

3) Wenn er todtenbleich ausflehet; denn die Fleiſchfarbe übers 
baupt und die stärkere Röthe einiger Theile, deren Haut 
dünner iſt, z. B. die Röthe der Lippen, entſteht durch das 
Eindringen des bewegten Blutes in die äußerſten kleinen 
Blutgefäße der Haut. 

4) Wenn keine Ausdünſtung am Umfang des Körpers mehr 
erfolgt, denn ihre Abſonderung kann auch nicht ohne Blut- 
bewegung geſchehen. Um diefes genau zu erforſchen, kann 
man einen Spiegel gegen die äußere Haut legen; wird er 
nicht im geringſten feucht, fo geſchieht keine Ausdün⸗ 
fung mehr. 

5) Wenn er nicht mehr athmet, Um ſich völlig zu überzeu⸗ 
gen, daß das Athemholen aufgehört habe, kann man fol- 
gende zwei Verſuche machen: 5 

a) Man bält die Flamme eines brennenden Lichtes, oder 
eine Pflaumfeder, vor den offenen Mund oder vor die 
Rafe des anſcheinenden Todten; bewegen fih diefe Dinge 
nicht im geringsten, fo findet kein them mehr statt. 

b) Man hält einen Spiegel in eben dieſer Gegend; wird 
er nicht im geringſten feucht, fo ift das Aufhören des Athems 
noch beſtimmter erwieſen. 

6) Wenn die Sheile des Körpers, auf welchen er liegt, blaue 
Flecke zeigen; denn diefe entſtehen von aufgelöſetem und aus 
ſeinen Gefäßen herausdringendem Blute. 

7) ) Wenn der Unterkinnbacken Herabhängt; benn im geſun⸗ 
den Zuſtande drücken die Kaumuskeln die Kinnbacken immer 
zuſammen, wenn nicht, wie z. B. beim Eſſen und Reden, 
nach ber freien Willkür des Menſchen der Mund geöff⸗ 
net wird. 

8) e) Wenn die Defnung des Aſters offen ſteht; denn die 
Schließmuskeln des Maſtdarms ſchließen außer der Zeit der 
Darmausleerung denſelben immer zu, fo lange der Menſch 
im gefunden Zustande lebt. 

Mehrere Erfahrungen haben indeſſen gelehret, daß ein 

Menſch in dem eben beſchriebenen leichenähnlichen Zuſtande, 


2966) Diefe beiden Ießteen Seiden des Set find also bei alten 
Vëeëétgen ober an den benannten Feiten ränkticien Perfonen nicht in 
Betrachtung zu ziehen; denn dei dieſen kann das Ae, des Untere 
Kinnbadens und das Offenſtehen des Afters ſchon im Leben entweder von 
Schwäche ober von andern Berlegungen der Naumuskeln und der Gëtt: 
muskel bes Maſtdarms berurſacht werden. 
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welchen man alsdann Scheintodt oder Todtenähnliche Ohn⸗ 
macht nennt, ſich beſinden, und daß er dennoch hernach felbſt 
nach Verlauf mehrerer Tage, wiederum ins Leben zurückkehren 
kann, und daher können die eben angeführten acht Zeichen noch 
nicht als hinreichende Beweiſe des gewiß erfolgten Todes oder 
des Aufhörens der Wirkung der Lebenskraft angeſehen werden. 

Aus dieſer Urſache macht man jetzt, um ſich, bei einem 
Menſchen, an welchem man die angeführten Zeichen fab, völ- 
lig von deſſen Tode zu überzeugen, noch verſchiedene Verſuche, 
um dadurch die in ihm etwa noch verborgene Lebenskraft zu 
entdeden, und vorzüglich zielen diefe Berſuche dahin ab, daß 
fih die Lebenskraft durch Zeichen der Empfindlichkeit und Reitz⸗ 
barkeit äußern foll. 

Deshalb reitet und kügelt man die empfindlichſten und 
reitzbarſten Gegenden des äußern und innern Körpers der an⸗ 
ſcheinenden Leiche. Man reibt“) mit Tüchern oder Bürſten 
die Fußſohlen, die weichen Seitenteile des Unterleibes, die 
Herzarube, die untere und vordere Gegend des Oberleibes oder 
der Bruſt an der linken Seite, unter welcher das Herz liegt; 
die weichen Brüſte, und die Seitentheile des Halfıs, Man 
kützelt mit einer Feder im Munde und Zeit, Man fprüger 
Pfeffer oder Salzauflsſung in den Mund. Man bläſet Mund 
auf Mund gelegt, bei zugehaltener Naſe, Luft langſam in die 
Lungen des anſcheinenden Todten. Man giebt ihm Ciyſtire 
von Kochſalz, *) oder Tabacksauflöſungen. ““) Man ſchlägt 
kaltes Waſſer um deffen Geburtsglieder, oder man badet auch 
wohl den ganzen Körper in warmem Wein, Bier, Eſſig und 
Waſſer; Brandtwein und Waſſer; Salz und Waffer, oder 
Lauge, und reibt ihn darin. t) 

Zu den allerwirkſamſten und allenthalben leicht zu haben⸗ 
den Reitzungsmitteln gehören folgende zwei Verſuche: 

Man tröpfelt erſtens kaltes Waſſer, fo hoch als es an⸗ 
geht, langſam auf die entblößte Herzgrube, Unterleib, Ober⸗ 


a Denn man zun Selbe Galy ober Ef ett, fo ift e8 nod 
wiebfamer. 
5 vi Zeg bis drei Loth Kochſalz in warmen Waſſer aufgelößt find 
pen, 
"CL Dicher gehören auch Tabackerauch⸗Glpſtire, wenn eine Maſchine 
dazu vorhanden ift, Tuch kann man leicht ein foles Gipftie gehen, 
man von zel urgen unn Pfeifen, eine mit Tabac angefüllt, in 
Maftvarm des Scheintodlen réi. dann den Taback anpündet und d 
die andere leere Pfeife, Kopf auf Kopf gelegt, dieſen Taback befländig ans 
biäfet, fo daß der Rauch in den Maftdarm dringen muß. 
) Dergfeichen Bäder werden zwar felten, der pielen Umflänbe wegen, 
bei erwachfenen Menfchen angewendet werden Eönnenz defto leichter aber bei 
neuge6ornen tobtfchrinenben Kindern. 
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arme und Lenden, um zu ſehen, ob darnach irgend eine Bes 
wegung erfolgt; und zweitens tröpfelt man kochendes Waſſer 
dieſe Theile, um zu ſehen, ob darnach Blaſen auflaufen. 
ht, es erfolgt weder das eine noch das andere, und 
es zeigt fih überhaupt bei allen dieſen Verſuchen, wenn fie 
mehrere Stunden fortgeſetzt find, nicht die kleinſte Bewegung 
an irgend einem Theil des Körpers: fo hat man fon mehr 
Grund, den erfolgten Tod des Menſchen zu behaupten. 

Da indeſſen die Erfahrung ebenfalls gelehret, daß Reize 
zungsmittel, welche die feineren Sinne unmittelbar angreifen, 
noch weit thätiger find, Als diejenigen, welche bloß vorzüglich 
auf das Gefühl der äußern Haut und ihrer innern Fortſäte 
und auf den Geſchmack wirken; fo ift es rathfam, noch fol⸗ 
gende drei fih darauf beziehende Verſuche zu machen. ) 

Erſtens läſſet man reitzende Ausdünſtungen in die Naſe 
des Scheintodten hinauffleigen, wozu, wenn kein Salmiakgeiſt 
oder flüchtiger Eſſig vorhanden iſt, eine angebrannte Feder be⸗ 
nutzet werden kann. **) 

Zweitens hält man in einem dunkeln Zimmer die Flamme 
eines Lichts in der Entfernung einiger Boll vor den geöffneten 
Augen des Scheintodten, und ſieht genau zu, ob nicht etwa 
eine kleine Bewegung des Regenbogens oder farbigen Ringes 
im Auge (Iris) erfolgt, und 

Drittens redet man mit allmählig verſtärkter Stimme in 
das Ohr der anſcheinenden Leiche, und zwar vorzüglich von Gegen⸗ 
ſtänden, welche dieſem Menſchen im Leben die befannteften waren. 

Zu eben dem Zweck, nämlich zur Neigung des Gehörs, 
bat man auch vorgeſchlagen, kriechende Inſekten in eine Pas 

J Das Gieetrificen, welches. wahl am allgemeinften auf alle Nerven 
wirtet, gehört auch bisher und kann ba, wo ein Anparaf bagu vorhanden 
it, ebenfalle und Vert, wenn es nach und nach stëcht wirft, mit Ruben 
angewendet, ober nicht im allgemeinen empfoblen werben, weil ein guter 
eieftrifcher Apparat wohl nur am wenigen Orten vorhanden ift. Bi und 
Tann man das Giettrificen anwenden, fo fängt man damit an, baf man 
stektciie Ausftüife aus Hölzemen oder merallichen Spiten auf bie 
Grube der. anche er ON: nusfirömen in ` bonn {et man (dm 
chere und bernach Urin Fangen auf biefe Gegend Hinfhlagen, und enbe 
Dé giebt man von der Herzerude nad) dem Kücken, ober queer durch den 
untern Thel dee Oberleibes an der Unten Gd, wo bas Herz liegt, Heine 
etecteifche Erschütterungen 

**) Mancher vi auc wohl an, Schwefel unter die Nafe des Sëch: 
tobten anzufünden: Gchwefetbampf aber kann ein schwaches Leben Leicht võte 
Hg unterdrüden und wahre Grflicung hervorbengen. Es ei baber die 
Vorſicht unumgänglich nötig, den Schwefel in einer ſehr beträchtlichen Ent 
fernung von der Nafe anzazänden und den Breſuch hächſens eine Biertete 
minute fertzufeßen. Am besten aber ift es überhaupt, einem unwiflenden 
und unverfictigen Menfchen difen eefuch gar nicht zu lehren, fonbeen 
vielmehr, wann er ihn zufällig weiß, ihn Davon abguvathen. 
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piertüte einzuſchließen und diefe unter das Ohr des anſchei⸗ 
nenden Leichnams zu legen. Auf die Neitzung des Gehörs 
muß vorzüglich von allem Rückſicht genommen werden, weil 
die eigenen Erzählungen erwachter Scheintodten und der 
folg der Reſzungsmittel es oft bewiefen haben, daß die Le- 
benskraft unter allen Sinnen am längften auf das Gehör 
thätig bleibt. 

Entſteht nach dieſen wiederholt angewendeten Reitzungs⸗ 
mitteln der feineren Sinne ebenfalls nicht die geringfle Bewegung, 
fo wird der Sek immer wahrſcheinlicher, aber doch noch nicht völlig 
Ee denn feltene Beiſpiele haben es bewieſen, d) dennoch ein 

jeintodter ins Leben zurückkehren fanti; obgleich die mehreften 
dieſer Verſuche lange Zeit fruchtlos bei ihm angeſtent waren. 
„ Vor Anwendung aller abgebandelten Reitzungsmittel 
it in allen Fällen, wo ein plötzlicher Todesfall von eis 
nem heftigen Andrang des Bluts gegen das Hirn erfolgte, zus 
vor einige Blutausleerung nothwendig. Geſchieht dieſes nicht 
vu fo müſſen alle Reitzungsmitkel vielmehr ſchaden, und 
önnen fogar das ſchwache Leben völlig unterdrücken, indem 

je den Druck des Blutë auf das Hirn vermehren. Solche 
äle find vorzüglich anſcheinender Tod nach Schlagflüffen, nach 
dem Genuß betäubender Gifte, nach heftigen Anfällen von 
Nervenkrankheiten und nach Erſtickung, diefe letztere fei geſche⸗ 
hen auf welche Art fie wolle; wobei auch insbefondere auf die 
öfters vorkommende Erſtickung vollblütiger Kinder in der Ge⸗ 
butt Rückſicht zu nehmen it, es mag diefelbe entweder vom 
ſchweren Durchzange des Kopfs in der Geburt oder von Um: 
ſchlingung der Nabelſchnur um den Hals entſtanden fein. 

Beſſer als durch Aderlaſſen ſelbſt, wozu auf dem Lande 
nicht allemal Gelegenheit iſt, kann die Entleerung der Blutge⸗ 
Dër des Hiens durch Blutigel geſchehen, wenn man diefe 
Thiere hinter den Ohren, an der Seite des Halſes, und un« 
ter dem inneren Augenwinkel an der Nafe anfaugen läßt. 

Bei einem erwachſenen Menſchen können 8 bis 10 Blut- 
igel angewendet werden ); bei Kindern nach Verhältniß ihres 


„) Wenn man Mutigel anfangen laffen wil, fo ift es nötbig, bie 
tte, wo fie anfaugen follen, Zuvor mit etwas Kaffer, oder nech beffer 
mit etwas im Waſſer aufgelöferen Zucker zu waſchen, weil dieſe Thiere 
nich gut anfaugen, wenn noch Wark Auebänftungen auf der Haut be, 
mé find, Man mup die Biate faugen laffen, bis fie von felbft abfallen, 
Alsdann blutet die kleine Wunde wohl einige Stunden. 28 das Bluten 

eh, fo kann man eh durch warmes Waſſer befördern it es fehe bert, 
fo wird es fid durch aufgelegten und angedrückten Feuerſchwamm (Zunder! 
lacht hemmen in. 
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Alters weniger, z. B. bei einem zehnjährigen Kinde etwa drei, 
und bei neugebornen Kindern kann man einen halben bis gan⸗ 
zen Theelöffel Blut aus der Nabelſchnur laufen laffen, ehe fie 
unterbunden wird. Die gränlich⸗ braunen mit gelblichen Strei⸗ 
fen verfehenen Blutige! find die beğen, und man findet fie 
häufig in Pfützen. Jeder Prediger oder Dorſſchulze kann wohl 
leicht einen Vorrath davon durch die Dorfkinder ſammlen lafz 
ſen und zur Noth aufbewahren. 

Da alfo alle bisher abgehandelte Zeichen des Todes zus 
weilen trüglich fein können; fo bleibt kein einziges zuverläfiges 
Zeichen deſſelben übrig, als wirkliche und allgemeine Fäulniß. 
Beides, wirkliche und allgemeine Faumiß, wird mit Fleiß zu⸗ 
ſammengenommen, denn ſäulichte Beſchaffenheit des Bluts und 
wirkliche Fäulniß einzelner Theile, können auch ſchon im je 
benden Zuſtande bei kranken Menſchen Datt finden. 

Die Zeichen der wirklichen und allgemeinen Fäulniß 
ſind nun: 

1) Der wahre Leichengeruch. 
2) Das Zufammenfallen der Hornhaut oder des durchſichtigen 
vordern Theil des Auges. 
3) Das Herausfließen faulender Säfte aus allen größern Et, 
nungen des Körpers. 
4) Das grünliche oder grün - ſchwätzliche Anlaufen des Un: 
terleibes, und 
5) Das Abgehen des Oberhäutchens an mehreren Stellen des 
Körpers, nebſt dem matſchigen Anfühlen der Haut und übri⸗ 
gen feſten Theile. 

Das fünfte hier angeführte Zeichen der wirklichen allges 
meinen Fäulniß erſcheint am ſpäteſten, und es wird nicht nö⸗ 
thig fein daſſelbe abzuwarten, wenn die vier erſteren zuammen 
verbunden vorhanden ſind. 

Um alfo das Lebendig⸗Begraben zu verhüten und die Räck⸗ 
kehr zum Leben bei Scheintodten zu befördern, muß kein Ge⸗ 
ſtorbener, wenn ouch gleich die zuerft angeführten acht Zeichen 
des Todes bei ihm wahrgenommen werden, ſogleich enkkleidet 
in kalten Zimmern hingelegt werden, ſondern man muß ihn, 
im Sommer, Frübſahr und Herbſt wenigftens einen bis zwei, 
und im Winter drei bis vier Tage in mäpig warmer Luft ber 
kleidet liegen Taffen. 4 

In dieſer Zeit nun müſſen unter den Verſuchen zur Wie⸗ 
derbelebung, wenn auch zu andern Verfuchen keine Gelegenheit 
wäre, wenigſtens das Auftröpſeln des kalten Waſſers auf die 
Herzgrube, fo hoch als es angeht; das Auftröpfeln des oden- 
den Waſſers auf eben dieſe Gegend, das Vorhalten des bren⸗ 
nenden Lichts vor den Augen, das Abbrennen einer Feder un⸗ 
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ter der Nafe, und das ſtarke Einreden in die Ohren des an⸗ 
ſcheinenden Todten, öfters veranſtaltet werden, und vorzüglich 
muß man bei anscheinend todtgebornen Kindern außer dem Rei. 
ben, Bürſten, Baden, das Einblaſen der Luft in ſeine Lun⸗ 
gen, ſogleich nach der Geburt nicht verabſäumen. X 

Sollten ſich aber bei allen dieſen Verſuchen keine Zeichen 
des Lebens zeigen; fo ift dann der Körper als Leiche gewaſchen 
und bekleidet in einem offnen Sarge unter gehöriger Aufſicht 
von Wächtern in kühlere Luft hinzuftellen, und dann muß man 
ihn im Frübiahr, Sommer und Herbſt etwa noch einen oder 
zwei, und im Winter noch zwei oder drei Tage bis zum Be⸗ 
graben liegen laffen; da fih denn in diefer Beit die vier erſtern 
Zeichen der wirklichen und allgemeinen Soup bei wirkli⸗ 
chen Todten zeigen, und die Gewißheit des Todes geben werden. 

Im nöthigfen indeſſen ift diefe genaue Vorſicht, vorzüglich 
bei Menſchen, welche plötzlich, oder auch nach einer Krankheit 
von wenigen Tagen anſcheinend geſtorben ſind, da ſie doch 
vorher ganz geſund waren. 

Dabin gehören insbeſondere folgende Todesarten: 

Erſtens, diejenigen, welche in heftigen Anfällen von Ner⸗ 
venkrankheiten, als im Schlagfluß, Starrſucht, Fallenderſucht, 
oder in andern Gonsulfionen, in Hppochondriſchen und Hyfte 
riſchen Krämpfen, im Magenframpf, nach heftigen Beibenichaf- 
ten, nach Berauſchung durch hitzige Getränke, nach heftigen 
Schlägen auf weiche, ſehr empfindliche Theile, insbeſondere die 

oden, und nach einem Fall oder Schlag auf den Kopf, plötz⸗ 
ch erfolgten. 

Zweitens, diejenigen, welche vom Genuß oder anderer Ans 
wendung betäubender Gifte oder Nahrungsmittel veranlaßt wur⸗ 
den. Die Anwendung des Mohns und Saffrans in Speiſen 

und das Räuchern mit Saamen des Bilſenkrauts bei Zahn⸗ 
ſchmerzen, kann auf dem Lande dazu Gelegenheit geben. 

Drittens, diejenigen, welche nach ſtarker Verblutung oder 
nach andern ſtarken Ausleerungen erfolgten. Auf diefe Art 
ſterben zuweilen alte Männer im Beiſchlaf. 

Viertens, diejenigen, welche von großen Schmerzen ver⸗ 
anlaßt wurden. > 

Fünſtens, diejenigen, welche nach ſchweren Geburten ers 
folgten. Hier kann der Todesfall entweder Mutter oder Kind, 
oder beide zugleich betreffen. 

Sechſtens, derjenige, welcher nach erlittenem Hunger er. 
folgte, beſonders wenn die Kräfte des Körpers zugleich ſtark 
angeſtrengt wurden. H 

„Siebentens, diejenigen, welche nach übermäßigem Effen und 
Trinken, und 
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Achtens, diejenigen, welche durch Erſtickung erfolgten. 
Die Erſtickung kann von äußerer Gewalt, Erhängen, Ertrins 
ken, oder fie kann auch von erflidenden Dünſten berühren. 
Dergleichen Dunſt iſt im Kohlendampf, in tiefen Brunnen oder 
Kellern, auch ſteigt er aus gährenden Dingen, vorzüglich aus 
Biere und Weinmoſt hervor, und außerdem findet er ſich auch 
in dem Duft ſtarkriechender Blumen. 

Solche Menſchen, welche an langwierigen und beſonders 
an abzehrenden Krankheiten ſterben, oder auch an hitzigen Aus- 
ſchlags⸗ und andern Fiebern, welche fieben Tage oder darüber 
dauerten, darf man nur etwa die Hälfte der oben feſigeſetzten 
Zeit auf die obige Art behandeln. Es ift alfo nur nöthig, fie 
im Winter fünf und im Sommer drei Tage bis zum Begra⸗ 
benliegen zu laſſen, und man kann fie ſchon am glo. Tage in 
offenen Sarg legen. 

Bel Minſchen endlich, welche an faulen Fiebern, Ruhren, 
bösartigen Pocken und ähnlichen Krankheiten, wo Anſieckung 
zu beforgen ift, ſtarben, ift es hinreichend, den Verſuch des 
Auſtröpfelns des kalten Waſſers in der Herzgrube am Todes: ` 
tage oder allenfalls noch am nächſtfolgenden einigemal zu mas 
chen.) Man darf den Todten ſchon am Todestage in einen 
offenen Sarg legen, und ihn im Sommer am Ende des drit⸗ 
ten Tages, oder nach etwa ſechsig Stunden, vom erfolgten 
Tode an gerechnet; im Winter aber am Ende des vierten Ta⸗ 
ges, oder etwa nach achtzig vom Tode an verlaufenen Stun⸗ 
den, begraben. Leſchen diefer Art müſſen, fo lange fie über 
der Erde ſind, in einem von der Wohnung der übrigen Men⸗ 
ſchen ſoviel möglich entlegenen und mit Zugluft verſehenen Ort 
aufbewahrt werden. 

Das, zum Verhüten des Lebendigbegrabens nothwendig 
längere Aufbewahren der Leichen, geſchiehet am beſten in ei- 
nem beſondern Zimmer des Hauſes, worin der Menſch ſtarb, 
und unter der Auſſicht eines oder zwei furchtloſer Wächter, 
welche die Leiche oft genau beobachten. Da aber in Städten 
und noch mehr auf dem Lande viele Bürger keine beſondere 
Zimmer zur Aufbewahrung der Leichen ihrer Angehörigen berz 
geben, und die Rofen der Wächter beſtreiten können; fo find 
zu dieſem Zweck öffentliche Leichenbäuſer “) vorgeſchlagen, 


*) Bei dem Behandeln ſelcher Leichen, welde an anſtackenden Krant 
helten Eech, muß beftëntig mit Gifigdampf geräudhert werden. Am bre 
ten if dazu ein gewirzhaſter Zelt, 

) Bon ihrer Einrichtung Handelt ber Peofeffer Hufeland in feiner 
Abhandlung über die Ungewißheit des Todes ie. Weimer 1791 Svo 
mit einem Kupfer. > 
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und auch in verſchiedenen Städten z. B. Weimar, Braun⸗ 
ſchweig, und Berlin wirklich errichtet worden. 

Da aber eine allgemeine Einrichtung der Leichenhäufer auf 
dem platten Lande vor der E wenigſtens unausführbar zu 
fein ſcheint, fo ift fatt derſelben auf dem platten Lande ein 
kransportables Leichenzelt und ein leicht beweglicher Sargdeckel 
in Vorſchlag gebracht worden.) 

Im Sommer, Frühjahr und Herbft könnten die Leichen 
unter einem ſolchen Zelt in einem Garten, Hofe, oder auch, 
wenn eine Kirche in einem Dorfe wäre, in der Kirche ſelbſt, 
ſchon vom dritten Tage bis zur Beerdigung bin, beigeſetzt und 
E von dazu beſtellten Perſonen beobachtet werden. Bei 

zeichen ſolcher Perſonen, die an anſteckenden Krankheiten ſtar⸗ 
ben, könnte dieſes Beiſetzen ſchon den zweiten Tag geſchehen. 


Noch beffer würde es aber fein, wenn in jedem Dorfe 
eine Kammer eines entlegenen Hauſcs zur gemeinſchaflichen 
Aufbewahrung der Leichen, und etwa der Rachtwächter zugleich 
zum Leichenwächter beflimmt werden könnte. 


Im Winter wird wohl der einzige, auf dem Lande all- 
gemein ausführbare Vorſchlag dieſer fein: daß man einen Abſchlag 
eines gut zugemachten Kubſtalles, oder Pferdeſtalles, zu dem 
dieſe Thiere zwar nicht kommen, aber ihm doch Wärme mit- 
theilen können, zum Aufbewahren der Leichen anwende. Hier 
kann man fie dann unter der Aufſicht eines Wächters, in eis 
nem offenen Sarg binftellen und mit Kleidungsſtücken locker 
bedecken, fo daß weder Mäufe noch andere im Stalle befind- 
liche kleine Thiere ſchaden können, und zugleich der etwa er⸗ 
wachende Scheintodte auch keinem Erſticken ausgeſetzt iſt. 

Das Leichenzelt kann auch in jedem, Stalle aufgeſchlagen, 
und der e Sargdedel dorten ebenfalls bei Ermange⸗ 
lung eines Wächters angewendet werden. 

Berlin, den 31. Octbr 1794. 

Königl. Preuß. Obercollegium Sanitatis. 


v. Ernſthauſen. Möhſen. Kurella. Wackenroder. Pyl, 
Richter. Mayer. Knape. Wall. Hermſtädt. v. Lamprecht. 


Die nähere Einrichtung ſolches Leichenzeltes und beweglichen 
Sargbedels it nachzuleſen in Mayers Abhandlung von den Sek 
cen bes wirklich erfogten Todes und vonder zur Verhütung des 
bebendigbegrabens nöthigen Verſicht bel zur Behandlung der 
Lelchen u. f. w. mit Kupf. Berlin 1794. 


67. 
Eirculare über die Führung der Kirchenbücher. 
I. Generelle Beſtimmungen. 

1) Die Pfarrer find ſchuldig richtige Kirchenbücher zu halten, 
und darin alle von ihnen beſorgte, imgleichen alle die Eins 
gepfarrten betreffende und ihnen angezeigte Aufgebote, Trau⸗ 
ungen, Geburten, Taufen und Begräbniffe deutlich und eier, 
lich in deutfcher Sprache einzuſchreiben. (Allgm. Land⸗Recht 
SN. II. Lit 11. b. 481.) 

2) Die Eintragung muß sogleich nach vorgenommener Hand- 
lung oder geſchehener Anzeige erfolgen, und das Datum mit 
Buchſtaben ausgedrückt werden. (i. e. $. 482.) 

3) Verrichtet ein Stellvertreter des Pfarrers eine ſolche Amts⸗ 
handlung, die ins Kirchenbuch eingetragen werden muß, ſo 
ift er ſchüldig, feinen eigenen Namen mit der Angabe feines 
Amtes und der Urſache der Vertretung zu unterzeichnen 
(. c. $. 509.) 

4) Zur Eintragung in das Kirchenbuch gehören alle ad 1. 
genannten Amtshandlungen, welche 

a. der Pfarrer ſelbſt in Perſon oder durch einen qualift⸗ 
cirten Stellvertreter verrichtet hat, (J. c. $$. 481. 506. 59. 
427.) oder 

b. bemfelben angezeigt worden find, als foldie, welche in- 
nerhalb ſeines Sprengels von einem andern Geiſtlichen in 
Folge beſonderer Erlaübniß des Staats verrichtet worden find 
(. e. $$. 419 — 422, 431, 442; Anhang $. 130; Dber- 

präſidial⸗Erlaß vom 17, März 1828 Amtsblatt Seite 555 
Oſipreuß. Provinz.: Recht Buf. 183.) oder 

c, fi) auf Mennoniten, welche im Pfarrfprengel wohnen, 
beziehen (. c. §. 498.) 7 

‚Hierbei wird bemerkt, daß die kirchliche Exemtion ſich 
weder auf das Aufgebot noch auf die Eintragung der Toz 
desfälle erſtreckt, ſondern beides von dem Pfarrer des Spren⸗ 
gels, in welchem die betreffenden Erimirten ihren Wohnſitz 
‚gehabt, geſchehen muß, (l. e. 88. 290. 409.) 

5. Die Duplikate der Kirchenbücher müſſen 

a. vom Küfter geführt werden; (J. c. $. 501.) 

b. treue Abſchrift des Inhalts des Kirchenbuchs geben; lbid.) 

c, am Ende jedes Jahres von dem Pfarrer mit dem Kir- 
chenbuche 502 und als richtig beſcheinigt werden; 
(l. e. S. 502. 

d. ſodann bei den Gerichten des Orts niedergelegt wers 
den, (J. o 8. 503.) 

6) Die Originale der Kirchenbücher ſind 
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a, ſtets forgfäftig zu foliren und unter Verſchluß des 
Pfarrers zu halten, 

b, mit einem alphabetiſchen Regiſter zu verſehen, (Amtsbl. 
1826 Seite 237.) e 

c, wenn mehrere Geiſtliche bei einer Kirche angeſtellt find, 
ſo muß dennoch nur der eigentliche Pfarrer das Kirchenbuch 
führen. (l. c. S. 500.) 

J. Aus dem vom Pfarrer geführten Original, und nur in 
deſſen Ermangelung aus dem Duplikate, find die Kirde 
zeuguiffe zu ertheilen ($. 504.), wegen deren Stempelpflich⸗ 
ME auf die Darüber betehenben befanbern efeglichen Bors 
fhriften Bezug genommen wird. (Vergl. Bekanntmachung 
vom 15. November 1839, Amtsbl. Seile 249.) 

e. In den Kirchen⸗Zeugniſſen fol, zur Vermeidung aller 
Zweifel und Fälſchungen, das Datum, worauf es ankommt, 
nicht blos mit Zahlen, ſondern zugleich mit Buchſtaben aus⸗ 
gedrückt, und die Beugniffe felbft müſſen mit dem Kirchen⸗ 
ſiegel beſtärkt werden. (. c. $. 505.) 

f. Den Superintendenten und Dekanen liegt es ob, bei 
den jährlichen Kirchenviſttationen, auch die Kirchenbücher zu 
revidiren, und fid die Ueberzeugung zu verſchaffen, daß fie 
vorſchriftsmäßig geführt find. (Amtsbl. 1816. Seite 108.) 

. In Betreff der Anfertigung der jährlichen Wien wird 
auf die Boun des Allgem. Land Rechts Thl. II. 
Tit. 11. 88. 497—499, verwieſen. 

JL Specielle Beſtimmungen. 
1) Bei Trauungen: 

a, It der Bräutigam nad) feiner amtlichen Stellung der 
Allgemeinen Wittwen- Kaffe beizutreten verpflichtet, fo kann 
die Trauung deſſelben nur nach Vorlegung des schriftlichen 
Trauungs⸗Konſenſes feines amtlichen Vorgeſetzen geſchehen; 
(Allgem. Land.⸗ Recht Anh. g. 20. Cabinets⸗Ordre vom 17. 
Juli 1816 und Dell, vom 3, September 1817) daß dieſer 
Conſens beigebracht it, muß in dem Kirchenbuche vermerkt 
werden. 

b. Es muß der volle Name, Stand und Wohnort, das Alter 

und die Conſeſſion ſowohl des Bräutigams als der Braut 
aufgeführt werden. (Allgem. Land⸗Recht Thl. II. Tit. 11. 
S. 483.) 

e Auch ift anzuzeigen, ob einer oder der andere Theil 
noch unter Eltern oder Vormündern ſteht; bejahenden Falls 
ip der Name, Stand und Wohnort der Letztern anzugeben: 
jo wie 

d. zu bemerken, wie dem Pfarrer die Einwilligung ders 
ſelben nachgewieſen worden. (I. c. $. 484.) 
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Da der Vormund feinen Conſens ohne Genehmigung 
des vormundſchaftlichen Gerichts nicht ertheilen kann (ibid. 
Tit. 1. §. 54.) fo muß die Genehmigung (vor deren Eins 
gang fetbft das erſte Aufgebot nicht Statt finden darf) zu 
den Trauungs⸗-Akten genommen und im Traubuche darauf 
hingemiefen werden. 

e, Ferner ift zu bemerken, ob ein Theil ſchon verheirathet 
geweſen, und es muß, wenn aus der vorhergehenden Ehe 
Kinder vorhanden find, welche wegen minderjährigen Alters 
oder fonft Dé ſeloſt nicht vorſtehen können, deren geſetzliche 
Abfindung nachgewieſen, oder doch ein Erlaubnißſchein des 
vormundſchafflichen Gerichts vor der Trauung beigebracht 
werden. (ibid. Sit, 11. 8. 483. Tit. J. 65. 18 und 1002.) 

f. Hat die Braut außerehelich erzeugte Kinder, fo muß 
im Traubuche bemerkt werden, daß die protokollatiſche Er- 
klärung des Bräutigams über die Anerkennung derselben der 
betreffenden Gerichtsbehörde eingereicht ift. (Miniſterial⸗Ver⸗ 
ordnung vom 29. Oktober 1838.) 

g. Die Tage der Proklamation ($. 151, seg. Tit. 1. 
Sh. II. 1. e.) find ſpeciell zu bemerken; bei etwaiger Die: 
penſation vom 2ten, Iten oder allem Aufgebot auch das Da- 
tum des Dispenſalionsſchelnes, resp. der Regierung, des 
Ober⸗Präſidii oder Sr. Majeſtät (ef. Nefer, ex anno 
1819 v. K. Annalen Bd. 3. Seite 417) zu allegiren, und 
letzterer aufzubewahren. Wird ein eigenes Proklamations⸗ 
buch geführt, fo kann im Copulationsbuche darauf Hinge- 
wieſen werden. 

h. Bei Ausländern ift zu bemerken, daß das gehörig ber 
glaubigte Atteſt der Ortsobrigkeit feiner Heimath beigebracht 
worden. (Allerh, Cabinets⸗Ordre vom 28. April 1841 Ge: 
feg Sammlung Seite 121.) 

1. Bei Militairpflichtigen ift zu bemerken, daß mit ihnen 
die vorſchriſtsmäßige Verhandlung aufgenommen worden. 
(Allerh. Cabinets-Ordre vom 19. April 1824. Vergl. Amts⸗ 
blatt 1840 Seite 49.) 

Il. Bei Geburten und Taufen muß 

a. der Pfarrer den Bors, Zus und Geſchlechts⸗Namen und 
den Stand der Eltern und ihrer Confeſſion, 

b. imgleichen den Namen und Stand der gegenwärtig ge 
weſenen Zaufzeugen, welche nicht Juden fein können (Con⸗ 
ſiſtorial⸗Erlaß vom 18. Dezbr, 1839); fo wie 

©, die Namen, welche dem Kinde felbft beigelegt werden, 
und welche entweder zu den bisher unter den Chriften übli⸗ 
chen Taufnamen gehören, oder falls ſie neu gebildet werden, 
doch theils an ſich einen Sinn, theils in ihrer Bedeutung 
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nichts Anſtößiges haben, eintragen, (Allgemeines Lands 
Recht Thi. II. Tit. 11. 5. 485. Conſiſtorial⸗Erlaß vom 
23. Mirz 1836.) a 
d. Auch muß dabei die Angabe der Eltern oder in deren 
Ermangelung der Hebamme von dem Tage und der Stunde 
der Geburt des Kindes forgfältig bemerkt werden (i. c. . 486.) 

e. Bei unehelichen Kindern hat der Pfarrer die Borſchrif⸗ 
ten (88. 487 — 491. 1. e.) zu beobachten; auch tritt bei den= 
ſelben die Vorſchrift der Allerhöchſten Cabinets⸗Ordre vom 
14. April 1816 ein, wonach ſolche Kinder auf den Namen 
der Mutter getauft, und auch nur fo in das Kirchenbuch 
eingetragen werden ſollen. Wenn der Vater eines ſolchen 
Kindes fidh aber ausdrücklich angiebt, und genannt zu wer- 
den zu Protokoll verlangt, fo foll dies im Kirchenbuche in 
einer Note beſonders vermerkt werden, und nur verboten 
fein, das Kind nach dem Vater zu nennen. (Anhang $. 94.) 

1. Die allgemeine Vorſchrift, daß ein kirchliches Zeugniß 
nur ein Extract aus dem Kirchenbuche ſein könne, gilt auch 
bei der Ausftellung der Taufzeugniſſe für ſolche Kinder, 
welche außerehelich geboren, aber burd nachfolgende Trauung 
der Eltern legitimirt find. Auch bier muß fidh die Ausſtei⸗ 
lung genau an das Tauf⸗ Protokoll halten, und dem Grtras 
benten überlaſſen bleiben, die Legitimation durch den Tauf- 
hein und gerichtliche Dokumente nachzuweiſen. Da die 

eiftlichen febr häufig in Verſuchung gerathen, den dringen- 
den Bitten der Eltern hier zu viel nachzugeben, ſo iſt es 
nothwendig, dagegen zu warnen, und den einzig geſetzlichen 
Weg anzudeuten. (Miniſterial⸗Reſcript vom 28. Auguft 
1819 v. Kamptz Annalen Heft 3 Seite 725 und Reſcript 
vom 30. September 1831.) 

g. Wegen Eintragung der an Profelyten verrichteten Zant, 
handlungen endlich, wird auf die Vorſchrift des Miniſterial⸗ 
Reſcripts vom 14. Mai 1820 (v. Kamptz Annalen Heft 2. 
Seite 201) verwieſe 

h. Auch werden die Pfarrer darauf aufmerkſam gemacht, 
daß nach den Beſtimmungen der Allerhöchften Cabinets⸗Or⸗ 
dre vom 15, April 1822 Niemand ohne unmittelbare landes⸗ 
herrliche Erlaubniß feinen Familien⸗ oder Geſchlechtsnamen 
ändern darf, jedoch nach der Allerhöchſten Cabinets Ordre 
vom 13. Mai 1822 das Königl. Ministerium des Innern 
ermächtigt ift, die von den zum Chriſtenthume übertretenden 
Juden bei der Taufe anzunehmenden Familiennamen ohne 
Weiteres zu beſtäligen. 

III. Bei Todesfällen muß 
a. der Name, der Stand und das Alter des Verſtorbenen, 
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b. der Tag und, wo möglich, auch bie Stunde des Todes, 

c. die Krankheit oder ſonſtige Todesart nach der dem Pfar⸗ 
rer gewordenen Anzeige eingetragen, auch vermerkt werden, 
ob er ohne oder unter ärztlicher Behandlung geſtorben iſt. 
(Algem. Sand Recht Thl. II. Tit. 11. $. 492.) 

d. Hat der Pfarrer den Berſtorbenen nicht perfäntich ger 
kannt, fo muß er ſich durch die Ausſagen glaubwürdiger 
Zeugen fo viel als möglich verſſchern, daß derſelbe wirklich 
derjenige geweſen fei, für den er ihm angegeben worden. 
Wie er zu dieſer Verſicherung gelangt it, muß in dem Kir- 
chenbuche mit vermerkt werden. (J. c. $$. 499. 494.) 

e. Den Tod und die Beerdigung eines Fremden muß der 
Pfarrer, wenn ſonſt Niemand vorhanden ift, welcher davon 
in der Heimath deſſelzen Nachricht geben könnte, zu dieſem 
Behufe dem nächſten Gerichte anzeigen. Daß foldes geſche⸗ 
ben, muß ebenfalls im Kirchenbuche bemerkt werden. (l. o. 
8. 495.) 
£, Auch bei Perſonen, die ſonſt keiner Parochie unterwor⸗ 
fen find, oder zu einer andern Conſeſſſon gehören, muß dem 
Pfarrer des Kirchſpiels, wo der Todesfall erfolgt ift, dieſer 
angezeigt, und ins Kirchenbuch eingetragen werden, (I. e. 
88. 180. 454. seq. 469. 470.) 

g. Bei eenaa Todesarten muß der Pfarrer im Bir 
chenbuche bemerken, daß er die durch $. 477. I. c, vorge 
ſchriebene Anzeige an die ordentliche Obrigkeit gemacht hat. 

h. Iſt dem Pfarrer bekannt, daß der Verſtorbene minders 
jährige, main, oder blödſinnige, oder aus andern geſctlichen 
Gründen unter Vormundſchaft zu ſetzende Kinder oder fonz 
Nige Erben binterlaffe, fo muß er der Obrigkeit davon Ans 
zeige machen. Daß foldes geſchehen, muß ebenfals im 
Kirchenbuche vermerkt werden. (I. e. 88. 478. 479.) 

i. Da ohne Anzeige bei den geiſtlichen Obern Leichen nicht 
anderswo, als auf einem öffentlichen Kirchhoſe, beerdigt wers 
den folen, fo ift es zweckmäßig, auch den Begräbnißplag 
im Kirchenbuche zu bezeichnen. (l. c. 88. 186. 764.) 

Königsberg, den 17. November 1841. H 

Königl. Preuß. Regierung. 
Abtheil. für die Kirchen⸗Verwaltung und das Schulweſen. 
Reuſch. 
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ublitandum der Regierung zu Danzig v. 27. 
SE 1824. Die Einrichtung und Führung der 
Kirchenbücher betreffend. 

Wir haben in Erfahrung gebracht, daß die Eintragung 
der Trauungen Saufen und Begräbniffe in die Kirchenbücher 
nicht immer die Volſtändigkeit hat, weiche fie, nach den Vor⸗ 
schriften des A. L. R. und der Beſtimmung folder Bücher 
überhaupt, haben fol, und bringen daher hierdurch die, zu die⸗ 
fer Vollſtändigkeit gehörenden Punkten bei den Herren Geiſt⸗ 
lichen evangeliſcher und kacholiſcher Konfeflion, in unserm 
Departement in Erinnerung, mit der Auweiſung, keinen verz 
ſelben bei künftigen Eintragungen jener Art unbeachtet zu lafe 
fen und mit der, an die Herren Superintendenten und Defane 
gerichteten Aufforderung, bei den Kirchen⸗Viſttationen forgfältig 
nachzusehen, ob diefer Unweiſung genügt worden ift, und dar⸗ 
auf zu halten, daß Folgendes geſchehe: 

I. Bei Trauungen ift ſowohl hinſichtlich des Bräutigams, 
als auch der Brant, 

1) Der volle Name ($. 483 Bit. 11. Thl. II. A. L. R.) 

2) der Stand und Wohnort ($. 483. ib.) 

3) das Alter (485 ib.) 

4) die Konfeſſion, 

8) ob die eine oder die andere noch unter Eltern oder Wor- 
imündern ftebt, anzuzeigen (8. 489 ib.), Im Falle der Be 
jahung ift der Name, Stand und Wohnort der Eltern oder 
der Vormünder anzugeben. 

6) Im Falle der bejahenden Antwort unter Nro. 5. Soe 
der Art, wie die Einwilligung der Eltern jedes Theile oder 
der Vormünder, unter Beiſtimmung der obervormund⸗ 
ſchaſtlichen Behörde, erfolgt und wer diefe Behörde fei- ` 

(6. 484 ib.) 

7) Ob ein Theil und welcher ſchon verehelicht geweſen, 
und auf welche Weiſe die gerichtliche Auseinanderfegun; 
mit dem verſtorbenen Gatten nachgewieſen worden. ($. 483 ib., 
8) Sind die Tage der Proklamation, ſowohl 
a. derjenigen, welche der, das Kirchenbuch führende Pfar⸗ 

rer verrichtet hat, ($. 485 ib.) als 

b. der demſelben, nach $. 139 seg. Tit. 1. VHL I. desgl. 

Ss. 438 — 441 ib. Tit. 11 Thl. II. und $, 290 ib, bios 

angezeigten, ($S. 481. 495 ib.) $ 
anzuführen. d 

Sri ab. b. fréi. u. Schul Geſetgeb. 4 
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Im Falle der Dispenfation vom dritten oder vom zwei⸗ 
ten und dritten Aufgebot ift die Angabe des Datums und Dies 
penſationsſcheins nöthig. 

Da, wo ein eigenes Proklamationsbuch geführt wird, 
kann in dem Trauungs⸗Buch darauf verwieſen werden. 

9) If erforderlich der Name des Geiftlichen, welcher 

a. die Trauung verrichtet hat (8. 481 ib.) 

b. bloße Anzeige von der, durch einen andern Geiſtlichen 
iu verrichtenden Trauung erhalten hat, (S$. 481. 496 ib.) 

Guan vergleiche zu a und b. allgem. Anmerkung 1.) 

Hat der das Kirchenbuch führende Pfarrer die Trauung 
vollzogen, ſo tritt ſtatt der unter b. erforderten Angabe ein 
Vacat ein. 

II) Bei Taufen muß eingetragen werden: 
1) der volle Name des Vaters nebſt dem Stande deſſelben 
(. 485 ib.) 

Der Name des Mannes, welchen die Mutter eines un⸗ 
ehelichen Kindes als Vater angegeben hat, darf nur dann ein⸗ 
getragen werden, wenn derſelbe, vom Pfarrer darüber ver⸗ 
nommen, zum Vater dieſes Kindes fih bekannt hat, in wel 
chem Falle auch die Art, wie das Bekenntniß an den Pfar⸗ 
rer gelangt ift, angegeben werden muß. (58. 489. 490. ib.) 

Giebt ſolche Mutter den Vater nicht an, oder bekennt 
fih der Angegebene nicht zur Vaterſchaft, oder kann derſelbe, 
weil fein Aufenthaltsort entfernt oder unbekannt ift, nicht dars 
über vernommen werden, fo wird dies Datt des Namens bemerkt. 


. 487. 400 ib.) 
2) Der 2 VO der Mutter ($. 485 ib.) mit dem Bei- 
er geb. N. N. 

Ié Buhl Kindern muß mit dem Namen der Mute 
ter auch der Stand berfelben angegeben werden. 

2 Der Wohnort der Eltern, bei einem unehelichen Kinde, 
elen Vater fiğ dazu nicht bekannt hat, der Wohnort 
der Mutter. 


4) Die Konfeffion der Eltern. 

5) Der Tag und die Stunde der Geburt, nach der Angabe 
Y 5 der namentlich anzuführenden Hebeamme. 
L. 496 ib. 2 

6) ob das Kind erzeugt iſt in der Ehe oder außer der 


e 

7) Der Tag der Taufe. (S, 481 ib. of. Anhang $. 131 zu 
8. 446 ib.) 

8) Der volle Name, Stand und Wohnort der (in Perſon 


oder durch Stellvertretung) Bei die Taufe gegenwärtig ge: 
weſenen Taufzeugen. (5. 485 ib.) 
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9) Der Name, welcher dem Kinde bei der Taufe beigelegt 
worden ift ($. 485 ib.) 
10) Der Name des Geiſtlichen, welcher 

a. die Taufe verrichtet hat ($. 481 ib.) 

b. bloße Anzeige von der, durch einen andern Geiſtlichen 

zu verrichtenden Taufe erhalten hat (58. 481. 496 ib.) 

(el. zu a und b allg. Anmerkung I.) 
III. Bei Beerdigungen it anzuführen: 
1) der volle Name des Verſtorbenen ($, 492 ib.) 

Bei Todgeborenen oder vor der Taufe verſtorbenen Kindern 
ift mit der Bemerkung dieſes Umſtandes der Namen, Stand 
und Zu der Eltern (el. II. I) anzugeben ($$. 471. 472 
und 485 ib. 

2) Der Gand des Verſtorbenen ($. 492 ib,) 

Bei Perfonen, welche noch keine bürgerliche Selbfiftänbig- 
keit hatten, der Name, Stand und Wohnort des Vaters. 

3) Der Ort, wo der Verſtorbene ſeinen Wohnſttz gehabt hat. 

$ Sr 55 deſſelben, nach Jahren, Monaten und Tagen 
§. 492. ib, 

5) Die Krankheit oder fonflige Todesart deſſelben (9. 492 ib.) 

6) Der Tag des Todes. ($. 492 ib.) 

7) Die Ortschaft und das Kirchſpiel, wo der Todesfall ers 
folgt ift. (58. 469. 470. ef. 68. 454. 455, ib.) 

8) Der Zag der Beerdigung. ($. 451 ib.) 

DR Di Zeep, (Vergl. 68. 186. 472. 454 — 

ib. 

10) Der Name des Geiſtlichen, welcher 

a. als Pfarrer des Sprengels, in welchem der Todesfall 

erfolgt, die Beerdigung aber nicht vor fih gegangen ift, 

bloße Anzeige davon erhalten hat (88. 469. 481. 400 ib.) 

b. die Beerdigung als Pfarrer des Sprengels, in welchen 

dieſelbe vor ſich gegangen ift, in kirchlicher Hinſicht voll⸗ 


big bat, 
(Man vergl. zu a und b. allgem. Bemerkung L) 
7 Sei e 8 
ke „ Kirchenbücher zu führen berechtigte Geil ift vers 
pflichtet, in dieſelben einzutragen: fé tuch Lüfte, 
Trauungen, Taufen und Begräbniſſe, welche 
1) er verrichtet hat (5. 481 ib.) in Perſon oder durch eiz 
nen Stellvertreter (58. 506 509, 510, 512,) und zwar 
a. bei Bewohnern feines Kirchſprengels, welche eingepfarrt 


We: SES 
1) zu feiner Kirche, als der gehörige Pfarrer (8. 318 
418 ib.) 
aa” 
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2) zu keiner Kirche, vermöge des, in Hinſicht der Aufgebote 

allgemeinen Sprengelrechts ($. 290 ib. cf. $. 140 Tit. 
1. Tbl. II. 

b. bei kirchlich Erimirten, vermöge der, in Folge des Rechts 
der kirchlichen Eremtion auf ihn gefallnen Wahl ($$. 283. 
288. ib. Anh. 5. 128.) 

e. Bei anderwärts eingepfarrten Perſonen 
1) gleicher Kenſeſſion, in Folge befonderer Erlaubniß von 
Seiten des Staats (z. 419—421 ib.) oder auf ein, 
von dem gehörigen Pfarrer ausgeſteütes Bimiſforiale (8g. 
428—430 ib.) 

2) anderer Konfeſſion, in Folge beſonderer Erlaubniß von 
Seiten des Staats. (88. 435. 442. 413. ib.) 

2) ihm bloß angezeigt worden find als verrichtet. 

a, bei Eingepfarrten feiner Kirche und zwar don andern 
Geiſtlichen 
1) gleicher Konfeſſon, in Folge beſonderer Erlaubniß 

von Seiten des Staats ($$. 119. 420 ib.) oder auf 

ein von ihm, als dem gehörigen Pfarrer ausgeſtelltes 

Dimiſſoriale (88. 428—430 ib.) 

2) anderer Konfeſſion, in Folge beſonderer Erlaubniß von 

Seiten des Staats (5. 431. 88. 442, 443 ib.) 

b. Bei, zu keiner Kirche eingepfarrten Bewohnern gleicher 
Konfeffion feines Sprengels von den, vermöge ihrer Frei⸗ 
beit vom Pfarrzwange dazugezogenen Geiſtlichen gleicher 

eder anderer Konfeſſion. (9. 288. ib. Anh. $. 128) Hiere 

725 gehört mm die Anzeige der Todesfälle (88. 470, 

5 ib. 

© Bei Gliedern einer blos geduldeten, mit keiner eigenen 
Kirchen⸗Anſtalt versehenen Neligtonsparthei (5. 498 ib.) 

von durch dieſe dazu beſtellten Perſonen ($. 20 ib.) 

In die jährlichen Liften find von dieſen Anzeigen (J. 2) 
nur die unter 2) c. bezeichneten (F. 499 ib.) nicht auch die 
unter 2) a, b. erwähnten ($. 497 ib.) aufzunehmen. 

II. Die Eintragung up 

4) ſogleich nach der Vollziehung der Handlung (. 1.) oder 
nach dem Empfang der Anzeige (I, 2) erfolgen, (5, 482 lb.) 

2) in deutſcher Sprache geſchehen, 

(der Gebrauch der lateiniſchen, dazu nicht paſſenden Sprache 

ift nur bei denjenigen katholiſchen Geiſtlichen geſtattet, 

welche in früherer Zeit, wo auf die Kenntniß der deut⸗ 
ſchen Sprache nicht wie ſeit mehreren Jahren gedrungen 

wurde, angeftellt, dieſer Sprache nicht mächtig genug find, 
um fidh derselben dabei bedienen zu knnen.) 

3) deutlich geſchrieben fein, (5. 481. ib.) 
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4) jegliche Zeitbeftinimung mit Buchſtaben und mit Ziffern 
angeben. ($. 482 cf. $. 305 ib.) 

III. Die Duplikate müſſen 

1) von bem Küfter geführt werden (8. 501 ib.) 

2) getreue Abschrift des in den Kirchenbüchern Enthaltenen 
fein ($. 501 ib.) 7 

) am Ende eines jeden Jahres von dem Pfarrer mit den 
Kirchenbüchern verglichen, und mit der Bezeugung der 
Richtigkeit verſehen werden, ($. 502 ib.) 

4) ſodann bei dem Gerichte des Orts niedergelegt werden. 
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Gire, V. der Reg. zu Königsberg v. 2. Novem⸗ 
ber 1838 No. % K. S. g 

Die Erfahrung bat gelehrt, daß die Vorſchrift des A. L. 
R, $. 596, Thl. II. Dit, 2., nad welcher unehelich erzeugte 
Kinder durch die zwischen dem Schwängerer und der Geſchwäch⸗ 
ten vollzogene Ehe die Rechte ehelicher Kinder erlangen, infor 
fern noch häufig zu Rechtsſtreiten Raum läßt, als bei Einge⸗ 
hung der Ehe felten feſtgeſtellt wird, ob die ſchon vorhandenen 
Kinder von dem nunmehrigen Ehemann auch wirklich erzeugt 
worden ſeien. Grade dieſer Umſtand iſt aber höchſt weſentlich 
und für das Wohl der Kinder von ſolcher Wichtigkeit, daß, fo 
lange nicht das Geſes ſelbſt den Weg borzeichnet, der zur Ber 
feitigung der in Rede ſtehenden Ungewißheit führt, von dem 
eine ſolche Ehe einſegnenden Geiſtlichen das Intereſſe der vor 
derſelben erzeugten Kinder wahrgenommen werden muß. 

Demzufolge it uns vom Königl. Ministerium der Geiſt⸗ 
lichen, Unterrichts⸗ und Medizinal + Angelegenheiten durch die 
Verfügung vom 5. Oktober d. J. der Auftrag geworden, die 
fümmtichen Herren Geiftlichen Sabin anzuweiſen, daß fie, fo 
oft eine Frauensperſon ſich verheirathet, welche bereits außer 
der Ehe von ihr geborne Kinder hat, den Bräutigam vor der 
Trauung darüber zu protokoll vernehmen, ob er diefe Kinder, oder 
welche von ihnen, als von ihm erzeugt anerkenne. 

Die desfallſige Verhandlung bat der Geiſtliche ſodann dem 
betreffenden Vormundſchaftsgerichte der Kinder, oder, falls fie 
majsrenn find, ihrem perfönlichen Richter mitzutheilen, und 
endlich daß und wie dies geſchehen, nachrichtlich in dem Kir⸗ 
chenbuche hinter der eingetragenen Kopulation zu vermerken. 

Wir fertigen fo viele Abzüge dieſer Verfügung zu, als 
Kirchen in der Diöces find, mit dem Auftrage, jeder derſelben 
ein Exemplar zuzuſenden. 

irc. V. der Regierung zu Königsberg vom 8. 
April 1839 Nro. % K. S. 
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Das Königl. Minifterium der geiftlichen, Unterrichts: und 
Mediyinals Angelegenheiten hat ſich veranlaßt geſehen, mittelſt 
Reſcript vom 4. März c. auf die geſetzlichen Borfchriften auf- 
merkſam zu machen, welche bei den Verhandlungen über die 
Feſiſtellung der Vaterſchaft unehelicher Kinder, deren Mutter 
fidh ſpäterhin verheirathet, hinſichtlich der des Schreibens und 
Leſens unkundigen Perſonen zu beobachten find, Indem wir 
mit Bezug pti Gireular-Berfügung vom 2, November 
pr. No, "ie K. S. eine Abſchrift des vorerwähnten Mis 
niſterial⸗-Reſcripts v. 4. März c. ſowie der darin erwähnten Ges 
fesftellen ($. 129. Tit. 10. Thl. 1. Allg. Ger. Ord. und 88. 
68. bis incl. 78. des Anhanges zu derſelben) pier beifügen, 
fordern Wir 1 genauen Beobachtung derſelben hiemit auf, 
und veranlaffen Sie zugleich zu demſelben Zwecke von den beiz 
liegenden Abdrücken dieſer Verfügung jedem Kirchſpiels⸗Pfar⸗ 
rer ein Exemplar zuzuſenden. 

Abſchrift. 
Bei Beſolgung des Erlaſſes v. 5. Oktober 1838, 

die von den Geiſlichen zu befördernde Feſtſtellung der Bar 

terfehaft hinſichtlich ſolcher unehelichen Kinder, deren Mutter 

Dé ſpäterhin verheirathet, betreffend, 
ift bisweilen die gefegliche Vorſchriſt außer Acht gelaffen wor- 
den, nach welcher Perſonen, die nicht ſchreiben und Geſchrie⸗ 
benes leſen, oder auch nur ihren Namen ſchreiben können, 
behufs rechtsverbindlicher Vollziehung der Verhandlung eines 
Schreibebeiſtandes bedürfen. Zur Abſtellung dieſes Mangels 
bat die Königl. Regierung ſämmtliche Geiftliche ihres Bezirks 
nachträglich dahin e 

daß ſie in Zukunft bei der in Rede ſtehenden Vernehmung 

des Bräutigams über die Vaterschaft fetë die Vorschriften 

der Allgemeinen⸗Gerichtsordnung Thl. 1. Tit 10. $. 129. 

namentlich aber die 85. 08, und folgende des Anhanges zu 

derſelben genau zu befolgen, und ſich nicht damit begnügen, 

felbft den Kreuzen des Unterzeichnenden deſſen Namen 

beizufügen. 

erlin, den 4. März 1839, 
Miniſterium der Geiſtlichen⸗, Unterrichts und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. £ 
v. Altenſtein. 


An 
die Königl. Regierung zu Königsberg. No, 3284. 
Extract aus der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Thl. 1. 
Tit. 10. (5. 127. Als öffentliche außergerichtliche Urkunden 
find zu betrachten: ic.) 
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$. 129. 

II. Die Protokolle, weiche zwar nicht von Gerichtsperſo⸗ 
nen, aber von anderen in Eid und Pflicht ſtehenden Ain 
ten, vermöge eines von einem Landeskollegio erhaltenen Auf- 
hahe, in Angelegenheiten, welche ihr Amt unmittelbar betref⸗ 
fen, aufgenommen worden ſind. Es muß jedoch 

11 das Datum und der Ort der Aufnahme, die Benennung 
ſämmtlicher anweſender Intereſſenten, nebſt einer deutlichen 
und volftändigen Erzählung der Verhandlung ſelbſt, daraus 
zu erſehen fein; 

2) muß erhellen, daß das Protokoll den Intereſſenten vors 
geleſen, und von ihnen genehmigt worden ift; 

3) muß daſſelhe von den Parteien eigenhändig unterzeichnet, 
oder mit den in ähnlichen Fällen ftatt der Unterschrift GEI 
lafjenen Zeichen bemerkt fein; 

4) muß der, welcher es aufgenommen hat, bei feiner Unters 
feprift die Eigenſchaſt, in welcher er zur Aufnehmung bie: 
ſes Protokolls autherifirt geweſen ift, beifügen. j 

Ermangelt es an einem dieſer Erforderniffe, fo ift ein 
ſolches Protokoll nur als ein Privatvermerk zu betrachten. 


Extract aus dem Anhang zur Allgemeinen Gerichts⸗ 
Ordnung. 

8. 68. Perſonen, die nicht ſchreiben und Geſchriebenes 
leſen können, müſſen einen glaubhaften Mann wählen, welcher 
in ihrem Namen die Unterschrift verrichtet. Dieſe Vorſchriſt 
hat der Richter ſolchen Perfonen, deren Stand oder Anſehn es 
zweifelhaft macht, ob ſie leſen oder ſchreiben können, gleich 
vor dem Anfange der Verhandlung bekannt zu machen, und 
auf deren Befolgung zu dringen. S 

Iſt diefe Vorſchrift nicht befolgt, fo iſt die Verhandlung 
für die Partei, welche nicht ſchreiben oder Geſchriebenes leſen 
kann, unverbindlich. 

F. 69. Der zur Verhandlung zugezogene glaubhafte Mann 
muß in der Regel der ganzen Verhandlung beiwohnen. Kann 
dieſes aber nh bewirkt werden, fo ift die Gegenwart deſſel⸗ 
ben bei der Vorleſung und Genehmigung des Protokolls hin⸗ 
reichend. Auch muß die des Schreibens unerfahrene Partei, 
wenn gleich in ihrem Namen die Mnterfcheift von einem An- 
dern verrichtet worden, doch das Protokoll mit drei Kreuzen 
unterzeichnen. 5 

$. 70. Falls die Partei unterläßt einen glaubhaften Mann 
zum Zweck der zu verrichtenden Unterſchriſt mitzubringen, oder 
ihn auszuwählen ſich weigert; ſo muß ihr der Richter einen 
ſolchen von Amtswegen zuordnen. 
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Juſtizkommiſſarien, vereidete Protokollführer ober Aktuarien, 
auch der Ehemann, wenn er mit feiner Ehefrau vor Gericht 
erſcheint undzſein Intereſſe dem ihrigen nicht widerſpricht, tön- 
nen das Geſchäft vollziehen. 

71. Wenn unter mehreren gemeinſchaftliche Sache 
machenden Perſonen auch nur Eine ſchreiben und Geſchriebenes 
leſen kann; fo ift es hinreichend, wenn ſolche mittelſt ihrer 
Namens unterſchrift in Anſehung der Litisconſorten, welchen 
dieſe Fähigkeit mangelt, die Nichtigkeit der von ihnen durch 
Kreuze bewirkten Unterzeichnung bezeugt. 

Haben die Parteien ein entgegen geſetztes Intereſſe, fo 
ſind auch verſchiedene Beiſtände erforderlich; im umgekehrten 
Falle bedarf es nur der Zuziehung eines Beiſtandes. 

F. 72. Parteien, welche blos ihren Namen ſchreiben, 
fonft aber weder ſchreiben noch leſen können, werden den $. 68, 
des Anhanges 4 Perſonen gleich geachtet. 

F. 73. egen, der Tauben, Stummen, Taubſtummen 
und Blinden verbleibt es zwar bei der Anweifung Thl. II. 
Tit. 3. $. 4—8., es bedarf jedoch auch bei dieſen Perſonen 
keiner Zuziehung eines Prototollführers. 

$. 74. Wenn eine Partei das aufgenommene Protokoll 
nicht unterſchreiben will, fo muß der Nichter eine zweite Ge 
richtsperſon oder einen Juſtizkommiſſarius, oder in deren Ers 
mangelung einen ſonſt glaubhaften Mann als Zeugen zuziehen 
und in deſſen Gegenwart die weigernde Partei befragen: 

ob fie noch die Niederſchreibung von Zufägen oder ſonſtigen 
Erklärungen verlange, und, wenn ſolche erfogt fei, die Uns 
terſchrift leiten wolle? 

Nach dem Verlangen der Partei ift das Nöthige im Pro- 
It nachzutragen, und ſodann mit der Unterschrift zu vere 
fahren. Erklärt aber die Partei, daß fie keine Zufäge verlange, 
das Protokoll aber gleichwol nicht unterfchreiben wolle; fo 
muß unter demſelben vermerkt werden: 

daß die Partei, nachdem fie vorher deshalb befragt worden, 
keine Gründe der Weigerung, das Protokoll zu unterſchrei⸗ 
ben, habe angeben können, — daß ihr zwar die Bedeutung 
geſchehen, die Verhandlung werde, der verweigerten Unter⸗ 
ſchrift ungeachtet, wider ſie beweiſen, daß aber dieſe Be⸗ 
deutung fruchtlos geblieben ſei. 

Wenn diefe Vorſchrift beobachtet worden, und die Ber: 
handlung von dem obgedachlermaaßen zugezogenen Zeugen mit 
unterzeichnet iſt: fo behält fie die volle Glaubwürdigkeit eines 
gerichtlichen Protokolls. 

8. 75. In den Fällen, wo es keines beſondern Proto⸗ 
kollſührers bedarf, if auch bei Verhandlungen mit Parteien, 
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die der deutſchen Sprache nicht kundig find, ein Dolmetſcher 
hinreichend. 

Iſt in ſolchen Fällen der Richter der fremden Sprache 
völlig mächtig, und läßt er die deutſch niedergeſchriebene Vers 
handlung durch einen Dolmetſcher überfezen, und alsdann 
von den Parteien vollziehen; fo bedarf es bei der Verhandlung 
ſelbſt gu keines Dolmetſchers. Auch dieſe Ueberſetzung und 
deren Vorlegung an die Partei ift nicht erforderlich, wenn Ich 
tere ausdrücklich erklart, daß fie auf das Recht, die Ueberſez⸗ 
zung zu verlangen, Verzicht leiſte. e Ift der Richter der freme 
den Sprache nicht mächtig, und alſo ein Dolmetſcher zuzuzie⸗ 
benz fo kann fidh die Partei des von demſelben zu führenden 
Nebenprolokolls begeben. 

Die, V. der Reg. zu Königsberg vom 8. Nov. 
1841 No. % K. S. 

Nachdem durch die Gircular- Verfügungen vom 2. Novems 
ber 1898 und vom 8, April 1839 das Verfahren vorgeſchrie⸗ 
ben worden, welches die Herren Geiſtlichen bei den Verhand⸗ 
lungen über die Feststellung der Vaterſchaft ſolcher unehelicher 
Kinder zu beobachten haben, deren Mütter fih ſpäter verheira⸗ 
then, machen wir noch darauf aufmerkſam, daß die protokolla⸗ 
riſche Vernehmung des A en zwar vor der Traunng 
erfolgen muß, daß aber die Elnſendung jeder diesfällgen Ver⸗ 
bandung an das zuständige Gericht of nach der Trauung 
geſchehen kann, und zwar in jedem einzelnen Falle mit dem 
kurzen amtlichen Vermerke unter der Verhandlung, daß und 
an welchem Tage die in Rede ſtehende Ehe kirchlich vollzogen 
worden iſt. Denn die Legitimation eines ſolchen unehelichen 
Kindes wird auch nach erfolgtem Anerkenntniß von Seiten 
des Vaters erft durch die Trauung ſelbſt vollendet. 
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Verordnung des Konſiſtoriums vom 13. April 
1821. (Kgeb. Amtsbl. S. 177.) N 7 

Im Verfolge der im vorjährigen Amtsblatte Seite 226. 
No. 231. enthaltenen Verfügung vom 5. Juli v. J. wird 
hiermit noch beſtimmt, daß fih die Aufficht der Herren Su⸗ 
perintendenten über die Predigtamts⸗Kandidaten auch auf die 
Lehrer an gelehrten und ſtädtiſchen Bürgerſchulen erſteeckt, foz 
fern nämlich dergleichen Lehrer auf künftige Beförderung zum 
geiſtlichen Amte Anſprüche machen wollen, in welchem Falle 
fie gleich andern Predigtamts⸗ Kandidaten fidh nach jener Bers 
fügung genau zu richten haben, und ſie daher auch von den 
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Herren Superintendenten in den jährlichen Konduiten⸗ Liſten 
mit aufzuführen ſind. 

Da fih übrigens ganz junge Studirende unlängſt wieder 
unterfangen haben, ohne von der theologifchen Fakultät der 
biefigen Univerfität pro licentia concionandi geprüft zu fein, 
öffentlich zu predigen: fo wird die Beflimmung der Preuß. 
Kirchenordnung vom 25. Oktober 1735 Cap. 3. $. 11, biemit 
in Erinnerung gebracht, mit dem Beifügen, daß die Prediger, 
die dergleichen Ungeprüfte für fiğ aufstellen, in Fünf Thaler 
Ordnungsſtrafe genommen? die Studioſen aber von der akade⸗ 
miſchen Obrigkeit für ihre Anmaßung nachdrücklich geſtraft were 
den folen. Wenn jedoch ein Studioſus nur verſuchen will, 
ob er ſich künftig zum Predigtamte eignen würde, und deshalb 
auf einem Dorfe oder ſonſt in einer kleinen Gemeinde zu pre⸗ 
digen verlangt: fo foll die in oder bei Königsberg von ihm zu 
haltende Predigt dem Dekano der theologischen Fakultät, und 
in entfernten Orten dem zuſtändigen Herrn Superintendenten 
zuvor zur Cenſur vorgelegt werden. 

Die Würde der Kanzel wird durch den gerügten Miß⸗ 
brauch zu ſehr gefährdet, als daß die geiſliche Provinzial» Be- 
hörde nicht mit Ernſt und Nachdruck auf die pünktliche Befols 
gm der beſtehenden Kirchenordnung halten, und die Herren 

erintendenten, wie biemit geſchiehet, auffordern folte, nicht 
allein darüber zu wachen, ſondern auch über die geprüften Kan⸗ 
didaten, deren Fortbildung und ſittlichen Wandel ſorgfältige 
Aufſicht zu führen. Königsberg, den 13. April 1821. 

Königl. Preuß. Konfiftorium der Provinz Preußen. 
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Gire. V. d. Reg. zu Königsberg v, 6. April 1832. 
No. 1195/3. K. S. 

Es werden von Seiten dürftiger Geiſtlichen und Schulleh⸗ 
rer fo viele Unterſtützungs⸗Geſuche angebracht, daß bei der Be- 
ſchränktheit der Fonds und in Beziehung auf andere ähnliche 
Anträge, nur die wirklich begründeten Berückſichtigung finden 
können. Da die Gründe ſolcher Geſuche ſich am richtigften 
von den Herren Superintendenten beurtheilen laffen, fo werden 
wir die voörſchriftswidrig unmittelbar bei uns eingehenden Ans 
träge den Herren Superintendenten zufenden, um die Verhält⸗ 
niſſe des Anſuchenden und deſſen Bedürfniß zu unterſuchen, 
und nach Befinden uns wohl begründete Vorſchlaͤge, mit Ber 
nennung einer Summe des etwanigen Verluſtes und des Un⸗ 
terſtützungs⸗Bedürfniſſes, zu machen. r 
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Bei allen diesfallſegen Anträgen, fie mögen auf ſpeciellen 
Geſuchen, oder auf ne Ueberzeugung der Herren Superin⸗ 
tendenten beruhen, müffen die Verhältniſſe der zu Unterstützen, 
den nach den sub Litt. A. und B. beiliegenden Schematen 
ausgewieſen werden. 

Die Unterſtützungs⸗Vorſchläge für Geistliche und die für 
Elementar- Schullehrern dürfen nicht in einem und demſelben 
Berichte abgegeben werden, ſondern wir erwarten ſolche ver- 
mittelft feparater Eingaben. 

Daß in der Nachweifung des Einkommens der Geiſtlichen 
Hinſichts der Getreidepreiſe nicht willkürlich, ſondern genau 
nach Anleitung des Schemas verfahren werden muß, folgt aus 
dem Schema ſelbſt. 
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Circ.⸗R. b. 28, Febr. 1835. (v. KAnn. 1837 S. 670.) 
betreffend die Gewährung von Penfionen u. few. für 
Wittwen und Kinder vert, Geiſtlicher. 

Es find bei dem Miniſterio feit einiger Zeit ungewöhnlich 
viele Anträge und Geſuche wegen Gewährung von Penſionen, 
Unterftügungen und Erziehungsgeldern für Witwen und Kine 
der verſt. Geiſlicher und Lehrer eingegangen, welche an ſich 
D unzuläßig, theils nicht gehörig motivirt waren, theils 

auch nach dem Zuſtande der diesfälligen fehr beſchränkten 
Mittel entweder gar nicht, oder doch nicht in ihrem ganzen 
Umfange berückſichtigt werden konnten. Um nun ähnlichen 
unſtatthaften oder unvollſtändigen Anträgen 1. für die Folge 
thunlichſt vorzubeugen und weitere, dadurch bei jedem einzelnen 
Falle entſtandene unnöthige Schreiberei zu vermeiden, findet 
das Minifterium ſich veranlagt, hiemit Folgendes zu beſtimmen: 

1) Zum Empfange einer Gnaden⸗Penſion oder fortlaufenden 
Unterftüsung aus Staatsfonds können überhaupt nur ſolche 
Wittwen verſtorbner verdienter Prediger und Superintenden⸗ 
ten in Borſchlag gebracht werden, welche in der That febr 
hilfsbedürftig find und beſondere Berückſichtigung verdienen; 

2) Für diefe kann als Maximum auf eine Penfions»Beroilli- 
gung bis zum Betrage von jährlich 50 Thlr. für die Wittwe 
eines Pfarrers, und von 100 Thlr. für die Wittwe eines 
Superintendenten angetragen werben; 

3) wenn aber die Wittwe fih ſchon im Genuſſe einer Pens 
fion aus der Allgemeinen Witwen- Verpflegungs⸗Anſtalt 
befindet, oder ihr ſonſt eine Einnahme zu Theil wird, welche 
jenes Maximum erreicht, fo kann unter allen Umſtänden 
eine Penſlon aus Staatsfonds nicht SH werden, fons 
dern böchſtens nur, wenn minorenne Kinder vorhanden find 
und die Wittwe die Koſten der Erhaltung und Erziehung 
derſelben aus ihren Mitteln nicht zu beſtreiten vermag: die 
Bewilligung eines Erziehungsgeldes von monatlich 1—2 Thlr. 
bis zum zurückgelegten 17. Lebensjahre der Knaben und 15. 
der Mädchen ſtattfinden; 

4) Jeder portia Antrag muß demnach auf einer genauen, 
pflichtmäßigen Ermittelung der obwaltenden Umftände und 
Verhältniſſe beruhen und überall vollſtändig begründet fein. 
Insbeſondere ift dabei nicht unerwähnt zu laffen, ob und 

wie lange die Wittwe im Genuſſe des Pfarr⸗ Einkommens 
BR befunden hat und noch befinden wird, und ob die Pfarr⸗ 

le, welche der Verſtorbne zuletzt bekleidete, landesherrlichen 

oder Privat⸗Patronats it, auch in letzterm Falle, ob und 
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event, weshalb nicht auch der Patron zur Erleichterung der 
Lage der Wittwe beiträgt oder beitragen kann; 

5) diejenigen Wittwen, welche bereits eine Penfion oder forts 
laufende Unterſtützung aus Staatsfonds beziehen, können 
außerdem nicht auch noch außerordentliche Unterftühungen er⸗ 
halten, indem die hierzu beſtimmten ſehr beſchränkten Mittel 
für diejenigen Wittwen nothwendiger Weiſe reſervirt werden 
müſſen, welche wegen Mangels an Fonds nicht gleich, fonz 
dern oft erft nach längerer Zeit zum Genuß einer fortlau⸗ 
fenden Unterſtützung gelangen können; 

6) Für Hinterbliebene von Elementar- oder Lehrern an bi 
heren Bürgerſchulen iſt ein Penſſons⸗ oder Unterſtützungs⸗ 
Fonds gar nicht vorhanden. Es konnen ſolchen demnach 
auch Penfionen nicht bewilligt werden, vielmehr bleibt es 
grundsätzlich Sache der betreffenden Kommune, den Wittwen 
und Kindern ihrer verſtorbenen Lehrer die etwa nöthige 
Hülfe nach Möglichkeit zu gewähren. 

Bei der Unzulänglichkeit der vorhandenen, kaum die Be- 
rückfichtigung der allerdringendſten Fülle geſtattenden Mittet 
fiebt das Minifterium fih genöthigt, die Königl, Regierung 
dringend aufzufordern, die vorbemerkten Grundſätze hinführo 
genau zu beachten, und demnach jeden derartigen Fall zu be⸗ 
bandeln, auf diefe Weiſe aber das Ministerium der unange⸗ 
nehmen Nothwendigkeit zu entheben, etwanige dawider laufende 
und ſomit nicht erfüubare Geſuche und Anträge unberückſſchtigt 
laſſen zu müſſfen. 

73. 

Gire. V. der Reg. zu Königsberg v. 15. Sept. 1837. 

Das Königl. Ministerium der Geistlichen, Unterrichts⸗ 
und Medizinal⸗Angelegenbeiten hat mittels Reſcripts vom 21. 
v. M. ein Schema zu der tabellariſchen Ueberſicht mitgetheilt, 
welche den Gefuchen um Bewilligung von Penfionen und Er- 
ziehungsgeldern für Wittwen und Kinder verſtorbener Geiſtli⸗ 
chen und Lehrer beigefügt werden ſoll. 

In der Anlage fertigen wir Ihnen zwei Exemplare dieſes 
Schema's mit der Anweiſung zu, in allen vorkommenden Fäl⸗ 
len daſſelbe anzuwenden. 
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Gire, R. vom 29. Sept, 1827 (o. K. Ann. 1827 
S. 664.) Das Disciplinar⸗Reſſort der Regierungen 
über die Geiſtlichen betreffend. 

Das Miniftertum eröffnet dem Königl. Konſiſtoris auf 
defen Anfrage v. 28. Juni d. J. über die Kompetenz der 
Königl. Konfitorien und Regferungen zur Untersuchung und 
Entſcheidung über die 0 der Geistlichen, daß nach 
F. 2. No. 7. 8. und 9. feiner Bienſtiuſtruktion, die Auſſicht auf die 

Amts und moraliſche Führung der Geistlichen; die Einleitung 
des Strafverfahrens gegen Geistliche, welche gegen die liturgt⸗ 
ſchen und rein kirchlichen Anordnungen fehlen; endlich die 
Suspenſation derſelben (nach der Allerh. K. O. v. 12. April 1822) 
auch deren Nemotion wegen aller vorſchriftswidrigen 
Handlungen, welche nicht als gemeine Verbrechen zu betrach⸗ 
ten, ganz allgemein den Konſitorſen überwieſen find. Der . 
18 litt. b. der Dienſt⸗ Instruktion für die Regierungen, theilt 
war auch dieſen die Aufſicht auf die Amts⸗ und moraliſche 

führung der Geiſtlichen zu, beide Vorſchriften heben fih indeß 
nicht auf, vielmehr ſind ſie ſehr wohl dadurch miteinander zu 
vereinigen, daß die Aufficht über die Amtsführung der Geiftlis 
chen, welche den Regierungen zuſteht, nur auf diejenigen Ge⸗ 
ſchäſtszweige, mit denen die Geiſtlichen den Regierungen geſetz⸗ 
lich untergeordnet find; alfo die Verwaltung des Vermögens. 
und der äußeren Angelegenheiten der Kirche im Algemeinenz 
ferner das Reviſoratder Schulen fid beſchränkt, auf das moraliſche 
Betragen der Geiſtlichen hingegen die Regierungen zwar eben- 
falls zur Aufſicht verpflichtet find, fie aber von ihren diesfälli⸗ 
Wahrnehmungen jederzeit den Konſiſtorien, denen dann die 
weitere Einleitung und Entſcheidung zuſteht, Mittheilung ma⸗ 
chen müſfen; fo wie letztere auf eigne Kenntnig deffen, was die 
zu ihrem befondern Geſchäftskreiſe untergeordnete amtliche Thä⸗ 
ligkeit und das außeramtliche Leben der Geiſtlichen betrifft, 
in ſoweit nur nicht von gemeinen Verbrechen derſelben die 
Rede ift, (welchenfalls die Erörterung nicht der Disciplinar⸗ 
behörde, ſondern dem ordentlichen Richter zufteht) ſofort 
einzufchretien haben. Hiernach beschränkt fih das Disciplinare 
Reſſort der Regierungen über die Geiſtlichen lediglich auf 
Falle, wo Geifliche as Verwalter der äußern Angelegen⸗ 
beiten der Kirche und als Schul Aufſeher in Anſpruch zu 
nahmen find, in allen übrigen Beziehungen find aber bie 
Geiſtlichen der Disciplinar⸗Gewalt der Konſiſtorien gänzlich 
untergeordnet. 

Sand. IB. ö. lidl. u. Chuls Gefehasb. 45 
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275. 


Allerh, C.- O. v. 12. April 1822, betreffend das Ber- 
fahren bei Amts⸗Entſetzung der Geiſtlichen und Jugendlehrer, 
wie auch anderer Staatsbeamten. 

Es it Mir angenehm geweſen, daß das Staatsminiſte⸗ 
rium in dem Berichte vom 22. Decbr, pr. Vorſchläge zu ei 
nem zweckmäßigern Verfahren bei Amts⸗Entſttzung der Geiſt⸗ 
lichen und Jugendlehrer gemacht hat. 

Im Allgemeinen ſtimme Ich den hierüber aufgestellten Xn- 
ſichten und darauf gegründeten Anträgen ganz bei. Ich ertheile 
daher Ihnen, dem Minifter der geistlichen und Unterrichtsans 
gelegenheiten durch gegenwärtige Ordre, nach dem Vorſchlage des 

taatsminiſteriums, eine beſtimmtere Einwirkung auf die Amts⸗ 

Entſetzung der genannten Beamten um ſo mehr, als Sie nur 

dadurch die Richtung der Lehre zu leiten, ſo wie die pünktliche 
Befolgung der den Lehrern gegebenen Anweifungen zu ſichern 
vermögen, und als ſich bei der bisherigen Einrichtung oft ein 
gerichtliches Verfahren zwiſchen die anfängliche und endliche 
disziplinelle Entſcheidung, gefellt bat, wodurch die bei Meis 
ner Ordre vom 17. Decbr, 1805 vorſchwebende Abſicht, 
ohne nachtheilige Weitläuftigkeiten unwürdige Subjekte 
von dem wichtigen Amte der Religionslehre und Jugend⸗ 
bildung ſofort zu entfernen, 
vereitelt worden if, Um nun diefe Abſicht wirklich zu erreis 
chen, feke Ich Folgendes feft: 

1) Gegen die, nach §. 532. Th. II. Tit. 11. des A. L. R. 
von den geiſtl. Obern, reſp. von den Konſiſtorien und Re- 
gierungen angedeutete, Entſetzung eines Pfarrers wegen be⸗ 
gangener Exzeſſe in feinem Amte, ſoll der im $. 533. 1. e 
begründete Antrag auf förmliche gerichtliche Unterſu⸗ 
chung und Entscheidung nicht mehr Statt finden, fondern 
nur ein Rekurs an den Miniſter der geiſtlichen und Unter⸗ 
richtsangelegenheiten. 

2) In dieſem, fo wie in allen Fällen, wo wegen Amtsverge⸗ 
hen die Verſetzung oder Amtsentſetzung eines Geiſtlichen oder 
eines bei einer öffentlichen Unterrichtsanſtalt angeſtellten Leh⸗ 
ters in Antrag gebracht wird, find die gehörig inſtruirten 
Akten von der Provinzialbehörde, mittelſt eines ausführlichen, 
das Reſultat der Auszmittelungen vallſtändig darstellenden 
Berichts, mit ihrem Gutachten dem Miniſter der geiſtlichen 
Ko SEH zur weitern Entſcheidung eins 
zuſenden. 
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3) Ein Gleiches muß geſchehen, wenn die wegen gemeiner 
Vergehen gegen Geiſtiche und Jugendlehrer geführten ges 
richtlſchen Unterfuchungen die Amtsentfegung des Angellag⸗ 
ten zwar nicht zur Folge gehabt haben, die Provinzialbe⸗ 
hörde aber, des viellicht vlg abſolutoriſchen Erkenniniſſes 
ungeachtet, die Entſetzung oder Verſetzung aus Gründen der 
e und Dienfdisziplin für nothwendig erachtet. 
4) Die Entſcheidung auf diefe Fälle ſteht Ihnen, dem Mi⸗ 
nifter der  geiftlichen und Unterrichtsangelegenheiten in dem⸗ 
ſelben Maaße zu, wie ſolche in Meinen frühern Orders den 
damaligen höchſten Behörden dieſes Verwaltungezweiges über- 
tragen war. Ich überlaſſe Ihnen ſolche um ſo mehr, als 
nut Sie Mir für die Meinen Abſichten entſprechende Bers 
waltung Ibres Departements verantwortlich find, und in- 
dem Ich auf diefe Art die bisherige Einrichtung abändere, 
fiele Ich Sbrem Plichtgefühle anbeim, in wie weit Sie die 
Gutachten der vortragenden Räthe in der betreffenden Ab- 
theilung Ihres Miniſteriums, welche aber in jedem Falle 
ihre Meinung viritim zu den Acten zu geben haben, beach⸗ 
ten wollen. 

Dem Beamten, welcher demnächſt durch Sie eutfernt 
oder verſetzt wird, ſteht der Rekurs an den Staatskanzler 
und an Mich frei, 

5) Bei Beamten, deren Ernennung zum Amte mi durch 
Mich erfolgen kann, muß, vor der Entlaſſung oder Ver⸗ 
fegung als Strafe, ein Vortrag im Staats minſſterlum 
Léier finden und letzteres demnächſt Meine Entſcheidung 
einholen. 

Die von dem Staatsminiſterium ausgeſprochene Anſicht, 
daß die jetzige bewegte Zeit keine Motive an die Hand gebe, 
die Bande der Disciplin zu löſen und die Einwirkung der die 
Oberaufſicht führenden Behörde auf diejenigen, welche durch 
Rede und Schrift einen mächtigen Einfluß auf das Volk üben, 
zu ſchwächen, daß es vielmehr rathſam fei, jene Bande fár- 
fer anzuziehen und dieſe Oberaufficht zu verdoppeln, iſt auch 
die Meinige, ch habe darüber Meine Anſichten dem Staats- 
miniſterium in Meiner Ordre vom 11. Januar 1819 ausführ⸗ 
lich eröffnet. Von der Richtigkeit dieſer Aeußerungen bin Ich 
noch mehr durch die Ermittelungen überzeugt worden, welche 
bei den 1 Wee über die demagogiſchen Umtriebe gemacht 
find. Zu Meinem Leidweſen hat fih hierbei ergeben, daß auch 
in Meinem Staate mehrere öffentliche Lehrer den Verirrungen 
der Zeit huldigen, anſtatt wahre Intelligenz, welche die Grund⸗ 
lage des Staats ausmacht und auf jede Weiſe befördert wers 
den muß, zu verbreiten, die Ausarkungen derſelben begünſti⸗ 
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gen, einen Oppoſitionsgeiſt gegen Meine Anordnungen zeigen 
und fich namentlich auf Angelegenheiten der Staatsverfaſſung 
und Verwaltung eine nähere oder entferntere Einwirkung ans 
maaßen, welche mit der pflichtmäßigen Führung eines Lehramts 
unverträglich iſt. 

Ich kann und will die weitere Verbreitung folder Ber: 
irrungen nicht dulden, da Ich denſelben vorzubeugen und abe 
zuhelfen, den übrigen deutſchen Regierungen ſchuldig bin; auch 
die Pflicht fühle, die gegenwärtige und kommenden Generatio⸗ 
nen vor Verführung zu bewahren und nicht minder die Ehre 
des Lehrſtandes und der Lehrinſtitute es erfordert, von denſel⸗ 
ben unwürdige, Meinen landes väterlichen Abſichten und ihrem 
hohen Berufe nicht entſprechende, Individuen auszufchliefen. 

Ich weiſe daher Sie, den Staatsminiſter Freiherrn von 
Altenſtein an, gegen Geiſtliche und Lehrer diefer Art, ohne 
deshalb einen Antrag von den zunächſt vorgeſetzten Behörden 
abzuwarten, die ihnen durch gegenwärtige Ordre ertbeilte Bez 
fugniß rückſüchtslos in Ausübung zu bringen und zuvörderſt ges 
gen diejenigen, gegen welche wegen vermutheter oder erwieſener 

heilnahme an demagogiſchen Umtrieben, von Seiten des 
Staats, Maaßregeln genommen worden find, fofort um fo 
mehr zu verfahren, als gegenwärtig alle dieſerhalb feit dem 
Jahre 1819 eingeleitete Unterſuchungen beendigt find. Sie ba- 
ben hierüber mit dem Miniſter des Innern und der Polizei 
Rüdfprade ë nehmen und Ich gebe Ihnen, dem Staatsmi⸗ 
niſter von Schuckmann auf, dem Staatsminiſter Freiherrn 
von Altenſtein nicht nur alle die gegen Beamte feines Nef- 
fort bisher ermittelte oder vielleicht künftig noch vorkommende 
Data, ſondern auch insbeſondere diejenigen öffentlichen Lehrer 
anzugeben, welche Ihrer Anſicht nach von ihren Poſten zu ent⸗ 
fernen ſind. x 

Sie beide haben über gänzliche Entfernung oder Bers 
fegung definitiv zu entſcheden, in ſoweit die betreffen- 
den Beamten zu der oben ad 5 bezeichneten Kathegorie nicht 
gehören. Die Mitglieder der Betrefenben Abtheilung im Mi- 
nifterium der geiftlichen und Unterrichtsangelegenheiten haben in 
jedem Falle ihre Anſicht ſchriftlich zu den Akten zu geben. 

Sollten Sie beide ſich zu einem gemeinſchaftlichen Bes 
ſchluſſe nicht vereinigen können, fo haben Sie die Sache beim 
Staatsminiſterlum und zwar dergeſtalt zur Sprache zu brin⸗ 
gen, daß der betreffende Direktor in Ihrem, des Staatsmi⸗ 
niſters Freiherrn von Altenſtein Miniſterium der Reſerent, 
und der Direktor der Polizeiabtheilung im Minifterio, des In⸗ 
nern der jedesmalige Korreferent iſt. Das Staatsminiſterium 
entſcheidet in dieſem Falle. 
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Die Ausführung des Beſchluſſes bleibt jedoch immer Ih⸗ 
nen, dem Staatsminiſter Freiherrn von Altenſtein und dem 
Staatsminiſter von Schuckmann überlaſſen. 

Wenn dagegen von einem Beamten der oben ad 5 ange⸗ 
gebenen Kathegorie die Rede ift, fo haben Sie, die genannten 
zwei Staatsminiſter, in fo fern Sie fih zu einem gemeinſchaft⸗ 
lichen Beſchluſſe vereinigen, ohne Dazwiſchenkunft des Staats 
miniſteriums unmittelbar an Mich zu berichten und Meine 
Entſcheidung einzuholen. Können Sie ſich nicht vereinigen, fo 
iſt die Sache auf die eben bezeichnete Art im Staatsminiſte⸗ 
rium zu erörtern und letzteres hat demnächſt zur Entſcheidung 
an Mich zu berichten. ‘ 

Da Ihnen, dem Staatsminister Freiherrn von Alten⸗ 
fein, die nähern Data über etwa verbächtige Individuen nicht 
bekannt fein und hiernach in Ihrem Departement ohne Ihre 
Schuld, Anftellungen und Beförderungen, die Meinen Abſichten 
nicht entſprechen, vorkommen können, ſo beauftrage Ich Sie, 
von bt ab fünf Jahre lang, vor einer neuen Anſtenung oder 
Beförderung eines Öffentlichen Lehrers, fo wie Sie dies zu 
Meiner Zufriedenheit auch bisher ſchon oft gethan haben, die 
Aeußerung des Miniſters des Innern und der Polizei über das 
betreffende Individuum einzuholen. Ich überlaſſe Ihnen bei⸗ 
den, ſich zu vereinigen, in welchen Fällen, die nach dem Grade 
des Lehrers und den individuellen Verhältniſſe der Provinzen 
nicht allgemein beftimmt werden können, eine folde vorgängige 
Kommunication unterbleiben kann, doch muß ſolche jedesmal 
dann Statt finden, wenn zu der Dienſtveränderung oder neuen 
77 Meine Genehmigung erforderlich it. Wie dies ges 
ſchehen, ift in dem Berichte Mir anzuzeigen, 

Ich erwarte von Ihnen, dem Staats miniſter Freiherrn 
von Altenſtein gemeinſchaftlich mit dem Staateminſſter von 
Schuckmann nach drei Monaten Bericht über das, was Sie 
bis dahin in Folge gegenwärtiger Ordre gethan haben. 

Sie, der Staatsminiſter Freiherr von Altenſtein, hae 
ben nach deren Inhalte angemeſſene Verfügungen an die be⸗ 
treffenden Behörden zu erlaſſen und eine zweckmäßige Andeu⸗ 
tung in jede neue Beftalung aufzunehmen. 

Ich erkläre hierbei Meinen ernſtlichen Willen, daß die 
Theilnehmer oder Beförderer der demagogiſchen Umtriebe jeder 
Art in Meinen Staaten nicht angeſtellt oder befördert werden 
und auch aus öffentlichen Fonds, welche nur für Meine treuen 
Unterthanen eine Aufhülfe gewähren können, nicht unterftügt 
werden folen. Nach dieſem Grundsatze it bei allen Departe⸗ 
ments zu verfahren. Der Minifter des Innern und der Por 
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lizei wird den betreffenden Chefs, auf deren Erfordern, die 
verdächtigen Beamten ihrer reſp. Reſſorts angeben. 

Bei dieſer Gelegenheit will Ich noch, rückſichtlich der Ent- 
laſſung der Beamten der Adminiſtration und der Juſtiz — mit 
Ausnahme derer, welche richterliche Stellen bekleiden — nach 
dem Gutachten der zur Untersuchung des Gefchäftsorganiemus 
hier verſammelt geweſenen Kommiſſton, die bisherige Einrich⸗ 
tung, nach La in jedem Falle, wo ein Vorgeſetzter oder 
Departementschef auf Entlaffung des Beamten anträgt, der 
Staatsrath concurrirte, dahin abändern, daß nur diejenigen 
Beamten, welche ein Patent von Mir erhalten, nach vorgäns 
giger von Mir genehmigter Beſchließung im Staatërathe, die 
übrigen dagegen, der frühern Verfaſſung gemäß, ſchon nach 
einem Beſchluſſe im Staatsminiſterium von ihren Aemtern ents 
ſetzt werden können. 

Berlin, am 12. April 1822. 


n Friedrich Wilhelm. 
das Staatsminiſterium. 


76. 


Circ.⸗ R. d. geiſtl. Min. v. 27. Auguft 1824, das 
Alten e gegen Kirchen⸗ und Schulbeamte betr. 
em Min, werden vielfältig die gegen Kirchen⸗ und Shule 
beamte im Disciplinarverfahren geführten Verhandlungen zur 
Entſcheidung eingefandt, ohne daß die Notwendigkeit hiervon 
in den beſtehenden gefeßlichen Vorſchtiſten beruht, alfo zur un- 
nützen bis zur Unausführbarkeit endlich fih ſteigernden Ge- 
ſchaͤftsvermehrung des Min. gereicht. Um dieſem Einhalt zu 
thun, wird die K. Reg. darauf auftmerkſam gemacht: 

1) daß, wenn vorerſt nur zur Frage kommt, ob der Beſchul⸗ 
digte bis zu Deſinitiventſcheidung vom Amte zu fuspendiren 
ſei, bei allen denen es keiner Berichtserſtattung an das Mi⸗ 
niſterium bedarf, deren Anfiellung von der Königl. Regie: 
rung ſelbſt ausgeht; 2 

2) daß, wenn die Anſchuldigungen zugleich gemeine in den 
Geſetzen — außer der Amtsentfetzung oder Degradation — 
noch beſonders verpönte Vergehen in fih faſſen, die Ents 
ſcheidung des Ganzen den ordentlichen Gerichten überlaſſen 
werden muß, und nur dann, wenn die Umſtände ſo ganz 
beſonders dringend und erheblich find, daß eine nur vorläu⸗ 
fige Amtsentſetzung nicht ausreichend befunden wird, ſondern 
ſogleich ſchon und jeden Falls die Definition, Entlaſſung 
und anderweitige Beſetzung der Stelle für nothwendig erach⸗ 
tet wird, — unter näherer Anführung ſolcher Umſtände, 
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und nach vorgängiger zu dieſem Zwecke zu bewirkenden Ver⸗ 
nehmung des zu Entlaſſenden — die beöfallfige Disciplinars 
beſtimmung auszufprechen it. 

3) die Allerh. K. O. v. 12. April 1822 verordnet sub Nro; 1. 
daß gegen die nach S. 532. II. 11, A E. R. von den geiftf, 
Sbern reſp. von den Gonfiftorien und Regierungen angedeu⸗ 
tete Entſetzung eines Pfarrers wegen begangener Exceſſe in 
feinem Amte der im $. 533, I. c. begründete Antrag auf 
emt, gerichtl. Unterſüchung und Entscheidung nicht mehr 
ftattfinden fol, ſondern nur ein Rekurs an den Miniſter 
der geistlichen und Unterrichts⸗Angelegenheiten. 

Die $$. 532—535 ibidem verordnen Folgendes: 

Hat ein Pfarrer 1 

Mit diefen 88. steht in Beziehung auf vie niederen Kirs 
chenbedienten in Verbindung der F. 567 ibidem, welcher Fol 
gendes enthält: 

Uebrigens gilt xe. 

Ale dieſe Bimmungen find in bricht des diacipligariſchen 
Verfahrens gegen Prediger und Kirchenbeamte mit Einſchluß 
auch des zuletzt ad 2 diefer Verfügung gedachten Falles genau 
und bergeftalt fernerhin zu beobachten, daß nur diejenigen fol- 
cher Sachen hierher zur Entſcheidung geſandt werden, wo bin⸗ 
nen der geordneten Friſt gegen die von Seiten der Königlichen 
Reg. angedeutete Entfegung der Rekurs an das Minifterium 
eingelegt worden, und es ift auch in ſolchen Sachen darnach 
zu verfahren, welche bereits dem Miniſter vorgelegt waren und 
au SSC EH irgend eines andern Punktes remittirt wor⸗ 

en find. 

Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß bei einer beab⸗ 
vo Entfegung eines in höheren Verhältniſſen ſtehenden 
und in dieſer Beziehung nicht von der Königl. Neg. aus dë: 
ner Berechtigung angestellten Pfarrers immer Bericht erſtatket 
werden muß. 


77. 


Circ.⸗ V. d. R. zu K. v. 6. Febr. 1825. 

Bei mehreren zur Entſcheidung des Königl. Minifterii der 
geiftl, Angelegenheiten gelangten Disciplinar⸗Unterſuchungen ge- 
gen Kirchen- und Schulbeamte hat fih eine nicht zu rechtfer⸗ 
ligende Vernachläſſigung der disciplinariſchen Aufſicht über die 
Amtsführung und den Lebenswandel der Angeſchuldigten dar⸗ 
aus ergeben, daß fih dieſelben fon feit geraumer Zeit man. 
nichfacher Unordnungen und Pflichtwidrigkeiten in ihrer Amts⸗ 
verwaltung oder der Ergebung in irgend ein grobes Laſter 
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ſchuldig gemacht hatten, ohne jemals von den competenten Bes 
börden durch die geeigneten Eorrectionsmittel an ihre Pflicht | 
erinnert worden zu ſein, bis etwa irgend ein beſonders grober 
Erceß den Ausbruch der Unterſuchung herbeiführte, bei welcher 
nun erſt auch jene frühern Vergehungen des Denunclaten in 
nähere officiele Anregung kamen. Meſſtentheils lag die Schuld 
hievon an den Superintendenten, Schulinſpectoren oder fonfti: 
gen nächſten Vorgeſetzten des Angeſchuldigten, die ihm bei fei- 
nen Se geringen Exceſſen eine übel angebrachte Nade 
ſicht gegeben, und die rechtzeitige Anzeige derſelben bei der 
oberaufſehenden Behörde zur Erwirkung der gebührenden Bu- 
rechtweiſungen verabfäumt hatten. — 

Das Berderbliche einer ſolchen unzeitigen Milde ſowohl 
für die gedeihliche Verwaltung und allgemeine Würde des Kir⸗ 
den» und Schulamtes überhaupt, als auch für das wahre 
Wohl des betheiligten Individuums ift vier zu einleuchtend, als 
daß es hierüber einer beſondern Erörterung bebürfte. Je aus⸗ 
gedehntere Forderungen in jetziger Zeit, vornehmlich an Geiſt⸗ 
liche und Schulmänner, binfichts ver Tadelloſigkeit ihrer Amts⸗ 
führung und ihres Lebenswandels gemacht werden und gemacht 
werden müſſen, und je ſtrengerer Beurtheüung fie in dieſer Be- 
ziehung nach den Grundsätzen der neueſen Geſetzgebung unter- 
worfen ſind, um deſto weniger können Unordnungen der obigen 
Art, unter welchem Vorwande fie auch vorkommen mögen, 
die mindeſte Nachſicht gewährt, und langer geduldet werden, 
daß auf dieſem Wege Beamte, denen eine zeitige heilſame 
Strenge bei dem erſten Zoo ihrer Neigung zu een 
einer oder der andern Art leicht wieder auf den rechten Weg 
gin hätte, durch eigene Schuld ihrer Vorgeſetzten zu 

runde gehen. 

Das Königl. Minifterium der geiſtlichen Angelegenheiten 
hat uns daher mittelſt Verfügung vom 19. Decbr. o. J. ber 
auftragt, nicht nur ſelbſt auf die amtliche und ſittliche Kühe 
rung der uns untergeordneten Diener der Kirche und Schule 
ein beſonderes wachſames Auge zu haben, und jeden wenn auch 
an fih nur geringen Erceg derfelben, in bem fih das Aufkom⸗ 
men irgend einer böfen Neigung kund giebt, ftufenweis, aber 
jederzeit mit prompter Strenge, durch angemeſſene Verwahrun⸗ 
gen und Ordnungsſtraſen zu rügen, ſondern auch genau dars 
auf zu halten, daß diejenigen nächſten Vorgeſetzten, denen die 
disciplinariſche Aufſicht in erſter Inſtanz übertragen ift, dieſem 
Theile ihrer Amtspflicht mit nicht minderer Sorgfalt Genüge 
leiſten. In letzterer 1 werden künftig nach der ausdrück⸗ 
lichen vom Königl. Minifterio jetzt ertheilten et von den 
‚zuftändigen Behörden, namentlich die eingehenden Conduiten 


113 


liſten, Zeugniſſe und ſonſtige hierher einſchlagenden Anzeigen 
ſtets mit P glider Aufmerkfamkeit geprüfet, darin rte 
gleichen unbeftimmte und doppelfinnige Bemerkungen, mit des 
nen die Berichterſtatter wohl zuweilen die Anzeige vorgefallner 
Ungebührniſſe zu umgehen pflegen, geduldet, vielmehr da, wo 
fidh auf diefe oder irgend eine andere Art Spuren folder um 
ziemlichen Bemäntelung zeigen, der Sache fofort genau nads 
geſorſchet, und nach Befinden, nächſt Anordnung der geeigne⸗ 
ten Maaßregeln gegen das ſtraſſällige Individuum felbft, auch 
dem von feiner Pflicht abgewichenen Vorgeſetten diefelbe mit 
Nachdruck in Erinnerung gebracht werden. — 

Damit auch inſonderheit bei künftigen disciplinaren Un⸗ 
terſuchungen, als der letzten und äußerſten Maaßregel gegen 
unwürdige und offenbar unverbefferfiche Diener der Kirche und 
der Schule, das Königl. Ministerium die Ueberzeugung erhal- 
ten könne, daß früher in obiger Hinficht nichts verabſäumt wors 
den ift, fo bat daſſelbe angeordnet: 

1) daß künftig das Verfahren nach Eingang der erſten Denun- 
ciation jeder Zeit mit der Einforderung eines gründlichen 
durch Vorlegung der einſchlagenden erheblichen Thalſachen 
motivirten gutachtlichen Berichtes von dem nächſten Vorge⸗ 
festen des Denunciaten über deſſen bisherige Führung eröf⸗ 
net werden ſoll, der ohnehin den beſten Leitfaden für den 
Gang der Unterſuchung felbft und die tauglichſte Baſis für 
die nachmalge Beurtheilung ihres Reſultals abgeben wird, 
und worauf denn auch die protokollariſche Vernehmung des 
Angeſchuldigten mit gerichtet werden muß. 

2) Soll künftig jeder Bericht, mit welchem nach den beſte⸗ 
henden neuen gesetzlichen Bestimmungen eine folde Discipfis 
nar - Unterſuchung dem Königl. Minifterio zur Entſcheidung 
überreicht wird, nächſt ſummariſcher Vorlegung der ſonſtigen 
Perſonalien, auch eine zwar ebenfalls ſummariſche, jedoch 
vollſtändige Nachweiſung der früher von dem Denunziaten 
bekannt gewordenen Ungebührniſſe und der darauf gegen ihn 
angewendeten Disciplinar- und Corkectionsmittel enthalten, 
Sind aber 

3) dergleichen früher von dem Denunciaten begangene Verges 
bungen bisher unbemerkt und ungerügt geblieben; fo fol in 
eben biefem Berichte angezeigt werden, worin der Grund hie: 
Ar liege und wem etwa dabei ein Verſchulden zur Laft 
falle, — 

Hiebei hat das Königl. Minifterium erklärt, daß es bei jez 
der wieder vorkommenden Vernachläffigung diefer Art, beſon⸗ 
ders, wenn dadurch das Ueberhandnehmen ſolcher eigentlichen 
Gewohnheitsſünden befördert worden ift, die, nach ihrer Natur, 
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dem Borgefegten des Denunciaten bei pflichtmäßiger Aufmerk⸗ 
ſamkeit nicht füglich verborgen bleiben konnten, wie z. B. fort- 
geſetzte Unordnung im Dienſt, der Trunkſucht oder eines fonft 
anſtößigen Lebenswandels, den Schuldigen unfehlbar zur ſtreng⸗ 
fen Verantwortung werde ziehen und ihm die nachdrücklichſte 
Abndung feiner Pflichtvergeffenheit wird zu Theil werden laf- 
fen, daß es aber übrigens von ſelbſt fió verſteht, daß in fols 
chen Fällen, bei Begutachtung der Straffälligkeit des zur Un: 
terſuchung gezogenen oder in der Correction früher ver nachläſſig⸗ 
ten Beamten, dann die gebührende Rückſicht zu nehmen ift. 

Nachdem das Königl. Gonfifterium dieſen ernſtlichen Er- 
laß fämmtlichen evangeliſchen Superintendenten der Provinz Preus 
fen am 28. v. M. bekannt gemacht hat, ertheilen wir den 
Pfarrern die Anwelfung, auch darnach bei ihrer Kufficht über 
die Kirchendiener und Schulbeamten genau zu achten, und 
wenn ihnen irgend erhebliche Berſtaße gegen Antepfücht und 
Sittlichkeit bekannt werden ſollten, dieſelben fofort zu unterſu⸗ 
chen und darüber durch die vorgeſetzten Kreisſuperintendenten 
an uns, nach Befinden ihrer Wichtigkeit, zu berichten. Vor⸗ 
züglich aber muß in den Gonduitenliften der Kirchendiener und 
Schullehrer über ihre Amts- und etliche Führung unumwun⸗ 
den und beſtimmt das Nöthige von den Einſendern bemerkt 
werden, damit dieſe Liſten bei künftigen Unterſuchungen mit 
Zuverläſſigkeit benutzt werden können. — Wir erinnern daher 
die Pfarrer, nicht allein ſelbſt ihrer Pflicht, die ihnen anver⸗ 
trauten Gemeinen durch Lehre und Beiſpiel zu erbauen, einge- 
denk zu bleiben, fonbern auch die ihrer Aufficht untergebenen 
Kirchendiener und Schullehrer mit dieſer Verordnung bekannt 
zu machen, und auf ihren Unterricht ſowohl, als auf ihren 
Wandel, ein wachſames Auge zu haben, auch, ſobald fid Un- 
ordnungen offenbaren, dieſelben nach der obigen Beftimmung 
ſogleich zu unterſuchen, um das Ergebniß gehörigen Orts 
anzuzeigen. 


78. 


Circ.⸗R. v. 30. Juli 1832. (v. K.⸗Ann. 1832. S. 646.) 
Die Discipfinar⸗unterſuchungen gegen Kirchen- und 
Schulbeamte betreffend. 5 

Bei den an das unterzeichnete Minifterium zur Entſchei⸗ 
dung in der Rekurs⸗Inſtanz gelangten Disciplinar⸗Unterſuchun⸗ 
gen gegen Kirchen- und Schulbeamte, ift verſchiedentlich der 

ingel an einer gehörigen Schlußverhandlung mit dem Anges 
klagten und anne Defenſionspunktes bemerkt wors 
den. Beides kann, zur Vollſtändigkeit des Unterſuchungs⸗Ver⸗ 
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fahrens, auch in Disciplinare Sachen nicht für überflüfffg er- 
achtet werden. Es it daher in Zukunft bei ae 
Aufmerkſamkeit darauf zu halten, daß, nach Beendigung der 
Verhandlungen über die Litiskonteſtation und Beweisaufnahme, 
dieſe dem Angeklagten in einem Schlußtermine, unter ſumma⸗ 
rischer Verständigung über ihre Reſullate zu feiner Erklärung 
vorgelegt werden, ob und was er noch etwa zu einer Vervoll⸗ 
ſtändigung der Verhandlungen beizubringen habe, nach deren 
anerkannter Vollſtändigkeit und Spruchreife ihm eventuell die 
Belehrung der ihm freiſtehenden Abgabe einer Schluß⸗Defen⸗ 
ſtans⸗Ausführung zu Protofoll, oder Einbringung derjelben in 
einer beſondern Vertheidigungsſchrift bei den jener präflufts 
viſcher Frit, zu ertheilen, und feiner darüber erſolgenden Er⸗ 
klärung zu verfahren ift. In gleicher Art ift es auch wiederum 
nach erfolgter Einlegung des Rekurfes an das Minifterium 
gegen den ergangenen Disciplinar⸗Beſchluß, in denjenigen Fäl⸗ 
len zu balten, wo, durch die Anbringung erheblicher nova in 
facto, noch fernerweite Inſtruktions⸗ Verhandlungen herbeige⸗ 
führt worden ſind. In den andern Fällen kann, nach einge⸗ 
brachter Rekurs⸗Beſchwerde, mit ſofortiger Einſendung der Ak, 
ten an das Minifterium verfahren werden, wenn der Rekur⸗ 
rent entweder ausdrücklich ſeine ledigliche Submiſſion auf den 
Inhalt der Akten erklärt, oder ſogleich eine dergeſtalt vollſtän⸗ 
dige und deutliche Auseinanderfegung feiner Beſchwerdegründe 
beigefügt hat, daß fid dieſelben daraus mit genügender Klarheit 
entnehmen laſſen, wohingegen auf undeutlich ausgeführte, oder 
überhaupt unmotivirt geftellte Rekurs⸗Eingaben, den Rekurren⸗ 
ten durch protokollariſche Vernehmung die Gelegenheit und An- 
leitung zu einer genügenden Ausführung ihrer Beſchwerde zu 
geben iſt. 
79. 


Eire.-R. v. 2. Mai 1835. (v. K. Ann. 1895. S. 303.) 
Die einſtweilige Amtsfuspenfion der in Disciplinar⸗ 
Unterſuchung gerarhnen Schullehrer betreffend. 
Bei den zur Entſcheidung des unterzeichneten Miniſterii 
in der Neur- Instanz gelangten Disciplinar: Unterſuchungen, 
namentlich gegen Schullehrer, ift verſchiedentlich in Bemerkung 
gekommen, daß unangemeſſener Weiſe die Denunziaten in der 
Verwaltung ihres Amts noch während des Disciplinar- Bers 
fahrens, und felbft nach einer ſchon auf Entfegung vom Amte 
lautenden Entſcheidung erſter Inſtanz, auch in ſolchen Fällen 

elaſſen worden find, wo hieraus nach Beſchaffenbeit und Sub- 
tantiirung der Anklagen, wegen grober Verſäumniß der Dienſt⸗ 
pflichten, unſittlichen Wandels, Trunklaſters u. f. f. die Folge 
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einer deſto mehreren Benachtheiligung der amtlichen Intereſſen 
und Steigerung des ſchon gegebenen Aergerniſſes vorauszuſe. 
ben war, und demnächſt auch eingetreten iſt. Das Mi- 
nifterium empfiehlt den Königl. Konſiſtorien, Provinzial⸗Schul⸗ 
kollegien und Regierungen, die Abwendung folder Uebelſtände 
durch jedesmalige beſtimmte Prüfung der Frage wegen etwa zu 
verfügender Amts: Suspenſſon bei Einleitung der Disciplinars 
Unterſuchungen, in Betracht zu nehmen. Sollte auch zu einer 
folden Verfügung die Sachlage bei Anfang der Unterſuchung 
über Anklagen der vorbezeichneten Art ſich noch nicht geeignet 
finden, fo find doch wegen Einbringung der ſachgemäßen Ans 
träge bei diesſäniger Veränderung der Umftände im Laufe des 
Verfahrens die Kommiſſarien und zunächſt vorgeſetzten Dienft- 
bebörden mit angemeſſener Snftruftion zu verſehen. Auch ift 
demnächſt bei Abfaſſung der Disciplinar: Entſcheidung erfter Ins 
Dam die Suspenſtonsfrage allemal wieder mit in Erwägun, 
und Beſchluß zu nehmen und mit der abſchriftlichen Einrei⸗ 
chung des Disciplinar⸗ Beſchluſſes an das Miniſterium nach 
Vorſchrift der Circ.⸗V. v. 4. Juli eine jedesmal ausdrückliche 
Anzeige deffen zu verbinden, was hinſichtlich der Amts⸗Sus⸗ 
penſion beſchloſſen und verfügt worden iſt. 


80. 


Allerhöchſte K.- O. v. 27. April 1830 wegen vn, 
freiwilliger Emeritirung oder Penſionirung in Un⸗ 
terſuchung gewefener Geiſtlicher und Schullehrer. 

Auf Ihren Bericht vom 1. Mai c. beſtimme ich: daß 
gegen Geiftliche und Schullehrer, deren Vergehen nach dem Re⸗ 
ſultate einer, in Gemäßheit der Kabinets⸗Ordre vom 12. April 
1822 geführten Disciplinar-Unterſuchung nicht mit der Amts- 
entlaſſung, ſondern nur mit einer Strafverſetzung zu ahnden 
fein würde, wenn letztere wegen höheren Alters oder wegen 
ſonſt verminderter Dienſtfähigkeit des zu Verſetzenden nach Ih⸗ 
rem pflichtmäßigen Ermeſſen für nicht anwendbar A erachten 
if, ftatt der Straſverſetzung, deren unfreiwillige Emeritirung 
oder Penſionirung mit einem nach dem Grade ihrer Verſchul⸗ 
dung abzumeſſenden geringeren Emeritengehalte oder Penfiong- 
betrage, als denſelben außerdem gebühren würde, von Ihnen 
feſtgeſetzt werden fou. 

An den Staatsminiſter Freiherrn von Altenſtein. 


81. 


Reſc. v. 21. Juli 1840. (Minift.-Bfatt 1840. S. 288.) 
betreffend die unfreiwillige Emeritirung u. Straf» 
verſetzung von Geiſtlichen und Schullehrern. 
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Auf die an das unterzeichnete Minifterium in der Disci» 
plinar⸗Unterſuchungs⸗Sache wider den Schullehrer N. zu N. 
erſtatteten Berichte der Königl. Regierung dom 16. Mat und 
11. Juni d. J. kann das Minifterium im Allgemeinen am 
auf dasjenige Bezug nehmen, was Ihr bereils in der Verf. 
vom 20. Mai d. J. über den Stand dieſer Sache bemerklich 
gemacht worden iſt. Die Gründe, aus welchen die Königl. 
Regierung eine Straf» Emeritirung des N. wegen der von ihr 
angenommenen Unausführbarkeit feiner Verſetzung in Antrag 
bringt, beſtätigen einerſeits die in der vorerwähnten Verfügung 
ausgeſprochne Bemerkung des Minifterii, daß der N. wenn 
man feine oft wiederholten Ungebührniffe nach der Strenge ber 
urtheilt, bereits feine Abſetzung vom Amte verdient hätte; fo 
wie andrerſeits damit die Entſcheidung im Widerſpruch fett, 
welche die Königl. Regierung auf eine Straſverſetzung, oder 
eventuell zu beantragende freiwillige Emeritirung des N., gefaßt 
hat. Die lestere Maßregel foll als disciplinariſche Verfügung, 
nach den Beſtimmungen der Allerh. K. O. vom 27. April 
1830 nur in ſolchen Fällen gegen Schullehrer und Geiftlidje 
eintreten, wo das Ergebnib der disciplinariſchen Unterſuchung, 
ich betrachtet, keinen ſtrengeren Beſchluß, als den einer 
unfreiwilligen Verſetzung des . de motivirt, dieſe 
aber wegen hinzutretender andrer Gründe des bereits vorgerück⸗ 
ten Alters, oder ſonſt nicht mehr zureichender Dienſtfähigkeit 
des verurtheilten Individuums, fid nicht zur Ausführung drin⸗ 
gen läßt. Dies it auch der Grund, weshalb für ſolche Fälle, 
durch die Dirr. V. v. 21. März 1831 die Faſſung des Disci- 
plinar-⸗Beſchluſſes zunächſt immer auf eine Verſetzung mit Vorbehalt 
des erft eventuell van der erkennenden Behörde an das Minie 
fterium zu erſtattenden Emeritirung⸗Antrages, vorgeſchrieben ift, 
Auf die disciplinariſche Maßregel der Verfczung kann aber 
wiederum, aus richtigem Grunde, nur in denjenigen Fällen er⸗ 
kannt werden, wo das aus den Unterſuchungs⸗Reſulkaten am 
Tage liegende Hinderniß einer ferneren gebeihlichen Amtsver⸗ 
waltung des Angeſchuldigten fih auf feine derzeitige Dienſiſtel⸗ 
lung beſchränkt, an einem andern Orte aber von ihm eine wies 
der zufrieden ftellende Verwaltung des geiſtlichen oder Schul⸗ 
amtes mit Sicherheit, oder doch mit wohl begründeter Hoffnung 
erwartet werden darf. Dergleichen Fälle find namentlich die- 
jenigen eines durch Verſchuldung von an fih nicht ſchwerer 
Art entſtandenen Mißverhältniſſes des Denunziaten zu feiner 
derzeitigen Gemeinde, ſeine kund gegebene Hinneigung zu ge⸗ 
wiſfen, bis zu einem Grunde ſchweren Vorwurſs ebenfalls 
noch nicht gegangenen Ungehörigkeiten feines amtlichen oder 
ſonſtigen Verhaltens, deren Wiederabgewöhnung ihm durch eine 
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Translokation in neue amtliche Verhältniſſe und Umgebungen 
erleichtert werden fol u. f. w. Nur in Fällen folder Art be: 
ſeitigt ſich das Bedenken, welches ſonſt der Zuweiſung eines 
in feinem bisherigen Verwalten fih ungünftig charakteriſtrenden 
Subjektes an eine andere Gemeinde, aus deren gerechtem Jne 
tereſſe entgegentreten müßte, durch die anderfeitigen Rückſichten, 
daß dieſer neuen Gemeinde in dem vorausgeſetztermaßen noch 
der Beſſerung fähigen Individuo ein an ihrem Orte fein Amt 
zu ihrer wirklichen Zufriedenſtellung führender Geiſtlſcher oder 
Schullehrer zu erwarten ſteht. Bei dergleichen, meiſtens aus 
beffen in geringere Stellen erfolgenden Werſezungen können 
namentlich diejenigen Gemeinden, deren geringer dotirte geift- 
liche oder Schulamtsſtellen fonft nur von Bewerbern minderer 
Qualifikation geſucht zu werden pflegen, den Gewinn an einem, 
nach Ablegung feiner gehabten Fehler, über das Maß ihrer fon- 
fligen Ausſicht qualificirten Individuo. erlangen. Den man, 
ſtigen Folgen einer etwa fehlſchlagenden Beſſerung des Ver⸗ 
ſetzten läßt fidh durch promptes Einſchreiten mit jener alsdann 
um fo weniger weitern Anſtand findenden, gänzlichen Abſetzung 
begegnen. Wollte man dagegen, wenn man des Disciplinar- 
mittels der Verſetzung Dé ganz entſchlagen, mithin, als noth⸗ 
wendige Folge hieraus, die gänzliche Amtsentſetzung bei jedem 
Falle der irgendwie verſchuldeten Untüchtigkeit eines Geistlichen 
oder Schullehrers zur Fortverwaltung auch nur feiner derzeiti⸗ 
en Amtsſtelle eintreten laffen, fo würde das entweder zu einer 

mäßigung der gleichwohl nothwendigen firengen Anſorderun⸗ 
gen, welche an das amtliche und moraliſche Verhalten der 
Geiſtlichen und Schullehrer gemacht werden müffen, oder zu 
einer dergeſtalt ſcharfen Handhabung diesfälliger Strenge füh- 
ren, wodurch auch Individuen von einer, nach billigem Maps 
ſtabe nicht zu verwerfenden Qualität in die Gefahr des härte⸗ 
fien Schiejals, bei Fehlern einer vieleicht an ſich wenig be⸗ 
deutenden Schwachheſt oder Unüberlegtheit, geſetzt, und durch 
das Vorausſehen einer fo weit gehenden Strenge felbft gé: 
tige Subjekte von der Wahl des geiſtlichen oder Lehrerſtandes 
abgewendet werden würden. Wo dagegen aber, bei einem in 
Unterſuchung gerathnen Geiſſlichen oder Schullehrer fih deffen 
Unfähigkeit zur fernern Belaſſung im Amte überhaupt, als 
Folge feiner Verſchuldung an fid ſeloſt und ohne Hinzutritt 
von äußern Gründen der oben bezeichneten Art, an den Tag 
tegt kann richtiger Weiſe das disciplinariſche Urtheil nur auf 
feine gänzliche Abſetzung ausfallen. 


82. 


Alierhöchſte Kabinets-Orbre v. 29, März 1837, 
betreffend die Uebertragung der Entſcheidungen im 
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Rekursverfahren wider disziplinariſch beftrafte Ele⸗ 
mentar⸗Schullehrer an die Ober⸗Präſidenten, als 
Präfidenten der Provinzial⸗Schulkollegien und we: 
gen des dabei zu beobachtenden Verfahrens. (Gef. 
Samml. 1837. S. 70.) 

Auf den Antrag des Staats ministeriums beſtimme ich hiere 
durch zur Vereinfachung und Beſchleunigung des Verfahrens, 
daß die durch Meine Befehle vom 12. Zort 1822. (Geſ. S. 

S. 105.) u. vom 27. April 1830. (Ges. S. S. 31.) dem Mir 
nifter der Geiftlichen- und Unterrichts Angefegenheiten beigelegte 
letzte Entſcheidung über die Amtsentfeßung, Verſezung oder 
Straf» Emeritirung von Elementar z Schullehrer, auch dann, 
wenn diefe zugleich zu den niedern Kirchenbeamten gehören, 
von jetzt an in jeder Provinz dem Ober⸗Präſtdenten, ais Präs 
ſidenten des Provinzial s Schulkolleglums zustehen fol. Der 
Oberpräſident, welcher fünftig in diesen Sachen, an dem Bes 
ſchluſſe in der eften Instanz, niemals Antheil nimmt, hat in 
jedem Falle zwei Schriftliche Vorträge aus den Aften durch einen 
Juſtitiarius und durch einen Schulrath des Provinzial: Shul- 
Follegüi oder einer Regierung, welche bei der erſten Entſchei⸗ 
dung nicht mitgewirkt haben, abgeſondert anfertigen zu laſſen, 
die Beachtung ihrer, dieſen Relationen beizufügenden Gutachten, 
bleibt jedoch feinem pflichtmäßigen Ermeſſen anhejmgeſtellt. 


s3. 
Circ. B, der Reg. zu Königsberg v. 6. September 
1837. 


In Folge der Allerhöchſten Kabinets-Ordre vom 29. März 
d. J. a enn e pag. 70), wonach die Entfeheidungen 
im Mekurs⸗Berfahren wider disciplinarifch beſtralte Elementare 
Schullehrer nicht mehr bei dem Königlichen Miniſterio der 
Geiſtlichen, Unterrichts: und Medicinal⸗ Angelegenheiten erfolgen, 
ſondern auf die Herren Ober Präsidenten übergegangen find, 
bat ſich das genannte Königliche Ministerium veranlaßt gefun- 
den, in die Beziehung auf Behandlung dieſer Angelegenheit, nach 
den bisherigen Erfahrungen in dem dieſerhalb unter dem 10. 
Suli e. erlaſſenen Reſcripte, folgende Eröffnungen zu machen: 

Vornemlich wil das hohe Minifterium, daß der Haupt- 
Zweck jedes disciplinariſchen Einſchreitens, welcher dahin geht, 
unwürdige Subjekte vom wichtigen Ame der Sugendbildung 
je eher je lieber zu entfernen — nach wie vor mit gerechter 
Strenge verfolgt werde; glaubt aber, daß dies nur durch eine 
gehörige Kontrolle und zeitige Correction der Elementar⸗Schul⸗ 
lehrer mit Erfolg könne bewirkt werden. 
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Wir nehmen daher Veranlaſſung, den Herren Superinten⸗ 
denten und Erzprieſtern unfere unterm 28. Januar 1825 er- 
laſſene Circular Verfügung von Neuem einzufchärfen, und dür⸗ 
fen uns in Zukunft von den Schul Viſttationen einen größern 
Erfolg verſprechen, als dieſelben bis jetzt in dieſer Beziehung 
gezeigt haben. 

Die Gelegenheit, welche dieſe Viſitationen darbieten, um 
an Ort und Stelle mangelhafte Lehrer und ihre Vorgeſetzten 
kennen zu lernen, darf nicht blos oberflächlich benutzt, ſondern 
es muß dabei keine Mühe geſcheut werden, übel berüchtigte 
Subjecte durch persönliche, ernſte Einwirkung, Ermahnungen 
und Drohungen, auf eine beſſere Bahn zu bringen, und den 
Keim zu einem Laſter im Entflehen zu erſticken; gelingt dies 
aber nicht, wenigſtens das Reſultat einer Disciplinar-Unterſu⸗ 
chung zu fidem, und in fo weit zu fördern, daß nach frucht⸗ 
loſer Ahndung ſchon des erſten Fehltritts, die bei der Wieder⸗ 
bolung im Voraus angedrohte Entlafjung ohne Weiteres zur 
Ausführung gebracht werden könne. Gegen ſchlaſſe und unz 
thätige Schul- Inſpectoren muß aber mit unnachſichtiger Strafe 
verfahren werden. 
ir fordern die Herren Superintendenten und Erzprieſter 
daher hierdurch auf, ein genaues Augenmerk, namentlich auf die⸗ 
jenigen Lehrer zu richten, von welchen irgend eine amtliche Vernach⸗ 
läßigung zur Kunde gelangt ift, und in den jährlichen Viſtta⸗ 
tions ⸗ Berichten fidh) über die ganze Wirkſamkeit ſolcher Lehrer 
ausführlich zu äußern. Eben fo find diejenigen Schul⸗Inſpec⸗ 
toren, welche fih in Erfüllung ihrer Pflicht ſäumig zeigen foll- 
ten, durch Ermunterung und Warnung zurechtzuweifen; im 
Fall solches aber keinen günſtigen Erfolg beweiſen follte, durch 
foforten Bericht hieher zur weiteren Maßnahme gegen fie 
borzugehen. 

i Von dieſer Verfügung it auch den Herren Pfarrern 
Kenntniß zu geben, um ihrerſeits für den Zweck mitzuwirken. 


ED 


Auszug aus der Verfügung vom 29, Juli 1840, 
(Minifterial - Blatt 1840. S. 289), die unfreiwillige 
Emeritirung und Strafverfegung der Geiſtlichen 
betreffend. 

Wenn übrigens das Königl. Konſiſtorium in der Aus ⸗ 
Führung der Gründe zu feinem Reſolut v. 18. Februar d. J. 
die gegen den gedachten Geiſtlichen ausgeſprochne disciplinari⸗ 
ſche Entſcheidung als eine wegen Mangels vollſändiger Schuld» 
Überführung GZ geweſene außerordentliche Strafe motis 
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virt, fo kann dies vom Miniſterio nicht gebilligt werden. Das 
Erkennen einer außerordentlichen Strafe, wegen unvollfiändigen 
Beweiſes über das dem Urtheilsſpruche unterliegende ergehen, 
gebört allein demjenigen Gebiete der richterlichen Straſjuris⸗ 
diction an, für welches die dahin bezüglichen gefeklichen Bor 
friften gegeben find. Strafen hingegen, welche für Berges 
hungen eines Beamten, aus Wahrnehmung der beſondern Sne 
kereſſen feines Amtes, von der ihm vorgefegten discirlinariſchen 
Inſtanz vertzängt werden follen, erfordern zu ihrer Motivirung, 
eben durch eine geſchehne Verletzung jener amtlichen Intereſſen, 
einen allemal vollſtändigen Beweis ihres objectiven fecht als 
fubjectiven Thatbeſtandes. Eine nicht zu überfehende Frage ift 
dabei nur, in wiefern bei unerfüllt geblicbnem Beweiſe der 
Hauptonklage, doch diejenigen Thatnniſtände, weiche auf den 
angeſchuldigten Beamten einen Verdacht der dortſeitigen Schuld⸗ 
fälligkeit laden, ihm zugleich, als felbftftändige, ihres theils 
wirklich erwieſne Dflichtverlegungen, in etwanige, eine Straf⸗ 
ſeſtſetzung aus dieſem Standpunkte motivirende ue 

kommen, oder in wieweit, auch ohne allen Beweis an ſich ſelbſt 
firaffälliger Handlungen, ber auf den Ungeſchuldigten ruhende 
Verdacht, als ein wiederum für ſich entſcheidendes Faktum, den 
Eintritt geſezmäßiger Folgen in auf fein Amtsverhälte 
nif, in dieſem Fall nicht zu einer Strafe, ſondern als eine 
aus den anderweiten Rückſichten des Dienstes fd motivirende 
Nothwendigkeit, herbei führt. Von dieſen Prämiſſen bei der 
Bewtheilung des gegenwärtigen Falls ausgehend, war zuerſt 
zu prüfen, ob Denunziat mit genügenden Gründen einer glaube 
haften Ueberzengung des als Hauptanklage ihm zur Laft geleg⸗ 
ten unfittlichen Umgangs für überführt zu achten fei In Ber 
tracht der mehrfälligen dringenden Anzeigen, welche räckſichtlich 
dieſer Anklage ſchon als Reſultat der erten Unterſuchungsver⸗ 
handlungen gegen den N. ſich herausfiellten, und der noch 
mehreren Beſtärkung, welche er ſelbſt ihnen durch ſein Beneh⸗ 
men bei der gegen ihn angeftellten Alimentationsklage gab, 
bätte eine affirmative Beantwortung der vorbemerkten Frage 
und eine hiernach abgemeſſene disciplinariſche Verurtheilung des 
Denunziaten Déi wohl rechtfertigen können. War hingegen 
das Kgl. Konfiftoriut der pflichtmäßigen Anficht, eine Schuld⸗ 
fälligkeit des Denunziaten in jener Beziehung nicht mit genü⸗ 
gendem Ueberzeugungsgrunde annehmen zu können, fo trat als. 
dann die biesfällige Anklage, an und für fich betrachtet, dergeſtalt 
zur Seite, daß ſie ſchon erwähntermaßen auch zur Grundlage 
einer außerordentlichen Straffeſtſetzung von disciplinariſcher Jn- 
Dem nicht genommen. werden konnte. Dagegen ſtellt fid aber 
zur munmebrigen Beurtheilung die weine Frage, ob und in 

Hand, fib. d. gegt u. Schul · Meeta. 46 
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welchem Mafe ſich Denunziat den auf ibr zurückbleibenden 
Verdacht jenes ſeiſchlichen Vergehens, auf eine in dieſer Hinſicht 
ihm ebenfalls zur Verantwortlichkeit gereichenden Weiſe, durch Ver⸗ 
abſäumung derjenigen Pflichten zugezogen babe, welche ihm als 
liden, außer feiner SE wirklichen, zur Kompros 
mittirung ſeines Amts gereichenden Vergehungen oder moraltſchen 
Verſündigungen, auch in Rüdficht feiner vorſichtigen Verwahrung 
ſchon vor einer etwanigen Befleckung feines moraliſchen Ruſes und 
geistlichen Anfehens durch begründeten Verdacht in folden Bezie⸗ 
bungen oblagen. Nach dem Maße feines auf dieſem Punkte 
obwaltenden Verschuldens motivirke fih alsdann ebenfalls eine 
entſprechende disciplinariſche Rüge, welche gegen einen Geiſtli⸗ 
chen, unter Umſtänden auch für die Nichterfüllung feiner vorbe ⸗ 
rührten Pflichten der Reinhaltung ſeines äußern moraliſchen 
Anſehns und Rufes, bis zu dem Grade der disciplinariſchen 
Amtsentſczung fteigen Fann. Hätten Pé aber endlich die Ur: 
ſachen auch eines auf dem Denunziaten zurückbleibenden Vers 
bachts nicht in einer ihm zur Verantwortung fallenden eigenen 
Handlungsweiſe, ſondern in ſeinerſeits unverſchuldeten anders 
weiten Umftänben gefunden, fo konnte zwar möglicher Weife 
auch in ſelchem Fall feine etwa nöthige Entfernung von der 
Amtsſtelle, nach der Beſtimmung des $. 531. Tit. 11. Th. I. 
A. L. R. in Frage treten, aber es hätte alsdann die diesfällige 
Verfügung nicht als Strafe, ſondern nur eben als Maßregel 
der amtlichen Nothwendigkeit, und nur unter hiernach abgemeſſenen 
Modalitäten der Verſetzung oder der bei allgemeiner Dienſtun⸗ 
fähigkeit des Denunziaten etwa anzuordnender Emeritirung, 
erfolgen können. 

Die vorſtehend angeordneten Grundſätze empfiehlt das Mis 
nifterium dem Kgl. Konfiftorio in künftig vorkommenden Fal. 
len disciplinariſcher Entſcheidung im Auge zu behalten. 


85. 


Extract aus dem Juſtiz- M. Reſcr. vom 15. Nov. 
1832 (v. K. Jahr. B. 40. S. 504). 


L 

Bei der Frage: ob der zur Unterfuchung zu ziehende Be- 

amte von feinem Amte zu fufpenbiren fei, a zu erwägen: 
1) ob die Anſchuldigungen von der Art find, daß fie die Cafe 
ſation oder Degradation des Beamten zur Folge haben dürfe 
ten, und 

2) ob der Beamte zugleich die Würde feines Amtes compro- 
mittirt d. b. die erforderliche Achtung und Autorität bei dem 

Publikum und feinen Untergebenen verwirkt bat; oder ob 

Vë Beſorgniß obwaltet, daß er die Fortſetzung feines Diens 
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ſtes zu neuen Vergeben oder zur Verdunkelung der ange⸗ 
ſchuldigten mißbrauchen werde. 

Nur wenn der Fall zu 1. und einer der beiden Umſtände 
zu 2. vorhanden ift, muß die Suſpenſion verfügt werden. Iſt 
die Suſpenſſon unterblieben, in erſter Inſtanz aber auf Caſſa⸗ 
tion erkannt worden, fo muß die Suſpenſion allemal ſofort nach 
Publikation des Erkenntniſſes angeordnet werden. Finder fic im 
Laufe der Unterſuchung gegründete Veranlaſſung zur Suſpen⸗ 
fion, fo muß fie auch während derſelben veranlaßt werden. 


II. 


Bei der Sufpenfion find fofort die erforderten Verfügun⸗ 

en wegen Vertretung des ſuſpendirten Beamten und wegen 

Besen deffen Dienſteinkommens zu erlaſſen. 

Dabei ift Folgendes zu berüdfichtigen: 

1) In der Regel ift dem fufpendirten Beamten die Hälfte 
feines Einkommens zu belaſſen. IA jedoch durch die 
vorläufige Unterſuchung fo viel ausgemittelt, daß die Amts⸗ 
entfegung wahrſcheinlich erfolgen werde, fo wird ihm nur der 
nothdürftigſte Unterhalt gewährt ($. 222 der Er.⸗O.). 
Bei diefer Bestimmung bleibt es bis zur Publikation des 
erſten Erkenntniſſes, nach welchem anderweit ſeſtgeſetzt wird, 
was dem ſuſpenbirten Beamten aus feinem Einkommen zum 
Unterhalt zu belaffen fei, wonach bis zur Publikation des 
zweiten Erkenntniſſes verfahren wird. 

2) Nicht nur das Gehalt, ſondern auch die geſammten Dienſt⸗ 
emolumente des Beamten find bei Beſtimmung des ihm dar⸗ 
aus zu gewährenden Einkommens zur Berechnung zu ziehen. 
Nur auf die Entfchädigungen für Dienflansgaben z. B. zu 
Dienſtreiſen, Anſchaffung von Schreibmaterialjen u. f w. 
bat der ſuſpendirte Beamte keinen Anſpruch. 

Dagegen wird der Genuß einer freien Wohnung bei der 
zum nothdürftigſten Unterhalte beſtimmten Summe nicht 
angerechnet, ſondern dem fufbenbieten Beamten außerdem bes 
willigt, wenn es nicht im Intereſſe des Dienſtes nothwen⸗ 
dig wird, dem interimiftifchen Verwalter des Poſtens, wie 
dies bei Gefangenwärterftellen in der Regel der Fall fein 
wird, die mit der Stelle verbundene Dienſtwohnung ganz 
oder zum Theil einzuräumen 
3) Von dem reinen Dienſteinkommen vorweg find zu beride 

en: 

a, die laufenden Penſions⸗ und Wittwenfaffens Beiträge, 

b. die von dem Beamten in dieſer Eigenſchaft zu entrich 

tenden Königlichen und Kommunal⸗Abgaben (Klaſſenſteuer, 

Communalbeiträge; 

Ap: 
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von dem ſodann verbleibenden Reſte erhält der Beamte die 
‚Hälfte, wenn ihm die Hälfte feines Einkommens belaſſen 
worden iſt. 

4) Zum nothdürftigen Unterhalt ſind in der Regel, ohne 
Rückſicht, ob der Beamte Familie und ſonſtiges Vermögen hat, 

a. bei richterlichen Beamten monatlich 20 Thlr., 

b. bei Subalternbeamten einſchließlich der Kanzliſten mo- 

natlich 10 Thlr., 

e. bei Unterbeamten (Executoren, Gerichtsdienern, Boten ic.) 
monatlich 5 Thlr. zu beſtimmen. 

Diefe Summen find jedoch dem Beamten nur dann zu 
gewähren, wenn ſolche die Hälfte des Dienſteinkommens 
nicht übersteigen. BS, 

5) Der dem Beamten vorenthaltene Theil feines Einkommens 
iſt zur Remuneration fektes Stellvertreters, eventualiter 
zur Beſtreitung der Unterſuchungskoſten zu verwenden ($, 222 
der Er.⸗Ord.). 1 

Ob und in wiefern dem Beamten nach beendigter Unter 

ſuchung der hiernach nicht verwendete Theil oder auch das 
ganze zurückbehaltene Gehalt nachzuzahlen fei, it nach den 
KD, v. S. December 1824 (G. S. pro 1825. S. 5.) und 
vom 20, April 1831 (v. K. Jahrb. Bd. 38. S. 443) zu 
beurtheilen. 


86. 


Kabinets⸗Ordre v. . Dezember 1824 (Geſ. Samm- 
lung 1825 S. 5.) die Auszahlung derjenigen Ger 
halte betreffend, welche bei in Unterfuchung geweſenen, aber 
freigeſprochenen öffentlichen Beamten während der Amtepenfion 
einbehalten worden. ms f 

Es find feit kurzem einige Fälle zu meiner Kenntniß ge⸗ 
kommen, in welchen öffentliche Beamte, die zur Unterfuchun; 
gezogen und während derſelben vom Amte ſuſpendirt, WAR 
aber freigefprochen, oder wenigſtens nicht mit der Dienſtentſez⸗ 
zung beſtraft worden, die dagen de im Laufe der Un⸗ 
erſüchung ihnen theilweiſe entzogenen Gehalts in Anfpruch ges 
nommen haben. Um die über die Zuläſſigkeit eines ſolchen 
Anſpruchs entſtandenen Zweifel zu befeitigen, beſtimme Ich Fol- 
gendes: 

1) Wird gegen einen zur Unterſuchung gezogenen und ſuſpen⸗ 
dirt geweſenen Beamten entweder auf vorläufige Freiſpre⸗ 
chung, oder auf Strafe, aber nicht auf Dienftentfegung er- 
fannt; fo erhält derfelbe denjenigen Theil feiner einbehalte⸗ 
nen Beſoldung, ingleichen der Emolumente nachträglich ause 
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zahlt, welcher zur Beftreitung der durch die unterſuchun 
und durch die Sufpenflon verdnfaßten Koſten nicht erfordern 
lich geweſen ift; über die geſchehene Verwendung beſondere 
Rechenſchaft zu fordern, Debt ihm jedoch nicht zu. 
2) Auf die Nachzahlung des nach der Beſtimmung der vors 
gefegten Behörde verwendeten Theils feines Dienſteinkom⸗ 
mens, hat ein ſolcher nur vorläuſig frei geſprochener oder 
beſtrafter Beamte keinen Anſpruch. 
3) Ob und in wiefern ein durch Urthel und Recht gänzlich 
frei geſprochner Beamte die Nachzahlung des verwendeten 
Sbeils des ihm während der Unterſuchung entzognen Ein: 
kommens zu fordern berechtigt ſei, ſoll von dem Staatsmi⸗ 
nifterium nach den Umftänden, welche die Untersuchung und 
Sufpenfion veranlaßt haben, beurtheilt und darüber zu Mei⸗ 
ner Entſcheidung in den einzelnen Fällen berichtet werden. 


87. 


Eirt.-R. vom 17. Jan. 1827 (v. K. Ann. 1827 S. 99). Die 
Dispofition über das Gehaltseinkommen der vom 
Amte ſuſpendirten oder deſſelben entſetzten Geiftli- 
chen und Schullehrer betreffend. 

Der Königl. Regierung wird bierneben eine Abschrift des 
von der Königl. Regierung zu Magdeburg erlaſſenen Referipts 
(sub litt, u.) mit der Aufforderung zugefertigt, anzuzeigen, 
welches Verfahren von ihr, in den Fällen, wo Geiſtlche und 
Schullehrer ihres Amts entſetzt worden find, von der reſervir⸗ 
ten Hälfte ihres Gehalts, nach Abzug der Vertretungs⸗ und 
Unterſuchungsloſten, noch eine disponible Summe übrig geblies 
ben, bisher beobachtet worden, und welchen Grundſätzen die 
Königl. Regierung dabei gefolgt if- 


ag 
Wenn auch das Minifkerium mit der_Königl,Megierung- 


darin übereinffimmt, daß die in der Gr. D. J. 221 fd 232 
wegen der Staatsdiener, die einer Criminal Ünterfu ver⸗ 
falen, ausgesprochenen geſetzlichen were ſalogiſch 
bei, der Suſpeuſton der zur Disziplinar⸗Unterſuchung Megogenen 
Geiſtlichen und Schullehrer angewendet werden können, fo theilt 
eg doch die Anficht nicht, daß ein jeder, der in Folge einer 
ſolchen Unterſuchung feines Amtes für verluſtig erklart worden, 
grundſätzlich ſchon vom Anfange der Unterſuchung an, und mit 
der eingelretenen Suſpenſſon den Unſpruch auf feinen Gehalt 
verloren hat. Daffelbe glaubt vielmehr den grade entgegenges 
betten Grunbſat festhalten zu müſſen, daß ein jeder Beamte 
des Staats, mithin auch ein Geiſtlicher und Schullehrer, in 


So 
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der Regel auf fein Dienſteinkommen ein Recht habe, bis er 
ſein Amt niedergelegt hat, oder deſſelben rechtskräftig entſetzt 
worden ift, und daß eine Ausnahme davon, wie z. B. die Ber 
ſtimmung, daß einem Suſpendirten, defen Amtzentſetzung fid 
vorausſehen läßt, nur der nothbürftigfte Unterhalt gereicht wers 
den ſolle, nur auf den Grund einer ausdrücklichen geſetzlichen 
Vorſchriſt anzunehmen fei, Hiernach würde in thesi dem feiz 
nes Amts eniſetzten Prediger dasjenige, was von der reſervir⸗ 
ten Hälfte feines vormaligen Dienfteinfommens, nach Abzug 
der Wertretungs» und Unterfuchungfoften noch übrig ift, aus⸗ 
gezahlt werden müſſen. Da es jedoch in dem vorliegenden 
Falle bier nicht übersehen werden kann, ob nicht von Seiten 
des Pfarrlehns, des Patrons oder der Gemeine ein Wider⸗ 
ſpruch gegen dieſe Maßregel erhoben wird, ſo hat die Königl. 
Regierung die Auszahlung der gedachten Summe nur dann 
erfolgen zu laffen, wenn fie die Ueberzeugung hat, daß ein fol 
cher Widerſpruch nicht gemacht werde, weil auf den Fall der 
Einwendung der Prediger in den Rechtsweg zu verweilen fein 
würde, wobei das Ministerium vorläufig bemerkt, daß die in 
$. 852, Thl. II. Tit. 11. A.-. R. gegebene Beſtimmung bier 
keine Anwendung leidet, weil die wirkliche Bacan nicht mit 
der Suſpenſton des Beamten, ſondern mit feiner Entlaſſung 
eintritt. Das Miniſterium erwartet über den weitern Erfolg 
den Bericht der Königl. Regierung. 


88. 


Alterhöhfte K. O. vom 20. April 1831 (o. K. 
Ann. 1831 S. 406). Die Dispofition über die wäh⸗ 
rend der Amts⸗Suspenſion eines Beamten gefams 
melten Dienfteinfünfte betreffend. 

Mit dem in dem Bericht des Staats⸗Miniſteriums vom 
28. Febr. v. J. motivirten Antrage einverſtanden, genehmige 
Ich, daß die Dienſteinkünſte eines zur gerichtlichen, oder zur 
Disziplinar⸗Unterſuchung gezogenen und mit Entſezung oder 
Entlaſſung beftraften Beamten, welche während feiner Amts, 
Suspenfion gefammelt, und nicht zu den Koſten der Stellvers 
tretung und Unterſuchung, fo wie zum Erſatz des etwa verur⸗ 
ſachten Schadens verwendet worden find, zur Verfügung der 
vorgefegten obern Dienſtbehörde oft werden, um fie nach 
ihrem pflichtmäßigen Ermeſſen zum Beſten und für das drin. 
ende Bedürfniß des Beamten ſelbſt zu verwenden, fo daß 
olde erſparte Dienſteinkünſte nur dann der Kaffe anheim fale 
len, wenn die obere Behörde eine Verfügung im Intereſſe des 
Beamten der Lage der Sache nicht gemäß findet. 
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89. S 

Verord. der Reg. zu Gumbinnen vom 19. Juli 
1816, die Anſtellung der Kirchenvorſteher bei Kö, 
nigh Patronatkirchen betreffend. 

Da in Betreff der Anftellung der Kirchenvorſteher bei den 
Königl. Patronatkirchen noch hin und wieder einige Abweichun⸗ 
gen von den beſtehenden Borfhriften vorkommen, fo finden wir 
uns veranlaßt, folgende, dieſen Gegenfland betreffende Anord⸗ 
nungen hierdurch in Erinnerung zu bringen und ihre Befols 
gung allen, die es angeht, zur Pflicht zu machen. 

1) Da die Wahl neuer Kirchenvorſteher an folden Kirchen, 
die einen Patron baben, nach Verſchriſt des gemeinen 
Rechts nur dieſem und nicht, wie hin und wider irrig ges 
glaubt wird, der Kirchengemeine zusteht, fo folgt hieraus, daß 
die Vorſteherſtellen bei den Königl. Patronatskirchen von 
der Königl. Regierung allein befebt werden, und daß alfo 
auch die Vorſchriſten der Städteordnung bei der Wahl 
dieſer Vorſteher keine Anwendung finden, fonbern den Coms 
munen nur bei ſolchen Kirchen die Wahl der Vorſteher zus 
kommt, welche rein ſtädtiſchen Patronats ſind. 

2) Wenn eine Vorſteherſtelle bei einer Königl. Patronatskirche 
erledigt wird, ſo iſt es nach der Inſtruktion für die Vorſteher 
der Kirchen ꝛc. vom 24. Oktbr. 1801 Sache des Pfarrer, 
unter Beobachtung der Vorſchriſt des $. 4 dieſer Inſtruk⸗ 
tion, chriſtliche und gefittete Männer in Vorſchlag zu brin⸗ 

en. Ibnen bleibt es überlaſſen, hierüber mit den übrigen 

itgliedern des Kirchen⸗Collegii, auch mit der Orts polizei 
Rückſprache zu nehmen. 

3) Der Vorſchlag des Pfarrers gelangt nicht an die Königl. 
Regierung unmittelbar, ſondern er muß denſelben den Su: 
perintendenten des Kreſſes übermachen, der ein für allemal 
beauftragt und authoriſirt ift, den Vorſchlag des Pfarrers 
zu prüfen und wenn kein Bedenken dabei obwaltet, das in 
VBorſchlag gebrachte Subject in fortdauernder Vollmacht der 
Regierung zu beſtätigen, vor der verſammelten Gemeine 
bei Gelegenheit der Kirchenvifitation zu vereidigen und den- 
felben die Kirchen, Caſſe, Gebäude, Imventarium, zu überge: 
ben. In welchen Fällen es einer befondern Berichterſtaltung 
an die Regierung bedürfe, wird dem Ermeſſen des Super- 
intendenten überlaſſen. Nur in dem Falle, daß der Super 
intendent zugleich Pfarrer bei der Kirche ift, für die ein 
Vorſteher ernannt werden foll, ift derſelbe verbunden, die Bor- 
Dh der Königl. Regierung in Vorſchlag zu bringen. 

4) Sedes Mitglied der Gemeine, das zur Führung eines Kir 
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chenvorſteheramtes geſchickt ift, iſt verbunden, baffelbe anzu⸗ 
nehmen und wenißſtens 3 Jahre lang unentgeldlich zu 
führen. 

5) Kein Patron, Beamter Pfarrer oder Schullehrer kann 
zu dem Vorſteheramte gewählt und in Vorſchlag gebracht 
werden. 

6). Was die Geſchäfte der Vorſteher anbetrifft, fo werden 
dieſelben hiermit auf die Inſtruction vom 24. Oktober 1801 
verwieſen. 


90. 


Bekanntmachung der Regierung zu Danzig v. 
19. November 1840 (Danz. Amtsblätter 1840 S. 220.) 
Ueber Wahl und Beſtallung der Kirchenvorſteher beſtimmt: 
4) Bei einer jeden Parochialkirche müſſen wenigſtens zwei 

Vorſteher angeſtellt fein und werden diefe Vorſteher in 

der Regel; 

a, bei Kirchen, wo das Patronatsrecht dem Könige als Lans 
desherrn oder als Grundherrn zuſtehet, fo wie da, wo das 
Patronats⸗Recht auf Seiten einer Privat-Perfon oder eines 
Magiſtrats if, von dem Patron oder reſp. in beffen Stel- 
vertretung gewählt und beſtätigt, 

b, bei ſolchen Kirchen hingegen, wo das Patronatsrecht 
Sache der Gemeinde- Glieder, ſei es der ſämmtlichen oder 
des anſäßigen Theils derſelben iſt, von der patronatiſchen 
Gemeinde gewählt und diefe Wahl durch den Kreis⸗Land⸗ 
rath nach vorher genommener Ueberzeugung von der Quali⸗ 
fication genehmigt; da wo jedoch eine bisher zweifelsfreie 
Obſervanz ein anderes Verfahren eingeführt hat, fol es 
dabei fein Bewenden behalten, fo wie auch in Bezug auf 
die Dauer dieſes Amts die bisherige Obſervanz jeder Rice 
nicht außer Acht zu laffen. 

2) Die Vorſieher müſſen jedesmal Mitglieder der Kirchen⸗ 

Gemeinde ſein. 

3) Die Vorſteher bilden mit dem Pfarrer der Kirche das 

Kirchenkollegium, welchem die Verwaltung der äußeren 

Rechte der Kirchengeſellſchaſt zuſteht, jedoch der Aufficht des 

geiſtlichen Inſpektors (Superintendenten, Dekans) unterge⸗ 

ordnet ift 
4) Die fpecielle Verwaltung des Kirchenvermögens liegt den 
Vorſtehern ob; fie müffen jedoch den Pfarrer dabei zuziehen 
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und dürfen obne deſſen Einwilligung weder Einrichtungen 
zur Aufbewahrung der Gelder und Dokumente treffen, 
noch Kapitalien ausleihen, oder ausgeliehene einziehen, auch 
überhaupt mirgend eine Veränderung in der bieberigen Ein 
richtung oder außerordentliche Berwendung von Kirchengeldern 
vernehmen. In welchen Fällen es bei ſolchen Operationen 
nach der Einwilligung dee Patrone, des geiſlichen Inſpel⸗ 
kors oder der geiſtlichen Obern bedarf, beſtimmen die Ge⸗ 
fege (A. L. R. Thl. II. Tit. 11. 5. 620 u. f.) deutlich. 
6) Das Verhältniß der weltlichen Mitglieder des Kirchenvor⸗ 
ſtandes zu dem Pfarrer ift in der Ark feftzubalten, daß der 
Letztere im Kirchen⸗Kollegium zwar primus inter pares ift, 
es fih aber von ſelbſt versteht, daß an den Beratpſchlagun⸗ 
gen über feine eigenen, oder fein Selbſtintereſſe irgend ber 
treffenden Angelegenheiten niemals beiwohnen und in folden 
keine Stimme geltend machen darf. 


91. 


N. vom 15. Dez. 1823 (v. K. Ann. 1833 S. 374) 
die Konkurrenz der Stadtverordneten bei Verwal⸗ 
tung des ſtädtiſchen Kirchenvermögens betreffend. 


Mit Rückſicht auf den unterm 19. Juni pr. von der 
Königl. Regierung Über die Konkurrenz der dortigen Stadt, 
verordneten bei der Verwaltung des ſtädtiſchen Kirchenvermö⸗ 
gens erſtatteten Bericht, erhält die Königl. Regierung anliegend 
Abschrift des den Stadtverordneten von den unterzeichneten Mis 
niſterien ertheilten Beſcheids zur Nachricht, und um davon 
auch dem dortigen Magiſtrate Kenntniß zu geben. 


„ 4. Die von den Stadtverordneten zu Frankfurt bei dem 
mitunterzeichneten Minifterio des. Junern und der Polizei 
eingereichte Vorſtellung vom 28. März v. J. über die von 
Ihuen in Anſpruch genommene Konkurrenz bei Verwaltung des 
ſtädtiſchen Kirchenvermögens geht, ſowie die diefer Vorſtellung beiz 

x mo beiden Gutachten von einer unrichtigen Unficht über den 
eſchäftskreis aus, welcher der nach $- 179 a. der St. O. für 
die kirchlichen Angelegenheiten zu ernennenden ſtädliſchen Des 
putation zusteht. Nachdem in der durch die G. S. publicir⸗ 
ien Allerhöchſten Deklaration v. 7. Nov. 1811 ausdrücklich 
erklärt worden ift, daß die Vorſchrift F. 179 litt. a. der St. 
O. allein von denjenigen Kirchen gilt, deren Patron der Mas 
girat oder die Stadt ift, fann es nicht mehr zweifelhaft fein, 
daß die in der allegitten Stelle der St. O. näher bezeichnete 
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fade Deputation für das Kirchenweſen nur zur Ausübung 
des ſtädtiſchen Patronatrechts und zwar in fo weit beftimmt 
ift, als der den ſtädtiſchen Deputationen durch 5. 175 der St. 
O. überhaupt angewieſene Geſchäftskreis durch die, in dem 
Kirchenpalronat liegende Befugniß berührt wird, mithin zur 
Beſorgung oller derjenigen Patronats-Gefhäfte, womit Kominis 
ſtration verbunden if, oder die anhaltende Aufficht und Kon⸗ 
trolle oder Mitwirkung an Ort und Stelle bedürfe. 


Wenn gleich die Mitglieder dieſer Deputation in dem $. 
170 litt. a. der St. O. „Obervorſteher „und „ Kirchenvorſte⸗ 
her“ genannt werden, fo ift es doch ein Jrrthum, wenn die 
Stadtocrordneten in ihrer Vorſtellung v. 28. März v. J. und 
dem derſelben beigelegten Gutachten dieſe ſtädtiſche Deputation 
für die geiftlichen Angelegenheiten für gleichbedeutend und Ten 
tiſch mit denjenigen Repräſentanten der Kirchengemeinde 
Halten, welcher unter dem Namen „Kirchenvorſtand“ „Kirchen⸗ 
vorſteher“ „Presbyterium,“ oder welchen Namen fie font nach 
jedes Orts Verfaſſung führen, die unmittelbare Verwaltung 
des Kürchenvermögens unter Aufſicht des Patrons zufleht, 
Es wird vielmehr dieſer nach den Vorſchriften des A. E. R. 
zur unmittelbaren Verwaltung des Kirchenvermögens be⸗ 
flimmte Kirchenvorſtand nach wie vor den Vorſchriften der 88. 
552 und 553 Til. 11. Tl. II. A. L. R. gemäß ernannt, 
welche durch die St. O. keineswegs abgeändert ſind, noch ab⸗ 
geändert werden konnten, da, wie die Stadtverordneten durch 
Einſicht der aleg. SS. Sich überzeugen werden, das Geſetz 
ſelbſt ſchon des Falles erwähnt, wo die Ernennung der Kir- 
chenvorſteher weder dem Kirchenpatron noch den Kirchengemei⸗ 
nen, ſondern andern Perfonen und Behörden zuſteht. Uebers 
haupt aber it in der Verfaſſung der Kirchen durch die St. 
O. nichts geändert worden; denn auch an ſolchen Orten, 
wo dieſelben Individuen, aus denen die Kirchengemeinde be⸗ 
Bett, auch die bürgerliche Gemeinde bilden, bleiben doch die 
Kommune und die Kirche ſo völlig verſchieden moraliſche 
Perſonen, daß fogar der Sch eines zwiſchen beiden zur Set, 
ſetzung ihrer gegenſeitigen Rechte und Verbindlichkeiten nach 
. 659 und 661 Tit 11. Thl. II. A. L. R. zu führenden Pros 
zeſſes febr wohl möglich bleibt. 

Was nun aber die zur Beſorgung der aus dem Patror 
natrecht entſpringenden Verwaltungs geſchäfte, nach litt. a. des 
9. 179 der St. O. zu ernennende ſtädtiſche Deputation bes 
trifft, fo werden die beiden aus der Gemeine, worunter hier 
die Kirchengemeine verſtanden wird, zu ernennenden Mitglieder 
allerdings dem §. 175 der St. D. gemäß von der Stadt 
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verordneten -Verſammlung erwählt werden muſſen, wie denn 
überhaupt auch dieſe Deputation für die kirchlichen Angelegen⸗ 
beiten zu dem Mogiftrat und den Stadtverordneten in denselben 
Beziehungen cht, in welchen nach der St. O. alle ſtädtſiche 
Deputationen und Kommiſſionen ſtehen. 

Daraus aber, daß der ſtädtiſchen Deputation für die Fire 
lichen Angelegenheiten nur die Beſorgung der, in dem Dëst, 
ſchen Patronat liegenden Administrations s Angelegenheit obliegt, 
folgt ferner, daß fie mit einer unmittelbaren Verwaltung des 
Kirchenvermögens nicht zu thun hat, und daß die Differenz 
wiſchen dem dortigen Magiſtrat und den Stadtverordneten 
über die Kontrolle dieſer Verwaltung ſich von felbft auflöfet. 

Indem, nämlich die gedachte Deputation nur die in den 
$$. 621. 626. 629. 630. 032. 037. 045, 647. 651. 652. 
658, 668. 676. 671. 680. 687. 690 700 u. f- w. Tit. 11. 
Su II. A. E. R. näber bezeichnete Einwirkung des Patrons 
auf die Verwaltung des Kirchenvermögens ausübt, wird die 
Kirchenrechnung keineswegs von ihr abgelegt, ſondern von 
ihr, als Repräſentanten des Patrons, dem Kirchenvorſtande 
abgenommen. Es eriftiren daher gar keine Rechnungen der 
ſtädtiſchen Deputation für die Kirchen⸗Angelegenheiten, über 
deren Durchlegung und Beien zwiſchen den Stadtverordne⸗ 
ten und dem Magistrat eine Differenz entſtehen könnte. Wohl 
aber liegt es völlig in den Beſtimmungen der litt. f des $. 
183. und des 6. 185 der St. O. daß ſowohl die Stadtverord⸗ 
neten als der Magiſtrat die Deputation für die kirchlichen 
Angelegenheiten hinſichts ihrer Geſchäfsſührung zu kontrolliren 
berechtigt ſind, und daß Beiden die Einſicht der Verhand⸗ 
lungen der Deputation, ſo wie der Kirchen Etats und Kirchen 
rechnungen felbft, foweit foldbe für die gedachte Kontrolle ere 
forderlich iſt, nicht verweigert werden kann. Die übrigen Be⸗ 
schwerden der Stadtverordneten über die Geschäftsführung der 
Deputation entſcheipet der Magſſtrat, mit Vorbehalt des Rer 
kurſes an die Regierung. Auf dieſe Weiſe werden daher die 
Stadtverordneten Dé in dem Stande befinden, das allerdings 
bedeutende Intereſſe gehörig wahrzunehmen, das die dortige 
Kommune bei der gehörigen Verwaltung des Vermögens der 
dortigen Kirchen, vermöge des beſondern Umſtandes bat, daß 
die Bauten und Reparaturen wenigſtens bei den lutheriſchen 
Kürchen von dem Patron allein aus dem Kämmereivermögen 
beſorgt werden müſſen. 

92. 


Reſc., v. 19. Juli 1827 die Konkurrenz der Stadt- 
verordneten bei Veräußerungen kirchlicher Grundſtücke 
betr. (o. K. Ann. 1827. S. 679. f.) 
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Der Königl. Negterung wird auf den Bericht 6. 27. Mal 
s in Betreff der Beſchwerde der on Stadtverordneten, 
wegen der ihnen beſtrittenen Konkurrenz bei Veräußerung eines 
der dortigen Kirche gehörigen Grundſtücks, hierdurch eröffnet, 
daß die von dem Magiſtrate in feinem an die Königl. Regie“ 
jerung hierüber erftatteten Berichte vom 24. März e. aufges 
feiten Anfihten nicht überall den geſetzlichen Beftimmungen 
konform find. 

Daß die Kirche feit langer Zeit ihre eigenen Vorſteher 
hatte, welche die Externa berſelben, und beſonders die Bers 
mögens⸗ Verwaltung unmittelbar und zunächſt beforgten, war 
in den allgemeinen Geſetzen begründet, und dabei hat es auch 
nach Emanirung der StD. vom 19. November. 1808 verblel⸗ 
ben ſollen. 

Eben fo ift das dem Magiftrate in Ausübung des Patro- 
natë zustehende Auſſichts-Recht, rückſichtlich vefen es, bei der 
dieſerhalb allgemein beſtehenden geſetzlichen Vorſchrift, des Be- 
ruſs auf den hiebei zurückerfolgenden Vertrag von 1612 nicht 
erft brach Hätte, an und für ſich ſtehen geblieben, Die S. O. 
enthält aber die neue Beſtimmung, daß der in dieſer nächſten 
Aufſſcht und Kontrolle beſtehende Theil des Patronat- Rechts 
Wahl punächft "më eine befondere Behörde, die mach der 
Worfehrift der S. 175—179 der St. O. zu wählende ſtädtiſcht 
— — — ausgeübt werden foll. Der Magiſtrat kann 
von der Befolgung dieſer allgemeinen geſetzlichen Vorſchtift 
nicht entbunden werden, namentlich nicht aus dem von ihm 
ganz irig aufgestellten Grunde, daß ihm das Patronat der 
Kirche als ein ſelbſiſtändiges, nicht von der Kommune Herzu- 
leitendes und keiner Modiffkation durch die Geſetze über das 
Komnmnalweſen unterworſenes Ehrenrecht zustehe, da vielmehr 
der wirkliche Eigenthümer des Palronats, die Kommune, und 
der Magiſtrat nur, als deren vorſtehende Behörde, mit der 
Ausübung des Patronat beauftragt, mithin auch allen, aus 
Veränderungen in der Kommmnal⸗Verfaſſung folgenden Modi- 
fikationen dieſes feines Geſchäfts⸗Auftrages fid) zu unterwerfen, 
allerdings verbunden ift, 8 

Der Magiſtrat war ferner, wie aus dem Obigem folgt, 
im Irrthume, wovon die im §. 179, der St. O. die Deutung 
unterlegte, daß die hierin angeordnete Deputation für die liri- 
lichen Angelegenheiten an die Stelle der bisherigen unmittelba⸗ 
ren Verwaltungs- Behörde (Vorſteher oder Proviforen) kreten 
follte. Denn nicht eine fole, genauer betrachtet, bloße Nas 
mengs Veränderung der unmittelbaren kirchlichen Verwalkungs⸗ 
Behörden ift gemeint, nur eine beſondre nächſte Auſſichts⸗Be⸗ 
hörde foll vorgeſetzt werden. 
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Wenn nun in Folge dieſer unrichtigen Auslegung des alles 
girten $. 179. die früheren Kirchen⸗Vorſteher entlaſſen worden 
find; fo folgt daraus, daß fie jetzt wieder eingeſezt werden 
müffen, und es muß ihnen die bisher von der ſtadtiſchen Des 
putation unrichtig geführte unmittelbare Verwaltung wieder 
übertragen und dagegen die ſaädtiſche Deputation in die richtige, 
durch die St. O. vorgeſchriebne Stellung gebracht werden. 


Wenn endlich der Magistrat in feinem Bericht die Be- 
bauptung auſſtelt, dem Kuchen- Vorsteher, Amte fei zunächſt 
und allein der Patron (Magiſtrat) vorgesetzt, und dieſem in den 
betreffenden Angelegenheiten die geiftliche Provinzial + Behörde; 
fo muß dies dahin berichtigt werden, daß die fädtifche Kirchen 
Deputation jeder Kirche unter der fernern Kontrolle des Ma- 
giſtrats, nicht minder aber auch unter derjenigen der Stadtver- 
ordneten⸗Berſammlung in Gemäßbeit des . 183, Lit. f. ELE) 
dergeftalt fiehn, daß die Stadtverordneten » Berfammlung bei 
vorkommender Veranlaſſung von der Geſchäftsführung der Des 
putation Kennmiß zu fordern und wegen Abſtellung etwaniger 
Ordnungswidrigkeiten bei dem Magiftrate, event, bei der Res 
gierung ihre Anträge zu machen berechtigt fei In dieſer Art 
und Weiſe fleht ihr frei, auch die Beſchlüſſe und Berichte der Kir» 
chen Deputation über die Veräußerung von Kirchen⸗Grundſtücken 
zu kontrolliren und die Stadtverordneten find in casu concreto 
nur darin zu weit gegangen, daß ſie ihre jedesmalige unmittel⸗ 
bare Zuziehung zu den Verhandlungen und Berathungen über 
dergleichen Angelegenheiten verlangt haben. 


93. -< 


Sefeh vom 8. Mai 1837. (6.©. 1837, S. 99.) über 
die perſönliche Fähigkeit zur Ausübung der Rechte 
der Standſchaft. 


Wir xw. haben Uns auf den Antrag Unſres Staatsmini⸗ 
ferium und nach eingeholtem Gutachten Unſres Staatsraths 
bewogen gefunden, über die perſönliche Fähigkeit zur Ausübung 
der Rechte der Standſchaft, der Gerichtsbarkeit und des Pa⸗ 
tronats für ſämmtliche Provinzen Unſrer Monarchie Folgendes 
zu verordnen: 


$. 1. Nur Perſonen von unbeſcholtnem Rufe find fähig, 
für fih oder Andre die Rechte der Standſchaft, der Gerichts⸗ 
barkeit oder des Patronats auszuüben oder in ihrem Namen 
ausüben zu laffen. 
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8. 2. In Anſehung der Standſchaft verbleibt es in dieſer 
Beziehung bei den darüber vorhandenen beſondern Verord⸗ 
nungen. 

F. 3. Wer nach Maßgabe jener Verordnungen wegen Man- 
gels unbeſcholtnen Rufs von der Ausübung der Standſchaft 
ausgeſchloſſen worden ift, fol auch der Ausübung der Gerichts. 
barkeit ober des Patronats (g. 1.) verlufig geben. 

$. 4. In einem ſolchen Falle hat die Regierung, in deren 
Bezirk das berechtigte Gut liegt, wegen fernerer Verwaltung 
der genannten Rechte fofort das Erforderliche zu veranlaſſen. 

$. 6. Wird ein zur Standfchaft gehörender Gutsbeſſter 
der Gerichtsbarkeit oder des Patronats durch Kriminal⸗Erkenntniß 
für verluftig erklärt, fo liegt dem Gerichte ob, ſofort nach bes 
ſchrittner Rechtskraft des Erkenntniſſes, dem Dber- Präfidenten 
der Provinz davon Kenntniß zu geben, damit auch die Aus⸗ 
ſchließung von der Standſchaft in dem geordneten Wege vers 
anlaßt werden kann. 

F. 6. Wo mit dem Befige eines Landguts zwar Gerichts⸗ 
barkeit oder Patronat, nicht aber auch Standſchaft verbunden 
if, fol die Unfäbigkeit zur Ausübung der zuerſt genannten 
Rechte jederzeit eintreten, wenn der Beſitzer entweder 


I. durch rechtskräftiges Krim.⸗Erkenntniß 

a. zur Verwaltung öffentlicher Uemter, oder zur Ableitung 
eines nothwendigen Eides für unfähig, oder 

b. des Adels unter dem Hinzutritt Unſerer Allerhöchſten Ger 
nehmigung, oder des Bürgerrechts, oder des Rechts zur Tra⸗ 
gung der National- Kofarde für verluftig erklärt, oder 

c. zur Zuchthausſtrafe oder Feſtungarbeit, oder 

d. wegen Meineides, Diebſtahls oder Betrugs zu irgend einer 
Kriminalſtrafe verurtheilt worden ift; 

oder 

II. in den Fällen des $. 39. der St.- O. vom 19. Nov. 

1808 oder der $$. 19. und 20. der revidirken St. -D. vom 
17. März 1831 durch einen Beſchluß der Stadtbehörde das 
Bürgerrecht verloren hat. 

8.7. Die Regierung bat, fobald einer der vorſtehend bezeich⸗ 
neten Fälle zu ihrer Kenntniß gelangt, denſelben von Amts. 
wegen zu verfolgen, und nach vorgängiger Vernehmung des 
Beſitzers, auch nach näherer Unterfuchung, wo eine folde 
noch erforderlich erſcheint, in einer Plenarſitzung auf den 
ſchriftlichen Vortrag des Juſtitiars einen Beſchluß über die 
Anwendung des Geſetzes abzufaſſen, und ſolchen dem Beſſtzer 
in einer Ausfertigung mitzutheifen. 
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S. 8. Gegen den Beſchluß der Regierung findet nur der 
Rekurs an das Miniſterium des Innern und der Polizei ftat, 
ohne Beſchränkung auf eine beſfimmte Friſt. Das Minifter 
rium hat in Verbindung mit denjenigen Minifterien, zu deren 
Reſſort die Verwaltung der Gerlchtsbarkelt oder des Patronats 
gehört, die Beschwerde zu prüfen und darüber zu entfcheiden, 
der Rekurs hält jedoch die Ausführung des Beſchluſſes der Ne 
gierung nur dann auf, wenn er innerhald ſechs Wochen, vom 
Tage der erfolgten Zustellung deſſelben an gerechnet bei dem 
Dber- Präfidenten angebracht worden iſt. 

$. 9. Wenn die Unfähigkeit des Befigers ausgeſprochen 
ift, fo wird fortan und auf die Dauer feines Beſitzes die Ber- 
waltung. der Gerichtsbarkeit oder des Patronats in Unſerm 
Auſtrage geführt, und die damit verbundnen Laſten und Koften 
werden, ohne daß bierüber ein Prozeß zuläffig if, aus dem Vers 
mögen des Beſtzers bestritten. War der Letzten zur Ausü⸗ 
bung der genannten Rechte nur für Andre berufen, fo fällt die 
Verwaltung dieſen oder deren anderweit zu beſtellenden Bers 
tretern anbei 

$. 10. Inſoſern nach beſonderer Lehnsverfaſſung der Mans 
gel unbeſcholtnen Rufs ſchon zu dem Beſitz eines Lehnsgutes 
und zur Beleihung überhaupt unfähig macht, behält es auch 
ferner dabei fein Bewenden. 

8. 11. Nur eine ausdrücklich von Uns Allerh. ſelbſt aus, 
geſprochne Wiebereinfegung in die verloren gegangnen Rechte 
macht zu deren Wiederausühung fähig. Der bloße Erlaß oder 
die Verwandlung erkannter Strafen, oder die Wiederverleihung 
der aberkannten National-Kokarde hebt die Wirkungen der Une 
fähigkeit nicht auf. 

$. 12. Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes finden auch 
auf die Jurisdiktions⸗ und Patronats ⸗Rechte Anwendung, 
welche einzelnen Perſonen oder Familien ohne Verbindung mit 
dem Beſitze eines Gutes zustehen. 


94. 


B, ber Ren bu Marienwerder v. 28, Aug. 1811. 
(Nar.⸗Amtsbl. 1811. S. 197.) Die künftige Verwaltung 
des Kirchen⸗Vermögens der Weſtpreußiſchen Kirs 
chen betreffend. 

Die Königl. Regierung zu Westpreußen hat bei Ueber⸗ 
nahme der Geiſtlichen⸗ und Schul⸗ Angelegenheiten zugleich die 
Verwaltung derjenigen, einzelnen Kirchen und milden Stiftuns 
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gen zugehörigen Vermögensmaſſen ſich unterzogen, welche bis 
dahin in dem Depofitorio des Königl. O. L. Gerichts von 
Weſtpreußen verwaltet wurden, außerdem aber die Rechnungen 
allen denjenigen Kirchen abgenommen, welche dem Patronat 
Sr, Majeftät des Königs, oder der unter beſondrer Aufſicht 
des Staats stehenden Korporationen unterworfen find. 

Dieſe Verſaſſung wird von jetzt ab nicht mehr ſtattfinden, 
ſondern es werden bei Verwaltung und Verrechnung des Kir⸗ 
chen⸗Vermögens nachfolgende Bestimmungen eintreten. 

S. 1. Jede Kirche, fie fei Königl. oder fremden Patro 
nats, verwaltet von jetzt ab ihr Vermögen unter Zuziehung 
eines Pfarrers, durch wenigstens zwei Kirhenvorfteher, welche 
von der Gemeine gewählt, und von den Erzprieſtern (Super⸗ 
intendenten und Dekanen) nach der denselben bereits ertheilten 
und hierunter erneuerten Anweiſung verpflichtet werden. 

Es liegt vornämlich den Pfarrern ob, daß die Kirchen: 
Gemeinden ungeſäumt zur Wahl der Kirchenvorſteher, wo folde 
noch nicht beſtellt find, geſetzlich vorſchreiten, die ſämmtlichen 
Pfarrer aber haben bis zum 1. Dez. c. durch die vorgeſetzten 
Erzprieſter uc. anzuzeigen, daß und wie die hiernach erforderli⸗ 
chen Vorkehrungen und Einrichtungen getroffen worden. 

Sobald dies geſchehen fein wird, ſollen diejenigen Kir⸗ 
chenmaſſen, welche bis jetzt noch in der geiſtlichen und Schule 
kaſſe der Königl. Regierungen von Weſtpreußen afferbirt wors 
den, den Kirchen, welchen ſolche gehören, zur eignen weitern 
Verwaltung übermacht werden. 

$. 2. Die Kirchenvorſteher und der Pfarrer verwahren 
das der Kirche zugehörige baare Geld, die Kofibarkeiten, 
Schuldverſchreibungen und andere Urkunden an einem feſten, 
gegen Feuer und Beraubung geſicherten Orte unter gemein“ 
ſchaftlichem Beſchluß. Zu der vorerwähnten Urkunde gehören 
vorzüglich auch die Ercktionen, deren Ausmirtlungen, wo fie 
fehlen, die Kirchenvorſteher und der Pfarrer Dä mit Sorgfalt 
angelegen fein laſſen müſſen. 

Die Vorkehrungen zur zweckmäßigen Einrichtung dieſes 
Beſchluſſes werden zunächſt von den Pfarrern erwartet. 

5. 3. Wegen der fonfigen Amtsführung diefer Kirchen: 
vorſteher treten die geſetzlichen Bestimmungen des A. L. R. 
Thl. II. Tit. 11. Abſchnitt 9. $. 618 f. bis 637. ein, infos 
weit nicht bei den ſtädtiſchen Kirchen ein anderes durch die 
St.⸗O. oder fonft verordnet worden. Die Pfarrer haben bes 
ſonders auf dem Lande dahin zu wirken, daß die vorangeführ⸗ 
D gefsfihen Beftimmungen, vorzüglich Diejenigen, weiche die 
Einziehung und Austhuung von Kapitaliem, die Veräußerung 
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des Kunchen⸗Vermögens u. f. w. ‚betreffenden jedes maligen Rir- 
chen⸗Vorſtehern hinlänglich bekannt werden. 

F. 4. Die jährlichen Rechnungen werden von den Bors 
ſtehern, bel Kgl. Palronatskirchen vor den Erzprieſtern allein, 
bei Kirchen fremden Patronats vor dem Patron und Erzprie⸗ 
Berg abgelegt, und mit den Abnahme Protokollen der Kgl. Res 
gierung eingefandt, nicht um fie ſpeciell zu revidiren und zu 
dechargiren, ſondern blos um groben Mißbrauch, wo er fi 
zeigen möchte, zu ahnden, und über die Erhaltung des Stamm- 
vermögens zu wachen. ne 

(Vorstehende Verordnung wird in Erinnerung gebracht 
durch die Verfügung derſelben 2 v. 24. Februar 1820 
(Mar. Amtsbl. 1820. S. 75) mit der Bedingung, daß bei 
den Kirchen Viſitatjonen genau auf die Beobachtung derſelben 
geachtet werden muß, indem wenn ſolches wider Erwarten un⸗ 
terbleibt, die machläßigen Reviſoren von der Verantwortung 
keineswegs werden entbunden 3 

95. 

V. d. R. z. D. v. 28. Sept br. 1822 (D. Amtsbl. 1822 S. 610 
sequ.) Die Verwaltung des Vermögens der Kirchen, 
Schulen und andern milden Stiftungen betreffend. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß die Verwaltung des 
Vermögens der Kirchen, Schulen, Armenanſſalten, Hospitäler 
und andern milden Stiftungen nicht durchweg auf die geſetz⸗ 
liche Weiſe erfolgt, und da der Grund hiervon in der Uns 
Eenntniß des ſichernden Verfahrens und der Geſetze zu liegen 
ſcheint, fo haben wir uns zu folgender, die Hauptpunkte dies 
ſes Verfahrens betreffenden Anweiſung veranlaßt gefunden. 

8. 1. Jede Kirche, Schule und milde Anstalt ift mit eis 
nem Vorſtande, deſſen Zuſammenſetzung und innere Einride 
tung auf allgemeinen Vorſchriften oder auf dem betreffen. 
den Fundations⸗Dokument beruht, entweder fon verfehen, oder 
es muß dafür geforgt und beim Mangel einer folen Einrich⸗ 
tung uns binnen 14 Tagen, vor der Zeit der Einrückung die⸗ 
fer Beſtimmung in unfer Amtsbl an, von derjenigen Behörde 
oder einzelnen Perſon, unter welcher folde Anſtalt bisher fand, 
Anzeige davon gemacht, und es müſſen Vorſchläge zu den bies- 
fälligen Einrichtungen beigefügt werben. d 

. 2. Im Fall eine andre Behörde zu einer foldjen Ans 
zeige nicht vorhanden fein follte, fo liegt dieſe den Herrn Dı 
pfarrern, den Magiſtraten, den Irtendantur⸗ und Domainen: 
Aemtern, ſo wie den Herren Landräthen ob, und werden wir 
bei unterlaſſener Anzeige uns an die eben genannten Behörden 
wegen jedes dadurch entfiehenden Nachtheils, und zwar zuerſt 
an diejenige halten, welche einer ſolchen Anſtalt zunächst fett, 

Foi, lb. b. liebt u. Suech: 47 


738 


$. 3. Ob eine ſolche Anſtalt bereits eine von uns anerkannte 
Verfaſſung hat, wird ſich aus den, zu denſelben gehörigen Schrif⸗ 
ten fogleich ergeben, und bedarf es auch hinſichtlich folder, milderen 
Einrichtung wir ai auen ſchon beſchäftigt find, keiner Anzeige. 

S. 4. Einer jeden Stiftung follen mindeftens drei Perfor 
nen vorſtehen, und it, wo dies nicht der Fall jetzt fein folte, 
ebenfalls binnen 14 Tagen darüber zu berichten. 

F. 5. Die der EECH gehörigen und fie betreffenden Schrife 
ten find sorgfältig aufzubewahren nach folgenden Beftimmungen: 

a) über fämmtliche vorhandene, die Stiftung betreffende Schrif⸗ 
ten, die die Gründung, das Vermögen, die Einrichtung, die 
Verwaltung, im Allgemeinen überhaupt deren Fortdauer be: 
treffen, ift ein ſpezielles Verzeichnſß anzufertigen. 

b) Die Vermögensgegenſtände, wohin vorzüglich die Dofu- 
mente über Activkapitalien und üder Grundſtücke der Stif⸗ 
tung, und bei den Kirchen die Kirchengeräthe aller Art ges 
hören, müſſen ebenfalls in Verzeichniſſe gebracht und ihr 
Zuſtand muß genau z. B. bei den Grundstücken, die Lage 
und die Grenzen eines jeden angegeben werden. 

c) Anderweite Schriften, welche nicht zu a) gerechnet werden 
können, müſſen nach ihrer Verſchiedenheit und jede Abthei- 
lung für ſich nach der Zeitfolge geheftet und in der Nad- 
weiſung b) dem ſummariſchen Inhalte und der Zahl der 
Stöße nach, mitaufgeführt werden. 

Zu dieſen Schriften gehören beſonders die Adminiſtrativ⸗ 
Rechnungen, die alfo in Jahrgängen zuſammen bleiben. 

S. 6. Sind mehrere Inſtitute zwar unter Eine Abmini- 
ftration gefellt, wird aber das Vermögen eines jeden dennoch 
abgeſondert verwendet, fo müffen auch die, im vorigen $. ge⸗ 
dachten Verzeichniſſe abgeſondert angefertigt werden. 

So ift denn auch das Kirchen⸗Bermögen von den Pfarr- 
gütern zu trennen, 

$. 7. Bei biefen Verzeichniſſen oder Inventarien ſoll eine 
beſondere Rückſicht auf die vorhandenen Bücherſammlungen ger 
nommen und davon ein Katalog gefertigt werden. Derſelbige 
muß fih auch auf etwanige Manuſcripte ausdehnen und jedes 
Werk muß ſeinem Inhalt, dem Druckort, dem Namen des Ver⸗ 
ſaſſers und feinen Theilen und Bänden nach, angegeben fein. 

Die Herren Superintendenten und Dekane find verpflich⸗ 
tet, fih von dieſen Sammlungen, foweit ſolche zu Kirchen und 
Schulen gehören, Kenntniß zu verſchaffen, daher fie Abſchrif. 
ten der Kataloge einzufordern, ſolche zu ſammeln und ihren 
Nachfolgern zu gleichem Zwecke zu hinterlaſſen haben. 

3.8. Die $. 5 gedachten Documente sub a) und b) 
müſſen ſtets in einem Kaſten Dé befinden, der entweder ganz von Eis 
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fen oder von Eichenholz mit Eiſen befhlagen und mit drei Schlöſſern 
berſehen fein muß, zu deren einem ein jedes Mitglied des Vore 
ſtandes einen Schlüſſel hat, damit nur im Beifein und Zutritt 
Aller die Eröffnung geſchehen kann. 

Die $. 5. sub. c. angegebenen Schriften müffen entweder eben. 
falls injenem Kaſten ober an einem fichern, verſchloſſenen Orte auſbe. 
wahrt und wenn fie im fortlaufenden Gebrauch bleiben, nur gegen eie 
nem, inden Kaſten zu legenden Empfangſchein ausgeantworket werden. 

Eine gleiche Beſcheinigung muß fatt finden, wenn eines der im 
8. 58ub n und bangegebenen Instrumente auf einige Zeit ausgegeben 
oder verſchickt wird. Im letztern Falle muß wenigen der Vorſtand 
einen ſchriftlichen Nachweis, wo das Inſtrument geblieben ift, in den 
Kaſten legen, und es muß aus demſelben die Veranlaſſung und das 
Datum der Ablendung, fo wie der Empfänger erſehen werden können. 

$. 9. Dieſer Kaften muß an einem, der vorgeſetzten Ber . 
börde eine für allemal anzuzeigenden und ohne beſondre Er- 
laubniß oder dringende vorübergehende Veranlaſſung nicht zu 
verändernden Ort, und bei Kirchenfaften an einer ſchicklichen, 
beſonders verſicherten Stelle in der Kirche aufbewabrt werden. 

$. 10. In dieſen Kaften it auch jederzeit alles baare 
Geld zu legen, mit Ausnahme einer, dem laufenden Bedürſ⸗ 
niſſe zu Ausgaben angemeſſenen Summe, die dem Rechnungs⸗ 
führer nach der Bereinigung des Vorſtandes gegeben werden kann. 

S. 11. Die $. 5. gedachten Verzeichniſſe unterſchreibt bei 
ihrer Anfertigung jedes Mitglied des Vorſtandes: alljährlich 
zweimal werden ſolche durch denselben nachgeſehen und es wird 
ermittelt, ob deren Inhalt mit dem wirklichen Befund überein: 
fimmt: Hierüber wird jedesmal eine kurze Verhandlung ak 
genommen, in welcher die gefundene Abweichung, der Grund 
derſelben und die für etwa mögliche oder nöthige Ergänzung 
getroffenen Maaßregeln angegeben werden. 

J. 12. Alle auf den Inhaber lautende Schuldinſtrumente, als: 
Pfaudörieſe, Staateſchuldſcheine u. Le, müffen, infofern es bei den 
vorhandenen mod nicht geſchehen it, fogleich, und bei den künſtig 
eingehenden gleich bei ihrem Eingange außer Cours geſetzt und die 
Aufhebung diefer Beſchränkung ebenfalls hier veranlaßt werden. 

Es haben daher die Vorſtände Schuldokumente der Art, 
in fo fern fie noch nicht außer Cours geſetzt fein ſollten, zu 
dem Bebufe bei uns binnen 14 Tagen einzureichen und beim 
künſtigen Eingange ſolcher Dokumente ebenſo zu verfahren. 

Sobald ein foldes, es mag jetzt schon vorhanden fein oder 
erſt künftig eingehen, wiederum in Cours geſetzt werden ſoll, iſt 
daffelbe uns zu dem Behufe einzuſenden. 

8, 13. Die allgemeinen Vorfchriften bei Verwaltung des 
Vermögens der Kirchen und Pfarrgüter find Tit. 11. Abschn. 9 

DA 
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und 10. Tbl. II. A. 2. R. enthalten, auf welche hiermit hinge 
wieſen wird und die auch Stiftungen und milden Anftalten 
zur Richtſchnur dienen, inſofern fie nicht mit beſondern abwei⸗ 
chenden Anweiſungen Den verfehen find. 

Wir machen hier zur vorzüglichen Beachtung auf die 
$$. 629 sequ, aufmerkſam und verpflichten die Vorſtände, 
keine Geldſummen, die an fih zu einer Ausleihung Déi eige 
nen, in der Kaffe, alſo ungenutzt, zu behalten, ſobald es fe 
ſteht, daß foidhe überhaupt nicht in einer beſtimmt nahen Zeit 
zum laufenden Bebürfniffe werden erfordert werden, und machen wir 
die Vorſtände verbindlich, der Kaffe die, auf folche Meife entbehrten 
Zinſen aus ihrem eignen Vermögen folidarifch mit 5 PEt. zu erſetzen. 

Was das Verfahren bei Ausleihungen betrifft, ſo kann 

S. 14. nur eine ſolche Sicherheit als genügend angeſe⸗ 
hen werden, wenn auf den Grund einer gerichtlichen Taxe das 
Darlehn bei ftädtifchen Grundſtäcken innerhalb der erſſen Hälfte 
und bei ländlichen innerhalb der erſten zwei Drittheile des Zar, 
betrages, vorausgeſetz, daß die Gebäude bei einer Feuerſcha⸗ 
dens⸗Verſicherungsanſtalt mit einem Quanto, das ihren Wie- 
derauſbau ſichert, eingetragen find und darin erhalten werden, 
ſteht und im Hypothekenbuche eingetragen ift, 

Da dieſe Eintragung in der Regel vor der Auszahlung 
des Darlehns nicht erfolgen kann, fo muß der Vorſtand ehe 
ee zur Auszahlung ſchreitet, im Befig des gerichtlichen Schuld» 
ſcheins geweſen fein und dieſen dem betreffenden Gericht, gegen 
eine Beſcheinigung darüber, daß der Eintragung nach dem 
Inhalte des Schulvinſtruments nichts entgegen ſteht, welche 
Bescheinigung der Schuldner zu ſchaffen hat, ausgehändigt haben. 

$. 15. In den Fälen, in welchen bach 9,090 1.c. un. 
fere Genehmigung bei Darlehnen erfordert wird, muß uns die Vare 
des Grundstücks und ein, erft kürzlich ausgeſtellter Hypotheken 
fein vorgelegt werben, 

$. 16. Damit aber der Vorſtand jedesmal wegen des 
nöthigen Verſabrens bei dem vorhabenden Geſchäft gleich in 
der Nähe Anleitung erhalten kann, ſoll es ihm frei ſtehen, in 
folchen Angelegenheiten fih an den Landratz des Kreiſts zu wenden, 
in welchem der Vorſtand wohnhaft ift, und werden die Herrn Lande 
räthe' hierdurch den Beiſtand und Rath zu ertheilen veranlaßt. 

Bir fordern die Herrn Dekane und Superintendenten, 
auch Schulinſpektoren hiermit auf, dieſe Vorſchriſten bei den 
Nevifionen fetë zu beachten, und in den über letztern aufzu⸗ 
nehmenden; Protokollen und zu erftattenden diesfälligen Berich⸗ 
ten jederzeit zu bemerken, ob ſolche von dem Vorſtande befolgt 
worden find, oder in welchem Punkte dagegen gehandelt if. 
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Inſtruct. für die Weſtpr. Reg. d. d. Berlin, den 
21. Septbr 1773. 

D 4, Nro. 12.) Es gehört zu Unferer Oberlandesherrli⸗ 
chen Sorgfalt, daß das Vermögen aler, auch der Fatholifchen 
Kirchen, Köker, Schulen, Hofpitäler, piorum corporum 
und andern milden Stiftungen conſervirt, gut verwaltet und 
zweckmäßig angewendet, und die Capitalia fer und nicht 
aufer Landes placirt werden. Bei allen Kirchen müffen da: 
her ordentliche Rechnungen, von zwei dazu von dem Patrone 
zu beſtellenden Kirchenvälern oder Vorſſehern mit Zuzzehung 
des Parochi gefübret, die baaren Gelder nebſt den Obligatio⸗ 
nen in einem beſondern Kaften, wozu Parochus einen und die 
Kirchenvorſteher den andern Schlüſſel haben, wohl verwahrt 
und ohne Vorwiſſen des Patroni kein Geld ausgeliehen werden. 

Wo wir felbft Patronus find, müffen, und zwar in fo 
weit die Kirchen in Unfern Domainenämtern belegen, denen 
darin beſtellten Beamten, inſoweit die Kirchen fonft auf dem 
Lande oder in den Städten belegen, fo wie wegen der Klö⸗ 
Ber, Schulen, Sei: und piorum corporum Unſerer 
Regierung diefe Rechnungen jährlich abgelegt werden. 

Wo Jemand anders Patronus it, muß dieſem die Able- 
gung der Rechnung geschehen. 

Bei Gelegenheit dieſer Abnahme muß zugleich alles das, 
jenige unterſucht und regulirt werden, was wegen der Bauten 
und Reparaturen der Kirchen, Pfarr- und Schulgebäude, des 
Beitrags der Parochianorum ic. und fonft etwa in Gontefla- 
tion gekommen. 

Es muß der baare Beſtand dabei überzählt, daß foles 
geſchehen und deſſelben Nichtigkeit vom Prediger und Inſpektor 
bei Unterſchriſt der Rechnung atteſtiet; wegen der auf Sinfen 
ausgethanen Kapitalien hingegen, wo felbige ausſtehen, und 
wie dieſelben gefichert find, ebenfalls bei der Unterfehrift hade 
gewieſen werden. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß in den Fäl⸗ 
len, wo uns das Jus patronatus zuſtehet, bei Austheilung 
der Kirchengelder jedesmal mit Anzeige der Sicherheit bei Un- 
ſerer Regierung angefraget und dazu Conſens erbeten wer⸗ 
den muß. 

Von allen, auch denjenigen Rechnungen, welche bie Re 
geen ſelbſt nicht abnimmt, muß derſelben zu dem Ende ein 

uplicat eingeſendet werden, daß fie von der geſchehenen Ab⸗ 
nahme vergewiſſert werde, und allenfalls Monita darüber ma. 
chen könne. Beträgt das Vermögen über 500 Thlr. jährliche 
Einnahme: fo müſſen ſowol die von der Regierung ſelbſt ab. 


742 


genommene, als bie vorſtehendermaßen an fie eingefandte Rech⸗ 
nungen an unfere Oberrechenkammer in Berlin zur Revifion 
eingeſandt und mittels Berichts an das auch die katholiſchen 
Kirchenſachen dirigirende geifll, Departement Unſers Etatsmi⸗ 
wäert in Berlin, zu deren Abgebung an die Oberrechenkam⸗ 
mer abrefjirt worden. 

Aller andern geifil, Stiftungen wegen, welche keinen eige⸗ 
nen Patronum haben, müſſen die jährlichen Rechnungen von 
den zu deren Verwaltung beſteten Auſſehern Unferer Regie- 
rung abgelegt, und im übrigen es ebenfo, wie in Ansehung 
der Kirchen, bei welchen Wir Patronus ſind, gehalten werden. 
Wobei in Abſicht der Klöſter beſonders dahin zu ſehen, daß 
deren Vermögen durch unnöthige Wallfahrten und Reiſen der 
Drbensgeiflicen in fremde Zante, wozu fie ohnedem beſondere 
Permiflion bei Unſerer Regierung ſuchen müffen, nicht geſchmä⸗ 
iert werde. 

Es verſteht ſich auch in Anfehung aller dieſer der Regie- 
rung obliegenden Abnahmen von ſelbſt, daß, da folde am bes 
quemften in loco abzunehmen find, fie fih dazu Commissa- 
riorum aus ben Landvogteigerichten, Juſtizamtleuten oder Ma- 
giſtratsperſonen bedienen können. x 


96a, 


Da die Kirchen, Schul-, Armens, Zë und andere 
milde Stiftungscaffen fih im Beſih von Staatsſchuldſcheinen 
befinden können, welche ſämmtlich auf den Inhaber (au por- 
teur) lauten: fo erfordert es die Sicherheit dieſer Anftalten, daß 
gedachte Geldpapiere in der Art, wie ſolches im $. 48. Thl. 1. 
Tit. 15. des A. S. R. beſtimmt ift, außer Cours geſetzt werden. 
Wir ſetzen daher fet, daß 
1) bei allen, den gedachten Anſtalten zugehörigen, oder künf⸗ 
tig erworbenen Papieren der Art, unten, und fortgesetzt auf 
der Rückſeite derselben bemerkt werden fol: 


Urfund der Unterfihrift des Vorſtandes der Kirche, 
der, Schulcaſſe ic. und des beigedruckten Siegels. 


ERE 
Das Kirhencollegium, der Schulvorſtand ie. 
(Siegel) 
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2) Sollen die Papiere demnächſt wieder in den Cours geſetzt 
werben: fo geſchiebet solches ebenfalls durch das Kirchencol: 
leglum oder Die reſp. Vorſtände, durch folgende Befcheinigung: 

„Die vorstehenden Beschränkung diefes Staatsſchuldſcheins 
wird hierdurch wieder aufgehoben, und folder zugleich 
wieder in Cours geſetzt.“ 


Das Kirchencollegium, der Worfland der xc. 


3) Uebrigens gehören jene Papiere, fo wie überhaupt das ge- 
fammte Kirchen,, Schul, und Armencaſſen. Vermögen unter 
den gemeinſchaftiche Beſchluß des Kircpencolegiums oder des 
Vorſtandes der benannten Inflitute, 

Königsberg, den 12. Mai 1822. 


97. 


Circ.⸗Reſcript. v. 16. Febr. 1832 (v. K. Ann. 1832. 
Seite 98). 

Von dem unterzeichneten Ministerium ift verſchiedentlich 
die Bemerkung gemacht worden, daß die Geiſtl. noch in zu 
bäuſigen Fällen mit der Führung des Rechnungsweſens, auch 
wohl der unmittelbaren Rendantur für die Aerarien und an- 
dere kirchliche Fonds in Anſpruch genommen werden, ohne daß 
dazu weder eine Verpflichtung nach den allgemeinen gefelichen 
Verordnungen abwaltet, noch fonftige Gründe es rechtfertigen, 
ihnen dergl. Geſchäfte anzumuthen, oder ihnen auch felbft die 
freiwillige Führung derſelben von kirchl. Oberaufsicht wegen 
zu geſtatten. b 

Das kirchl. Rendantur⸗ und Rechnungsgeſchäft gehört der 
Regel nach, gemäß den Beſtimmungen des A. L. R. II. 11. 
8. 619 ff, zu dem Amte der aus der Gemeine, zu beſtellenden 
Kirchenvorſteher, und nur, wo es in der Gemeine, befonbers auf, 
dem Lande, an geſchäftserfahrenen Subjecten zur Wahl für 
das Kirchenvorſteheramt fehlt, fol nach . 627 1. e der Dfar- 
rer verbunden ſein, nicht die unmittelbare Adminiſtration des 
Kirchenvermögens für die Kirchenvorſteher überhaupt zu über: 
nehmen, ſondern nur ihnen durch Beſorzung der Schreidereien 
und der Rechnungsführung Beiſtand zu leiten, Auf diefe 
Grenzen ſeiner geſetzlichen Verpflichtung muß auch im Intereſſe 
der geiſtl. Amtsverwaltung der Regel nach um ſo ſtrenger ge⸗ 
halten werden, als nur eben in den vom Geſete bezeichneten, 
gewöhnlich nur kleinen und mit geringem Kirchenvermögen vere 
ſehenen Gemeinden, dem Pfarrer die Theilnahme an der um 
telbaren Aominifiration bes Zum, ohne feine beſorgl. Xi 
hung von den eigentlichen geiſtl. Berufspflichten, auferlegt wer- 
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den kann, und auch bier ſeine unmittelbare eigene Befaſſung 
mit Erhebung der kirchlſchen Einnahmen, ahlungsteiftungen 
und anderen dergleichen Geſchäften des eigentlichen Geld» und 
Administrations „Verkehrs, als eine allzu leichte Veranlaſſung 
feiner Verwickelung in allerhand, feinem’ geift. Anfehen und 
gutem Vernehmen mit feinen Pfarrkindern nachtheitige Geſchäfts⸗ 
bändel ſorgfältig vermieden werden muß. 


98. 
. der Reg. zu Königsberg vom 
19 Juli 1837. Ro, % K. S. 


Das Königliche Minifterinm der Geiſiichen⸗, Unterrichts, 
und Medizinal⸗Angelegenheiten bemerkt, daß noch immer die 
Geiſtichen mit Verwaltung des Kaffens und Rechnungs: We- 
fenë ihrer Kirchen über die Zuläßigkeit hinaus, an verſchiede⸗ 
nen Orten, beläftigt werden. d 

Nach dem Allgemeinen Landrecht Thl. II. Tit. 11. f. 627. 
ſteht es zwar feſt, daß, wo es beſonders auf dem Lande an 
tauglichen und im Rechnungsweſen hinlänglich geübten Sub⸗ 
jecten zu Kirchen⸗Vorſſehern mangelt, die Pfarrer Déi nicht ent» 
brechen dürfen dieſes Gefehäft mit zu übernehmen und die Schrei⸗ 
bereien nebſt dem Rechnungsweſen zu beforgen: allein darunter 
darf nicht die unmittelbare Adminiſtration des Kirchen⸗Vermö⸗ 
gens in Stelle der Kirchen⸗Vorſteher überhaupt, zu überneh⸗ 
men begriffen, ſondern nur ihnen durch Beforgung der Schreis 
og anb der Reihnungsfürung Weiland zu Wi, verftane 

en werden. d 

Jedenfalls aber muß darauf gehalten werden, daß die 
Geiſtlichen des Geſchäfts der unmittelbaren Receptur, und Nfe 
ſervation der betreffenden Fonds überheben bleiben, ihnen daher 

ein beſonderer Rendant aus den Mitgliedern der Gemeine beis 
gegeben werde. Am ſicherſten dürſte der Zweck, der hierunter 
beabfichtigt wird, erreicht werden, wenn die Herren Superin⸗ 
tendenten, wie bie Herren Pfarrer feibft recht angelegentlich 
dahin wirken, daß bei der Beſtellung der Vorſteher — denen 
nach 88. 619., 622 Tit. 11. Thl. II. des Allgem. Land⸗ R. 
die Verwaltung des Kirchen⸗Vermögens obliegt — in dieſe 
Aemter nur ganz voliftändig geeignete Männer dazu ermittelt 
werden. Der Sinn für die Nützlichkeit und Wichtigkeit dieſer 
Ebrenämter it, wo er erloſchen, zu erwecken und anzuregen. 
Auch dürfte es fih als ot nützlich erweiſen, wenn beſonders 
dahin geſtrebt würde, daß von den Aemtern der Vorſteher, 
bloße mechanische Ausrichtungen entfernt bleiben; wie z. B. 
das Herumtragen der Rlingfädel, welches auch von Unterbe⸗ 
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dienten, nämlich von Glöcknern und Kirchendienern ausgellbt 
werden kann. — Dem Einwande eines diesfallfigen Herkommens 
muß beſonders bei neuen Anſtellungen ſolcher Unterbebienten 
entgegenwürkt, und dieſen gleich bei der Annahme des Dien⸗ 
fes zur Pflicht gemacht werden, jenen Amtsverrichtungen 
Dé zu unterziehen. Es kann dieſen Unterbedienten den Ums 
Bopen nach und beſonders wo ihre Beſoldung fehe geringe ift, 
für dergleichen Ausrichtungen ein kleines Einkommen aus der 
Kirchen⸗Kaſſe bewilligt werden. 

Wir empfehlen recht dringend den ausgeſprochenen Zweck 
im Auge zu behalten und für deſſen Erreichung zu forgen. 

Alles Borangeführte beziehen wir unmittelbar auf die Ber- 
waltung des Kirchenvermögens ſelbſt; aber auch in ſolchen Fal, 
len wo den Geiſlichen eine aunabmweile Verwaltung beſon⸗ 
derer Fonds nach Maaßgabe etwaniger Stiftungs- Verordnun⸗ 
gen oder fonftiger fpecieller Verpflichtungen nicht abgenommen 
werden kann, iR doch nach äußerster Möglichkeit darauf zu bals 
ten, daß fie der unmittelbaren Receptur und eignen Affervation 
der betreffenden Fonds überhoben bleiben. 

In Rückſicht der Schulkaſſen⸗Rechnung die nach dem Oſt⸗ 
preuß. Provinzial⸗Recht Bufag 216. S. 4. von dem Prediger 
geführt werden fol, verweiſen wir auf die Amtsblatts + Verfü- 
gung vom 20. Juni 1827 Seite 163. und auf unſere Berord- 
nung vom 1, Dezember 1831 Nro. y, K. S. das kirchliche 
Mechnungsweſen betreffend. 


99. 

Circ.⸗Reſcript vom 17. Nov. (v. K. Ann. 1834 
S. vor den Banfverkehr für geiſtliche Inſtitute bes 
treffend, 

Da die Königl. Bank in ſehr vielen Fällen nicht zu übers 
ſehen vermag, ob die Quittungen, welche ihr über die den vı 
ſtehend genannten Stiftungen und Kaffen gehörigen Gelber ein⸗ 
gereicht werden, von den Won geſetzlich, verfaſſungs- oder ftife 
tungsimäßig befugten Perſonen ausgeſtellt find, aber nur an 
diefe — Zablung leiſten kann, fo ift zur Vermeidung des hiers 
durch herbeigeführten Schriſtwechſels zwiſchen den den gedachten 
geiſtlichen Juſtituten vorgeſetzten Behörden und den Bank Kom⸗ 
toir und zur Sicherung des prompten Geſchäftsverkehrs mit den 
letzteren vom 1. Januar f. 3. ab, folgendes Brfapren zu beobachten. 

a) Wenn ſich das betreffende geiſtliche ac. Inſtitut mit der 
Bank- Kaffe, welche zahlen fol, nicht an einem Orte befin⸗ 
det, fo muß der an die Königl. Bank gerichtete Zahlungs 
Antrag mäi an den dem Inftitute vorgefegten Superine 
tendenten oder Erzprieſter (Dekan) gelangen, der eine Mar- 


746 


ginal-Befcheinigung mit feinem Amtsſiegel beizufügen hat, daß 
diejenigen Perfonen, welche den Antrag unterzeichnet haben, 
zur Empfangnahme und Quittirung der beantragten Zah: 
lung Tegitimirt find. Auf den mit folder Beſcheinigung und 
der betreffenden Bant- Obligation begleiteten Antrag wird 
die Bank die Gelder fofort mit der Poft übersenden, woge⸗ 
gen ihr die Quittung darüber unfehlbar binnen 14 Tagen 
eingeſandt werden muß. Die Quittung iſt von denſelben 
perſonen, wie der Zahlungs⸗ Antrag zu unterzeichnen und 
bedarf alsdann weiter keiner Beglaubigung. 
Die Einfendung der Quittungen vor der Zahlung ift zu 
vermeiden. 
b) Iſt die Bank⸗Kaſſe an demſelben Orte, fo bedarf es Fei- 
nes schriftlichen Antrages auf Zahlung, diefe wird vielmehr 
Zug um Zug demjenigen geleiftet, der die Quittung famun 
ber Bank »Obligation einkeicht ($. 130. SN. I. Tit. 11. 
MER). Die Quittung muß aber zur Legitimation der 
Ausſteler vom Superintendenten oder Erzprieſter (Dekan) 
mit einem ähnlichen Atteſt wie zu a. verſehen fein. 
©. Deffelben Atleſtes bedarf es zu Ceſſionen, welche die Ein- 
gangs bemerkten geinticen Inſtitute, Stiftungen und Kafe 
fen über Bank» Obligationen ausſtellen. 
d) Von den Fällen, in welchen die Herren Superintendenten, 
Erzprieſter und Dekane ſelbſt zur Ausſtellung der Quittun⸗ 
gen unb Gefionen befugt find, mb wir angewieſen, dem 
önigl, Banko⸗Komtoir eine Nachweiſung mitzutheilen, in 

welcher bemerkt ſein muß, ob und weiche Perſonen dabei 
zu concurriten haben, worin auch die Beſtimmung nicht feh- 
len darf, von wem, flatt des Superintendenten 1c. rückſicht⸗ 
lich derſelben die vorerwähnte Beſcheinigung ausgestellt wer» 
den fol. Die Königl. Bank wird vom 1. Januar k. F. ab, 
nur auf, in der vorſtehend Ge Art legatifirte Duite 
tungen Zahlung leiften, die Königl. Regierung hat daher die 
nöthigen Verfügungen zur Vermeidung von Stockungen im 
Verkehr mit der Königl. Bank ohne Aufenthalt zu treffen. 


100. 
Buf. Von Pacht- und Miethverträgen. A. & N. Thl. 
1. Tit. 21. 


Begriff. 
$. 169. Eine Sache heißt verpachtet, wenn diefelbe Jes 
mandem gegen einen beftimmten Zins, nicht nur zum Gebrauche, 
ſondern auch zur Nutzung überlaſſen worden. $. 260. Sf 
eine fruchttragende Sache mit einer andern, die nur durch den 
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Gebrauch der Saen, genutzt werden kann, zugleich und in 
Einem e eingeräumt worden; fo giebt bei der Beſtim⸗ 
mung: ob das Geſchäft nach den Regeln des Pachk⸗ oder 
Mielheontracts zu beurtheilen fei, die Beſchaffenheit der Haupt- 
fade den Ausſchlag. 

$. 261. Im zweifelhaften Falle wird bei ſtädtiſchen 
Grundſtücken ein Miethsvertrag, bei Landgütern aber eine 
Pacht angenommen. 


Mieth, oder Pachtzins. 

$. 262. Beſteht dasjenige, was für den Gebrauch oder 
die Nutzung der gemietheten oder gepachtelen Sache bezahlt 
wird, in barem Gelde, fo heißt es Mielh oder Pachtzins. 

$. 263. Von dergl. Zins gilt alles das, was wegen des 
Kauſpreiſes vorgeschrieben ift, N 
Anm. ef. Tit. 11. Ihr. 1. A. L. R. 8. 40. Der Kaufpreis muß 

in einer beftimmten Summe Gad bestehen 

$. 47. Er muß entneber in fidh, oder in Beziehung auf ein 
tünftiges Ereiqniß gehörig beftimmt fein. 

$. 8, Wird ber Kaufpreis ue Belebung auf bas Burbfinden 
aines Dritten beftimmt, fo müſſen beide Theile fih dem Aus: 
ſpruche dieſes Dritten unterwerfen, und auch der Käufer kann 
des; Einwandes einer Verlegung über die Hälfte fich niemals bebienen, 

F. 49. Nur dann, wenn einer oder der andere Theil dem 
Dritten durch Betrug vermocht bat, den Preis fo und nicht anz 
ders zu beflimmen, ift der Kauf für nicht gefcheben zu achten, 
und ver Betrüger zur Leitung des Incereſſes verpflichtet. 

8. 50. Haben die Kontrahenten die Beſtimmung des Preifes 
mehreren Zeie überlaſfen, und diefe können D wegen bes 
Ausſpruches nicht vereinigen, fo macht die Summe, welche den 
Durchſchnitt ihrer gufammengerechneten Beſtimmungen darfkellt, 
den wahren Kaufpreis aus. 

„ 51. Wenn auch nur einer diefer Schiedsrichter fe 
Ausſpruch nicht thun kann, oder denſelben zu thun beharrlich ver 
e fo i ber Rauf Für nice geſchloſſen zu achten. 

$. 52, Auch durch Beziehung auf eine anderwärts schon feft 
stehende Summe kann der Kaufpreis beftimmt werden. 

8. 53. Doch if eine folche Bestimmung nur infoweit für 
hinreichend zu achten, als die Summe, anf weiche die Kontrahen⸗ 
ten ſich bezogen haben, mit Zuberläffigkeit ausgemittelt werden kann. 

$. 54. Iſ der Kauf mit Bepiebung auf den Marktpreis eines 
gewiſſen Orts, ohne weitern Beiſatz geſchloſſen worden, fo ift der 
mittlere Marktpreis zur Zeit der erfolgten Aßſchlleßung zu verfichen. 

. 55. Mehe als der Verkäufer bei Abſchließung des Konz 
trattes ſich ausdrücklich vorbebungen hat, kann unter dem Namen 
eines Weinkaufs, Schlüſſel⸗ Halfter- oder Teink⸗Geldes nicht ge⸗ 


fordert werden, 
„ 56. SE die Münzſorte des Kaufpreifes nicht beſtimmt, 
fo wird fie für Silber⸗ Courant angenommen. 
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$. 264. Wird ftatt des Pachtzinſes eine in ſich befannt: 
Quantität von Früchten gegeben, fo ändert diefe nichts in der 
Natur des Geſchäftes. d 

$. 265. Iſt aber, ftatt des Pacht⸗Zinſes, ein gewiſſer, nur im 
Verhäliniſſe gegen das Ganze beftimmter Antheil (pars quota) 
von Früchten vorbedungen worden: fo ift ein ſolches Ge 
ſchäft zwar übrigens nach den Regeln des Pachtcontractes 
zu beurtheilen. 

F. 266, Es finden aber, wegen Vertheilung der Früchte 
zwiſchen dem Pächter und Verpächter die Regeln des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrages Anwendung (Tit. 17. Abſchn. 3.) 

Form des Vertrages. 

$. 267. In wie fern bei Miethen und Pachtungen ein 
ſchriftücher Vertrag erforderlich fei, ift nach dem Betrage des 
verabredeten Pacht oder Miethzinfes A beſtimmen. 

$. 208. Soll der Contrakt auf länger als ein Jahr dau⸗ 
ern: fo giebt dennoch nur der Betrag einer einjährigen Miethe 
den Maaßſtab zur Beſtimmung, in wie fern es eines ſchrift⸗ 
lichen Contrakts bedürfe. 

$ 269. If in Fällen, wo es eines ſchriftlichen Vertra 
ges bedarf, derſelbe bios mündlich geſchloſſen, aber durch die 
Ücbergabe ſchon vollzogen worden, fo ift er nur auf Ein 
Jahr gültig. 

Rechte und Pflichten des Miethers und Pächters. 
$. 270. Durch den Mieth⸗ oder Pachtcontract erlangt 
der Miether oder Pächter nur den gemeinsgewöhnlichen Ge- 
brauch, oder die gewöhnliche Nutzung der Sache. 

8, 271. Anßerordentliche, oder ſolche Nutzungen, welche 
mit einer Verminderung der Subſtanz verbunden find, kann 
fih der Pächter nur in fofern anmaßen, als ihm dieſelben aus 
drücklich überlaſſen worden. : 

$. 272. Die verpachtete muß fo, wie die vermiethete 
Sache, dem Pächter oder Miether in brauchbarem Stande 
überliefert werden. 

. 273. Gefchieht dieſes nicht: fo kann der Pächter oder 
Miether den Verpächter oder Vermiether dazu, und zum Er⸗ 
fage des aus der contraktwidrigen Beſchaffenheit der Sache 
eniſtandenen Nachtheils, gerichtlich anhalten; oder die Annahme 
verweigern, und von dem Vertrage ganz abgehen. 

8 Hat er die Sache in brauchbaren Stand ſetzen 
laffen, fo gebühren ihm, wegen Zuräckforderung der darauf 
nothwendig und nützlich verwendeten Koſten, die Rechte eines 
folden, der fremde Geſchäſte ohne Auftrag beſorgt bat. (Tit. 
44. 5. 114. 115.) 


149 


. 275. jat jedoch ein Pächter, wohl wiſſentlich, ein 
verfalen oder DE Gut in Pauſch und Bogen gepach⸗ 
tet, ohne zu beffen Wiederherſtellung fid etwas vorzubedingen, 
fo kann er von dem Verpächter dergleichen Wiederherſtellung 
nicht fordern. z 

$. 276. Auch kann er; wegen der von ihm felbft darauf 
verwendeten Koſten, weder Abzüge von der Pacht machen, noch 
fonft einigen Erſaß verlangen, als in ſofern dergleichen im 
Contrakte ausdrücklich verabredet ift. 

$. 277. Beſondere Bequemlichkeiten, oder vorhin nicht ge» 
wöhnlich geweſene Nutzungen, ift der Vermiether oder Berpäch⸗ 
ter nur in fo fern zu gewähren ſchuldig, als er fih dazu au- 
drücklich verpflichtet bat, 

Grad der Verſchuldung. 

$. 278. Bei ſich ereignenden Befchädigungen an der verz 
pachteten oder vermietheten Sache ift der Pächter, oder Mies 
ther, auch für ein mäßiges Vergehen zu haften fchuldig. 

. 279. Nur dann, wenn er die gepachtete oder gemie 
thete Sache zu einem andern Behufe, ais wozu fie ihm über- 
laſſen worden, anwendet, muß er auch ein geringes Verſehen 
vertreten. 

Verbeſſerungen. 

$. 280. Wegen Vergütung oder Zurücknahme gemachter 
Verbefferungen findet in der Regel eben das Statt, was beim 
Nießbrauche verordnet ift. (8. 124 sqq.) 

. 281. Doch kann der Pächter oder Miether den Ver⸗ 
pächler oder Vermiether zur Einwilligung in zu machende Ber 
beſſerungen in keinem Falle nöthigen. 

S. 282. Wenn dagegen auf höheren Befehl Anſtalten 
und Eimichtungen auf dem perpachteten Gute, nicht echt 
zur Verbefferung des Ertrages deſſelben, als vielmehr des ges 
meinen Beſten wegen gemacht werden müffen: fo it der Päch, 
ter die auf ſolche Anſtalten zweckmäßig verwendeten Koften 
von dem Verpächter zu fordern berechtigt. 

. 283. Muß die Pacht, ohne Verſchulden des Pächter, 
vor dem Ablaufe der bedungenen Zeit geräumt werden: fo kann 
der Pächter für die auch ohne befondere Einwilligung des Ver⸗ 
pächters gemachten zur Zeit der Räumung noch wirklich vor⸗ 
EE Verbefferungen eine verhältnißmäßige Vergütung 
fordern, 

8. 284. Wenn nämlich ber Pächter nachweiſen kann, 
daß er in dem erſten Drittel der contractmäßigen Pachtzeit 
Verbeſſerungen, deren Nutzen fidh erft in ſpätern Jahren ue 
bern kann, gemacht habe: ſo ſollen die Koſten auf die Jahre, 
welche die Pacht vermöge des Contrakts, nach Ablauf des er- 
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fen Drittels noch hätte dauern follen, vertheilt, und der auf 
die noch rückſtändigen Jahre kommende Antheil dem Pächter 
erſtattet werden. 
$. 285, Wenn alfo z. B. ein Pächter, welcher auf neun 
Jahre gepachtet hat, in den erſten drei Jahren Tauſend Tha- 
ler auf dergleichen Meliorationen verwendet hätte, und die Pacht 
mit dem Ublaufe des sechsten Jahres räumen müßte: fo ift 
er annoch Fünfhundert Thaler Meliorationstoften zu fordern 
berechtigt. 
$. 286. Der Betrag der Verheſſerungskoſten ift in dieſem 
Falle nach den Vorſchriften des Siebenten Titels F. 209 zu 
beſtimmen. 
Gonſervatienskoſten. d 
$. 237. Wegen der von dem Pächter oder Miether zu 
Abwendung eines der Subſtanz der Sache drohenden Schadens 
zweckmäßig verwendeten Koſten, hat derſelbe die einem Webers 
nehmer fremder Geſchäfte beigelegten Rechte. (Tit. 13. 
6. 234 — 237.) 


Laſten und Abgaben. 

8. 288. Bei eigentlichen Miethungen if der Miether 
zu Lafen und Abgaben von der Sache, die er nicht ausdrück, 
lich übernommen hat, nicht verpflichtet. 

8. 289. Inſonderheit müſſen die Laſten der Einquarti⸗ 
rung in der Regel nicht von dem Miether, ſondern von dem 
Vermiether getragen werden. 

$. 290. Unter dieſen Laſten, deren Erſatz der Miether, 
wenn er fie vorgeſchoſſen bat, von dem Vermiether nach diefer 
Vorſchrift fordern kann, ſind nur ſolche Verpflegungskoſten, 
welche die Einquartirung vermöge allgemeiner oder bejonderer 
Verordnungen zu verlangen berechtigt ift, mit begriffen. 

$. 291. Bei Miethungen it der Bermiether, im Mans 
gel beſonderer Verabredungen, ſchuldig, die Sache während der 
contractmäßigen Zeit in brauchbarem Stande zu unterbalten, 
und alfo auch die nöthigen Reparaturen, welche durch den ers 
laubten Gebrauch oder durch den Zufall entstanden find, zu 
übernehmen. 

$. 292, Bei eigentlichen Pachtungen, die in Pausch und 
Bogen gefehloffen worden, trägt der Pächter alle von der 
Sache zu entrichtende Laſten und Abgaben, die dem Verpächter 
nicht ausdrücklich vorbehalten find. 

8, 293. Doch haftet auch in dieſem Falle der Verpächter 
obne befonderen Vorbehalt, für die Intereſſen der Hppothek, 
Schulden, und für die aus Verträgen oder ſetzwilligen Verord⸗ 


751 


nungen auf der Sache baftenden Zinſen und fortlaufenden 
Präſtationen. R - 

$. 294. Hat der Pächter nach einem Anfchlage gepachtet: 
jo wird vermutbet, daß er nur die darin von dem Ertrage abs 
gezogenen Lasten und Abgaben übernommen habe, 

5. 208. In allen Fallen muß der Pächter diejenigen Wb- 
gaben tragen, welche von den Früchten allein bei deren Ber- 
wendung oder Veräußerung obne Rückſicht auf die Subſtanz 
des Gute und auf die Perfon des das Pachtgeld ziehenden 
Verpächters zu entrichten find. 

$. 200. Wieweit die Sorge für die Unterhaltung der 
Sache in brauch- und nutzbarem Stande dem Pächter oder 
dem Verpächter obliege, wirb unten näher beſtimmt. ($, 433. squ.) 
Beſtimmungen wegen Entrichtung und Erlaſſung 

des Pacht und TEN 

8. 297. Der Padte und Miethzins muß, wenn nicht 
ein Anderes verabredet ift, vierteljährig entrichtet werden. 

, 298. Der Rückſtand zweier Termine berechtigt den 
Verpachter oder Vermiether dem anderen Theil den Contract, 
noch vor Ablauf der bedungenen Zeit, aufzufündigen. 

$. 299. I der Miether eines Gebäudes durch höhere 
Gewalt oder durch einen nicht in feiner Perſon Bé ereignen⸗ 
den Zufall, auf längere Beit, als einen Monat, des Gebrauchs 
deſſeben ganz oder zum Theil entſetzt worden; fo kann er 
von dem Vermiether verhältnißmäßigen Erlaß vom Zinſe fordern. 

F. 400. Dies gilt inſonderheit, wenn in Fällen, wo die 
Einquartirungslaſten den Miether nicht treffen, derſelbe die ge- 
miethete Wohnung auf Einen Mouat, oder länger, der Einquar⸗ 
firung ganz ober zum Theil bat überlaſſen müſſen. 

$. 301. SÜ der Pächter einer Gerechtigkeit durch einen 
ſolchen F. 399 beſtimmten Zufall, Lg Ausübung feines Nutzungs⸗ 
rechtes auf drei Monate oder länger völlig außer Stand ge- 
fest worden, fo kann er auf einen Nachlaß am Pachtzinſe, 
nach Verhällniß der Zeit, Anſpruch machen. 

5. 302. Ein Gleiches gilt von dem Pächter einer andern 
nutzbaren Sache, die ein Landgut ift- 

„ 308. Wenn jedoch, nach der Natur der verpachteten 
Sache oder Gerechtigkeit in dem Zeitraume, während deſſen 
der Pächter an der Ausübung ſeines Nutzungsrechts verhindert 
worden, ohnehin keine Nutzungen gefallen fein würden: fo fin- 
det auch kein Anſpruch auf Erlaß Statt. 

$. 304. Sft durch die entſtandene Verhinderung dem 
Pächter zwar nicht die Hebung wirklicher Nutzungen entzogen 
worden; wohl aber die nöthige Zeit zu den Anſtalten, welche 
die Hebung künftiger Nutzungen erfordert, verloren gegangen: 
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ſo kann er, nach dem Betrage des erweislichen Berluftes, Re 
miſſion fordern. 

$. 305. Der Verpächter, welcher den Erlaß nach Bers 
hältniß der Zeit, oder in dem Falle des vorigen Geſetzes 
(L. 304.) nicht einräumen will, kann auf Vorlegung einer Rech. 
nung über die Einnahme eines ganzen Jahres antragen. 

$. 306. Alsdann muß aber auch der Verpächter dem 
Pächter fo viel am Zinſe erlaſſen, als nach Ausweis dieſer 
Rechnung durch die wirkliche Einnahme des ganzen Jahres 
nicht gedeckt if, 

$. 307. Iſt der Pächter eines Landgutes durch einen 
ſolchen, $. 299, beſchriebenen Zufall zur Ausübung feines 
Nutzungsrechtes, auf ein oder mehrere Jahre, völlig außer 
Stand geſetzt worden: fo kann ihm für dieſe Zeit kein Pacht 
zins gefordert werden. 

$. 308. In welchen Fällen außerdem ein folder Pächter 
die Remiſſton fordern könne, wird unten bestimmt. ($. 178 squ.) 

Bon Sublocatlonen. 

§. 309. Der Miether einer Sache ift nicht befugt, den 
ihm eingeräumten Gebrauch der Sache einem Andern, ohne 
Einwilligung des Vermiethere, zu überlaſſen. 

8. 310. Inſonderheit darf der Miether einer Wohnung, 
obne Conſens des Vermiethers, Andere darin für Geld nicht 
aufnehmen, 

F. 311. Der Vermiether iſt berechtigt, feinen Conſens 
H verſagen, wenn der einzunehmende Untermietber ein unehr⸗ 

ares, oder ein dem Haufe oder der Wohnung ſchädliches Ger 
werbe treibt. 

$. 312. Kann der Vermiether keinen ſolchen Grund fei- 
ner Weigerung nachweiſen, fo Get dem Mieter frei, auch 
wenn die contractmäßige Zeit noch nicht verlaufen iſt, die 
Miethe aufzukündigen. ` 

5. 313. Auch der Pächter iſt nicht befugt, ogne die Ein 
willigung des Verpächters Unterpächter anzunehmen. 

5. 314. Nur bei Pachtuugen, welche mehrere Wirtschafts 
Rubrifen oder Vorwerke unter ſich begreifen, kann der Pächter 
einzelne Rubriken oder Vorwerke, auch ohne ausdrücklichen Cone 
feng des Verpächter, in Unterpacht austhun. i 

$. 315. Hat der Miether oder Pächter einen Unterpäch⸗ 
ter oder Untermiether eigenmächtiger und unbefugter Weiſe an= 

enommen: fo it der Vermiether oder Verpächter auf deſſen 
ntſetzung zu allen Zeiten anzutragen berechtigt. 

F. 316. Wenn aber auch dieſes nichr geschieht, oder wenn 
der Verpächter oder Vermiether in die Annahme eines Unterpäch ⸗ 
ter oder Unkermiethers gewilligt hat: fo haftet dennoch der Haupt ⸗ 
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miether oder Pächter nach wie vor, nicht nur für den janzen 
Zins, ſondern auch für alle von dem Untermiether oder Unters 
Pächter angerichtete Beſchädigungen. 

5. 317. Doch kann der Verpächter oder Vermiether, 
wegen dieſer Beſchädigungen, auch den Unterpächter oder Mies 
ther unmittelbar in Anspruch nehmen. 

$. 318. Hingegen hat er auf den Zins, welchen dieſer 
dem Hauptpächter oder Miether zu zahlen übernommen hat, 
ohne befondere ausdrückliche Verabredung, kein Recht; fondern 
er kann, wegen ſeiner Forderungen an letzteren, nur durch den 
Weg eines ordentlichen Arreſiſchlages an dieſen Zins fih halten. 

$. 319. Eben dieſe Vorſchriften (§. 316—318.) finden 
auch in dem Falle des $. 314. wenn einzelne Rubriken oder 
Vorwerke, mit oder ohne befondern Konſens des Verpächters 
in Unterpacht ausgelhan worden, Anwendung. 

$. 320. Auch wenn der Verpächter oder Vermiether Go 
in Anſehung der ganzen Sache die Beſtellung eines Unterpäch⸗ 
ters oder Untermiethers ausdrücklich hat gefallen laſſen, folgt 
daraus doch noch nicht, daß er den Hauptpächter ober Miether 
feiner Verbindlichkeit entlaffen babe. 

$. 321. Uebrigens dauert in allen Fällen das Recht des 
Unterpächters oder Untermiethers nicht länger, als des Haupt⸗ 
pächters oder Miethers. 

$. 322. Iſt jedoch der Verpächter oder Vermiether einem 
zwiſchen dieſen auf längere Zeit geſchloſſenen Vertrage aus⸗ 
drücklich beigetreten: fo tritt, mit Ablauf der Zeit des Haupt- 
pächters oder Miethers, der Unterpächter oder Untermiether, in 
Anſehung des Verpächters oder Vermiethers, an die Stelle 
des ersteren E 

F. 323. Die Rechte und Pflichten zwischen dem Haupt⸗ 
und Unterpächter⸗ oder Miether werden lediglich nach dem ZS 
ſchen ihnen beſtehenden beſonderen Contrakte beurtheilt, welcher 
aus dem Hauptcontrakte nur in fo fern erklärt oder ergänzt 
werden kann, als in jenem auf dieſen ausdrücklſch Bezug ge: 
nommen worden. 

er b der Pacht oder Miethe mit dem Ab⸗ 
lauf der beſtimmten Zeit. Stillſchweigende Verlän⸗ 
gerung. d 

$ 324. Iſt bie Pacht, oder Miethzeit im Vertrage bes 
fimmt, fo gebt diefelbe mit dem fefigefegten Termine zu Ende, 
obne daß es einer befonderen Aufkündigung bedarf. 

$. 325. Wenn alfo gleich nach Ablauf des Termins der 
Pächter oder Miether noch länger im Beſitze bleibt, fo folgt 
dus dieſem fortgeſehten Befige noch nicht die Verlängerung des 
Contrakts, fo lange der Verpächter oder Bermiether feinen Cons 

Got, üb. d. Erol. u. Sicht, 48 
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feng dazu ausdrücklich, oder durch Handlungen, die eine ſtill⸗ 
schweigende Einwilligung nach den Geſetzen begründen können, 
(Tit. 4, 9. 58, sqq.) nicht erklärt hat. 

$. 326. Einer ſolchen ſtillſchweigenden Einwilligung ift 
s gleich zu achten, wenn der Pächter feine Abſicht, die Pacht 
fortzuſetzen, dem Verpächter ausdrücklich erklärt, und dieſer bins 
nen vierzehn Tagen, nachdem dergleichen Erklärung ihm zuge⸗ 
kommen ift, feinen Widerſpruch dagegen nicht geäußert hal. 

$. 327, Auch enthält die Annahme eines ferneren Pai 
oder Miethzinſes die ſllſchweigende Einwilligung des Werpä 
ters oder Vermiethers in die Verlängerung des Contrakts. 

$. 328. Die ſtillſchweigende erfolgte Verlängerung wird 
in der Regel auf ein Jahr Ge, È 

$. 329. Iſt jedoch in einem auf mehrere Jahre geſchloſ⸗ 
fenen Contrakte der Zins auf die mehreren Jahre zusammen 
genommen beſtimmt, fo erſtreckt fih die ſtillſchweigende Verlän⸗ 
gerung auf die ganze Dauer der erſten contraktmäßigen Zeit. 

$. 330. Sft bei perpachteten Landgütern der Acker in ger 
wiffe Felder eingetheilt, fo wird die ſtillſchweigend ſortgeſetzte 
Pacht um fo viel Zeit für verlängert geachtet, als erforderlich 
ift, daß der Pächter ſämmtliche Felder nach landüblichem Wirth- 
ſchaftsgebrauche nutzen könne. 

$. 331. Auch bei Stadtäckern, die in gewiſſe Brachen 
gethellt ind, findet diefe Borſchrift Anwendung. 

Buf Oſtpreuß. Prov.⸗Recht Buf. 79. 

Wenn gleich die Aecker in gewiſſe Felder oder Brachen ger 
theilt find, fo erſtreckt fih dennoch die ſiillſchweigende Berlaͤn⸗ 
gerung nur auf ein Jahr. 

8. 332. IE nach obigen Beſtimmungen, ($. 325, 326, 
327) eine Pacht, des fortgeſetzten Beſitzes ungeachtet, nicht für 
verlängert zu achten, fo hat der Pächter, vom Tage der abge⸗ 
Taufenen Pacht an, die Obliegenheiten eines Verwalters frem- 
der Sachen, und vom Tage des ihm zugefommenen Wider⸗ 
ſpruchs des Verpächters an, die Pflichten und Laſten eines uns 
redlichen Beſitzers. d 

$. 339. Auch auf den Miether, welcher nach Ablauf der 
contraktmäßigen Zeit ohne eine De? Verlängerung im Bes 
fige „ee Sache bleibt, findet diefe Vorſchrift ($. 332.) An- 
wendung. 

§. 334, Muß er, auf Verlangen des Vermiethers, den 
ett während des Laufes eines Quartals räumen: fo kann 
ihm für die Zwiſchenzeit, vom Anfange des Quartals an, kein 
Zins abgefordert werden. 
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$. 335. So weit er aber, nach Ablauf des Termins, den 
Bei ganze Quartale hindurch fortgefeht bat, muß er für die 
Quartale den Zins nach Beſtimmung des Contracts entrichten. 

8. 336. Was vorſtehend $. 324 sqq. über den Fall, 
wenn eine gewiſſe Zeit im Contrakte beſtimmt worden, verord⸗ 
net if, git auch alsdann wenn die Dauer der Pacht oder 
Miethe nach einem gewiſſen Ereigniſſe oder nach einer Beger 
benheit beſtimmt war. 

b. 337. War jedoch der Zeitpunkt, wann die Begeben⸗ 
beit oder das Ereigniß eintreten würde, ungewiß, ſo muß nach 
deſſen Erfolg dem Pächter oder Miether noch eine verhältniß⸗ 
mäßige Zeit zur Räumung des Zeite geſtattet werden. 

8. 338. Dieſe Zeit it, im zweifelhaften Falle nach den 
geſetzmäßigen Auffünbigungsfeiten zu bestimmen. 

. 339. Ein bis zur Volljährigkeit des Eigenthümers 
gültig geſchloſſner Pacht oder Miethkontrakt muß bis zum Ab- 
laufe der geſetzmäßigen Jahre fortgeſetzt werden, wenngleich die 
Eigenthümer früher für großjährig erklärt worden. 

Nach vorbergegangener Auffündigung. 

F. 340. Iſt im Contrakte die Dauer der Pacht⸗ oder 
Miethzeit gar nicht beſtimmt, fo muß derjenige, welcher 
vom Contrakte wieder abgehen will, dem andern davon zur ge⸗ 
hörigen Zeit Anzeige machen. 

$. 341. Wenn jedoch im Contrakte zwar keine Dauer bes 
ſtimmt, aber doch der Betrag der Miethe nach einem gewiſſen 
Zeitraume, z. B. monatlich, jährlich u. [. w., abgemeſſen wors 
den, fo kann der Verpächter oder Vermiether, durch eine frü⸗ 
here Auffündigung, den Miether oder Pächter in dem Laufe 
eines ſolchen Zeitraumes, z. B. in dem Laufe des Monats 
oder Jahres, feines Beſitzes nicht entfegen, 

5. 342. 20 die Frit zur Auffünbigung, weder im Eon: 
tratte ſelbſt noch durch beſondere Provinzſal⸗ oder Statutariſche 
Gefege beflimmt, fo muß diefelbe bei Pachtungen unbewegli⸗ 
cher Sachen und Gerechtigkeiten, ſechs Monate vor der Räu⸗ 
mung erfolgen. 

F. 343. Bei Lands und Adergütern aber muß die Auf⸗ 
W EER Monate vor dem Ablaufe des Wirthſchaftsſah⸗ 
res geſchehen. 

8. 344. Bei Miethungen unbeweglicher und bei Pach⸗ 
tungen beweglicher Sachen muß die Aufkündigung in den er⸗ 
ften drei Tagen desjenigen Quartals erfolgen, mit deſſen Ab⸗ 
lauf der Zeit geräumt werden foll. 

5. 345. Bei Miethungen beweglicher Sachen ift, wenn 
nicht, der Fall des $. 344. eintritt, eine Aufkündigung von 
vierundzwanzig Stunden hinreichend. 

48 * 
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$. 346. Wenn aus den Umſtänden und der bekannten 
Abſicht des Miethers deutlich erhellt, daß der Miether den Ge- 
brauch, der gemietheten beweglichen oder unbeweglichen Sache 
nur auf fo lange, bis dieſe hinlänglich beſtimmte Abſicht erreicht 
fein würde, habe übernehmen wollen: fo kann er fofort, nach 
Erreichung dieſer Abſicht, die Sache ohne alle Aufkündigung 
zurückgeben. d 

. 347. Zur Bezahlung des Zinſes ift er alsdann nur 
nach Verhältniß der Zeit, da er die Sache wirklich gebraucht 
bat, verpflichtet, ` 3 

$. 349. Es iſt nicht nothwendig, daß die Aufkündigung 
ſchriftlich geſchehe: ſondern hinreichend, wenn dieſelbe, und daß 
fie zur Wiſſenſchaft des Gegentheils wirklich gelangt fei, auf 
andere Art erwieſen werden kann. 

F. 349. Widerſpricht der Andere einer gehörig geſchehe⸗ 
nen Aufkündigung nicht innerhalb acht Tagen, nachdem fie 
ihm bekannt geworben ift, fo wird angenommen, daß er ſich 
dieſelbe habe gefallen laffen, und es findet dagegen keine fer- 
nere Einwendung ſtatt. 

Fälle wo die Aufkündigung auch innerhalb der con- 
tractmäßigen Zeit Statt findet. 

$. 350. Auch innerhalb der contractmäßigen Zeit muß 
der Pächter oder Miether, fid) die Aufkündigung gefallen laf- 
ſen, wenn der Fall einer nothwendigen gerichtlichen Veräuße⸗ 
rung der Sache eintritt. 

$. 351. Ein Pächter ift alsdann mit Ende des Wirth- 
ſchaftesabres zu räumen ſchuldig, wenn ihm die Aufkündigung 
ſechs Monate vor dem Ablaufe dieſes Jahres geſchehen iſt. 


1) Wegen nothwendiger Veräußerung. 


9. 362. Geſchieht aber die Aufkündigung fpäter: fo kann 
er vor dem Ende des nächſtfolgenden Wirthſchaftsjahres zur 
Räumung nicht angehalten werden. 

$. 353. Bei eigentlichen Miethungen ift der Miether erft 
nach Ablauf eines Vierteljahres vom Ausgange desjenigen Quar- 
un in welchem der Verkauf geſchehen iſt, zu räumen vers 

unden. 

F. 354. Will er ſelbſt die Miethe mit Ablauf desjenigen 
Quartals, in welchem der Zuſchlag erfolgt iſt, aufgeben: ſo 
kann ihm foldes nicht gewehrt werden. 

$. 355. Wegen des dem Pächter oder Miether erweislich 
entftehenden Schadens, aus der vor dem Ablaufe der contracts 
mäßigen Zeit nothwendig gewordenen Räumung, kann derſelbe 
an das Vermögen des Verpächters oder Vermiethers ſich halten, 
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8. 356. Hat er feinen Kontrakt in das Hypothekenbuch 
eintragen laffen: fo gebühren ihm wegen diefer Entſchädigung 
die Reche der dritten Klaſſe; außer dem aber keine beſondere 
Vorrechte im Konkurſe. 

F. 357. Wenn weder von Seiten der Gläubiger, noch des 
neuen Käufers, eine Aufkündigung erfolgt: ſo kann der Pächter 
oder Miether bloß der erfolgten nothwendigen Veräußerung 
wegen, feiner Seits von dem Vertrage nicht abgeben. 

F. 358. Durch einen freiwilligen Verkauf wird in den 
Ab und Pflichten des Miethers oder Pächters nichts ge⸗ 

ndert. 

$. 359. War die Pacht oder Miethe, zu der Zeit des 
Verkaufes, durch Uebergabe noch nicht vollzogen: fo finden 
zwiſchen dem Pächter oder Miether und dem Käufer, die als 
gemeinen Vorſchriften des Neunzehnten Titels $ 3 — 6 An- 
wendung. 

8. 300. Muß, nach dieſen Vorſchriften, der Pächter oder 
Miether dem Käufer nachſtehen: fo kann er von dem Verkäu⸗ 
fer, wegen des aus Nichterfüllung des Contrakts entſtehenden 
Schadens Vergütung fordern. 

$. 361. Der Pächter oder Miether kann bei einer, vor 
der Uebergabe ohne feine Zuziehung erfolgten freiwilligen Ber- 
äußerung, von dem Contrakte allemal abgehen. 

$. 362. Doch ift er alsdann Schadloshaltung zu fordern 
nicht berechtigt. 


2) Wegen nothwendiger Reparaturen. 


$. 303. Wegen eines an der gemietheten Sache vorfallenden 
nothwendigen Hauptbaues, welcher, fo lange der Miether die 
Sache im Befig hat, nicht geführt werden kann, muß fih bers 
felbe auch vor dem Ablaufe ber contraktmäßigen Zeit zur Mär: 
mung verſtehen. 8 

$. 394. War aber der Schade ſchon zur Zeit des geſchloſ⸗ 
ſenen Contrakts vorhanden, und konnte derſelbe dem Vermie⸗ 
ther, ohne ſein eignes grobes oder mäßiges Verſehen, nicht 
verborgen bleiben: fo ift letzterer dem Miether zur Schadloshal⸗ 
tung verpflichtet. 

S. 365. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn der Bau durch 
Vernachläſſtgung der dem Vermielher obliegenden, und ihm 
von dem Miether zur gehörigen Zeit angezeigten kleineren Re- 
paraturen nothwendig geworden iſt. 


3) Durd den Tod des Pächters oder Miethers. 


$. 366. Verſtirbt ein Pächter: fo find feine Erben, wenn 
nicht der Vertrag auf dieſelben ausdrücklich mit gerichtet wor⸗ 
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den, die Pacht nur noch ein Jahr lang, nach deſſen Tode, 
fortzuſetzen verbunden. j 

$. 367. Sie müſſen aber, wenn fie fiğ dieſer Rechts. 
eu bedienen wollen, die geſetzliche Aufkündigungszeit be⸗ 
obachten. 

$. 308. Stirbt der Pächter während des Lauſes eines 
Wirthſchaftsjahres: fo nimmt die Friſt, nach welcher die Erben 
von dem Contrakte abgehen können, erſt von dem Ende deſ⸗ 
ſelben Wirthſchaftsjahres ihren Anfang. 

5. 300. Auch der Verpächter kann den Erben des Päd 
ters den Contrakt in eben der Art aufkündigen. 

$. 370. Doch finden alsdann wegen der für Verbeſſe⸗ 
rung zu leiſtenden Vergütigung die Vorſchriften des §. 283 sqq. 
Anwendung. 

$. 371. Stirbt dn Miether während der contraktmäßi⸗ 
gen Zeit: fo find deſſen Erben nur noch ein halbes Jahr lang, 
von dem Ablaufe desjenigen Quartals, in welchem der Tod 
erfolgt iſt, an den rt ie 

$. 372. Die bloße Mitunterſchriſt der Frau unter dem 
Miethcontrakte verpflichtet dieſelbe noch nicht, die Miethe nach 
des Mannes Tode noch länger fortzufegen, ſobald fie eine ſolche 
durch dieſen Todesfall in ihren Umſtänden vorgefaffene Ber- 
änderung nachweisen kann, vermöge welcher ihr aus der Forte 
feung des Contrakts ein erheblicher Nachtheil entſtehen würde. 

$. 373. Auch der Vermiether kann bei erfolgtem Able 
ben des Mieters zurücktreten; doch muß er den Contrakt den 
Erben in der $. 344 beſtimmten Friſt aufkündigen. 

$. 374. Wenn mehrere gemeinſchaftlich eine Sache ge- 
pachtet oder gemiethet haben: ſo macht der Tod des einen von 
ihnen in den Rechten und Pflichten der übrigen gegen den Ber 
miether oder Verpächter keine Aenderung. 8 

. 375. Auch wird durch den Tod des Vermiethers oder 
Verpächters in den Befugniſſen und Obliegenheiten des Mie⸗ 
thers oder Pächters nichts geändert, 


4) Durch eine Veränderung in der Perfon oder den 
Umſtänden des Miethers. 

$. 376. Wird der Miether, durch eine nicht freiwillige 
Veränderung in feiner Perſon oder in feinen Umſtänden, außer 
Stand geſetzt, von der gemietheten unbeweglichen Sache ferner 
Gebrauch zu machen: fo kann er gegen Vergätigung einer halb- 
jährigen Miethe, vor dem Ablaufe des Quartals, in welchem 
die ET erfolgt ift, von dem Contrakte abgehen. 

$. 377. Aber auch von dieſer Vergütung Farm er ga 
befreien, wenn er dem Vermiether einen Untermiether ftellt, ger 
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gen welchen derſelbe keine erhebliche Einwendungen nachweiſen 
ann. . 

9. 378. Wenn bei entſtehendem Kriege die Truppen ins 
Feld rücken: ſo ſind die dazu gehörenden Perſonen an ihre 
Miethscontracte nur bis zum Ablaufe desjenigen Quartals, in 
welchem der Ausmarſch erfolgt, gebunden. 

F. 379. Bei andern Perſonen giebt ein ausbrechender 
Krieg weder dem einen noch dem andern Theile einen rechts 
mäßigen Grund, von dem Mleth⸗ oder Pachtcontrakte abzugeben. 

F. 380. Wegen der bei Pachtungen von Landgütern fott, 
findenden Ausnahme if das Nöthige unten ſeſtgeſetzt ($. 553 sqq.) 

„ 381. Wenn in Kriegszeiten der Pächter oder Miether 
durch feindliche Gewalt und Uebermacht gezwungen wird, Padt- 
oder Miethszinſen an den Feind zu berichten: fo ift er nicht 
ſchuldig, felbige dem Verpächter oder Vermiether noch einmal 
zu bezahlen. i 

$. 382. Wegen folder Termine, mit deren Entrichtung 
an den Verpächter oder Vermiether er ſäumig geweſen ift, 
kommt ihm dergleichen von dem Feinde abgedrungene Zahlung 
nicht zu ſtatten. 

5) Wegen Veränderungen in der Sache. 

$. 383. Sft dle gemiethete Sache zu dem beſtimmten Ges 
brauche ganz, oder doch größtenteils ahne Verſchulden des 
Mietbers, untüchtig geworden: fo kann der Miether noch vor 
Ah der contraktmäßigen Zeit von dem Vertrage wieder ab⸗ 
gehen. 

$. 384, Die von ihm zu leiſtende Zinszahlung wird nach 
Verbältniß der Zeit, wo er die Sache noch hat brauchen oder 
nutzen können, beftimmt. e 

$. 385. Hat der Vermiether durch fein grobes oder mä- 
ßiges Verſehen die Unbrauchbarkeit der Sache veranlaßt: fo ift 
der Miether Schadloshaltung zu fordern berechtigt. 

F. 380. Wegen veränderter Umſtände in der Perfon des 
Vermiethers findet, vor Ablauf der contraktmäßigen Zeit, keine 
Auffündigung ftatt, 

6) Wegen Mißbrauchs der Sache. 

$. 387. Wegen Mißbrauchs der gemietheten oder gepach⸗ 
teten Sache, kann der Pächter oder Miether, während der con. 
traktmäßigen Zeit, des Beſitzes nur alsdann entſetzt werden, 
wenn derſelbe die Sache zu einem andern, als dem ausdrück⸗ 
lich beſtimmten Gebrauche verwendet; oder wenn aus dem Mif- 
brauche eine erhebliche Beſchädigung der Subſtanz mit Grunde 
zu beforgen iſt. 
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7) Wegen Erlöſchung des Rechts des Vermiethers 
oder Verpächters. 

8. 888. War der Verpächter oder Vermiether über die 
Sache nur auf feine Lebens- oder irgend eine andere beſtimmte 
Zeit zu verfügen berechtigt: fo ift der Nachfolger den Contrakt 
fortzuſetzen nicht verbunden. d 

$. 389. Doch muß derſelbe dem Pächter oder Miether 
den gefegmäßigen Aufkündigungs⸗Termin zur Bewerbung um 
ein anderweitiges Unterkommen geſtatten. H 

$. 300. Von dem Werpäcter oder Vermiether, oder deſ⸗ 
fen Erben kann ein ſolcher Pächter oder Miether, wegen des 
aus der früheren Räumung der Sache ihm erwachſenden Nach⸗ 
theils, nur alsdann Entfchäbigung fordern, wenn ihm die Eis 
genſchaft des bloß zeitigen Rechts verheimlicht, oder Schadlos⸗ 
haltung ausdrücklich verſprochen worden. 

8) Wegen der von dem andern Theile verweigers 
ten Erfüllung. 

$. 391. In wiefern auch bei Pachtungen und Miethun⸗ 
gen eine vor oder bei der Uebergabe erfolgende Weigerung des 
einen Theils, den Contrakt gehörig zu erfüllen, den andern zum 
Rücktritte berechtige, ift nach den allgemeinen Grundfägen des 
Titels von Verträgen zu bestimmen. (Tit. 5. $. 393, sqq). 

$. 392. Iſt aber der Contrakt durch die Uebergabe eins 
mal vollzogen: fo findet der einfeitige Rücktritt nur in den gäl» 
len des 8. 396 — 403 des angeführten Titels, nicht aber in 
den Fällen des $. 404 bis 407 ftat, 

$. 393. Auch in denjenigen Fällen, wo der Rücktritt an 
ſich zuläſſig iſt, kann derſelbe dennoch nur nach dem Inhalte 
des Contrakts beurtheilt werden. — 

$. 394. Die Rechte und Pflichten der Partheien für die 
Zeit, während welcher die Pacht oder Miethe gedauert hat, 
werden auch in dieſem Falle nur nach dem Inhalte des Con- 
trakts beurtheilt. 

Rechte im Concurſe. 

$. 395. Uebrigens hat der Vermiether oder Verpächter, 
wegen ſeines Zinfe oder andern Forderungen, auf die von dem 
Miether oder Pächter eingebrachten, und zur Zeit der Endigung 
des Contrakts in dem Hauſe oder Gute noch vorhandenen Sa⸗ 
chen und Effecten die Rechte eines Pfandgläubigers. 

$. 390. Dagegen hat der Pächter, wegen der ihm ges 
bübrenden Vergütigungen, ein nach den Vorſchriften des zwei⸗ 
ten Abſchnitts im vorigen Titel näher zu beſtimmendes Zurück⸗ 
behaltungsrecht, 
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6. 397. Der Miether kann ein ſolches Zurlückbehaltungs⸗ 
recht nicht auf die Sache ſelbſt, ſondern nur auf den Zins des 
lezten Termins ausüben. 


Vom Miethen des Geſindes. 


$. 308. Von Miethungen des Geſindes und der Arbei⸗ 
ter, ungleichen von verdungenen Werken, ift gehörigen Orts 
das Nöthige feftgefeht (Th. I. Tit. 2. 6. 859 — 980, Thl II. 
Tit. 5). 

IV. Von Pachtungen der Landgüter. 

$. 399, Was bisher von Pachtungen überhaupt verord⸗ 
net ift, gilt auch, in fo fern hiernächſt nicht abändernde Bes 
ſtimmungen vorkommen, von Pachtungen der Landgüter. 

F. 400, Unter Landgütern werden auch hier ſolche vers 
ſtanden, mit welchen Ackerbau und Viehzucht verbunden ift. 


Form. 8 

$. 401. Pachtcontracte über Landgüter müſſen alle Mal, 
wenn auch das verabredete jährliche Pachtgeld die Summe vom 
50 Thlr. nicht überſteigt, schriftlich errichtet werden. 

Anhang. 

$. 56. Iſt die Eintragung nicht ausdrücklich bewilligt 
worden, fo if ein Gutspöchter die Eintragung des Pachteon⸗ 
trakts auf das verpachtete Gut zu fordern nicht berechtigt. 

8. 402. Iſt dieſes nicht geſchehen: fo findet die Vorſchrift 
des §. 269. Anwendung. 

$. 403. Beträgt das verabrebete jährliche Pachtgeld zwei. 
hundert Thaler oder mehr, fo fol der Contract entweder ges 
richtlich oder doch vor einem Suftizcommiffarie geſchloſſen werden. 

Anhang. 

$. 57. Sft jedoch der Pachtcontract vor einer Creditdi⸗ 
rection oder vor andern dergleichen öffentlichen Anſtalten mit 
Zuziehung eines rechtserfahrenen Syndiel, Juſtiziarit oder fon- 
ſtiger Conſulenten errichtet worden, ſo bedarf er der Verlaut⸗ 
barung vor Gerichten oder vor einem Juſtizcommiſſario zur 
Vermeidung der g. 405 und 406 beftimmten Nachtheile nicht. 

$. 404. Die zugezogenen Gerichtsperſonen find verpflich⸗ 
tet, darauf zu ſehen, daß der Vertrag deutliche und beftimmte 
Verabredungen der Parteien, ſowohl über das, was dem Päch⸗ 
ter zur Nutzung eingeräumt wird, und was er dagegen zu zab» 
len oder zu leiſten hat, als inſonderheit über die demſelben 
bei entſtehenden Unglückfälen zukommende Vergütung, ent- 
halten möge. d 

$. 405. Iſt ein folder Contrakt nicht auf die $ 1403 
vorgeſchriebene Art errichtet worden: fo find bie dunkein und 
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mangelhaften Beſtimmungen des Vertrages allemal eher zum 
Nachtheile des Verpächters, als des Pächters auszudeuten, 

$. 406. Auch gilt die Pacht nur auf ein Jahr, und kann 
mit dem Ablaufe jedes Jahres, nach vorhergegangener geſetz⸗ 
mäßiger Aufkündigung, wieder aufgehoben werden. 

$, 407. Wenn nicht ein ganzes Gut, fondern nur eins 
zelne Aecker oder andere Pertinenzſtücke eines Guts verpachtet 
worden, fo it es hinreichend, wenn bie Vorſchrift des $. 401 
beobachtet wird. 

Rechte des Pächters in Anſehung der ihm zukommen⸗ 
Nutzungen. 

8, 408. Sind die dem Pächter zur Nutzung überlaffenen 
Gegenſtände in dem Vertrage oder Anſchlage näher beftimmt: 
fo kann derſelbe auf Rubriken, die dabei mit Stilfcheigen übers 
gangen worden, nur in fo fern Anſpruch machen, als felbige 
E andern zum Genuſſe eingeräumten untrennbar verbun⸗ 

en find. 

$. 409. Iſt aber der Vertrag ohne dergleichen nähere 
Bestimmung in Pauſch und Bogen geſchloſſen, fo hat der Päch⸗ 
ter den gemeingewöhnlichen Genuß aller bei dem Gute bisher 
genutzten Grundſtücke, Hebungen und Rechte, die einen nach 
Gelde zu berechnenden Ertrag gewähren. 

$. 410. Vloße Ehrenrechte hingegen, welche entweder gar 
nicht, oder doch nicht gewöhnlich, und in der Regel eine nach 
Geld anzuſchlagende Nutzung bringen, hat auch ein folder Päd 
ter ſich nicht anzumaßen. 

$. 411. Inſonderheit können weder die Gerichtsbarkeit 
ſelbſt, noch die davon abhangenden Gerichtsgebühren und Strafs 
gefälle verpachtet werden. 

$. 412. Wohl aber findet, wegen anderen nach den 
Geſetzen erlaubten Nutzungen der Gerichtsbarkeit, die Verpach⸗ 
tung Statt. 

Pflichten in Anſehung der Laſten und Abgaben. 

8. 413. Hat der Pächter von dem Gute zu entrichtende 
Lafen und Abgaben nach einem gewiſſen Anſchlage oder Bers 
eichniſſe übernommen, fo bleiben die darin verſchwiegenen Prä- 

ationen, in fo fern fie nicht zum gewöhnlichen wirlhſchaftli⸗ 

chen Betriebe gehören, noch von den Früchten allein, ohne 
Mückſicht auf die Substanz, zu entrichten find, dem Verpäch⸗ 
ter zur Laſt. 

$. 414. Hat der Pächter die Laſten und Abgaben ohne 
nähere Beſtimmung übernommen: fo ift der Verpächter nur 
für die Intereſſen der Hypothekenſchulden, und für die aus Ver⸗ 
trägen oder Teſtamenten auf dem Gute haftenden Zinſen und 
fortlaufenden Präſtationen zu ſorgen verbunden. 
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Rechte und Pflichten wegen des Beilaſſes. 

F. 415. Bei einer jeden Pacht wird vermuthet, daß alle 
Indentarienſtücke, welche zur Cultur und Benutzung des Guts 
bisher beſtimmt geweſen ſind, dem Pächter zum Gebrauche 
überlaffen worden. ` 2 

$. 416. Die bei dem Gute bleibenden Inventarienſtücke 
müffen vor der Uebergabe genau beſchrieben, und landüblich 
abgeſchätzt werden. 

$. 417. Sft dieſes nicht geſchehen: fo finden die Vorſchrif⸗ 
ten 8, 119, 120 Anwendung. 

Gewähr, die der Verpächter zu leiſten hat. 

$. 418. Sowohl bei der Uebergabe, als während der 
Nachtzeit, muß der Verpächter dem Pächter die ungehinderte 
Benutzung der ihm verpachteten Grundstücke und Rechte ge- 
währen. 

6. 419. Auch muß er denſelben gegen alle darauf ge- 
machte Anſprüche, in fo fern dadurch die Nutzungen folder 
Grundſtücke oder Rechte geſchmälert werden, vertreten und 
ſchadlos halten. 

$. 420, Iſt nach einem Anſchlage gepachtet worden, und 
wird, nach geſchloſſenem Contrakte das Rutzungsrecht in einer 
oder andern Rubrik durch Zufall oder Landesherrliche Befehle 
geſchmälert: fo muß der Verpächter den dadurch entftehenden 
Ausfall, nach Verhältniß des Anſchlages gegen das Pachtquan⸗ 
tum vergüten. 8 e 

§. 421. Iſt die Pacht in Pauſch und Bogen geſchloſſen: 
fo muß dem Pächter, der dadurch bei einer folden Rubric ent- 
ſtandene Ausfall, nach Verhältniß der ehemaligen Nutzungen, 
im Durchſchnitt der nächſt vorhergehenden drei Jahre, vere 
gütet werden. 

S. 422. Iſt nach einem Anſchlage gepachtet worden, fo. 
muß der Verpächter die Richtigkeit der darin als firitt und 
beſtändig angegebenen Zinſen und Hebungen vertreten. 

$. 423. Dagegen haftet er in der Regel nicht für die 
Zahlbarkeit folder bestimmten Abgaben. 

. 424. Muß jedoch dem Zinspflichtigen, unter feiner ei- 
genen Beſtimmung oder nach richterlichem Ermeſſen, ein Er⸗ 
laß zugestanden werden, fo trägt denſelben der Verpächter nach 
dem 8. 420 bestimmten Verhäͤlniſſe. 

$. 425. Sind die verpachteten Grundſtücke nach einem 
gewiſſen in dem Vermeſſungsregiſter beftimmten Maaße ange: 
geben, fo muß dieſes Maaß vertreten werden. 

F. 426, Iſt die Ausſaat und der Wiefenertrag nicht nach 
der Vameffung, fondern nach Scheffeln und Fudern beftinmt: 
ſo wird, wenn auch der Pächter einen daran ſich befindenden 
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Abgang behauptet, der Verpächter dennoch von der Vertretung 
frei, wenn er darthun kann, daß das angegebene Quantum vor⸗ 
her gewöhnlich ausgeſät oder an Fudern gewonnen worden. 

$. 427. Als gewöhnlich wird dasjenige angeſehen, was bei 
Aeckern im Durchſchnitte der nächſt vorhergehenden ſechs Jahre 
gefät, und dei Wieſen im Durchſchnitte der nächſt vorhergehen- 
den drei Jahre 1 worden. 

8, 428. Muß wegen fehlenden Maaßes an den verpach⸗ 
teten Grundstücken Schadlos haltung geleiſtet werden: fo if bier 
felbe nach Verhältniß des fehlenden, gegen das angeschlagene 
Quantum, und nach Verhältniß des Pachtzinſes gegen den 
Betrag des Anſchlags zu beſtimmen. 

$. 429. Für die im Anſchlage angegebene Qualität und 
Güte der Grundstücke haftet der Verpächter nur in fo fern, als 
er ſich, bei deren unrichtigen Angabe, eines Betrugs gegen den 
Pächter 2 et hat. 

$. 430. Der von der Cultur und von Naturbegebenhei⸗ 
ten abhangende Ertrag der verpachteten Nutzungsrubriken darf 
niemals vertreten werden. 

$. 431. Iſt ohne Anſchlag gepachtet worden: fo iſt der 
Verpächter nur die Subſtanz des Guts und deſſen Zubehör, 
nicht aber einen gewiffen Betrag firirter Zinſen, oder ein ger 
wifes Maaß der verpachteten Grundftücke, zu gewähren 
verbunden. 

$. 432. Ob nach einem Anſchlage oder nur in Pauſch und 
Bonm, gepachtet fei, ift nach den bei Käufen angenommenen 
Grundſätzen zu beſtimmen. Tit. 2, 8. 212, 213. 

Pflichten des Pächters bei der Conſervation und 
Bewirthſchaftung des Guts. 

. 433, Ein jeder Pächter ift ſchuldig, das ihm verpach⸗ 
tete Gut durch alle Rubriken in nutzbarem Stande zu erhalten. 
E §. 434. Beſonders muß er hierauf Acht haben, daß die 
Grenzen nicht verrückt, oder ſonſt das Gut und deffen Rechte 
auf irgend eine Art verkürzt werden. 

$. 435. Jt ihm eine beſondere Art der Adminiſtration 
im Contrakte vorgeſchrieben, fo muß er Déi ſchlechterdings dars 
nach richten. 

S. 490, Ueberhaupt darf er, ohne Einwilligung des Bers 
pächters, Hauptveränderungen in der eingeführten Wirthſchafts⸗ 
art, die auch auf die Zeiten nach geendigter Pacht Einfluß ha- 
ben, nicht vornehmen. 

8. 437. Er ift nicht berechtiget, den Unterthanen und 
Dienſtleuten an dem, was fie vorhin gehabt haben, etwas 
abzuziehen, oder denfelben mehr Recht, als ihnen gebührt, 
einzuräumen, 
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$. 438. Noch weniger darf er ihnen neue Laſten aufle⸗ 
gen, oder die gewöhnlichen erſchweren. 

F. 439. So oft er diefen Vorſchriften zuwider handelt, 
wird er zum Schadenerſatze, ſowohl gegen den Verpächter, als 
gegen deffelben Dienſtleute und Unterthanen verhaftet. 

Wegen Unterhaltung der Gebäude. 

$. 440. Beſonders ift der Pächter die Wirthſchafts-Ge⸗ 
bäude in Dach und Fach, fo wie die Dämme, Teiche, Wege, 
Gräben, Brücken, Verzäunungen, Gehege, Mühlen und Waf- 
ferleitungen in gutem Stande zu erhalten ſchuldig. 

$ 441. Alle Reparaturen, die durch ein auch nur ge⸗ 
ringes Werfehen des Pächters entfichen, ift er felbft zu übers 
nehmen verbunden. S 

$. 442. Auh für den durch feine Familien und Geſinde 
angerichteten Schaden haftet der Pächter in dieſem und in als 
len übrigen Fällen, nach den im ſechſten Titel, $. 60., sqq. 
vorgefchriebenen allgemeinen Grundſätzen. 

§. 443. Andere Reparaturen, die obne fein Verschulden 
entſtehen, muß er in ſo fern tragen, als ſie blos mit den Ma⸗ 
terialien des Guts und durch die Arbeit des Gefindes und der 
Dienftleute beftritten werden können. 

F. 444. Reparaturen und Baue, die nicht mit dem Ger 
finde und den Dienſtboten allein zu beſtreiten find, oder wozu 
Materialien, welche das Gut felbft nicht erzeugt, angeſchafft 
werden müſſen, iſt der Verpächter zu beſorgen verpflichtet. 

§. 415, Der Pächter muß ihm aber diefe Reparaturen 
ohne Zeitverluſt anzeigen, und ſeine weitere Anordnung erwarten. 

F. 446. Iſt der Pächter hierin oder auch in Beſorgung 
der ihm ſelbſt obliegenden kleinen Reparaturen (5. 444.) 
fäumig: fo haftet er für den daraus entſtehenden größeren 
Schaden. 


5. 447. Auch bei den Verpächtern obliegenden Repara⸗ 
turen if der Pächter mit den Materialien des Guts und mit 
dem Dienſte der Unterthanen, fo weit letzteres ohne Unters 
brechung des Wirthſchaftsbetriebes geſchehen kann, zu helfen 
verpflichtet. 

$. 448. Zu Reparaturen verpachteter Mühlen ift der Mül⸗ 
ler in der Regel nur mit feinen perſönlichen Dienſten und 
Kunſtkenntniſſen unentgeldlich beizutragen ſchuldig. 

Bei der Cultur der Wieſen. 

F. 449. Der Verſtrauchung und andern durch den Maul- 
wurf oder ſonſt veranlaßten Beſchädigungen der Wieſen, muß der 
Pächter ohne Zeitverluſt abzuhelfen bemüht ſein. 

$. 450. In wie fern den durch Ueberſchwemmungen 
verurfachten Verſandungen, auf feine oder des Verpächters Ko⸗ 
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ſten abzuhelfen fei, muß nach den Vorſchriften $. dat — 444 
beſtimmt werden. 
101. 


Juſliz⸗Min.⸗Reſeript vom 7. December 1841 
(Min Bl. 1842. S. 13), die Dispofition der Kirchen 
über Erbbegräbniſſe nach dem Abgange der an den⸗ 
ſelben berechtigten Perſonen. 

Dem Königl. O. L. Gericht wird auf den Bericht vom 
30. April d. J., betreffend die Dispofition der Kirchen über 
Erbbegräbniſſe nach dem Abgange der an denselben berechtigten 

Perſonen, nachdem darüber mit dem Herrn Miniſter der geift- 
lichen Angelegenheiten korreſpondirt worden und im Einver⸗ 
ſtändniß mit demſelben Folgendes eröffnet. 

Zunächſt theile ich mit dem Kollegium aus den von dem⸗ 
ſelben angeführten Gründen die Meinung, daß es Aber den in 
Rede ſtehenden Gegenſtand an provinzial⸗rechtlichen Beſtimmun⸗ 
gen fehlt und daß derſelbe daher nach den Vorſchriſten des 
gemeinen preuß. Rechts zu beurtheilen ift. 

Es iſt ferner nicht zweifelhaft, 

„daß die von einer Kirche zu Erbbegräßniffen ausgegebenen 
Grabſtellen an und für ſich im kirchlichen Eigenthum ver⸗ 
bleiben, deshalb, mit Ausnahme des im g. 685. Tit. 11. 
Thl. II. A. L. R. erwähnten Falles, von dem gemeinen 
rechtlichen Verkehr ausgeſchloſſen find, und daß das Recht 
des Acquirenten an einer folen Begräbnißſtelle fih nur auf 
die für ihn und feine Erben geltende aueſchließende Befug⸗ 
nif derartiger Beichenbeftattungen beſchränkt.“ 

Dieſer Anſicht fteht $. 681 ib. nicht entgegen, welcher 
unter Berückſichtigung der 88. 170 und 183 EN auf Erb⸗ 
begräbniffe anzuwenden it. 

Der g. 183 bezeichnet nämlich in der Regel d. h. mit Ause 
nahme des im b. 190 bezeichneten Falles, die Kirchhöfe als ein Eis 
genthum der Kirchengeſellſchaften, wie in gleicher Art 
nach $. 170 die Kirchen ausſchließend ein Eigenthum der Kirchen⸗ 
geſellſchaften find, zu deren Gebrauch fie dienen. Man darf daher 
mit vollem Grunde annehmen, daß auch der $. 681. auf die von der 
Kirchengeſellſchaft auf dem ihr gehörigen Gottesader einzelnen Far 
milien und Perſonen eingeräumten Erbbegräbmiffe, anwendbar 
iſt. Der 8. 681 nennt zwar die zu den einzelnen Kirchenſtel⸗ 
len Berechtigten die Eigenthümer der Stellen, und es könnte 
daher hieraus geſolgert werden, daß auch ein Erbbegräbniß aus 
dem Eigenthum der Kirche in dasjenige des Berechtigten übers 
gegangen fei, 

Es it jedoch bekannt, daß das A. L. R. Thl. I. Tit. s. 
9. 1, nicht blos ein Eigenthum an Sachen, fonden auch an 
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Rechten kennt. In dieſem Sinne kann daher auch von dem 
igenthum eines Rechts auf fremde Sachen z. B. von dem 
genthum an einem Erbpachtsrecht, an einer Servitut, an 
einem Jagdrechte geſprochen werden. In dieſem Sinne legt 
der F. GSL Tit. 11. THL II. A. L. R. dem zu einer Kirch⸗ 
ſtelle erblich Berechtigten ein Eigenthum bei, und in dieſem 
Sinne nur kann dem, welchem eine Stelle auf dem Gottes. 
ader als Erbbegräbniß verliehen ift, dem Berechtigten, ein Cie 
S an dem verliehenen Rechte beigelegt werden. Die 
: telle ſelbſt geht nie aus dem Eigenthume der Kirche 
raus. 

Aus dieſem Grundſatz folgt in Betreff der Dispoſttions⸗ 
Befugniß über eine Erbbegräbnißſtelle, daß fie, als blos einer 
gewiſſen Perſen oder Familie zum Gebrauch verliehen, nicht im 
bürgerlichen Verkehr ftebt, und daß fie vom Befiger daher nicht 
unter Lebendigen, und wenn dies nicht etwa in beſondern Bers 
einbarungen. bei der erſten Verleihung geftattet ift, auch nicht 
von Todeswegen an Perſonen, die nicht zu den Nachkommen 
gehören, übertragen werden könne. Dies ergiebt auch eine 
analoge Anwendung der 68. 682. 683. Tit. 11, Thl. II. 
A. L. R. Desh, find dergl. Stellen auch nicht, wie in dem 
Kabinetsbefehle vom 14. April 1840 Allerhöchſt anerkannt ift, 
Gegenſtand der Beftiedigung der Gläubiger des Berechtigten 
und können nicht fubhaftirt werden. 

Was die Dauer des Rechts auf Erbbegräbniſſe betrifft, 
fo muß in Uebereinftimmung mit dem Königl, O.⸗L. Gericht 
— vom fpeciellen gesetzlichen Vorſchriften, Obſervanzen und 
Verträgen abgeſehen — im Allgemeinen angenommen werden, 
daß das Recht nur dann erliſcht, 

r ZER Erbberechtigte zu der Grabſtätte mehr vorhan⸗ 

en find. x 

Da nämlich das Recht auf das Erbbegräbniß nur gewöhn⸗ 
lich zum Gebrauch des Berechtigten und feiner Familie verlie⸗ 
hen worden, und veshalb eben an andere nicht zu übertragen 
ift, fo folgt bieraus von felbft, und nach Analogie des $. 688 
a, a. O. daß mit dem Ausſterben der Nachkommen des Bes 
rechtigten auch die Verleihung und die durch dieſelbe ents 
ſtandene Beſchränkung des Eigenthums der Kirchengeſellſchaft 
ihr Ende erreiche, 

Von einem Rechte der gänzlich erloſchenen, alſo nicht 
eriſtirenden Familie an einer Sache kann nicht die Rede fein. 
Es gibt kein Recht ohne einen Berechtigten. 

Wenn daher auch durch den Allerh. Kab. Befehl vom 
8. Jan. 1830 und in Gefolge. deſſelben durch die Räthe der 
Königl. Miniſterien der geiſtl. Angelegenheiten und des Innern 
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und der Polizei vom 28. Jan, ej. (Ann. 1830. S. 183.) be: 
ſtimmt worden. 8 
„daß den Kirchengemeinden oder Kommunen die Verzuße⸗ 
kung ſolcher geſchloſſenen Begräbnißpläge in der Regel nicht 
vor Ablauf von vierzig Jahren ſeit erfolgter Schlie⸗ 
fung geſtattet werden fol, dergeſtalt, daß für etwa auss 
nahmsweiſe frühere Benitigung, unter beſondern, bie vor⸗ 
bemerkte Rücksicht erledigenden Eofal-Berhältniffen, die jedes⸗ 
malige beſondre Genehmigung rückſichtlich der kirchlichen 
Begräbniß ⸗Plätze bei dem Minifterium der geistlichen c. 
Angelegenheiten, rückſichtlich der den Kommunen zugehörigen 
aber bei den beiden unterzeichneten Behörden einzuholen fei,” 
fo folgt hieraus nicht, daß noch vierzig Jahre, von dem 
Tode der zuletzt Berechtigten an gerechnet, das Eigen⸗ 
thum der erloſchenen Familie fortdaure, ſondern die 
Beſtimmung ift, wie der Eingang des R. ergibt, theils „aus 
ſanitäts polizeilichen Rückſichten“ ergangen, theils um 
dem Andenken der Verſtorbnen bei der noch lebenden Genera⸗ 
tion ihrer Angehörigen die gebührende Berückſichtigung zu 
ſichern. Aus der Fafung des N. welches gewiß dem nicht 
abgedruckten Kab.⸗Beſehle gefolgt ift, ergiebt fih übrigens, daß 
die Zeit von vierzig Jahren nur das für die Regel geftelte 
Minimum ift, und daß für einzelne Jäle nichts im Wege 
ſteht, von Seiten der Sbern nach Bewandniß der Umstände, 
aus Rückſicht gegen die frühern Beſitzer des Erbbegräbniſſes, 
noch eine ge Zeit der Kirchengeſellſchaft die Wiederver⸗ 
abu der Erbbegräbniffe an andre Familſen zu untersagen. 
eräth die bauliche Anlage in Verfall, es find aber noch 
Berechtigte vorhanden, ſo kann nur die Wegſchaffung jener 
Anlage verlangt und nöthigenfalls bewirkt werden; das Recht 
auf die Stelle muß dagegen den Berechtigten zur etwanigen 
künftigen Benutzung verbleiben. 

Sb den Teſta mentserben dieſelben Rechte einzuräu⸗ 
men ſind, als den Inteſtat⸗Erben, hängt, wie ſchon vorher an⸗ 
gedeutet iſt, von der erſten Verleihung ab. Doch wird im 
Falle des Streits die Entſcheidung hierüber dem gehörigen Rich⸗ 
ter im Rechtswege zu überlaſſen fein. 

Was endlich die Frage betrifft, wie es feſtzuſtellen feis 
ob Erbberechtigte zu einem Erbbegräbniß vorhanden ſind oder 
nicht, ſo führt das Kollegium allerdings richtig aus, daß die 
im f. 100 f. Tit. 51. P. O. vorgeſchriebenen Ediktal⸗Eitation 
zu dieſem Behufe nicht ſtattfinde. 

Dagegen unterliegt es keinem Zweifel, daß eine analoge 
Anwendung der in den $$. 477 und 478 Tit. 9. Tl I. A. L. R. 
in Betreff der Ermittlung unbekannter Erben gegebnen Vor⸗ 
ſchriften zulaſſig iſt. 


102, 
a, 
Allerdurchlauchtigſter ꝛc. 

Nachdem durch die neuere Einrichtung Ermland von Weſt⸗ 

preußen abgeſondert und zu Oſtpreußen geſchlagen, auch in Be- 
treff der Kirchenſachen uns untergeordnet worden, erachten wir 
es für unfere Pflicht, uns um das Rechnungsweſen bei denen 
Kirchen, Hospitälern, Stipendien und ſämmtlichen andern piis 
corporibus daſelbſt näher zu bekümmern, weshalb wir unterm 
24. Februar a. c. das is an das Landoogteigericht zu 
Heilsberg reſeribirten und wegen der bisherigen Verfaſſungen 
von felbigem Bericht erforderten. Das Landvogteigericht zu 
Heilsberg bat folden unterm 11. März a. e, in der Art an 
uns erftattet, als ſolches der wën, Beiſchluß mehreren 
Inhalts befagt, und zeigt darinnen an, daß die Kirchen⸗ und 
Beneficlen⸗Rechnungen in den Städten Ermlands von den Pro- 
visoribus, auf dem Lande aber von denen Pfarrern, mit Zus 
ziehung derer Kirchenvorſteher, jährlich geflhret, aljährlich von 
denen Decahis revidiret und von den Letztern darüber die ers 
forderlichen Berichte an den Fürſten Biſchof erſtattet würden, 
welcher überdem noch alle drei oder vier Jahre feine Didzefe 
bereiſe und die Rechnungen nachtevidire. Ueberdem hat die 
Weſipreußiſche Regierung zu Marienwerder auf unfere Reguiſi⸗ 
tion, unterm 13, März a. e, an uns die Anzeige gelangen laffen, 
daß fie fih aus dem Ermlande noch keine Kirchen⸗Rechnungen 
einreichen laſſen. 
Nach dieſen Umſtänden find wir des unmaßgeblichen Das 
fürhaltene, daß es bei diefer bisherigen Verfaſſung nicht allein 
für die Zukunft belafen, fonbern auch die Kirchenbauten im 
Ermlande von dem Landvogteigerichte in Heilsberg, unter Ge⸗ 
nehmigung des Fürſten Biſchof regulirt werden könnten. 

Eurer Köngl. Majestät Entföliefung werden wir inzwi⸗ 
ſchen hierüber entgegenſehen und verharren in Devotion und 
Treue ꝛc. 

Königsberg, den 24. März 1783. 
Zum Königl. Departement der geistlichen Geſchäfte. 


b. 
Friedrich, König von Preußen ic. 

„ unſern x. Aus Euerm Bericht vom 24. 1 & haben 
Wir erſehen, was es mit dem Rechnungsweſen bei den Kire 
chen, Hospitälern und andern piis corporibus im Ermlande 
für eine Bewandniß hat, Wir approbiren darauf gnäbigft 
Euer darüber geäußertes Sentiment, daß nämlich es bei der 
bisherigen Verfaſſung nicht allein zu belaſſen, ſondern auch 

Bandh, üb, d. Dräi u. Schul eſcteeb. 49 
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die Kirchenbauten im Ermlande von dem Landvogteigeridte zu 
Heilsberg unter Genehmigung des Fürſten Biſchofs regulirt 
werden. Jedoch habt Ihr Euch alle drei Jahre durch einzu⸗ 
fordernde Tabellen von den Vermögensumſtanden, Adminiſtra⸗ 
tion, Rechnungslegung und baulichen Stande der piorum cor- 
porum qu. zu informiren, Sind Euch ze. 
Berlin, den 10. April 1783. 
Auf Seiner Königl. Majeftät ens Special Befehl. 
eblig. 


An 
das Oſtpreußiſche Etats⸗Miniſterium. 


e. 


Wir Friedrich von Gottes Gnaden Köniz 
Auf den von unferm hieſigen Etat d 
chen Geſchäfte erftatteten hier abſchriftlich anliegenden Bericht 
vom 24. a, e. das Rechnungsweſen bei den Kirchen, Hospit- 
lern und andern milden Stiftungen im Ermlande betreffend, 
haben wir durch das eopeilich anliegende Refeript d. d. Berlin, den 
10. April o. zu verordnen geruht, daß es bei der bisherigen 
Verfaſſung nicht allein zu belafen, ſondern auch die Kirchen⸗ 
bauten im Ermlande von dem Landvogteigerichte in Heilsberg 

unter Ew. Liebden Genehmigung regulirt werden follen. 

Ew. Lichden werden demnach alle drei Jahre die in unſerm 
Hof-Refeript angeordnete Tabellen von den Vermögensumſtän⸗ 
den, Adminiſtration, Rechnungslegung und baulichen Stande 
der Ew. Liebden anvertrauten piorum corporum an unfer 
hieſiges Etats⸗Miniſterium einzuſenden unvergeſſen fein, Sind 
Liebden mit Freundschaft zr. 

Gegeben, Königsberg den 28. April 1783, 

mad a. Bog Gröben On Shliehen 


n 
des SN von Ermland Sieben 


d. 


Reſer. des Departements für den Cultus und 
öffentl. Unterricht vom 20. Juni 1813. 

Das Departement ic. genehmigt zwar hierdurch das we. 
gen der Rechnungsſachen der römiſch katholiſchen Kirchen und 
geiſtlichen Stiftungen des Ermlandes unterm 24. April d. J. 
an den Fürſtbiſchof abgegangene Schreiben, erfieht aber aus 
dem Bericht der oft, c. Deputation der 5. Reg. vom felbie 
gen Tage, daß dieſelbe glaubt zwiſchen den Kirchen des Erms 
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landes nach Werfchlebenheit des Patronats einen unterſchied 
machen und die Biſchöflichen und die Domcapiteliſchen auf ane 
dere Weiſe als die Königl. und Privat⸗Klrchen behandeln zu 
müffen, Abgefehen davon, daß bei den Königl. Kirchen die 
Patronat-Rechte auf die ıc. Deputation oder die von derſelben 
zu beauftragenden Local⸗Beamten verfaſſungsmäßig aufgenommen 
worden, ift jedoch kein ſolcher weſentlicher Unterſchied vorhan⸗ 
den. Bes Biſchofs Recht der Aufſicht über die Verwaltung 
der Kirchengüter feiner Disces ſtammt nicht aus dem Patro 
nat: ober Collations⸗Rechte, wie die c. Deputation anzuneh⸗ 
men ſcheint, ſondern aus feinem Amte als geistlicher Obere nach 
ausdrückt. Verfügung der Gefege und namentlich des A. L. R. 
II. 11. 58. 114. 115. 197. 217. 641. 743. 649. 654, 659. 
662. 696. 697. 707. TAT. 752, 784. 764., worin die Fälle, 
in welchen dieſe Auffiht zur Ausübung kommt, genau nathge⸗ 
wieſen werden. In Beziehung auf das Kirchenvermögen iſt 
nämlich eine dreifache Aufſicht denkbar: 
1) Die vermöge des Landesherr. Rechts circa ener, Sie 
bat ihren Grund im bürgerlichen Verein, und beabſichligt 
zunächſt die Erhaltung des Vermögens der katholiſchen An- 
falten aus Rückſichten des allgemeinen Staatsrechts. Von 
dieſer Auſſicht handelt das A. L. R. II. 11. 5. 161. 166. 
Sie ſteht in erster Inſtanz der Regierung und höher hinauf 
dem unterzeichneten Departement zu, und erſtreckt ſich über 
alle Kirchen des Staatsgebiets ohne Unterſchied des Glans 
benë, Es ift ein Ausfluß dieſes Rechts, vermöge deſſen der 
Fürſtbiſchof von Ermland verpflichtet il, dreijährige Nad- 
weiſungen von dem Inſtande der geistlichen Stiftungen feines 
Bisthums einzureichen. a 
2) Die kirchlich geiſtliche, vermöge welcher die Oberen des 
Kirchen⸗Bereins, bei den Katholiken die Biſchöſe (A. L. R. 
I. e. $. 114. 115.), bei den Proteſtanten die Landes⸗Con⸗ 
flotten Cibid, g. 149), für die Erhaltung und zweckmäßige 
Verwendung des 5 zu Ess haben. e 
ſes Recht nun, wovon A. L. R. I. c. 8. 167. handelt, hat 
bei allen feiner Diöceſan-Gewalt untergeordneten katholiſchen 
Kirchen der Herr Fürftbifchof hingegen in Bezug auf die evang. 
Kirchen des fog. Neg. Bezirks beſißt daſſelbe Recht die ze. Des 
putation als evang. geiſtl. Behörde oder Landes⸗Conſiſtorium. 
3) Das Patronatrecht beruht überall auf privatrechtlichen 
Verhältniſſen, und das Sakr Patronatrecht, mit Aus. 
ſchluß der Vocation zu den Superintendenturen und Ge 
prieftereien, ſteht ba Ausübung der Geiſtlichen und Schul⸗ 
Deputation, es fei von einer evangeliſchen oder Fatholi- 
ſchen Kirche die Rede. Wichtig iſt in diefer Beziehung die 
49 * 
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Verfügung des A. L. R. J. c. $. 698, die wenn nicht bes 
fondere Privilegien, Statuten oder Obſervanzen entgegenſte⸗ 
ben, auch bei den ermländiſchen Kirchen Königl. Patronats 
zur Anwendung kommen muß. 

Bei den evangeliſchen Kirchenanſtalten fällt das landes- 
herrliche und geiſtlich⸗ kirchliche Aufſichterecht in der Ausübung 
zuſammenz bingegen bei den katholischen Kirchen find. beide 
Aën, in verſchiedenen Händen und laufen in der Anwendung 
arallel. 

k Was nun die Abnahme der Rechnungen und deren Nevi- 
fion betrifft; fo bat es mit Ausnahme deffen, was wegen Kö- 
nigl. Patronat: Kirchen oben verordnet und dem WLR. I. e. 
$. 698 gemäß ift, bei der Verfügung vom 31. März d. J. 
ſein Bewenden, nach welcher der Herr Fürſtbiſchof von drei 
zu drei Jahren eine Nachweiſung einzureichen bat, daß die Reds 
nungen der Kirchen und geiſtlichen Stiftungen gehörig abge 
nommen und daß deren Stammvermögen nicht vermindert, ſon⸗ 
dern wohl erhalten worden ift, c. 


e. 


V. d. R. zu K. an das biſchöfl. Ermländiſche Ge 
neral⸗Oſficialat v. 12. Octbr 1895. Rro. % K. S. 
Einem ic. erwiedern wir auf das Scheiben v. 5. Mal pr., 
die Einſendung ſummariſcher Ectracte aus den Jahresrechnun⸗ 
gen der ermländiſchen kalhol. Kirchen und milden Stiftungen 
betr., daß wir an der über das Oberaufſichtsrecht des Staats 
binfichts des Vermögenszuſtandes der kathol. Kirchen im Erm- 
lande beſtehenden Verſaſſung nichts ändern und es daher bei 
Einreichung dreijähriger Generalnachweiſungen bewenden laffen, 
wie foldes die Reſcripte vom 10, April 1783 und 20. Juni 
1813 vorſchreiben. Aus denſelben muß aber bei überſichtlicher 
Abtheilung der Angaben über den Vermögenszuſtand der eins 
zelnen Kirchen und milden Stiftungen unter ausdrücklicher Be⸗ 
ſcheinigung klar hervorgehen, 
daß die ſpeciehen Rechnungen gehörig abgenommen und ge- 
prüft, darin die Kapitalzinſen gehörig vereinnahmt und dem 
Zweck gemäß angewendet find und das Stammvermögen 
wohl erhalten iſt. 

Iſt letzteres wider Erwarten verringert, fo hat das ıc. 
diefe Verminderung ausführlich und wohlbegründet auszuweiſen. 
Was die, eine Veränderung des Vermögenszuſtandes der Kir 
chen und Stiftungen mit ſich führenden Handlungen betrifft, 
deren das A. L. R. gedenkt z. B. Erwerbung durch Opfer, Shen- 
zung, Erbſchaft Vermächtniß oder auch Erfparung, desgleichen 
Veräußerung durch Verkauf oder Verpachtung, Anleihe, 
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Baus und andere Unternehmungen, wobei neben der gefeglidy 
erforderl. Beitimmung des Herrn Fürſtbiſchofs fiğ noch eine 
Concurrenz des landesherrlichen juris circa sacra herausſtellt, 
fo kann bon der rechnungsmäßigen Ausweifung darüber in 
Folge der Vorſchriſten des ALR. II. 11, $. 161—166 nicht 
abgeſtanden werden. — 10, 

Da ferner im Ermlande nur vier Kirchen Privatpatronats 
find, und auch ſelbſt bei diefen die Vermögensberwaltung nur 
unter Aufſicht des Herrn Fürſtbiſchofs ſteht; ſo iſt die Richtig⸗ 
keit der auch von dieſen Kirchen einzureichenden Nachweiſun⸗ 
gen und der darnach vorhandenen Beſtände aller Art, fie md» 
gen in Geldern oder in Dokumenten und Staatspapieren bes 
ſtehen, allein von dem Herrn Fürſtbiſchof und in Vertretung 
deſſelben von dem General⸗Offtzſalate zu beſcheinigen. ꝛc. 


f. 


Reſer. d. Min. der geiſtl. ꝛc. Angel. v. 6. Januar 
1837. Nro, 16946, an den Adminiſtrator des Bis- 
thums Ermland, mitgetheit der Reg. zu Königsberg 
mittels Refer. v. 8. März 1837. Nro. 23009. 

Das Min. eröffnet Ew. Hochwürden, daß es fiğ mit der 
Anſicht des verſtorbenen Herrn Fürſtbiſchofs von Ermland in 
dem Schreiben vom 10. Auguft v. J. nicht einverſtanden er⸗ 
klären kann, nach welcher derſelbe der Reg. zu K. die durch 
deren Verfügung vom 12. Zb, 1835 geforderten Exkracte 
aus den Rechnungen der ermländiſchen kathol. Kirchen und 
milden Stiftungen ferner einreichen zu laſſen ſich geweigert hat. 
Zwar ſteht dem Biſchofe als geiſtlichen Obern und nicht der 
Regierung die Viſitation der katholiſchen Kirchen und milden 
Stiftungen und die Revifion der Rechnungen derſelben zu; die 
Regierung zu K. nimmt aber foldbe auch keineswegs in An 
fpruch, ſondern fie verlangt nur den Ausweis darüber, daß 
und wie die geiſtl. Behörde ihr Aufſichtsrecht ausübe und ih- 
rer Pflicht in dieſer Hinsicht genüge. Zë ift die Reg. ber 
fugt und zwar vermöge des landesherrlichen Oberaufſichtsrechts, 
welches fie in Beziehung auf die Verwaltung der kirchlichen 
Temporalien der Katholiken auszuüben hat. Das landes herr⸗ 
liche Oberaufſichtsrecht kann ferner, fo weit es durch Einforde⸗ 
rung von Rechnungsextracten und deren Prüfung exercirt were 
den foll, nicht mit Erfolg ausgeübt werben, wenn die Ertracte 
nicht gerade diejenige Einrichtung erhalten, welche die oben 
erwähnte Verfügung der Königlichen Reg. zu Königsberg in 
den Worten: inf 

„Aus denſelben muß aber bei überſichtlicher Abtheilung“ u. 
f- w. bis „ausführlich und wohlbegründet auszuweiſen“ 
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näher bezeichnet hat. Ebenſo ift die in dem hierauf folgens 
den Satze enthaltene Anordnung gerechtfertigt, 

Die Berufung in dem Schreiben vom 10. Auguſt v. J. 
auf die Art und Weiſe, wie in der Erzdiecöſe Gneſen und Pos 
fen das landesherrl. Sberauſſichtsrecht ausgeübt werde, fügt 
ſich auf die nicht begründete Vorausſetzung, daß es bei dem, 
was deshalb in der Verfügung der Reg. zu Bromberg vom 
9. März 1829 angeordnet worden, ſein Bewenden behalten 
habe. Dies ift aber keineswegs der Fall. Vielmehr wird noch 
gegenwärtig über die Form verhandelt, in welcher dort das 
Sberauſſichtsrecht über die unter der Aufficht der geiſtl, Obern 
fichende Verwaltung der kirchl. Temporalien von der Staats⸗ 
behörde auszuüben ift, und es werden dort von der erzdiſchöfl. 
Behörde der Reg. mindeſtens eben ſolche Rechnungsertracte 
eingefenbet werden müſſen, wie solche die Reg. zu K. von 
an fürftbifchöflichen ermländiſchen General s Officialate ver⸗ 
langt hat. 8 

Der von der Beſchränktheit des Personals der fürſtbiſchöſl. 
Behörde entlehnte Einwand bleibt bei der Beurtheilung der 
Frage, ob die Staatsbehörde durch Einforderung von Rech⸗ 
nungslxtracten die Grenzen ihrer Befugniß überſchrelte, begreif. 
licherweiſe ohne Einfluß ic. 


103. 


V. d. Reg. zu G. v. 28. April 1841 (Amtsbl. 1841. 
S. 75) das Etats und Rechnungsweſen bei den Kir- 
chenkaſſen betreffend. 

Das Verfahren bei der Ablegung der Rechnungen der Kir⸗ 
chenkaſſen des hiefigen Regierungsbezirks iſt rückſſchs der Ab⸗ 
grenzung des Nechnungsjahres nicht gleichmäßig. Bei einigen 
Kirchen fällt das Rechnungsſahr mit dem Kalenderjahr zuſam⸗ 
men, bei andern und zwar bei den mehreſten läuft das Redz 
RE von Michaeli zu Michaeli. Theils um hierin ein 
gleichmäßiges Verfahren berzuftellen, theil um Diejenigen 
Schwierigkeiten zu beſeitigen, welche mehrere der Herren Geiſt⸗ 
lichen darin zu finden glauben, daß fie nach neuerer Beſtim⸗ 
mung über ſämmtliche, unter ihrer Verwaltung fiehenden Fonds 
nur ein Kaſſenjournal führen follen, obwohl das Nechnungs⸗ 
jaht für die Kirchenkaſſen von Michaeli bis Michaeli läuft, 
dagegen das Rechnungsjahr für die Schulkaſſen mit dem Nas 
lenderjahre zuſammenfällt, theils aber und hauptſächlich in Be- 
folgung der Allerh. K. O d. d. Paris, den 19. Mai 1814, in 
welcher vorgeſchrieben ift, daß bei ſämmtlichen Kaſſen und Yn- 
ſtituten in allen Provinzen des Königs reichs das Rechnungswe⸗ 
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fen nach dem Kalenderjahre geführt werden foll, beſtimmen wir 
hierdurch, daß vom 1. Januar 1842 ab, auch bei ſämmtlichen Kir⸗ 
chen, Kirchſpielsarmen⸗ und Pfarrerwittwen⸗Inſtitutskaſſen das 
Rechnungsweſen übereinſtimmend mit dem Kalenderjahre geführt 
werden fol. R 

Um auch eine Gleichmäßigkeit bei dem Uebergange von 
dem bisher angenommenen zu dem neuen Rechnungsjahre her» 
beizuführen, verordnen wir Nachſtehendes: 

4) Die für das Jahr von Michaeli 1840 bis Michaeli 1841 zu 
legenden Rechnungen faſſen auch noch die drei Monate Ok⸗ 
tober, November und December 1841 in fiğ, fie umſchlie⸗ 
ßen alfo den Zeitraum von Michaeli 1840 bis ult, Decbr, 
1841. Dagegen gehen die nachſtfolgenden Rechnungen für 
das Jahr 1842 vom 1. Jan. bis letzten Dezbr 1842 u. f. w. 
die folgenden Rechnungen. 

2) Wegen des bei den Rechnungen pro Michaeli 1840 bis 
ult, Dezbr. 1841 mehr zu übernehmenden Zeitraums von 
drei Monaten, muß das Soll⸗Einkommen und die Soll Aus⸗ 
gabe bei allen feſiſtehenden und zufälligen Einnahmen und 
Ausgaben um den vierten Theil des Etats⸗Quantums ere 
höht werden. Hiervon find jedoch ausgenommen diejeni 
Gefälle, welche jährlich um Michael oder Martini verein⸗ 
nahmt werden z. B. der Reals und Perſonaldecem. Dieſe 
Gefälle kommen in der Rechnung pro. Michaeli 1840 bis 
ult. Decbr. 1841 doppelt vor, nämlich die zu Michael oder 
Martini 1840 und die zu Michaeli oder Martini 1841. fäl⸗ 
ligen Sahresbeträge, In den nächſtſolgenden Rechnungen, 
alfo ſchon in der Rechnung pro. 1. Januar bis ult. Dezbr. 
1842 jedoch kommen die Gefälle nur einmal, pro. Michaeli 
(oder Martini) jedes Jahres zur Berechnung. 

3) Die Etats, welche bis zu Michaeli diefe, oder bis zu 
Michael eines der folgenden Jahre angelegt worden find, 
werden ſämmtlich hiermit bis ult. December dieſes oder der 
betreffenden folgenden Jahre prolongirt, und die neuen Etats 
find für die nächſten ſechs Jahre vom 1. Januar 1842 und 
reſp. der folgenden Jahre anzulegen. 

Gleichzeitig beſtimmen wir hierdurch wegen der Einrei⸗ 
chung der abzulegenden Rechnung und der aufzuflellenden 
Eiais Folgendes: 

Diejenigen Rechnungen, welche vorſchriftsmäßig von 
uns revidirt werden follen, das heißt diejenigen Rechnungen, 
deren jährliche Einnahme die Summe von 300 Thlr. übers 
feige, find bis zum 1. Mürz jeden Jahres, dagegen die 
Erkracte aus den Rechnungen, welche nicht an uns zur Res 
vifion gelangen, ſondern von den Herrn Landräͤthen revidirt wers 
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den, d. h. diejenigen, welche eine jährliche Einnahme von 
300 Thlr. und weniger nachweiſen, find bis zum T. April 
jeden Jahres an uns einzureichen. Die neuen Etats ſind 
ſtets drei Monate vor Ablauf des alten zur Prüfung und 
eventuellen Beſtättigung uns vorzulegen. Wo alfo die Etats 
mit Michaeli oder vielmehr, nach der eben ausgeſprochenen 
Prolongation, mit alt, Dezbr. d. J. ablaufen, find uns die 
neuen Etats für die ſechs Kalenderjahre 1844 zum 1. Ok⸗ 
tober d. J. einzureichen. 
Alle bisher in ſpetiellen Fällen anders angeſetzten Vers 
mine zur Einreichung der neuen Etats werden hierdurch aufs 
gehoben. 


104 


V. d. Reg. zu M. v. 30. Dechr, 1836 (M. Amtsbl. 
1837. S. 34) Rechnungsabnahme und Decharge. 

Das Königl. Min. für Geiſtl. ꝛc. Angelegenheiten hat mits 
telſt R. v. 20. Auguſt c. genehmigt, daß die Reviſton und 
Decharge derjenigen Rechnungen Königl. Patronats + Kirchen, 
deren jährliche Etatsmäßige Einnahme die Summe von 
300 Thir nicht überfleigt, für die Zukunft in unſerm Auftrage, 
gemeinſchaftlich durch die Herren Landräthe, Superintendenten 
und Dekane bewirkt werden foll. 

um dieſe Anordnung zur Ausführung zu bringen, werden 
die betreffenden Kirchenvorſtände, durch die genannten Herren 
Neviforen eine von uns mit höherer Genehmigung entworfne 
Inſtruction vom 15. Juni 1836 empfangen, worin das bei der 
Nechnungsführung und Legung, fo wie bei der Reviſton der 
Rechnungen zu beobachtende Verfahren genau vorgeſchrieben ift. 

Die für das Jahr 1835 noch rückständigen Rechnungen 
werden aber in dem von den Herren Reviſoren anzuberaumen⸗ 
den Terminen behufs der Revifion, an dieſelben bereits einzu⸗ 
fenden fein, ſofern ſolche nicht ſchon an uns abgegangen find. 

Die Berichtigung des Rechnungsweſens einzelner Kirchen 
bis zum Jahre 1835 excl, deſſelben, und die Deziſſon der 
über einzelne ſchon bier eingegangene Rechnungen pro 1835 
von uns aufgeſtellten Reviſionserinnerungen, fo wie die Exthei- 
lung der Dedjarge von dieſen Rechnungen, behalten wir uns 
vor. Auch muß, wie die erwähnte Inſtruction beſtimmt, von 
jeder Kirche, ſelbſt wenn deren Rechnungsweſen künftig der 
Reviſion der Herren Landräthe und Superintendenten unters 
liegt, uns dennoch jährlich bis zum 1. Juli jeden Jahres 
ein ſummariſcher Rechnungsabſchluß mit einer Balance gegen 
den Etat eingereicht werden. 
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1048, 


Inſtruction über das bei Nevifion der Kirchenkaſſen⸗ 
Rechnungen zu beobachtende Verfahren. 

Nachdem von dem Königl. Minifterio für die Geiſtlichen⸗ 
Unterrichts s und Medizinal⸗Angelegenheiten genehmigt worden 
iſt, daß diejenigen Rechnungen Königl. Patronatskirchen, deren 
jährliche etatsmäßige Einnahme die Summe von 300 Thlr. 
nicht überſteigt, in Zukunft von den Königl. Landräthen und 
Superintendenten und reſp. Dekanen gemeinschaftlich revidirt 
und dechergitt werden follen, fo findet die unterzeichnete Kö 
nigl. Regierung fih veranlaßt, die nachſſehenden bei Reoſſion 
der Kirchenrechnungen zu befolgenden Grundſätze, theils zum 
Anhalt der Reviſoren bei dieſem Geſchäfte, theils zur eigenen 
Beachtung der rechnunglegenden Kirchenkollegien hiermit bee 
kannt zu machen, und in Erinnerung zu bringen. 

Voraus wird bemerkt, daß die gedachte Reviſſon und De⸗ 
charge lediglich in einem jederzeit wiberruflichen Auſtrage der 
unterzeichneten Regierung erfolgt, und hierdurch in den übri⸗ 
gen Verhältniffen derfelben bei Verwaltung und reſp. Beauf⸗ 
fichrigung des Kirchenvermögens, wie folde in der Regierungs- 
Juſtruktion vom 23. Oktbr. 1817. §. 2. Nro, 6. und g. 18. 
fo wie in der Allerhöchſten Kabinets -Ordre vom 31. Des 
zember 1825. Liti. D. vorgeſchrieben find, nichts geändert 
werden Tt, 

Auch muß von jeder Kirche, deren Nechnungsweſen hier: 
nach der Revifion der Herrn Landräthe und Superintendenten 
(Dekane) in unſerm Auftrage überwiefen wird, uns dennoch 
jährlich der Rechnungsabſchluß mit einer Balance gegen den 
von uns beftätigten Etat eingereicht werden, um uns die nd» 
thige Ueberſicht zu erhalten, und nöthigen Falls bei vorkom⸗ 
menden erheblichen Veränderungen einschreiten zu können. 

Eben fo behalten wir uns vor, von der zweckmäßigen 
Reviſton der gedachten Rechnungen durch Einforderung und 
Nachreviſion einzelner Rechnungen von Zeit zu Zeit Ueberzeu⸗ 
gung zu nehmen. Die jährliche Einſendung der erwähnten 
hier einzuſendenden und von den Herrn Reviſoren zu beſchei⸗ 
nigenden ſummariſchen Rechnungsabſchlüſſe muß ſpäleſtens bis 
zum 1. Juli jeden Jahres für das vorhergehende Jabr erfolgen, 
da ſodann vorausſätzlich nicht allein die Reviſion und Decharge 
von Seiten der delegirten Beamten, ſondern auch die Beſeiti⸗ 
gung der Monita und die Ertheilung der Decharge erfolgt 
ſein wird. 
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So wenig durch die gegenwärtige Anordnung in den bis⸗ 
herigen Reſſortverhältniſſen der vorgeſetzten Behörden etwas 
geändert werden fol, fo wenig iſt dies auch bezüglich auf die 
Verwaltung des Kirchenvermögens durch die Kirchenvorſteher 
und auf ihr Verhältniß zum Patron der Kirche bei Privatpas 
tronatkirchen, der Fall. 

Die Rechte und Pfichten der Kirchenverwalter, und die 
Concurrenz der Pfarrer bei der Leitung und Bearbeitung des 
Rechnungsweſens, beſonders auf dem platten Lande ſind daher 
lediglich nach den bisher Hen beftandenen gefeklichen Bor- 
ſchriften zu beurtheilen. 

(conf, WER. Th. II. Tit. 11. $. 619, seq—627, 028) 

Bei Revifion der Kirchenrechnungen ift zwar im Allges 
meinen daſſelbe, wie bei jeder andern Rechnüngsreviſton zu 
beobachten, doch wird die Aufmerkſamkeit der mit gegenwärli⸗ 
gem Auftrage verſehenen Reviſoren zunächſt auf folgende Ge- 
genſtände zu richten fein: 8 

1) Die abzulegende Jahresrechnung, wozu hinſichts der Form 
das angeſchloſſene Schema zur Richtſchnur dient, gründet 
Dé auf den von uns vollzogenen Etat, und umfaßt ſtets 
ein volles Rechnungs⸗ (Kalender) Jahr. 

2) Auf der Rückſeite des Vitelblattes muß ein von dem Pfar⸗ 
rer und Kirchenvorſtande unterzeichneter Kautionsvermerk an: 
gebracht fein, aus welchem zu entnehmen ift: 

ob ein beſonderer Rendant mit Kaution angeſtellt ift, wie 
viel letztere beträgt, worin ſie beſteht, und wo das Kau⸗ 
tionsinſtrument ſich befindet, oder ob der Kirchenvorſtand 
ohne beſondere Kautionsbeftellung die Kaffe verwaltet, 
und in solidum für die Sicherheit des Kirchenvermö 
gens haftet. 

3) Sſt zu prüfen: 

a) Ob die nach dem Nevifionsprotofoll über die vorher: 
gehende Rechnung aufgeſtellten Monita, durch die vorliegende 
Rechnung erledigt ſind. 

b) Sb die Geldbeſtände, Reſte und Kapitalien, aus der 
letzten Rechnung richtig übertragen und nachgewilſen wore 


den find. 
4) Hinsichtlich der Einnahme vom Grundeigenthume gitt 
Folgendes: 

a) Der Zins von den in Zeit⸗ oder Erbpacht ausgethanen 
Ländereien und Gebäuden muß ſpeziel und unter näherer 
Bezeichnung des konkraktlichen Verhältniſſes aufgeführt und 
durch die von uns genehmigten Kontrakte If werden, 
auch it bei den Zeltpächtern der Terminus a quo et ad 
quem ber Pachtperiode in der Rechnung ſelbſt beſtimmt ans 
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zugeben. Das Verfahren bei den Vermiethungen und Ver 
pachtungen von Kirchengütern haben die Reviforen nach Bors 
ſchrift des Allgemeinen Landrechts Th. II. Lit. 11. $. 608. 
seg. und $. 126. Anhang zum ALR. zu prüfen, 

b) Der Realdecem gründet ſich auf die von den Land- 
raths⸗, Domainen: und Domafnen⸗Rentämter beſcheinigten 
Conſignationen, und muß darin jeder Zu- und Abgang voll⸗ 
ſtändig gerechtfertigt werden. 

€) Die Einnahme für Kirchenſtände muß durch ein vom 
Superintendenten oder Dekan auf den Grund der geführten 
Kirchenbücher beſcheinigtes Heberegiſter juftificiet fein, aus 
welchem jede Stelle mit ihrer Nummer und ihrem Ertrage 
zu erſehen ift, A E 

5) Die Titel: „An Zinſen von Kapitalien“ müſſen nicht nur 
nach dem Elat ſondern auch nach der letzten Rechnung ge⸗ 
prüft werben, und zwar in Betreff: 

a) des Betrages der Sa und Zinfen, 

b) des Zinſenzahlungs⸗ Termins, 

c) das Namens des Schuldners und der beftellten Si- 


cherheit. 

d) des Datums des Schulddokumentes. 

Auch ift in der letzt vorhergehenden Rechnung nachzuſe⸗ 
hen, ob etwa im vorigen Jahre neue Kapitalien ausgeliehen 
worden, ob dieſe in der vorliegenden Rechnung aufgeführt, und 
die Zinſen vom Tage der Ausleihung an gehörig in Ein- 
nahme geftellt find. 

6) Bei Vermächtniſen muß ein beſonderer Auszug des Teſla⸗ 
mentes, fo wie die Beſtätigung der kompetenken Behörde 
beigebracht werden. Wenn an Legaten und Bermächtniſſen 
nichts eingegangen ift, fo muß dieſes durch ein Akleſt des 
Pfarrers und des Kirchenvorſtandes bezeugt werden. 

7) Bei den der Kirche zufallenden Vermächtniſſen muß ferner 
genau darauf geſehen werden, ob das Legat der Kirche uns 
bedingt vermacht, oder zu einem beſonderen Zwecke ausge⸗ 
fegt worden it. Im Sc Falle wird es unter den Diss 
poſitions-Kapitalien, im letztern Falle aber unter den Funda- 
tions⸗Kapitalien aufgeführt. 

8) Wenn Kapitalien zurückgezahlt worden find, fo iſt zu prüfen: 

al ob die Zinsen bis zu dem Tage der Rückzahtung in 
Einnahme geſtellt find, 

b) ob das Kapital, wenn es nicht etwa zur Ausfüh⸗ 
rung genehmigter Reparaturbauten, oder zur Beſtreitung an⸗ 
derer dringenden, von der vorgefehten Behörde genehmigten 
Bedürfniſſe erforderlich war, auch ſogleich und ohne in der 
Kirchenkaſſe ungenutzt zu liegen, gegen geſetzliche Sicherheit 
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wieder ausgeliehen worden ift, indem die Kirchenvorſteher 
verpflichtet find, von dem Tage an, wo die Kündigung ftatt 
gefunden hat, dafür zu forgen, daß vom Tage der Rück. 
zahlung des Kapitals ſolches auch ſogleich wieder zinsbar 
und mit vorfepriftgmäßiger Sicherheit ausgeliehen wird. 

9) Die Geiſtlichen und Kirchenbediente, als Nutznießer der 
pfarrbenefizien, find verpflichtet, die an den Wohn: und 
Wirthfhafts: Gebäuden nothwendig werdenden Reparaturen, 
wie fie das WER. Thl. II. Tit. II. §. 784. et seq. vors 
ſchreibt, bis zu der Höhe von reſp. 3 olr. und 1 Thlr. und 
nach Beſchaffenheit der Umſtände bis zu einem höheren Be 
trage, aus eigenen Mitteln zu beſtreiten. 

„Hierzu müſſen die Geiſtlichen angehalten und Ausgaben für 

dergleichen Bauten nicht auf die Kirchencaſſe übernommen werden. 
(eonf. die Verfügung vom 19. Juni 1835 im Amtsblatt 
pro 1835, Nro. 28.) 

In Betreff derjenigen katholiſchen Geiſtlichen, welche 
einen ſchon feſtſtehenden beſondern Beitrag ad fabricam 
ecclesiae zur Kirchencaſſe zahlen, wodurch fie nach der 
biefigen Obſervanz von der Hergabe dieſer Koſten aus eige⸗ 
nen Mitteln befreit werden, behält es bei dieſer Ausnahme 
ſein Bewenden. ` 

10) Die fümmtlichen unbeftändigen Einnahmen Tit. II. B. 
et C. des angefchloffenen Schemas werden, je nachdem fie 
bei der Kirche eingehen, ihrer Natur nach in dem betreffenden 
Kaſſenbuche fofort gebucht, und am Jahresſchluß werden, 
nachdem die Feſiſtelung der Hauptbeträge erfolgt ift, daraus 
ſpecielle Ertracte gefertigt, und von dem gefammten Kirchen⸗ 
vorſtande unterzeichnet. 

Dieſe der Rechnung beizufttgenden Instifiegtorien, bleiz 
ben fo lange in der Rechnungsregiſtratur aufbewahrt, bis 
der betreffende Superintendent oder Dekan an Ort und 
Stelle im Stande ift, die Richtigkeit derſelben auf den 
Grund der geführten Kirchendücher zu beſcheinigen. 

Im Behinderugsfalle findet die Bestimmung 29 Anwendung. 

11) Der Titel „Insgemein“ oder pad Extraordinaria “ 
muß mit einem Atteft: 

„daß nicht mehr, als in Einnahme geſtellt worden, zu 

berechnen geweſen ift“, ` 
belegt werden. Auch bier ift, wie im vorfiehenden Abfehnitt 
vorgeſchrieben, die Beglaubigung des betreffenden Superin⸗ 
tendenten oder Dekans erforderlich. 

12) Bei der Recapitulation der Einnahme muß darauf geſe⸗ 
ben werden, daß die Summe der Etatstitel beſonders gezos 
gen, ſodann der Beſtand aus dem vorigen Jahre, die Des 
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ecte, Reſte, und bie zurückgezablten Kapitalien richtig auf- 
Wee 5 endlich die Haupt Summe aller at 
men gezogen wird, wie das Schema zur Rechnung nä⸗ 
ber ergiebt. e 
13) Die nach der vorhergehenden Rechnung verbleibenden 
Ausgabereſte, find bei Nevifion der vorliegenden forgfältig 
zu prüfen. Ueberhaupt dürfen dergleichen nur dann paffis 
ren, wenn es entweder an Mitteln zur Deckung derſelben 
fehlt, oder dieſelben von den bei der Einnahme verbliebenen 
Neſte bedingt werden. Im uebrigen ift fo viel wie möglich 
dahin zu wirken, daß dieſer Titel frei von allen Verrechnun⸗ 
gen erſcheint. 
14) Nicht felten kommen Fälle vor, daß von der Kirchen 
Kaffe, namentlich in Prozeß- Angelegenheiten und zwar in 
ſolchen, wo dieſelbe klagbar zu werden gezwungen ift, Bor- 
ſchüſſe gefeiftet werden müſſen. 

Dieſe Vorſchüſſe ift der Vorſtand, nachdem von uns als 
oberaufſichtführender Behörde über geiftliche Stiftungen ne. 
zur Anſtrengung der Klage zuvor die Autorifation ertheilt 
worden iſt, in Folge der ergangenen Aufforderung des be- 
treffenden Gerichts zu leiſten berechtigt, doch dürfen dieſel⸗ 
ben unter keinem andern Titel, als Kapitel II. des qu. 
Schemas verausgabt werden. Alle Vorſchüſſe dieſer, ſo wie 
jeder anderen Art müſſen nun aber auch wieder bei der 
Einnahme, und zwar Kap. III. bei den Reften zum Soll 
geſtellt, und fo lange fortgeführt werden, bis die Entſchei⸗ 
dung des Prozeſſes erfolgt und ſeſtgeſtellt worden, welcher 
Theil zur Tragung der Koſten verpflichtet iſt. In dem für 
die Kirche günſtigen Falle, muß die Wiedereinziehung und 
definitive Vereinnahmung, in dem ungünſtigen Falle dage⸗ 
gen gleichfals die definitive Vereinnahmung, gleichzeitig 
aber auch die definitive Verausgabung derſelben, Ei den 
Grund des ergangenen Erkenntniſſes erfolgen. 

15) In Betreff der Defekte it nach Vorſchrift der Beſtim⸗ 
mung 3. ad a. zu verfahren. 

16) Jede Ausgabe muß mit der betreffenden Quittung belegt 
und binfichtlich ihrer Form bei der Ausſtellung die Vorſchriſt 
des Allgemeinen Landrechts $. 93 bis 96, Tit. 16. Thl. I. 
beobachtet werden. Zu den Ausgaben, welche in dem Etat 
nicht Weit find, fondern zu den Zufälligen gehören, muß 
unſere Genehmigung beigebracht werden. 

17) Auf den Eiquidationen über Kommnunion⸗ Wein, Brod, 
Licht, Wachs und dergl. kirchliche Berürfniffe, darf die Aus 
Ze und das Verwendungs⸗Atteſt des Pfarrers nicht 
fehlen. 


782 


148) Rückgchtlich der Koften zum Bau und zur Unterhaltung 
der Kirchen, und Pfarrgebäude enthält das LER. Thr, II. 
Tit. 11. $. 712—756 und $. 784—798 die geſetzlichen Be- 
ſtimmungen. 

19) Bei den Ban: Reparatur⸗Koſten muß mit Rückſicht auf 
den F. 9. dieſer Inſtruction geprüft werden, ob nicht Aus. 
gaben vorkommen, welche den geſetzlſchen Vorſchriften ge- 
En dem Nießbraucher aus eigenen Mitteln zu beftreiten 
obliegen, in welchem Falle die ermittelten Beträge behufs 
der Wiedervereinnahmung zu defektiren find, 


20) Die Kosten für die Unterhaltung des Kirchbofs, die Um- 
zäumung desſelben nicht ausgenommen, können nut auf den 
Fall aus der Kirchen ⸗ Kaffe beſtritten werden, wenn der 
Kirche die Einnahme für die Grabſtellen zufließt, und nicht 
etwa nach beſonderer Lokal⸗Obſervanz dieſelben deſſununge⸗ 
achtet von der Gemeinde übertragen werden. 

(conf. WER, Thl. II. Tit. II. $. 761. seg.) 


21) Wenn Ausgaben über angſchaffte Utenſilien, Kirchen Or⸗ 
nate ꝛc. ſo wie überhaupt über Gegenſtände, die bei der 
Kirche verbleiben, vorkommen, ſo muß bei den betreffenden 
Belage immer ſogleich geprüft werden, ob die Eintragung 
in dem, bei der Rechnung befindlichen Kirchen» Inventarien> 
Verzeichnis mit der gehörigen Bezeichnung des angeſchafften 
Segenfanet geſchehen ist; Aud muß das Kirden-Sn- 
ventarium jährlich wenigſtens einmal durch den betreffenden 
Superintendenten oder Dekan revidirt, und der Befund 
unter dem der Rechnung beigefügten Verzeichniß ange⸗ 
zeigt werden. 


22) Bei den an Privat» Perfonen ausgeliehenen Kapitalien 
muß ohne Unterſchied der Höhe des Kapital⸗Betrages un⸗ 
fere Genehmigung bei den Belägen vorhanden fein. Fehlt 
diefe Genehmigung bei der Rechnung, oder findet Déi bin- 
été der Sicherheit ſchon zinsbar belegter Kapitalien ein 
Bedenken, w 

Coonf. $. 636. Tit. 11. Thl. II. Allg. L. R. und Hof- 
Reſcript vom 26. November 1799. Nov., C. C. T. X. 

S. 2689. Nro. 68.) 

fo muß nicht nur in der Hevifions Verhandlung hierüber 
ein Monitum aufgeſtellt, ſondern auch uns ſogleich in jedem 
ſpeziellen Falle Anzeige gemacht werden, um die betreffen: 
den Kirchen ⸗Vorſteher deshalb unmittelbar zur Verantwor⸗ 
lung ziehen zu können. Uebrigens ift es auch bei den mit 
unſerer Genehmigung ausgeliehenen hypothekariſchen Kapita⸗ 
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lien die Pflicht der Kirchenvorſteher, gleich den Vormündern 
8 KOR J. Eil. II. des ae K. — auf die Wirth⸗ 
ſchaftsführung des Schuldners und die mit dem Unterpfande 
ſich ereignenden Veränderungen aufmerkſam zu ſein, und bei 
bekannt gewordener Vermögensverſchlechterung oder Devaſta⸗ 
tion des verpfändeten Grundstücks, inſofern fih) Gefahr zeis 
gen follte, das Kapital bei längerer Verzögerung zu verlieren 
die Aufkündigung und Wiedereinzjehung ungeſäumt in Ans 
trag zu bringen. D 

Zur Anlegung in Staatsſchuldſcheinen und Pfandbrier 
fen, bedarf es der Einbolung der Genehmigung nicht, fe 
müſſen aber auf den Namen der betreffenden Kirche außer 
Cours gefegt werden, zu welchem Behuf dieſelben an die 
Regierungs⸗Hauptkaſſe einzureichen find. 

Die Außercoursſetzung der Pfandbrieſe kann in der 
nämlichen Art erfolgen, wenn nicht beſondere Gründe (3. B. 
der Befig einer beſontern Zinfenrecognition) obwalten fott- 
ten, in welchem Falle die Nußercursſetzung durch die Gener 
ral⸗Landſchafts⸗Oirection bewirkt wird. x 

23) Bei dem UAnfaufe dergleichen öffentlicher Papiere, als 
Pfandbriefe, Staatsſchuldſcheine x. muß außer der Quittung 
des Verkäufers, in welcher die Nummer und ſonſtigen 
Kennzeichen derſelben enthalten ift, auch der Tagescburs, 
nach der letzten Preußiſchen Staatszeitung angegeben fein. 
Bei den Pfandbriefen muß beſonders die Aufbewahrung des 
letzten, oder des ſogenannten Stichtoupons beachtet werden, 
da eine neue Series der Zinſencoupons nur gegen Vorzei⸗ 
gung des Stichcoupons verabfolgt wird. 

In Betreff der Zinſenerhebung von Staatsſchuldſcheinen, 

iſt nicht zu überſehen, daß dieſe Binfen in einem vierjährigen 
Zeitraum verjähren. 
Wenn Zinſenreſte von hypothekariſch belegten Kapita- 
lien ꝛc anſchwellen, fo müſſen die Kirchenvorſteber mit Rück⸗ 
ſcht auf die Vorschrift g. 150. Tit. 50. TOL I. der Alg. 
Gerichtsordnung zur ungeſäumten gerichtlichen Verſolgung 
des Schuldners schreiten. 

Bel einer Zögerung biebei, werden dieſelben für Ausfall 
der Binfen verantwortlich. Dieſe Verantwortlichkeit trifft fie 
ebenfalls bei dee Einziehung kirchlicher Einkünfte, 
wegen Ausfälle und Verluſte von mehr als zweijährigen 


Rücftänden. 

(conf. 857. Tit. 80. J. c) 
24) Werden Kapitalien ausgeliehen, fo muß geprüft werden: 
ob die Zinſen von dem Tage der Ausleihung in Einnahme 
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geſtellt find, und ob das Kapital gehörig und mit der rich⸗ 
tigen Bezeichnung aufgeführt. 3 
25) Bei der Necapitulation der Ausgabe findet rückſichtlich der 
Reſte, Vorſchüſſe, zu gut gehenden Defecte und fonfligen 
Ausgaben, außer dem Etat, daſſelbe Anwendung, was un- 
ter Nro, 12. bei der Recapitulation der Einnahme vorge⸗ 
ſchrieben ift, 
26) Daß der ih bei dem Jahresabſchluß ergebende Beftand, 
in den angeführten Münzſorten vorhanden geweſen, muß 
Seitens des Kirchenvorſtandes am Schluſſe der Rechnung 
bescheinigt fein, es 
27) Da nach dem A. L. R. Thl. II. Tit. II. §. 634, in der 
Kirchenkaſſe kein Betrag von 50 Thlr. und darüber unbe- 
nutzt liegen bleiben fol, je muß bei Reviſion der Rechnungen 
auf die pünkliche Befolgung biefer Beſtimmung gefeben werden. 

Wird dagegen gültig nachgewieſen, daß der vorhandene 
Beſtand zu nahe bevorſtehenden Bauten oder anderen Bes 
dürfniſſen erforderlich it, fo muß für die ſichere Aufbewah⸗ 
rung deſſelben in der Kirchencaſſe geſorgt werden. Wenn 
ſich Dienſtunfähigkeit oder Vernachläſſtgung von Seiten der 
Rechnungsleger ergeben ſollte, fo muß davon nicht allein 
uns fofortige Anzeige Se fondern es müſſen auch 
obne Verzug, die zur Sicherſtelung der Kaffe erforderlichen 
Maaßxegeln getroffen werden. SG 

28) Insbeſondere ift von den Reviſoren auch auf die vorge⸗ 
ſchriebene ſichere Aufbewahrung der baaren Geldbeſtände, 
Dokumente, kurrenten Rechnungen und Beläge zu feben. 

(conf. $. 625. 626. Tit. 11. Tl. II. 30850 

Elwanige Unregelmäßigkeiten und überſehene Mängel 
hierbei, müſſen von den Reviſoren ſelbſt vertreten und die 
Kirchencaſſen daher von ihnen auch jährlich wenigſtens Eins 
mal gemeinſchaftlich revidirt werden. 

Den Tag, an welchem diefe Revifion erfolgt iſt, haben 
die Reviſoren bei der von ihnen unter dem uns jährlich ein⸗ 
zuſendenden ſummariſchen Rechnungsabſchluß auszuſtellenden 
Beſcheinigung zu bemerken. 

Wenn ſich jedoch bei dieſer Reviſion der Kiechencaſſe 
Unordnungen oder gar Defecte finden, fo ift daß Reviſions⸗ 
Protokon mit der Anzeige hievon fofort an uns einzuſenden. 

20) If die nach den obigen Bestimmungen von dem Rieden: 
vorſtande und refp. Rendanten der Kaſſe für das abgewichene 
Jahr gefertigte Rechnung abgeſchloſſen, und von dem Pfar⸗ 
rer und ſämmtlichen Mitgliedern des Vorſtandes geprüſt, 
und mit unterzeichnet, was ſpäteſtens bis zum 1. April des 
folgenden Jahres vollſtändig bewirkt fein muß, fo if dieſelbe 
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nebſt den fämmtlichen Kaffenbüchern, dem betreffenden Su⸗ 
perintendenten oder Defan behufs der Vorreviſton vorzulegen. 

Vierzehn Tage nach dem Empſang der qu. Rechnung muß 
diefe Nevifion auf den Grund der geführten Kirchenbücher 
vollſtändig beendigt fein, und nach erfolgtem Reviſionsver⸗ 
merk, wenn ſich on nichts zu verhandeln finden follte, die 
Abfendung an den Landralh des Kreifes dergeſtalt bewirkt 
werden, daß dieſelbe den 1. Mal bei demſelben eintrifft. 

Werden die vorſtehend beſtimmten Einſendungstermine 
nicht eingehalten, oder machen ſich Unordnungen und Ver⸗ 
zögerungen Seitens der Rechnungsleger bemerkbar, ſo bleibt 
dem Landrath überlaſſen, uns folde fofort anzuzeigen, und 
event, auf Feſtſezung von Ordnungsſtrafen gegen die ſäumi⸗ 
gen Rechnungsleger anzutragen. 

30) Die Decharge ertheilen die Revifionscomuiffarien unter 
gemeinſchaftlicher Unterſchrift mit der Bemerkung, daß foldye „ 
in unſerm allgemeinen Auftrage auf Grund der vorliegenden 
Inftruftion erfolge. 

Marienwerder, den 15, Juni 1896. 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
Wegner. 
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105. 
Vorſchriften wegen der Bauten und Reparaturen 
bei den Kirchen, Pfarr- Schul- und Prediger Witt⸗ 
wen⸗Gebäuden, auch wegen Verpachtung und Ver⸗ 
miethung der ſelben. 

Da die frühern Beſtimmungen über die oben angeführten 
Gegenftände durch neuere Feſtſetzungen eine Abänderung erlitten, 
auch überhaupt einer Erneuerung bedürfen, ſo nehmen wir 
Veranlaſſung, nicht nur für alle Kirchen⸗ und Schul⸗Vorſtände, 
ſondern auch für alle bei dieſen Angelegenheiten concurrirende 
Beörden Folgendes ba allgemeinen Kenntniß zu bringen: 

I. Wegen der Neubauten, Reparaturen der Kirchen⸗, Pfarr, 

Schulgebäude u. f. w. 

§. 1. Für die bauliche Erhaltung der kirchlichen Ger 
bäude, fie mögen unmittelbar zum gotteöbienfilichen Gebrauche 
oder auch nur den Kirchen⸗Beamten zur Wohnung beſtimmt 
fein, haben zunächk die Kirchenvorſtände pflichtmäbig zu fore 
gen, und werden fie, was die allgemeinen Grundſicze betrifft, 
dieſerhalb auf die Vorſchriften des A. L. R. Thl. II. Tit. 11. 
$. 699 et seg., auf die des Provinzialrechts, Zuſatz 200 et 
seg: und auf die Inſtruktion für die Vorſteher vom 24. Ok⸗ 
tober 1801, ferner auf mehrere durch das Amtsblatt bekannt 
gemachte Verfügungen verwieſen. iaa 

$. 2. Dieſelben haben dieſerhalb von Zeit zu Zeit eine 
genaue Beſichligung der bezeichneten Gebäude vorzunehmen, 
theils um durch zeitige Inſtandſetzung kleiner Baumängel größern 
Verfall zu verhüten, theis um durch tüchtige und dauerhafte 
Ausführung aller größern nothwendig gewordenen Bauten, die 
Gebäude für die Zukunft ſicher zu ſtellen. 

. 3. Da die Zanbräthe in Gemäßhelt ihrer bei der 
neuen Kreiseintheilung erweiterten Geſchäſtethätigkeit, vorzüg⸗ 
lich auch die äußerlichen Kirchen» und Schulangelegenheiten 
zu beſorgen haben, fo wird ihnen hierdurch zur Pflicht gemacht, 
die Kirchen- und Schulgebäude, fowob! auf dem Lande als in 
den Städten ſelbſt in Augenſchein zu nehmen, da wo ſie Ver⸗ 
nachläßigung in der Unterhaltung derſelben vorfinden, die bes 
treffenden Vorfteher ernfilich zu einer ſorgfältigen Erfüung ih⸗ 
rer diesſtfäligen Pflichten anzuweiſen, auch nach Befund der 
Sachen, die zweckdlenlichſen Maßregeln zur Infandfegung 
fofort einzuleiten. Da der Zeitraum vom 1. April bis 1. 
November jeden Fabres von den Kreis Baubeamten vorzüglich 
zur Bereifung der Bauſtelen und Aufnahme der Bauten fürs 
künftige Jahr beſtimmt ift, fo können fie ſich in dieſem Zei 
raum mit Berfertigung der ſchriftlichen Arbeiten wenig beſchäf⸗ 
tigen, daher die Kirchen: Vorſtände anzuhalten find, 
bis zum 1. November jeden Jahres der Regierung eine 
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Nachweifung der fürs künftige Jahr ihr nöthig ſcheinen⸗ 
den und wo möglich bereits dem Baubeamten bei feiner 
Kreisbereiſung zur Stelle vorgezeigten Baue einzurei⸗ 
chen, damit bei der Reviſſon des von jedem Kreis⸗Baubeamten 
im Anfange des Februars zur Genehmigung einzuſendenden 
Reiſeplans hierauf Nückſicht genommen werden kann. 

$. 4. Die Vorſteher haben mit allem möglichen Nach⸗ 
druck darauf zu halten, daß die Nußnießer und Miether kürch⸗ 
licher Wohnungen nicht nur dieſelben unverderblich benutzen 
und zu feiner Zeit in gutem Zustande zurückgewähren, ſondern 
daß fie auch mit den nach Geht oder Vertrag obliegenden 
Ausbeſſerungen nicht ſäumen, damit aus ſolchen Vernachläßi⸗ 
gungen in der Folge nicht erhebliche Bauten und größere Kos 
ſten für das öffentliche Gut erwachſen. 

8. 5. Was die betreffenden Reparaturen ſelbſt anbetrifft, 
fo klafſiftziren fie fih, binfichts der zu denselben höheren Orts 
einzuholenden Genehmigung, wie foldes ſchon durch frühere 
Vorſchriſten feſtgeſetzt worden it, nach dem Betrage der 
Koken. Dieſer Betrag aber beſtimmt ſich nach dem A. L. R. 
Thl. II. Tit. 11. $. 701. in der Art, daß kleine Nepaturen, 
welche den Werth von zehn Thaler nicht überſteigen, 
von dem Kirchen- Kollegium ohne Weiteres vorge: 
nommen werden können. 

8. 6. Die frühere Beſtimmung, beſonders der Iuſtruktion 
fr die Kirchenvorſteher vom 24. Dftober 1801 $. 16, welche 
ein geringeres Duantum bestimmt, wird hierdurch aufgehoben. 
Jedoch ſind bievon die kleinen Reparaturen ausgenommen, 
welche die Bewohner des Zant wegen der Wohlthat der un, 
entgeldlichen Bewohnung, aus eigenen Mitteln zu beſorgen vers 
bunden find, und welche die gedachte Inſtruktion $. 22, und 
die Amtsblatts⸗ Verfügung vom 8. September 1818 näher be 
zeichnet, wobei es auch hinführo verbleibet. 

$. 7. Größere Reparaturen bis zu funfzig Tha⸗ 
ler dürfen, gemäß 88. 702 und 703 des oben erwähnten 
Theils und Titels des A. E. R., im Falle die Kirchenkaſſe 
das gehörige Vermögen dazu beffst, nur nach vorhergegange⸗ 
ner Anzeige bei dem Superintendenten und deffen Genehmigung 
veranlaßt werden. Den Superintendenten muß aber vorzüg⸗ 
lich zur Pflicht gemacht werden, bei Ertbeilung diefer Gench- 
migung, mit aller Genauigkeit zu Werke zu gehen, und ſich 
von der Nothwendigkeit der Infandfegung ſowohl, 
als davon, daß das Koſten⸗Quantum nicht übertrie⸗ 
ben ſei, gehörig zu überzeugenz weshalb ſie die etwa 
nöthigen Koſten, Ueberſchläge ſich vorlegen laſſen, auch darauf 
balten müſſen, daß ſolche wenigſtens von mit Gewerbeſchein 
verſehenen Maurern und Zimmerleuten beſorgt werden. 
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$. 8. Auch die Superintendenten find verbunden mit den 
betreffenden Landräthlichen Behörden hiebei in Verbindung zu 
treten, in fofern bei der Ausführung eine Mitwirkung der 
Commune wegen der Baudienſte erfordert wird. Die Lands 
räthl. Behörden find verbunden, fofern kein Bedenken eintritt, 
der Requiſition der Superintendenten ohne weitere Rückfrage 
Genüge zu leiſten. 

§. 9. Kann aber die Kirchenkaſſe die erforrder⸗ 
lichen Koſten nicht aufbringen, und wird es nöthig, 
die Gemeine dazu mit anzuziehen, oder auch, wenn Bauholz 
zu dergleichen Reparaturen erforderlich ift: fo muß in beiden 
Fällen unter Einreichung der vom Land⸗Baumeiſter angeſertig⸗ 
ten Anſchläge an die Regierung zur Genehmigung 
berichtet werden. 

$. 10° Bei Neubauten aber und Reparaturen welche über 
50 Tbl. hinausgehen, fo wie bei neuen Anlagen und Einrichtungen, 
und wenn folche auch die Summe von 50 Tl. nicht erreichen, muß 
jedesmal an die Regierung berichtet werden. 

8. 11. In dem betreffenden Berichte muß eine vollſtändige 
Auseinanderfegung alles desjenigen enthalten fein, was bei der 
nachgeſuchten Entſcheidung von Erheblichkeit ift; dahin gehört: 
a. eine genaue Beſchreibung des vorzunehmenden Baues nach 
feinem Gegenſtande, der veranlaffenden Rothwendigkeit und der 
für zmedmäßig zu crachtenden Bauausführung. Es ift hiebei ale 
zeit zu bemerken, wann das Gebäude errichtet worden, und 
welche Reparaturen zuletzt daran vorgenommen; b. ein Koſten⸗ 
Anſchlag mit einer Zeichnung, wenn es ein Neubau oder eine 
Hauptreparatur if. Zu Reparaturen, deren Koſtenbetrag nicht 
die Summe von 100 Thaler überſteigt, find die Anschläge apr 
probirter Handwerker hinreichend; e, die Art und Weise wie 
die Geldmittel aufgebracht werden können, ob die Kirche im 
Defi von Materialien ift, und mit welchem Betrage bie Kafle 
zutreten kann; weshalb das Vermögen der Kirche an Barſchaft 
und ausſtehenden Forderungen genau angegeben werben muß: 
d. nicht minder ift die Zuziehung der Gemeine erforderlich, 
beſonders wenn ſie zu den Baukoſten zutreten muß. 

$. 12. In jedem Falle wo die Kirche den Betrag der 
Baufoften nicht aus eigenen Mitteln zu beſtreiten vermag, ift 
im Berichte nachzuweiſen, wie es bei den letzten Bauten in 
Abſicht der Bau⸗Beikräge gehalten worden ift 

13. Die Kreis⸗Baubeamten werden im Allgemeinen 
hierdurch angewieſen, bei allen Königl. Patronats⸗Kir⸗ 
chen fid Do unweigerlich der Repiſſon, der bis zum 
Betrage von 100 Thalern von approbirten Bauhandwerkern 
zu fertigen erlaubten Reparatur- Anſchläge, zu unterziehen, und 
die Veranschlagung der übrigen größeren Baue, jedoch nur 
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einfach, ſelbſt anzufertigen, und zwar wenn Gefahr im 
Verzuge if, müſſen fie die nöthigen Bau- Unterſuchungen auch 
halten, in ſolchen Fällen aber, jedesmal ungefäumt der Regie⸗ 
rung davon eine Anzeige machen; denn von den Kirchen⸗Vor⸗ 
ſtänden dürfen nur in höchſt dringenden Bau- Vorfällen Re 
uifitionen, die beſondere Reiſen nöthig machen, an die Kreis⸗ 
zaubeamten erlaſſen werden, da in der Regel diefe nur von 
der Regierung ausgehen dürfen, damit die angeordnete Kon⸗ 
trolle der Dienſtgeſchäfte gedachter Bauten, fo vollſtändig als 
möglich geführt werden kann. Sie bleiben übrigens genau an 
die für das Veranſchlagungegeſchäft beſtehenden kechniſchen und 
andern Vorſchriften GC Insbeſondere wird ihnen zur 
Pflicht gemacht. H 
1) Jedem in Vorſchlag gebrachten, den Koſtenbetrag von 100 
Thalern übersteigenden, felbft zu veranſchlagenden Baue mit 
Zuziehung der Kirchenborſtände eine genaue Beſichtigung des 
Gebäudes nach feiner dermaligen Beſchaffenheit, dem Bes 
dürfniſſe und der Art und Weiſe feiner Wiederherſtellung 
der im genehmigten Reiſeplan für dieſes Geſchäft angegebe⸗ 
nen Zeitfolge gemäß vorangehen zu laffen, um den Erfors 
derniſſen der Dauerhaftigkeit und möglichen Koſten⸗Erſpar⸗ 
nif zu genügen; 7 
2) müſſen in dem Anſchlage diejenigen Materialien, die aus 
dem berzuftellenden Gebäude ſelbſt entnommen werden koͤn⸗ 
nen, feſtgeſtellt, und fofern fie Déi wirderum zum Bau vers 
wenden laffen, bei dem Material- Quanto in Abzug ger 
bracht werden; 
3) dieſes ift auch in Betreff der Materialien zu beobachten, 
welche bei der Kirche vorräthig find, 

$. 14. In Betreff des aus landesherrlichen Forſten zu 
verabfolgenden Holzes, muß die Holznachweifung an den bez 
treffenden Revierförfter wegen Vorräthigkeit des er- 
forderlichen Materials zur Beſcheinigung gefendet werden, der 
alsdann die Verpflichtung hat, folde ohne Verzug der Regie⸗ 
rung zur Prüfung der Verbindlichkeit, das Holz zum 
herzugeben, einzureichen. Auf der Holf⸗Konſignation muß ber 
hufs der Kontrolle vom Baubeamten ſtets bemerkt werden, 
wann er ſolche an den Forſtbeamten abgeſchickt hat. 

S. 15. Auf den Grund obiger Veranſchlagungen welche 
die Regierung einfach mit der dazu in gedachten Fällen nöthi⸗ 
gen Zeichnung und dem Baufonds⸗Protokolle einzureichen find, 
läßt fih der Betrag der aus dem PatronatsFonds zu bewilli⸗ 
genden Zuſchüſſe beſtimmen, indem nämlich von dem veran⸗ 
ſchlagten Quanto 1) das was die Kirchenkaſſe ſelbſt herzuge⸗ 
ben vermag, 2) was durch beſondere Stiftungen gedeckt ift, 
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3) der etwanige Betrag der Feuerverſſchrungs⸗Gelder in Ab⸗ 
zug gebracht, und der Neft nach hergebrachten oder geſetzlichen 
Verhältniſſen zwiſchen dem Patronats-Fonds und der Gemeine 
vertheilt wird. N 

$. 16. Vorſchüſſe aus Königl. Fonds können in der Re- 
gel nicht bewiligt, in dem Falle aber, daß fie durchaus nöthig 
find, muß die Rückzahlung, bei größern Summen, in einem, 
hoͤchſtens in zwei Jahren, durch gerichtliche Protokolle geſichert 
werden. 

$. 17. Was der Fiskus beiträgt, beſtimmt das Geſetz, 
nämlich das Wee, und den Materialientverth, letztern nur 
in ſofern, als die Kirchenkaſſe kein zum Bau hinreichendes 
Vermögen befigt. In dieſem letzten Falle bringet die Ge 
meine die noch fehlenden, und außer dem Materialwerth er⸗ 
forderlichen Koſten auf. 

5. 18. Wegen Auszahlung der Bau-Gelder gilt als Ree 
gel, daß bei einem in Enrtreprife ausgethanen Bau in der Re. 
gel ein Drittel beim Anfange des Baues gezahlt wird, zur Ans 
ſchafung der Materialien und zum Anfange des Baues. Bei 
Nachſuchung des zweiten Drittels muß die gehörige Verwen⸗ 
dung des erſtern, und daß das Gebäude gerichtet ſei, durch ein 
Atteſt der Kreis⸗Baubeamten dargethan werden. 

Der dritte und letzte Termin wird gezahlt, wenn das 
Gebäude vollendet und die Tüchtigkeit deſſelben durch ein Atteſt 
des Kreis⸗Baubeamten nachgewieſen ift. 

F. 19. Bei den, auf Rechnung auszuführenden Bauten, 
wird der Betrag des Bau- Materials zur Anschaffung deſſelben 
zuerſt, der übrige Kaſſenbetrag nach und nach, ſo wie mit dem 
Bau vorgegangen wird, der Reſt aber nach Se Beendigung 
und abgelegter, vom Sandbaumeifler beſcheinigter Rechnung, 
gezahlt. d Sé 

Im übrigen aber macht die Bewilligung eines Zufchuffes 
aus den landesherrlichen Patronatsſonds keine Abänderung in 
der Einleitung des Baues ſelbſt, ſonden es bleibt auch hier bei 
den oben feſtgeſetzten Beſtiumungen. t 

D Hiernächſt it e8 erforderlich, daß die Bauten 
in der Regel in dem Etats⸗Jahre, in welchem fie bes 
gonnen, auch ausgeführt werden, und müſſen die Kirs 
chen Kellegien zunͤchſt darauf, daß foles geſchſehet, Halten, 
weshalb ſie der Regierung verantwortlich bleiben. 

$. 21. Eine Erhöhung der Zuſchüſſe über den veranſchlagten 
Koſtenbetrag kann unter keiner Bedingung bewilligt werden. 

F. Le. Was die eigentliche Ausführung des Baues ane 
betrifft, fo ift folcher in der Regel zur Entreprife zu lizittren. 

S. 23. Die Licitation muß, wie alle Verdinge, Verſteige⸗ 
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rungen und Verpachtungen auf den Grund der vorher ſeſtzu⸗ 
fegenden Bedingungen öffentlich geſchehen. Ausnahmen von 
der SE find jedesmal unferer befondern Genehmigung unters 
worfen. 

S. 24. Jeder öffentlichen Ausbienung muß gehörige Ber 
kanntmachung vorausgehen. Zum Gebote ſelbſt find aber nur 
Baukundige zuzulaſſen, welche als hinlänglich vermögend bes 
kannt find, oder ſofort nachweiſen, annehmliche Sicherheit ſtel⸗ 
len zu können; welche demnächſt auf Erforbern und nach dem 
Ermeſſen des Landraths durch Bürgschaft und hypothekariſche 
Eintragung geleiftet werden muß. 

$ 25. Kann der Letztbietende die gehörige Sicherheit 
nicht nachweiſen, ſo wird auch das Gebot des vorletzten ſicherern 
zurückgegriffen, und der Gegenſtand mit dieſem Gebote von 
Neuem ausgeſetzt. Erfolgt kein beſſeres Gebot, ſo ift der vors 
legt Bietende an fein Gebot gebunden, der nicht angenommene 
Bietende aber zum Erſatz des Ausfalles und der etwanigen Ko- 
ſten verpflichtet. 

Nachgebote find gänzlich ausgeſchloſſen. Auch 
bleibt es den Landräthen und Ortsbehörden überlaffen, außer 
obigen allgemeinen Beſtimmungen noch örtliche angemeffene 
Bedingungen in jedem beſondern Falle feſtzuſetzen. 

§. 26. Der Entrepreneur Übernimmt hiernach die Aus⸗ 
führung des Neubaues oder der Reparatur nach dem genehmigten 
Kosten Anſchlage und der Zeichnung, und verſpricht ſolche inz 
nerhalb der nach den Umſtänden jedesmal zu beſtimmenden 
Grit tüchtig und untadelbaft zu beendigen. Auch verpflichtet 
er fih, von dem Bauanſchlage und der Zeichnung nicht abzu⸗ 
weichen, auch nicht mehrere als die veranſchlagten Arbeiten 
obne deshalb zuvor erhaltene Genehmigung der vorgeſetzten 
Behörde, zu verfertigen; widrigenfalls derſelbe nicht nur keine 
Bezahlung erhält, ſondern auch, wenn dieſe Arbeiten dem 
Baue für nachtheilig erachtet werden, noch außerdem für den 
Schaden aufkommt. 

S. 27. Für die gehörige Güte der Baumaterialien ift der 
Entrepreneur verantwortlich und unterwirft ſich deshalb der Bes 
urtheilung des betreffenden Baubeamten, fo wie deſſen Anord- 
nung über die Ausführung felbft, daher er demſelben vor dem 
Anfange des Baues davon Anzeige zu machen, und ihn bei 
dringender Viranlaſſung einer Abweichung jederzeit zu benade 
richtigen hat. 

$. 28. Zu der Maurerarbeit darf der Entrepreneur nur 
anſchlagsmäßigen Mörtel, keinesweges aber, und bei 50 Tbl. 
oder nach Beſchaffenheit der Umſtände noch höherer Strafe, 
fogenannten Spaarkalk verarbeiten laffen. 
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S. 20. Bei der Annahme des aus Königl. Ser, 
fen angewieſenen Bauholzes, müſſen die Kirchen⸗ 
vorſteber und der etwanige Entrepreneur felbſt zur 

egen fein. In dem Falle, daß ſchlechtes oder nicht hin⸗ 
längliches e DaT werden ſollte, muß davon ſofort 
dem betreffenden Baubeamten Anzeige gemacht werden, wibri- 
genfalls ihre fpäter angebrachte Einwendung unberüdfichtigt bleibt. 
§. 30. Da über die Verwendung des frei angewieſenen 
Holzes zu feiner Zeit ein Artet ausgeſtellt werden muß, fo 
haben die Voiſteher, oder der Entrepreneur zu dieſem Behufe 
von der Holzamweifung, ehe fie ſolche dem Nevier-Forfibedien- 
ten aushändigen, Abſchrift zu nehmen, und ſelbſt für die Her 
beiſchaffung des beſagten Atteftes zu ſorgen. 

$ 31. Wenn bei einer wegen ſchlachter Ausführung der 
Bauten veranlaßten Unterſuchung Dë ergiebt, daß den Vor⸗ 
ftebern, die auf Rechnung gebanet haben, oder dem Entrepre⸗ 
eur hierbei etwas zur Laft fält, fo baben diefe nicht nur alle 
hierdurch verurſachte Koſten für die Unſerſuchung an Diäten 
und fonft zu entrichten, ſondern fie müffen auch noch das ſchlecht 
und anſchlagswidrig Gemachte auf ihre Koſten redreſſiren. 

$. 32%. Der Entrepreneur haftet überdem auch nach ges 
ſchehener Reviſton und Abnahme des Baues, auf eine jedesmal 
beſonders zu beſtimmende Sot, für deffen Dauer und ift vers 
pflichtet jeden Schaden zu erſetzen, der als eine Folge ſeiner 
ſchlechten Ausführung oder angewendeter untauglicher Materias 
lien erweislich gemacht wird. 

F. 33. Sollte der Entrepreneur den Bau anſchlagswidrig 
ausführen, oder in der ſtets durch den Kontrakt genau zu bes 
ſtimmenden Zeit nicht beendigen, fo darf die Behörde 
denſelben auf Gefahr und Koſten des Entrepreneurs entweder 
anderweitig verdingen, oder biefen durch Exckution zur Ber 
ſchleunigung anhalten laffen, wobei er noch äberdieß für allen 
Schaden, der ſich aus der Verzögerung des Baues ergiebt, 
haften muß. i 

$. 34. Auf Verlangen muß der Entrepreneur eine anges 
meffene Sicherheit wegen Erfüllung der übernommenen Bere 
bindlichkeit felen (9. 24.) auch muß er in dem ſtets vom Kir- 
chen Vorſtande auszufertigenden Kontrakt allen Einwendungen 
gegen denselben entjagen, infonberheit der Verletzung über die 
Hälfte, und der Ausflucht, daß eine allgemeine Verzicht ohne 
beſondere Benennung aller und jeder b und Rechts⸗ 
behelſe nicht bindet. liebrigens muß er ich aller zu maden- 
den Nachforderungen zugleich auf das Rechtsbeſtändigſte begeben. 

0 GA Tragung des Kontrakt⸗Stempeis ift der Entrepreneur 
verbunden. 
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$. 35, In welchen Terminen die dem Entrepreneur für 
den Bau zu leitenden Zahlungen geſtellt werden folen, ift 
oben (. 18. gelagt.) Nach Bewandniß vorkommender Ums 
fände können ſolche auch für jeden einzelnen Fall anders ger 
ſtellet werden. 

$. 36. Sollte wegen der Beitragspflicht einzelner Inte⸗ 
reſſenten, oder aber wegen anderer baulichen Verhälkniſſe be- 
fonder über die Art des Baues ein Streit zwiſchen denſelben 
entftehen, fo muß darüber die Entfeheidung der Regierung eine 
geholt werden. Allgemein. Landrecht Th. II. Tit. XI. f. 708 
und 709. 

5. 37. Alle Geſchäfte bei der Ausführung der bewilligten 
Bauten, mit Inbegriff aller dabei vorkommenden Einleitungen, 
die Abſchließung der Kontrakte über einzelne Leiſtungen oder 
über den ganzen Bau, die Auszahlung der Gelder unter den 
gefeßlichen Vorſchriſten, bleibt zunächſt Sache des Kirchen⸗ 
Vorſtandes. Die Vertheilung der Baudienſte und ere 
Geld- Beiträge, fo wie die Beforgung und Einziehung derſelben 
gehören für das Landraths⸗Amt. 

$. 38. Hiernächſt find die Polizei» und Gerichtsobrigkei⸗ 
ten jede in ihrem Geſchäftskreiſe verpflichtet, den Vorſtehern 
mit den nöthigen Anleitungen und Nachrichten beizuſtehen, auch 
ihre Anordnungen gebörig zu unterſtützen. 

S. 30, Nach Ausführung eines auf Rechnung ausgeführ 
ten Baues find die Kirchen⸗Vorſteher zur Ablegung einer voll: 
ſtändigen ge — Baurechnung verpflichtet, auch 
muß die Repiſſon und Abnahme der Bauten und Reparaturen 
in allen Fällen von einem Königl. Baubeamten, obgleich fol- 
chem nie die Ausführung eines Baues, der aul Rechnung ge⸗ 
ſchieht, übertragen werden darf, und zwar auf die Anzeige von 
deren Vollendung, auf den gewöhnlichen Bereiſungen der Baur 
Bezirke geſchehen. 

F. 40. Der Regierung bleibt es jedoch ſtets unbenommen, 
ſoweit das Oberaufſichtsrecht ihr über die Baue der Gemeinen 
oder Korporationen überhaupt zuſtehet, auch wenn der Bau 
obne Zutritt aus öffentlichen Fonds bestritten worden, über die 
pveckmäßige Ausführung des Baues fih annod durch eine ber 
ſonders zu beſtimmende Kommiſſion zu überzeugen. 


II. Wegen Verpachtung und Vermiethung der Kirchen⸗ 
Pfarr, Sul- auch Prediger⸗Wittwen⸗Gebäude 
und Ländereien. 
F. 41. Die Ausbietung -folder Gebäude und aller dazu 
gebörigen Pertinenzien und Ländereien, welche unter 50 Thlr. 
Zinſen tragen, muß jederzeit öffentlich nach vorhergehender Seft- 
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ſetzung der Bedingungen und Bekanntmachung von der Kanzel zu 
dreienmalen und in mehreren in der Nähe belegenen Kirchen 
geschehen. Die Lizitation felbft kann, wenn die Pacht unter 
50 Thlr. beträgt, von dem Kirchen: Kollegium ſelöſt abgehal⸗ 
ten werden. Im andern Falle muß fie gerichtlich geſchehen. 

8. 42. Ueber die Form folder Verpachtungen und Ber- 
miethungen, und in welchen Fällen gerichtliche Aufnahme oder 
Verlautbarung des Kontraktè erforderlich ift, bestimmen das 
Algem, Landrecht Th. I. Tit. XXI, . 267—269, 400 —40., 
u. f. f. das Nöthige. 

43. Beſonders ift indeſſen noch folgendes zu berück⸗ 
ſichtigen; die auf den zu verpachtenden Gegenſtänden haftende 
Grundſteuer und andere dingliche Lasten und Abgaben trägt in 
der Regel der Verpächter oder Vermiether; die Koſten der 
W Stempel u. f. w. dagegen ftetë der Pächter oder 

iether, 

— 44. Der Miether it auch zur Erhaltung, Erneuerung 
oder Anlegung von Zäunen, Hecken, Waſſer⸗ Ableitungen, zu den 
Beiträgen oder der Hülfe zu Wegebefferungen, von Straßen⸗ 
pflaster ze. auf eigene Aafen verbunden. 

F. 45. Nach Ablauf der Pachtjahre findet kein Recht auf 
ſtillſchweigende Verlängerung, auch keine Forderungen für Ver- 
beſſerungen u. f. w. Statt. 

$. 46. Bei Unglücksfällen jeder Art, insbeſondere Kriegs⸗ 
beſchwerden, Einguakirungen, Lieferungen u. f. w. kann kein 
Nachlaß gefordert werden. Eben ſo wenig darf der Pächter 
oder Miether gegen den Willen des Verpächters oder Vermie⸗ 
therë Kompenfationen geltend machen. Auch fällt die im Allg. 
Landrechte für den Fall eines Krieges vorbehaltene Freiheit des 
Pächters, die Pacht aufzukündigen, weg 

F. 47. Von dem nicht innerhalb eines Vierteljahres nach 
Verfall bezahlten Pachtbetrage muß Pächter oder Miether 
5 Prozent Zinſen entrichten. á Ca 

$. 48. Keine After⸗Verpachtung iſt ohne ſchriftliche Ge 
nehmigung des Verpächters erlaubt. 

$. 40. Außer den im Allgem. Landrechte beſtimmten Fäls 
len geht das Pachtrecht oder Miethrecht vor Ablauf der vers 
tragsmäßigen Zeit verloren, wenn der Pächter oder Miether 
das Grundſtlick nicht nach örtlich wirthſchaftlichem Gebrauche 
benutzt, unerlaubter Weiſe Holz fällt, Feine annehmliche Sicher⸗ 
heit für die Pacht oder Miethe in der fefigefegten Friſt leiſtet, 
und innerhalb eines halben Jahres nach der Verfallzeit die 
Pacht nicht entrichtet. 5 

$ 50. Es wird übrigens empfohlen, beim Vermie then 
von Kirchen⸗Gebäuden ebenſalls nach dem Ortgebrauche und 
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den befondern Rückſichten genau zu beſtimmen, welche Repara- 
turen dem Miether zur Laft follen und bei der eberlieferung 
der Gebäude, deren baulichen Zuſtand ſorgfältig zu befchreiben, 
ſerner, wenn bewegliche Sachen mit überliefert werden, ein 
richtiges Inventarium nebſt Taxe davon aufzunehmen und dem 
Kontrakte beizufügen. 

$. 51. Vermiethungen von "Tale müſſen wenigſtens 
ſechs, Verpachtungen von Kirchen⸗Länderejen wenigstens ze 
Monate vor der Räumungszeit vorgenommen werden. Bei fl 
nen Pachtſtücken, bei Gärten u. dgl. mehr wird dieſe Friſt auf 
drei Monate beſchränkt. 

$. 52. Die gemietheten Wohnungen in Pfarrer: Wittwen⸗ 
Häufern müſſen auch während der Miethsjahre ſofort geräumt 
werden, fobald eine Prediger- Wittwe vorhanden ift, welche die 
Wohnung für fih in Anfpruc zu nehmen berechtigt ift 

Königsberg, den 28. Detober 1818. 
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Verordnung der Regierung zu Königsberg vom 
15. Mai 1820. (Amtsbl. 1810. S. 173.) 

Die finanziellen Verhältniſſe des Staats gebieten die 
frenge Sparsamkeit und das emfigfte Beſtreben dahin, daß 
mit den Summen ausgereicht werde, die zur Beſtreitung von 
Bedürfniffen etatsmäßig ausgesetzt find. 

„Mamentlich it Seitens des Königl. hohen Miniſterit für 
die Geistlichen und Unterrichts- Angelegenheiten diefe Sorgfalt 
in Hinfiht auf die Vermaltung des Kirchenbau⸗Fonds empfobs 
len, und eine jede Ueberfchreitung des Etats verboten worden. 

Für das laufende Jahr ift dieſer Fond bereits erſchöpft, 
oder doch dergeſtalt über ihn disponirt, daß keine neue Anwei⸗ 
ſungen auf denſelben mehr erfolgen können. 

Indem dies ſowohl den Herren Geiſtlichen und den Vor⸗ 
ſtehern Königl. Patronats⸗ Kirchen, fo wie den Herren Land. 
baumeiſtern zu dem Ende bekannt gemacht wird, damit für das 
laufende Jahr die Nachſuchung von Anweiſungen auf den Kire 
chenbau⸗Fond nicht mehr erfolge, gereicht ihnen für ihr Berhal⸗ 
ten in der Zukunft zugleich Folgendes zur Direktion: 

1) Das Geht, namentlich g. 2 des 197ften Zuſatzes im Pros 

vinzial⸗Recht, bringt mit ſich, daß bei proteftantifchen Kgl. 

Palronats⸗ Kirchen nur das Bauholz auch in dem Fan aus 

den Königl. Forſten verabreicht werden müſſe, wenn die Kir⸗ 

chen felbft vermögend find. 

2) Die Materialien, welche bei Kirchenbauten an Steinen, 

Ziegel und Kalk erforderlich find, hat der Fiskus nach §. 1 
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und 3 des angezogenen Geſetzes nur alsdann herzugeben, 
wenn e8 ber Kiste jur Gebflefaftung bereben an ben er 
forderlichen Vermögen fehlt. 

3) Hieraus folgt, dag, fo oft die Bezahlung oder Anfhaffung 
der eben gedachten Materialien aus dem Kirchenbau. Fond 
begehrt wird, zugleich das Vermögen der Kirche, es beſtehe 
in baarem Gelde, Dokumenten, rückſtändigen Forderungen, 
oder in Poſten, zu deren Beſchaffung in das Nerarium die 
Verwalter deſſelben durch Rechnungs⸗Notata verpflichtet find, 
genau und volftändig angezeigt, und dadurch Gelegenheir 
zu der Prüfung gegeben werden muß, wiefern der Fiskus 
überhaupt und in welchem Betrage er zur Anſchaffung des 
zum Bau erforderlichen Kalks, der Ziegel und der Steine 
zu konkurriren habe. S 

Auf Anträge zu Materialien Beroifigungen, die auf dieſe 
Weiſe nicht begründet find, wird niemals eingegangen werden. 

4) Da in der Regel in jedem Jahr aus dem Kirchenbat 
Fond nicht mehr verabreicht werden kann, als deſſen durch 
den Etat abgemeſſene Kräfte zulaffen, fo ift es nöthig, daß 
wir zeitig eine Ueberſicht der Summen erlangen, auf deren 
Ueberweiſung für das nächſte Jahr Anſpruch gemacht wird, 
damit unter den in Antrag gebrachten Bauten diejenigen, 
die am dringendſten nöthig find, zur nächſten Beſeitigung 
ausgehoben, die minder dringenden aber bis auf ein ſpäteres 
Jahr verſchoben werden können. 

5) Demgemäß haben die Herren Geiſtſchen und Vorſteher 
an proteftantifchen Kirchen Königlichen Patronats ſpäteſtens 
im Laufe des Monats Auguſt d. J. die Kirchenbauten an⸗ 
zuzeigen, deren Bewirtung fie in dem Jahr 1821 nöthig ers 
achten, und bei denen wegen der Unvermögenheit des Xeras 
riums zu der Beſchaſſung der Steine, der Ziegel und des 
Salts ein Zutritt aus dem Kirchenbau-Fond für erforderlich 
gehalten wird, und mit dieſer Anzeige 5 verbinden: 

a. die oben ad 3 vorgeſchriebene genaue Nachweiſung des Kir- 
chen⸗ Vermögens; 

b, eine ohngefähre Angabe des vom Fiskus zu übernehmenden 
Materialienwerths; 

e. eine Entwickelung der Gründe, weshalb der in Antrag ges 
brachte Bau dergeſtalt dringend fei, daß er nothwendig im 
Jahre 1821 bewerkstelligt werden müſſe, und der Nachtheile, 
welche entffehen würden, wenn der auch etwa nicht abfolut 
nothwendige Bau noch eine Zeitlang, z. B. bis zum Jahre 
1822 berſchoben werden ſollte. 

6) Mit dieſer aug ift ein von dem Kreisbaubedienten auf- 
genommener Anſchlag noch nicht vorzulegen, wir behalten 
Hank. db. ö. Dräi. u. Sula Geſctseb. 51 
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uns vielmehr vor, in den Fällen, wo wir uns von der Noth⸗ 
wendigkeit des Baues und von dem Vorhandenſein der Mit- 
tel zu feiner Bewirkung überzeugen, nicht nur dem Kreis⸗ 
baubedienten den Auftrag zur ſpezielen Veranſchlagung g 
ertheilen, ſondern auch ihn mit Vorschriften für feine desfall⸗ 
figen Operationen zu verſehen. 

7) Auf Kirchenbauten, die im Laufe des Monats Auguſt bei 
uns nicht in Antrag gebracht find, kann bei der Dispofition 
über den Baufond pro 1821 keine Rückſicht genommen werden. 

8) Eben diefer Grundſatz wird auch in fpätern Jahren ger 
handhabt, und kein Bau auf den Fond des nächſten Jahres 
übernommen werden, der im Auguſt des vergangenen Jahres 
nicht zur Sprache gebracht war. 

9) Bei Kirchen dagegen, die aus ihren eigenen Mitteln die 
Koſten des Materialien - Anfaufs beſtreiten können, bedarf 
es der vorläufigen Anzeige über die Nothwendigkeit des Baues 
nicht; es kann vielmehr der Kreisbaubediente ſofort um die 
Aufnahme des Anſchlages requirist und unter Ueberreichung 
deſſelben, fo wie der Vermögens⸗Nachweiſung, die Genehmi⸗ 
gung des Baues und der Geldverwendung nachgeſucht werden. 
10) Sollten außerordentliche Umſtände eintreten, in deren Ge⸗ 
folge cs nöthig wäre, für ein bestimmtes Jahr, über die 
etatsmäßigen Kräfte des Kirchenbau Fonds hinaus, Verwen⸗ 
dungen zu machen, fo werden wir in ſolchen Fällen nicht un⸗ 
terlaſſen, bei dem vorgeordneten Königl, hohen Minifterium 
außerordentliche Bewilligungen nachzufuchen, und es wird 
alsdann von den allgemeinen finanziellen Kräften des Staats 
abhängen, ob und wie weit ihre Genehmigung erfolgen kann. 

Die betreffenden Herren Geiſtlichen, die Kirchenvorſteher 
und die Herren Kreisbaubedienten haben ſich nach dieſen Be⸗ 
ſtimmungen auf das genaueſte zu achten. 

3 107. 

Königsb. Regier,.⸗Circ.⸗Verf. v. 24. April 1822. 

Die Kirchen⸗ und Schulbaue erfordern einen D bedeuten. 
den fährlichen Aufwand an Geld und Naturalleiſungen, daß 
häufig weder die Staatskaſſen noch die Kirchſpielseingeſeſſenen 
fie auf einmal, fondern nur in mehrjährigen Theilleiſtungen 
und denn auch nicht ohne Anstrengung, aufzubringen vermö⸗ 
gen. Es bleibt daher ein unerlaßliches Erforderniß nicht allein 
unausgeſetzt für die tüchtige, zweckmäßige und dauerhafte Aus- 
führung der Baue Sorge zu tragen: damit nicht unterlaſſene 
Vorſorge und zu verhüten gewefene Fehler, Bau : Nah 
bülfen möthig machen, die beim Erbatı der Gebäude durch 
beſſere Aufmerkſamkeit hätten vermieden werden könnenz 
ſondern auch darauf zu halten, daß eine ununterbrochene 
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Aufficht auf die vorhandenen Gebäude geführt werde, die 
babin wirkt, daß durch die fofortige Abhülfe kleiner Baus 
mängel, größeren Baufchäben vorgebeugt und bei größern 
paraturen und bei Neubauen, zur rechten Zeit für die Be 
ſchaffung der dazu erforderlichen Mittel, geſorgt werden kann. 
ef wenige Kirchen⸗Collegia haben diefe ihnen zunächſt ob⸗ 
liegende Verpflichtungen erfüllt, obwohl ihnen fole häufig feit 
mehreren Jahren theils durch das Amtsblatt, theils durch Girs 
ier, und beſondere Verfügungen in Erinnerung gebracht find, 
und die nothwendigen Folgen dieſer Verſäumniſſe beſtehen nur 
darin, daß nicht zu entſchuldigende koſtſpielige Bauver⸗ 
ſchleppungen vorkommen, daß die von ten Kirchen ⸗Collegien 
und geistlichen Inſpectoren, ohne höhere Genehmigung, zu vers 
anlaſſenden Bau⸗Reparaturen bis 50 Thlr. einſchließlich, häu ⸗ 
fig unterbleiben, woraus viel größere Bauschäden und Koſten⸗ 
aufwände entſtehen; daß die Kreisbaubeamten das ganze Jahr 
hindurch in Kirchen- und Schulbau⸗ Angelegenheiten mit Auf⸗ 
trägen faſt ununterbrochen versehen werden, und daß die Kirch⸗ 
ſpiels-Eingeſeſſenen zu jeder Jahreszeit Bauleiſtungen verrichten 
müſſen, weil die rechtzeitig unterlaſſene Anzeige der Kirchen⸗ 
collegia, echt die Anfertigung als auch die Ausführung per 
Baue fehr natürlich zur rechten Beit, verhinderte. — Dieſe 
Uebelſtände nun veranlaſſen uns, die den beſtehenden Einrich⸗ 
tungen entſprechende Anordnung zu erneuern, daß die Kreis, 
Baubeamten bei der jährlich zu haltenden Kreisbereiſung auch 
zugleich fümmtliche Kirchen⸗, Pfarr und Kirchſchul⸗Gebände, 
in ſofern ſolche Königl. Patronats ſind, ohne Ausnahme und 
obne befondern Auftrag, genau beſichtigen, und für die Beſeiti⸗ 
ung der vorgefundenen Baumängel, mit der größten Gewiflene - 
E Sorge tragen. — Bei biefen dringend nothwendigen 
Beprüfungen 1 die Kreis- Baubeamten zuförderſt die vors 
gefundenen Bauſchäden nach ihren Koſtenbeträgen zu unter, 
scheiden, weil Reparaturen bis 10 Thlr. incl. von den Kirchen⸗ 
collegien ohne Anfrage bewirkt werden können, die zu dem Be⸗ 
trage von 50 Thlr. incl. die Genehmigung der Superintenden⸗ 
ten erfordern, und Baukoſten, welche die genannten Beträge 
überſteigen, nicht ohne unſere Zuſtimmung verwendet werden 
dürfen. — Die techniſchen Anweiſungen, auf welche Art und 
Weiſe die vorgefundenen Baumängel beſeitigt werden müſſen, 
ertheile der Landbaumeiſter, inſofern die Koſten die Summe 
von reſpectioe 10 Thlr. und 50 Thlr. nicht überfleigen, den 
Kirchentollegien und nöthigen Falls auch den von ſolchen zu 
adhibirenden Handwerkern mündlich an Ort und Stelle. — 

Die Kirchencollegien find verpflichtet, dieſen Anweisungen 
der Kreisbaubeamten ſofort bei eigener Vertretung Genüge zu 
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leiſten, und im Fall zur Zahlung der Koften die Genehmigung 
der geiſtlichen Inſpeckoren erforderlich ift, diefe einzuholen, den 
vom Kreisbaubeamten für nothwendig erachteten Bau aber ohne 
Anſtand für Rechnung der Lirchen⸗Kaſſe auszuführen. — Ueber 
alle den Betrag von 50 Thlr. überſteigende Neus und Nepas 
raturbauten fertigen die Landbaumeiſter entweder ſelbſt Koſten⸗ 
anſchläge an, oder revidiren die bis zum Betrage von 200 Thlr. 
von approbirten Bauhandwerkern nach der Verfügung vom 
14. October 1818 angefertigten Reparatur⸗Anſchläge, und reis 
chen fie uns ein. I Gefahr im Verzuge, oder zur Vermei⸗ 
dung größerer Foſten⸗Aufwände eine ſchleunige Ausführung des 
veranſchlagten Baues erforderlich, fo haben die Kreisbaubeam⸗ 
ten ſogleich an Ort und Stelle die nöthigen Vorkehrungen und 
Einleitungen zum Bau zu treffen und die Koſten⸗Anſchläge an 
uns zur weikern Veranlaſſung ohne Zeitverluft einzufenden. 
Kann dagegen der Bau bis zum Frühjahr des kommenden Jah⸗ 
res ohne erheblichen Nachthell ausgeſetzt bleiben, fo haben die 
Landbaumeiſter nur die zur Conſervation des baufälligen Ge⸗ 
bäudes bis dahin nothwendigen Maßregeln an Ort und 
Stelle anzuordnen, mit der Einſendung der Koften : Ans 
ſchläge an uns aber fih fo einzurichten, daß fie ſpäteſtens den 
12. October jeden Jahres hier eintreffen: damit in Zeiten, wäh⸗ 
rend der Winter⸗Monate, für die Beſchaffung der Baumateria⸗ 
lien und Geldmittel geſorgt, und alles hiezu Erforderliche ſo 
eingerichtet werden kann, daß die Ausführung der veranſchlag⸗ 
ten Baue ſelbſt, mit dem erſten Frühjahr jeden Jahres ihren 
Anfang nimmt, — 

Wir erwarten nicht allein, daß die Kreisbaubcamten, die zu⸗ 
letzt erwähnten Koſtenanſchläge in den beſtimmten Terminen 
zum 12. October jeden Jahres fpäteftens einreichen werden, 
weil gerade die genaue Einhaltung beffelben es nur möglich 
macht, die erforderlichen Baubedürfniſſe zur rechten und geeig⸗ 
neteſten Zeit herbeizuſchaffen, ſondern haben auch zu denſelben 
das Zutrauen, daß ſie ſchon in dieſem Jahre die angeordneten 
Bereiſungen und Beprüfungen überall auf das Gewillenhaftefte 
in Anwendung bringen, und auf alle Weiſe zur Erreichung der, 
dieſer Verfügung zum Grunde liegenden Abſicht, unnöthige und 
größere Koſtenaufwände durch zweckmäßige Vorkehrungen zu vers 
büten und die Baubülſs⸗Leiſtungen des Staats und der Kirch⸗ 
ſpiels⸗Eingeſeſſenen, zur rechten Zeit in Ausführung zu bringen, 
umſichtig mitzuwirken ſich bemühen werden. — 

Dagegen werden die Bau⸗Inſpectoren Dä in der Res 
gel, und mit Ausnahme aller außergewöhnlichen Baufälle, von 
allen beſondern diesfälligen Aufträgen befreit bleiben und eine 
beſſere Beiteintheilung zur Wahrnehmung ihrer anderweitigen 
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Gejchäfte treffen können. — Was die zu gleichem Zweck ers 
ſorderlichen Bereiſungen der Schulen Gebäude Königl. Patro⸗ 
natè betrifft, fo überlaſſen wir es den Kreisbaubeamten zwar, 
auf welche Art fie folde am zweckgemäßeſten in Ausführun 
bringen wollen; es verſteht fih jedoch von ſelbſt, daß fie au 
hierin keine Verſaumniſſe géi zu Schulden kommen laffen, und 
den zuſtändigen Landrathsämtern von den vorgefundenen Baus 
mängeln ſofort Nachricht geben müſſen, damit durch dieſelben 
ohne Zeitverluſt die Abhülfe und Befeitigung derſelben veran⸗ 
laßt werden kann. — 

Um jedoch im Auge zu behalten und näher beprüfen zu 
können, was in dieſer Hinſicht und rückſichtlich der Kirchen⸗ 
Gebäude jährlich für zweckgemäße Maaßregeln und Anordnun⸗ 
gen von den einzelnen Streisbaubeamten getroffen worden find, 
ift es nothwendig, daß diefelben, in Stelle der, unterm 15, Nor 
vember 1811 in Geiſtlichen und Shul- Angelegenheiten anges 
ordneten Einreichung von Nachweiſungen über die vorgeweſenen 
Baue, von jetzt ab, am Schluſſe jeden Jahres einen General⸗ 
Bericht an uns einſenden, aus weichem einmal die vorgefunde⸗ 
nen Baumängel an den einzelnen Kirchens, Pfarrer⸗ und Shuls 
gebäuden ſowöhl, als die zu deren Beſeiligung von den Kreis 
baubedienten getroffenen Verfügungen zu erfehen ind, und dann 
auch ferner erſichtlich fein muß, an welchen Orten und Gebäus 
den keine Baumängel entdeckt worden find. — 

Desgleichen muß aus dieſen Generalberichten hervorgehen, 
ob der Verfügung im Amtsblatt von 1817. S. 119 gemäß, 
die Geiſtlichen, Kirchen und Schulvorſtände die angeordneten 
Anzeigen über die nöthigen Neubaue und Reparaturen gemacht, 
und ob die bereits an Ort und Stelle angeordneten Verfügun⸗ 
gen der reitbaubenmten auch vorfehriftmäßig und tüchtig von 
den Kirchencollegien in Ausführung gebracht worden ſind, wel⸗ 
ches die Kreisbaubeamten ſpäteſtens, und wenn ſich keine frü⸗ 
bere Gelegenheit dazu darbietet, bei der Kreisbereiſung derge⸗ 
ſtalt zu beprüfen baben, daß fie jedesmal die in dieſem oder 
den darauf folgenden Jahren getroffenen Anordnungen ſich nos 
tiren, und bei ihrer nächſtjährigen Anweſenheit revidiren, ob und 
wieſern biefelben befolgt find. 

Da nach der in der vorftehenben Verfügung an die Lande 
baumeifter getroffenen Eimichtung jährlich ſämmtliche Kirchen. 
und Pfarr, auch Sirhenfchulgebäube Königl. Patronats uhne 
Ausnahme in baulicher Hinſſcht revidirt und demnächſt die weis 
tern Verfügungen durch den Kreisbaubeamten getroffen werden; 
fo haben die Kirchencollegien künftig uns nur ſolche Bauvor⸗ 
fälle anzuzeigen, bei denen entweder Gefahr im Verzuge oder 
eine ſchleunige Anordnung und Abhülſe erforderlich it. — Ue⸗ 
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brigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß die aufs Neue angeord⸗ 
neten jährlichen Reviſſonen von Seiten der Landbaumeiſter, 
keinesweges die den Kirchenfollegien obliegende Verbindlichkeit, 
für die Unterhaltung und Inſtandſetzung der ſämmtlichen Kir- 
chengebäude angelegentlich zu ſorgen, aufheben, ſondern fie bleie 
ben dazu nach wie vor verpflichtet, und es wird beifällig von 
uns anerkannt werden, wenn die Sandbaumeifter in den ange 
ordneten Gentralberichten uns anzeigen, welche Kirchencollegia 
in dieſer Fürſorge ſich ausgezeichnet haben, und bei welchen 
Kirchengebäuden und an weichen Orten, wenige oder gar keine 
Baumängel vorgefunden find. — 

Um endlich auch die Einleitung und Ausführung der Baue 
in genauer Uebereinstimmung mit den getroffenen Maaßregeln 
erhalten und die Bau- Etatsanfertigungen zur rechten Zeit und 
mit der erforderlichen Ueberſicht erlegen zu können, müſſen wir 
ſchließlich die e an is noch anweiſen, gegen Ende Sep: 
tember jährlich, einen Abſchluß von den vorhandenen Kirchen. 
vermögen und Kaſſenbeſtänden anzufertigen und ſpäteſtens bis 
zum 12, October jeden Jahres an uns einzufenden, im Unter- 
Keane aber einer unfehlbaren Ordnungsſtrafe gewärtig zu 
ein, 
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Königsberger Amtsblatt» Verfügung vom 7. Mai 
1829, S. 153. 

Zur Aufrechthaltung einer geregelten Forſtverwaltung und 
zur Aufstellung richtiger jährlicher Forſt? Bewirthſchaftungs⸗ 
Pläne ift es nothwendig, daß die Beranſchlagungen der Koſten 
und Hölzer zu Kirchen⸗ und Schulbauten, zu welchen letztere 
aus Königl. Forſten verabfolgt werden, mit denen in Ucherein- 
KE gebracht werden, welche Domainen: und Forſtbaue 

treffen. 

Es müſſen daher die Superintendenten, Kirchencollegien 
und Schulvorſteher, fo wie die Landraths⸗, Domainens und 
Intendantur ⸗Aemter unfehlbar vor dem 1. April jeden 
Jahres die Kreisbaubeamten von den nöthigen Kirchen⸗ und 
Schulbauen in Kenntniß setzen, zu welchen das Holz im nád 
ften Winter verabreicht werden fol. 

Die Kreisbaubeamten werden hiedurch ausdrücklich ange: 
wieſen, auf ſpätere Mittheilungen, wenn fie nicht durch befons 
dere Umſtände begründet werden, keine Rückſicht zu nehmen, 
und ſolches den Anſuchern zu eröffnen, daher ins beſondere die 
Kirchencollegia, binſichts der Kirchen: und Kirchſchulbaue, die 
Pfarrer aber hinſichts der unter ihrer Auſſicht ſtehenden Dorf- 
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ſchulen Königl. Patronats für jeden aus ber Mchlbefotgung 
dieſer Vorſchrift entſtehenden Nachtheil verantwortlich bleiben. 

Es verfieht ſich übrigens von felbfi, daß die Anzeige auch 
ſchon i SCH des vorhergehenden Jahres gemacht werden 
kann, infol ern fih die Aufnahme des ON veranfchlagenden Baues 
im Winter bewirken läßt, alfo überall, wo nicht Wirthſchaſts⸗ 
gebäude zu veranſchlagen oder Bauplätze auszuwählen find; 
denn die Kreisbaudeamten werden auf folde frühere Anzeigen 
auch ſchon im Winter, obgleich dieſe Zeit in der Regel den 
ſchriſtlichen Arbeiten gewidmet ift, nach einzelnen Orten, wohin 
die gewöhnliche Kreisbereiſung im Sommer fie nicht leicht führ 
ren möchte, Behufs der Veranſchlagung reifen können, wodurch 
eine fpätere Gefehäfttüberhäufung vermieden wird. 

Was die Koſten und Holzanſchläge ſelbſt betrifft, welche 
nach Verſchiedenheit des Gegenftandes entweder von den Kreis⸗ 
baubeamten anzufertigen, oder nur zur Anfertigung durch Bau- 
handwerker geeignet, und alsdann bloß von ihnen zu revibiten 
find; fo wird die bisherige Einrichtung, daß gleichzeitig beſon⸗ 
dere Holz⸗Conſignationen gefertigt, und den betreffenden Ober⸗ 
förftereien zum Atleſtiren über das Vorhandensein des erforder⸗ 
lichen Bauholzes in den vefpertiven Forſttevien zugeſtellt werz 
den, für die Folge aufgehoben, und dagegen beſtimmt, daß die 
Anſchläge nicht mehr unmittelbar an uns gelangen dürfen, 
ſondern fie fowohl, als die dazu gehörigen Zeichnungen, wt 
dem etwa nöthigen Begleitungs⸗Berichte durch die Kreis⸗Bau⸗ 
beamten bis zum 1. October jeden Jahres an die Ober⸗ 
ſörſtereien befördert, von Letzteren in der vorerwähnten Art ats 
teflirt, fo wie nöthigen Falls mit einem Gutachten wegen der 
in andern Dimenſtonen oder Holzarten aus Königl. Zort zu 
verabfolgenden Baubölzer oder mit Bemerkungen über deren 
mögliche Hergabe aus Gemeinewäldern verfehen, und demnächſt 
ſpäteſtens bis zum 1. November jeden Jahres von den 
Sberförſtereen, an die Regierungsabtheilung für Kirchenver⸗ 
waltung und Schulweſen eingeſandt werden müſſen, damit dem 
8. 2. Tit, 6 der Forſtordnung vom Jahre 1775 zufolge die 
Holzanweiſungen vor Ablauf des Wadels, d. i. vor Ende Fe⸗ 
bruar erfolgen können. 

Die Kreisbaubeamten haben aber von jedem an die zuſtän⸗ 
dige Königl. Oberförfterei beförderten Anſchlage zu einem Kir⸗ 
chen, oder Schulbau gleichzeitig unmittelbar Anzeige an die ge- 
dachte Abtheilung zu machen, es mag dazu ein beſonderer Auf⸗ 
trag ergangen fein oder nicht. 

Bei dieſer Gelegenheit bemerken wir noch, daß kein Kir⸗ 
chen⸗ oder Schulbau im Gerſaß veranſchlagt werden darf, wenn 
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dazu nicht ausnabmsweiſe ein ausdrücklicher Auftrag von uns 
erthelt worden ift. Ke 

Hinſichts der angeordneten Anmeldung der nöthigen Res 
paraturen und Neubaue dürfen wir mit Recht erwarten, daß 
die Superintendenten und Kirchſpielsgeiſtlichen, fo wie die fons 
ſtigen Vorſtände zur Aufrechthaltung eines Verfahrens thätigſt 
beitragen werden, welches nicht nur in ſorſtwirthſchaftlicher 
Hinſicht nothwendig, ſondern auch in Bezug auf dte Baube⸗ 
Zb der Kirchen und Schulen zweckmäßiger ift, als das 

isherige. 

Uebrigens bleiben die über den vorliegenden Gegenſtand ers 
gangenen Circular -Verfügungen der vormaligen erſten Abthei⸗ 
kung unſeres Collegii vom 24. April 1822 und 8. Februar 
1825, imgleichen die Circular⸗Verfügung der Abtheilung für die 
Kirchenverwaltung und das Schulweſen vom 26. März v. J., 
ſo weit ſie nicht die hiedurch anderweit beſtimmten Termine 
betreffen, völlig in Kraft; fo wie auch die auf einen höheren 
Erlaß vom 6. Mai 1825 gegründete Circular⸗Verfügung vom 
20. Juni ejusd. ſtets befolgt werden muß. 

Schließlich machen wir die Kirchencollegia darauf aufmerk⸗ 
fam, wie es ihre Obliegenheit it, unabläßig den Fortgang der 
Geſchäfte in Bezug auf Bauweſen im Auge zu behalten. Er, 
folgen bis zur geeigneten Jahreszeit auf ihre Anzeigen der Bauz 
mängel keine Untersuchungen und Veranſchlagungen derſelben 
durch die Baubeamten, und gelingt es nicht, folde berbeizu⸗ 
führen, fo it in den fpeciellen Fällen ebenfowohl Anzeige zu 
machen, als wenn ihnen nach eingereichten Anfchlägen noch bis 
Mitte December über die weitere Einleitung zu den Bauten 
und bezſehungsweiſe zur Holzanfuhr derſelben keine Benachrich⸗ 
tigungen eingehen. — 

109. 


Obige Amtsblatt» Verfügung durch Amtsblatt: Verf. 
vom 2. Febr. 1830, Amts bl. 1890. S. 73. wird wiederbo⸗ 
lentlich eingefchärft, und wegen des Empfanges des Bauholzes 
aus dem Königl. Fort Folgendes hinzugefügt: Die Königl. 
Landraths-, Domainen: und Intendantur⸗Aemter, auch Kirchen 
Gollegia haben in jedem einzelnen Falle, wo Bauholz zu em- 
pfangen iſt, darauf zu halten, daß hiebei von den Intereſſenten 
nichts verſäumt werde. Zu dieſem Behuf muß nach erfolgter 
Anweiſung des Holzes, ein Kirchen⸗ oder Schulvorſteher ſich 
mit den gehörigen Quittungen in das Forſtamt verfügen, da⸗ 
mit in feinem Beiſein das beſtimmte Holz angeſchlagen oder 
aus gefällten Vorräthen überwieſen werde. Sobald dies bes 
wirkt, und die Quittung ertheilt worden, hat der Forſtbeamte 
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auf nichts weiter zu ſehen, als daß das Holz, inſofern es auf 
den Stamm überwieſen ift, vorfhriftsmäßig gefällt und abge⸗ 
fhnitten werde. So wie alfo etwanige Ausſtellungen gegen 
die Beſchaffenbeit oder Stärke deſſelben gleich im Walde bei 
der Ueberweiſung zu machen ſind, ſpäter aber nicht darauf 
Rückſicht zu nehmen if, fo kommt auch der Forſtbeamte nicht 
mehr dafür auf, wenn die Intereſſenten bei der Ausfuhr wer 
niger oder ſchwächeres Holz erhalten. Letzteres kann leicht ger 
ſchehen, wo der Empfang feibft nicht von Seiten der Kirchen⸗ 
und Schulvorſtände beauffihtigt wird. Namentlich ift ſchon 
mehrmals der Fall vorgekommen, daß die Hölzer bei der Aus⸗ 
fuhr vertaufcht wurden, indem den Empfängern, die fie nicht 
ſelbſt fällen, aus einem großen für die verſchiedenen Intereſſen⸗ 
ten bereit liegenden Quantum zwar das einem Jeden zutom 
mende Holz angewieſen wurde, nachher aber die Fuhrleute ans 
dere leichter wegzubringende Stücke wählten. Es muß daher 
jedes Mal ein Vorſteher und in der Regel auch der etwanige 
Bauunternehmer bei der Ausfuhr des Holzes zugegen fein. 
Eben ſo bleibt dafür zu ſorgen, daß alles zu einem Bau be⸗ 
ſtimmte Holz mit einem Male ausgefahren werde, wogegen 
bei Zurücklaſſung einzelner Stücke, die vielleicht Monate lang 
obne Controlle liegen bleiben, für den etwanigen Verluſt der⸗ 
ſelben kein Erſatz gefordert werden kann. 


110. 


Es kömmt häufig der Fall vor, daß ſowohl Berechtigte, 
als Deputanten und fonfige Holz⸗Empfänger, welche entweder 
auf Grund beſonderer Anweifungen, oder jährlich in einem 
firirten Quanto, freies Bau- und Brennholz aus Königl. For- 
ſten zu erhalten haben, daſſelbe nicht in dem Jahre, für wels 
ches die Anweiſung ertheilt, oder das firirte Holz⸗ Quantum 
fällig it, in Empfang nehmen und ausfahren, ſondern es län: 
gere Zeit, ja ſelbſt Jahrelang, in der Forſt ſtehen laſſen und 
dann die nachträgliche Verabreichung nachſuchen. ern ai 
werden nicht allein Irrungen im Rechnungsweſen, ſondern aut 
weſentliche Nachtheile für die Forſtbewirthſchaftung und dadurch 
mit der Zeit auch für die Berechtigten herbeigeführt. 

Wir finden uns daher veranlaßt, alle, welche Baus oder 
Brennholz aus Königl. Forten zu empfangen haben, hiermit 
aufzufordern, baffelbe fe in demjenigen Jahre, in welchem 
das ein für allemal ffrirte Quantum fällig, oder die beſondere 
Anmeifung darauf ertheilt iR, fid überweifen zu laffen, und 
auch noch in demſelben Kalender⸗Jabre oder doc ſpäteſtens bis 
zum 1. April des nächſtfolgenden Jahres auszufahren. Entge⸗ 
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gerechten Falls bleibt das Holz nur auf die Gefahr der 

äumigen in der Forſt, und dieſelben werden außerdem für 

allen hierdurch verurſachten Nachtheil aufkommen müſſen. 
Königsberg, den 24. Januar 1832. 
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Verordnung der Regierung zu Königsberg vom 
28. Mai 1832 (Königsb. Amtsblatt 1812 S. 215) die er 
gitimation der Empfänger des Holzes zu Kerchen⸗ 
und Schulbauken. 

Es werden die Kirchenkollegſen fo wie die Schulvorſtände 
angewieſen, diejenigen Perſonen, welche zur Empfangnahme der 
auf die Königl. Forſten angewieſenen Hölzer von ihnen beauf: 
tragt worden, den Oberförſtereien duͤrch amtlich vollzogene 
und unterſiegelte Atteſte noch vor Verabfolgung der Höl⸗ 
zer namentlich auszuweſſen. Die Oberfürftereien werden vor 
dem Empfange ſolcher Legitimationsſcheine, die fie den Holz- 
anmeifungen jedesmal beizufügen beauftragt worden, die ange- 
wieſenen Hölzer aus den Ksnigl. Forſten nicht entnehmen laf- 
fen, und etwa vergebliche Reifen und Fuhrengeſtellungen fo wie 
fonftige Nachtheile, find lediglich von denjenigen Kirchenkolle⸗ 
gien und Schulvorſtänden zu vertreten, welche fie durch untet- 
laſſne Beobachtung dieſer Vorſchriſt herbeigeführt haben. 
Die Empfangnahme der Hölzer aus Königl. Forten zu 
kirchlichen Bauten liegt nach 8 555 Tol. II. Tit. 11. A. L. R. 
den Kirchenvorſtehern ob, und die Legitimationsſcheine für die 
zur diesfaligen Empfangnahme beauftragten Boſſteher mifen 
von ſämmtlichen Mitgliedern der Kirchenkollegien unterzeich⸗ 
net, auch mit dem Kirchenſiegel verſehen werden. 

Die Schul⸗Vorſtände haben ihre Beauftragten ähnlich 
und ebenfalls fo volfändig zu legitimiren, daß der beabſich⸗ 
tigte Zweck nicht verfehlt werde. 

Hierbei wird den Herren Landräthen, Superintendenten, 
Landbaumeiſtern, auch Domainen: und Intendantur⸗Beamten 
die Gircular- Verordnung v. 25. Januar c. in Erinnerung und 
gleichzeitig zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß die Forſt⸗ 
behörden angewieſen worden, auch nach empfangner Anweiſung 
die Fällung der Hölzer nicht früher bewirken zu laffen, bis 
ihnen von den den Bau leitenden Verwaltungs- Behörden in 
Bezug auf jede Holzanweiſung für bauliche Zwecke die Anwei⸗ 
fung zugegangen: E 

daß der Holzanfuhr in dem zu beſtimmenden Termine nichts 
enigegen ſiehe, ſondern ſolche beſtimmt erfolgen werde, 
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welche Anzeige aber nicht eher gemacht werden darf, bis auch 
die Bauausführung kein Hinderniß findet, 

Daß übrigens den geſetzlichen Vorſchriften zufolge, die Bauz 
Vier nur in der Zeit vom 1. Oktober jeden Jahres bis zum 
letzten Februar des folgenden in den Forſten angeſchlagen und 
gefällt werden dürfen, wird unter Hinweiſung auf das Dft 
preuß. Prov.⸗R. Zuſatz XI. hiermit noch ausdrücklich bemerkt. 

Die Uebergabe des Holzes an die Empfangsberechtigten 
erfolgt entweder durch lleberweiſung [hon gefällter Bäume, 
oder, wenn es von den Empfangsberechtigten gewünſcht wer⸗ 
den folte, durch Ueberweiſung angeſchlagener Bäume 
auf dem Stamm. Je nachdem die Empfangs berechtigten 
ihren Verhältniſſen die eine oder andre Uebergabe mehr zuſa⸗ 
gend erachten follten, werden fie ſich jedesmal in Zeiten Ger: 
ber bei den Oberförſtereien zu erklären haben. Sft einmal die 
eine oder andre Art der Uebergabe vollzogen, fo ift das Eigen» 
thum auf die Empfangsberechtigten Kirchen und resp. Shul- 
Gemeinden als übergegangen zu achten, und von ihnen jeder 
fi) etwa in der Folge daran ereignende Verluſt zu tragen. 
Unbenommen aber bleibt es ihnen, die qu. Hölzer, wenn ſie 
ſelbige nicht im Augenblick der Uebergabe aus der Forſt aus⸗ 
fahren können, darin von beſtimmten Wächtern bewachen zu 
laſſen. Doch müſſen fie, wenn fie eine ſolche Sicherheitsmaß⸗ 
regel eintreten laſſen wollen, ſogleich die zu Wächtern beſtimm⸗ 
ten Perſonen den zutreffenden Revierförſtern namhaſt machen 
und gefen, damit den letztern die Kontrolle auf das Ein- 
ſchleichen unbefugter Individuen und die Handhabung des Sort, 
änt im Allgemeinen nicht entzogen werde. 


112. 


Gire. V. b. Reg. zu Königsberg v. 23. Sept. 1834. 

Den Königlichen Landraths⸗Aemtern und den Herren Baus 
Inſpectoren, fo wie den Herren Superintendenten und den Kir⸗ 
hen Kollegien Königl. Patronats werden die beiden Verord⸗ 
nungen in Kirchen, und Schulbau⸗Angelegenheiten vom 24. 
April 1822 (No. %) und vom 8. Februar 1825 (I. No. %) 
biemit in Erinnerung gebracht und denſelben deren genaue Be, 
achtung empfohlen. Die darnach zur Berichterſtattung an uns 
geſetzten Termine zum 1. October jedes Jahres und zum 
Jahresſchluß müſſen bei Ordnungsſtrafe pünktlich eingehal⸗ 
ten werben. A 

Mit Beziehung auf eine neuere Verſügung des Königl. 
Miniſierii vom 24. April d. J. machen wir noch ganz beſon⸗ 
ders auf Folgendes aufmerkſam: der Zeitraum vom 1. April 
bis 1. November jedes Jahres wird von den Bau- Beamten 
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in der Regel auf die Kreis⸗Bereiſung verwendet, und die vom 
1. November bis 1. April zu den ſchriftlichen Arbeiten, die 
von ihnen während der Sommermonate ausgeſetzt find- 

Das Bedürfniß von Neubauten und größeren Reparatu⸗ 
ren tritt felten fo unvorhergeſehen ein, dag daffelbe nicht ſchon 
bei der ein Jahr früher abgehaltenen Bereifung vollfiändig ber 
rathen, und von uns zur Sache der Beſchluß gefaßt werden 
Könnte, fo daß der Beamte die Zeit des folgenden Wadels zur 
Ausarbeitung des Anſchlages benutzen kann. Wenn z. B. ein 
Bau im Frühjahr 1835 in Anregung kommt, iſt derſelbe im 
Winter 18% zu veranſchlagen und im Sabre 1836 auf den 
Bauplan pro 1837 zu bringen. So it auch ähnlich mit der 
Feſiſtellung und Anweiſung der aus landesherrlicher Forſt zu 
verabfolgenden Baubölzer zu verfahren. Was im Winter 18 
veranſchlagt wird, wird im Wadel 18 J, verabfolgt. Als ein 
ſebr weſentlicher Uebelſtand muß bemerklich gemacht werden, 
daß oftmals nicht fo viel, als es geſchehen könnte, das Baus 
Project, bevor der Bau⸗ Bea te zur Beranſchlagung ſchreitet, 
VVV 

‚age der Fonds feſtgeſtellt wird, und die dabei zu beobachten 
den Grundſätze normirt werden, ſo daß nicht ſelten der Fall 
vorkommt, daß Zon Beamte ohne ihr Verſchulden, denſelben 
Gegenſtand mehrere Male veranſchlagen müſſen, ja die Sache 
zuletzt ganz auf fih beruhen bleibt, und die Arbeit der Baus 
Beamten, theilweife oder ganz, als Zeitverſchwendung ſich darz 
Det, Die Kirchen. Kollegien haben Bauten und Reparaturen 
der bier in Rede ſtehenden Art alſo noch rechtzeitig vor der 
jährlichen Ankunft der Kreis⸗Bau⸗Beamten wohl zu erwägen, 
und, wo Feftfegungen hierin von unferer Seite nothwendig find, 
ſo zeitig über alle obwaltenden Umſtände und namentlich, wo 
die Mittel zu Bauten oder Reparaturen, nach Lage des Ver⸗ 
mögens der Aerarien, herkommen follen, und ob auf Materias 
lien Koſten aus dem Patronats-VBaufonds Ansprüche gemacht 
werden, an uns fo vollſtändig zu berichten, daß unfere Ente 
ſcheidung noch vor der Ankunft der Bau⸗Beamten auf ihrer 
Kreisbereifung bei den Kirchen⸗Kollegien eingegangen fein, und 
von dieſen unmittelbar dem Bau⸗Beamten zur Beachtung vor⸗ 
gelegt werden könne. 

Die Königl. Baubeamten werden in Folge eines ihnen 
unterm 9. Juni sub No. % J. gewordenen Auftrages, 
zeitig im Februar die Entwürfe zum Neifeplan anfertigen und 
einfenden, und dann auch an die Kirchen, Kollegien die vorge⸗ 
ſchriebenen Benachrichtigungen, in welchen Tagen fie einzutrefs 
fen beabsichtigen, erlaſſen. Die Herren Kreis⸗Baubeamten wer: 
den hierzu nochmals ausdrücklich angewiesen; auch werden fie 
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über das in KirhenbausAngelegenheiten landesherrlichen Patro 
nats Vorkommende, den im Kreiſe anweſenden Herren Domai⸗ 
‘nene oder Bau- Departements ⸗Räthen zur möglichen Einwirs 
kung auf Erreichung des Zweckes, unter Vorlegung dieſer Ver⸗ 
fügung anzuzeigen nicht unterlaſſen. 

Die Berzeichniſe von den etwa zurückgebliebenen Berane 
ſchlagungen bei kirchlſchen Gebäuden werden die Herren Kreis- 
r 
uns rechtzeitig einzuſenden angewiefen, und wir bemerken ſchlleß⸗ 
lich noch ganz allgemein, daß das über kirchliche und Pfarr 
bauten Angrordnete analog auch auf Schulbauten anzuwen⸗ 
den bleibt. 

Der Eingang dieſer Verfügung und daß die Erlaſſe vom 
24. April 1822 und 8. Februar 1925 (resp. gedruckt und in 
Abschrift) fih wirklich in den Kirchen: und andern Regiſtratu⸗ 
ren befinden, iſt uns von den Herren Superintendenten und 
in Bezug auf die Landraths⸗Aemter und die Herren Kreis. 
Baubeamten von denſelben unmittelbar ſpäteſtens in 3 Wochen 
bei 1 Thlr. Ordnungsſtrafe anzuzeigen. 
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C.D. v. 4. Auguſt 1834 und Reſcript vom 6. Gep- 
tember 1834 (v. K. Ann. 1834. S. 698. u. f.). Das Ber: 
fahren bei Kirchenbauten und die Aufbewahrung der 
KirhensKapitalien in Oſtpreußen betreffend. 

Des Königs Mafeſtät haben auf den über die Beſchwerde 
des Landhofmeiſters Grafen v. Dönhoff, der Grafen zu Dohna 
und des General- Majors v. ZE wegen vermeintlicher Ber 
schränkung ihrer Patronatsrechte durch die Königl. Regierung 
gemeinſchaftlich erſtatteken Immediat⸗ Bericht mittelſt Tiet. 
€D. vom 4. Auguft diejenige Beſcheidung zu erlaffen gerubt, 
von welcher der Königl. Regierung auf Ihren Bericht vom 
13. Dez. pr. in der Anlage (a und b) Abſchrift zur Nachricht 
bierdurch mitgetheilt wird. Allerhöchſtdieſelben haben zugleich 
zu befehlen geruht, daß das als bisherige Praxis von der Königl. 
Regierung angezeigte Verfahren ferner beobachtet werde, da 
weder die Verfügung der Königl. Regierung in der Hirſch⸗ 
ſeldſchen Thurmbauſache v. 21. Sept. 1832 noch das Circular 
an die Superintendenten vom 6. ej. mit dieſer anerkannten 
Praxis genau übereinſtimmend abgefaßt, vielmehr ein Mißvers 
ſtändniß zu veranlaſſen geeignet feien, Dem zu Folge weifet 
das mitunterzeichnete Minifterium der Geiſtlichen ꝛc. Angelegenhei⸗ 
ten die Königl. Regierung zur Beobachtung des von Ihr als 
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bisherige Praxis angezeigten Verfahrens in künftigen Fällen 
nach der Alerh. Willensmeinung hierdurch an. z 
Berlin, den 6. Sept. 1834. 5 


Ich habe auf Ihren Bericht v. 16. v, M. den Landhof⸗ 
meiſter Grafen v. Dönhoff und die Theilnehmer an deſſen 
Reklamation wegen der Patronatrechte der Oſtpreußiſchen Guts- 
beſiger nach der abſchrittiichen Anlage (b) beschieden, kon 
folge Sie, der Minifter der geiſtl. Angelegenheiten, die Negie⸗ 
rung zu Königsberg zur Beobachtung des als bisherige Praxis 
angewendeten Verfahrens anzuweiſen haben, da weder die Bers 
fügung in der Hirſchfeldſchen Thurmſache v. 21, Sept. 1832 
noch das Circular an die Superintendenten v. 6. Sept. ej. a. 
mit dieſer anerkannten Praxis genau übereinſtimmend abgeſaßt, 
vielmehr ein Mißverſtändniß zu veranlaſſen geeignet find, 

Berlin, den 4. Auguſt 1834. 


b. 


Aus dem Berichte, den die Miniſter der geiſtlichen Anges 
legenheiten und der Juſtiz über die von Ihnen in Gemeinschaft 
mit dem Grafen zu Dohna Schlodien und Schlobitten, fo wie 
dem Generals Major a. D. von Hülſen, wegen Beeinträchti⸗ 
gung des Kirchenpatronats geführte Beſchwerde Mir erflattet 
baben, erſehe Ich, daß Sie und die Theilnehmer an Ihrer 
Reklamation zur Begründung derſelben Dé auf die Thatſa⸗ 
chen beſchränken, welche in der Beilage zu Ihrer Eingabe vom 
20. Jan. v. J. angeführt and. Was dieſerhalb das Verſah⸗ 
ren bei Kirchenbauten betrifft, fo find die Vorſchriften der Ger 
fege, nämlich des A. L. R. und der Zufäge des Oftpreußifchen 
Provinzialrechts hierüber deutlich und Ihre Beſchwerde enthält 
keinen Fall, in welchem die Behörden dem Geſetz entgegen ge⸗ 
handelt hätten. Allein Sie behaupten, mit Bezug auf die Ber 
ſtimmung in 8. 3. des Publikations-Patents v. 4. Auguft 1901, 
daß die Praxis in Oftpreußen für die Kirchen Angelegenheiten 
abweichende Vorſchriſten enthalte, und die Provinzialbehörden 
haben unter Zuſtimmung ſämmllicher Superintendenten dieſe 
noch jetzt beſtehende Praxis dahin eingeräumt, daß die Kirchen⸗ 
kollegien der erſten Unterſuchung und Feſiſtellung des Bau⸗Be⸗ 
dürfniſſes fih unterziehen, biernächſt den Konſens des Patrons 
erwirken und wenn dieſer ertheilt ift, ohne weitere Anfrage bei 
der Regierung, mithin in allen Fällen, ohne Xutorifation der 
geiſtl. Obern, den Bau vollführen, es wäre denn, daß die Ins 
tereffenten in der Kirchengemeine, von welcher Gelbbeiträge und 
Dienſte erfordert werden, nicht einig ſind, in welchem Falle 
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dasjenige Verfahren eintritt, was durch die Vorſchriften des 
A. L. R. 58. 708 u. f. Tit, 11. Thl. II. und Meiner Ordre 
v. 18. Februar 1805. angeordnet iſt. Auch bei dem Bau des 
Kirchtburms zu Hirſchfeld, der zunächſt zu der allgemeinen Bes 
ſchwerde Anlaß gegeben zu haben ſcheint, würde die Regierung 
keine Kennkniß erhalten und keine Kognition geltend gemacht 
haben, wenn nicht die Weigerung mehrerer Gemeineglieder, die 
auf die ertheilten Beiträge zu den Baukoſten zu leiten, die vore 
ſchriftsmäßige Einwirkung der Regierung nöthig gemacht hätte. 
Die Beſchwerde des General⸗Majors v. Hülfen ae des 
Hirſchfeldſchen Baues beruht daher nur auf einem Migver⸗ 
fändniffe, fo wie die wegen der Orgeln erlaſſene Eircular⸗Ver⸗ 
fügung vom 6. Sept, 1932 nur die Kirchen des landes herrli⸗ 
chen Patronats zum Gegenstande hat, da den Superintenden- 
ten die abweichenden Verhältniſſe der Kirchen des Privat⸗Pa⸗ 
kronats bekannt find. Was Ihre eigne Beschwerde über die 
Aufbewahrung der Kirchen⸗Kapitalien betrifft, fo beruht die 
Verfügung der Regierung nicht auf F. 461., fondern auf den 
88. 625 und 626. Tit. 11. Thi. IL A. L. R., nach welchen 
die Gelder und Urkunden der Kirche an einem zwiſchen dem 
Patron, den Vorſtehern und dem Pfarrer zu verabredenden, 
allenfalls durch den Superintendenten zu bestimmenden Orte, 
unter gemeinſchaftlichem Verſchluſſe der Vorſteher zu halten 
find. Dieſe geſetzlich vorgeſchriebene Kontrolle iſt nicht aus 
einem perföntichen Mißtrauen auch bei den Kirchen Ihres Pa 
tronats in Anwendung gebracht, da die Behörden vielmehr an⸗ 
erkennen, daß das Aerarium der Kirche ohne irgend eine Be⸗ 
forgniß der Gefährdung des kirchlichen Intereſſes unter Ihrem 
Beſchluſſe aufbewahrt worden, wohl aber zur allgemeinen Ber 
folgung des Geſczes um fo mehr verpflichtet find, als einzeln 
geſtattete Ausnahmen eine Verletzung aller andern mit fid füh⸗ 
ven, wenn auch von der amtlichen Verantworllichkeit, deren 
ſich die Behörden gegen die Kirchen ſchuldig machen würden, 
der mehrfach vorgeſallenen Mißbräuche einzelner Patrone uns 
achtet, ganz abgeſehen wird. Sie und die Thellnehmer an 

brer Reklamation dürfen daher an der geſetzlich gebotnen Vors 
forge für die Kirchen keinen perſönlichen Anſtoß nehmen, und 
können fih bei der anerkannten Integrität Ihrer Geſinnungen 
über die Abſichten der Regierung vollkommen beruhigen. 


Dn, 


Verord. d. Reg. zu Königsberg v. 22, Januar 
1824 (Amtsbl. 1824. S. 32 folg.) 
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Um den Kontracten über öffentliche Bauunternehmungen 
mehr Gleichförmigkeit und Beſtimmtheit zu geben, werden fol- 
gende allgemeine in jedem einzelnen Falle zum Grunde zu le⸗ 
gende Bedingungen hiermit vorgefchrieben: 

1 Der Bauunternehmer verpflichtet ſich, den Neu⸗ oder Re⸗ 
paralurbau innerhalb einer nach den Umſtänden jedesmal zu 
bestimmenden Sdt tüchtig und untadelhaft zu vollenden, zabe 
let eine Strafe zum Betrage von 5 Prozent der Vertrags. 
fumme, wenn er den ſeſtgeſetzten Baubedingungstermin nicht 
inne hält, und läßt Dé gefallen, daß der Betrag bei Aus- 
zahlung der letzten Contractspoſt in Abzug gebracht werde; 
auch geſteht er dem Baubeamten das Recht zu, für die da⸗ 
durch verurſachte vergebliche Reiſe von ihm die gewöhnlichen 
Diäten und Fuhrkoſten zu ſordern. 

2) Macht ſich der Bauunternehmer verbindlich, von dem ger 
nehmigten Bau-⸗Anſchlage und der Zeichnung nicht abzuwel⸗ 
chen, auch nicht mehrere, als die veranschlagten Arbeiten zu 
fertigen, widrigenfalls derſelbe nicht nur dafür keine Bezah⸗ 
lung erhält, ſondern auch, wenn dieſe Arbeiten dem 
oder dem Intereſſe der bauenden Behörde für nachtheilig ers 
achtet werden, außerdem dafür haftet. 

3). Für die gehörige Güte der Baumaterialien ift der Baus 
unternehmer hauptfächlich verantwortlich, und es muß beſon⸗ 
ders die veranſchlagte Mauerſpeiſe in einem guten Miſchungs⸗ 
verbäliniſſe angewandt werden; beides bei Vermeidung einer 
von der vorgeſezten Behörde nach ihrem Ermeſſen feftzufer 
genden Strafe. Der Bauunternehmer unterwirft ſich des⸗ 
halb der Beurtheilung des betreffenden Baubeamten, ſo wie 
deſſen Anordnungen über die Bauausführung NR, daher er 
denſelben auch bei dringender Veranlaſſung oder einer nöthig 
werdenden Abweichung vom Anſchlage ſogleich davon zu ber 
nachrichtigen; ihm auch fonft von dem Fortgange des Baues 
von Zeit zu Zeit Nachricht zu geben hat. 

4) In dem Falle, wo zu den Bauten freies Bauholz ange 
wieſen wird, macht Unternehmer ſich verbindlich, wenn ihm 
ſchlechtes Bauholz ſollte aufgedrungen werden, foldes nicht 
anzunehmen, vielmehr davon ſofort dem betreffenden Bauber 
amten Anzeige zu machen, widrigenfalls, wenn bei der Bau⸗ 
Revifion oder in der Folge durch wenige Dauer der Arbeit 
fidh finden folte, daß er deſſen ungeachtet schlechtes Holz 
angenommen habe, er allein deshalb der contrahirenden Be- 
Hörde verhaftet bleibt. 

5) Der Bauunternehmer haftet nach geſchehener Vollendung 
und Abnahme des Baues noch auf eine gewiſſe Zeit für 
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deffen Dauer, in der Regel aber, und wenn darüber in 
einzelnen ginn nichts beſonders feſigeſetzt ift, auf ſechs Jahre, 
und verpflichtet Dé jeden Schaden zu erſehen, der als Folge 
einer ſchlechten Ausführung oder angewandter ſchlechter Bau⸗ 
materialien erweislich gemacht wird, die bei der Abnahme 
entweder nicht mehr beurtheilt werden konnten, oder verheim⸗ 
licht waren. 


6) Wenn gleich der Bauunternehmer gehalten iſt, den Bau 
in der fefigefeßten Zeit zu vollenden, fo darf er denselben 
doch nicht zum Nachtheil der Dauerhaftigkeit des Gebäudes 
übereilen, und wird es, zur Vermeidung des Hausſchwam⸗ 
mes, durchaus nicht geftatten, daß die Fundamente und das 
Gebäude ſelbſt eher mit Erde beſchüttet und ausgefüllt, 
und Mauern und Wände eher beputzt werden, als bis alles 
gut ausgetrocknet iſt. 

7) Sollte der Unternehmer den Bau anſchlagswidrig ausfüh⸗ 
ren oder in der vorgeſchriebenen Seit nicht beendigen, fo wird 
ſolcher, nach der Wahl der betreffenden Behörde, auf Ge⸗ 
fabr und Kosten des Bauunternehmers entweder anderweitig 
verdungen, oder auf Rechnung ausgeführt, oder aber der 
Entrepreneur durch Execution zur gehörigen Ausführung des 
Baues angehalten, wobei derſelbe überdies noch für allen 
Schaden, der durch Verzögerung des Baues entjleht, haftet, 
und ſich die fofortige eretutiviſche Beitreibung der erwachſen⸗ 
den Mehrkoſten gefallen läßt. 

8) Bei jedem über die Bauausführung entſtehenden Streite 
ift das Gutachten des betreffenden Baubeamten entscheidend. 
wenn jedoch die contrahirende Behörde zu einer Nachreviſton 
ſich veranlaßt findet, ſo treten dann deren Beſtimmungen 
und Feſtſetzungen in Kraft, und ift dagegen keine Provoca⸗ 
tion auf gerichtliche Unterfuchung und Entſcheidung zuläffig. 
9 Wenn bei einer, wegen ſchlechter Ausführung der Entre⸗ 
priſe veranlaßten Unterſuchung fid ergiebt, daß dem Entre⸗ 
preneur hiebei etwas zur Laft D, fo hat dieſer ale hie⸗ 
durch verurſachte Koſten für die zur Ungebühr bewirkten 
Verfügungen, und die Diäten und Fuhrkoſten für die Bau⸗ 
beamten, wie derſelbe ſolche in Privat-Ungelegenbeiten zu 
fordern befugt it, zu entrichten. Auch darf die Bauab- 
nahme nicht früher verlangt werden, als bis der Bau durch⸗ 
aus gänzlich beendet ift, wibrigenfalls auch ſodann der Baue 
beamte für vergeblich verwandte Zeit und Reiſekoſten zu ents 

> fhädigen iſt. Alle Geſchäfte aber bei den Licitationen, Cons 
kractſchließungen, Reviſtonen und Abnahmen der Entreprie 
ſen⸗Bauten geſchehen durch die Bau- und andere Beamten 
Zeft. üb. d. Birch u. eu Seſtoed. 52 
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unentgeldlich, und behalten wir uns überdies die Feſtſetzung 
obiger Strafgelder vor. x 

10) Die Entreprife Contracte haben erft dann Gültigkeit und 
Kraft, wenn fie von uns beftätigt find, bis dahin aber bleibt 
der Bauunternehmer, vom Tage der Contractſchließung oder 
der Statt gefundenen Licitation ab, jeder Licitant an fein 
Gebot gebunden. \ E 

11) Dem Bauunternehmer werden auf feine Koſten Abſchriſt 
der Bauanfchläge und Zeichnungen beſorgt. Auch trägt der 
Bauunternehmer den Contraktſtempel, Se dir Be 
kanntmachungskoſten und das Brief- oder Geldporto in An- 
gelegenheit feiner Entreprise. 

42) Der Bauunternehmer muß vor der Contractſchließung 
vollftändige Sicherheit nachweiſen, und, wenn es verlangt 
werden ſollte, eine Caution zum ungefähren Betrage des 
dritten Theils der ganzen Contractſumme leiſten, oder ſichere 
Bürgſchaft geſtellen. 

Wenn der Bauunternehmer keinen Vorſchuß an Bau⸗ 
geldern verlangt, wird, wenn nicht beſondere Unſtände ob⸗ 
walten, demſelben auch nicht eine beſondere Sicherheitsgeſiel⸗ 
lung aufgegeben. 

13) Dagegen ſollen dem Bauunternehmer die contraclichen 
Baugelder prompt und zu den feſtgeſetzten Zeitpunkten, in 
der Regel bei Bauten bis zu 100 ZEN. in zwei Sermi- 
nen, als beim Anfange und nach geſchehener Abnahme des 
Baues: bei Bauten bis zu 1000 SEN. in 3 Terminen, als 
beim Anfange des Baues, wenn ſolcher bis zur Hälfte ge⸗ 
diehen, und nach geſchehener Abuahme; bei Bauten über 
1000 Thl. hinaus, aber in vier Terminen, wie ſolches für 
jeden einzeinen Fall verabredet wird, baar ausgezahlt werden. 

14) Das Bauholz, wenn foldes aus Königl. Forſten gelies 
fert wird, und in dem Anſchlage dafür nicht Geld ausgeſetzt 
if, ſoll dem Bauunternehmer ganz frei ohne alles Stamm⸗, 
Pflanz- und Anweiſe-Geld verabfolgt werden. Die Holzan⸗ 
weiſungen gehen zu dem Ende von der contrahirenden 
Behörde aus an die betreffende Königl. Forſt⸗Inſpection, 
bei der ſodann der Bauunternehmer ſich zur Empfangsnahme 
des Holzes zu melden hat. 

16) Wenn freie Fuhren oder ſonſtige Hülfe und Leistungen 
ſtipulirt werden, ſoll für deren prompte Erfüllung die betref⸗ 
fende Behörde Sorge tragen. 

16) Der Bauunternehmer entfagt dem Einwande der Berle- 
bung über die Hälfte und begiebt fiğ auch aller aus dem 
Grunde zu machenden Nachforderungen, daß er mit der Con⸗ 
tractſumme den Bau nicht habe ausführen können, auf das 
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Rechtbeſtändigſte. Außerdem begeben ſich beide contrahirende 
Theile aller gegen den Contrakt irgend zuläffigen Gasen, 
dungen und auch die Einrede, daß ein allgemeiner Verzicht 
nicht binde, wenn nicht jedem Einwande beſonders ent⸗ 
ſagt worden. 

Auf diefe allgemeinen Bedingungen hat zur Abkürzung ein 
jeder Königl. oder mit öffentlichen Bauten beauftragter Beamte 
bei Aufnahme eines förmlichen Bautontrakts oder auch Licita⸗ 
tions⸗ oder einer andern Verhandlung darüber, den Bauunter⸗ 
nehmer jedesmal ausdrücklich zu verweiſen, und inſofern diefer 
mit den Bedingungen nicht bereits bekannt ſein ſollte, worüber 
ſeine Erklärung ausdrücklich zu verſchreiben iſt, ihm ſelbige 
nochmals wörtlich vorzuhalten, und wie ſolches geſchehen, durch 
den Contrakt oder die Verhandlung deutlich anerkennen, und 
insbeſondere ausdräcklich erklären zu laffen: daß er Däi ver- 
pflichte, alle in dieſen allgemeinen Bedingungen enthaltene Bez 
ftimmungen zu übernehmen, und fih an dieſelben eben fo ge- 
bunden halte, als ob fie in dem Vertrage (der Verhandlung) 
von Wort zu Wort aufgenommen wären. 


115. 


Mit Bezug auf die Amtsblatts⸗Verordnung vom 13. Juli 
1829 (Amtsblatt pro 1829 S. 204) machen wir, in Ge⸗ 
mußheit eines Reſcripts der Königl. Miniſterien des In⸗ 
nern und der Finanzen vom 19. Mai d. J., hiemit Folgens 
des bekannt: 

Bei den mit Lieferungen verbundenen Bau- Entrepriſe⸗ 
Verträgen verbleibt es als Regel bei der in der Amtsblatls⸗ 
Verfügung vom 13. Juli 1829 ertheilten Vorſchriſt, daß der 
Stempel von einem Drittheil Prozent nach dem Werth der 
Steine, des Kalks und des Zimmerholzes zu verwenden ift, 
die geringfügigen Gegenſtände der Lieferung, als zum Beifpiel: 
der Lehm des Töpfers, das Glas zu den Fenſtern, das Mas 
terial des Schloſſers u. f- w. bleiben hierbei außer Anſchlag. 
Wenn aber Gegenſtände von größerm Betrage zu liefern find, 
3. E, bei Gebäuden zur Dachdeckung Kupfer, Blei oder zink, 
bei Gebäuden oder Gärten Eifen zur Anlegung von Gittern, 
bei eisernen Brücken, Eiſenbahnen, das dazu erforderliche Ei- 
fen u. ſ. w., fo it von dem Werthe ſolcher Ge egenftände, 
neben dem Werthe der Steine des Kalks und des Zimmerhol⸗ 
zes, und wenn dergleichen gar nicht vorkommen, allein von 
dem Werthe erſtgedachter Gegenſtände der Stempel von einem 
Drittheil Prozent zu verwenden. 

Königsberg, den 14. Juli 1837. 


820 


216, 
Regulativ für die Bearbeitung des Kirchenbau⸗Weſens 
im Departement der Regierung zu Marienwerder. 

1) Die Vorſorge für die bauliche Erhaltung der kirchlichen Ges 
bände, fowehl deren, die dem Golkesdienſte unmittelbar ger 
widmet find, als deren, die den Kirchenbeamten zur Wob- 
nung angerofefen, oder burdy Bermicthung benußt werden, 
gehört zu den, den Kirchencollegien (Vorſtänden) beſonders 
empfohlenen Pflichten. 

2) Dieſe Vorſorge wird theils durch eine aufmerkſame, von 
Zeit zu Zeit wiederkehrende Beſichtigung der bezeichneten 
Gebäude, theils durch zeilige Inftandfegung geringer Baus 
mängel zur Verhütung größeren Verfall, theils durch eine 
tüchtige und dauerhafte Ausführung aller nothwendig gewor⸗ 
denen Bauten ausgeübt. Ç 
3) Insbeſondre ift von dem Kirchenvorſtande mit allem Nağ- 
drück darauf zu halten, daß die Nutznießer und Miether 
kirchlicher Wohnungen nicht nur dieſelben unverderblich ber 
nuten und zu feiner Zeit in gutem Zustande zurückgewähren, 
ſondern daß fie auch mit den ihnen nach Geſetz und Ber- 
trag obliegenden Ausbeſſerungen nicht fäumen, damit aus 
ſolchen Bernachläßigungen nicht in der Folge erbeblichere Baus 
ten und größere Kosten für das öffentliche Gut erwachſen. 
4) Nicht minder ift die Veranflaltung zu treffen, daß vorzüg 
lich fole Gebäude, die der Feuersgefahr ausgeſetzt find, mit 
einem verhälnitßmäßigen Werthe in die Feuerverſicherungs⸗ 
Sozietät aufgemommen werden. 

5) In Betreff der dem Kirchen⸗Aerario unmittelbar zur Laft 
fallenden Bauten, ift durch das Geſetz (A. L. R. Thl. II. 
Tit. 11, $. 700 sequ.) verordnet, in welchen Fällen die Kir⸗ 
chenvorſtände für fid ſelbſt zu den nöthigen Vorkehrungen 
berechtigt find, und in welcher es einer höhern Genehmigung 
der Vorgefegten bedarf. 

6) So weit eine Gehnehmigung der unterzeichneten Regierung 
nothwendig iſt, muß in dem antragenden Berichte alles 
gründlich und vollftänbig auseinander gefebt fein, was bei 
e nachgeſuchten Entſcheidung von Erheblichkeit ift; dazu 
gehört: 

I. eine genaue Beſchreibung des vorzunehmenden Baues 
nach feinem Gegenftande, der veranlaffenden Nothwendigkelt 
und der für zweckmäßig erachteten Bauausführung. Es iſt 
hierbei allemal bemerklich zu machen, wenn das Gebäude 
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errichtet worden, und welche Reparaturen zuletzt daran vors 
gekommen; o . 

II. eine Nachweiſung des Koſtenbetrages und 

III. die Art und Weiſe, wie dieſelbe aufgebracht wird, 
ob die Kirche im Befis von Materialien it, und mit wel 
chem Betrage an baaren Auslagen ſie ohne ſonſtige Verle⸗ 
genheit binzutreten kann; 

IV. nicht minder ift die vorangegangene Zustimmung des 
Erzprieſters, Superintendenten oder Dekans, ſo wie des Pa⸗ 
trons, wenn derſelbe eine Privatperſon if, endlich auch der 
von einem Sachverſtändigen aufgenommene Anſchag ein⸗ 
zureichen. 

7) In wieweit die Kirche den Betrag der Baukoſten nicht 
aus eigenen Mitteln zu beſtreiten vermag, fondern es nach 
allgemein geſetzlichen Beſtimmungen fremder Bufchliffe bedarf, 
ift nachzuweiſenz; $ 

I. was dieſerhalb in den Kirchen⸗Erektionen, Matrikeln 
und Luſtrationen überhaupt Gëscht it, auch find die be- 
treffenden Urkunden ſelbſt in Urs oder beglaubter Abschrift 
einzureichen; 

II. iſt genau bemerklich zu machen, ob und welche bes 
ſondere Stiftungen und Vermächtniſſe für Kirchenbauten 
ausgeſetzt ſind; 

III. wie es bei den letzten Bauten in Abſicht der Ban- 
beiträge gehalten worden und 

IV. ob es an ſpeziellen Feſtſetzungen in dem Maaße 

fehlt, daß auf die allgemeinen Vorſchriften des A. L. R. Thl. II. 
Tit. 11. §. 710 sequ., rekurirt werden müſſe. 
8 Wenn die Verpflichtung der Beitraggebenden nicht durch 
unzweideutige Urkunden oder durch genau nachzuwelſende Dbz 
ſerbanzen außer Zweifel zu ſezen if, muß das Anerfennte 
nifi der Verpfichttten allenfalls bei der Obrigkeit ertrabirt 
— — das Reſultat der diesfälligen Erklärung mit eingereicht 
werden. 

9) Auf den Grund dieſer Nachrichten wird ſodann noch 
entweder ein beſonderes Verfahren eingeleitet, oder das 
See durch eine Refolution proviſoriſch feſtgeſetzt 
werden. 

10) Sollte bei geringen Bauten, zu welchen es der Genehmi⸗ 
gung der unterzeichneten Regierung an ſich nicht bedarf, we⸗ 
gen der Beitragspflicht einzelner Intereſſenten, oder aber we⸗ 
gen anderer baulicher Verhältniſſe ein Streit zwiſchen den⸗ 
ſelben entſtehen, fo ift über den ſtreitigen Punkt unter Bei- 
bringung der denfelben nach dem Vorigen betreffenden Ers 
forberniffe zu berichten und weitere Verfügung zu erwarten 
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11) Die Ausführung der nach Vorſtehendem gerechtfertigten 
Bauten mit Inbegriff aller dabei vorkommenden Einleitungen 
namentlich die Repartition der geſetzlichen Beiträge ſowohl 

in Gelde als Materialien und. Dienften, die Einziehung, Her- 
beiſchaffung und Anordnung derſelben, die Aöſchließung der 
Contrakte über einzelne beiſtungen oder über den ganzen Bau, 
die Auszahlung der Gelder ift in in der Regel und unter 
den geſezlichen Schranken Sache des Kirchenvorftandes. 
12) Die Bali und Gerichtsobrigkeiten find indef jede in 
ihrem Geſchäftskreiſe verpflichtet, biefem mit den nöthigen 
Anleitungen und Nachweiſungen an bie Se zu geben, 
auch ihre Anordnungen mit ihrer Amts - Autorität zu un- 


terſtützen. 

13) Es liegt in der Natur der Verhältniſſe, daß die in Be 
treff der Ausführung eines Baues vorkommenden Contrakte, 
Seitens der Kirche niemals eigenmächtig mit den Kirchen: 
vorſtänden oder den Patronen als Uebernehmern abgeſchtof⸗ 
ſen werden können; nothwendige Ausnahmen, in welchen es 
für vortheilhaft erachtet wird, mit dieſen Perſonen in Con. 
traktsverhälkniſſe zu kreten, müſſen vielmehr bei der unters 
zeichneten Regierung beſonders gerechtfertigt und deren Ver⸗ 
fügungen abgewartet werden. 

In wiefern es aber zu den Bauausführungs: Contrat- 
ten überbaupl noch einer beſondern Genehmigung bedarf, ift 
nach allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften (A. L. R. Thl. II. 
Tit. 11. . 686. sequ.) heichen, und da in dieſer 
Vorſchrift das Quantum, über welches die Kürchenvorſtände 
auf eigne Autorität bißponiren dürfen, beſonderer Bestimmung 
vorbehalten iſt, ſo wird ſelbiges in vorliegender Beziehung 
auf die Summe von 10 Thlr. ſeſtgeſetzt, dergeſtallt daß Ber- 
träge und Zahlungen aus dem Fonflituirten Kirchenbaufonds, 
die dieſen Betrag überſteigen, allenfalls durch den Patron 
und beziehungsweiſe dem Erzpritſter fpeziell autoriſiet fein 
müſſen, wo indeß der Bau blos aus den Mitteln der Ge⸗ 
meine ohne Zuschuß der Kirche und des Patrons bestritten 
wird bedarf es einer folden Genehmigung nicht. 

14) Die Kirchenvorſtände find zur Ablegung einer volftändi+ 
gen und gehörig juftificirten Baurechnung verpflichten. 

15) Dem Patron ift vermöge feines Verhältniſſes zur Kirche 

ſeſtattet, bei der Ausführung des Baues des Geſchäft der 

aufſichtigung ſcloſt zu übernehmen, und dazu die ihm nach 
$. 13 qufichende Befugniß zu benugen. Es wird aber dem 
Patron empfohlen, allgemeine Vorkehrungen mit den Kir- 
chenvorſtänden zu treffen, damit das Baugeſchäft nicht un- 
nöthiger Weiſe gehemmt und unterbrochen werde. 
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16) Entſtehen dennoch Zwiſtigkeiten, die den Fortgang des 
Baues zu hemmen drohen, fo ift der Bau ſelbſt allenfals 
an den Mindeſtfordernden auf Entrepriſe auszuthun und die 
Abnahme deſſelben durch autoriſirte Sachverſtändige zur Be- 
dingung zu machen. * 

17) E der Landesherr Patron, fo hat es, wenn der Bau 
ohne Zutritt von öffentlichen Fonds beſtritten wird, bei dem 
vorſtehenden mit der Maaßgabe fein Bewenden, daß es der 
Regierung untenommen ift, für die zweckmäßige Ausführung 
des Baues einen Lokalcommiſſarius zu ernennen und deffen 
Befugniß nach $. 13 und . 14 und $. 15 zu beſtimmen. 

48) In wiefern die Beiträge aus dem landesherrlichen Baus 
fonds in Anſpruch genommen werden, ift noch Folgendes bez 
ſonders zu beobachten. ` 

19) Der §. 6 ad IV. bemerkte Anſchlag muß in dieſem Fall, wenn 
der aus öffentlichen Fonds erfolgende Zuschuß die Summe 
von 50 Thlr. höchſtens beträgt, von) dem Kreisbaubedienten 
revidirt, wenn er diefe Summe aber überſteigt, von demſel⸗ 
ben angefertigt werden. 

20) Die Kreisbaubedienten werden im Allgemeinen angewie⸗ 
fen, ſich der Reviſton und Veranſchlagung bei allen Köz 
nigl. Patronats Kirchenbauten auf unmittelbares Anſuchen 
der Kirchenvorſtände auch ohne fpecielle Aufträge von hier 
zu unterziehen, da bie Ertheilung der letztern mit einem uns 
nöthigen Seitaufwande verknüpft ift und dadurch die Ein⸗ 
leitung des Geſchäfts zu früh aus dem Wirkungskreiſe der 
Kirchenvorſtände gebracht werden würde; die Kreisbaubedienten 
bleiben genau an die für das Veranſchlagungsgeſchäft befte- 
benden technifchen und andern Vorſchriften gewieſen. Ins, 
beſondere wird ibnen zur Pflicht gemacht: $ 5 

I. Seder in Vorschlag gebrachte Bau muß mit Zuzie⸗ 
hung der Kirchenvorſtände eine genaue Beſichtigung des baus 
lichen Objekts nach feiner dermaligen Beſchaffenheit, dem 

Bedürfniſſe feiner Wiederherſtellung, der Art und Weife, wie 
dieſelbe zu bewirken, um den Erſorderniſſen der Solidität 
mit Dauerhaſtigkeif des Anſtandes und Vermeidung überflüſ⸗ 
figen Aufwandes, Genüge zu thun, vorangehen. 

Namentlich ift das Augenmerk auf die Beſchaſfenbeit des 
Bodens in Betreff der Fundamentirung, fo wie auf alle anz 
dern Bedingungen von Einfluß zu richten, und über den 
Befund gemeinſchaftlich mit dem Vorſtande eine Verhand- 
lung aufzunehmen und ſolche mit ihnen zu unterſchreiben. 

II. Müſſen in dem Anſchlage, diejenigen Materialien, 
die aus dem herzustellenden Gebäude ſelbſt entnommen wer⸗ 
den können, feſtgeſtellt, und foferne fie Déi wiederum zu dem 
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Baue verwenden laffen, bei dem Materialien» Duanto, fos 
fern dieſes aber nicht der Fall ift, nach ihrem abzufchägens 
den Werthe bei dem Haupt- Geld» Duanto in Abzug o 
bracht werben, oc, 

III. Erftered iſt auch in Betreff derjenigen Materialien zu 
beobachten, die fonft im Beſitz der Kirche find, 

V. Die Hauptmaterialien werden allemal bei andern 
Baumaterialien, namentlich Steine, Ziegel: Kalk aber im 
Marienwerderſchen Kreiſe beſonders ausgeworfen und in ei⸗ 
ner Hauptpoſition in den Anſchlag eingetragen, 

ie gemeinen Dienfte werden ebenmäßig beſonders feft- 
gestellt und zuſammen gerechnet. h 

V. Da für die hieſige Leitung der Bauangelegenheiten 
eine zweifache Ausfertigung des Anſchlags erfordert wird, 
woraus eine bedeutende Beläftigung der Baubedienten er- 
wächſt, fo find dieſelben befugt, bei der Ektrabition der An- 
ſchläge an den Kirchenvorſtand den Betrag der Schreiber fo 
wie der Beichengebühren nach gewöhnlicher Zare, Reifeger 
bühren aber nur infofern auszahlen zu laſſen, als fie keine 
Reiſeentſchädigungsgelder aus landesherrlichen Fonds beziehen. 

Sollten die Baubedienten auf eine höhere als die be⸗ 
ee Vergütung Anfpruch machen zu können glauben; fo 
ft es ihre Sache, ſolche Forderung bei der Regierung naher 
zu rechtfertigen, und deren Verfügung abzuwarten. 

21) In Betreff des aus landesherrlichen Forſten zu verabfols 
genden E muß der Anſchlag von dem betreffenden näch⸗ 
ften Forſtinſpector in Betreff der Vorräthigkeit des erforder» 
lichen Materials beſcheinigt und ihm zu dem Ende von dem 
Kirchenvorſtande vorgelegt werden. 

Die Forftinfpeftoren find verpflichtet, fih diefer Beſchel⸗ 
nigung ohne Rückhalt und ohne Verzug zu unterziehen, da 
der Regierung die Prüfung der inneren Verpflichtung vorber 
halten bleibt. 

22) Auf den Grund dieſer Veranſchlagungen, welche der Regie⸗ 
rung mit allen dazu az Zeichnungen und dem Bauz 
Fonds Protokoll in beiden Exemplaren einzureichen find, 
läßt ſich der Betrag der aus dem Patronatsfonds zu 
bewiligenden Zuſchüfſe beſtimmen, indem nämlich von dem 
veranſchlagten Quanto 

1. alles was die Kirchenaſſe herzugeben vermag, 
2. was durch beſondere Stiftungen gedeckt iſt, A 
3. der etwanige Betrag der Feuerverſicherungsgelder in 

Abzug gebracht, und der Reſt nach hergebrachten oder 

geſetzlichen Verhättniffen zwiſchen dem Patronats⸗Fonds 

und der Gemeinde vertheilt wird. 
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23) In wie fern Umſtände eintreten, vermöge welcher das 
gefehliche Quantum nicht zureicht, um den Bau in Gant 
zu bringen, werden die Gründe dafür beſtimmt und über- 
zeugend auseinander geſett, auch durch die Beſchleungungen 
der Vorſtände erweislich gemacht, damit das in dem dazu 
geeigneten Falle Erforderliche wegen einer Landeskollekte 
Ss 750 A. L. R. Thl. II. Tit. 11. in Zeiten eingeleitet 
wetden kann. 

24) Nach Sieten Datis wird der Beitrag des Fiskus von der 
Regierung der Summe und den einzelnen Terminen nach feftges 
fegt und das Erforderliche zur Kenntniß des Kirchenvorſtan⸗ 
des gebracht werden. 

In letzterer Beziehung gilt als Regel für die Auszahlung 
des erſten Drittels der Zuschüſſe, daß das Fundament gelegt, 
und die künftige Ausführung deſfelben fo wie die Verwendung 
probehaltiger Materialien durch ein Ze des Kreisbaubedien “ 
ten bargethan wird. 

Das zweite Drittel wird gezahlt, wenn das Gebäude ger 
richtet ift, unter Beibringung einer ähnlichen Beſcheinigung 
des Baubedienten. 

Der dritte Termin, wenn nicht nur das Gebäude vollendet 
und die Tüchtigkeit deſſelben durch ein Atteft des Landbaumei⸗ 
ſters nachgewieſen, ſondern auch wenn zugleich die Baurechnung 
ſelbſt abgelegt, eingereicht und der Betrag der etwanigen Er⸗ 
fparungen wegen des dem Fiskus davon zu gute gehenden Antheil 
conſtatirt ift. 

Bei bloßen Reparaturbauten wird die erſte Hälfte aus 
dem Patronats-Zuſchuß Fonds gezahlt, wenn bie Herbeiſchaf⸗ 
o ſämmtlicher Materialien in tüchtiger Qualität nachgewie⸗ 
ſen wird. 

Die andere Hälfte nach Vollführung des Baues und Able ⸗ 
gung der Rechnung. E s 

25) Im Uebrigen macht die Bewilligung eines Zuſchuſſes aus 
dem landesherrlichen Patronats⸗Fonds keine Abänderung in der 
Einleitung des Baues ſelbſt, fondern das was $. Ll, seg. 
beſtimmt worden, findet auch hier Anwendung. 

26) Indeß erfordert die Form des Kaſſengeſchäfts, daß Bau: 
ten in der Regel in dem Etats⸗Jahre in welchem fie begon- 
nen, auch ausgeführt werden, weshalb die Regierung unter 
allen Umſtänden befugt ift, im Wege der Execution verſchleppte 
Bauten auf Rechnung des Vorſtandes in Entrepriſe auss 


zuthun. 

27) Eine Erhöhung der Zuſchüſſe über den veranſchlagen 
Werth kann unter keiner Bedingung bewilligt werden, und 
iſt auch um ſo weniger erforderlich, als der Kirchenvorſtand 
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bei der Anfertigung des Anſchlages selbst konkurrirt, und es 
alfo in feiner Gewalt liegt, etwanige irrthümliche Wors 
ausfegungen, die ſich einſchleichen könnten, zu redreſſiren 
oder nach §. 23 die Berechtigung zu einer Kollekte nad- 
zuſuchen. 


117. 


Verordnung der Regierung zu Marienwerder 
v. 17, März 1826 (Marienwerder⸗Amtsblatt 1826 S. 100) 
die Kirchenbauten betreffend. 


Um dem Kirchenbauweſen einen regelmäßigen Gang zu 
geben, und ſchon vor dem Schluß eines jeden Jahres beſtimmt 
zu wiſſen, welche Bauten im nächſten Jahre zur Ausführung 
kommen werden, damit biernach der Bauplan zuſammengeſtellk 
und die nöthigen Einleitungen vor Eintritt des Winters ge- 
troffen, die Aae gn erlaſſen, und das Holz fo wie 
die übrigen Materialien zu rechter Zeit angefahren werden kön⸗ 
nen, werden folgende Feſtſetzungen getroffen und zur genauen 
Befolgung bekannt gemacht. 

1) Sämmtliche Herren Pfarrer und Kirchenvorſtände find ver- 
pflichtet, bis zum 15. April jeden Jahres die in dem folgen: 
den Jahre nothwendig auszuführenden Bauten an den Kir 
then: und Pfarrgebäuden Königl. Patronats, den Domainen- 
und Intendantur⸗Aemtern und hinſichts der Stadtkirchen 
Königl. Patronats den Magiſträten anzuzeigen und zugleich 
das disponible Kirchenvermögen anzugeben. 

2) Diefen genannten Behörden liegt dagegen ob, biefe An- 
Wa näher zu prüfen und zum erſten Zuni jeden Sabres, auf 

rund derſelben, von jedem Orte beſonders, an die unterzeich- 

nete Regierung gutachtlich zu berichten. Sollte gar kein 
Bau angemeldet fein, fo muß auch hierüber zu dem erwähn⸗ 
ten Termine Anzeige gemacht werden. 

3) Die Herren Kreisbaubeamten find verpflichtet, ſich fo ein- 
penoy daß fe fih der Veranſchlagung der Banten, welche 
ihnen in Folge beffen übertragen werden, währen der Som- 
mermonate unterziehen, und bie Anſchläge längftens bis zum 
15, Oktober uns zur weitern Veranlaffung einreichen. 


Die Herren Superintendenten und Dekane werden beſon⸗ 
ders verpflichtet, darauf zu ſehen, daß von den Herren Geiſtli⸗ 
chen ihrer Didcefe unfere Anordnungen genau befolgt werden, 
indem auf alle Anträge, welche in Zä Hinſicht nach den 
obgedachten Terminen eingehen, keine Rückſicht genommen, und 
ieder ſpäter angemeldete Bau bis zum folgenden Jahre aus⸗ 
fest werden wird. 
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Gleicherweiſe wird von den Königl. Domainen und In⸗ 
tendantur⸗Aemtern und den Magiſträten unfehlbar und bei Bermeis 
dung einer ſofort einzuziehenden Ordnungsſtrafe erwartet, daß 
fie nach vorheriger Prüfung in ihren angezeigten Bauten, bins 
ſichts der zu erſtattenden Berichte, den geſetzten Termin pünkt⸗ 
lich einhalten, fo wie ausſchließlich auch von den Herren Kreis⸗ 
Baubeamten vorausgefegt wird, daß fie, da es ohnehin ihre 
Pflicht iſt, in den Sommermonaten ihren ganzen Kreis zu be⸗ 
reifen, den für fie angeordneten geräumigen Termin in jedem 
Fall einhalten werden. Diefe Anordnung gilt übrigens ſchon 
für das laufende Jahr. 

Den Königl. Landraths⸗Aemtern und den Magiſträten 
wird übrigens in Hinſicht der Kirchen nicht Königl. Patro⸗ 
natë zur Pflicht gemacht, die nötgigen Bauten ebenfalls in 
oben erwähnten Zeiträumen zur Veranschlagung zu bringen 
und uns über die getroffenen Einleitungen bis zum 1. Oktbr. 
jeden Jahres die nöthige Anzeige zu machen. 


118. 


Bearbeitung des Kirchen ⸗Bauweſens. (Dang 
Amtsblatt 1824 S. 367 u. f.) 

Das nachſtehende Regulativ ift vom Königl. Minifterio der 
Geiſtlichen ze. Angelegenheiten per N. vom 17. Juni c. appro- 
birt und wird auf deffen Geheiß allen dabei Intreſſtrenden zur 
genaueſten Achtung hiermit bekannt gemacht. 

Danzig den 13, Juli 1824. 


Regulativ 


für die Bearbeitung des Kirchen⸗Bauweſens im 
Departement der Regierung zu Danzig. z 

Zum beffern Anhalt aller derjenigen, welche bei ber Be- 
arbeitung des Kirchenbauweſens im biefigen Regierungsbezirf 
beſchäftigt oder intereffirt, find die über dieſen Gegenftand befte 
henden Vorſchriſten in nachſtehendem Regulativ überſichtlich zus 
ſammengeſtellk. 

$ 1. Die Vorſorge für die bauliche Unterhaltung aller, 
entweder unmittelbar zum Gottesdienſt, oder zur Wohnung der 
Kirchenbeamten, oder zur Vermiethung beſtimmten kirchlichen 
Gebäude gehört zu den vorzäglichſten Sflichten der Patrone 
und der Kürchen⸗Kogegien, welche jene Vorforge, theils durch 
öftere aufmerkſame Beſſchtigung der gedachten Gebäude, theils 
durch zeitige Inſtandſetzung geringer Baumängel, theils endlich 
auch dadurch auszuüben haben, daß ſie die Aufnahme der, der 
Feuersgefabt ausgeſezten Gebäude in die Feuer⸗Verſſcherungs⸗ 
Sozietät veranlafſen. 1 
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Insbeſondere find die Pfarrer und andere, eine Dienſtwoh⸗ 
nung innehabende Kirchen Bediente, zur Vermeidung des Ers 
ſatzes des, durch Vernachläßigung entſtandenen größeren Scha⸗ 
dens, verpflichtet, ſowohl felbft die, den Nutznißern nach § 
784 — 780 Tit. 11. SN. II. A. . R. obliegenden kleinen 
Reparaturen aus eignen Mitteln zeitig zu beſorgen, als auch 
ihre Pächter hiezu anzuhalten. 

Es find nicht nur die Kreis. Baupeamten angewieſen, alle, 
auf ihren Reifen bemerkten Bernachläßigungen hierbei, fo wie bei 
den eigentlichen Kirchengebäuden fofort Meed ſondern es 
find die Superintendenten und Dekane inftruirt, in ihren Kite 
chenviſitations⸗Rezeſſen dieſen Gegenſtand mit zu berückſchti⸗ 
gen und es follen auch insbeſondere die Intendantur⸗ und Dos 
mainen⸗Beamte, in einigen Kreiſen die Landräthe ſelbſt wenige 
fenë jährlich einmal, die in ihrem Geſchäftsbezirke belegenen 
kirchlichen Gebäude Königlichen Patronats revidiren und uns 
bis zum 1. Juni jedes Jahres berichten, ob und wie die Kir⸗ 
chenvorſteher und Nutzuſeßer ihrer Verpflichtungen wegen Uns 
terbaltung der Gebäude nachgekommen find und in welchem 
Zuſtande fid die letzteren befinden. 

$ 2. Bauten und Reparaturen, welche geſetzlich dem 
Kirchen⸗Aerario unmittelbar zur Laſt fallen, können, wenn die 
Koſten unter 50 Thlr. betragen und die Kirchenkaſſe hierzu 
binreichendes Vermögen beſitzt, mit Zuſtimmung der betreffen: 
den Patrone und Superintendenten ober Dekane (Erzprieſter) 
ohne vorherigen Anfehlag und ohne weitere Anfrage auf Rech⸗ 
nung ausgeführt werden, und it nur erforderlich, das die ge» 
hörig juſtiſtzirte, und von den betreffenden Baubeamten atteſtirte 
Baurechnung, welche von letztern auch Hinſichts der angeſetzten 
Preife geprüft werden muß, nachträglich der jährlichen Kirchen. 
rechnung als Belag beigefügt werde. Bei Kirchen Königl. 
Patronats ift in ſolchen Fällen die erforderliche und bei der 
Banrechnung nachzuweiſende Zuſtimmung von dem betreffenden 
Domainen oder Intendantur-Amte, oder wo die landräthliche 
Behörde die Rechte des landesherrlichen Patronats wahrnimmt, 
von dieſen zu ertheilen, wobei biefelben aber forgfättig darauf 
zu ſehen haben, daß aus den Kirchenkaſſen nichts bezahlt werde, 
was von Patronen oder Eingepfarrten geliefert und geleiſtet 
werden muß, ſo wie auch darauf, daß dem Fiskus als Pa⸗ 
tron oder Domintal-Beſitzer nichts auferlegt werde, wozu der⸗ 
ſelbe als folder nicht verpflichtet ift- 

Sofern jedoch bei dergl. Bauten 
a. die Konkurrenz [treitig, oder 
b. das Holz aus Königl. Forſten angewieſen werden muß, oder 
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c. die betreffenden Kirthenkaſſen nicht zureichendes Vermögen 
zur Beftreitung der baaren Kosten befigen, oder 

d. wo von einem neuen Anbaue oder einer Erweiterung der 
Kirchengebäude die Rede ift, 

müffen auch bei ſolchen Bauten die in den folgenden 8. ent» 

haltenen Beſtimmungen beobachtet und Anschläge gefertigt und 

eingereicht werden. 

§. 3. Bei Reparaturen und Neubauten über 50 Thl. 
muß von der Nothwendigkeit derfelben durch die Kirchen⸗Kol⸗ 
legien dem betreffenden Patron, wo aber Fiskus Patron ift, 
dem betreffenden Intendanturs oder Domainen⸗Amte, oder wo das 
betreffende Landräthliche Amt diefe Gegenftände ſpeziell bearbei- 
tet, dieſem Anzeige gemacht, und daß dies geſchehen, hierher 
vom Kirchen⸗Kollegio gleichzeitig einberichtet werden. 

Dieſe Anzeige muß bei Kirchen Königl. Patronats, wenn 
der Bau im nächſtſolgenden Jahre ausgeführt werden fol, je 
desmal fpäteftens bis zum erſten April erfolgen, 

8. 4. Auf den Grund diefer Anzeige wird vom Patron 
oder deffen Stellvertreter, oder wo mehrere Patrone find, von 
denjenigen derſelben, welchen nach $. 607—609. Tit. 11. SH. 
II. L. R. die Direktion zuſteht, und bei Kirchen Königl. 
Patronats von dem betreffenden Intendantur⸗ oder Landraths⸗ 
amte, und zwar von dieſen durch Nequifition an den betreffen- 
den Landbaumeiſter, nach vorhergenommener Rückſprache mit 
dem Kirchenkollegſo, die Anfertigung eines Koſtenanſchlages 
veranlaßt und demnächſt ſolcher nebft dem ganzen Bauplan, 
namentlich den Vorſchlägen über die Ausführung des Baues, 
die Aufbringung der Koſten ıc. uns zur Reviſion und erforders 
lichen Falls, zur Einholung der Genehmigung der geiftlichen 
Obern vorgelegt werden. Dieſe Vorlegung muß, bei Königl. 
Patronatsbauten bis ſpäteſtens zum 1. Juni geschehen. 

8. 5. Sobald der Patron oder reſp. das Intendantur⸗ 
oder Landrathsamt von uns den Anſchlag mit den etwa nöthie 
gen Erinnerungen zurückerhalten hat, ift von demſelben bei 
allen, zu der betreffenden Kirche gehörigen Gemeinden die Wahl 
und gehörige Beſtalung befonderer Repräſentanten derſelben, 
Behufs diefer Bauangelegenbeiten zu veranlaſſen und demnächſt 
ein Termin anzuſetzen, um mit dieſen Repräſentanten und dem 
Kirchenkollegio die Nothwendigkeit des Baues zu prüfen und 
wenn die aa e e befunden, die Concurrenz bin- 
BS, der baaren Beiträge der Naturalien und Dienſte 

ſeſtzuſtelen. 

$. 6. Die Gegenſtände dieſer Verhandlung find: 

A, ob eine Reparatur ausreiche, oder der Neubau nothwen: 
dig oder doch rathſam ſei. 
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1 5 ob eine andre, als die bisherige Bauſtelle zu wäh⸗ 
en ſei, 

C. in welcher Art gebaut werden folle, ob maſſip, fo wie 
mit welcher Gattung von Materialien, ob mit Back“, Feld- 
oder Luftſteinen u. ſ. w. 

D. ob der Bau auf Rechnung oder in Entrepriſe auszu⸗ 
führen, über die einzelnen Arbeiten Kontrakte abzuſchließen, 
und ob Hinſichts der Anſchaffung der Materialien beſondre, die 
möglichfte Koftenerfparung bezweckende Maaßregeln zu ergreifen 
fein werden u. ſ. w. 

E. ob das Holz von den Patronen und in welchem Ver⸗ 
hältniſſe in natura zu liefern oder anzufaufen, 

F. ob das Stroh obſervanzmäßig von den Eingepfarrten 
oder ſonſt Jemanden, und in welchem Verhältniſſe hergegeben 
oder angekauft wird, 

G. hinſichtlich der Koſten ift unter Bezugnahme auf den 
laufenden Etat, oder in deſſen Ermangelung unter Angabe 

der regelmäßig ſtattſindenden Einnahmen und Ausgaben 
näher zu erläutern, daß, und wieviel von dem Kirchen⸗ 
vermögen zu dem Bau verwendet werden konne, ohne daß 
die Kirch außer Stand komme, die etatsmäßigen laufen- 
den Ausgaben zu decken. 

Vermag die Kirche hiernach den Betrag der Baukoſten 
aus eignen Mitteln gar nicht, oder nur zum Theil zu beſtreiten, 
und bedarf es dieſer fremden Zuſchüſſe, fo iR nachzumeifen: 

a. was dieſerhalb in den Kirchenfundationen, Matrikeln und 
Luſtrationen oder befondern Verträgen und Erkenntniſſen 
feſtgeſetzt ift, zu welchem Behufe die betreffenden Urkunden 
ſelbſt in Ur- und beglaubter Abſchrift dem Protokoll beizu⸗ 
fügen find. 

b. it bemerklich zu machen, ob und welche beſondere 
en und Vermächtniſſe für Kirchenbauten ausge: 
ebt find, 

e. wie es bei den letzten Bauten in Betreff der Baubeiträge 
gehalten worden, und 

d. ob es Mons überhaupt an fpeziellen Feſtſetzung en in 
dem Maaße fehle, daß auf die allgemeinen Vorſchriften des A. 
L. R. Thl. II. Tit. 11. 5. 710. sequ. rekurirt werden müſſe. 

H. Demnächſt ift auszumitteln, in welchem Verhältnſſſe 
die verſchtedenen eingepfarrten Ortſchaften und in dieſen die 
einzelnen Mitglieder, $ 
a. zu den baaren Beiträgen und 
b. zu den en und Spanndienſten, fo wie zu der etwa 

üblichen Speiſung der Handwerker u. ſ. w. konkurriren. 
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Bei der Feſiſtellung Herr Konkurrenz kommt es zunächſt 
auf den bisherigen Beſitzſtand, alfo darauf an, wie pri 
letzten gleichartigen Bau die Repartition angelegt ifte 

Abweichungen hiervon werden nur dann ſtattfinden, wenn 
die Verbällniſſe fid ſeildem geändert haben z. B. wenn die 
Parodie einen andernumfang erhalten hat, oder wenn neue Einge⸗ 
gepfarrte in der Parochie fich niederlaſſen oder resp. angebaut haben. 

Um die Richtigkeit der anzulegenden Reparlition prüfen 
zu können, muß von jedem der betreffenden Dörfer, Ortſchaften 
oder Etabliſſements durch die Oxtsvorſtände, im Beiſtande der 
Gutsherrſchaften, vor dem Termine eine Nachweiſung der Ein⸗ 
wohner, nach folgenden Rubriken gefertigt und dem Portokolle 
beigelegt werden: è 

1) laufende Zahl, 5 
2) Name und Stand der Eigenthümer, 
3) Grundbeſtg eines jeden und zwar 

a, an kontribualem, 

b. an nicht kontribualem Lande. 

4) Sugviehſtand, welcher auf die Ställe angeſchlagen if, ober 
gewöhnlich gehalten wird und zwar: 

a. an Pferden, 

b. an Ochſen. 

5) Maaßſtab, nach welchem die Gemeindelaſten und Dienfte 
unter die Einwohner vertheilt werden und zwar: 

u. die Spanndienſte, 

b. die Handdienſte, 

e. die baaren Geldausgaben. 

6) Beitrag zur Klaſſenſteuer. 
7) Bemerkungen. 

Bei den einzelnen Klaſſen von Einwohnern als: Bauern, 
Halbbauern, Inſileuten, Käthnern u. f. w. infofern diefelben 
ſich in den vorſtehend ad g und Ganzuführenden Angaben ganz gleich 
geſtellt find, bedarf es einer namentlichen Angabe nicht, ſondern 
. die Angabe der Zahl. 

enn über diefe Repartitionen keine Einigung zu Stande 
kommt, find die Gründe der widerſprechenden Meinungen zum 
Protokoll zu vermerken. 

J. Der Bauanſchlag it näher zu prüfen, um die, nach 
dem Reſultat der Verhandlung etwa nothwendigen Anordnun⸗ 
gen hierin nachträglich zu veranlaſſen. 

K. Zugleich find die Intereſſenten fon vorläufig von der 
ungefähren Repartition der Baubeiträge in Kenntniß zu ſetzen. 

5. T. Die nach $. 5. aufzunehmende Verhandlung ift 
ſodann nebſt den etwanigen ad G. a. daſelbſt erwähnten Ur⸗ 
kunden, dem Anſchlage und den ad II. erwähnten Nachwei⸗ 
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fung, fo wie die Repartitionen zur definitiven Regulirung, oder 
im Falle von Differenzen zur Entſcheidung, und zwar wo 
Fiefus Patron ift, wenn nicht die Umftände beſondre Eile nös 
ti machen, fpäteftens bis zum 1. September bei uns einzus 
reichen. 

8. 8. Wenn die aufzunehmende Verhandlung auf die von 
uns zu erlaſſende Verfügung nicht eingehen ſollte, ſo wird von 
uns, zur Regulſtung dieſer Angelegenheit ein befonderer Kom: 
miſſarius auf Koften des hierzu Verpflichteten ernannt werden. 

$. 9. Bei der von uns auf den Grund dieſer Verhand⸗ 
lungen ergangenen Entſcheidung bat es für den vorfeienden Bau 
fein Bewenden und bleibt es den Intereſſenten num überlaffen, 
im Wege Rechtens ein andres Concurrenz- Verhältniß feſtſtellen 
zu lafen. Dieſelben find aber verpflichtet, unter Vorbehalt 
ihres Rechts zur Erftattung, bis zur rechtlichen Entſcheldung 
der, von uns ergangenen Feſtſezung pünkllich Folge zu leiften, 
und wird bei etwaniger Verweigerung deſſen, was in Gemäß⸗ 
beit des feftgefegten Interimiſtiei und des Anſchlags von den 
Intereffenten zu leiſten ift, unfer Beſchluß nach den beſtehenden 
Borfehriften durch Exekution zur Ausführung gebracht werden. 

10. Wenn bei Königl. Patronatsbauten die revidirten 
Anſchläge von uns dem Amte zurückgeſertigt werden, fo ift, 
wenn der Bau auf Rechnung ausgeführt werden fol, mit der 
Ausführung vorzugehen, im entgegengeſetzten Falle aber vom 
Amte der Lizitakionstermin anzuberaumen und den Intereſſen⸗ 
ten mit dem Bedeuten befannt zu machen, daß es ihnen frei 
ſtehe, dem Termine mit beizuwohnen und nach geſchloſſenem 
Lizitations⸗Verfahren fih über das Reſultat deſſelben und inë- 
befondre darüber zu äußern, ob es etwa räthlich, noch einen 
Lizitationstermin abzuhalten. In Betreff der aufzuftellenden 
allgemeinen Lizitations-Bedingungen, fo wie wegen der Termine 
zur Auszahlung der kontraktmäßigen Baugelder dienen den 
Lemtern die in dem denſelben mitgetheilten Schema zu Ban- 
Entreprifefontrakten enthaltenen Beflimmungen zur Richtſchnur. 

. 11. Wenn gegen das im Lizitationstermine abgege⸗ 
bene Gebot und augen die Qualification und Sicherheit des 
Entrepreneurs keine Erinnerungen gemacht werden, fo it der 
Entrepriſckontrakt von dem Patron oder beffen Stellvertreter, 
von den Kirchenvorſtehern und der in §. 5. erwähnten Reprä⸗ 
fentanten der Gemeinde mit dem Entrepreneur abzuschließen 
und mit dem belegten Lizitationsprotokoll an uns zur Beſtäti⸗ 
gung einzureichen. 

$. 12. Mit dem, an den Entrepreneur auszuhändigenden 
bestätigten Kontrakte wird demnächſt dem Amte zugleich eine 
Berechnung der in Gemäßheit der Kontraktſumme und der ger 
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ſetzlichen Beſtimmung auf den Fiskus als Patron und auf die 
Kirchengemeinde treffenden Geldbeiträge zugefertigk. Den hiers 
nach der Gemeinde zur Laſt fallenden Betrag bat das Amt mit 
Zuziehung der Kirchenvorſteher, nach der §. 5. litt. H. anges 
ordneten Nachweiſung und Ausmittelung auf die Gemeindeglie⸗ 
der zu repartiren. 

8. 13. Es verſteht ſich, daß die S. 9. enthaltenen Bes 
ſtimmungen wegen Aufrechthaltung des feſtgeſetzten Interimiſtici 
auch in Betreff von Bauten bei Kirchen u. f. w. Königl. Patro⸗ 
nats Anwendung finden. 

S. 14. Die Königl. Kreisbaubeamten werden in Betreff 
der Veranſchlagungen der Zeichnungen, der Ausführung und Ab- 
nahme der, bei Kirchen u. f. w. Königl. Patronats ſtattfin⸗ 
denden Bauten auf die, zu ihrer Geſchäftsverwaltung ertheilte 
Juſtruktion vom 30. August 1819 88. 8— 15 (inſofern deren 
Bestimmungen durch gegenwärtige Inſtruktion nicht abgeändert 
find) und inebefondre hinſichtlich der Abnahmenttefte und Re- 
vifionsprotofolle auf unſte Verfügung vom 27. Decbr. 1820 
hierdurch wiederholt hingewieſen. Bei Anfertigung der Anschläge 
haben dieselben forgfältig auf die, aus dem Verkauf der alten 
oder ſonſt nicht zu gebrauchenden Materialien zu erwartende 
Einnahme Rückſicht zu nehmen und die letztere inſonderheit im 
Revifionsprotofolle von dem geſammten Koſtenbetrage jederzeit 
abzuſetzen. 

Wir fordern alle betreffenden Behörden, Patrone, Pfar⸗ 
rer und Kirchenvorſteher hierdurch auf, ſich nach den vorflehens 
den Beſtimmungen genau zu achten, um insbeſondre durch vol- 
ständige Konfurrenzverhandlungen allen nachträglichen Rückfra⸗ 
gen und e und ſomit jedem nachtheiligen Verzuge 
beim Fortgange des Baues vorzubeugen. 


119. 


Regulativ der Regler. zu Gumbinnen v. 4. Seps 
tember 1825 (Amtsbl. 1825. S. 666 u. f.) betreffend die 
Behandlung des Kirchen⸗ und Schulbauweſens bei 
den Kirchen Königl. Patronats. 

. 1. bi 3. gleichlautend mit $. 1. des Danziger Regue 
lalivs v. 15. Juli 1824, nur ift 8. 3. hinſichts des Termins 
zur Erſtattung des Baureviſtons⸗Berichts, flatt des 1. Juni 
der 15. Juni angenommen. 

8. 4, Alle Reparaturen können, wenn die Koſten nicht 
über 10 Thlr. betragen, von den Kirchenkolleglen, ohne weitere 
Anfrage ausgeführt und der Geldbetrag, wie die Instruktion 
von 180 1 8. 23. und 24. vorſchreibt, aus dem Titel der Kir- 

Handb. ub. b. Dräi, u. Schul Geſetgeb. 53 
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chenkaſſenrechnung „an Baukosten“ gezahlt werden. Sollte in 
den Kirchenkaſſen etwa zu dieſem Behufe Mater noch nichts 
ausgeſetzt fein, fo muß dies bei Fertigung des neuen Etats ger 
ſchehen. Alle diefe kleinen Poſten müſſen aber in der Kirchen⸗ 
rechnung mit Quittungen der Handwerker, welche der Kreide 
baubeamte zu atteftiren hat, belegt werden. 
$ 5. Bei allen Neubauten und Reparaturen über 10 Thlr. 
it, inſofern es auf die Unterbaltung oder Wiederberftellung 
der vorhandenen Kirchen, Pfarr: und Schule, Wohn- und Wirth- 
Weise ankommt, in nachſtehender Art zu verfahren. 
sobald die Nothwendigkeit eines Neubaus oder einer grös 
fern Reparatur ſolcher Gebäude eintritt, bat das Kirchenkolle⸗ 
gium dieses dem Kreisbaubedienten dergeftalt zeitig anzuzeigen, 
daß die Beſichtigung des ſchadhaften Gebäudes bei Gelegenheit 
der Dienſtreiſen deſſelben zu Anfang des Sommers erfolgen 
kann. Auf die gleichzeitig der Regierung zu machende Anzeige, 
mit welcher zugleich die Beſcheinigung ſtets verbunden werden 
muß, ob die Baukoſten, fo weit fie nicht geſetzlich Patronats⸗ 
beiträge find, ganz oder zum Theil aus dem Kirchenvermögen 
beſtritten werden können, wird dem Baubedienten der Auftrag 
zur Veranſchlagung gemacht. Diefer überzeugt Dé nun an Ort 
und Stelle genau und allſeitig von der Nolhwendigkeit des Nens 
baus oder der Reparatur und reicht der Regierung den auf 
diefe in dem Berichte ausgeſprochne Ueberzeugung gegründeten 
Anſchlag, verſehen mit dem Atteſte des Forſtinſpektors über die 
eren, aus welchen das Holz verabfolgt werden kann, ein. 
Hierauf wird dieſer Anschlag dem Kreislandrathe zur weitern 
Einleitung nach den unten folgenden Beſtimmungen, von der 
Regierung zugeſandt. Soll aber eine neue Anlage, oder eine 
neue Erweiterung des bisherigen Gebäudes ffattfinden, fo if 
das Kirchenkollegium verpflichtet, zuvörderſt dem Kreislandra⸗ 
the die Nothwendigkeit und die Art des Baues, auch in wie⸗ 
weit die Baukoſten aus dem Kirchendermögen beſtritten werden 


$. 6. Die Termine, in welchen dies Ales geſchehen muß, 
find zwar durch die mehrmals erneuerten Anordnungen und Bes 
stimmungen der Boss, 
it Auf 


835 


sämmtliche Anſchläge anzufertigen und fie, bereits mit den Sort, 
atteſten verſehen, der Regierung (päteſtens bis zum 15. t. 
jeden Jahres zu überreichen. Die ſtrenge Einhaltung dieſer 
Termine ift um fo mehr zu beachten, als die Megulirung der 
Kirgyenbauetats nicht allein, fonden auch die Vorbereitungen 
zur zweckmäßigen Einleitung der Bauten, die Ermittelung der 
Bauloften und die Benutzung des Winterweges zur Anfuhr des 
Bauholzes es nothwendig machen, daß alljährlich von der Re⸗ 
gierung fon im Herbſte die, im Lauſe des künftigen Jahres 
vorkommenden Bauten überſehen werden. 

$. 7. Die Erfahrung hat gelehrt, daß die Verwaltung 
der äußern Kirchenangelegenhelten bei den Kirchen landes herr“ 
lichen Patronats, beſonders des Bauweſens, durch die Kirchen⸗ 
kollegien nicht ſo ſorgſältig geführt wird, als es die Wichtig⸗ 
keit des Gegenſtandes und das Intereſſe der Kirchengemeinden 
erfordert. Es zeigt fid ferner, daß in den mehrſten Klrchſple⸗ 
len das Kirchenvermögen zur Beſtreitung der Baukoſten nicht 
einmal zur gewöhnlichen Unterhaltung der Kirchengebäude hin⸗ 
fort zureichend, viel weniger im Stande fein wird, den Neubau 
eines alten Gebäudes oder ganz neue Bauanlagen und Erwei⸗ 
terungen zu tragen, ſelbſt wenn die Nothwendigkeit der letztern 
feſtgeſtellt ift, und daß daher der Ausfall von den Eingepfarr⸗ 
ten und dem Patrone nach den provinzial⸗geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen getragen werden muß. Auch ift die Vertheilung der 
nöthigen Hande und Spanndienſte auf die verpflichteten Kirch 
ſpiels Cinfaffen in jedem Falle nicht fo forgfältig geprüft 
und angelegt worden, daß Oé nicht Exemtionen durch vernach⸗ 
läßigte Aufmerkſamkeit begründet hätten. Die Aufbringung 
der nöthigen Beiträge zu den Kirchen-, Pfarr und Schulbau⸗ 
ten, wenn das Kirchenvermögen nicht himeicht, gehört zu den 
außerordentlichen Fällen und Angelegenheiten, in welchen nach 
$- 169 und $ 135 in Verbindung mit obenſtehenden $$. 708 
und 709 Tit. IT. Thl. II. A. L. R. von der Kirchengemeinde, 
Gemeindebevollmächtigte gewählt werden müſſen, um die gefel- 
mäßigen Beſtimmungen der geiſlichen Obern über die Beiträge 
der Kirchſpielseingewidmeten und ihre Vertheilung entgegen zu 
nehmen und die Sache gleich im Anfange, zur Vermeidung 
großen Streits zu reguliren. Auch zu Vermeidung jeden 
Streits nach 88. 709 und 750 ib. über die Nothwen⸗ 
digkeit, Art des Baues, der Reparatur oder des Beitrags der 
Intereſſenten, der grade wegen vernachläſſigter Behandlung der 
Angelegenheit bis jezt nicht felten eingetreten ift, erſcheink die 
Wahl der Bevollmächtigten nothwendig. Es folen daher in 
jedem Kirchſpiel des Verwaltungsbezirks drei Gemeindebrvoll⸗ 
mächtigte oder Repräſentanten, und zwar jedesmal für jeden 
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einzelnen Fall, wo ihre Mitwirkung nach den unten folgenden 
Bestimmungen nothwendig wird, von der Kirchengemeinde ge- 
wählt und bevollmächtigt werden, welche in dieſer Rückſicht die 
Rechte der Kirchengemeinde ausüben. Die Bevollmächtigten 
oder Nepräfenfanten werden von den zum Kirchſpiel gehörigen 
Ortsgemeinden und Eigenthümern nicht zum Orts⸗Kommu⸗ 
nalverbande gehöriger Grundbeſſtze, im erſten wie in dem Ice 
ten Falle jedoch nach vorhergegangener Bekanntmachung des Ges“ 
genſtandes, in beiden Fällen nach erfolgter Zuſammenberufung 
des Kreis Landraths, von den Gemeindemitgliedern unter Di: 
rektion des Kreis⸗Landrathes, der ihre Tüchtigkeit prüft, 
wählt, demnächſt aber ihre Vollmachten von dem Dorſsgerichte 
des Orts, wo ſich die Kirche beſindet, aufgenommen, von dem 
ordentlichen Gerichte unentgelblich geprüft und hinſichtlich ihrer 
eſetzlichen Form beſtätigt. Es können nur untadliche, des Bes 
enê, Schreibens und Rechnens kundige, felbſiſtändige Mitglier 
der der Kirchengemeinde, welche innerhalb des Kirchſpiels ihren 
ordentlichen Wohnſitz aufgeſchlagen haben, gewählt werden. Da 
ihre Wahl nur für jeden einzelnen, außerordentlichen Fall zu: 
läſſig ift, fo müſſen fie für dieſen Fall in der Vollmacht 
gleich mit Juſtruktion verſehen werden, die hauplſächlich da 
nothwendig wird, wo überhaupt, insbeſondere aber wegen fird- 
licher Bauten, ein Kirchengut veräußert oder verſchuldet werz 
den foll, oder die Mitglieder der Kirchengemeinde nach der ger 
ſecmäßigen Beſtimmung der Regierung bei einem Kirchenbaue 
den Ausfall des ee ſo weit ihn der Patron 
nicht zu übernehmen bat, aufbringen müſſen, oder zu neuen 
Beiträgen, die weder in der Kirchſpielsverfaſſung, noch in dem 
Provinziallandrechte, oder in dem daſſelbe ergänzenden A. L. R. 
gegründet ſind, weil es der Zweck der Kirchengemeinde erfor⸗ 
dert, eingeladen werden. In allen übrigen Fällen, wo es auf 
den Bau und die Beſſerung der Kirchen, Pfarre und Schul⸗ 
ae und die zweckmäßige Anordnung und Ausführung des 
aues ankommt, find fie in ihrer unten näher beſtimmten Mite 
wirkung zu der Maßregel des Kirchenfollegiums, welchem nach 
dem Provinzial⸗ Allgemeinen Land⸗Rechte und der Inſtruktion 
für die Siehtnvorfieher von 1801 die Verwaltung des Kirchen⸗ 
vermögens zuſteht, dieſe Mitwirkung, ohne weitre Rückfrage wit 
der Gemeinde, abzuthun berechtigt, und können ihre Wider 
fprüche gegen die Beſchliezung des Kircbenfollegiumd nur durch 
von Landrath des Kreifes zur Entſcheidung der Regierung 
ringen. a 


S. 8. Sobald nun der Landrath den Anſchlag erhalten 
hat, muß er das Kirchenkollegium und die Kirchſpielsrepräſen⸗ 
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kanten verfammeln, ihnen den Anſchlag vorlegen und über die 
ganze Angelegenheit mit beiden verhandeln. 

8. 9. it gleichlautend mit §, 6. des Datz. Reg. nur ift 
hinter Litt. C. noch hinzugefügt: N 

D. „ob in dem befondern Falle einem Kirchenrepräſentanten, 

nächſt dem Kirchenkollegio, eine beſondre Mitaufſicht über die 

Ausführung des Baues übertragen werden fol.’ 

$. 10. vergl, 5. 7. des vorgedachten Regulativs. 

. „ „ ib 

J. 12. „ „ 9. „, 

7 13. „ „ 10. „, 

$ 15 A J 0a; 

F. 16. Die ſpecielle Aufſicht über den Bau wird von 
einer, durch das Kirchenkollegtum und die nach 8. 7. gewähl⸗ 
ten Gemeinderepräſentanten aus ihrer Mitte gewählten Bau⸗ 
kommiſſſon geführt. Die Beſchaffung jener Baumaterialien, 
welche nach S. 197 Zuſatz des Prov.⸗R. §. 1 — 8. nicht von 
dem Patron, ſondern aus dem Kirchenvermögen, oder von den 
Eingewidmeten übernommen werden, geſchieht durch dieſe Bau⸗ 
kommiſſton dergeſtalt, daß fie beſonders für den Ankauf der Bie- 
gel, des Kalks, der Dachpfannen und dergl. zeitig zu forger 
bat, wenn diefe Materialien nicht nach F. 1. Buf. 197 des 
Prov.⸗R. von dem Patron angewieſen werden müſſen. Sie 
find zugleich für die Güte der Materialien, fo wie für deren 
möglicht wohlfeilen Ankauf Einer für Alle und Alle für Einen 
verantwortlich. 

8. 17. Die Bauaufſeher haben mit den Geldausgaben 
bei dem Bau nichts zu thun, ſondern alle Zahlungen geſchehen 
durch den Rendanten der Kirchenkaſſe unter Aufficht und Bers 
antwortlichleit des Kirchenfollegit. An dieſes weiſen daher die 
Aufſeber alle Zahlungen, fie mögen den Ankauf von Materia. 
lien oder das Wochenlohn der Handwerker, oder Kontraktszah⸗ 
lungen der einzelnen Handwerker betreffen. 

8. 18. Die Baurechnung ift die Baukommiſſton zu tes 
gen verpflichtet. Dieſelbe muß mit dem Anſchlage der Abnah⸗ 
meverhandlung des Kreisbaubeamten und ſämmtlichen glaubhaf⸗ 
ten Quittungen über alle vorgekommenen Ausgaben juſtiſtzirt 
fein. Die erforderlichen Zahlungsmittel muß das Kirchenkolle⸗ 
gium ebenfalls zu rechter Zeit beſchaffen. Dabin gehört, daß 
die Zahlung des Materialienwerths, wenn derſelbe von dem lans 
desherrlichen Patronate getragen wird, zeitig nachgeſucht werde, 
fo wie das Kirchenfollegium auch die Bankoſten, alls fie ge“ 
ſetzlich von der Gemeinde aufzubringen ſind, durch den Land⸗ 
rath in Zeiten beitreiben laſſen muß, damit die Handwerker 
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ordnungsmäßig befriedigt werden können. Die Baurechnung 
muß ſpäteſtens 4 Wochen nach erfolgter Abnahme des Baues 
der Regierung zur Neviſion eingereicht werden. 

$. 19. Es bleibt dem Kirchenkollegium unbenommen, und 
wird demſelben zur Pflicht gemacht, den Bau, neben dem er- 
nannten Bauaufſeher ebenfalls zu beaufſichtigen. 


120. 


Verordnung der Regierung zu Gumbinnen vom 
3. Novbr. 1837. (Gumb, Amtsblatt 1837. S. 932. u. f.) 
betreffend das aus Königl. Forſten frei zu verabfol⸗ 
gende Bauholz. 
`. Das bis jetzt bei Ausſtellung der Quittungen über die zu 
Kirchen ⸗, Schule, Brücken- und dergleichen Bauten aus Kgl. 
Forſten frei zu verabfolgenden Bauhölzer beobachtete Verfahren, 
welches gewöhnlich darin beſtand, daß die Herren Landräthe der 
Holzanweiſung die Quittung beifügten und beide der betreffen⸗ 
den Oberförſterei zur Anberaumung eines Termins zum Zo, 
ſchlagen und zur Abfuhr des aſſignirten Holzes übersandten, 
erſcheint nicht zweckmäßig und für die Forſtverwaltung uns 
wenig Sicherheit gewährend, weshalb wir uns zu folgenden 
Anordnungen veranlaßt fehen, deren genaue Befolgung wir für 
die Zukunft erwarten wollen. ep 

Die Holzanweiſungen werden nicht mehr wie bisher den 
Herren Landräthen, ſondern den betreffenden Oberförſterelen di⸗ 
rekt zugeſendet, die erſtern jedoch von der Zahl und Qualität 
der aſſignirten Hölzer benachrichtigt werden. Nach Eingang 
der Holzanweiſung, ſpäteſtens mit dem zweiten Poſttage, mas 
chen die Oberförftereien, weiche das Holz abzugeben haben, den 
betreffenden Herrn Landräthen den Termin zum Anschlagen der 
angewiefenen Baubölzer bekannt, der letztere it jedoch derge 
falt anzuberaumen, daß hinlängliche Zeit bleibt, die unfuhr⸗ 
pflichtigen zur Abfuhr zu veranlaſſen, und bestimmen wir hierzu 
vom Tage des Abganges der Benachrichtigung an den Land⸗ 
rath bis zum Termine der Anweiſung als Regel einen Zeitraum 
von wenigſtens vier Wochen, wobei ſich jedoch von ſelbſt ver⸗ 
Det, daß wenn durch die Anweiſung die ſchleunige Abgabe an- 
geordnet ift, oder eine Verſchlechterung der Abfuhrwege zu ber 
ſorgen ift, dieſer Zeitraum kürzer und zwar innerhalb 8— 14 
Tagen geſtellt werden muß. Die Herren Landräthe ſorgen dar 
für, daß von den zum Empfange Berechtigtigten die Quittung 
ausgeſtellt werde, die fie ſowohl in Betreff ihrer Richtigkeit, 
als daß die Empfänger zum Empfange des Holzes legilimirt 
find, zu beſcheinigen haben. 
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Mit dieſer Quittung geſtellen fih die letztern im Termine 
an dem zum Anſchlagen der angewieſnen Hölzer beſtimmten Orte, 
übergeben an Ort und Stelle die nach den geſezmäßigen Erforder⸗ 
niffen ausgeſtelte Quittung (A. L. R. Tbl. I. Lit. 16. $.81. 
se) dem betreffenden Oberförfier, welcher die Hölzer dann 
fofert anfchlägt, den zum Empfange Berechtigten übermeifet, 
und den ſchon vorher ausgeftellten Anweiſezettel dem betreffens 
den Schußbeamten in ihrer Gegenwart übergiebt. Von dieſem 
Augenblick ab, gehen die angewieſnen Hölzer, wie dies ſchon 
die Ferst, Ordnung vom 3. Dezember 1775, Tit. V. $. 5. bes 
ſtimmt, in das Eigenthum der Empfänger über, und jeder Ber 
luft deſſelben trifft die letzteren. 

Damit aber das Holz nur an die zu deſſen Empfange 
Berechtigten abgegeben werde, haben die Herren Kandräthe dieſe 
anzuweifen, ſich in dem Ucberweiſungstermine perfönlid einzu⸗ 
finden, oder wenn fie daran behindert fein ſollten, den von 
ihnen abgeordneten Empfänger durch eine gültige, von den 
Herren Landräthen beſcheinigte Vollmacht zur Empfangnahme 
der Hölzer zu Iegitimiren. Die Herren Oberförfter werden ans 
gewieſen, nur durch die oben angeordneten Quittungen und die 
denſelben etwa beizufügenden Vollmachten die affignirten Hölzer 
nur an die zu deren Empfange Berechtigten zu verabfolgen, wi⸗ 
drigenfalls fie für den Erſatz des Holzes, wenn Gel an 
nicht legitimirte Empfänger abgegeben und nochmals gefordert 
werden jollte, verhaftet bleiben. 

Um fie aber in Stand zu ſetzen, die Anweiſezettel dem 
Vorſtebenden gemäß auszustellen, haben die Herren Landräthe 
mit dem Antrage auf Affignation des Holzes gleichzeitig die zu 
deffen Empfange Berechtigten anzuzeigen, weiche dann im der 
von uns auszuſertigenden Anwelſung benannt werden follen. 
Sind diefe nicht ſpeziell angegeben, fo wird dem Anweiſezettel 
angerückt zum N. N. Ban zu N. N. an die in der Quittung 
foeziell angeführten Empfänger zu verabfolgen, welche in dem 
Ueberweifungstermine dem Schutzbeamten dann namentlich zu 
bezeichnen, und von dieſem in feiner Schreibtafel oder auf der 
Rückſeite des Anweiſezettels zu notiren find. 

Sollen die Empfangsbekechtigten in dem erſten Ueberwei- 
ſungstermine nicht erſcheinen, fo fett die Oberförſterei in der 
oben angeordneten Art zwar einen zweiten Termin an, die Her⸗ 
ren Landräthe beordern aber wegen des erſten ungehorſamen 
Ausbleibens zu Beffen Wahrnehmung einen zuverläfligen Mann 
auf Koſten der Empfangsberechtigten, welcher in ihrem Namen 
die von den Herren Landräthen zu beſcheinigende Quittung leiz 
Det und die Hölzer in Empfang nimmt. Zur Bermdbung 
dieſes Verfahrens find bei der erſtern Aufforderung zur Em- 
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plangnahme des Holzes den Berechtigten ſogleich die Nachtheile 
bekannt zu machen, welche aus dem erften ungeborfamen. Aus, 
bleiben für fie entſiehen. Iſt es endlich nicht möglich, daß die 
Anfuhrpflichtigen in dem Anweiſetermine zugleich die Abfuhr be- 
wirken, fo bleibt es denſelben zwar überlaſſen, die von den bes 
treffenden Oberförftern angewieſenen Hölzer bis zum 15. Febr. 
jeden Jahres noch in den Schlägen zu belaſſen; follte bis das 
hin aber die Abfuhr nicht ftatt gefunden haben, fo werden zur 
e eines geregelten Forſtbetriebes die Hölzer auf 
Rechnung der Empfangsberechtigten geſtämmt und aus den Schlä- 
gen auf die Ablager gerückt werden, woſelbſt ſolche ebenfals 
auf ihre Gefahr liegen bleiben. 

Das vorſtehende Verfahren leidet nur in dem Falle eine 
Abänderung, wenn die Empfänger bereits gefällte, nach den 
Ablagen ausgerückte Hölzer zu haben wünſchen, welchen 
falls die Oberförftereien von den Herren Landräthen hiervon 
benachrichtigt werden, die Empfänger aber die Hauer- und 
Mückerlöhne vorher an die betreffende Forſtkaſſe gegen Quittung 
berichtigen, und bei der Amweifung des Holzes durch folde die 
geſchehne Zahlung nachweiſen. 

121. 


Verordnung der Reg. zu Gumbinnen v. 24. Jas 
nuar 1838. (Amtsbl. 1838, S. 135. u f.). Neu- und Re 
pargtur⸗Bauausführungen an Kirchen und Schul⸗ 
gebäuden betreffend, 

Zur Beſchleunigung der Vorarbeiten, Behufs Ausführung 
der Bau- und Reparatur- Arbeiten an Kirchen und Shule- 
bäuden, verordnen wir hiermit Nachſtehendes: 

Die Kirchenkollegien, fo wie die bezüglichen Schulvorſtände⸗ 
haben nicht wie bisher an uns, ſondern unmittelbar und ſpä⸗ 
teftens bis zum 15. März jeden Jahres den betreffenden Kreis⸗ 
baubeamten die Mittheilungen zu machen, welche Bauten und 
Reparaturen an den Kirchen» und Schulgebäuden im nächſten 
Sabre ihnen nothwendig erſcheinen. Nach dem 15, März darf 
kein Baubeamter dergleichen Anträge ferner annehmen. Ver⸗ 
fäumt ein Kirchenfollegium oder Schulvorſtand dieſen Termin, 
fo kann der Bau im nächſten Jahre nicht zur Ausführung Fom- 
men, und die reſp. Kirchenkollegien und Schulvorſtände verfal⸗ 
len für eine ſolche Verſäumniß nicht allein in eine Ordnungs⸗ 
ſtrafe von! bis 5 Thaler, fondern bleiben auch für allen Nach: 
uni verhaftet, der durch die Ausſetzung des Baues entfiehen 
follte. 

Nur unvorhergeſehne Naturereigniſſe, als Feuersbrunſt, 
Sturm ıc. lönnen eine Ausnahme begründen und auch nach 
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bem 18. März Bauanträge zuläßig machen, die jedoch alsdann 
nicht an die Baubeamten, ſondern an uns zu richten find. 
Die Mittheilungen an die Baubeamten werden in tabellas 
riſcher Form nach folgenden Rubriken angegeben und war: 
A. Bei den Kirchenbauten. 

1) Name des Kreises 

2) Name des Orts 

3) Konfeſſton der Kirchengemeine 

4) Bezeichnung des Patron der Kirche e 

5) Gebäude, deren Reparatur oder Neubau für nothwendig 
erachtet wird r 

6) nähere Bezeichnung der Baumängel: 

7) Angabe, ob in Anfehung der Koften zum Bau und 
zur Unterhaltung der Gebäude durch Verträge, rechts 
kräftige Erfenntniffe oder ununterbrochne Gewohnheiten ge- 
wiffe Regeln beſtimmt find, event. welche? 

8) Angabe ob die Kirchenkaſſe und xefpective Pfarrers 
Wittwen⸗Kaſſe Vermögen hat, event. in welchem Ber 
trage? und ob die Kirche, wenn auch keine ‚Kapitalien, 
doch einen jährlichen Ueberſchuß an Einkünften hat, 
event, wie viel? 

9) Angabe, ob die Gemeine ſelbſt Baumaterialien, nament- 
lih Spelz, Steine, Kalk und Ziegel, event. in weicher 
Quantität im Verhällniſſe zu dem beantragten Bau hat? 

10) Tngabe, des Feuerverſicherungs Quanti bei Gebäuden, 
die abgebrannt ſind? 

B. Bei den Schulbauten. 

1) Name des Kreiſes, 

2) Name des Kirchſpiels, 

3) Name des Schulort, 

4) Bezeichnung des Patrons der Schule, 

5) Gebäude, deren Reparatur oder Neubau für nothwen⸗ 
dig erachtet wird, 

6) nähere Bezeichnung der Baumängel, 

7) Angabe der Anzahl der zur Schule gehörigen ſchulfähi⸗ 
gen Kinder, 

8) Angabe, ob in Anfehung der Baukosten, namentlich aber 
auch der Verabreichung des Baubolzes durch Verträge, 
rechtskräftige Erkenntniſſe, oder ununterbrochne Gewohn⸗ 
heiten gewiſſe Regeln beſtimmt find, event, welche? 

9) Angabe, ob die Schul⸗Sozietäts⸗Mitglieder eignen Wald 
zur Hergabe des Bauholzes befigen? 

x C. Bei Kirchſchulen 
find die Ueberſichten fo wie bei Kirchengebäuden (sub, 
Litt, A.) zu fertigen, 
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Bon dieſen tabellarifchen Ueberſichten find gleichzeitig an 
uns Abſchriften einzureichen, unter Angabe, welchem Baubeams 
ten und quo dato demſelben das Original zugefertigt ift. 
Dieſe Abschriften und Anzeigen müſſen bei 1 bis 5 Thlr. Stra 
ſpäteſtens bis zum 1. Apr. jeden Jahres bei uns eingehen. Bei 
den Kirchenbauten find die tabellarifchen Ueberſichten von den 
eigentlichen Kirchenbauten, den Bauten bei der Pfarrer⸗Widdem 
und von den Pfarrer: Wittwerigebäuden gefondert anzufertigen 
und mit geſonderten Berichten einzureichen, da hierüber bei 
uns geſonderte Akten geführt werden. 

Die Herren Kreis⸗Baubeamten haben die Nothwendigkeit 
der beantragten Bauten und Reparaturen an Ort und Stelle 
zu prüfen, und nur die nothwendigen Bauten und Reparatu⸗ 
ren ſofort zu veranſchlagen, die nicht nothwendigen und auf⸗ 
ſchiebbaren aber einstweilen zurüdzuftellen. 

In den, jedem Anſchlage beizufügenden Erläuterungen ba- 
ben die Herren Baubeamten die mehrere oder mindere Dring- 
lichkeit des Baues und die dafür ſprechenden Gründe anzugeben. 

Außer den Anschlägen, Riſſen und Erläuterungen haben 
die Herren Baubeamten bei ſolchen Reparaturen und Neubaus 
ten, welche nach Maßgabe der Anſchlagſummen der Super Ne- 
vifion der Königl. Oberbau-Deputation unterliegen, jedes Mal 
auch Situations⸗Zeichnungen zu fertigen und den Anſchlägen 
beizufügen. ` 

Ein beſondres Augenmerk haben die Herren Baubcamten 
auch darauf zu richten, ob die größeren Reparaturen oder Neu⸗ 
bauten etwa durch Vernachlaßigung der, den Nutznießern ger 
ſetzlich obliegenden, kleinen Reparaturen nothwendig geworden 
find, und fih darüber beftimmt und unumwunden in der Er- 
läuterung zum Anſchlage auszulaſſen, indem wir fortan mit 
der größeflen Strenge darauf halten werden, daß die Kosten 
ſolcher verſchuldeten größeren Bauten von den Nutznießern ſelbſt, 
in subsidium aber von den Kirchen- Vorſtehern, denen es vor⸗ 
Si, obliegt, darauf zu fehen, daß die Nutznießer kirchlicher 

jebäube kleinere Schäden nicht größer werden laſſen, hergege 
ben werden, (el. A. L. R. THL II. Tit. 11. S8. 700 u. 798.) 

Zur Ausführung nothwendiger kleinerer Reparaturen bis 
zum Betrage von 50 Thlr. ſofern fin Bauholz dazu nahe 
wendig und vom Staate frei zu verabreichen d. oder nicht 
etwa Bau⸗ Materialien s Gelder aus dem Königl. Patronats- 
Baufonds herzugeben find, können die Herren Baubenmten un- 
mittelbar die Kirchenkollegien und reſp. Schulvorſtände inſtrui⸗ 
ren, und den Herren Landräthen von den ertheilten Anwelſun⸗ 
gen zur weitern Veranlaſſung Nachricht geben. 7 

Die gefertigten Anſchläge find, infofem Viefelben eines 
forſtamtlichen Atteftes, wegen des frei zu verabreichenden Bau- 
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bolies bedürfen, nach und nach, jedoch unfehlbar bis zum 
1. Sepbr. jeden Jahres der dem Bauplatze zunächſt gelegenen Kgl. 
Oberförſterei zur Beifügung des Forſtatteſtes mitzuthellen. Uns 
aber ift von den Herren Baubeamten und zwar ebenfalls bis zum 
1. September jeden Jahres, bei Vermeidung einer Ordnungs⸗ 
firafe von 1 bis 5 Thlr. anzuzeigen, welche Bauten von den 
Kirchenkollegien und Schulvorſtänden beantragt und welche von 
den beantragten Bauten veranſchlagt find, welche davon wegen 
Geringfügigkeit der Anſchlagsſumme den Kirchenkollegien und 
Schulvorſtänden zur sofortigen Ausführung überwiesen, welche 
als auſſchiebbar zurückgeſtellt worden find, und zwar aus wel: 
chen Gründen, unter Angabe, auf wie lange der Bau ausge ⸗ 
ſetzt werden kann. Bei den veranſchlagten Bauten iſt anzu⸗ 
geben, welcher Dberförfterei und quo dato derſelben der Ans 
schlag zur Beifügung des Forſtatleſtes zugeſertigt worden ift 
Sind unter den veranſchlagten, nach dem Obigen unſerer Ge⸗ 
nehmigung nicht bedürfenden Bauten folde vorhanden, für 
welche die Nutznießer nach dem oben Angefüßrten, wegen Bers 
nachläßigung der kleinen Reparaturen, verhaftet bleiben, fo find 
dieſe ebenfalls als ſolche zu bezeichnen. Anſchläge, die des 
Forſtatteſtes nicht bedürfen, find uns natürlich unmittelbar zum 
1. September jeden Jahres einzureichen. 

Nach Eingang dieſer Nachrichten und der Anſchläge wer⸗ 

den wir die Kirchenkollegien und reſp. Schulvorſtände benach. 
richtigen, welche von den durch fie beantragten Bauten zurück 
gefellt worden find. Debt find ſodann, falls nichts Anderes 
von uns darüber beſtimmt wird, im nächſten Jahr auf dem 
oben vorgezeichneten Wege wiederum bei den betreffenden Baus 
beamten zu beantragen und zwar ſind die Anſchläge zu den 
ſchon veranſchlagten, aber durch uns zurückgeſtellten Bauten, 
die wir den Kirchenkollegien und Schulvorſtänden ebenfalls zur 
geben laffen werden, den Baubeamten bei Einreichung der 
nächſtjährigen Bauanträge wieder mitzutheilen. Die Herren Ban- 
5e Werben dann prüfen, ob die Anschläge abzuändern find, 
oder nicht. 
Die Herren Oberförster haben die von den Baubeamten 
ihnen mitgetheilten Bauanſchläge baldmöglichſt mit den vor- 
ſchriſtsmäßigen Forſtatteſten zu verfehen und demnächſt, je nad- 
dem, fie ihnen von den Baubeamten zugehen, jedoch bei 1 bis 
5 Thlr. Ordnungsſtraſe ſpäteſtens bis zum 15, September jez 
den Jahres an uns einzureichen. 

In Fallen, wo die bezäglche Sit das Hols gar nicht, 
oder doch nicht im ganzen Umfange berzugeben im Stande ift, 
wobei wit auf unfre Circular- Verfügung vom 25. November 
vor. J. aufmerkſam machen, haben die Herrn Oberförſter den 
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Anſchlag fofort an die ſonſt der Bauſtelle zunächſt gelegne Obers 
förfterei zur Ergänzung des Fehlenden mitzutheilen, ev. von 
dem betreffenden Herrn Forſtinſpeckor nähere Information bierz 
über einzuholen, uns aber von dem Geſchehnen Anzeige zu 
machen. 

Wir hoffen, die reſp. Kirchenkollegien, Schulvorſtände, 
Bau: und Forſtöeamten werden Déi frenge nach obigen Bors 
schriften achten und es nicht zur Feſtſetzung der angedrohten 
Strafen kommen laſſen. Der vorgezeichnete Weg muß streng 
und pünktlich verfolgt werden, wenn der Gang dieſes Verwal⸗ 
* nicht geſtört werden fol. 

ir können und werden deumach auch nur unter febr 
dringenden Umftänden auf Friſtgeſuche, namentlich der 
Baubeamten eingehen, denen der Zeitraum vom 15. März bis 
zum Anfang des September ausreichend zugemeſſen ift, um die 
angezeigten Baumängel zu unterſuchen und ev, die Anfchläge zu 
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122. 

Verord. der Reg. zu Gumbinnen vom 28, April 
1820. (Amtsbl. 1820. S. 449). 

Eine jede Baurechnung muß einen Einnahme- und einen 
Ausgabe Vitel haben. In dem erſten Titel kommen die vers 
anſchlagten Summen und zwar: 

1) an Materialien, 

2) an Baukoſten, und da, wo die Handdienſte nicht in Na⸗ 
tura geleiftet, ſondern in Gelde gezahlt find, müffen fie in 
einer dritten Rubrik aufgeführt werden. 

Es ift jedoch dabei zu bemerken: ob und durch welche Ber- 
fügung der Königl. Regierung, ſtatt der Leiſtung der Hand- 
diente in Natura die Zahlung verſelben in Gelde genehmigt 
worden. — Der Ausgabetitel muß die nach den Belägen wirk⸗ 
lich geleiſteten Ausgaben und zwar: 

1) an Materialien, 

2) an Baukoſten und 
3) an gezahlten Handdienſten i 

enthalten. Die Ausgaben müſſen gegen die Anſchlagsſätze nach 
plus und minus balancirt und in der Schlußbalance die etwa⸗ 
nigen Erfparungen oder Ueberſchreitungen nachgewieſen, der 
Grund der letztern aber durch die Kreisbaubedienten in dem Ab⸗ 
nahmeatteſte genau angegeben werden. 

123. 

Refer des Miniſters des Innern v. 30, Ja⸗ 
nuar 1817. 

In Folge deſſen: Amtsbl. Verord. v. 17. März 
1817 (abgedr. Amtsbl. No. 16. S. 188.) 
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Da bei der erfolgten Erhöhung der Gehalte der Kreisbau⸗ 
beamten beſtimmt worden it, daß dieſelben alle Geſchäfte in 
ihrem Kreiſe ſowohl bei Königl. Immediatbauten, als in poti 
zeilicher Hinſicht ohne beſondere Remuneration übernehmen müf- 
fen, fo bat das vorgeordnete Ministerium des Innern ıc. feſt⸗ 
gefebt, daß auch die früher ftattgehabten Gebühren der Kreis, 
baubeamten für die Beranſchlagungen und Anfertigung der 
Zeichnungen in Kirchenbau- Angelegenheiten aufhören folen, 


12. 


Refer. des Miniſterii der Finanzen und des Han- 
dels ». 12. Dftbr. 1817 (an die Reg. zu Erfurt), 
mitgetheilt durch das Reſe. des Miniſterif der geiſtl. 
Angelegenheiten vom 14. September 4818 No. 8269. 
In Folge deffen: Amtsblatts⸗ Verord. v. 13. Octbr. 
1818 No. /. (abgedr. im Amtsblatt No. 46. S. 434.) 


Durch eine hohe er des Königl. M. der Finan⸗ 
zen und des Handels v. 11. Septbr. c. und des K. M. der 
ae, Angel. v. 14. Septbr. c. ift ſeſtgeſetzt worden daß alle 
Kirchen: und Schulbauſachen bei Inflituten Königl. Patronats, 
alle Geſchäfte bei Gemeindebauten und bei Kirchen- und Shul- 
bauten nicht Königl. Patronats, infofern die Königl, Regierung 
vermöge der derſelben obliegenden Oberauſicht den Baubeamten 
dabei Aufträge ertheilt z. B. wenn ein Privatpatron einen 
Kirchenbau ausgeführt und die Regierung eine örtliche Prüfung 
des Bauplans, eine Beſichtigung des Zuftandes von ommu: 
nalgebäuden, Kirchen oder Schulhäufern der Privatpatronate 
zu veranlaſſen hat, alle dieſe und andere baupolgeiliche Gegen- 
fände zu den Geſchäften gehören, 

welche den Königl. Baubeamten von Amtswegen für ihr 
Gehalt und ihre Fuhrkoſten⸗Entſchädigung zu verrichten obs 
liegen. 

Die Königl. Baubeamten folen dagegen nicht angehal⸗ 
ten werden, auch die Anfepläge und Zeichnungen bei Gommu- 
nals, ſusbeſondere bei Kirchen- und Schulbauen, die nicht 
Königl. Patronate find, oder etwa aus einem befondern Grunde 
aus Königl. Kaffen bestritten werden, zu verfertigen, indem es 
Sache der Stadt-, Kirchen⸗ oder Schulgemeine oder der Patrone 
ift, die Anſchläge durch ſelbſigewählte Sachverſtändige anfertigen 
zu laſſen und dieſe dafür zu remuneriren. 

Wenn den Königl. Baubeamten der Auftrag ertheilt wird, 
ein Geſchäft zu verrichten, welches eine Gemeine oder eine Private 
perfon beſorgen zu laſſen verpflichtet if, fo gebühren ihnen für 
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die Tage, welche fie ſolchen Arbeiten widmen, die tarmäßigen 
Diäten und Reiſckoſten. 


Von den Landrätzen dürfen jedoch nur in höchſt dringen 
den Polizel⸗Vorfällen Reguiſttionen an die Baubeamten erlaffen 
werden, und in der Regel dürfen diefe nur von der Reg. ausge⸗ 
hen, weil fonft die landräthl. Requifitionen mit den Dienſtge⸗ 
ſchäften der Baubeamten und den an dieſelben von der Reg. 
unmittelbar ausgegangenen Verfügungen auf eine dieſen Be 
amten beſchwerliche, dem Dient nachtheilige Weiſe colldi⸗ 
ren würden. 

Unter den Inſſituten Königl. Patronats find nach der 
ausdrücklichen Erklärung der Königl. M. alle und jede milde 
Stiftungen u. f. w. zu verſtehen, weiche unter der um 
mittelbaren Verwaltung des Staats ſtehen und deren Einkünf⸗ 
te zur Unterhaltung von Lehranſtalten c. verwendet werden, 
weiche außerdem vom Staate unterhalten werden müßten. 
Wo jedoch bei dergleichen Stiftungen bereits ein Baubedienter 
mit einer beſtimmten Remuneration angeftellt ift, verbleibt es 
bis zu deſſen Abgange bei diefer ſchon erfolgten Bewilligung. 

Da den Königl. Baubeamten die Ausführung eines Baues, 
der auf Rechnung geschieht, nicht mehr übertragen werden darf, 
weil die Bauten des ganzen Diſricts leiden würden, wenn 
man den Siſtrikts⸗Baubramten nur auf einen Punkt verwieſez 
fo gilt dieſes auch für Kirchen⸗ und Schulbauten daher auch zu dieſen 
Conducteurs gegen Diäten angenommen werden müſſen, Bei denjeni⸗ 
gen Lehranſtalen, welche das ihnen gehörige Vermögen ſelbſtund 
unter eigenem Namen verwalten, wo alfo auch nur die Oberaufſicht 
vom Staate ausgeübt wird, treten dagegen die Hinſichts der Bauten, 
wo der Staat nicht Patron ift, gegebenen Vorſchriſten ein. 


125. 


Reſc. des Finanz ⸗Miniſterii v. 7. Juli 1837. 
No. 6233 IV.a (an den Landbau⸗Inſpector. F. in B. in act. 
der Reg. zu Königsberg.) 


Nach den bestehenden Grundſätzen und Vorſchriſten über 
die von den Königl. Baubeamten außer ihren gewöhnt. Dienſt⸗ 
geſchäften zu übernehmenden Arbeiten kann jeder Baubeamte, 
wenn er von einer Kommune wegen Anfertigung von Anſchlä⸗ 
gen und Zeichnungen dem Zweck angegangen wird, um 

Bauunterſtützungs⸗Geſuche bei Kirchen und Schulbauten in eis 
ner Eingabe an die Behörden gehörig zu begründen, dergleichen 
Anträge ablehnen, wohingegen derſelbe, wenn die vorgeſetzte 
Behörde von ihm zur Beurtheilung eines ſolchen Geſuchs über 
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den beabfichtigten. Bau Anſchläge oder Zeichnungen erſordert, 
fie unentgeldlich anzufertigen verpflichtet it. Gebt der Baube- 
amte im erſtern Falle auf den Antrag der Commune mit Ge⸗ 
nehmigung feiner vorgeſetzten Behörde ein, fo tritt er in das 
Verbällniß, wie bei jedem andern Privatauſtrag, den er mit 
Zuſtimmung feiner Vorgeſezten übernimmt, und bei welchem 
die Höhe der Vergütigungsfäge von der Vereinigung der Con⸗ 
trahenten abhängt. Ein Fall dieſer Art if der in Ihrer Eingabe 
vom 10. v. M. vorgetragene, und kann Ihnen daher nur übers 
laſſen werden, fih mit dem Magiftrat zu Allenburg über die 
Zonen für die gefertigten Anſchläge und Zeichnnugen zu ge- 
währende Vergüligung zu einigen, oder Ihre Entſchädigungs⸗ 
Anſprüche im Wege Rechtens geltend zu machen, und den 
Werth Ihrer Arbeilen von dem Richter nach dem Gutachten von 
Sachverſtändigen feiftefen zu laſſen, da der Verwalkungsbe⸗ 
hörde darüber keine Eniſcheidung zuſteht. 


126. 


Circ.⸗R. vom 23. Auguſt 1828 (v. K. Ann. 1828. 
S. 683) das Verfahren in Streitfällen über die Bei⸗ 
tragspflichtigkeit zu den Kirchen- und Schulbau ten 
betreffend. 


Bei Gelegenheit der Rekursgeſuche, welche in Streitfällen 
über die Beitragspflichtigkeit zu den kirchlichen und Schulbau⸗ 
ten, gegen die von Königl. Regierungen in Gemäßhelt . 709 
Thl. II. Tit. 11. A. L. R. erlaſſnen interimiſtiſchen Entfcheir 
dungen, an das unterzeichnete Minifterium gerichtet worden find, 
bat daſſelbe die Bemerkung gemacht, daß in dergleichen Streit- 
fällen bisher nicht von allen Königl. Regierungen gleichmäßig, 
prompt und in zweckmäßiger Form mit der Feſtſetzung des Bau⸗ 
Inter ſmiſtici verfahren, namentlich deren Eniſcheidung öfters zu 
lange ausgeſegt, auch noch nach fruchtlos abgelaufenem Were 
ſuche gütlicher Vermittelung, nur in der Form und Weise ber 
lehrender Vorhaltungen an die Intereſfenten ertheilt worden iſt. 
Dies hat dann gewöhnlich, obne den zwar an ſich biligenswer⸗ 
then, aber nach einmal vorgeſchlagener Vergleichsermittelung 
doch nur noch in untergeordnete Rückſicht kommenden Zweck 
eigener Ueberzeugung der Intereſſenten zu erreichen, zu ſehr 
nachtheiligen, dem eigentlichen Zwecke der obigen geſetzlichen Be- 
Rimmung widerſtreitenden Weiterungen Veranlaſſung gegeben, 
indem gegen dergleichen Verfügungen von den vermeintlich das 
durch beſchwerten Intereſſenten noch fortgeſetzte Remonſtratio⸗ 
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nen an die Königl. Regierungen gerichtet, und von denselben 
zu neuer Widerlegung angenommen wurden, die Lokalbehörden 
unterdeſſen über ihre Beſugniß zur Ausführung der interimi⸗ 
ſtiſchen Eniſcheidung in Ungewißheit blieben, und dem zu Folge 
die Beſchwerdefübrer öfters, zum Schaden aller Betbeiligten 
wegen des inmittelſt zugenommenen Verſalls der Gebäude, erft 
nach langer Verzögerung des Baues, durch die meiſtens erſt 
während der endlichen Ausführung deſſelben mittelt ihrer Nes 
kursbeſchwerden eingeholte Entſcheidung des Minifterit zur Ruhe 
geſtellt werden mußten. 


Um dergleichen Nachtheilen für die Zukunft vorzubeugen, 
werden diejenigen Königl. Regierungen, von denen das ſogleich 
zu erwähnende Verfahren bisher noch nicht, oder doch nicht als 
allgemeine Regel beobachtet worden ift, hierdurch angewieſen: 

1) die bei Streitigkeiten über kirchliche oder Schulbauten ibe 

nen mit eventuellem Vorbehalte des Rechtsweges für die Ins 
tereſſenten obliegenden interimiſtiſchen Entscheidungen, nach 
gebörig erfolgter Prüfung der vorliegenden Sach und Rechts: 
verhältniffe und bei fehigeſchlagenem Berſuch gätlicher Ber- 
einigung der Betheiligten, jederzeit in der Form beftimmt abe 
ſchließender Reſolute zu erlaſſen, welche über alle zur Sache 
gehörenden Punkte, namentlich: 


a. über die Nothwendigkeit des in Rede ſtehenden Baues 
überhaupt, 


b. über feinen Umfang und die Art und Beife feiner Aus⸗ 
führung, und 


c. über die dazu zu leiſtenden Beiträge 


eine vollſtändige und klare Beſtimmung mit beigefügter Aus⸗ 
‚führung der Entſcheidungsgründe enthalten müflen: und 


2) Dieſe Reſolute den Intereſſenten durch die Lokalbehörden, 

inſofern jene dieſen untergeordnet ſind, ordnungsmäßig pub⸗ 
liziren zu laſſen, mit Andeutung einer angemeſſenen, in der 
Regel und mindeſtens vierwöchentlichen präkluſtoiſchen Frift 
für ihre etwanigen Rekursbeſchwerden an das Ministerium, 
welche von ihnen resp. unter gleichzeitiger Anzeige bei der 
Lokalbehörde, der Königl. Regierung ſelbſt einzureichen, und 
von biefer mittelſt gutachtlichen Berichts, und nöthigen Fals 
unter Beifügung der Akten, an das Miniſterium zu beför⸗ 
dern find, und mit gleichzeitiger Instruktion an die Lokal 
behörden, nach unbenugtem Ablaufe der Rekursfriſt ohne wei- 
tern Aufenthalt mit der Ausführung des Baues nach Vor⸗ 
ſchrift der interimiſiſchen Entſcheidung vorzufchreiten, 
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127. 

Reſer. des geiſtl. Min. v. 18. Auguſt 1831, die 
Leiſtungen bei Kirchenbauten und die Anordnung des 
Interimiſtikum betr. 

Das Min. kann die von der Königl. Reg. in Ihrem Bəs 
richt vom 4; v. M., die Inſtandſetzung des Wehrdammes am 
Dfarrgeböft in W. betr., geäußerte Anſicht, daß gesetzlich 
die Hand⸗ und Spanndienſte der Gemeine nicht unbedingt zu 
allen baulichen Erforderniſfen der Kirche, ſondern nur bei e- 
gentl. Kirchen, Pfarre und Rüftergebäuden zu leiften find, nicht 
für richtig erkennen. Wo Anlagen, wie die hier in Nebe fiee 
hende zur Confervation der Kirchen. und Pfarrgrundſtücke ers 
forderlich find, gehören diefe allerdings mit zu den kirchlichen 
Bauten und müſſen gleich dieſen von den Baupflichtigen aus- 
geführt und unterhalten werden. Daß der Königl. Reg. dle 
Beſugniß nicht zuſtehen ſollte, das Kiechenfollegium zur Bahr 
lung der Koten für dergleichen Bauten anzuweiſen reſp. 
anzubalten, ik ebenfals unrichtig. Die Königl. Regierung 
hal bier, wie bei jedem andern lirchlichen Bau, im Falle 
entſtehenden Streits über die Beitrags⸗Verpflichtung gemäß 
8. 709. II. 11. A. L. R. mit eventuellem Vorbehalte des 
Rechtsweges für die Betheiligten das Interimifticum feſt⸗ 
zufetzen und nöthigenfalls erecutiviſch in Ausführung zu brins 
gen. Nur if aber die von der König Meg. wegen Ueber 
nahme der fragl. Leitungen auf die Kirchenkaſſe getroffene 
Verfügung der damaligen Lage der Sache jedenfalls nicht 
angemeſſen. So weit nach der Bemerkung im Berichte der 
Kim Reg. die Gemeinde Mitglieder zu den fraglichen Dien⸗ 
ften Lal find, mithin kein durch Interimiſticum zu ent» 
ſcheidender Streitfall vorliegt, muß es hierbei lediglich besen, 
den. Nur inſoweit Einſpruch erhoben wird, hat die Königl 
Reg. die Sache zur Erörterung zu ziehen und in der gewöhn⸗ 
lichen Ordnung das Interimiſticum zunächſt nach dem aus be⸗ 
kanntem Verfahren in den früheren Anlage und reſp. Repar 
raturfällen begründeten Beſitzſtande oder, ſoweit ein folder Ans 
halt ſich nicht ermittelt, doch den etwa vertragsmäßig für die 
hier in Rede ſtehende Anlage Dé vorfindenden, eventualiter nach 
den provinzial⸗ und gemeinrechtlichen Beſtimmungen über die 
Concurrenz die kirchl. Bauten feſtzuſetzen. 


128. 
Refer. des geit, Min. . 24. Oetbr 1884, betr. 


das Verfahren bei Reparaturbauten, 
Zentt, üb, b. Find, u. Schl Beh, 54 
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Nach dem Berichte der Königl. Reg, vom 17. Auguft d. J., 
betreffend die Beſchwerde des dortigen Magiſtrats wegen der 
von den ehemaligen Vorwerkshufen N. und C. zum Bau des 
Organiſten⸗ und Schulhauſes in N. beizutragenden Baukoſten 
ſcheint es fih vorliegend um einen bereits ausgeführten Repa- 
raturbau zu handeln, für welchen die Koften ſetzt erft nachträg⸗ 
lich aufgebracht werben follen. Sf dies der Fall, fo gehört der 
Streit über die Concurrenzpflichtigkeit nach $. 709, II. 11. 
T. L. R. überall nicht mehr vor die Verwaltungsbehorde, fon- 
dern ift lediglich an den Weg Rechtens zu verweiſen. Handelt 
es fih hingegen um die Koften-Repartition für einen noch jezt 
auszuführenden Bau, fo hat die Königl. Reg. in vorſchrifts⸗ 
mäßiger Weiſe durch Feſtſetzung des Inkerimiſticums, zunächſt 
nach dem durch das Verfahren in den bisher vorgekommenen 
Baufällen begründeten Beſſtzſtande, die einſtweilige Entſchel⸗ 
udug zu treffen. 


129. 


Circ.⸗R. d. Königl. Min. v. 29. Octbr. 1836, das 
Reſſort der Regierungs-Abtheilungen bei Negulirung eines Ins 
terimiſticums in Kirchen⸗, Schul⸗ und polizeil. Bau- Angelegen⸗ 
heiten (v. K. Ann. 1836. S. 814): Des Königs Majeftät ha- 
ben in einer Kab.⸗O. v. 8. Mai d. J. entſchieden, 

daß in allen Fällen, in welchen es nur auf die Negulirung 
eines Interimifticums ankommt, und den Intereſſenten der 
En Rechtsweg vorbehalten iſt, bei kirchlichen und 

hulbauten, die Abtheilung der Regierungen für die Kir⸗ 
chenverwaltung und das Siwink und bei polizeilichen 
Bauten die Abtheilung des Innern ausſchließlich zu entſchei⸗ 
den, in allen Fällen dagegen, in welchen eine definitive Bes 
ſtimmung erfolgen muß, das Plenum zu berathen und zu 
beſchließen habe. 


129 6. 


Auf Veranlaſſung einer, von dem 7. Pommerſchen Pros 
vinzial⸗Landtage garde Petition, find durch Vermittelung 
der Königl. Oberpräfidien ſämmtliche Königl. Regierungen zu 
einem Gutachten über das Verfahren bei Regulirung der Ün- 
terimistica in ſtreitigen geiſtlichen⸗ und Schulbauſachen aufs 
Ee wede, rat me 05 J Lë ée 
nigl. Staatsminiſterlums, Königs Majeftät mittelſt ter, 
Kab, Ordre SH 30, Si d. J. das Weitere zu beſtimmen 
geruht haben. 
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Der Inhalt dieſer Allerh. Ordre iſt den Königl. Regies 
rungen durch Vermittelung der Königl. Dber- Práfiben bc 
mitgetheilt worden, 55 ged 

Bei dieſer Gelegenheit ift von mehreren der Königl. Re⸗ 
gierungen darauf aufmerkſam gemacht worden, daß der in ver⸗ 
ſchiedenen Verfügungen des Minifteriumd der geiſlichen ze. An- 
gelegenheiten ausgeſprochene Grundſatz, 

das Interimisticum in Bauſachen nehme die Stelle eines 
Possessoriums ein, und gründe fid daher die Entſcheidung 
aus ſchließlich auf den jüngſten Beſitzſtand, 
nicht dem Zwecke des Interimilticums entfpredhe, und häufige 
Widerſprüche zwichen den Feſſezungen der verwaltenden Be- 
hörde und den definitiven Entſcheidungen der Gerichte herbei ⸗ 
führe. Der unterzeichnete Minister der geiftliden ze. Angele⸗ 
genheiten hat hiervon Beranlaffung genommen, auch diefe Frage 
zur Berathung des Königl. Staatsminſteriums zu bringen, 
und if daſelbſt einstimmig die Anſicht für die richtige erkannt 
worden, » 
daß bei Reguficung des Fnterimiftifums die Entſcheidung 
nicht ausschließlich auf das im legten Baufalle beobach⸗ 
tete Verfahren zu gründen fei, daß vielmehr die Regierun⸗ 
gen auf Grund der ſummariſchen Instruktion fo zu entſchei⸗ 
den haben, wie fie es nach pflichtmäßiger Ueberzeugung den 
in den Allg. Landesgeſetzen und in der befondern Lokalver⸗ 
ſaſſung gegrändeten Rechten und Pflichten der Betheiligten, 
unter Berückſichtigung der factiſchen Verhältniſſe des beſon⸗ 
dern Falls, für entſprechend erachten. 

Die Befuguiß der geiſlichen Auſſtchtsbehsrde zur Reguli- 
rung eines Interimiſtikums in Kirchen» und Schulbauten grin- 
det Dé auf die Vorſchriften in $. 707 709. II. 11. A. S. R. 

$ 707. Die geiſtlichen Obern müſſen die Nothwendigkeit 
des Baues prüfen und die Art deſſelben beſtimmen. 

$. 708. In allen Füllen, wo über die Nothwendigkeit 
oder Art des Baues, oder der Reparatur, oder wegen des de 
zu leiſtenden Beitrags unter den Intereſſenten Streit entſteht, 
müſſen die geistlichen Obern, die Sache gütlich zu reguliren, 
fih angelegen fein laffen. 

. 709. Findet die Güte nicht fatt, fo müſſen fe die 
rechtliche Entſcheidung des Streiks an die weltliche Obrigkeit 
verweilen, zugleich aber feſtſetzen, wie es inzwiſchen 
mit lt Baue oder der Reparatur gehalten wer⸗ 
den ſoll. 

Eine ausdrückliche Hinweiſung auf den letzten Beſitzſtand 
für dieſe inzwiſchen zu treffende Feſtſetzung enthält das A. L. N. 
nicht, vielmehr ſchließt is gleich im folgenden $. 710. und 


Dar 
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folg. die allgem. Beſtimmungen daran, daß die Aufbringung 
der Koſten nach Inhalt etwa vorhandener Verträge, rechtskräf⸗ 
tiger Erkenntniſſe, ununterbrochener Gewohnheiten, beſonderer 
Provinzial⸗Geſeze und endlich der allgemeinen Landesgeſche 
erfolgen ſolle. 

Eine weitere geſetzliche Beſtimmung über das Verfahren 
bei Regulirung des Interimiſtikums enthält die Allerh. Kab. 
Ordre vom 18. Februar 1805, weiche volftändig alfo lautet: 

Es bat Meine Approbation, daß nach Eurem Bericht vom 
12. d. M. über das hier wieder zurückerfolgende Geſuch des 
Predigers Neubauer zu Binde der churmaͤrkiſchen Kammer 
aufgegeben worden ift, die Ausführung des Baues des Pres 
digerbauſes auf das Aeußerſte beſchleunigen zu laſſen, fo daß 
damit im bevorſtehenden Frühjahre der Anfang gemacht wers 
den kann, und habe ich auch hiernach den Supplikanten zu 
feiner Beruhigung beſchieden; da jedoch die Verzögerungen dies 
fes Baues durch die angezeigtermaßen nöthig geweſene Aus. 
mittelung der behaupteten abweichenden Obfervanz, in Anfehung 
der zu leiſtenden Beiträge, und durch Einziehung diefer letztern 
felbft veranlaßt worden find, fo muß künftig wegen der Beiträge 
der Eingepfarrten und Compatronen der Kirchen und Pfarr 
auch Schulbau nicht aufgehalten, fondern vom Ober Conſt⸗ 
ſtorio, wenn Streit darüber entſteht, ein proviſoriſcher Ver⸗ 
theilungsplan befimmt, und ohne gerichtliches Verfahren erez 
quiret, denen aber, die damit nicht zufrieden ſind, der Weg 
Rechtens dagegen nachgelaſſen werden, als wonach Ihr da: 
her, vorkommenden Falls, zu verfahren habt. 

In dieſer Allerh. Kab.⸗Ordre vom 18. Februar 1805 
wird, in Uebereinſtimmung mit den Vorſchriften des A. L. R. 
und um die nöthigen geillihen und Schulbauten nicht durch 
langdauernde Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen den Bauverpflichteten 
aufzuhalten, verordnet, daß die geiſtlichen Obern im Falle des 
Streits einen proviforifchen Bertheilungsplan feftfegen und 
erequiren follen, wozu fie fid die Materialien, mit Webergehung 
allzu weitläuftiger Ermittelungen, durch eine ſummariſche Ins 
ſtruktion zu verſchaffen haben. * 

Daß dieſes von geistlichen Obern anzuordnende Provi- 
sorium zu gleicher Zeit auch die Bedeutung eines Pos- 
sessoriums haben und lediglich auf das im letzten Bauz 
falle ſtattgefundenen Verfahren gegründet werden folle, it in 
dieſen gejeßlichen Vorſchriften nirgends ausgedrückt. Eben 
ſo wenig ſolgt dies aus der Nakur der Sache von ſelbſt. 
Die Verwaltungs behörden find, anßer in kirchlichen Bauſachen, 
noch in vielen andern Fällen eben fo verpflichtet als berechtigt, 
proviſoriſche Anordnungen zu treffen, vorbehaltlich des Rechts⸗ 
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wegs unter den Intereſſenten, ohne daß in dergleichen andern 
Beziehungen aus der Natur des Proviforiums gefolgert worden 
wäre, als müſſe der letzte Präcedenzfall ausschließlich und allein 
die Baſis der vorläufigen Anordnung fein. Ein ausſchließ⸗ 
liches Feſthalten an dem letzten Präcedenzfalle, mit Weberfes 
bung aller, fonft in der Sache liegenden rechtlichen und bt, 
ſchen Momente, führt aber ferner auch in der Anwendung zu 
Mißſtänden, und es liegen Fälle vor, in welchen die in interi- 
mistico eniſcheidende Behörde ſelbſt unumwunden hat zugeſtehen 
müſſen, daß ihre Entſcheidung dem klaren Rechte der Inte⸗ 
reſſenten zuwider fei, und für welche fie keine andere Rechtfer⸗ 
tigung at aufbringen können, als die irrige Vorausſetzung, 
als fei das Jnterimfſtieum gleich dem Poffefforium der Pros 
ceß⸗ Ordnung) und fei dabei einzig und allein der jüngſte 
Präcedenzfall zur Grundlage der Eniſcheidung zu nehmen. 

Wenn hiernach die früher bisweilen angenommene Meie 
nung wegen der ausſchließlichen Geltung des jüngflen Präce⸗ 
denzfales bei interimiſtiſchen Feſtſezungen für nicht hinreichend 
begründet erkannt werden muß, vielmehr neben dem Gewichte, 
welches eine ſolche Präcedenz, je nach ihren factiſchen Unters 
lagen, verdient, auch das Gewicht früherer Präcedenzen, aus⸗ 
drüctiiher Verträge, rechtskräftiger Erkenntniſe z. nicht außer 
Acht zu laffen ift: fo darf doch auch andrerſeits nicht der Ans 
ſicht Raum gegeben werden, als fei der Standpunkt, welchen 
die in interimistico feſtſetzende Behörde einnimmt, völlig mit 
dem des ordentlichen Richters identiſch, und als habe erſtere 
wie dieſer durchaus zu unterſuchen und zu befinden, auf wel⸗ 
cher Seite Recht oder Unrecht liege. 

Die verwaltende Behörde befindet fid) bei Feſtſetzung des 
Interimiſtikums in kirchlichen Bauſachen genau auf demſelben 
Standpunkte, den fie ſonſt in ihren Anordnungen einnimmt. Sie 
wird daher, wo nicht völlig klare, unwiderlegliche Gerechtſame 
auf der einen oder der andern Seite vorliegen, ſich vorzüglich 
an einen, ahne kenntliche Mängel vorhandenen Beſizſtand 
halten, und dieſen, als die Vermuthung des Rechts in fiğ 
tragend, proviſoriſch aufrecht halten. Hierbei ift es im concres 
ten Falle ſehr wohl denkbar, daß ſchon ein Ichter Präcedenz⸗ 
fall für ſich allein hinreichendes Zeugniß für einen fehlerfreien 
Beſitzſtand ablege, und als hauptſächlichſte Grundlage der pros 
viſoriſchen Feſtſetzungen benutzt werde. Umgekehrt wird aber 
auch die Verwallungsbehörde nicht jeden jüngsten Präcedenzfall 
als die ausschließliche Norm ihrer Feſtſetzung gelten laffen kön. 
nen, und insbeſondere dann nicht, wenn aus der Geſammtheit 
der zur Sprache gebrachten Momente die Ueberzeugung bei ihr 
fih herausstellt, daß diefer jüngſte Präcedenzfall nicht als zu⸗ 
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verläßiges Zeugniß eines ruhigen Beſitzſtandes, ſondern nur als 
das Product zufälliger Umſtände angeſehen werden kann. Die 
bier gegebenen Andeutungen werden genägen, der Königl Mer 
gierung einerſeits die nöthige Freiheit der Beurtheilung über 
das Gewicht eines jüngften Präcedenzfalles zu ſichern, andrer⸗ 
ſeits Derſelben die Grenzen kenntlich zu machen, über welche 
hinaus fie ſich in das Gebiet des erkennenden Richters verlies 
ren würde. Eine unbefangene Auffaſſung des jedesmal vorlle⸗ 
genden Baufalles mit den zur Sprache gebrachten factifchen 
und rechtlichen Momenten, wird den richtigen Weg leicht fine 
den GË und einerſeits das ftarre Feſthalten an einem, uns 
zweiſelhafte Rechte nicht felten durchſchneidenden, einfeitigen Prinz 
zig, andrerseits ein mit dem Zweck des Interimiftkums nicht 
verträgliches Eingehen auf allzu weitläuftige Beweisaufnahmen 
und rechtliche Unterſuchungen vermeiden lehren. 
Berlin, den 12. December 1843. 
Der Miniſter der Geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 
(94) Eichhorn. 


An 
die Königl. Regierung zu Königsberg. No. 24,782. 
130. x 


Verordnung ber Regierung zu Königsberg vom 
17. Januar 1821. 

Es tritt öfters der Fall ein, daß Behörden und Beamte 
unſeres Regierung Bezirks, welchen die Regulirung von Bauen 
und Reparaturen obliegt, bei uns auf Bewilligung und Ause 
zahlung von Beiträgen antragen, welche Fiskus zu den dies 
faliigen Kosten entweder in barem Gelbe oder an Holz und 
andern Baumaterialien Leiften fol, ohne zugleich die Berpfich⸗ 
tung des Fiskus zur Leiſtung ſolcher Beiträge gehörig nachzu⸗ 
weiſen. Dennoch ift diefe Verbindlichkeit zuwetlen gar nicht 
begründet, in vielen Fällen aber zweifelhaft. 

Es kommt, wie beſonders in dem Allgemeinen Landrecht 
Thl. 2. Tit. II. §. 710. u. 790. und Tit. 12. f. 37 in Ans 
ſehung der Kirchen, Pfarr⸗ und Schul⸗Baue ausdrücklich vor⸗ 
gier if, darauf an, ob der Verpflichtung des Fiskus 

erträge, rechtskräftige Erkenntniſſe und ununterbrochene Ge- 
wohnheiten, oder befondere Provinzial⸗Geſcthe zum Grunde liez 
gen, in welchen Fällen nach dieſen Bestimmungen, und nur erft 
in deren Ermangelung nach den allgemeinen Geſetzesvorſchriften 
verfahren werden fol, 

Damit dieſerwegen unnsthige Rückfragen für die Zukunft 
vermieden werden, fordern wir die zuſtändigen Behörden und 
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Beamten, insbeſondere die Königlichen Landraths⸗, Domainen⸗ 
und Intendantur⸗Aemter unferes Regierungs- Bezirks hierdurch 
auf, in allen Fällen, wo ſie auf Zahlung don Geld⸗ oder Be⸗ 
willigung von Natural» Beiträgen antragen, d deren Leitung 
fie den Fiskum für verpflichtet erachten, die Gründe biefer Ber- 
pflchtung volftändig zu entwideln, und da zwo fie in Berträs 
gen oder Erkenntniſſen gefunden werden, dieſe beizulegen, da 
aber, wo aus einem ununterbrochenen Herkommen die Pflicht 
des Fiskus abgeleitet wird, daß daſſelbe Statt gefunden habe, 
durch Allegirung ſpezieller Thatſachen darzuthun. 


In allen Baus und Reparatur ⸗ Angelegenheiten, wobei 
Landgemeinen betheiligt ſind, iſt insbeſondere auch nachzufor⸗ 
fen und anzuzeigen: ob die Gemeine ein Urbarium (Ertrage, 
Grunde oder Lagerbuch) Habe, und ob und welche Beftimmuns 
gen daſſelbe über die in Rede feiende Verbindlichkeit enthalte. 
Bei Kirchen⸗, Pfarr- und Shul- Bauen ift in jedem Falle zu 
unterſuchen und anzuzeigen: ob die Kirchen⸗ und Schul Archive 
und Regiſtraturen oder etwa vorhandene Notizen Bücher der 
Pfarrer und Schullehrer etwas darüber enthalten. 


In den Fällen namentlich, in welchen die Betheiligten ſich 
auf eine vorhandene Obſervanz berufen, it auszumitteln und 
ausführlich anzuzeigen: feit welcher Zeit, wie oft und in welchen ſpe⸗ 
zielen Bau und Kepaatun Fällen nach biefer Obſervanz verfahren 
worde nz ob dieſes Verfahren gleichmäßig geweſen, oder ob und in 
welchen Fällen davon abgewichen und ein anderes beobachtet feiz ob 
den für die behauptete Obſervanz angeführten Fällen die bei 
der Koſtenverthellung angewandten Grundſätze in der Mein; 
angenommen feiert, daß darnach verfahren werden müſſe; 2 
und welcher Widerſpruch von dem andern bei der Sache be- 
koſſenen Theile dagegen geſchehen fei, und ob biefer andere 
Theil bei dem, feines Widerſpruches ungeachtet, eingetretenen 
Verfahren ſich beruhigt habe. 

Die Dé über die in Rede feiende Verbindlichkeit ausſpre⸗ 
chenden Akten und Urkunden ſind zugleich mit dem hiernach zu 
erſtattenden Berichte entweder ganz oder auszugsweise in Abs 
ſchrift einzureichen. 

Jede Nichtbeachtung der vorſtehenden Vorſchriſten, auf de- 
ren Befolgung es auch bei Wegen und Brücken beſonders an⸗ 
kommt, welche zu einer Rückfrage Anlaß giebt, wird mit einer 
Ordnungsſtrafe bon Drei Thalern geahndet, und es werben zu⸗ 
gleich die gewöhnlichen Stempel- und andere Gebühren füßr die 
deshalb zu erlaſſenden Berfägungen von demjenigen, der dër 
durch feine Unterlaſſung uöthig macht, eingezogen werden. 
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Refeript vom 27. Dezember 1796. (Leman 's Weſt⸗ 
preuß. Prov. Recht Bd. II. S. 386.) die Koften bei Kir: 
chenbauten betr. 

Auf Eure Anfrage vom 12, Dez. pr. betreffend die Vers 
bindlichkeit zu Beiträgen bei vorkommenden Kirchen⸗ und Pfarrs 
bauten laſſen wir Euch loco Resolutionis hiebei einen von 
der Gefegcommiffion über dieſen Gegenſtand erſtatteten gutacht⸗ 
lichen Bericht in Abſchrift zufertigen, um Euch danach 
in den jetzt ſchwebenden und etwa künftig noch bis zur Publi⸗ 
kation des Prov. Landrechts vorkommenden Fällen zu achten, 
und im Uebrigen de lege ferenda Euch frei Debt, conjunc- 
um mit den Ständen in nähere Ueberlegung zu ziehen und 
zum Behuf des Prov. Geſetzbuchs Vorſchläge zu thun: 

in wiefern beſonders ad Nr. 4 zur Konſervation der Paz 

thol, Kirchen Spfteme in der Provinz eine Mitwirkung 

der in den Parochien angeſeſſenen proteſtantiſchen Einwoh⸗ 
ner bei vorkommenden Bauten und Reparaturen abſolut noth⸗ 
wendig, und in welchem Maaße, auch nach welchen Ver⸗ 

Sisi etwa denſelben eine folde Concurrenz aufzulegen 

fein möchte, 

(Beilage.) Gutachtlicher Bericht der Geſetz⸗ 

commifſton. 

Eurer Kgl. M. Weſtpreuß. Regierung bat mittelfi eines 
am 12. Dez. 1795 erſtatteten, am 7. Januar 1796 allbier 
eingegangenen Berichts in einer dort ſchwebenden Rechtsſacht 
folgende Fragen zur Beantwortung aufgeftellt: 

1) Welche Beiträge und Koſten fallen bei vorkommenden 
Bauten und Reparaturen von Kirchengebäuden, wenn die 
Kirche folde zu beſtreilen nicht des Vermögens ift, dem Paz 
tron der Kirche und welche den Eingepfarrten zur Laft? 
2) Muß der Patron der Kirche die Materialien zum Bau 
und zur Reparatur der Kirchengebäude hergeben oder an- 
ſchaffen, und die Eingepfarrten die erforderlichen Lanz und 
Spanndienſte leiten, wenn gleich die Kirche des Vermögens 
ift, dieſe Ausgaben aus eignen Mitteln zu beftreiten? 

3) Können principaliter aus dem Kirchenvermögen nur zu den 
Kirchengebäuden felbft, oder auch zu den Pfarr- und andern 
Kirchenwohnungen die Koſten hergenommen werden? 

4) Sind in Weſtpreußen der Regel nach die in einer kathol. 
Parodie wohnenden proteſtantiſchen Einſaſſen ebenfalls als 
Parochiani zu betrachten, und liegt denſelben mit den ka⸗ 
thol. Einwohnern gleiche Verbindlichkeit bei Bauten und Res 
paraturen Fathol, Kirchen und Pfarrgebäude ob? 
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Die Regierung verlangt hierüber noch vor Publikation des 
Weſtpr. Prob. Landrechts um deswillen Belehrung, damit nicht 
allein der jezt vorliegende, ſondern auch ähnliche borkommende 
Fälle iciden werden können. Das gedachte Kollegium hat 
indeß die zur Abfaſſung einer Entscheidung erforberliche spe- 
ciem facti nicht beigefü Ew. Kgl. M. haben deshalb ges 
rubt, mittelſt allergnädigften R. v. 11. et insin, den 21. Jan. 
1796 uns die Anweiſung zu ertheilen, anjetzt nicht ſowohl eine 
Entſcheidung, ſondern ein auf das künftige Prov. Geſetz abs 
zwweckendes Gutachten zu erſtatten. 

Dieſem zur gehorfamften Folge finden wir nöthig, die drei 
erſten Fragen, von der vierten abzuſondern, welche elne beſon⸗ 
dere Erörterung erfordert. 

So viel nun die or, zweite, britte Frage betrifft, geſeht 
die Regierung ſelbſt, daß im Allg. L. R. Thl. II. Tit. 11. 
$. 712, 756, 784, 798 die vogſtändigſte Beantwortung zu fin: 
den fei, und erregt nur darüber Bedenken, ob nicht der im 
$. 710 enthaltene Vorbehalt Abänderungen begründen dürfe. 
Dieſer Vorbehalt nimmt auf Verträge, rechtskräftige Erkennt⸗ 
Lenntniſſe, ununterbrochne Gewohnheiten und beſondere Prov. 
Gefege eine ſolche Beziehung, daß es bei den etwa dadurch ber 
ftimmten Regeln fein Bewenden haben folte. 

Verträge und rechtskräftige Erkenntniſſe ſind, nach dem 
eignen Anführen der Regierung nicht vorhanden, und im Gin: 
gang des Berichts it angemerkt worden, daß in verſchiednen, 
wegen dieſer Gegenſtände dort abgeurtelten Prozeſſen die Ente 
ſcheidung ganz entgegengeſetzt ausgefallen fei, Eine ununter⸗ 
brochene Gewohnheit ift alfo eben fo wenig vorhanden. Es bleibt 
daher nur noch zu prüfen: 

ob ſolche beſondere Prov. Geſetze angeführt werden kön⸗ 

nen, welche Ausnahmen oder Abänderungen in Anſehung 

der im Allg, L. R. enthaltene Beſtimmungen nothwendig 


machen. 

Hierbei feint nun die Regierung die heilſamen Bore 
schriften des §. 6 des Patents vom 5. Febr. 1794 außer 
Acht gelaſſen zu haben. 

Nach dieſem ſoll mit allem Fleiß dahin geſehen werden: 

daß die Gefeggebung der einzelnen Provinzen mit der alle 
gemeinen fo viel als möglich in Gleichförmigkeit gebracht, 
die bisherige in fo mancher Mückſicht höchſt nachthellige 
Verſchiedendeit und Ungewißheit der Rechte nicht ohne 
Noth ſortgepftanzt, noch aul bloße, in einzelnen Fällen ers 
gangne und oft ſehr wider einanderlaufende Praejudi- 
cata blindlings Rückſicht genommen, vielmehr abweichende 
Beſtimmungen nicht anders, oft aus ſehr erheblichen Grüne 
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den, welche etwa auf die beſondre Verfaſſung, natürliche 
Beſchaffenhelt und Lage der Provinz, oder auf gewiſſe 
eigenthümliche Arten von Gewerben und Beſchäfti 

der Einwohner, oder endlich auf gewiſſe urſprüngliche, 
ohne Nachtheil wohlerworbner Rechte, nicht aufzuhebende 
Einrichtungen und Anſtalten ſich beziehen. 

Solchergeſtalt ift eine beralt einzuführende Gleichförmige 
keit dem Wien des höchften Gesetzgebers gewiß am gemäßeſten; 
und es fehlt an aller Aufforderung, mit Angſtlicher Mühe aus 
den bisherigen Provinzial-Gefegen Abweichungen und Ausnab⸗ 
men zu ergrübeln, um dadurch dem künftigen Prov. Landrechte 
einen ausgedehntern Umfang zu verſchaffen. Nur alsdann, 
wenn es durch beſondere Prov. Verfaſſungen unvermeidlich 
nothwendig wird, fol von dem A. L. R. abgewichen werden. 

Von einer folden unvermeidlichen Nothwendigkeit, in An⸗ 
ſebung der obgedachten drei Fragen, eine Abänderung der Ber 
ſtimmung des A. L. R. feſtzuſezen, findet ſich nun in dem 
Bericht der Regierung auch nicht die entfernteſte Spur. Es 
wird vielmehr darin bemerkt, daß durch das Notiſikations⸗Pa⸗ 
tent vom 28. September 1772 alle ältern Prov. Geſetze ganz 
lich aufgehoben worden, und daß, wenn man auch dennoch vars 
auf zurückgehen wollte, man eine Entſcheidung der vorgelegten 
Fragen nur aus dem jure canonico und ins beſondere aus dem 
Beſchluß des Cone. Tridentini entlehnen könnte, welchem es 
aber in dieſer Materie an Le de Befimmtheit_ermangle. 
Bei biefer Unbeſtimmtheit nun würde man auf die Meinungen 
der Rechtslehrer und bei deren ermangelnder Gleichförmigkeit 
auf die Vorſchriſten des A. L. R. in Folge des $. 9, des Paz 
tents vom 5. Februar 1794 zurückgeführt werben. Weberhaupt 
wäre es wohl fehr zweckwidrig, das kanoniſche Recht als eine 
Quelle der in die Prov. Landrechte aufzunehmenden Abweihuns 
gen zu betrachten. Mit gleichem und mehrerem Scheine würde 
auch auf das römiſche Recht Rückſicht zu nehmen fein, und ſo⸗ 
dann würden alle von dem bisherigen gemeinen Rechte abwei⸗ 
chende Verordnungen des A. L. R. durch die Prov. Landrechte 
aufgehoben worden, und erſtere nur für eine idealiſche Welt ans 
wendbar bleiben. k 

Das A. L. R. ſoll die Stelle der römifhen und kanoni⸗ 
fen Nechte einnehmen. Wenn man letztre als Provinzial: 
Landrechte betrachten wollte, würde der ganze Endzweck der 
neuen Geſetzgebung vereitelt werden. Abſtrahirt man nun fol- 
chergeſtalt von den in Weſtpreußen vor der Beſitznehmung gel» 
tenden Geſetzen, fo fragt es fi) nun noch: 

ob bei der Beſiznehmung, oder nach derſelben, durch 
Wieſt. Pr. Gef. ſolche Beſtimmungen feſtgeſetzt worden, welche 
eine Abweichung vom A. L. R. nothwendig machen dürften? 
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Die Regierung hat nur einige Entſcheidungen der Geſetzeom⸗ 
miffion und eine Verordnung vom 7. Februar 1711 anführen 
können, welche obgedachtes Collegium bedenklich gemacht haben, 
die Vorſchrift des A. L. N. zur Richtſchnur anzunehmen. Die 
Entſcheidungen der Gefeheommifften find in Altmärkiſchen, 
Magdeburgiſchen und Cleviſchen Sachen ergangen, und die ans 
ſcheinenden von der Regierung aufgeftellten Berſchiedenheiten ers 
halten dadurch ihre Erledigung: 

daß in dem einen Falle die Kirche eignes Vermögen be⸗ 

faß, in dem andern aber davon entblößt war. 

Es iſt gewiß nicht die Abſicht geweſen, durch Emtfcheiduns 
gen, welche die Geſesrommiſſton in einzelnen Fällen vor Ans 
arbeitung des A. L. R. abgefaßt hat, den Stoff zu künftigen, 
in ſaͤmmtliche Provinz. Landrechte aufzunehmenden Abweichun⸗ 
gen vorzubereiten, welches man doch annehmen müßte, wenn 
man bei Abweichung des Weſtpr. Landrechts auf ältere Ent- 
ſcheidungen der Gefehcommiffien in folden Sachen Nücſicht 
nehmen wollte, welche aus andern Provinzen dahin zur Ent, 
ſcheidung gediehen wären. 

Dieſem allen tritt noch bei, daß man größtentheils die bei 
dieſen Entſcheidungen zum Grunde liegenden Rechtssätze auch 
in das A. L. N. aufgenommen bat; und es würde nach dem 
oben Angeführten eine ſehr unnöthige Arbeit fein, fid deshalb 
in ſpezielle Vergleichungen einzulaffen. 0 

Soviel nun die B. vom 7. Februar 1711 betrifft, fo ift 
deren Anwendbarkeit in Weſtpreußen zwar nicht zu bezweifeln, 
da ſolche von Grube in fein Corpus Constit. Pruth. P. I. 
Nr. 17 aufgenommen worden. Sie iſt aber eigentlich von dem 
biefigen Konſiſtorium an die Inspektoren erlaſſen, befindet ſich 
im Mylius T. T. lib. 1. Nr. 78. und ift analogiſch auch in 
andern Provinzen befolgt worden, Schon hieraus ergiebt fich, 
daß biefe Verordnung nicht als ein auf die befondre Verfaſſung 
Weſtpreußens ſich gründendes Prov. Geſetz zu betrachten ſei, 
und eine Ausnahme von der Regel begründe. Es iſt vielmehr 
dieſe B. als ein Theil des juris comm. anzufehen, welchen 
das K. L. R. fubilituirt worden. Haupiſöchlich it hierbei in 
Erwägung zu ziehen, daß die Verordnung vom 7. Febr. 1711 
nur darin vom A. L. R. abweicht, daß nach letzterem das Kir- 
chenvermögen unter beſondern Modalitäten zu den Baus und 
Reparaturkoſten der Pfarrgebäude angewendet werden darf; 
nach erſterer aber Koſten dieſer Art nicht aus dem Kirchenver⸗ 
mögen zu entnehmen find. Dieſe Verſchiedenheit ift nicht von 
der Art, daß deshalb eine Ausnahme in den weſtpr, Provinz. 
Geſetzen Datt finden müßte, indem keine Gründe obwalten, 
weshalb in dieſer Provinz nicht eben die Berhältniſſe beobachtet 
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werden könnten, welche in Anfehung der übrigen Kgl. Provin- 
zen eingeführt worden. Bei dem gewöhnlich nur geringen Kire 
chenvermögen iſt es ſelten von erheblichem Einfluß, ob dieſes mit 
zu den Pfarrbauten verwendet, oder bloß zu den Kirchenbauten 
aufgeſpaart wird. Nach der Dispoſition des A. L. R. werden, 
bei erſchöpftem Kirchen⸗Vermögen, die Kirchen und Pfarr⸗Bau⸗ 
koſten auf gleiche Art aufgebracht; und dasjenige, was die 
ſubfidiariſch Verhafteten auf der einen Seite dadurch erſparen, 
wenn die pfarrbauten aus dem Kirchenvermögen beſtritten werz 
den, verlieren fie wiederum auf der andern Seite dadurch, daß 
fie früher zu dem Zuſchuß bei den Kirchenbauten angehalten 
werden, wenn deren Vermögen durch Pfarr» Baukoſten ge 
ſchwächt worden. In jedem Falle kann man nicht fagen, daß 
in Weſtpreußen befondre Einrichtungen oder Verhältniſſe obs 
walten, welche, wenn ſie allgemein vorhanden wären, den höch⸗ 
ften Geſetgeber bewogen haben würden, den $. 789. Lit. d. 
EM. II. A. L. R. anders als geſchehen, faſſen zu laffen. Dies 
ſes iſt hinreichend, um wegen Weſtpreußen eine Ausnahme für 
unnöthig zu halten. Aus dieſen Gründen find wir des aller ⸗ 
unterthänigften Dafürhaltens: 
Daß in Anſehung der erſten, zweiten und dritten Frage 
die Weſtpr. Regierung anzuweiſen fein dürfte, fowohl in 
dem vorliegenden, als in künftigen ähnlichen Fällen die 
Entſcheidungen nach den Vorschriften des A. L. R. abzu⸗ 
faffen, auch daß es bei dem Entwurfe des Weſtpr. Prov. 
E. N. in Anſetzung dieſer Fragen keiner Ausnahmen von 
vor gedachten Vorſchriſten bedürfe. 
So viel endlich die vierte Frage: 
wegen Konkurrenz der proteſt. Einwohner zum Bau und 
zur Beſſerung kathol. Kirchen⸗ und Pfarrgebäude, 
betrifft, ſo ſind wir ebenfalls der Meinung: 
daß diefe Frage vor der Hand, und bis etwa im künfti⸗ 
gen Prov. E. R. ein anderes feſtgeſetzt werden möchte, les 
diglich nach den Vorſchriften des A. L. R. zu entſcheiden fet- 
Es ift kein Prov. Geſetz vorhanden, welches auf diefe Mae 
terie bezogen werden könnte, als böchſtens der von der Regie- 
rung allegirte Warſchauer Fraktat von 1708. In dieſem wird 
nun zwar der Kirchen- und Pfarrbauten nicht ausdrücklich ers 
wäbnk, und es ift nicht zu läugnen, daß derſelbe in den vere 
ſchiedenen über dieſen Gegenſtand bisher zum Prozeſſe gedieh⸗ 
nen Fällen auf verſchiedne Art erklärt werden. Da indeſſen 
hieraus allenfalls nur folgt: daß der eigentliche Sinn dieſes 
Traktats für zweifelhaft geachtet werden müſſe; fo glauben wir, 
daß, um vor der Hand wenigſtens und bis zur Emanirung 
des Prov. Landrechts und um ein jus certum über dieſe Frage 


D 


861 


feftzufegen, nach dem ganzen Geiſte und den analogiſchen Bors 
ſchriften des Publik. Patents vom 6. Februar 1704 berjenis 
gen Auslegung, welche mit ber Theorie des A. L. N. überein- 
stimmt, der Vorzug gegeben werden müſſe: zumal da der Grund, 
warum in dem Warschauer Traktate die Biſſidenten von ver⸗ 
schiedenen daſelbſt namhaft gemachten Parochial⸗ Präftationen 
entbunden worden: 

„quoniam proprios suos sacerdotes sustentare tenentur“ 
auch auf die Konkurrenz bei Kirchen⸗ und Pfarrbauten Anwen⸗ 
dung findet, als weiche den bermaligen proteftantifchen Einwoh⸗ 
nern Weſipteußens in Anſehung derjenigen proteſſantiſchen Kire 
chenſpſteme, wozu fie jetzt geſchlagen find, oder ſich halten, 
ebenfalls obliegt. 

Berlin, den 30. September 1790. 

32. 
Extract aus dem Reſeript der hohen Minifterien 
der Geiſtlichen, Unterrichts- und Medieinal⸗Angele⸗ 
genbeiten und der Finanzen v. 2. Novbr. 1837. 
Wenn für kirchliche, Pfarr- oder Schulzwecke die Hilfe des 
Staats in Anſpruch genommen werden fol, fo ift vor Allem 
zu prüfen, ob der Zweck, welcher erreicht werden fol, ein nothe 
wendiger, d. h. ob deſſen Erreichung in unſerm Staate in der 
gegenwärtigen Zeit burd die Rüdficht auf das flete Fortfehreis 
ten der Givilifation, geboten fei. I die Nothwendigkeit des 
Zweckes dargelhan, oder überhaupt unbeftreitbar, fo bedarf es 
noch der Unkerfuchung, ob die Erreichung deſſelben aus erheb⸗ 
lichen Gründen durch den Zutritt der allgemeinen Staats⸗Fonds 
in der Art bedingt fei, daß ohne dieſe Beihilfe der Zweck würde 
aufgegeben werden müſſen, oder ob wenigſtens beſondere Gründe 
obwalten um eine Mitwirkung des Staats für die vollſtändi⸗ 
gere Erreichung des zu erfirebenden Zwecks als empfehlenswerth 
und dem dafür in Anfpruc genommenen Aufwande entſpre⸗ 
chend erſcheinen zu laffen, 
Muß zur Erreichung des Zwecks zur Aufführung von Ge- 
bäuden geſchritten werden, fo muß: 
1) auch deren Mothwendigkeit dargethan fein, und der Betrag 
der zur Ausführung erforderlichen Koſten durch lechniche 
Beranſchlagung oder wenigſtens durch einen auf ſachverſtän. 
diger Abſchätzung beruhenden und in Bezug auf den Umfang 
des Baues und auf die Weife der Ausführung genügend er- 
läuterten Koſten⸗Ueberſchlag ermittelt werden. 

Bei Ausarbeitung der Baupläne und Anfchläge muß 
das nach obigen Vorausſetzungen feſtgeſtellte Bedürfniß bes 
rücſichtigt, jeder unndige Luxus vermieden, und diejenige Bauz 
art gewählt werden, weiche neben einer zweckmäßigen Spar. 
ſamkeit zugleich für die längere Dauer des Gebäudes Bürg⸗ 
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fihaft leiſtet und in der äußeren Form ſowohl als in der in⸗ 
nern Einrichtung den Forderungen der Baukunst entſpricht. 
Es verſtebt ſich alfo von ſelbſt, daß, fo wenig eine ſolche 
Bauart empfohlen oder vorgeſchrieben werden darf, bei wel- 
cher ein geringerer Koftenaufwand durch Mangel an Dauer⸗ 
haftigkeit und Zweckmäßigkeit überwogen würde, eben fo wes 
nig auch durch die einfeitige Verfolgung äftethifcher und 
künſtleriſcher Rückſichten die wahre, durch die jeweiligen Bu- 
fände der Staatskaſſe gebotene Wirthlichkeit beeinträchtigt 
werden. foll. 
Sodann ift 
2) zu ermitteln und nachzuweiſen, welcher Theil der Bankos 
ften durch Beiträge aus dem vorhandenen Societäts,Bermö⸗ 
gen, alfo bei Bauten an Kirchen, Pfarrers und Küſterwoh⸗ 
nungen durch Beiträge aus dem Kirchenärarium ohne Nad- 
theil für die auf das letztere hingewieſenen und wirklich noth- 
wendigen fortlaufenden Ausgaben, (88. 712. 713. Tit. LI. 
und $. 37. Tit. 12. Thl. II. A. L. R.) ferner durch die von 
dem Patron, von der Kommune, oder bei Pfarrbauten, von 
dem Pfarrer unentgeldlich herzugebenden Baumaterialien 
(85. 729. und 787. Tit. 11. 1, c.) fo wie durch Benutzung 
der Materialien oder durch Verkauf der alten Kirchen» und 
Schul ⸗ Gebäude, ſoweit biefelben durch den Neubau entbehr⸗ 
lich pam, durch freiwillige Gaben u. f. w. gedeckt wer⸗ 
ann. 


Endlich 

3) Bleibt auf das Sorgfälti zu unterſuchen und 
weiſen, in wie weit die SE Dë hi, —.— 
Abzug aller ſolchen Zuſchüſſe aus dem Kirchen ⸗ oder Kom. 
munal-Vermögen u. f. w. fO wie der etwanigen Geldbeiträge 
des Patrong und des Werthes der von den andgemeinen 
unentgeldlich zu leistenden Hand- und Spanndienſte ($. 714. 
1, c.) verbleibenden Reſt der baaren Baukoſten ohne Gefahr 
füc die Erhaltung im leiſtungsfäbigen Zuſtande, aus eigenen 
Mitteln aufzubringen oder doch anzuleihen und das gelichene 
Kapital almählig wieder abzutragen im Stande ift. 

Um die Präflations + Fähigkeit der Gemeinen und danach 
das Unterſtützungs⸗Bedürfniß bei geistlichen und Schulbauten 
beurtheilen und bemeſſen zu können, it eine Repartitionstabelle 
der geſammten auf die Gemeine fallenden baaren Baukoſten 
mit erläuternden Bemerkungen über die Erwerbs⸗ und Abga⸗ 
ben-Verhältniſſe der einzelnen Mitglieder der Gemeine auf, 
fielen. Bei Anfertigung, dieſer Nachweiſungen kann es auf 
eine volftändige ſpecielle Ermittelung des reinen Ertrages des 
landwirthſchaftlichen und ſonſtigen Erwerbes der Mitglieder der 
betheiligten Gemeinen nicht abgeſehen fein, zumal ſolche Er- 
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trag -Abfhäbungen, beſonders bei kleineren Ackerwirthſchaften, 
ein zuverläiges Nefultat in der Regel nicht gewähren und der 
Natur der Sache nach nicht KI können. Es wird ges 
nügen wenn namentlich bei Landgemeinen die Grundbeſiter 
nach den im Leben felbft hervortretenden Abstufungen und nach 
den ortsüblichen Benennungen als Bauern, Kolonatöbefiger, 
Büdner, Koſſäthen, Häusler, Einlieger u. f. w. mit Angabe der 
Morgenzahl, und fo weit möglich des Ertrags der Befigungen, 
dann die Gewerbetreibenden, unter Angabe ihres Gewerbes und 
deſſen ungefähren Umfangs, endlich diejenigen Orts⸗Einwohner, 
welche weder Grundeigenthum befiken noch ein Gewerbe — im 
engern Sinne des Wortes — treiben, unter Angabe der Größe 
ihres Hausſtandes und der Art ihres Nahrungs⸗Erwerbes auf. 
geführt werden. Dabei find Abgaben der einzelnen Gemeine⸗ 
mitglieder an den Gutsherrn, an die Geiſtlichkeit und Schulen 
und zu andern fortdauernden Kommunal» Bedürfniffen, elek, 
chen an Feuerſocietätsbeiträgen u. f. w. fo genau als möglich, 
endlich fo weit fih dies mit Buverläffigfeit ermitteln läßt, die 
Beträge der auf den Grundbeſitzungen haftenden Hypotheken⸗ 
ſchulden anzugeben. 

Bei den Städten iſt ebenfalls mit analoger Anwendung 
dieſer Vorſchriften zu verfahren und werden überall diejenigen 
Beſtimmungen, weiche behufs der Auſſtellung und Erläuterung 
der Klaſſenſteuer⸗Aufnahmeliſten ertheilt find, auch bei der Fers 
tigung der bier in Rede stehenden Reparkitionsliſten mit Nutzen 
beachtet werden können. Jedenfalls ift in den letztgedachten Bis 
fien der Betrag der, von jedem Beitengspflichtigen zu entrich⸗ 
tenden Grund», Alan, und Gewerbeteuer Cabgefondert für 
jede dieſer Steuer: Arten) aufzumeh 4 

Den Landräthen, an welche die aufgeftellten Liften zur er⸗ 
Ben Prüfung gelangen müſſen, wird es bei letzterer beſonders 
obliegen, E vorgängiger örtlifcher Mevifion darüber ihn Guts 
achten zu geben, ob nicht durch minder Foftipielige Ausführung 
des Dote, durch Reparaturen oder Anbauten ftart des vorgeſchla⸗ 
genen Neubaus durch zweckmäßige Benutzung anderer ſchon vor⸗ 
handener Gebäude u. f. w. der Kostenaufwand vermindert, oder 
durch Verſchiebung gleichzeitig proiectirter Bauten auf eine län⸗ 
gere Reihe von Jahren, oder durch Aufnahme von Kapitalien, 
für deren Verzinſung und ſucceſſide Abbürdung die Kommune 
zu ſorgen bat, die Belaſtung der Gemeine erleichtert werden 
kann. Sie haben ferner ihr Gutachten ſowohl über die zuläfs 
ſige Höhe als über den zur Aufbringung der Gemeine-Beiträge 
angenommenen Maßſtab abzugeben, und wo fie denſelben zu 
einer gerechten und den Kräften, der Beitragspflichtigen entſpre⸗ 
chenden Vertheilung der Laft nicht angemeſſen finden, dieſerhalb 
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anderweite Vorſchläge abzugeben und wenigſtens an einzelnen 
Beispielen der aufgeftellten Rolle zu zeigen, wie fi darnach 
die Vertheilung der Beiträge fellen würde. Geſtützt hierauf 
hat der Landrath alsdann ſich pflichtmägig darüber auszufpres 
chen, ob und welche Unterſtützung aus Staats- Roffen zu dem 
Bau für erforderlich zu halten it und nach Billigkeit fih ber 
fürworten läßt. 

Im Allgemeinen werden desfallſige Anträge nur dann zur 
Befürwortung ſich eignen, welche durch außergewöhnliche und 
unverſchuldete Unglücksfälle, die Gemeine, welcher die Leiſtung 
obliegt, hierzu außer Stand geſetzt it, auch anderweite Kreis⸗Pro⸗ 
vinzial, oder Societäts⸗ Fonds, aus denen eine Uebertragung erfols 
gen könnte, nicht vorhanden ſind, oder endlich, wenn ander⸗ 
weite erhebliche Momente anzuführen ſind, welche zwar eine 
rechtliche Verpflichtung der Staatskaſſen zur Uebernahme der 
Baukoſten nicht begründen, aber eine Beihülfe hierbei“ fo weit 
die Beiftungsfähigkeit der Gemeine nicht ausreicht, ausnahms⸗ 
weiſe für Binig etaten laſſen. 

SË der Bau, für welchen die Unterſtützung nachgeſucht 
wird, durch Brandſchaden eee fo bleibt zu unterſu⸗ 
chen, ob und weshalb die eingeäfcherten Gebäude, fei es gar 
nicht oder nicht ihrem Bauwerthe entſprechend, gegen Feuerſcha⸗ 
den verſichert worden ſind, und es werden, wenn ſich hierbei 
eine Nachläſſigkeit oder fonftine Verſchuldung der Gemeine ers 
giebt, die diesfallſigen Unterſtizungs⸗Anträge einer um fo ſtren ⸗ 
geren Beurthellung unterliegen müſſen, auch jedenfalls Veran⸗ 
ſtaltungen zu treffen fein, für die Folge ähnlichen Ungebühr⸗ 
niſſen und Uebelſtänden zu begegnen. Ane 

Nach eben dieſen Geſichtspunkten bat ſodann auch die Kö⸗ 
nigliche Regierung die von den Laudräthen begutachteten Anz 
28 einer weiteren Erörterung zu unterwerfen, und danach, 
beſonders in den Fällen, in welchen von den unterzeichneten 
Minifterien Bericht erfordert if, Ihr Gutachten abzugeben, ans 
derweit an dieſelbe gelangende Anträge dieſer Art aber, foneit 
fie Ihrem pflüchtmäßigen Ermeſſen nach Dé nicht zur Berück⸗ 
ſichtigung eignen, ſogleich und beſtimmt zurückzuweiſen. 

Die Königliche Regierung hat dabei zugleich zu prüfen, 
ob insbeſondere bei ſolchen Bauten, welche durch Unglüdsfäle 
veranlaßt find, die Unterſtützung zweckmäßig durch Verſtattung 
einer allgemeinen oder auf die Proving oder auf den Negie⸗ 
rungs⸗ Bezirk beſchränkten Kirchen⸗Kollekte gewährt werden könnt. 

Wenn es endlich nicht möglich fein würde, für jeden ders 
artigen Fall, in welchem auf Unterftügung angetragen wird, 
im Voraus die Merkmale aufzuftellen, nach welchen die Befür⸗ 
wortung oder Zurückweiſung des Antrages zu bemeſſen, fo bleibt 
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o um fo mehr der Hflichtmäßigen Zürforge der Königlichen 
Regierung fberlaffen und empfohlen, in Ihren Berichten auch 
Diejenigen Momente gebührend zu würdigen, welche aus einem 
allgemeinen Geficht&punfte und über das örtliche Berlrfnig 
hinaus der in Antrag gekommenen Gnadenbewilligung in fo 
fern das Wort reden können, als dadurch auf Weckung und 
Erhaltung eines kirchlichen Sinnes und auf die Belebung ächt 
patriotischer und loyaler Geſinnung hingewirkt werden fol, 
Berlin, den 2. November 1837. 
v. Altenſtein. v. Alvensleben. 
H 


Circul.⸗Verf. der Regierung zu Königsberg vom 
26. April 1836. 

Bei den fih verbielfältigenden Anträgen auf außerordent ⸗ 
liche Unterſtützungen für Kirchen ⸗, Pfarr und Schul Zwecke 
haben die Königlichen Ministerien der geiklihen, Unterrichts⸗ 
und Medizinal⸗ Angelegenheiten und der Finanzen bereits 
unterm 2. November 1837 die bk Prüfung aller fole 
chen Fälle nach gewiſſen, gleichmäßig anzuwendenden, Grundz 
fügen vorgeſchrieben. Wir haben letztere bisher nur in einzel⸗ 
nen Fällen mitgetheilt, dadurch aber eine gleichmäßige Behand⸗ 
lung ſolcher Angelegenheiten nicht erreicht, und oft Rückfragen 
machen müffen, die den Geſchöſtsgang erſchweren und die Be- 
arbeitung in die Länge ziehen. 

Im Vertrauen, daß die Herren Landräthe diefe Grundſätze 
nur zu Ihrer eigenen Inſtruktion benutzen, und biefelben 
der nur unbegründete Anſprüche hervorrufenden Kundwerdung 
entziehen werden, fo wie deren Mittheilung durch die Kreis⸗ 
blätter, Eirkulare und ſonſt hiemit ausdrüglich 8 wird, 
theilen wir die Beſtimmungen, wie dergleichen Falle, die doch 
nur in den dringendſten Veranlaſſungen und ausnahmsweiſe 
vorkommen dürfen, behandelt werden folen, zur genaueſten 
Nachachtung hiebei in der Anlage mit. 

Wie fügen zugleich ein Schema bei, wonach die Reparti 
tions⸗Nachweiſung auf die einzelnen eins ganz ger 
nau GE und zu begutachten iſt. Die darin vorkom⸗ 
menden Zahlen⸗ Kolonnen find jederzeit zu ſummiren und in 
Calculo zu atteſtiren. Die Baupläne und Anſchläge müſſen 
von den Bauinfpectoren angefertigt, oder von ihnen revidirt werden. 

Nachwelſungen, welche nicht genau nach den Vorſchriften 
angefertigt eingereicht werden, würden ohne Weiteres zurückge⸗ 
geben werden müſſen. 

Die Behandlung folder Angelegenheiten iſt in den Fällen, 
wo des Königs Maſeſtät oder die Königl. Miniſterien Berichte 
erfordert haben, vorzüglich zu beſchleunigen. 

Soft, ab. b. Héi, u. Schul Geſetgeb. 5⁵ 


D 
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Schema zur Repartitionsnachwvtiſung der zur (Angabe des Seat erforbeflden Beiträge auf bie einzelnen Werpfüchteten. Die Richtigkeit des Galeuls wied 
alteſtirt. Geet Obarakter.) 
— — —ͤ — — uti — —— 
Seit und Nahrung D 
a Ssbeliche Abgaben 
Ortſchaft 


Beitragsver⸗ 
SZ. | Goue um tanttefger. 
oder ag, 

väter, 


fonfige Summe. iuf Seid 
Abgaben 
Ginen ae. 


Schuld. 
| Berpäunige. 


= kungs-Summ. 


rh r 
den Baus 


Anm. Im der wen 3 And. Stir. Sch Seulen tie Comite na DA 
Stande iren, A. E. ZE 320 Ek GC 
i %, Seltene, & Bausen. 
%%% bes EN nad) Fullmifcem gel Abſchluß der Nepartition. 
außerdem die Summe nod nach preufifhem Maafe, als dem gefedlich zegegenden ` me 
anzugeben, bei Städten it der Hauöbefig anzugeben. 1e 
In ber Rubrik 7 iſt der Grundwerth des außer dem Lande vorhandenen Wefigthund‘ Die auszubringende Summe beträgt zu 
der Betrag der auf fÄmmtiiche Beſigungen etwa eingetragenen Schulden, ſowie d a. zum Bau 2c. it. 
1 ao Be baoaren Bermögens oder der nicht Aypathekarilt D. zur Dotation ac. 20- 
eingetragenen Cdhuiben egenen, x 
Bon dem Diaen B und D wied in ber Regel nur eine derſechen auszufälten fet hiezu können nach dem pflichtmäßtgen Gutachten von den 
5 Ee 15 Berpſtichteter außer dem Einkommen von Tine Gonerbe (it Verpfüchteten nur aufgebracht werden 
su SÉ Vë befigt, oder mußt, ift das Einkommen in beit, bleibt alſo ungededt ge... 
In der Nubeite 10 find die „ nad dem Anl igen Baufoftt 
e nee pa e ag ir r f e e d Unterpfinung unb Kteffsung dir Satoe 
R 
uf e 
A 8e dn 


S 
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C. B. der Reg. zu Königsberg v. 10. Febr. 1843 
No. % II. 
a 

Ew. x. find durch die Circular = Verfügung vom 26. 
April 1839 die Beftimmungen mitgetheilt worden, welche durch 
das Citcular⸗Reſkrist vom 2. November 1837 von dem König 

inifterio der geiſtlichen, Unterrichts: und Medizinal⸗Angele⸗ 
genheiten und von dem Königl. Finanzminiſterio für die Vor⸗ 
bereitung der Anträge auf außerordentliche Unterſtä⸗ 
tungen zu Kirchen Pfarr-, und Schulzwecken vorgeſchrieben 
find, die genannten hohen Minifterien haben diefe Bestimmungen 
jetzt in Anerkennung der Nothwendigkeit, die Arbeitskräfte der 
Herren Baubeamten dabei angemeſſener und ſchonender, als 
es bei Beobachtung der in jenem Reſcripte enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen geſcheben konnte, in Anſpruch zu nehmen, aufgehoben 
und dafür durch das Reſcript vom 12. September pr. ander⸗ 
weitige Beſtimmungen erlaſſen, nach welchen fernerhin hierbei 
verfahren werden ſoll. Wir theilen Ihnen eine Abſchrift die⸗ 
ſes Reſcripts zur Befolgung mit und bemerken, daß wir auch 
den Herren Kreisbaubeamten eine Abschrift des qu. Neſeripts 
nebſt den die techniſchen Anweiſungen enthaltenden Beilagen 
zugeſertigt haben. 

Bränn machen wir Ew. x. darauf aufmerkſam, 
daß es bel einem großen Theil der öffentlichen Schulen noch 
an der ſchon für die Bewahrung des Schamgefühls der Shul- 
kinder unentbehrlichen Anlage vom Apartements mit den er⸗ 
forderlichen volfändig für die beiden Geſchlechter geſonderten 
Abtheilungen fehlt. Es iſt daher hierauf nicht nur beim Bau 
neuer Schuletabliſſements zu rückſichtigen. ſondern wir erſu⸗ 
chen Ew. x, auch, bei dem ſchon vorhandnen Schulen Ih⸗ 
res Kreiſes, da wo dieſelben fehlen, allmählig die Anfertigung 
und Einrichtung derſelben herbeizuführen. 


b. 


Durch die Circularverfügung vom 26. April 1839 find 
Ihnen die Beſtimmungen mitgetheilt worden, welche durch das 
Cireular:Refeript vom 2. November 1837 von dem Königl. 
Miniſterio der geifklichen, Unterrichts- und Mebizinalangelegenheiten 
und von dem Königlichen Finanzminiſterſo für die Vorbereitung 
der Anträge auf außerordentliche Unterſtützungen zu 
Kirchen-, Pfarr- und Schulzwecken vorgeſchrieben find, die ges 
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nannten hohen Minifterien haben dieſe Beſtimmungen jetzt in 
Anerkennung der Nothwendigkeit, die Arbeitskräfte der en 
Baubeamten dabei angemeſſener und ſchonender, als es bei der 
Beobachtung der jenem Reſcripte enthaltenen Beſtimmun⸗ 
en geſchehen konnte, in Anſpruch zu nehmen, aufgehoben und 
ZA durch das Reſkript vom 12. September pr. anderweitige 
Beſtimmungen erlaſſen, nach welchen fernerhin hierbei erfahren 
werden fol, Wir theilen Ihnen eine Abſchrift dieſes Reſcripts 
unter Beifügung eines Cremplars von jeder der 6 Anlagen 
zur Befolgung mit und bemerken dabei, daß bei allen Neubaus 
ten dieſer Art, bei welchen höheren Beſtimmungen zu Folge 
ſtets flatt der Strohbedachung eine Ziegelbedachung anzunehmen 
ift, außer den vorgeschriebenen Koſtenüberſchlägen, Slitzen und 
Situationspläne (mit Angabe der Nordlinie und des Maßſtabes) 
in den Fällen, wo das erforderliche Bauholz aus Königl. Fors 
fen Herzugeben ift, Bebufè der Anweiſung deſſelben ein von 
der betreffenden Sberfzeſterei beſcheinigter Holzanſchlag und, 
in ſofern ſtatt des Fachwerkbaues der Maſſivbau gewählt wird, 
eine Nachweiſung des gegen den Fachwerksbau weniger erforder⸗ 
lichen Holzes anzufertigen ift. f 
Bei einem großen Theil der öffentlichen Schulen fehlt es 
noch an der, ſchon für die Bewahrung des Schamgefühls, 
unentbehrlichen Anlage von Apartements mit den erforderlichen 
vollftänbig geſonderten Abtheilungen, Sie werden daher biers 
durch veranlaßt, nicht nur bei dem Bau neuer Schuletabliſſe⸗ 
bene gu rücfichtigen, ſondern auch bei den ſchon vor⸗ 
handenen Königl. Patronatsſchulen Ihres Geſchäftskreiſes, da 
wo dieſelben fehlen, durch Anfertigung und Eiareichung eines 
Holzanſchlages den Aufbau oder die Einrichtung derfelben in 
den Wihſchaftsgebäuden, wo dies angänglich ift, herbeizuführen. 
Königsberg den 10. Februar 1849. 


c 


Die von den Herrn Staatsminiſtern Freiherrn vdn Altenſtein 
und Graſen von Alvensleben unter dem 2. November 1837 
erlaffene Gircularverfügung, betreffend die Vorbereitung der 
Anträge auf außerordentliche Unterſtützungen zu Kirchen, Pfarre 
und Schulzwecken hat der Absicht in ſoweit entſprochen, als fie 
im Allgemeinen dergleichen Anträge beſchränkte und ſorgfältigere 
Vorarbeiten veranlaßte. Es hat fiğ aber doch nach den bisher 
gemachten Erfahrungen die Nothwendigkeit nicht verkennen laß, 
fen, die Arbeitskrfte des Diſtrikte Landbaubcamten angemeſ⸗ 
ſener und ſchonender, als es bei Beobachtung der in jener 
Verſügung enthaltenen Beſtimmungen geſchehen konnte, in Uns 
ſpruch zu nehmen, und beſtimmen wir deshalb unter Aufhe⸗ 
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bung der letzleren, in ſoweit fe ein abweichendes Verfahren 
feſtſetzen, folgendes: 

Wenn zur Erreichung kirchlicher, Pfarr⸗ und Schul⸗ 
zwecke die Aufführung von Gebäuden in Anregung kommt, 


/fo hat die Königl. Regierung, bevor Sie dem Bauber 


amten die Anfertigung von techniſchen Vorarbelten aufträgt, 
zunächſt das Bedürfniß und den Umfang der, zur Befriedigung 
deſſelben, ohne außerordentliche Unterſtützung verfügbaren und 
reſp. verfügbar zu machenden Geldmittel und Leiſtungen in 
ſorgfältige Erwägung zu nehmen und zu dem Zwecke diejenigen 
Vorarbeſten des Landraths zu veranlaffen. welche die Circular- 
verfügung vom 2. November 1837 anordnet. Diefem liegt es 
ob, unter Mitwirkung der Superintendenten (Dekane) oder 
Schulinſpectoren nach vorgängiger örtlicher Unterſuchung und 
Vernehmung der Vertreter der Kirche oder Schule und des 
Daubeamten des Bezirks zu erörtern: ob und durch welche 
Maßregeln ſich überhaupt der Neubau vermeiden oder 
ohne Nachtheil verſchieben laſſe. Erſcheint dieß nicht zu⸗ 
läſſig oder doch unvortheilhaft, fo hat der Landrath in gleicher 
Weiſe das räumliche Bedürfniß zu ermitteln und feſtzuſtellen 
und nachdem er in Beziehung auf die Bauart, welche er bei 
der Königl. Regierung in Antrag zu bringen gedenkt, einen 
Beſchluß gefaßt bat, die Erörterungen über den Geldbedarf 
und deffen Deckung folgen zu laffen, wie fie die Circularver⸗ 
Day vom 2. November 1837 vorſchreibt, jedoch mit folgens 


aßgaben: 
1) Die über die Präftationgfägigfeit der Gemeinen und deren Mitglie⸗ 
der vorher geſammelten und zuſammengeſtellten (allenfalls nur 
der Berichtigung nach örtlicher Unterſuchung bedürfenden) Ergeb, 
niſſe müſſen mit zur Stelle gebracht werden/ damit die Repartitis 
ontabelle ſogleich aufgeftelt und in Erwägung genommen wer- 
den kann und unnöthige Termine und Reeiſen vermieden werden; 
2) Der Bedarſsnachwelſung if kein, von dem Diſriktsbaube“ 
amten vorher ausgearbeiteter An⸗ oder Ueberſchlag, ſondern 
diejenige Summe zum Grunde zu legen, welche von ihm, 
nachdem ihm der Landrath in Be; SCH auf Bauart und 
räumliches Bedürfniß die erfordert zomente der Berech⸗ 
nung gegeben hat, ſogleich zur Stelle, nach Abſchätzung, als 
D Ole Galen dh Sant e 
ie Erörterung über die vorhandenen oder vi 
machenden Deckungsmittel ift nach Maaßgabe der SC 
niſſe auch vorher zu bewirken, bevor die Bauart in Erwä⸗ 
gung genommen wird. Dies wird namentlich dann geſchehen 
en; wenn jene Mittel, nach der allgemeinen, dem Land⸗ 
rathe beiwohnenden Kenntniß der Verhälkniſſe, ſelbſt mit 
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demjenigen Koſtenaufwande, der nur das mabneistidje Be- 
WW, 1 würde, in erheblichem Mißverbältniffe 
ehen würden. 
£ IS. Bedarfsnachweiſung ift in der Regel und wenn die 
uart nicht, den Hauptmomenten und den beſtehenden 
Verhältniſſen nach, als keiner Wahl unterworfen gedacht 
werden kann, alternativ für verſchiedene Bauarten aufzuſtel⸗ 
len, welche einen größeren und geringeren Kostenaufwand 
erfordern. Das Maaß für die Abweichung wird bei ſorgfäl⸗ 
tiger Erwägung der von der Circularvetfügung vom 2. 
November 1837 geſtellten leitenden Kae die ohne 
Schwierigkeit gefunden werden. So erhält die Königl. 
Regierung fogleich das zu einer reiflichen Prüfung der An⸗ 
träge des Landraths erforderliche Materiale; es wird die 
Nothwendigtelt befeitigt, es zu ergänzen, wenn Sie in Be- 
treff der zu wählenden Bauart von abweichender Unficht ges 
leitet werden ſollte. 

Der Baubeamte wird nach Anleitung der von ihm zu füh⸗ 
renden Bautabelle — weshalb weiterhin das Erforderliche beſtimmt 
wird — im Stande fein, die Bedarfsabſchätzung mit fo viel 
Genauigkeit zu machen, als für dies erſte Stadium der Erör⸗ 
terung für zureichend zu erachten iſt. Er hat ſich in dieſem 
lediglich darauf zu beſchränken, die von dem Landrathe ihm zu 
elenden Dien Fragen zu beantworten, fh über Die 
Wahl der Bauart und der Bauſtelle gutachtlich zu äußern, 
die letztere, nachdem fih der Landrath für diefelbe entſchieden 
haben wird, zu unterſuchen und den Geldbedarf abzuſchätzen. 

Dieſe Vorarbeiten hat der Landrath, begleitet mit ſeinem 
Gutachten über die Ausführung des Baues, die Deckung der 
Geldmittel und die etwa aus der Stagtskaſſe zu erbittende 
Unterftügung der Königl. Zenn einzureichen. Sie bat 
dieſelben in Beziehung auf Volltändigkeit forgfältig zu prüfen 
und ergänzen zu laffen, in ſoweit dies erforderlich erſcheint und 
DEENEN von den danger Miel 
dern d. h. von den Geiſilichen oder Schufräthen der Königl. 
Regierung über den Bauplan jedesmal zuvor abzugebende Gut⸗ 
achten und wenn der Bau katholiſche Kirchen oder Pfarrge⸗ 
bäude betrifft, nach Rückſprache mit der bifchöflichen Behörde, 
zur Erledigung der Vorſchriſt des g. 707. Tit. 11. EN II. 
LEN. darüber Beſchlus zu faffen: è 

ob und in welcher Art bie KN Baues in Auf 
ſicht genommen werden fol, nnd ob Veranlaſſung vorhan⸗ 
den fei, eine außerordentliche Unterſtützung aus der Staats- 
kaſſe und bis zu welchem Betrage bei uns in Antrag zu 
bringen oder nicht. 
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Im letzten Falle muß das Geſuch ſogleich und entschieden 
zurückgewieſen werben: im Erſteren hat die Königliche Res 
gierung dem Bezirks⸗Baubeamten beſtimmt anzugeben: 

1) die nach ihrer Abſicht zur Verfügung kommenden Geldmit. 
tel und Leiſtungen, wobei auch diejenige Summe berückſichtigt 
werden muß, welche Sie als Unterſtützung aus der Staats, 
kaſſe in Antrag zu bringen Beabfichtigt, 

2) das von Ihr anerkannte Raumbeduͤrfniß, und 

3) die von Shr gewählte Bauart, 

und ihm WEE die Anfertigung eines Koſtenüberſchla⸗ 
ges und der, denſelben erläuternden Skizzen (mit Vermei⸗ 
dung von Bauanſchlägen und fpsziellen Bauzeichnungen, 
welche für dergleichen Zwecke überhaupt nur auf ausdrückliche 
Anweiſung oder mit unferer Genehmigung anzufertigen find) 
aufzutragen. Die deshalb an den Baubeamten zu erlaffende 
Verfügung muß fet unter Mitwirkung des Regierungsbauraths 
angegeben werden, damit dem erſteren ſogleich die etwa er⸗ 
forderlichen technifchen Andeutungen zugehen und Rückfragen 
und Mißgriffe, mithin Zeitverlust, vermieden werden. Ebenſo 
bat der Reglerungsbaurath die Ueberſchläge und Skizzen, bevor 
dieſelben uns eingereicht werden, in Beziehung auf Vouſtän⸗ 
digkeit und Grändſichkeit zu revibiren, und mit dem Revifiond« 
zeichen zu verſehen. 

Soll aber die den Bezirks⸗Baubeamten nöthige Erleichte⸗ 
rung in ihren Berufsgeſchäften nicht auf Kosten der Zuläng⸗ 
lichkeit der Vorarbeiten, welche jedenfalls zu fordern if, ers 
langt werden, fo müſſen bie Kojtenüberfchläge mehr fein als 
oberflächliche, obne genügende Vorbereitung und ohne Entwides 
lung ſolchen Materials, welches einer Prüfung unterworfen 
werden kann, gemachte Zahlangaben. Die Königl. Regierung 
erhält nun, um innerhalb Ihres Verwaltungsbezirks auf ein 
gleichmäßiges Verfahren bei Auſſtellung ſolcher Koſtenüberſchläge 

binwirken zu können, in den Anlagen 

sub No. I. 18 Exemplare der Bemerkungen der Ober⸗Bau⸗ 
Deputation über die Anwendbarkeit der Ueberfchläge auf 
qureihend genaue Schätzung der Kosten gewöhnlicher, in 
ähnlicher Größe, Bauart und Einrichtung oft vorkommen⸗ 
der Gebäude; 
sub No. II. 18 Exemplare des Muſters zu einer von den 
Bezirksbaubeamten zu führenden Tabelle unter dem Rubro: 

Baukoſten im Verhältniſſe zur Grundfläche der Ge⸗ 

bäude oder zur Länge der Schälungen, Mauern, Zäune, 

Gitter w. als Reſultate ſpecieller Veranſchlagungen: 

sub No. II. A—E) je 18 Muſter zu Koſtenüberſchlägen für 

gewöhnliche Gebäude; 
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sub No, HL 18 Muſter des Koſtenüberſchlages zum Neus 
bau einer Kirde- 
Ferner sub Lit. X. 240 Bogen Schemata nach dem 


Mufter II. 

Zur Erläuterung dieſer Materialien wird Nachſiehen⸗ 
des bemerkt. 

Die Auſſtelung einer Regel, nach welcher in bestimmten 
räumlichen Abſchnülten die Bauart (maffiv, in Fachwerk ıc.) 
zu wäblen fei, erſcheint bedenklich, weil bei dieſer Wahl außer 
dem Verhältniſſe der Materlalien,Preiſe, welches örtlich verſchie⸗ 
den ift, felbft die Baustelle febr oft entſcheiden muß. Eben fo 
wenig können Normalſätze für einen SE Bezirk oder 
nur für einen Baus oder landräthlichen Kreis gültig aufgeſtellt 
werden, weil die faft jeden Ortes verschiedenen Verhältniffe 
einen zu bedeutenden Einfluß auch auf den Koſtenbetrag äu- 
fern; die Sachkunde verbunden mit der Localkenntniß eines 
Baubramten wird fih immer nicht entbehren laſſen, dieſem 
aber wird es nicht ſchwer werden, die Koſten mit hinreichender 
Sicherheit zu ſchätzen. E 

Viele Bezüks⸗Baubeamte ſammeln die Refultate der von 
ihnen ausgearbeiteten Anſchläge, auch wohl der Ausführungen, 
in Tabellen unter folgenden Rubriken: 

Jahr, Ort, Beſtimmung des Gebäudes, Bauart, Bedachungsart, 
Höhen (der Keller und der einzelnen Geſchoſſe), Länge, Breite, 
Grundfläche des Gebäudes, Koſten überhaupt (und in fo 
fern bei der Veranſchlagung eine Trennung Statt gefunden 
hat, wie etwa bei geift. Gebäuden: Patronatd- und Ge⸗ 
meinde⸗Beitrag, Betrag des Fuhrlohns, des Holzwerths ꝛc. 
auch hiernach getrennt), Koſten auf den O. Fuß Grundfläche 
entweder im Ganzen oder ebenfalls nach obiger Trennung); 
weitere Bemerkungen. 

Werden nun dergleichen Reſultate mit Rückſicht auf die 
Verſchledenheit der Umſtände fachkundig benutzt, fo gewähren 
fie für alle gewöhnliche, oft vorkommende Gebäude (kleine 
Landkirchen, Pfarr, Küſter⸗ und Schulhäuſer, Wirthſchaftsge⸗ 
bäude der Pfarreien, Küſtertien und Schulen, gewöhnliche 
Häuser in den Städten 1c.) erfahrungsmäßig einen Anhalt, 
der die Arbeit eines ſichern Ueberſchlages einfach und leicht 
macht. Auch die Oberbaudeputation läßt dergeichen Tabellen, 
nach den verschiedenen Provinzen abgeſondert, führen, obgleich 
für fie der Nutzen derſelben eingeſchränkter ift, als der, den ein 
Bezirksbaubeamter daraus ziehen kann. Wenn nun auch die 
Anwendbarkeit des Verfahren zur Gewinnung eines Ueber⸗ 
ſchlages nicht etwa von dem Vorhandenſein folder Taballen 
abhängig it, welche nur ein Erleichterungsmittel find, indem 
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jedem Baubeamten aus eigener Erfahrung oder aus den Dienft: 
Akten Beiſpiele nicht fehlen werden, welche auf den gerade vor 
liegenden Fall pafen oder bemfelben mit geringer Mühe arges 
paßt werden können, fo muß es doch jedem Bezirks Landbau- 
beamten zur Pflicht gemacht werden, dergleichen Tabellen nach 
den ſchon vorhandenen Datis * und weiter fortzufüh⸗ 
ren, und es erſcheint nützlich, die oben bezeichneten Rubriken 
durch eine neue: Cubikinbalt des Gebäudes (ohne Dachraum, 
inſofern dieſer nicht zur Anlage von Zimmern benutzt wird) 
zu vervollſtändigen, denn die Arbeit ift unbedeutend, der Nutzen 
auch zu anderen Zwecken fehr weſentlich, Zu dieſer Tabelle 
it das Muſter II. gegeben. Die Ueberſchläge zu gewöhnlichen 
Gebäuden werden nach den Muſtern II. A. bis E. aufzuſtellen ſein. 

Etwas anders, als mit den Gegenſtänden, von welchen 
vorstehend die Rede geweſen ift, verhält es ſich mit größern 
Kirchen⸗ oder andern wichtigeren Gebäuden, die ſeltener und 
unter weſentlichen Modifikationen der Einrichtung und innern 
Austattung vorkommen. Die Ueberſchläge werden nach dem 
Muſter sub III. aufzuſtellen fein, 

Es wird den Bauräthen zur Pflicht gemacht, bei ihren 
Bereifungen von der forgfäftigen Fortführung der Tabelle 
(No. II.) Seitens der Bezitksbaubeamten Kenntnißz zu nehmen 
und dahin zu wirken, daß eine der Abſicht entſprechende über⸗ 
einſtimmende Benutzung der geſammelten Materialien und Bes 
a des Gegenſtandes erreicht werde. Jedem Bezirksbau⸗ 

amten ift eine verhältnigmäßige Zahl der Formulare zuzuftellen 
und haben fie ich derſelben vorkommenden Falles nach Anlei⸗ 
tung der Bemerkung sub, No. 7. auf der Anlage II. zu bedienen. 

Auf den Grund folder Weberfchläge und Skizzen het demnächſi 
die Königl. Regierung bei uns Ihre Anträge auf Bewilligung 
einer außerordentlichen Unterſtützung zu den im Eingange bezeich 
neten Bauten zu machen und die weiteren Verfügungen zu 
gewärtigen. 

Berlin, den 12. September 1842. 

Der Miniſter der geiſtichen, Unterrichts, und Mei 

H zinal⸗Angelegenbeiten. 


Eichhorn. 
Der Finanz-Minſſter. In vefen Abweſenheit. 
Reuth. 


An die Königliche Regierung zu Königsberg 
IV. 2302. 9 oui 3? 995 
134. 


Reſe des geiſtl. Min. v. 21. Februar 1840 Nro 2984, 
Theilt ein Schreiben des Juſtiz⸗Min. vom 23. Januar 
1840 mit, wonach derſelbe der Anſicht it, 
\ 
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daß nicht nur die Materialien zum A. L. R. II. 41. 8. 
720. 130., fonden auch die Faſſung des A. L. K. keinen 
Zweiſel darüber laſſen, daß der Patron nach H 729. 730 
J. e niemals mehr als reſp. 4 oder $ der Koſten beizutra⸗ 
en habe, je nachdem von einer Stadt- oder Landkirche die 
Rebe ift, er mag dieſen Beitrag in Baumaterialien gewäh⸗ 
ren, oder in baarem Gelde, 


Schreiben des Juſtiz⸗Min. v. 23. Januar 1840, 
Ueber die von Ew. ic. in dem verehrl. Schreiben v. 31. 
v. M. e Frage, 
ob die Verpflichtung der Patrone zur Lieferung vorhandener 
Baumaterialien bei geſtl. Bauten auch über den Betrag 
ihres Geld⸗Beitrages, worauf fie den anſchlagsmäßigen Preis 
abrechnen dürfen, fid erſtrecke, 
finden ſich in den Materialien zue Gefeggebung über den Lit. 
11, Tbl. II. des A. L. R. zu den gegenwärtigen 88. 729. 730. 
folgende nähere Erläuterungen: 
In dem erſten Entwurfe ift von den Baumaterialien nichts 
gefagt, es heißt aber fol. 125 Bd. XIV. fol. 59. Bd. XV. 
8. 500. 


Der Patron kann unter keinem Vorwand gezwungen wer⸗ 
den, einen höhern Beitrag zu leiſten. 

Darauf wurde erinnert, daß doch der Patron die Bauma» 
terialien liefern müſſe. In der Reviſion von Suarez heißt es 
hiezu Bd. XV. fol, 135, folg. ad 508: 

win Hr. v. 8 ſeſtgeſctzt haben, daß der Patron die Baus 
materialien, wenigſtens diejenigen, die er ſelöſt auf dem Gute 
habe, voraus geben müſſe. Hingegen ift Hr. v. K. der Mei- 
nung, daß der Patron da, wo er die Baumaterialien giebt, 
Idi, wo aber dieſes nicht ift, nur $ zu den Baukoſten 

viregen müffe. à 

Ich bemerke zuförderſt, daß in den meiſten Fällen die 
Frage, was und wieviel Patronus beizutragen habe, per 
pacta, observantiam und leges provinciales feſigeſetzt 
fein werde, und es alfo hier nur darauf ankommt, prin- 
cipium subsidiarium zu beſtimmen. 

Wo der Patron ſämmtliche Baumaterialien liefert, iſt es 
billig, daß er von Geldbeiträgen frei bleibe, wo er nur dies 
jenigen liefert die ihm auf feinem Fundo zuwachſen, würde 
ich ihm den Preis derſelben auf ſeinen Geldbeitrag zu Gute 
nehmen! wo er aber gar nichts liefert, würde ich bei dem 
Prinzip der Hälfte flehen bleiben. 

Früher war nämlich der Geldbeltrag zwiſchen Patron und 
Gemeine halbirt. 
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In dem fernern Entwurfe heißt es daher fol. 237. Bd. XV. 
$. 536. „Baumaterialien welche der Patron oder die Kirche 
felbſt bat, müffen von ihnen zum Bau geliefert werden. 

$. 537, Doch wird jedem Theil der anſchlagsmäßige 
Preis derſelben auf feinen Geldbeitrag zu Gute gerechnet.“ 

Dazu ift monirt worden: 

Statt — ſelbſt bat, müſſen zc. — ſelbſt zum Verkauf in 
der Nähe haben, müſſen von ihnen zum Bau verabfolgt werden 
— denn oft ift der Patron zu weit entfernt, und er hat auch 
nicht die Materialien zum Verkauf.“ 

Die Marginal⸗Bemerkung ſagt: 

das Monitum ift in fo weit gegründet, daß es beffer ift, wenn 
man fagt, verabfolgt als geliefert, denn ſonſten könnte 
man von dem Patron verlangen, dağ er die Baumaterialien 
auf den Bauplatz ſchaffen folle; dahingegen halte ich es für 
billig, daß ſolche Materialien der Kirche verabfolgt werden, 
wenn gleich fonften der Patron oder die Gemeine ſolche nicht 
zu verkauſen pflegt. 

Wegen der Gemeinden ward monirt: 

Dieſes it doch nur von dem Falle zu verſtehn, wenn die 
eingepfarrten Kommunen Grundſtücke befigen, von denen 
die Materialien genommen werden können. Soll aber jedes 
Mitglied zur Lieferung aus feinem Privatfundo verbunden 
fein, fo if flat des anſchlags mäßigen der gewöhnt. 
Preis zu feben, 

Die Marginalbemerkung fagt: 
wenn die Mitglieder der Gemeinde z. E. Stroh habenz fo 
müſſen fie nach dem Verhältniß kes ldbeitrages 
foldes verabfolgen laſſen: bat nur ein oder das an- 
dere Mitglied diefe Materialien z. E. ein Stück Bauholz 
auf ſeinem Acker, ſo kann es zur Verabreichung nicht ge⸗ 
zwungen werden. 8 

Indeſſen wird der anſchlags mäßige Preis wohl mit 
dem gewöhnlichen übereinſtimmen. 

éen hieraus ergiebt fid, daß dem Patron durch die ges 
ſetzliche Verpflichtung zur Lieferung von Baumaterialien, wenn 
er fie auf dem Gute hat, nicht ein höherer Betrag hat aufger 
bürdet werden ſollen, als er außerdem zu tragen haben würde. 

Aber auch die Redaction des Landrchts läßt darüberkeinendwei⸗ 
fel. Daffelbe Refultat folgt ſchon aus der im §. 730 feftgefehten Bers 
gütung für dieim§.729 aufgelegteßieferung, es beftätigt fidh noch mehr 
in dem Gegenſatze zu den von den Eingepfarrten zu leiftenden Dien⸗ 
Ren, deren Unentgeldlichkeit ausdrücklich vorgeſchrieben ift, L. 71 
a. d. O. Völlig entſcheidend it aber die Beſtimmung, daß der 
anfchlagsmäßige Preis vergütet werden fol. Es wird mits 
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hin vorausgeſebt, daß die Baumaterialien, welche nach Befin⸗ 
den der Patron oder die Gemeine liefert, in den Anſchlag mit 
aufgenommen werden, mithin mit unter dem Koſtenbetrage bez 
griffen find, welcher unter Patron und Gemeinde vertheilt wird. 
Möchte daher der Patron (oder die Gemeinde) nach Befinden 
auch über die geſetzliche Quote (4 oder 4) an Baumaterialien 
ohne Vergütung beitragen, fo müßte der Geldbeitrag des andern 
Theis um eben ſoviel zurückgezahlt oder vermindert werden, 
welches ſelbſtredend weder in der Billigkeit begründet iſt, noch 
in der Abſicht des Geſetzgebers liegen kann. Das Gefe kann 
daher nur dahin ausgelegt werden, 

daß der Patron nie mehr als den geſetzlichen Beitrag, 
dieſen aber nach Befinden in Baumaterialien nach dem anſchlags⸗ 
mäßigen Preife gewähren muß. 


135. 


Circ. Nefe: v. 24. November 1841 No. 21212. 
Es find Zweifel darüber entſtanden, in welchem Umfange 
dem Königl. Fiscus, als Patron einer Kirche, die Berpflich⸗ 
tung obliegt, bei der Anſchaffung neuer Orgeln und bei der 
Unterhaltung ſchon beſtehender, einen Kosten. Beitrag zu leiſen. 
Zur Beſeiligung dieſer Zweiſel wird nachſiehendes bemerkt: 
1) Beſeeht in einer Kirche noch keine Orgel, fo behält es bei 
der Beſtimmung des R. v. 19. Dezmbr. 1823 (o. K. Ann. 
1823. S. 842) dahin fein Bewenden, daß, da das A. L. R. 
den Patronen eine Beſſteuer zur Anschaffung neuer Orgeln 
nicht auferlegt, den Patronen ein ſolcher Beitrag zur An⸗ 
ſchaffung neuer Orgeln und zu deren künftiger Unterhal⸗ 
tung auch rechtlich nicht gefordert werden kann; daß das att, 
mehr Sache der Gemeinde ift, den erforderlichen Koſtenbetrag 
5 en, 
2) Wird in einer Kirche, welche bisher eine Orgel nicht be⸗ 
feffen hat, durch Beiträge der Gemeinde, Stiftungen dritter 
Perſonen oder durch augerordentliche Unterftügungen eine 
neue Orgel erichtet, fo baben die Königlichen Regierungen 
ein verbindendes Abkommen der betheiligten Gemeinde über 
die künftige Unterhaltung und Erneuerung der Orgel zu ver 
mitteln, in deſſen Entſtehung aber ausdrückljch zu erkären, 
daß der Königl. Patronatdfonds keine Verpflichtung zu einem 
Beitrage zu den künftigen Reparatur- und Wiederherſtellungs⸗ 
Koſten anerkenne. e 
o) Vefleht gegenwärtig bereits in einer Küche eine Orgel 
fo wird die Königl. Regierung, wenn entweder die Reparatur 
derſelben oder die Anſchaffung einer neuen Orgel an die 
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Stelle der nicht mehr reparaturfähigen alten, in Frage kommt, 
jedesmal gründlich zu erörtern haben, ob dem Fiscus als 
Patron zur gänzl. oder theilweiſen Hergabe der Kosten für 
diefe Reparatur oder Beſchaffung einer neuen Orgel an die 
Stelle einer alten, eine rechtliche Verpflichtung obliegt, 
und ob nicht etwa in früherer Zeit die vorhandene Orgel 
ohne Zustimmung des Fiscus von der Gemeinde oder irgend 
einem Dritten in die Kirche beſchafft und gegen den ause 
drücklich ausgesprochenen Willen des Patrons zu einem Per- 
tinenzſtück derſelben gemacht worden ift? In dieſem letzteren 
Falle wird der Patronatsbaufonds auch jetzt noch die Un⸗ 
terhaltung der Orgel von ſich ablehnen und ſie demjenigen 
überlaſſen müſſen, von welchem die Kirche mit der Orgel 
verſehen worden iſt. 

Wo ſich dagegen weder aus den Verhältniſſen bei der er⸗ 
ften Anſchaffung der Orgel, noch aus dem Befigftande in der 
Folgezeit etwas Entſcheldendes über die Unterhaltungs- Verpflich 
tung bei den Orgeln ergiebt, ift die Vertheilung der Koſten⸗ 
beiträge auf den Patron und die Gemeinde in derſelben Weiſe 
anzuordnen, wie dieſelbe bei Unterhaltung des betreffenden 
Kirchen Gebäudes ſelbſt geſchehen muß. 

In den in dergleichen Fällen der Kaſſe zu ertheilenden 
Zahlüngsanweiſungen hat die Königl. Reg. jedesmal die Gründe, 
aus welchen der Patronats-Baufonds zum Beitrage zu den 
Uuterhallungskoſten der Orgel für verpflichtet erachtet worden 
ift, mit wenigen Worten anzuführen, fo wie denn auch in Fál 
len, wo wegen Regulirung eines Interimiſtict von der Königl. 
Reg. zu berichten iſt, die vorgedachten Geſichtspunkte überall 
zu beachten und die in Frage kommenden Punkte nach denselben 
gründlich zur Entſcheidung vorzubereiten ſind. 

(Anm. Die unter No. 3. entwickelten Grundsatze werden 
überall da nicht anwendbar fein, wo der Patron keine Quote der 
Baukoſten, fondern, wie nach Zuf, 197 des Oftpreuß, Provinzial- 
rechts reſp. Holz und Holz, Steine, Ziegel, Kalk zu geben hat.) 


136. 


Eir.⸗Reſer. v. 13. April 1842 No. 1212. 

Aus mehreren mir vorliegenden Anzeigen habe ich erſehen, 
daß die Kirchenorgeln nicht überall gehörig beauffichtigt und ber 
ſonders bei Neubauten und Reparaturen, deren Anſchläge nicht 
zur Superreviion der Königl.⸗O. Bau“ Deputation gelangen, 
die nörhigen Vorſichtsmaßregeln nicht angewendet werden, 

e nehme daher Veranlaſſung die Königliche Regierung 
aufzufordern, der Sache ihre beſondere Aufmerkſamkelt zu wid⸗ 


879 


men und fiğ dabei von nachſtehenden Beſtimmungen leiten 

u laſſen. 

Ki P iR dahin zu wirken, daß die Kirchen:Worftände und 
Presbpterien zur Reviſton und Reparaturen, reſp. zum Neus 
bau einer Orgel nur ſolche zulaſſen, weiche von der Königl. 
Regierung als tüchtige und zuverläſſige Orgelwerkmeiſter 
anerkannt worden ſind. 

2) Die Königl. Regierung hat zu dem Behuf ſich von der 
Tüchtigkeit der Orgelbauer Gewißheit zu verſchaffen und die 
Bewäbrten den den Kirchengemeinen vorgefehten Behörden 
nambaft zu machen. 

3) Es iſt dafür zu ſorgen, daß die Dispoſitionen zu neuen 
oder abzuändernden und wiederherzuſtellenden Orgelwerke, 
ſo wie die Abnahme der fertigen Arbeiten in vorkommenden 
Fällen durch einen bewährten Sachverſtändigen gründlich res 
vidert werden. 

4) Die Kirchen- Verſtände find aufzufordern, mit der Abhülfe 
kleinerer Schäden nicht zu zögern, damit nicht durch Verſäum⸗ 
niſſe eine Hauptreparatür des Orgelwerks nöthig oder daſſelbe 
ganz unbrauchbar werde. 

5) Den Kirchenvorſtänden ift zu überlaffen, mit einem von 
der Königl. Regierung dazu approbirten Orgelbaumeiſter 
über alljährliche Nevifion, Reparatur und Stimmung der 
Orgeln auf gewiſſe Zeit zu contrahiren und dafür nach der 
Größe und Beſchaffenheit des Orgelwerks ein Firum auszu⸗ 
fegen, welches aus Rirchenmitteln zu entnehmen ift. 

6) Die Kirchen⸗ Vorflände find zu veranlaſſen, bei Einrei- 
chung der jährlichen Kirchenrechnungen den ledesmaligen Bue 
ſtand der Kirchenorgel, wie den der Kirchengebäude gewiſſen⸗ 
haft anzugeben. d 
7) Sämmtliden Organiſten ift zur Pflicht zu machen, von 
der innern Beſchaffenheit des Orgelwerks ſich zu unterrichten, 
kleinere Schäden, wie geringfügig Me auch erſcheinen mögen, 
ſogleich anzuzeigen und dafür zu forgen, daß die Orgel vor 
jeder Gefahr möglichft geſichert werde, 

8) Es muß daher auch bei den Anſtellungen der Organiſten 
darauf geſehen werden, daß der Organiſt nicht blos die Dre 
gel zu ſpielen verſteht, ſondern auch von dem innern Bau 
derfelben die nöthige Kenntniß befit, um etwanige Schä⸗ 
den im Werke erkennen und anzeigen zu können. 


187. 


Verord. d. Reg. zu Gumbinnen v. 7. Juni 1842. 
die Unterhaltung der Orgeln betr. (Amtsbl. S. 129 folg.) 
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In Folge böherer Vorſchrift ordnen wir, Behufs beſſerer 

Erhaltung der Kichenorgeln, Nachſtehendes hierdurch an: 

1) ſobald eine größere Reparatur einer Kirchenorgel, reſp. des 
ren Neubau von den bezüglichen Kirchenkollegien für noth⸗ 
wendig erachtet wird, ſo iſt uns davon Anzeige zu machen, 
um den genannten Kollegin tüchtige und zuverläflige Orgel“ 
Werkmeiſter zur Ausführung der Orgelbauten namhaft zu 
machen. Diesfällige motivirte Vorſchläge der Kirchenkollegien 
werden wir gern berüdfichtigen und entgegennehmen; 

2) Die Dispoſitionen zu neuen oder abzuändernden und wies 
derberzuftellenden Orgelwerken find uns vor Beginn der Ar. 
beit einzureichen. Ebenſo iſt uns Anzeige zu machen, ſobald 
ein Orgelbauwerk vollendet worden iſt, um die Tüchtigkeit 
des Werkes prüfen laffen zu können; 

3) die Kirchenkollegien, inſonderheit die Herren Pfarrer haben 
ein wachſames Auge darasf zu richten, daß mit der Abhülfe 
kleinerer Schäden nicht gezögert werde, damit nicht durch 
diesſälige Verſäumniſſe Hauptreparaturen der Orgelwerk 
nöthig oder dieſelben ganz unbrauchbar werden; 

4) es wird zweckmäßig fein, mit Orgelbaumeiſtern, die von 
uns dazu für geeignet erachtet werden, über alljährliche Ner 
viſſonen, Reparaturen und Stimmung der Orgeln auf gewiſfe 
Zeit und zwar auf Kosten derer zu contrahirem, die zur Hers 
gabe dieſer Unterhaltungskoſten verpflichtet ſind. Wo die 
Kirchenkaſſen Sinik, Patronats die Verpflichtung und die 
dazu erforderlichen Mittel haben, werden wir es auf diesfäl⸗ 
lige Anträge nachgeben, daß aus Kirchenmitteln ein Firum 
für den Orgelbaumeifter, mit dem ein folder Contrakt ge- 
ſchloſſen wird, ausgeſetzt werde; 

5) Die Herren Superintendenten haben darauf zu halten, 
daß in den jährlich einzureichenden Kirchenviſttations⸗Receſſen 
die Nachrichten über den Zuſtand der reſp. Kirchenorgeln 
für die Zukunft ausführlicher und genauer angegeben werden, 
als dies bisher geſchehen iz 

6) ſämmtliche Organisten machen wir es hierdurch zur Pflicht, 
von der innern Beſchaffenheit des Orgelwerks, welches ſie 
behandeln, ſich zu unterrichten, kleinere Schäden, wie gerin⸗ 
ſügig fie auch erſcheinen mögen, ſogleich dem Kirchenkollegis 
anzuzeigen und dafür zu ſorgen, daß die Orgel vor jeder 
Gefahr möͤglichſt geſichert werde. 


138. 


Gire. Verfügung der Reg. zu Königsberg vom 
8. Nov. 1827. No. % K. S. 
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Es iſt nothwendig, daß bei Umgießung von Kirchenglocken, 
zur Vermeidung von ilebervortheilungen und ſonſtigen Nad 
theilen, ein mehr geregeltes und dem Gegenſtande entſpre⸗ 
chenderes Verfahren als bisher, von Seiten der Kirchen⸗Kölle⸗ 
gien beobachtet werde. x 

Zu dieſem Zwecke geben wir folgende Beftimmungen zur 
Beachtung: 

1) Zu jeder Glocken⸗Umgießung muß vom Glockengießer erft 
ein Anschlag gefertigt und in dieſem die Größe der alten 
Glocke, vorzüglich nach deren größtem Durchmeſſer und 
Höhe, und wenn zwei Nebenglocken vorhanden find, der 
barmoniſche Dreiklang oder Akkord derfelben angegeben wers 
den, um danach die Schwere der neuen Glocke und den 
Ton, den dieſelbe erhalten fol, beurtheilen zu können. 

2) Diefer Anſchlag it zunächſt vom Kreis-Baubeamten zu 
revidiren und ſodann unſerer Prüfung zu unterwerfen und 
ef nach erfolgter Feſtſczung deſſelben von hier aus, darf 
mit dem Glockengießer in nähere Unterhandlung getreten und 
Contract geſchloſſen werden, der aber auch, vor ſeiner Aus⸗ 
führung, ert unſere Genehmigung und Beſtätigung erhalten 


muß. 

3) Müſſen die Kirchenvorſteher beim Zerſchlagen der alten 
Glocke und beim Wiegen ſowohl des alten als des neuen 
Metalls durchaus zugegen ſein, welches eigentlich auch beim 
Schmelzen ſelbſt geſchehen folte, um Ueberzeugung zu ges 
winnen, daß auch wirklich das alte Metall und der zuvor 
SE Zuſatz an reinem Kupfer und Binn in den Ofen 
ommt. 

4) Es haben daher auch die Vorſteher die Identität des ge- 
wogenen alten und neuen Metalls zu bezeugen und ſolches 
in das bei 220 (8 der Zahlungs- Anweiſung einzurei⸗ 
chende Wage - Atteſt (No. 3.) zu übernehmen. 

5) Da die Metalldide und Ze der Glocke auf die Höhe 
oder Tieſe des Tons keinen Einfluß hat, ſondern einzig und 
allein ihr Umfang, aber von der gehörigen Metall ce ihr 
ſchöner Klang mitabhängt, der bei zu großer Stärke dumpf 
wird; fo muß man ſich durch eine Beprüfung der im Ans 
ſchlage angenommenen Dimenſionen zur neuen Glocke und 
durch das hiernach im voraus angegebene Gewicht der⸗ 
felben fihern, daß der Glockengießer nicht aus Eigennutz zu 
viel Metall anwendet. 

0) An Feuerabgang dürfen nicht mehr als höchſtens 3 Pfd. pro Stein 
zur Vergütung ſtipulirt werden, indem damit vollkommen 
auszureichen ifi, und je ſchwerer eine Glocke wiegt, deſto weni⸗ 
ger wird für einen Zentner Gießerlohn bezahlt. Demnach 
Handb. db. d. Dréi. u. Schul, Orfetach, 56 


Sei 


7) muß dem Glockengießer, da beifelbe bei kleinen Glocken 
die künſtige Schwere bis auf 25 Pfd., und bei großen Glo- 
cken füglich bis auf 40 bis 60 Pfund im voraus beſtimmen 
kann, im Contract die Bedingung geſtellt werden, daß er für 
ein über dieſe Pfundzahl hinausgehendes Uebergewicht, alfo 
z. B. bei einer großen Glocke für das, was die neue Glocke 
über die im Anſchlage beſtimmte Schwere etwa mehr als 
50 Pfund wiegt, nur den Metallwerth, aber kein Gießerlohn 
fordern darf. 

Endlich muß: 

8. Bel der Einigung über den Preis für das neue Zuſatzme⸗ 
tall der jedesmalige Werth des Kupfers, des Zinnes und 

der Kohlen gehörig berücksichtigt werden. 

9) Da gleich nach dem Aufhängen einer neuen Glocke, tin 
Probeläuten von einigen Stunden, in Gegenwart des Glo⸗ 
ckengießers vorgenommen werden muß: fo it es räthlich, dem- 
ſelben auch die Beſtellung des Klöppels nebt Befeſtigungs⸗ 
niemens zu übertragen; zumal er das Verhältniß deſfelben in 
Rückſicht ſeiner Schwere und Stärke ſeines Ballons zur 
Glocke, am beſten zu beſtimmen im Stande iſt. Die Be⸗ 
zahlung geſchieht nach dem im Anſchlage fürs Pfund Eſſen 
angegebenen Preiſe, gemäß beizubringendem Waage Atteſte. 
10) Die Contractſchlſeßung geſchieht auf Grün des rebidir 
ten Anfchlages, übrigens in der für Baue vorgeſchriebenen 
Art, und erleiden auch die Beſtimmungen wegen der Adhi⸗ 
birung von Stempelpapier nur darin eine Aenderung, daß 
ſolches für die Lieferung des neuen Metalls, beffen e 
erſt aus den ſpäter eingehenden MWaage-Atteften erfichlich 
wird, nicht unmittelbar den Contraftereitpfaren beigegeben, 
ſondern auf unſere Feſtſetzung nachzubringen bleibt. 

Wir beauftragen die Herren Superintendenten, die reſp. 
Kirchenkollegien mit dieſen Beſtimmungen bekannt zu machen 
und fie anzuweiſen, ſich ſolche, bei eigener Vertretung, in vor⸗ 
kommenden Fällen“ zur ſtrengen Richtschnur dienen 110 laſſen. 

Auch werden die Herten Kreisbaubeamte zugleich aufge- 
fordert, bei der Mevifion der Veranſchlagungen der in 
Rede ſiehenden Art, die obigen Beſtimmungen gehörig zu 
berückſichtigen. 


1398. e 
Bir Refer. v. 21. Oktober 1841. Die Unterbal⸗ 


tung der Zäune und Gehege an den Gebäuden der Pfar- 
rer und Kirchenbedienten betr. (Min⸗Bl. 1841. 924.325.) 


Der 9 784. II. II. A. L. N. verordnet. 
„Die Unterhaltung der Zäune und Gehege, ſowie kleine 
Reparaturen an den Gebäuden, müſſen die Pfarrer und Kir- 
chenbedienten aus eigenen Mitteln beſorgen.“ 

Es iſt neuerdings der Zweifel entſtanden, ob nach dieſer 
Vorſchrift die Verpflichtung der Pfarrer zur Unterhaltung der 
Zäune und Gehege ſich auf bloße Reparaturen an den Zäu⸗ 
nen und Gehegen beſchränken oder ob denſelben obliege, auch 
die Kosten eines Neubaues für einen gänzlich verfallenen Zaun 
aus eigenen Mitteln herzugeben? 

Hierüber ertheilen die Materialien des A. L. R. näheren 
Aufſchluß. In dem gedruckten Entwurfe des Allgemeinen Geſetz⸗ 
budes lautete der dem $. 784 A. L. R. entſprechende . 577 
folgendermaßen: 

„Kleine Reparaturen an Pfarr- und Küftergebäuden müſ⸗ 
ſen — Pfarrer und Kirchenbediente aus eigenen Mitteln 
beſorgen.“ 

Bel der Revifion dieſes Entwurfs ward zu $. 574 (6. 780 
A. b. R.) die Bemerkung gemacht: 

„Es wird nüglid fein P. mmm bag die Pfarrer die 
Zäune und Gehege um ihre Gärten und Felder auf eigene 
Koſten im gehörigen Stande erhalten mäſſen.“ 

und in der revisio monitorum wurde diefer Bemerkung bei 
dem §. 577 in folgender Weiſe gedacht: 

„Einige Monten wollen der Zäune und Gehege ause 
Zoe gedenken, deren Unterhalt dem Pfarrer jederzeit 
obliegt.” 

worauf fih am Rande das Concluſum des Großkanzler „Ap- 
probatum” findet. 

Hierauf iR der $. 577 in der Weise, wie er gegenwärtig 
in $. 784 des A. L. N. lautet, gefaßt worden. 

Aus dieſer Entſtehungsgeſchichte des g. 784. ergiebt ſich: 

1) Daß die Pflicht zur Unterhaltung der Zäune nicht ſchon 
aus der in 8. 780 den Pfarrern auferlegten Verpflichtung, 
für ein volftändiges Wobnungs., Wirthſchaſts., Gartens und 
Feld-Inventarium zu forgen, abgeleitet werden könne, wie 
es denn auch den in $. 44. folg. 48 folgt 73. folg. 103. 
104. I. 2.; $. 135. I. 21. A. L. R. enthaltenen Begriffe 
Beſtimmungen widerſprechen würde, die Zäune und Gehege 
mit zu dem Inventarium des Pfarrgutes zu rechnen. 

2) daß vielmehr die Unterhaltung der Zäune und Gehege dem 
Pfarrer in ähnlicher Weiſe, wie die Unterhaltung der Ge⸗ 
bäude ſelbſt, obliege. 

In GN der an den Gebäuden vorfallenden Repara⸗ 
turen iſt jedoch dieſe Verpflichtung auf kleine Reparaturen ein⸗ 
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geſchränkt worden, wofür nach S. 785 ſolche zu achten find, 
die entweder gar keine baaren Auslagen oder nur einen Ko ſten⸗ 
aufwand von nicht mehr als 3 Thalern erfordern. 

Eine gleiche Einſchränkung verordnet das Geſetz in Anſe 
hung der Zäune und Gehege nicht. Es folgt daraus; 

daß die Reparaturen an den Zäunen und Gehegen dem 
Pfarrer, ohne Einſchraͤnkung auf einen gewiffen Betrag der 
Koken, ausſchließlich zur Laft fallen. 

Ferner kommt bei den Reparaturen an den Pfarrgebäu⸗ 
den Jop, der 8. 708 II. 11. A. E. R. auch in Anſehung 
der Gebäude und Gehege zur Anwendung. ` 

ge daher ein Pfarrer, durch Vernachläßigung der erfor 
derlichen Reparaturen, den Verfall des Zauns veranlaßt, jo 
muß er die Wiederherſtelung deſſelben auf eigene Kosten 
bewirken. 

Der Neubau eines Zaunes kann alſo dem Pfarrer nur 
dann angemuthet werden, wenn er ſelbſt durch ein ſchuldbares 
Verſehen die Veranlaſſung dazu gegeben hat. 

Iſt dagegen ohne ein Verſchulden des Pfarrers, durch Zur 
Fall, Alter oder durch die Vernachläßigung feines Amtsvorgän⸗ 
gers der Verfall besgaunes oder Geheges veranaßt worden, fo 
kann der Pfarrer zur Wie, derherſtellung des Zaunes ebenfo- 
wenig angehalten werden, als er ingleichem Falle zur Wieder, 
herſtellung des Pfarrgebändes ſelbſt verpflichtet fein würde. 

Damit ſtimmen auch die Vorſchriften überein, welche im 
Tit. 21. Tol. I. A. L. K. für die Unterhaltungspflicht des 
Nießbrauchers gegeben find, und welche in Anfehung des Pfarr 
terë, als Nutzniezers des Pfarrguts, ebenfalls zur Anwendung kom. 
men, ſoweit denfelben nicht durch fpecielle Vorſchriftenderogirt if 

Das Refultat dieſer Erörterung ift demnach Folgendes: 

Daß den Pfarrern nach §. 734. IL 11. A. L. R. fümmt- 

liche Reparaturen, ſo wie diejenigen Neubauten der Zäune und 

Gehege der Pfarre, welche durch ihr eigenes, perſönl. Ver⸗ 

ſchulden veranlaßt worden, aufzulegen ſind; 

daß aber die ohne Verschulden des zeitigen Pfarrers vers 

anlaßten Neubauten aus dem Kirchenvermögen oder von 

den ſonſt zu Kirchl. Bauten verpflichteten Perſonen zu be⸗ 
ſchaffen find, vorbehaltlich des Regreſſes an die etwa vip: 
pflichtigen Perſonen. 


b. 
Refer. v. 4. Decbr 1841 (Min.⸗Bl. 1841. S. 328.) 
Der Königl. Regierung wird auf ihren Bericht vom 12. 
v. M., die Unterhaltung der Zäune und Gehege bei den Pfarr⸗ 
geböften betreffend, bierdurch demerklich gemacht, daß die Gir,- 
Verfügung v. 21. Oktbr. c. ihrem ganzen Inhalte und insbes 
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fondere den Schlußworten nach ſich nur auf die Fälle beſchränkt, 
in welchen auf die Vorſchrift des 5. 784. II. 11. A. L. R. 
zurückgegangen werden muß, und daß hiernach die in jener 
Verfügung enthaltenen Beſtimmungen außer Anwendung blei⸗ 
ben, wenn ein beſonderes Provinzialgeſch der angeführten Bor- 
ſchrift des A. L. R. derogirt. 


1390. 


Gir, der Oſtpr. Kammer v. 7. November 1804. 

Da der $. 22 der vom ehemaligen Etats⸗Min. für die 
Vorſteher der Kirchen⸗Hospitäler und anderer milden Stiftuns 
gen unterm 24. Oktober 1801 erlaſſenen Inſtruktion theils 
nicht vollſtändig abgefaßt, theils auch mit den geſetzlichen Bes 
ſtimmungen nicht vereinbar ift; fo wollen wir denfelben hiermit 
aufgehoben wiſſen, und ſetzen in Gemäßheit des A. L. R. 
II. 11. §. 784—787. 706 und 709 mit Nückſichtigung auf die 
im Provfzialrecht enthaltene Zuſätze folgendes ausdrückſich feft: 

1) Ale kleine Reparaturen an den Wohngebäuden müffen die 
Pfarrer und Kirchenbediente aus eigenen Mitteln beforgen, 

2) Für kleine Reparaturen find diejenigen zu achten, die ents 
weber gar keine baare Auslagen erfordern, oder wo die Ro- 
ften, von jeder Reparatur einzeln genommen, für die Paar⸗ 
rer nicht über drei und für den Kirchenbedienten nicht über 
einen Thaler betragen. 

3) Inſonderheit muß das Ausbeſſern der Thüren, Fenſter, 
Oefen, Schlöſſer, das Ausweißen der Stuben, das Aus⸗ 
beſſern der Strohdächer mit dem auf dem Dienſtlande erbau⸗ 
ten über die Wirthſchafts⸗Nothdurſt befindlichen Stroh, auch 
die Unterhaltung anderer dergleichen inneren Pertinenzſtücke 
der Wohnungen und Gebäude, welche ihnen nach einem In⸗ 
ventario übergeben find, von Pfarrern und Kirchenbedienten 
mit eigenen Koſten ohne Rückſicht auf den Betrag derſelben 
geſchehen, wenn Wohnung und Gebäude ihnen bei Antritt 
ihres Dienftes fertig und in tüchtigem Stande überliefert 
worden find. 

4) Auch zu größeren Reparaturen der Pfarrgebäude, fo wie 
zu neuen Bauten muß der Pfarrer die Materialien, fo weit 
als dieſelben bei der Pfarre über die Wirthſchaftsnothdurft 
befindlich find, unentgeldlich hergeben. 

5) Bei lutheriſchen Gemeinden müſſen zu den Wirthſchafts⸗ 
gebäuden der Pfarrer und Küſter die Eingepfarrten außer 
den Hand- und Spanndienſten auch das Stroh ſowohl zu 
den Neubauten und Reparaturen liefern, wenn solches nicht 
nach der Beſtimmung ad 4 von den Prebigern und übrigen 
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mit Dienftlänbereien verſehenen Kirchenbedienten nach ihrer 
Wirtſchaftsnothdurft aufgebracht werden kann. Eben dieſes 
findet bei den Reparaturen in Anſehung der Landgemeinde 
ſtatt, in den Städten aber wird allesvom Patron und der 
Kirche wie bei den Kirchenbauten beſorgt. 

6) die Zäune werden von den Eingepfarrten unterhalten oder 
fie entrichten an Orten, wo es hergebracht ift, deshalb ber 
ſonders Zaungeld. Dagegen müſſen 

7) die Pfarrer für die Unterhaltung des Gartens, Feld- und 
Birthfepaftsinentarii als Nieß braucher ſorgen. 

So wie wir nun hiemit die ſämmtlichen Prediger und 
Kirchenbediente anweiſen, ſich hiernach genau zu achten, jo ber 
fehlen Wir ins beſondere den Vorſtehern bei eigener Berantwor⸗ 
tung darauf zu ſehen, daß dieſen Feſtſetzungen zum Beſten der 
Kirchenkaſſe Deal machgelebt und der Pfarrer und die übrigen, 
zu kleinen Reparaturen verpflichteren Perſonen den be ihren 
Gebäuden aufgekommenen Schaden durch Verzögerungen nicht 
größer werden laffen. 


1410. 


Verord. der Reg. zu Königsberg v. 8. Septem 
ber 1813 (Amtsbl. 1813 S. 548 u, f.) wegen wirthſchaft⸗ 
licher Unterhaltung der zur Benutzung übergebenen 
Häufer und Ländereien. 

„Den Geiſtlichen, Kirchen und Schulbedienten wird hiermit 
in Erinnerung gebracht: 

1) Daß nach Borſchrikt des A, L. R g II. Tit. 11. g. 
778. 784. 787. Oſtpreuß. Provinz, Recht Zufatz 200 die 
ihnen bewilligte Verwaltung und Nießbrauch der zum Dienſt 
gehörigen Häuſer und Ländereien, die wirthſchaftliche Unter- 
baltung derſelben, fo wie des Felde und Wirthſchaſtsinventa⸗ 
riums mit ſich bringt, daß fie beſonders in Hinſcht der 
Gebäude 
1) alle kleine Reparaturen an den Wohngebäuden aus eige⸗ 

nen Mitteln beforgen müffen, 

2) für kleine Reparaturen find diejenigen zu achten, die ent 
weder gar keine bnaren Auslagen erfordern, oder wo die 
Koſten, von jeder Reparatur einzeln genommen, für den 
Pfarrer nicht über drei, und für den Kirchenbedienten nicht 
über Einen Thaler betragen. 

3) Inſonderheit muß das Ausbeſſern der Thüren, Fenster, 
Defen, Schlöſſer, das Aus weißen der Stuben, das Aus- 
beſſern der Strohdächer mit dem auf dem filande 
erbauten, über die Wirthſchaftsnothdurft befindlichen Stroh, 
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auch die Unterhaltung dergl. innern Pertinenzſtücke der 
Wohnungen und Gebäude, welche ihnen nach einem In⸗ 
ventarium übergeben find, vom Pfarrer und Kirchendedfen⸗ 
ten mit eignen Kosten ohne Rücksicht auf den Betrag ders 
felben, geſchehen, wenn Wohnungen und Gebäude ihnen bei 
Antritt ihres Dienſtes fertig und im tüchtigen Stande 
überliefert worden ſind. 

4) Auch zu größeren Reparaturen der Pfarrgebäude, ſo wie 
zu neuen Bauten, muß der Pfarrer die Materialien, fo weit 
als dieſelben bei der Pfarre über die Wirthſchaftsnothdurſt 
befindlich find, unentgeldlich hingeben. 

5) Bei lutherischen Gemeinden müſſen zu den Wirthſchafts⸗ 
gebäuden der Pfarrer und Küfer die Eingepfarrten, außer 
den Hands und Spanndienſten auch das Stroh zu den 
Neubauten und Reparaturen liefern, wenn ſolches nicht 
nach der Bestimmung zu 4) von den Predigern und übri⸗ 

en mit Dienftländereien verſehenen Kirchenbedienten nach 
ihrer Wirthſchaftsnothdurft aufgebracht werden kann. Eben 
dieſes findet bei den Neformirten in Anſehung der dandge⸗ 
gemeinde fett, in den Städten aber wird Alles vom Das 
tron und der Kirche, wie bei den Kirchenbauten beſorgt. 

6) Die Zäune werden von den Eingepfarrten unterhalten, 
oder fie entrichten an Orten, wo es hergebracht ifi, des 
halb ein beſonderes Zaungeld. 

Dagegen müſſen 
7) Die Pfarrer für die Unterhaltung des Garten, Feld- 
und Wirthichaftsinventariums als Nießbraucher forgen. 
Es il die deſondere Pficht des Patrong und der ZC Aen, 
vorſteher, darauf zu halten, daß der Pfarrer und die Kirchenbe⸗ 
diente die zur Stelle gehörenden Stüde wirthſchaſtlich nüten, 
und daß ein ri Ge und volftändiges Wohnungs⸗ Wirthſchafts⸗ 
Garten- und Feldinventarjum gehalten werde, wie foldes im 
„ R. 1. e. $. 779 und 780 vorgeſchrieben ifte Insbe⸗ 
ſondere erfordert die Sicherheit des Pfarrers und des Kirchen⸗ 
bedienten, bei Antritt des Amtes für die Aufnahme einer be⸗ 
Eër ei Beſchreibung des Zuſtandes der Gebäude und übri⸗ 
gen Nutzungsſtücke zu ſorgen, weil, wenn dies unterlaſſen ift, 
vermuthet wird, daß ihnen das Gebäude in einem guten Baus 
ſtande und Alles im Zuſtande vollſtändiger Nutzbarkeit über⸗ 
zen worden ift; andernfals aber die Beſchreibung zur Richt⸗ 
ſchnur bei der Abgabe des Dienſtes angewendet wird. (A. L. 
R. Thl. J. Tit. 21. $. 48. 112. 119.) 
Die Kommiflarien bei Einführungen und Auseinanderſetzun⸗ 
gen abgehender Pfarrer, Kirchen und Schulbedienten und der 
ren Erben mit dem anziehenden, haben die Inventarien 
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bei dem Dienstantritt der erſten mit dem gegenwärtigen Zu⸗ 
ſtande der Singe zu vergleichen und babei den Abgebenden dieihnen zur 
Laſt fallenden Defekte zu ziehen und ſie aufzufordern, entweder 
die Mängel zu ergänzen, oder fie ersehen zu laffen, von dem 
Zustande der dem neu anziehenden Pfarrer übergebenen Nieß⸗ 
brauchſtücke aber Berzeichniſſe den Rezeſſen beizulegen. 

II. Ueber die Benutzung der Pfarrwälder enthält das A. 
L. R. Thl. II. Tit. 11. §. 804—814. folgende Einſchrän⸗ 
kungen: Bauholz daraus zu verkaufen iſt der Pfarrer nicht 
berechtigt, nur das, über den Bedarf zu Bauten und Re⸗ 
paratuxen an Pfarrer: und Küſtergebäuden überfläfftg vorbans 
dene Bauholz, können die Vorſteher unter höherer Ge: 
nehmigung verkaufen, müſſen aber die baare Löſung zins⸗ 
bar belegen, und dem Pfarrer kommen die Zinſen davon 
nur ſo lange zu, als das Kapital zu jenen Bauten nicht 
verwendet wird. 

Auch Brennholz ift der Pfarrer nur foviel zu verkaufen ber 
rechtigt, als entweder der Pfarrwald in gewiſſe Schläge einge- 
theilt, und ihm ſolchergeſtalt zur Nutzung eingeräumt, oder ihm ein 
gewiſſes Deputat daraus angewieſen ift, und er von dies 
fem etwas erübrigen kann. Außer dieſem Falle darf ein 
Verkauf nur unter den Maaßgaben, wie bei dem Bauholze 
ſtattfinden. 

Bei dem Uebergeben des Dienſtes iſt auch auf die Be⸗ 
ſchaffenbeit der Pfarrwälder und wiefern dabei eine forfimäßige 
Einrichtung ſtattfindet, zu ſehen. 
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Verordnung der Reg. zu Gumbinnen vom 23, 
Juni 4839 (Amtsblatt 1839 S. 529.) Die Verpflichtung 
der Pfarrer und Kirchenbediente zur Unterhaltung 
der Dienſtgebäude betreffend. 

Die gefeglichen Bestimmungen über die Verpflichtung der 
Pfarrer und Kirchenbedienten zur Unterhaltung ihrer Dienſt⸗ 
gebäude (5. 784 bis 787 Tit. 11. Thl. II. A. & R) un- 
terliegen häufig einer verſchiedenen Auslegung und geben bei 
ihrer Anwendung zu mancherlei Zweifel Veranlaſſung. Wir 
baben deshalb über mehrere zweifelhafte Punkte die Entſcheidung 
des Königl. Minifteri der Geiſtlichen u. f. w. Angelegenheiten 
eingeholt und machen nach deren Eingang die nachſtehenden 
Vorſchriſten bekannt; bemerken jedoch zuvor, daß unfere Kom⸗ 
petenz als geiſtliche Oberauſſſchtsbehörde ſich bei vorkommen. 
den Streitigkeiten nur auf Feſtſetzung des Interimiſtiet bes 
schränkt, vorbehaltlich des Rechtsweges für jeden Intereſſen⸗ 
ten, der ſich durch die getroffene Beſtimmung beeinträchtigt 
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glaubt. Bei der Feſtſetzung der Intermiſtican werden uns 
nochſiebende Regeln zur Richtschnur dienen. 

1) Die Pfarrer und Kirchenbedienten müſſen die kleinen Res 
paraturen an den von ihnen benutzten Wohn: und Wirtha 
ſchaftsgebäuden beſorgen. 

2) Für kleine Reparaturen find diejenigen zu achten, welche ents 
weder gar keine baare Auslagen erfordern, oder wo die 
Koſten von jeder einzeln genommen, für die Pfar⸗ 
rer nicht über drei, und für die Kirchenbedienten nicht über 
einen Thaler betragen. 

3) Außerdem aber müſſen Thüren, Soe, Qefen und 
Schlöſſer und andere dergleichen innere Pertinenzſtücke der 
Gebäude von den Nießbrauchern auf eigene Kosten, ohne 
Rückſicht auf den Betrag derſelben, unterhalten werden. 

4) Auch zu größern Reparaturen des Pfarrgebäudes, fo wie 
zu Neubauten muß der Pfarrer die Materialien, ſoweit als 
dieſelben bei den Pfarren über die Wirthſchaftsnothdurft ber 
ſindlich find, unenkgeldlich hergeben. 8 

5) Unter dem ad 3 gebrauchten Ausdruck Unterhalten find 
nur Reparaturen und nicht Neubauten zu verſtehen. Eine 
Reparatur eines ad 3 genannten Pertinenzſtäckes eines Gebäudes 
iſt eine ſolche Wiederherſtellung, wobei dieſes Stück in feiner weſent⸗ 
lichen Form und in feinen weſentlichen Beſtandtheilen noch daſſelbe 
bleibt, und die daran vorzunehmende Arbeit ſich entweder nur auf 
eine Nachhülſe ic obe e der Theile ohne neue Hin⸗ 
zufügung eines folchen überhaupt beſchränkt, oder dasjenige, was 
neu hinzugefügt wird, nur in ſolchen Theilen beſteht, bei deren 
Abweſenheit das fragliche Gebäudepertinenz, wenn auch 
schadhaft, doch nicht in feiner Eriftenz überhaupt vernichtet 
fein würde. Neufertigung des Gebäudepertinenzſtückes ift 
hingegen in dem Falle vorhanden, wo der fragliche Gegen- 
ſtand entweder aus gänzlich neuem Material angefertigt wird 
oder das, was an dem unbrauchbar gewordenen Stück noch 
in Anwendung kommt, zu der ganzen Substanz des hergeſtell⸗ 
ten Objekts nur in dem vorbezeichneten Verhältniß eines die 
Existenz des fraglichen Gegenſtandes nicht unmittelbar bedin⸗ 
genden Theiles ſteht. 

6) Bei den Reparaturen an Fenſtern und Thüren und an- 
dern . innern Pertinenzſtücken wird das erforderliche 
Holz nicht aus den Königl. Forsten frei verabreicht, da dies 
fe Pertinenzſtücke des Dienfigebäudes nach den geſetzlichen 

Vorſchriſten von dem betreffenden Kirchenbeamten auf vefs 
ſen Koſten in Reparatur erhalten werden müſſen, hierzu 
aber die Lieferung des zu den bloßen Reparaturen erforder⸗ 
lichen Materials gehört. 
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7) Aus gleichem Grunde hat der Pfarrer und Kirchenbediente 
auch die Hand- und Spanndienſte bei den in Rede Dekonten 
Reparaturbauten auf eigne Koften zu beſchaffen. ` 

8) alle fonflige Reparaturen, die ein Handwerker an einem 
Gebäude gleichzeitig auszuführen bat, oder wo zwar bie 
5 Handwerker, jedoch nur zur Wiederherſtellung 
eines und des nämlichen Gegenſtandes am Gebäude 
Saen wird, gelten für einen Reparaturfall. Bei der 

chätzung dieser vorzunchmenden Reparatur werden nicht 
nur die Koſten der Handwerferarbeit, fondern auch die des 
Materials, und die Hand: und Sponndienſie in Berechnung 
gezegen. Nach dieſen Borſchriften ift in Zukunft genau zu 
verfahren. Sämmtliche Kirchenkollegien Königl. Patronats 
baben, wie dies bereits früher vorgefchrieben ift, bis zum 
1. Oftober jeden Sabres durd) bierber einzureichende Banats 
tefte der Kreisbaubeamten die vollſtändige Erfüllung aller 
auf eigene Soften ihnen obliegenden Bauleiſtungen nachzu- 
weiſen. Den Landräthen und Superintendenten machen wir 
ur Pflicht, bei Mevifion der Kirchenkaſſenrechnungen keine 

E Reparaturen, die den Niepbrauchern obliegen, etwa in 
Ausgabe geſtellten Beträge paſſiren zu laſſen. Die Kreis⸗ 
baubeamten weifen wir an, bei den zu fertigenden Anſchlä⸗ 
gen von Reparaturbauten, fo wie bei ben von den Kürchenkolle. 
gien ihnen zur Ausſteung der Aitefte zugehenden Rechnun⸗ 
gen, fih nach dieſen Vorſchriften zu richten. 

. Den Privatpatronen überlaffen wir, darauf zu fehen, daß 
die Pfarrer und Kirchenbediente bei Kirchen ihres Patronats 
ihren Verpflichtungen zum Unterhalt der ihnen zum e 
eingeräumten Gebäude nach den hier aufgeftellten Vorſchriften 
nachkommen. 


LECH 


Reſc. v. 9. Dezember 1833 (v. K. Ann. 1834 S. 
702.) betreffend die Verpflichtung der Pfarrer und 
Schullehrer, kleine Reparaturen an ihren Dienſtge⸗ 
bäuden aus eigenen Mitteln zubeſtreiten. 

Das Ministerium hat, wie der Königl. Regierung in Verfolg der 
vorläufigen Verfügung vom 18. Februar d. J. bekannt gemacht wird, 
nicht blos den von der Königl. Regierung in dem Bericht vom 4. 
Oktober v. J. zur Entſcheidung geſtellten Zweifel über die Ver⸗ 
dene der Pfarrer und Schullehrer, kleine Reparaturen 
in ihren Dienſtgebzuden aus eigenen Mitteln zu befreite, zum 
Gegenſtande der Verhandlung mit dem Königl. Juſtizminiſte⸗ 
rio gemacht, ſondern auch die Bedeutung des in dem Publ. 
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Patent zum oſtpr. Prov.-Recht vom 6. März 1802 aufgenom 
menen det daß es in Abficht des Kirchen. Schuls und 
Armenweſens bei der bisherigen obſervanzmäßigen Dienfiverfaf- 
fung fo lange verbleibe, bis durch allgemeine Verordnungen 
über diefe Gegenſtände nähere Vorſchriften ertheilt fein würden. 
ius den, zwiſchen dem damaligen geiſtl. Departement und dem 
ZA ler von Goldbeck, bei Redaktion des oſtpr. Provinzi⸗ 
alrechts ſtattgehabten Verhandlungen ergiebt fidh, daß der Bors 
behalt im Patent vom 6. März 1802 keineswegs alle, das 
Kirchen- und Schulwesen angehende Obſervanzen, Statuten 
und Provinzialgeſetze, inſofern das oſtpreuß. Provinzia l 
recht über deren Gegenſtände abweichende Beſtim⸗ 
mungen enthält, noch als gültig erklärt, ſondern daß Dé je- 
ner Vorbehalt Lediglich auf diejenigen Anordnungen über das 
Kirchen und Schulweſen bezieht, welche die Dienſtverfaſ⸗ 
fung betreffen. Dieſe find, weil fie keine Privatrechtöverhälts 
niſſe betreffen, ganz eigentlich reglementariſcher Natur, ges 
bören ſchon deshalb nicht in ein Geſetzbuch, und waren zur 
Zeit der Emanation des Prov. Rechts in beſonderen Regle⸗ 
ments enthalten, deren Reviſton ebenfalls wieder neueren regles 
mentariſchen Verordnungen vorbehalten bleiben ſollte. Zwar 
war hiernach der Vorbehalt eigentlich überſtäſſig, weil er fidh 
in der vorgedachten Beſchränkung von ſelbſt verſtand, indeß 
eben, weil er überflüßig war, trug man nach dem allerdings 
nicht richtigen Grundſatz, susperflua non nocent, kein Be- 
denken, zur Beſeitigung der gegen mehrere Beſtimmungen des 
Provinzialrechts gemachten Erinnerungen, den gedachten Bore 
behalt aufzunehmen, auch wollte man wohl der irrthümlichen 
Anſicht ausdrücklich begegnen, als ob auch die zur Zeit der Emar 
nation des Propinzialrechts geltenden provinziellen Dienft 
Reglements durch letters abgeſchafft wären. Der Worl 
halt bezieht fih daher keineswegs auf ſolche Obſerbanzen und 
Gewohnheiten, welche Rechtsverhältniſſe zum Gegen: 
ſtande haben. In Beziehung derfelben ift zu erwägen, daß 
das Patent vom 6. März 1802 unmittelbar von jenem Vorbe⸗ 
halt auf die im Patent vom 4. Auguſt 1800 enthaltenen 
Maaßgaben und Beſtimmungen verweiſefl. Mit dieſem Patent 
war der Theil des Prov. Rechts publicirt worden, welcher 
die Zuſätze zum erſten Theil und die 4 erſten Titel des zweiten 
Theils zum . L. M. enthält. Die Art. II. und III. des 
letztgedachten Patents und der zweite Zuſatz zum F. 3 und 3 
der Einleitung laffen aber keinen Zweifel darüber: 
1) daß diejenigen Propinzialgeſetze und Verordnungen, welche 
nicht in das Provinzialrecht aufgenommen worden, für auf» 
gehoben zu erachten find, mit alleiniger Ausnahme derje- 
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nigen, welche Feine Rechtsmaterien, ſondern bloß Finanze 
oder Poligeieinrichtungen betreffen; 8 
2) daß nach dem erſten Januar und beziehungsweiſe den 
1. September deſſelben Jahres auf alle ungeſchriebne Rechte 
und Obſervanzen, welche von den Vorſchriften des 
Provinzialrechts und des A. L. R. abweichen, weiter 
keine Rücksicht genommen werden fol, In Gemäßheit dieſer 
Grundſätze des Art. VII. des Patents wegen Publikation 
des A. L. R. vom 5. Februar 1792 und des §. 4 der Ein⸗ 
leitung zum A. L. R. ſind daher von den Gewohnheiten und 
Obſervanzen, welche zur Zeit der Emanation des Provins 
Falrechts in der Provinz geſetzliche Kraft hatten, jedoch in 
das Provinzialgeſetbuch nicht aufgenommen worden 
find, nur diejenigen ausnahmswelſe als nicht aufgehoben 
und noch gültig beftehend zu erachten; 1) welche einen Ges 
genſtand betreffen, worüber das Provinzialrecht ſchweigt, 
und das Landrecht auf wobl hergebrachte Gewohnheiten ei⸗ 
nes Orts oder des Diſtrikts verweiſt; 2) auf welche das Pros 
vinzialrecht ſelbſt hinweiſet und 3) welche nur etwas beſtim⸗ 
men, was in den Gefehen unentſchieden gelaffen worden, bis 
zum Erſolge einer geſetzlichen Beſtimmung. — Da nun die 
Bestimmungen über die Verpflichtung zu den Neparaturko⸗ 
fien der Dieniwohnungen beizutragen, als das desfalſtge 
Rechtsverhältniß zwiſchen der Kirche und Schulgemeine de 
nerſeits und den Geiftlichen und Schullehrern anderſeits ber 
ſtimmend, nach obiger Darſtellung zur weitern Regulirung 
nicht vorbehalten find, provinzialrechiliche Anordnungen das 
rüber jedoch nicht erifffren, fo müſſen 
A. L. R. Thl. II. Tit. 11. 8 784 


Es iſt Sache derer, wechen die Baulaſt obliegt, ihr Recht 
bierbei und ihren Vortheil wahrzunehmen, und bei den Kir⸗ 
den, und Schulvifitationen dahin zu ſehen, daß das geschehe, 
was das Geſetz im Betreff der Reparaturen vorſchreibt. 
Aber weil dies Schwierigkeiten hat, oder doch von den ei⸗ 
gentlichen Intereſſenten, deren Recht nicht gehörig wahrgenom⸗ 
wird, den Geiſtlichen und Schullehrern gegen den zweifello⸗ 
fen Sinn des Geſetzes, welches die Unterhaltung und Repa⸗ 
ratur von einem Neubau febr beſtimmt unterſcheidet, diefe bes 
deutenden Verpflichtungen aufzulegen, kann das Minifterium 
weder für recht noch für angemeſſen erachten. 
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13. 

Circ.⸗R. vom 17. März 1842 (Miniſt.⸗Bl. 1842 
S. 111.) betreffend die Beſtreitung der kleineren 
Reparaturen an den Dienſtwohnungen der Geiftlis 
chen, Kirchenbedienten und Schullehrer. 

Es find Zweifel darüber entflanden, ob den Pfarrern und 
Kirchenbedienten und in analoger Anwendung auch den Shul- 
lehrern nach $, 784 u. f. Tit. 11 Th. II. A. E. R. unbedingt 
die Verpflichtung obliegt, die an ihren Dienſtwohnungen vore 
fallenden kleineren Reparaturen aus eigenen Mitteln zu beſtrei⸗ 
ten; oder ob dieſelben, wie es in vielen Fällen geſchehen, ſich 
auf eine von dieſen Vorschriften abweichende, Örtliche Obſervanz 
dahin berufen können, daß die kleineren Reparaturen von den 
Kirchen, Schul, oder Gemeindekaſſen getragen werden müſſen. 

Durch Eirc. V. vom 17. Juli v. J. find hierüber die Ber 
richte und gutachtlichen Vorſchläge ſämmtlicher Königl. Regies 
rungen erfordert worden, und es bat fidh aus denſelben ergeben, 
daß in den einzelnen Landestheilen zum Theil nach ſehr vers 
ſchiedenartigen Grundfägen verfahren wird. 

Um dieſe Verſchiedenheit zu beſeitigen und eine gleichſör⸗ 
mige, den Gerechtſamen der Betheiligten entſprechende Anwen⸗ 
dung der geſetzlichen Beſtimmungen in den einzelnen Landes⸗ 
theilen zu vermitteln, werden nachſtehende Grundſätze als Anz 
halt dienen: < 

I) In denjenigen Provinzen und Landestheilen, in welchen die 
Verpflichtung der Geiſtlichen, Kirchenbedienten und Schul⸗ 
lehrer, zur Unterhaltung ihrer Wohnungen beizutragen, durch 
ein beſonderes Provinzialgefeg näher beftimmt ift, behalt 
es bei den Vorſchriſten dieſes befondern Provinzialrechts 
fein, Bewenden. 5 

2) Griftirt dagegen ein befonderes Provinzialgeſez nicht, und 
muß auf die Vorfchriften des A. E. N. zuräckgegangen 
werden, fo beſtimmt daſſelbe im Th. II. Tit. 11 $. 784 u. 
f als Regel: 

daß die Pfarrer und Kirchenbedienten die innern 
Pertinenzſtücke ihrer Amtswohnungen, ohne Rückſicht auf 
den Betrag, auf eigene Kosten zu unterhalten, andere 
kleine Reparaturen aber, bis zu dem Betrage von drei 
refp. einem Thaler aus eigenen Mitteln zu beſtreiten haben. 

Die Verpfichtung der Pfarrer und Kirchenbedlenten zur 
Unterhaltung der innern Pertinenzſtücke erſtreckt ſich jedoch nur 
auf die gewöhnliche Unterhaltung der dem Wohnungsbe⸗ 
rechtigten in brauchbarem Stande übergebenen Gegenſtände, nicht 
auch auf deren Erneuerung, fofern dirſelben, ohne Berfchuls 
den des Wohnungsberechtigten durch Alter, Zufall oder Bers 
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nachläßigung des Amtsvorgängers unbrauchbar geworden find. 
Im letzteren Falle bleibt den Kirchenkaſſen nur der Rückgriff 
an den Vorbeſiter oder deffen Erben vorbehalten. 

Die Regel des A. L. R. leidet eine Ausnahme, wenn 
durch ſpeziellen Rechtstitel, insbeſondere durch eine, bei der 
Kirche hergebrachte, befondre Obfervanz, die Kirchen kaſſe mit 
der Beſtreitung der kleinern Reparaturen belaſtet iſt. 

Die Rechtsbeſtändigkeit einer foldjen Obſervanz folgt aus 
dem $. VII. des Publik. - Patents vom 5. Febr. 1794, Diefer 
Vorſchrift zufolge, follen die mit den Beftimmungen des A. L. 
R. nicht übereinſtimmenden Gewohnheitsrechte und Obſervanzen 
ert nach Ablauf des zur Redaction der beabſichtigten Provins 
zial Geſesbücher angeordneten Termins, oder — wie in dem 
Urtheile des Geh. Ober⸗Tribunals vom 18. Februar 1837 ab- 
gedruckt in den Entſcheidungen deſſelben, herausgegeben von 
Simon und Strampf Bd. II. S. 232 u. f. nachgewieſen 
ift — ert nach Publikation dieſer Provinzial⸗Geſetzbücher ſelbſt 
ihre Geltung verlieren, inſofern diefelben nicht in das Prov. Ges 
ſetzbuch mit aufgenommen find, oder in den Geſetzen auf der 
gleichen Obfervanzen verwiefen wird. 

Die Abfaſſung des Prov.⸗Geſetzbuchs ift bisher nur für 
Oſtpreußen zu Stande gekommen, und iſt daſelbſt die in das 
Prov.⸗Geſetzbuch mit aufgenommene Borſchrift des . 784 
1. eit. gleichförmig zur Anwendung gebracht worden. 

In allen übrigen Landesthellen, in welchen das A, L. R. 
durch das Publikations-Patent vom 5. Februar 1794 Geſetzes⸗ 
kraft erhalten hat, find die zu Gunſten der Pfarrer und Kite 
chenbedienten von der gemeinkechtlichen Regel des §. 784 u. f. 
abweichenden Spezial- Obſervanzen nicht außer Kraft geſett 
und müffen daher auch fernerhin noch beobachtet werden. 

Daſſelbe gilt von denjenigen Landestheilen, in welchen 
früher das franzöſiſche Civll⸗Geſetbuch gegolten hat, ſpäter aber 
das A. L. R. eingeführt worden if. 

Das franzöſiſche Civil⸗Geſetzbuch erſtreckt fih nur über 
die Privatverhältniſſe und läßt die kirchen recht⸗ 
lichen BVerhältniffe der einzelnen Parochieen, Geiſtlichen und 
Gemeinden unberührt. Durch die in demſelben enthaltenen 
Borſchriſten über den Nießbrauch ift daher auch nur der Um- 
fang des auf einem privatrechklichen Titel beruhenden 
Nießbrauchsrechts beftimmt, während der Umfang der mit ei⸗ 
nem Kirchenamte verbundenen Nutzung einer Amtswohnung 
auch unter der Herrſchaft des franzöſifchen Eivilgeſetzes aus den 
beſondern, kirchenrechtlichen Beſtimmungen zu beurtheilen war. 
Bei der Einführung des A. L. R. in dieſe Landestheile find 
durch die Publikationspatente vom 9. September 1814, 9, Nos 
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vember 1810 und 25. Mal 1818 bie durch die vorausgegangene 
Geſetzgebung nicht aufgehobenen Prov.⸗Geſetze u. Gewohnheiten 
auch fernerhin noch als geltend anerkannt worden. 

In den ehemals zu 1 gehörigen Landesthellen 
ift zwar ſchon vor der fpätern Einführüng der franz. Geſebge⸗ 
bung durch Allerh. Deklaration vom 30. April 1797 das A. L. 
R. in Kraft eines nicht blos ſubſidiär, fondern allgemein gül⸗ 
tigen Geſetzes und mit Aufhebung aller frühern Geſetze publi⸗ 
aitt geweſen; es hat aber durch jene Deklaration die vorge 
fundene, auf Lokal- Obſervanz und ſpezielle Titel begründete 
innere Berfaſſung der einzelnen Kirchengemeinden nicht geän⸗ 
dert werden können, und haben die Pfarrer und Kaperfleten 
in ihrer damals beſtehenden Gerechtſamen keine nachtheilige Berz 
änderung erfahren. 

In denjenigen neuerworbenen Landestheilen endlich, in 
welchen das franz. Civiigefepbud früher nicht gegolten hat, 
find durch die Publikations⸗Patente v. 15. Novbr. 1816 und 
21. Juni 1825 die beſondere Rechte SC? Gewohnheiten der tin- 
zelnen Provinzen und Orte auch bei Einführung des A. L. R. 
beibehalten worden. j 

Die Vorſchrift des $. 784 u. f. Th. II. Tit. 11 A. L. R. 
kaun daher nur dann in Anwendung gebracht werden, wenn 
weder ein ausdrückliches Prov. Geſetz, noch eine bis dahin bes 
ſtandene abweichende Spezial⸗Obſervänz, noch ein befonderer 

Rechtsritel entgegenſteht. 

3) Was die Schullehrer anbetrifft, ſofern ditſelben nicht 
zugleich als Kirchenbediente angeſtellt find, und als folde 
unter der Bedingung des g. 784 ib, eine kirchliche Umts- 
wohnung benutzen — fo ift eine Verpflichtung, die Pleine- 
ren Reparaturen an ihren Wohnungen aus eigenen Mitteln 
zu beſtreiten, ihnen nicht auferlegt. Die 69. 18 und 19 
Th. II. Tit. 12 A. E. R. legen nur den Gebäuden und 
dem Vermögen der Schulen gleiche Rechte wie den Kirchen 
bei, unter befonderer Bezugnahme der $S. 170 u. f. u. 192 
f. Th. II. Tit 11. Abſch. IV. (Die in den ältern Ausgaben 
befindliche Bezeichnung: Sect, IX. und in den neuen Aus ga. 
ben Abfchn. 9 beruht auf einem offenbaren Zahlendruckſehler.) 

Aus diefer Beſtimmung kann nicht gefolgert werden, daß 
ES Schullehrern gleiche Verpflichtungen bei Unterhaltung ihrer 

obnungen obliegen follen, wie den Pfarrern und Kirchenbe⸗ 
dienten in Abſchnitt 10 b. 784 f. auferlegt find, 

In Ermanglung beſondrer Prov. Gefege oder eines fpes 
ziellen Rechtstiteis kann daher nur die Vorſchrift des F. 34 
0. II. Tit. 12 zu Gunſten der Schunehrer zur Anwendung 

gebracht werden, welche die Unterhaltung der Schul meiſter⸗ 
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wohnungen ohne Einſchränkung den zur Schule gewieſenen 
Einwohnern als eine gemeine Laft auferlegt. 

4) Der Nachweis einer, den Vorſchriften des . 784 u. f. 
ib. derogitenden Spezialobſervanz ift nach den allgemeinen 
rechtlichen Erſorderniſſen zu führen. Insbeſondere wird die⸗ 
fer Nachweis alsdann für vollbracht zu erachten fein, wenn 
durch Vorleguag der vorſchriftsmäßig revidirten Kirchenrech⸗ 
nungen dargethan werden kann, daß die Ausgaben für leie 
nere Reparaturen, unter ſtillſchweigender Genehmigung der 
geiſtlchen Obern, feither Wé aus der Kirchenkaſſe 
entnommen worden find. 

5) Wünſcht eine Gemeine die Kirchenkaſſe von der ihr bisher 
obfervanzmäßig obliegenden Verpflichtung zur Erftattung der 
kleinen Reparaturen zu befreien, und diefe Verpflichtung auf 
den Geiſtlichen oder Kirchenbedienten zu übertragen, fo kann 
dies unter Genehmigung der geiſlichen Obern nur dadurch 

eſchehen, daß die Stelle felbft nicht geſchmälert, und dem 

Seiftichen oder Kirchenbedienten für die Uebernahme der 
kleinen Reparaturen ein entſprechendes Durchſchnittsquantum 
aus der Kirchenfaffe vertragsmäßig gezahlt wird. 

6) In denjenigen Fällen, in welchen den Geiſlichen, Kirchen. 
bedienten oder Schullehrern die Verpflichtung zur Beſtreitung 
der kleinern Reparaturen obliegt, haben die geiſtlichen Obern 
und Inſpectoren darauf zu ſehen, daß die Wohnung 
dem Berechtigten in gutem Stande überliefert werde, und 
die Aufnahme eines gehörigen Uebergabe⸗ Protokolls zu 
veranlaſſen. 

Die Königl. Regierung wird angewieſen, nach dieſen 
Grundſätzen zu verfahren, und im Falle eines Widerſpruchs 
der Patrone und Gemeinden, die letztern bei vorkommender 
Gelegenheit auf den ihnen zuſtändigen Rechtsweg zu verweiſen. 


Amt, 


Circ. V. der Reg. zu Königsberg v. 24 Februar 
1843 No, 1°), III. 

Um die gegründeten Beſchwerden der mit Brennholz. Des 
putaten aus Königl. Forſten verfehenen Geiftlichen und Schul 
lehrer wegen Abgabe frifch eingeſchlagener Deputathölzer abzu 
Delen, ift höheren Oris beſtimmt worden, daß an dieſelben aus 
den Königl. Forſten wenn nicht abfolute Hinderniſſe entgegen. 
fieben, Betz trockene Hölzer verabreicht werden follen, 
Die Abtheilung unſeres Colegii für die Verwaltung der erc 
ten Steuern und der Domainen und Forſten hal in Folge defz 
fen unter dem 3. v. M. die Königl. Oberförftereien angewieſen, 
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fen, aus dem Einſchlage jedes laufenden Wirthſchaftsjahres ſtets 
folche Quantitäten zur Abgabe an die Geiſtlichen und 
Schullehrer zu reſerviren, als nach dem Etat und den ber 
ſonderen Anweiſungen nothwendig find. Die Befriedigung des Be 
darfs der Umgegend foll hiebei nur ſoweit zur Berückſichtigung 
kommen, als dies ohne alle Gefährdung der Abgabe 
von trockenen Deputathölzern für die Geiſtlichen und 
Schullehrer geſchehen kann. 

Da die Forſtverwaltung inde das vorgeschriebene Princip, 
die Naturalrechnungen jedes Jahres ohne Beſtände abzuſchließen, 
festzuhalten hat: fo it die Anordnung erforderlich geworden, 
den, daß die Abgabe der an die Geiſtlichen und Schullehr 
rer zu verabfolgenden Deputathölger ſchon im Dezember des 
vorhergehenden oder ſpäteſtens bis zum 5. Januar jedes laufen» 
den Jahres bei den Königl. Oberförſtereien beantragt und die 
Nebenkoſten bis dahin ebenfalls berichtigt werden, damit der 
Anweiſezettel ausgeſtellt und die Ueberweiſung des Holzes deme 
nächſt erfolgen kann. Wird dieſer Termin nicht eingehalten, 
fo ſind die Königl. Oberförſtercien befugt, über die zu diefer 
Zeit noch vorräthigen Beſtände anderweit zu disponiren, und die 
Deputanten haben es dann lediglich Dé ſelöſt zuzuſchreiben, 
wenn fie von der ihnen eingeräumten Begünſtigung auegefchlofe 
ſen werden müſſen. ? 

Wir veranlaffen baber die ıc. dafür zu forgen, daß die zu 

blenden Nebenkoſten von den dazu verpflichteten Kirchen, und 
Saufgemeinen fo zeitig. zufammengebracht werden, daß ſchon 
im Dezember jeden Jahres die Anweiſung des Holzes bei den 
betreffenden Oberförſtereien beantragt werden kann, 


141. 


V. der Reg. zu Gumbinnen vom 2. Juni 1844 
(Amtsbl. S. 106.) wegen der Abfuhr des Deputatbrenn⸗ 
materials der Geiſtlichen und Schullehrer. 

In letzter Zeit find häufige Beſchwerden über die ſchlechte 
Beſchaffenheit des Deputat⸗Torſes, fo wie darüber, daß die 
Empfänger nicht zeitig in den Beſitz des Deputatholzes geſetzt 
werden, vorgekommen. Dieſe Uebelſtände führen Verlegenhei⸗ 
ten herbei, welche zum größten Theil in der verzögerten Abe 
fuhr des Materials ihren Grund haben. Zur Vermeidung der⸗ 
ſelben ordnen wir daher Folgendes an: Die Herren Oberför⸗ 
fer und Torfverwalter, welche in der Regel ſchon im 
Monat Mai im Stande find, die Forderungskoſten des Tore 
zu berechnen, haben den Betrag derfelben pro Klafter, ſobald 
Bei feſtgeſtellt werden Fann, den Herren Landräthen derjeni⸗ 

Handb. üb. b. Firchl. u. Schul, Geſetalb. 57 
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gen Kreiſe, in denen ſie Deputat⸗Empfänger zu befriedigen ha⸗ 
ben, ungeſäumt anzuzeigen, wonächſt letztere dieſe Koſten auf 
die betreffenden Gemeinen und Sozietäten zu repartiren und deren 
Einziehung zu verfügen haben, damit durch das Fehlen derfel- 
ben in der Folge die Abfuhr ſelbſt nicht behindert werde. 

Die mit der Einziehung der beregten Koflen beauftragten 
Beritt⸗ und Dorfſchulzen haben dieſelbe ſofort zu bewirken und 
die eingezognen Beträge an den Pfarrer und Schulinspektor 
einzufenden, ſich darüber aber, daß ſolches geſchehen, bei dem 
Landrath durch Vorzeigung der darüber ſprechenden Quittung 
auszuweiſen, 

Die Herren Pfarrer führen die Gelder qu, unter Einſen⸗ 
dung ihrer Quittungen und derjenigen ſämmtlicher Lehrer ih- 
rer Inſpektion über das betreffende Deputat⸗Brennmaterial, 
an die. betreffende Forſikaſſe ab und ertrahiren dagegen von 
derſelben die erforderlichen Anweiſezettel, welche fie dann un⸗ 
verzüglich an den Landrath fenden, 

Die Oberfönſter und Torf⸗Verwalter ſind bereits angewie⸗ 
ſen, die Landräthe ohne Verzug zu benachrichtigen, ſobald der 
Torf fertig ift. und in Empfang genommen werden kaun. Letz, 
tere, haben, demnächſt. den, Anweiſetermin nachzufuchen, die 
Abfuhr anzuordnen und ſolche, fo: wie die Anfuhr, nach den 
dies fälligen Vorſchriſten bewirken zu laſſen. 4 

Ebenſo ſind die Herren, Oberförfter, bereits im Monat 
Oktober in den Stand geſetzt, die Holzart und die Sortimente, 
in denen das Deputatholz des laufenden und bezüglich des 
nächſten Jahres abgegeben werden kann, fo wie die Forderung 
Schläger und Rodungskoſten ren Lane und wir machen es 
denſelben zur Pflicht, die Herren Landräthe davon underzüg⸗ 
lach zu benachrichtigen, ſobald dieſes feftfteht, desgkeichen die 
Beträge anzugeben, weiche zur Ausgleichung des Tarwerthes 
Seitens der Deputat; Empfänger. in den Fällen zu zahlen find, 
in welchen das Deputatholz in den abzugebenden Holzarten und 
Sortimenten nicht verabfolgt werden kann. 

In dem letzteren Falle haben die Herren Landräthe die 
Deputat⸗Empfänger davon in Kenntniß zu ſetzen, wegen Eine 
alehung der Förderungskoſten und Extrahirung der Anweiſezet⸗ 
tel aber in derſelben Art zu verfahren, wie ſolches in Betreff 
des Zort vorgeschrieben worden, demnächſt SD den Hol 
weiſelermin nachzuſuchen und die Abfuhr bewirken zu la 
Bemerkt wird, daß die Herren Oberförſter ſchon früher dabin 
Se das GN GE SUSE ER nach 

intritt des neuen verabſolgen zu laſſen. 

Da, E Torf darauf antommt, ibn ſo zeitig abzufahe 
ren, daß die in der ſpätern Jahres zeit eintretende, häufig ane: 
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R. v. 16. Dezember 1833 betreffend das Rechts ⸗ 
verbältniß in Anfehung der van einem Pfarrer 
auf Pfarrgrundſtäcken errichteten Gebäude. 

Dem Königl. Sand: und EE wirb auf den, Ber 
richt vom 23. v. M. betreffend die Aufnahme eines Schen⸗ 
kungsvertrages ede dem Pfarrer O zu B. und den Vor- 
ſtehern det dortigen Kirchengemeinde, unter Rückſendung der 
mit eingereichten Akten hierdurch kt eröffnet; 

Es handelt ſich in dem vorliegenden Sr von einer 
Scheune, welche der Pfarrer G. auf dem der Kirche zu B. 
hörigen Grund und Boden erbaut Hat. Die Auseinander⸗ 
$ WEE dem abgehenden Pfarrer oder deſſen Erben und 
der Kirche in Anſehung det Substanz geſchieht E? 23 
Tit. 11. Tbl. II. l. L. R. zu Felge nach der Lehle 
= er E Bug Ge Ss 

e GR. „ welche bei d 
braucher A8, p Me d 


werben m, im $. 824 auf jene Geſetze 
verwieſen. 


den S$. 124 segu. 130 und 131 Tit. 21. SN. I. 
ES? 2 EE CH raucher, falls Se Sai 
ſchriftlich iu die Verbeſferung eingewilligt hat, due dr er⸗ 
gütigung dafür zu verlangen: fehlt aber zu der fcheiftliche Confens, 
fo hat er nur die Befugniz die Verbeſſerung zurückzunehmen, for 
weit die e in Ge Stand wleder hergeſtellt werben 
kann, in welchem ſie ſich vor der Verbeſſerung befunden bak. 
erna kann kein Ze darüber dés daß der 
irrer ©. di er Scheune nicht der Eigenthu⸗ 
mer derſelden, als einer unbeweglichen Sache geworden ifte 
eit der Fälle, entweder it dek Led a 
it de „en Bergi zu fordern, oder die 
Mat GH 1 
oe 
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Die Erben des verſtorbenenen Pfarrers G. haben daher 
auch nur dieſes Recht allein dem Pfarrer O gegen Zahlung 
der 120 Thlr. veräußern können, und der Schenkungsvertrat 
welchen der letztere beabfichtigt, konnte fomit wiederum nur die 
ihm nach Vorschrift des A. L. R. Thl. I. Tit. 21 8, 124 — 
131 und Thi. II. Tit. 11. 88. 823 und 824 zustehenden 
Rechte auf Vergütigung oder auf Zurücknahme der Materialien 
zum Gegenſtande haben, 

Daß nun die Kirchenvorſteher als ſolche, vermöge der ih 
nen nach 88. 157. 217 und 619 Tit. 11. TH. II. A. L. R. 
zustehenden 1 010 5 8 des Kirchenvermögens jedenfalls bered- 
ligt ſind, ein ſolches Geſchenk anzunehmen; darüber kann kein 
Bedenken obwalten. 

Wenn der §. 109 Tit. 18. Thl. I. A. L. R. vorschreibt, 
daß zu Schenkungen aller Art im Namen des Machtgebers 
eine Spezialvollmacht nolhwendig fei, fo ift hier von der Bere 
äußerung durch Schenkung, nicht aber von der Annahme 
einer folden die Rede. Nach S. 1060 Tit 11. kann fogar, 
wenn der Beſchenkte aus den dort angeführten Urſachen, die 
Abſicht das Geſchenk annehmen zu wollen, nicht äußern kann, 
ein jeder Dritte zu feinem Beſten acceptiten. um fo mehr 
ift es befremdend, daß das 19 05 Land: und Stadtgericht 
die Ce E der Vorſteher, das Geſchenk zu acceptiren, bes 
zweifeln kann. 

Da die Zuwendung offenbar weniger als 1000 Thlr. bes 
trägt, indem der Geſchenkgeber die Rechte, welche er auf die 
Kirche übertragen will, für 120 Thlr. erworben hat, fo bedarf 
es nach dem Geſetz vom 13. Mai d. J. $. 1 und 2 zur Gül- 
tigkeit der Schenkung auch nicht des Confenfeß des Landes. 
herrn oder der vorgeſetzten Behörde, fondern es ift nur erfor⸗ 
derlich, daß die Vorſteher der letzteren die dort vorgeſchriebene 
neige machen. 

en dem Ankauf eines Grundſtücks, zu welchem es 
nach $. 106 Tit. 13. Thl. I. A. L. R. einer Spezialvollmacht 
bedarf, kann nach dem Vorbemerken hier überall nicht die 
Rede fein, Der von dem Königl. Land⸗ und Stadtgericht ans 
geführte Umftand: 

daß die Kirchengemeinde durch die Erwerbung der Scheune zu 

neuen Beiträgen zur Unterhaltung derſelben verpflichtet wer⸗ 

den würde, 
iſt theils aus den von dem O. L. Ger. zu Inſterburg in den 
Verfügungen vom 10 Juli und 21. Auguft v. J. enthaltenen 
Gründen, theils um deshalb unpaſſend, weil die Scheune bereits der 
Kirche gehört, und hier nur davon die Rede ift, daß der zeis 
tige pfarrer, als Cefſonar der Erben feines Vorgängers, ſich 
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zum Beſten der Kirche EE des Rechts begeben will, 
Vergütung zu ſorder oder die 0 TS weg zu nehmen. 
— Ui 

V. d. Reg. zu Gumb: v. 13. Mai 1841 (Amtsbl. 
1841 S. 89) wegen der Einrichtung von Privatge⸗ 
bäuden auch der Pfarrers u. Schul⸗Etabliſſemenks. 

Durch unſre Circulair: Verfügung an die Herren Supes 
rintendenten v. 4. März d. J. iſt angeordnet worden, daß die 
Herren Geistlichen und Lehrer gehalten fein follen, zur Errich⸗ 
tung von Privat⸗Gebäuden und Anbauten, welche die Herren Zug, 
nießer neben der zur Nutznießung ihnen überwieſenen Wohn: und 
Wirthſchafts⸗Gebäuden auf dem Dienſtgrundſtücke erbauen wollen, 
durch die Herren Superintendenten unſte Genehmigung einzuholen. 

Zur Vermeſdung dieſfeliger Rückfragen in jedem einzelnen 
Falle, beſtimmen wir hierdurch, daß die Herren Superinten⸗ 
denten die ihnen biesfällig eingereichten Anträge, infofern fie 
nicht Veranlaſſung haben, dieſelben ſofort zurückzuweiſen, durch 
die Herren Landräthe an uns zu befördern haben, damit auch 
dieſe ihr Gutachten über die reſp. Anträge fogleich beifügen 
können. Dieſes Gutachten der Herren Landräthe hat vorzugs⸗ 
meife die Buläßigkeit des beantragten Baues oder Anbaues in 
polizeilicher Rückſicht zum Gegenftande. Zur diesfälligen leich⸗ 
ten Beurtheilung für die Herren Landräthe haben die Antrag⸗ 
ſteller jedesmal eine Handzeichnung von der Lage der zu er⸗ 
richtenden Baulichkeiten ihrem Antrage beizufügen, welche die 
Entfernung der betreffenden Gebäude von einander angiebt und 
uns mit einzureichen ift, 

1247. 


Regierungs- Circul- Verf, vom 19. März 1820. 
Welche kirchliche Abgaben und Präflationen nach dem Hufen- 
maße, und welche nach Feuerſtellen oder Haushaltungen ente 
richtet werden, kann nur nach dem bisherigen Herkommen be⸗ 
urtheilt werden; ſofern darüber keine ſchriftliche Documente 
vorhanden find, — Doch ift in den Altpreußiſchen Kirch⸗ 
ſpielen als Regel anzunehmen, daß der Real⸗Decem an die 
Kirchenkaſſe, welcher in barem Gelbe entrichtet wird, und 
die große Galende an die Geiſtlichen und Kirchen- und 
Schulbedienten, welche in Getreide (mit Ausſchluß von Hül⸗ 
ſenfrüchten), Stroh und Heu beſteht, nach dem Hufenmaße; 
die kleine Galende aber, beſtehend in Holz, Flachs, Erbſen, 
Fleiſchwerk, Eiern xc., oder die dafür hin und wieder bereits 
früher regulirten Geldabgaben (GGeld⸗ Calend nach Wirthſchaf. 
ten geleiſtet werden, und daß da, wo auch die Schulbedienten 
eine Getreide» Calende erhalten, ihnen Rückſichts dieſer jede 
Dorſſchaft für den auf fie treffenden beſtimmten Antheil auf 
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berige Herkommen, welches 
nöthigenfals durch Kirchenteceſſe, Decem und andere Ealendes 
vegifter, Emolumenten- Tabellen oder fonft auf andere Art glaub» 
haft nachgewieſen werden muß. — Daſſelbe ift ES 
wenn eine andere Art der Vertheilung behauptet, und den dem 
Gegentheile beſtritten wird, als die oben angeführte ts. 
präfumtion ausdrückt. — r 


ls. 


Refer, des geiſtlichen M. o. 25, Juli 1822, 

Die zx. Regierung erhält anliegend Abschrift einer Be- 
ſchwerde des Pfarrers N. zu M. vom 8. d. M und des ihr 
beigefügten Atteſtes des Kmchencollegii vom 1. October v. J. 
„ daß die Beſchwerde allerdings gegründet 
zu ſein ſcheint. 

Der Zusatz 213 des Pr. R. . 13 berechtigt durch ſeinen 
Schluß keineswegs zu der Folgerung, daß die Kalende, wo fie 
nach den Feuerſtellen und Haushaltungen entrichtet wird, wege 
fällt, ſobald das Falendepflichtige Grundſtück mit einer andern 

zaushaltung dergeſtalt verbunden wird, daß für beide nur eine 
aus haltung ſtatkfindet. 

Schon der . 13 ſelbſt weiſet darauf hin, daß die Kalende, 
auch wo fie nach Feuerſtellen oder Haushaltungen entrichtet 
wird, eine Neallaſt if, denn er ſagt ausdrücklich, es finde bei 
dem Abbau keine Veränderung der Abgabe zum Vertbeil 
der alten Beſitzung ſtatt, und von der neuen Beſitzung 
müſſe fie beſonders entrichtet werben, 
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Diefe Nealquatität der Kalende geht auch aus 8. 4 des 
allegitten Zuſatzes hervor, indem danach diefelbe ohne Rüſicht 
auf die Gonfeffion des Beſttzers des kalendepflichtigen Grund- 
ſtücks entrichtet werden muß. Endlich ift aber ganz entſchei⸗ 
dend die Beſtimmung des F. 7, daß die Ralendebefreiung ſich 
niemals auf Bauerhöfe erſtrecke, die zu Vorwerken eingezogen 
worden, ungeachtet doch bei ſolcher Einziehung auch die Haus⸗ 
haltung auf dem Bauerhoſe aufhört. 


19. 


Eirc. Verf. d. Reg. zu Königsb. v. 4. Oct. 1829 
No. % K. S. $ 

Das oſtpreuß. Provinzialrecht Zufag 213 . 13 beftinmt, 
daß die nach Haushaltungen und Feuerſtellen an Kirchen, 
Geiſtliche und Schulbeamte zu entrichtenden Abgaben ſo wie 
die kleine und Geld ⸗Kalende bei Abbauen und Theilungen zum 
Vortheile der alten Beſitzungen nicht vermindert, vielmehr auch 
von der neuen Beſitzung in gleichem Betrage entrichtet werden 
ſollen. Da diefe Vorſchrift der Entſtehung neuer Wohnſtellen 
in wenig bevölkerten Gegenden erſchwerend entgegentritt, fo ift 
nach einer Mittheilung der Königl. hohen SA, der Geiſt⸗ 
lichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenhelten und des 
Innern und der Polizei vom 24. Auguft d. J. von dem preus 
ßiſchen Provinzial» Bandtage die Abänderung des $. 13 des Zu- 
ſatz⸗Artikels 213 des oſtpreuß. Provinzialrechts im Geſetzgebungs⸗ 
wege petitionirt, dieſem Antrage aber von Sr. Majeſtät dem 
Könige nicht gewilfahrt, dagegen beſtimmt worden, daß bei 
vorkommenden Gelegenheiten den Verwaltungs Behörden die Ver⸗ 
mittelung billiger Vertheilungs-Grundſätze überlaſſen bleiben foul. 

Wegen Ausführung dieser allerböchſten Entſchließung ift von 
den genannten Ministerien Dep Snftruction erlaffen: 

1) Die Vermittelung billiger Vertheilungs⸗Grundſätze kann 
nur wegen der, von der auf dem Theilſtücke noch erſt ent⸗ 
mn neuen Stelle zu übernehmenden Abgabe an die 
Kirchen, Geistlichen und Schulbeamten eintreten. 

2) Diefe Vermittelung ift nicht blos bei Abbauten und Their 
lungen, ſondern auch bei andern paſſenden Gelegenheiten, 
D Regulirung gutsherrlicher und bäuerlicher Verhältniſſe, 

hemeinheitstheilungen, Regulirung von Kiechen⸗, Pfarr⸗ 
und Schul⸗Abgaben — und zwar, wenn möglich, für den 
ganzen Umfang des Kirchſpiels oder Schulverbandes und für 
alle künftigen Fälle zugleich zu verſuchen, obne Unterſchied, 
ob die Intereffenten darauf angetragen haben, oder nicht, 
in welchem letzteren Falle die das Geſchäft leitende Behörde 
die Vermittelung von Amtswegen eintreten laſſen muß. 
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3) Die competente Behörde ift die Regierungs⸗ Abtheilung des 
Innern für landwirthſchaftliche Angelegenheiten, wenn der 
Anlaß durch ein zu deren Reſſort geböriges Geſchäft gege⸗ 
ben if, Sollte dagegen folder in der Regulitung der Kirs 
chen, Pfarr und Schulabgaben liegen, Ve, Ad. 
lung der Königl. Regiernng für die Kirchen⸗Verwalung 
und das Schulweſen die competente Behörde. 

4) Zwang gegen die Intereſſenten findet dabei nicht flatt, fone 
dern nur eine Auseinanderſetzung der Gründe, aus denen 
die Intereſſenten zu der Ueberzeugung gelangen können, daß 
Erleichterung der Anſiedelungen in wenig bevölkerten Gegen⸗ 
den nicht nur dem Allgemeinen, ſondern auch den Kirch. 
und Schulanſtalten, die davon Vermehrung ihres Einkom⸗ 
mens zu erwarten haben, zum Vortheil gereicht, und daß 
es daher im Intereſſe der Letztern liegt, auf der Erfüllung 
deſſen was der $, 13 des Zuſatz⸗ Artikels 213 des Oſtpreuß. 
. enthält, nicht mit zu großer Strenge zu 
beſtehen. 

5) Die Vertreter der Kirchen und der geiſtlichen und Schul 
flellen (der Patron und die Kirchen- oder Schul⸗Vorſteher) 
ſo wie die Nießbraucher der genußberechtigten Stellen be⸗ 
dürfen für jede biesfällige freiwillige Uebereinkunft der Ges 
nehmigung der mit der Leitung der Kirchen- und Schulan⸗ 
gelegenheiten beauftragten Regierungs⸗Abtheilung, reſpective 
bei katholiſchen Kirchen» und Pfarrſtellen der des Biſchofs. 
Die Genehmigung ift nicht zu verſagen, wenn die von der 
neuen Stelle zu übernehmende Abgabe erreicht: 

a) zwei Drittheife der Abgabe der alten Stelle, Falls 
von dieſer die Hälfte der Ländereien oder mehr, 

b) die Hälfte der Abgabe der alten Stelle, fals von 
dieſer weniger als die Hälfte aber mehr als ein 
Viertheil der Ländereien, 

e) Das Drittheil der Abgabe der alten Stelle, Falls 
von dieſer nur ein Viertheil der Ländereien oder weni⸗ 
ger an den Erwerber des Theilſtücks übergehen foll. 

6) iſt die betbeiligte Pfarr» oder Schulſtelle unbeſetzt, wenn 
die zwischen den Intereffenten eingeleitete Uebereinkunſt zum 
Abſchluß gebracht werden fol, fo ergänzt, nachdem die ger 
feblihen Vertreter der Stelle ihre Erklärung abgegeben baz 
ben, die Abtheilung der Königl. Regierung für die Kirchen, 
verwaltung und das Schulweſen für den in ſolchem Falle 
fehlenden Nieß braucher der genußberechtigten Stelle die Zur 
ſtimmung, fobald bie Abgabe der neuen Befigung das zuvor 
unter 5. a. b. c. beſtimmte Maaß erreicht. 
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D, in 2c. ſetzen wir davon in Kenntniß, um in vorkom⸗ 
menden Fällen die vorſtehende Inſtruction in Anwendung zu 
bringen. 


150. 


Circ. Verf. der Reg. zu Gumbinnen v. 11. Dec. 
1833 (v. K. Ann. 1833 S. 949) die Dismembrationen 
von Grundſtücken betreffend. 

Nachdem durch die Circ. - B. v. 10. Octbr. angeordnet worden 
iſt, daß bei vorkommenden Dismembrationen die Vertheilung 
der Stagtsabgaben, fo wie der Abgaben an Kirchen, Geiſtlich⸗ 
keit, Schulen u. f. w. beſonders behandelt werden fol; ſetzen 
wir nunmehr über das bei Vertheilung der Geistlichen 10. Abs 
gaben zu beobachtende Verfahren feft: 

1) daß es einer förmlichen Beftätigung der Vertheilungs⸗Be⸗ 
rechnung Seitens der unterzeichneten Abtheilung nicht be⸗ 
darf, und 

2) daß eben fo wenig eine Mittheilung der Vertheilungs⸗ Ber 
rechnungen an die Gerichte erforderlich ift- 

Das für die Zukunft in dieſer Bezeichnung zu beobachtende 
Verfahren iſt vielmehr folgendes. 

Nachdem das Königl. Landrathsamt die überhaupt zu ent⸗ 
richtenden Abgaben den beſtehenden Vorſchriſten gemäß vertheilt 
bat, wird die Berthellungs- Berechnung der Intereſſenten zur 
Erklärung vorgelegt. Dieſe Erklärung kann durch die Gerichte 
gleichzeitig mit der Anerkennung über Vertheilung der Staats- 
abgaben erfordert werden, in ſofern hierdurch kein Aufenthalt 
entfteht, ſonſt und in der e? ift es Sache des Königl. Sands 
rathsamtes die nothwendige Erklärung ad protocollum zu neh: 
men, wir haben jedoch nichts dagegen zu erinnern, wenn die 
Kirchenkollegien mit Erforderung der Erklärung beauftragt werden. 

aben die Intereſſenten gegen die Abgaben Vertheilungs⸗ 
Berechnung nichts zu erinnern, ſo wird dieſelbe dem Kirchen⸗ 
Kolegio zur Achtung mitgetheilt und denn ift die Sache beens 
det. Bringen die Intereſſenten jedoch Einwendungen vor, fo 
wird die Wahrheit berfelben ermittelt und erwarten wir dem⸗ 
nächſt die ſämmtlichen Verhandlungen zur Entſcheidung der 
Differenz. In keinem Falle ift es nöthig, daß in Rücficht auf 
die Vertheilung der Geiſtlichen ıc. Abgaben die Dismembrations⸗ 
Angelegenheiten in der Hauptfache aufgehalten, ſondern folde 
können, fobald nur die Vertheilung der Staatsabgaben und 
insbeſondere der Domainen: Gefälle regulirt it, vorbehaltlich 
deſſen, was nachträglich wegen der Geiſlichen ıc. Abgaben zu 
entſcheiden bleibt, durchgeführt werden. 
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Um jedoch die Ueberzeugung zu gewinnen daß in allen 
zur Kenntniß des Königl. Candrath-Amts kommenden Fällen 
die Vertheilung der Geistlichen ıc. Abgaben auch wirklich bes 
wirkt worden, ift uns quartaliter eine Nachweiſung der anges 
meldeten Dismembrationen einzureichen, in welcher der Name 
des Haupt» und Zweigbeſitzes, die Größe des abgetrennten 
Grundſtücks, und das Datum des Kontrakts bemerkt, außerdem 
aber angegeben iſt, ob und unter welchem Dato die Verthei⸗ 
lungs⸗ Berechnung der Geiſtlichen ic. Abgaben angefertigt, wenn 
derſelbe den Intereſſenten Aris, od und welche Einwendun⸗ 
gen dagegen vorgebracht find: 

Hat das Alles im Laufe des Quartals, in welchem die 
Dismembration angemeldet ift, nicht bewerkſtelligt werden kön ⸗ 
nen, fo muß die Sache dennoch in die Quartalnachweiſung 
übernommen, und die Lage der Sache angegeben werden; alle 
diefe Sachen müſſen natürlich in die nächſte Quartal⸗Nachwei⸗ 
SS wieder und überhaupt fo lange aufgenommen werden, bis 
ſie beendet ſind. 

Die Vorlegung der erſten Quartalnachweiſung erwarten 
wir züm 1, April L F. 


151. 


Die Kalende in Preußen. 

Ein Auszug aus der Abhandlung des Hoſgerichts⸗, 
Kirchen- und Pupillenraths DEE von der Prieſterka⸗ 
lende in Preußen — in den Königsberger wöchentl. Frage 
und Anzeigungsnachrichten. No. 30 und 31. vom 28. Juli 
und 4. Auguft 1742, — weiter fortgefeßt nach den Akten 
der Königl. Regierung zu Königsberg. 

Was den Urſprung der Kalende betrifft, ſo läßt ſich nicht 
erweiſen, daß ſolche jemals durch öffentliche Geſetze verordnet, 
noch den Predigern in diefer Beziehung in den alten Kirchen 
Ordnungen und andern Conſtitutionen etwas Gewiſſes beſiimmt 
worden iſt; vielmehr beruht dieſe Abgabe auf einer uralten 
Sbſervanz, die erft in der Folge durch verſchiedene General. 
und Spezial Viftationsreceffe firiet wurde. Gemäß dieſem ift 
den Prieſtern und Schulmeiſtern auf dem Lande und in den 
kleinen Städten, ſowohl dem Pfarrer als den Diaconen, jähre 
lich bei dem Gebetverhör von ihren Eingewidmeten ein Gewiſ⸗ 
ſes an Korn und anderm Getreide oder andern Feldfrüch⸗ 
ten und Vickualien, nach Beſchaffenheit der Sirchfpiele, abge 
nagen worden. In den alten Verordnungen, Viſttations⸗In. 
ſtitutionen und Receſſen findet man das Wort „Kalende“ nicht 
erwähnt, ſondern es kommen die Namen, Meß Korn, Der 
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und dergl. vor. Aud iſt die Kalende unter dem Gen s 
druck „Pfarrpflichten, Pfarramtsgebühren“ begriffen 
geweſen. s 


Bereits in bem Privilegio, welches den neubekehrten Preus 
en den 7. Februar 1249 zu Chriftburg gegeben wurde, ift zu 
ben, daß den Brüdern jährlich die Zehenden gedroſchen * 
die Scheuer gebracht werden müſſen, wiewol nachher darüber 
und daß ſolche decimae den Prieftern vom Orden verſagt pors 
den, Heinrich Borringer, ein Carthäuſer Mönch, in einem Briefe 
an den Se Paul von Ruß dorf viele Klagen geführt 
(Hartknoch Preuß. Kirchenhiſt. p. 215. 233.) Auch das alte 
Privilegium Culmense de 1251 zeigt deutlich, daß den Preuß. 
Biſchöfen ein gewiſſes Maaß von der Hube anftatt der Zehen⸗ 
den gegeben werden mußte, indem es daſelbſt heißt: Volumus 
autem, ut de bonis praedictorum civium de quolibet ara- 
tro theutonicali, unus modius tritici et unus siliginis in 
mensura Wladislavjensi, quae vulgari nomine Scheel di- 
citur, cui mensura Culmensis est ad aequata. Et olo- 
nicali aratro, quod Hake dicitur, unus modius Tritici in 
eadem mensura annuatim Dioecesis Episcopo pro de- 
cimis persolvatnr. 

Es läßt ſich nicht bezweifeln, daß diefe Decimation in den 
nachfolgenden Zeiten, wiewohl in anderer Art fortgedauert 
habe, ebenſo unzweifelhaft if es, daß dieſe Abgabe an den 
Prediger bei der Reformation beibehalten worden iſt. Denn 
in den älteften Landtagsaften findet man dagegen nicht die 
geringften Einwendungen oder Vorſtellungen von Seiten der 
Landſtände, vielmehr iſt in den nachfolgenden Zeiten mit gro⸗ 
fem Nachdruck für die Accidentien und Beſoldungen der Prez 
diger geſorgt worden. 7 

ZA 5 dem Mandat, das Herzog Albrecht unter dem 6. Juli 
1325 "erließ, wurden bie Gemeinen aufgefordert, wie bis her ihre 
Geistlichen zu unterhalten. et, Jacobſon, Geſch. der Quellen des 
KN Kirchen⸗Nechis von Zei ©. 24.) 

Sowohl in den Generals, alë Spezial⸗Viſitationsrezeſſen 
der ſpäteren Zeit iſt nicht allein der Namen der Kalende ges 
nannt, ſondern auch den Prieſtern ein gewiffes ausgemacht. 

Das Nefer, d. d. Königsberg den 5. Februar 1720 an 
den Verweſer des Amts Oletzko wegen ver Kalende in den 
polniſchen Grenzämtern bezeichnet die Kalende mit dem Namen 
der Petition und ſpricht dieſelbe als ein in den alten Kirchen⸗ 
ordnungen und Bifitationöreceffen feſtgeſetztes und von 
undenklichen Zeiten her eingeführtes und übliches 
Emolument vor die Prieſter an, wobei fle ungeſchmälert 
nach wie vor geſchützt werden folen, 
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In der Bartenfteinfchen Kirchen ⸗Reviſon de 1585 

heißt es: 
„den beiden Caplänen dem Deutſchen und Polniſchen, weil 
nfie ſonſten keine Zugänge haben, ift zu ihrem vorigen has 
„benden Unterhalt von 5 Bauer-Erbe, derer 222 fein 
„sollen, ein Viertel Korn und ein Viertel Gerſt, beläuft ſich 
auf 111 Scheffel zu geben bewiliget, das foll von denen 
„Schulzen oder Rathlenten eingemabnet, und davon den 
„Caplänen die Nothdurft nach Gutachten der Kirchenväter 
„gegeben werden.“ 
Bei Erhebung der Kalende fielen jedoch von Seiten der 
Prediger verſchiedene Exceſſe vor, indem dieſelben bald mehr 
forderten, als ihnen die Spezial - Biſtlationsrezeſſe erlaubten, 
bald Commessationes vornahmen. Dem ohngeachtet wurde 
die Kalende nicht aufgehoben, ſondern vielmehr beſtätigt, wel- 
ches der Receß de 1633 beweiſet, worin es heißt: 
„Weil aber bei dem Verhör des Gebets (ſo löblich geord⸗ 
„net) viel Mißbräuche vorgehen, als follen unſere Visitatores 
„die Verordnung machen, daß jährlich ſolch hochnöthiges 
„und nützliches Werk gehalten, aber nit von Haufe Së 
„fondern beim Schulzen, dahin auf des Pfarrers Ermahnen 
„die andern Einwohner und das Geſinde zu fordern vorge⸗ 
„nommen und unterrichtet, und aller Ueberfluß im Eſſen 
„und Trinken verhütet, die Leute auch über ihr Vermögen 
„mit der Kalende nit beſchweret, ſondern mit benjeuigen, 
„was ein jedweder aus gutem Willen herausgeben wird, vors 
„liebgenommen werden möge.“ 

wie auch die churfürſtl. Deklaration vom 14. Oktober 1662, 

welche die Worte enthält: 
„Gleichergeſtalt haben auch die Visitatores zu frëen: 
„ob auch von denen Pfarrherren jedes Kirchſpiels die Vers 
„höre des Gebets nach dem Catechismo mit den Unterthas 
„nen gehalten, und die Unterthanen, fo Unterrichts bedürfen, 
„unterwiefen werden, weil aber bei dem Verhör des Gebets 
biel Mißbräuche vorgeben, fo folen unfere Visitatores die 
„Verordnung machen, daß jährlich ſolch hochnöthiges und 
„nützliches Werk gehalten, aber nicht von Haus zu ea 
„ſondern in den Kirchen, oder, wo keine in dem Dorf vor⸗ 
„handen, bei dem Schulzen. In den Städten, in den Kirchen 
„bei der Catechismuspredigt, dahin auf des Pfarrherrn Bers 
„mabnung die andern Einwohner und Geſinde zuförderſt 
„vorgenommen und unterrichtet, und aller Ueberfluß im Efe 
„ſen und Trinken verhütet, und die Leute mit der Ka⸗ 
nende zur Ungebühr nicht beſchwert werden.“ 
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Ene ben gehört auch die unter dem erſten März 1668 ausgege⸗ 
ene unter dem 5. Januar 1699 wiederholte und erneute Inſtruc⸗ 
tion, nach welcher die Kirchen. Revlſtonen verrichtet werden fols 
len. Der Art. 15 beſtimmt: 
„Was vor Exactiones, Commessationes und Mißbräuche 
„bei Verbörung des Gebeis und Einholung der Kalende in 
„theils Dertern vorgehen, iſt mehr denn bekannt, derowegen 
denn auch bei dieſer Kevifion darnach zufragen und aller abus bei 
„Berordnungeiner gewiſſen Strafevon allen Theilen abzuſtellen.“ 
In dem General⸗Viſttationsreceß de 1667 und 1608 ift im 
Tit. I. verordnet worden: 
„„Die Salaria follen ihnen von den Kirchenvätern alle Biers 
Acte aus den Kirchengefällen, richtig gezablet, die Kalende 
„aber von den Landleufen bei Verhörung des Gebets, fo 
„wie vor Alters gebräuchlich geweſen, gereichet 
„werden.“ 
Dann im Lit, II. 
„Deme zu Hülfe it von denen hochlöbl. Vorfahren die jährl. 
„Derhörung des Gebets auf dem Lande und in denen 
„Dörfern zu halten angeordnet worden ıc. die Kalende aber, 
„die deswegen dem Pfarrer gebühret, fol der Schulz nach 
„der Art und Weiſe, fo jedes Orts gebräuchlich ift, einfor⸗ 
„dern und fie dem Pfarrer einliefern.“ 
Zu gleicher Zeit it durch den Special⸗Viſitationsreteß der 
Kirche zu Flſchbauſen vom 18. Januar 1667, conf. d. 23, 
April 1055 die Kalende daſelbſt ſeſtgeſetzt worden, und heißt 
es im $. 14: 
„Die Kalende betreffend ıc. So mag kein Prieſter dieſes Orts ein 
„mehreres, als folget, fordern und fou d ehen debe jederem 
„Hauswirth, beſetzten Bauern und Erbe einen halben Scheffel 
„Korn, eine Gans ein halb Topf Flachs und ein Fuder Holz; der 
„Kappelan aber einen halben Scheffel Korn, ein paar Hühner oder 
„nach eines jedem Belieben eine Ente oder Gans und ein 
„halb Topf Flachs zur Kalende fordern.“ 

Nach Anleitung des Ee Gel Viſitationsrezeſſes de 
1666 ift, da in dem Memelſchen Diftrikt 1684 eine Bifitation 
gehalten, den E von den damaligen Vifltatoren ein 
mit den churfürſtl. Namen F. W. gezeichnetes Maaß ertheilet 
worden, nach welchem ſie die Kalende einheben ſollten. 

In dem von George Wilhelm beſtätigten Legibus der 
Lückſchen Provinzialſchule findet man in lege 18, 

daß die colleetae frumentariae oder die petitiones für 
den Diaconum und die Schulcollegien feſtgeſetzt worden find, 

Gleichermaßen ward die Kalende um dienſtliche Zeit bei 
allen Kirchen dieſes Landes, wie ſie bis dahin iſt bei jeder 
Kirche gebräuchlich geweſen, fo. feſtgeſetzt, daß diefe Revenuen 
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als pars salari? der Prediger angeſehen worden iſt und 
auf felbige auch vocirt wurden. 1 3 
Es ſind unterſchiedene Verordnungen vorhanden, in wel⸗ 
chen diejenigen, welchen die Kalende und Petitiones morose 
delegiret, zur ungeſäumten Abtragung angehalten werden folen, 
nicht minder folde, die von wüſten, in Cultur genommenen 
Hufen die Entrichtung einer gewiſſen Kalende ausdrücklich be⸗ 
ſtimmen. Aus den Aemterrechnungen iſt auch zu erſehen, daß, 
wenn beſetzt geweſene Bauerhuſen eingezogen und ſolche zu eis 
nem Königl. Vorwerk geſchlagen worden find, dennoch den 
Geiſiichen in deren Kirchſpiel diefelben gelegen, die fo lange 
gehobene Kalende gelaffen ift. 
wohl auf dem Landtage 1714, als nachher in den Jab- 
ren 1717 und 1718 liefen verſchiedene Beſchwerden über zu 
hoch geforderte Kalende und Petition ein. Deshalb befahl das 
Reſcript d. d. Berlin den 25, Januar 1718 der Regierung, 
den Grund folder Beſchwerde aufzuheben. Diefe forderte unter 
dem 17. Febr. ej. von dem ſamländiſchen Conſiſtorium Bericht, wel- 
cer nach Vernehung ſämmtlicher Erzprieſter unker dem 22. 
April ej. erſtattet wurde und dahinging, 
daß die Kalende und Petitiones nicht aus einer eingeſchli⸗ 
chenen Obſervanz und Gewohnheit herrührten, ſondern ihren 
guten Grund auch in jure statutario hätten, und zwar 
well zn der Nä. Wahl den Pfarrern vier Huff ver 
rochen worden, ſelbige aber durchgehends nicht völlig ger 
icht werden könnten, fo fei ihnen als ein Aequſvalent die 
Kalende und Petition ſchon vorlängft von der Landes“ 
herrſchaft zugeordnet, folde Werorbnung auch tractu tem- 
poris nach und nach unterſchtedlich e der 
Dieſerhalb bezog Géi das Conſiſtorſum auf die Generale 
viſttationen und das Preuß. Landrecht P. I. Lib. I. g. fol. 30, 
und fuhr in ſeinem Berichte, wie folgt, fort: 
Eine durchgehende Gleichheit aber in der Kalende durch das 
ganze Land ee wäte nicht practikabel; 
1) weil die Eintheilung der Kalende ungemein ungleich fei, 
und in einem Kirchſpiel mehr, in dem andern aber das 
von weniger gefalle; ein Kirchſpiel auch groß, das andre 
dagegen enge und klein wäre, durch die Egaliſtrung hinge 
gen einem nothwendig die Kürze geſchehen und anderen 
ein mehreres, als fie gehabt, zugewendet werden düfte. 
2) Beſtände die Kalende nicht allenthalben in einerlei; 
ſondern fiè wäre von untetſchiedener Gattung und Maaße; 
wie dann an einem Orte Korn, am andern Gerſt und 
am dritten Haber, und zwar davon hie ein Scheffel, dort 
nur ein halber, auch wohl gar an manchen Orten nur 
ein Viertel gegeben würde, wozu bei einigen Kirchſpielen 
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bald Flachs, Grütze, Eier und 3 anders⸗ 
wo hingegen Fiſche, Bratwürſte, Schinken und dergl. dars 
gereicht würden; ja an manchen Orten würde anſtat des 
Korns Geld T ea oder Bier gegeben, $ 
Wenn nun bei ſolchen Umſtänden und der vorkommenden 

übergroßen Ungleichheit inEntrichtung der Kalende ſolche über- 
all auf gleichen Fuß zu ſetzen, nicht möglich, es notoriſch waͤre, daß 
jede Kirche im Lande ihre beſondere Reviſtonsrezeſſe hätte, worin 
nach jeder Ortsbeſchaffenheit, nach denen Einkünften und Zu⸗ 
fand der Kirchſpſelskinder, im gleichen nach der Weitläuftigkeit 
undEnge des Kürchſpiels ſelbſten die Kalende reguliret wäre: 

fo ſchlage das Conſiſtorjum vor, 
daß es bei der bisherigen Einrichtung der Kalende bel je 
dem Kirchlpiel gelaſſen, dabei aber allen Exceſſen geſteuert 
und von Niemanden das in den Meceffem feſtgeſetzte übers 
schritten werden möchte. 

Auf dieſen Bericht erließ der König das Reſc. di di Berlin, 

den 24. Mai 1719, worin es heißtz 
„Was die ſogenannte Kalende derer Prediger und Schul⸗ 
meifter anbelangt, fo weit felbige in jure statutario, in 
der Generalkirchenviſitation und Mach d von der Landes⸗ 
berrſchaft aus oberbiſchöſticher Macht bestätigten Berord⸗ 
nungen gegründet fei, deshalb zwar eines Side ver- 
ſchiedene Prediger geklaget, wie ihnen dieſe in partem 
salarii geordnete Emolümente nicht von allen Eingewid⸗ 
meten richtig abgegeben und gereichet worden, fondern fie 
von vieler Zeit merkliche Reſtanten haben, andern Theils 
aber wegen Ungleichheit der Kirchſprengel, da einige groß, 
andere aber enge und klein, dasjenige auch, fo Wett der 
Kalende gegeben wird, nicht allenthalben in einerlei befte» 
bet; fonden: von unterſchiedener Gattung und Maaß ift, 
nicht füglich eine gleichförmige Einrichtung durchgehends 
und aller Otten gemachet werden kann, dannenhero gewiſſe 
Proportion zu halten, jedoch aber im ganzen Lande bei 
jeder Kirche ein abſonderlicher Reviſionsreceß befindlich, 
und in demſelben nach jeden Orts Beſchaffenheit, nach de- 
nen Einkünften und Zuſtande der Kirchſpielskinder, imglei⸗ 
chen nach der Weitläuftigkeit, oder Enge des Kirchſpiels 
ſelbſten die Kalenden eingerichtet find, ſolchemnach die 
Erzprieſter auf die Geiſtlichen und Schulmeiſter ihres 
Sprengels, damit die Kalende nicht weiter, als wie in 
einem: jeden Ame die Kirchenteteſſe dieſelbige ſchon ber 
terminiret haben, ertendiret werde, genaue acht haben, da⸗ 
bei auch, ob jemand von Helen Reteſſen abzugeben! und 
die Kalende excessive in einem und anderm Stück zu 
ſuchen, fih unterſtehe, fleißig nachforſchen, alsdann fie die 
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Contravenienten fofort angeben, und dieſe zur gebühren⸗ 
den eremplarifhen Strafe gezogen werden: hingegen auch 
die Hauptleute oder Berweſer beim Ambte, wie die ungu- 
Käfige Exactiones nicht geſtatten und folde ſteuern, alfo 

5 dem was denen Geiſtlichen rechtmäßig zukommet, ihnen 

die hälfliche Hand bieten und diejenige Eingepfarrte, wel- 

che ihrem Seelſorger das Geordnete entziehen, und Wie⸗ 
berfpenftigfeit bezeugen, oder gar zu ſäumig darunter find, 
zu Entrichtung deſſen mit zulänglichem Nachdruck anhal⸗ 
ten und compelliren folen,” 

(Grube Corp. Const. Prut. P. I. C. 56.) 

Hiebei blieb es einige Jahre, bis 1723 auf Anfrage der 
Kee Krieges und Domainen⸗Kammer vom 23. Ja- 
nuar ejd, 

ob dasjenige, was den Predigern an Kalende pfleget geger 

ben zu werden, in den bei der neuen Einrichtung zu fers 

tigenden Anfchlägen von jedem Wirthe oder von jeder 

Hufe genommen und gut gethan werden folle, 

Die Königl. Declaration d. d. Berlin den 9. Februar 1723 
erging, 

daß die ſo genannten Prieſterkalenden, weil ſie weder in 

der Kirchenordnung nach andern Conſtitutionen gegründet, 

gänzlich abgeſchafft, mithin bei Verfertigung der Bauer“ 
anſchläge darauf nicht reflectirt werden folle, 
Dieſe Verordnung lautet alfo: 

„Egtr. 1c. Bei denen in eurer Unſerer vormaligen dortigen 

Domainenfammer aler untsrtgänigften Relation vom 23. 

Januar a. c. angeführten Umftänden und da die fo ger 

nannten Prieſterkalenden fo wenig in dem Generalkirchen⸗ 

Receß de ao, 1639 als in denen übrigen bei dem bortis 

gi Regierungsarchiv vorhandenen Kirchenordnungen und 

onflitutionen gegründet find, vielmehr in vorerwähnten 

Generalkirchenrtzeß des bis dahin gewöhnlich geweſenen 

fogenannten Calendocken aus der Urſache gar aufgehoben 

ſind, weil den Predigern damals eine Zulage von 50 Mark 
oder 11 Thlr. 10 Sgr. accordirt worden, wollen wir ſolche 

Prieſterkalenden gänzlich abgeſtellt wiſſen. Wonach ꝛc Ber⸗ 

lin den 9. Febr. 1723. ` 

Hierzu gab der Recessus generalis der Inſterburgi⸗ 
ſchen und anderer Litthauiſche Aemter Veranlaſſung, wovon im 
Gruben C. C. Pr. I. 41 folgende Dispofiton ftebt: 

„Und weil ein großes Geſchrei, auch mehr denn befunden, von 

den Calendocken ber &ithauifchen Pfarrer geführt wird alé follen 

binfort die Pfarrer, folh Geſchrei zu vermeiden, aus Anordnung 
der Herren Commifjarien, bei Verhörung des Gebets 
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kein Geſchenk nehmen, und des Calendockens ſich enthalten, 

weil ihnen die Beſoldung auf ein ehrliches erhöhek. Da 

aber einer oder der andere aus chriſtlicher ſchuldiger 

Dankbarkeit dem Pfarrer etwas in fein Haus bringen und 

verehren wollte, das fol nach Erheiſchung Gottes Gebots 

Deut. 26 und der christlichen Liebe Jedermann unver⸗ 

boten fein ae.“ D 

Hiergegen wurde von den Geiſtlichen remonſtrirt, welche 
die Kalende als einen Theil ihres Gehalts in Anſpruch nahmen, 
wobei fie fh auf früher Generalkirchen-Biſttations⸗Receſſe. 
namentlich auf den vom Jahre 1608 berieſen. Der Kirchenrezeß 
von 1639 fei äberdieß ohne Kenntniß des Conſiſtorif entworfen, 
betreffe eigentlich nur die Lithauiſchen Aemter und könne daher, 
da er überdies niemals zur Obſervanz geworden, als zurechtbe⸗ 
ſtändiges Fundament nicht gelten. 

In Folge dieſer Vorſtelung wurde das Reſc. vom 13. 
Dezember 1723 erlaſſen, welches eniſchied, daß es wegen der 
Prieſterkalende bei dem alten Herkommen zu belaſſen fei und 
folgendermaßen lautet. 

„Nachdem uns aus eurem, unt, 1. Mai, auf Erfordern 
abgefiatteten Bericht allerunterthänfgft referiret worden, 
daß in dem Kirğenreceğ de an. 1639 derer Prieſter⸗ 
kalende wegen keine Erwähnung geschehen, die darin ganz 
und gar aufgehobenen Kalendocken aber, als worunter 
die Neben Actiones und Petitiones der Priefer bei den 
Gebetverhörungen verſtanden worden, eine von den Kas 
lenden ganz unterſchiedene Sache find, dieſe legten 
auch bei den von Zeit zu Zeit im Lande gehaltnen 
Kirchenviſttationen niemelen unterfagt, ſondern viete 
mehr auf ein Gewiſſes geſetzt und regulirt worden, als 
haben wir allergnädigſt refoloiret, daß es hierunter bei 
dem alten Herkommen um fo viel mehr gelaffen werden 
fol, weil eurer pflichtmäßigen Meinung nach, das wes 
nige, fo ein Bauer feinem Priefer freimiig giebt, ihn 
nicht enerviren kann, auch zu befürchten it, baf viele gand- 
prieſter bei Entziehung der Kalende, ihres geringen Ger 
halts halber, unferer Kaffe biernächft zur Laft fallen sët, 
ten. Wonach ihr euch alfo allerunterthänigſt zu achten, 
und deshalb das Nöthige weiter zu verfügen habt. 

An die Preuß. Kriegs⸗ und Domainenkammer. 

Dem zu Folge behaupteten die Geiſtlichen in Preußen die⸗ 
fes Emolument, und wurd fogar durch die Inſtruktion vom 
27. März 1734 $. 11 dem Kirchenkollegio aufgegeben, darauf 
zu halten, daß den Predigern ihre Kalende richtig geliefert, 

Zant, db. 5. Dräi, u. Schul geſetzeb. 58 
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auch ausgemacht werde, ob und wie weit fie von Kgl. Bor- 
90 ans koͤllmiſchen Gütern eine ſolche zu fordern berech⸗ 
igt wären. S 

Durch Refe. v. 17. Februar 1724 wurde den Pfarr: Witts 
wen verboten von den Bauern außer ihrem ordentlichen Gehalt 
die Kalende zu fordern, den Predigern ſelbſt aber durch R. vom 
1. Mai ej. bei Verluſt ihrer Kalende unterſagt, ihre Ehegat⸗ 
ten mitzunehmen. Später wurden durch R. vom 15. April 
1723, bekannt gemacht durch Circ. vom 28. ej., die großen 
Gaſtgebote bei Gebetverhören unterfagt und diet Verorduung 
unterm 17. September 1728 und 16. November ej. aufs 
Neue eingeführt. p 

Hieraus läßt fid erfehen, daß bie Kalende eine feſte Ab⸗ 
abe war, deren Höhe die Kirchenreceſſe angaben. Zwar mae 
Ei die Worte des letzten Reſcripts vom 13. Dezbr. 1723. 

was der Bauer freiwillig giebt“ daß man die Kalende für eine 

freie Gabe halten folte, allein die kurz vorhergehenden Worte: 
weilen jene in den Water) auf ein Ge 
wiſſes geſetzt find.“ 
widerſprechen dem gänzlich. 

Noch deutlicher zeigt dies die Inſtruktion der perpetuitlichen 
Kirchen⸗Kommiſſſon de d. Berlin den 27, März 1734, wo- 
rin es heißt: 

„daß den Preden ihre Kalende richtig abgeliefert wers 
den fon. 


„Richtig“ beißt dech wohl hier nichts anders, als: nach 
dem einmal feſtgefetzten Maaß und widerſpricht dem Begriff 
einer freiwilligen Abgabe. 

Bei vorkommenden Vacanzen von Prebiger-Stellen ward 
Hierauf, der Regierung aufgegeben, bei den Vorfchlägen zu ih. 
rer Wiederbsfehung den eingeführten Ertrag derſelben zugleich 
anzugeben. Die Regierung gab dieſerhalb den Hauptämtern 
den Befehl, über die Einträglichkeit der Predigerſtellen Bericht 
abzuſtatten; dieſe aber wandten fid deshalb an die Prediger 
ſelbſt. Da den letztern der eigentliche Grund dieſer an fie ge- 
langen Fragen unbekannt war, und jeder eine andere Ansicht 
dabei hatte, meiſtentheils vielleicht Bertürzung des Gehalts dabei fürdhe 
tete, fo gaben die meisten Prediger ihre Accidenzien viel niedri⸗ 
ger an, als dieſelben wirklich waren. Nach diefen Angaben 
wurden die Accidenzientabellen gemacht, welche von der dama⸗ 
ligen Regierung durch die Verordnung vom 20. Jan. 1748 baz 
hin beſtätigt wurden: 

„daß die Prediger und Schullehrer, die ein Mebreres, als 
in dieſen Tabellen enthalten if, nehmen würden, bestraft 
werden ſollten.“ 
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Die ſchwankenden und häufig unrichtigen Angaben ber 
Accidenzjen⸗Tabellen gaben aber bald zu großen und heftigen 
Streitigkeiten Anlaß, weshalb denn, vorzüglich weil man von 
ihrer Unrichtigkeit überzeugt wer, in, 1751 eine ſogenannte aten 
dekommiſſion errichtet ward, deren Beſchäftigung es fein follte, 

„die Uccibenzien und Kalendeadgaben auf einen feften und 

beſtimmten Fuß zu ſetzen.“ 3 
Dieſe Kommilfion regulirte mit vieler Mühe bis m S. 

1757 die Kalende und ſetzte fr auf eine beſtimmte Höhe feft, 
und verfuhr hierbei nach folgenden Grundſätzen: 

1) Alles, was in den Kirchenreceſſen 

2) und Alles, was in rebus indicatis einmal ſeſigeſetzt 
worden, es ſei, was es wolle, muß unverändert bleiben, 

3) ſelbſt die kleinen Kalendeſtücke, wenn ſie auch in den 
Kirchenreceſſen als freiwillige Gabe ES find, fol- 
len als ein Firum betrachtet, der Billigkeit und bier 
herigen Obfervanz gemäß oben ſeſtgeſetzt werben; 

4) fol es bei dergl. firirten Kalendeſtücken der Wilkür der 
Katendepflichtigen überlaffen werden, die Stücke in na- 
tra oder deren von der Commiſſton feſtzuſczenden Werth 
in Gelbe zu liefern. 

Die Commiſſion ging in der Art zu Werke, daß fie die 
Prediger durch die Juſtiz⸗ Kollegien mit Zuzichung des Depar⸗ 
tementsraths der Kammer über ihre Forderungen vernehmen 
ließ, ſodann die Einſaſſen über das, was ſie ihnen akkordiren 
wollten, das annod Streitige aber ſetzte fie nach jenen oben ange⸗ 
führten Grundſätzen ex aequo et bono feft. 

Jedoch ward diefe Kalende⸗ Kommiſſion an der fortgeſetz⸗ 
ten Betreibung ihres Geſchäſts im J. 1757 durch die damali⸗ 

m Kriegsunruhen verhindert, fo daß fie die Kalende nur für 

D ende Kirchfpiele hat reguliren und feſtſetzen können: 
ifchhaufen, Alte Pillau, Powunden, Laptau, $ Kreutz, 

German, Shierenberg, Medenau, Kuhmehnen, Neubauſen, 

Quednan, Schönwalde, Arnau, Heiligenwalde, Labiau, Gilge, 

Seiten, Popelken, Skaisgirren, Laufiſchken. 

Durch die Einsetzung dieſer Kommiffion bob die damalige 
Regierung (das nachherige Etats-Miniſterium) die kathegoriſche 
Gültigkeit der Accidenzientabelle ſelbſt und des ihnen angehängten 
Srrafebefehls wider diejenigen Prediger, welche meber als in ſel⸗ 
bigen beſtimmte worden, nehmen würden auf und beivorkommenden 
Streitigteiten können dieſaben nicht mebr alë unveränderliche Norm 
der Entscheidung angenommen werden, find es vielleicht auch im 
Ganzen nie geweſen, ſondern hier können nur jene eben ange⸗ 
führten Principien der Kalenden⸗Kommiſſion zum Grunde der 
Deeiſion gelegt werden. Se 
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Im J. 1764 ward die durch vorhergegangene Kriegsun⸗ 
ruhen in ihrer Aktivität gehinderte Kalende⸗Kommiſſion wie⸗ 
der hergeſtellt, allein bald darauf wieder aufgelöſt, wobei die 
ferneren Kalende Streitigkeiten vom Hofe aus ad Iudicia ver- 
wieſen wurden. Die näheren Mobificationen enthält das R. 
de d. Berlin den 24. Oktober 1764, welches das R. vom 
6. Sept 1768 dahin näher deflarirt, daß die Kalende⸗ Strei⸗ 
tigkeiten, bevor fie durch ein förmliches richterliches Erkennt⸗ 
niß entfchieden würden, erft von der (damaligen) Regierung 
mit Konkurrenz der Kammer berückſichtigt und deren Beilegung 
verſucht werden fol. 

Die Accidenzien⸗Tabellen find von verſchiedenen Gerichten 
bei vorkommenden Fällen nur in der Art als Norm der Ent⸗ 
ſcheidung angenommen worden, dat die Höhe der in denſelben 
angegebenen Accidenzien als Minimum deſſen angenommen 
worden, was der Kalendeberechtigte zu fordern hat, dagegen 
dieſem das Recht, mehr fordern zu dürfen, zu beweiſen freiſteht. 
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Erläuterungen über die in Weſtpreußen beſtehen⸗ 
den kirchlichen Abgaben (aus Lewalds weſtpr. Provinzial⸗ 
recht Band I. S. 313 folg.) 

1. 

Zehnten der Art, wie fie das A. L. R. unter dieſem Aus- 
druck verſteht, ſind in ganz Preußen unbekannt, es müßte denn 
in denjenigen Theilen Weitpreußens fein, welche außerhalb der 
drei Palarinate Kulm, Marienburg und Pomerellen gelegen, 
um eigentlichen Polen gehört haben, Vielmehr hat der beutfðe 

rden in der kulmiſchen Handfeſte vom Jahr 1251 ausdrück⸗ 
lih verſprochen, die Grumbbefiger gegen alle Anſprüche auf 
Zehnten, das Maßkorn ausgenommen, kräftig in Schutz zu 
nehmen., Dagegen ſtreitet aber gegen alle Ackerbeſſger ohne 
Unterſchied die rechtliche Vermuthung, daß fie verpflichtet find, 
dem Pfarrer der Parochialkirche ihres Kirchſpiels unter dem 
Namen des Meßkorns einen Sadzehnten zu entrichten, denn in 
der angeführten Handfeſie heißt es ausdrücklich: 
Volumns autem, ut de Bonis praedictorum civium 
de quolibet aratro Teutonicali unus modius tritici 
(Weizen) et unus siliginis (Roggen) in mensura Vra- 
tislaviensi, quae vulgari nomine Scheffel dicitur, eui 
mensura Culmensis‘ est adaequata, et de Polonicali 
aratro, quod Haake dicitur, unus modius tritici, in ea- 
dem mensura, annuatim Dioecesis Episcopo pro De- 
cimis persolvatur, Si vero idem Episcopus praedic- 
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tos homines pro ältis decimis angariavarit, pro his 
Domus nostra tenebitur respondere. 

Zum Verſtändniß dieſer Stelle bemerken wir, daß damals 
der Betrag des Meßgetreides nach der Zahl der Pflüge bes 
fimmt wurde, und zwar nach der der deutſchen Pſlüge (ge⸗ 
wöhnlich Zoch genannt) höher, als nach der der polniſchen rä⸗ 
derloſen Haafen, weil mit letzteren in derſelben Zeit weniger 
Acker gepflügt werden konnte, als mit dem deutschen Pfluge. 
In der Regel war in der damals allgemein üblichen Dreifelder⸗ 
wirthſchaft zur Beackerung einer kulmiſchen Hufe. Ein deutſcher 
Pflug hinreſchend, wogegen zur Beackerung bon zwei kulmiſchen 
Hufen drei Haaken nötbhig waren. Daher wurde febr bald 
ein deutſcher Pflug mit einer kulmiſchen Hufe, und ein Ee 
mit zwei Drittheilen einer ſolchen Hufe oder zwanzig Morgen 
für gleichbedeutend angenommen und das letztere Uebermaaß er⸗ 
hält davon ſogar ſeine Benennung. 

2. 

Nach der angeführten kulmiſchen Handfeſte waren die 
adeligen Güter von der Verbindlichkeit, dem Pfarrer das Meß⸗ 
korn zu entrichten, nicht entbunden, denn damals waren adelige 
Güter, was wir jetzt darunter verſtehen, nicht vorhanden. Uns 
ter den jetzigen abel. Gütern in den drei Palatinaten befinden 
fich obne Zweſſel mehrere, welche vom deutſchen Orden zu kölmi⸗ 
ſchen Rechten verliehen find, und dieſe find umftreitig dieſer Abgabe 
unterworfen. Die übrigen Güter waren vom deutſchen Orden zwar 
zu Lehenrechten verliehen, und man könnte daraus folgern, daß 
dieſen Gütern die in der kulmiſchen Handfeſte beſtimmten Ver⸗ 
bindlichkeiten nicht auſerlegt ſind. Allein einmal batte ſich der 
deutſche Orden gegen den Bischof v. Kulm durch den Vergleich 
vom Januar 1230 (Acta Boruss. Tom, 1. pag. 407) 
mein anheiſchig gemacht, ihm biefelbe Abgabe von allen Së 
bereien zu bewilligen; fodann ift diefe Verbindlichkeit in den 
einzelnen Lehnbrieſen ausdrücklich ausgeſprochen; und endlich ift 
vom polniſchen Könige Sigismund den polniſch⸗ preußiſchen 
Lehenbeſſtzern durch die Urkunde vom Jahre 1476 ftatt des Leben- 
rechts das Fulmifche Recht verliehen. Die Sache dürfte daher 
kein Bedenken haben. ` 


3. 

Die preußiſchen Biſchöfe, für deren Unterhalt durch an- 
dere Einkünfte hinreichend geſorgt war, traten den obigen Ze⸗ 
Dent ſehr bald den nach und nach in ihren Diöcefen angeſtell⸗ 
ten, Meſſe lesenden Prieſtern (Pfarrern oder plebanis) zu ihs 
rem Unterhalt ab, und von dieſer Zeit ab erhielt dieſer Zehent 
den Namen des Meßkorns oder Miſſalſa. So heißt es in der 
Verleihurkunde, welche der Biſchof Nicolaus von Pomeſanien 
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in crastino assumtionis 1361 dem Schulzengute in Garnfee 
über 123 Hufen ertheilte, 

Volumus etiam, ut Plebnng; qui pro tempore 
fuerit, memorati Cives et rustici Missales annonas 
de centum tantum mansis solvere teneantur. 

Ferner wird in der vom pomeſaniſchen Domkapitel am 
Tage Fabian und Sebaſtian 1470 dem Dorfe Baldram bei 
Marienwerder ertheilten Handſeſte geſagt: 

Jusuper sacramenta ecclesiatica in Parochia Marien- 
werder pereipient, cum opus fuerit, et pro decima sive 
annona missali unum modium siliginis et alium 
avenae plebano annis singulis praesentabunt. 

quolibet aratro unum re siliginis es di 

modium tritici annis singulis sint daturi. 

(Hanbfeftenbuch des Amtes Marienwerder v. 1634 fol. 73 u. 
77). Aehnliche Verſchreibungen könnten noch viele angeführt werden. 


4. 
In der kulmiſchen Handfefte von 1281 iſt zwar der Be⸗ 

trag des Decems auf einen Scheffel Weizen und eben ſo viel 
„Roggen von jeder Hufe und bei kleinen Beſſzungen von blos 
zwanzig kulmiſchen Morgen auf einen Scheffel Weizen allein 
ſeſigeſetzt; doch muß fon damals dieſer Betrag der Abgabe 
für übermäßig betrachtet ſein, und ſie dürfte jetzt wohl in we⸗ 
nigen Kirchſpielen foviel betragen. Häufig ift tatt Weizen und Rog- 
blos Roggen und Hafer üblich. Die Getreideart und der Betrag 
beftinmen ſich in jedem Kirchſpiel, oft fogar in den einzelnen Ort: 
ſchaften deſſelben Kirchſpiels Gehalte, nach dem Herkommen. 


Im eigentlichen Polen waren der Druck der Geiſlſchkeit 
und ihre Anſprüche auf den Zehnten weit größer als in polniſch 
Preußen, befonders aber ſuchte fih der polnifche Adel davon 
zu befreien. Die Klagen darüber gelangten bis an den päpſt⸗ 
lichen Stuhl, und es erging darauf die Bulle Papſt Urban VIII. 
v. 22, November 1634, in welcher der Papſt ausdrücklich fagt: 

daß er fih auf Verlangen des Grafen Jerzin als Oratoris 
des Königs von Polen, Wladislaus, bewogen gefunden babe, 
den Streitigkeiten inter ecelesinstieos et Nobiles Regni 
Poloniae wegen des Zehnten einen Ausweg zu op, 
und daber zu verordnen und feſtzuſetzen, daß die Biſchöfe 
und Laß die zwiſchen den Rectoribus ecclesiarum 
und Lafen zu treffenden Vergleiche super qualitatem Deci- 
marom beſtätigen follten. d 

Auf diefe Bulle gründet fidh die im folgenden Jahre er⸗ 
gangene polniſche Reichs Conſtitution von 1635, durch welche 
ein für allemal feſtgeſetzt wurde, daß der Zehnte von den adl, 


99 


Gütern ſtets auf Geld verglichen werden ſolle. Zugleich ift 
aber darin enthalten, daß von den Königl. Gütern der Decem 
in Garben auch fernerhin dem alten Gebrauch gemäß entrichtet 
werden ſolle. ét v 

Der Inhalt dieſer Conftitution wurde in den beiden neus 
ern von 1678 und 1768 nicht nur beſtätigt, ſondern es wur⸗ 
de in der letztern fogar den geiſtlichen Gerichten die Cogni⸗ 
tion über dergleichen Streitigkeiten verboten und ſolche an die 
Landgerichte verwieſen. 

Durch den Warſchauer Vertrag vom 24. Februar 1768 
ift hierin nichts geändert, vielmehr iſt das Recht der Pfarrer 
auf Meßkorn, ſelbſt wenn der Zehentpflichtige Nicht Katholik 
ift, befaat, 

6. 


Was die Arten der Abgaben betrifft, ſo bemerken wir 

darüber Folgendes: 

1) Kalende. Dieſe Abgabe heißt auf Latein Strenge col- 
ligendae, weil fie um Neujahr durch perſönliches Herum⸗ 
fahren in den Dörfern vom Pfarrer, Schullehrer, Organiz 
ften oder Küſter gefammelt wurde. Der Name ift folglich 
durch Zuſammenziehung und Verſtümmelung des Wortes 
Colligenda entflanden. Wenigstens ift diefe Wortableitung 
einfacher und natürlicher als die von Calendae oder gar 
van den franzöſiſchen Kalandsgeſellſchaften. 

In Weſtpreußen beſteht die Kalende gewöhnlich für den 
Pfarrer in einem halben Kopfe von einem gemäfteten Schweine, 
einer Wurſt, einem Brote und etwa 15 Lichtern; für den 
Schulmeifter oder Küfter in einem Vorderluße von einem 
gemäſteten Schweine, einer Wurſt, einem Brote und etwa 
8 Lichtern. Doch find ſowol die Gegenstände als deren 
Zahl in den verſchiedenen Kirchſpielen febr abweichend. 

2) Vitaltag. Auch Victualtag oder Witteltag genannt. 
Dieſe Abgabe TE nur im Marienburger großen Werder übe 
lich fie beſteht in Eiern, und wird in der Regel um Oſtern 
an den Pfarrer, Schullehrer oder Küfter entrichtet. Da Oftern 
gewöhnlich in den April, und ſpäteſtens um den 28. April, 
den Tag des Calenderheiligen Vitalis trifft, fo bat diefe Abe 
gabe wahrſcheinlich vom heiligen Vitalis den Namen, nicht 
vom heiligen Vitus, beffen Namenstag erft auf den 18. Juz 
nius, lange nach Oſtern, fält. In alten Verträgen wird 
diefe Abgabe zuweilen Bictualtag oder Victaltag ges 
nannt, und man feint ihren Namen von dem Umftande, 
Ki fie aus Lebensmitteln befleht, abgeleitet zu haben. Ger 
wöhnlich erhält der Pfarrer 15 und der Küſter 8 Eier, doch 
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walten auch hierin in den verſch.edenenen Kirchſpielen 
Verſchiedenheiten ob. 

3) Quartalgeld. Beſteht gewöhnlich aus einer geringen jährs 
lichen Geldabgabe an den Schullehrer, Küfter oder Organiften. 
In der Regel ift die Abgabe bloß perſönlich, wiewohl fid ihr 
Betrag inſofern fie von Ackerwirthen zu entrichten ift, häu⸗ 
ſig nach der Hufenzahl richtet. Sie kann aber auch ding⸗ 
lich ſein, wenn ſie in den Urkunden nicht der Perſon, ſon⸗ 
dern ausdrücklich den Grundſtücken auferlegt iſt. Zuweilen 
wird fie von der ganzen Dorſſchaft erlegt, und dann tragen 
gewöhnlich nur die Ackerwirthe dazu bei. Das örtliche Herr 
kommen entſcheidet auch hier. 

4) Oblationen, Offertorien oder Opfergeld (Opferchen.) 

Eigentlich wird darunter ein kleines Geſchenk an Gelde ver⸗ 
fanden, welches dem Prieſter während des Meſſeleſens 
auf ein gegebenes Zeichen von der verſammelten Gemei⸗ 
ne zufammengelegt wird. In Weſtpreußen aber verſteht 
man darunter häufiger ein kleines Geſchenk, welches dem 
katholiſchen Pfarrer hauptſächlich bei Gelegenheit der In⸗ 
dulgentien freiwillig gegeben wird. Offertorien dieſer Art 
find beſonders in den katholiſchen Kirchfpielen in der Ger 
gend von Behrend z. B. Lippaſch, Stenſchitz z. üblich, 
in andern Gegenden z. B. in Neuenburg ſind ſie außer 
Gebrauch. In dem mehr in der Nähe der Oſtſee gelegenen 
Tbeile Pomerellens verſteht man unter Offertorſen oder 
Dpferden eine Naturalabgabe, welche der Hufenbeſitzer 
oder Huſenpächter gleich nach der Ernte feinem (katholi⸗ 
ſchen) Pfarrer freiwillig als Erſlingsfrüchte (primitiae fro- 
gum, polniſch Quosy) entrichtet. Sie beſtehen gewöhnlich 
von jeder Hufe in einem fehr großen Brote von gebeuteltem 
Mebi in ein Paar Hühnern, einigen Enten oder anderthalb 
Pfund Butter. 
5) Kleiner Decem, auch Kirchendecem oder Perfor 
naldecem genannt, iſt in den katholiſchen Kirchen nicht 
gebräuchlich, wohl aber wird er von den proteſtantiſchen 
Einwohnern zur (proteſtantiſchen) Kirchen» Kaffe entrichtet. 
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Circular⸗Reſcript v. 4, Sept. 1819 des Geiſt⸗ 
lichen und Finanzminiſteriums. (Nr. II. 16196 und 
1203 M. d. G. 

Des Königs Majeſtät haben mittels höchſter Cabinets⸗ 
Ordre vom 13. April d. J. zu beſtimmen gerubet, daß die am 
3. Dezember 1803 (bekannt gemacht durch d. R. zu Königs⸗ 
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berg unt. d. 26. Februar 1812 Amtsbl. S. 146.) an das Ge 
nerale Direktorium und den Staatsminiſter v. Maſſow 

wegen Wieberherfiellung der Natural: Deputate aus den 

Domainen an die Geiſtlichkeit, 
ergangene Kabinetsordre dahin in Ausführung gebracht wers 
den fol, daß in allen Fällen, wo es nicht thunlich ift, die 
Naturalien, für welche die Geiſtlichen eine nicht angemeſſene 
Geldentſchädigung empfangen, wieder herzuſtellen, ihnen ſolche 
nach den mittleren Marktpreiſen zu Martini jeden Jahres in 
Gelbe vergütet werden ſollen; 

Von Entschädigung für die Vergangenheit feit dem Erlaß 
der zuletzt gedachten höchften Ordre aber keineswegs die Rede 
fein foll, da ſolche die Wiederherſtellung der Naturalien nicht 
unbedingt vorſchreibt, die Nachweiſung der einzelnen Fälle, wo 
ſolche thunlich geweſen wäre, nicht möglich ift, und, wenn fie 
es wäre, die nachzuzahlende Summe die Kräfte der Staats⸗ 
Kaffe übersteigen würde. 

Die Vergütung nach dem Martini⸗Mittel⸗Preiſe fol das 
ber erſt zu Martini dieſes laufenden Jahres eintreten, und kein 
Anſpruch darauf für die Vergangenheit gut gethan werden. 

Die Königl. Regierung wird von dieſer Allerhöchften Ber 
ſtimmung hierdurch in Kenntniß geſetzt, um darnach in vors 
kommenden Fällen zu verfahren. 

Darauf gründet Dé das Circular⸗Ausſchreiben vom 28. 
Sept. 1819. Nr. 1939 R. 
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Circ.⸗V. der Reg. zu Königsberg vom 3. Auguſt 1842. 

Mittelſt Allerhöchſter Cabinets⸗Ordre vom 5. März d. J. 
haben des Königs Majefät zu befehlen geruhet, 

daß den von Beit zu Zeit, ungeachtet der beſtehenden Were 
Halter vorkommenden Geſuchen um Erlaubniß zur 
Heirath zwiſchen Stiefeltern und Stiefkindern 
durch geiſtliche Belehrung und Abmabnung der betreffenden 
Perſonen vorgebeugt werden folle. 

Wir weiſen ſämmtliche evangelische Herten Geiſtlichen 
hiermit an, in denjenigen Fällen, wo eine von Mitgliedern 
ihrer Gemeinde gehegte Abſicht von Geſuchen der vorbemerk⸗ 
ten Art zu ihrer Kenneniß gelangt, folde Perſonen durch 
fofortigen ernflichen Zuſpruch über die Unzuläffigkeit: der beabr 
fichtigten Eheschließung, über die unbedingte Erfolglosigkeit 
jedes Dispensgeſuchs, und über die Strafen zu belehren, mit 
welchen der geſchlechtliche Umgang zwiſchen Stieſeltern und 
Stieftindern criminalgeſetzlich belegt i. Zugleich iſt in ſolchen 
Fällen, wo ſich eine der betheiligten- Perfonen noch unter Bors 
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mundſchaſt befindet, vom betreffenden Geifllihen eine Anzeige 
des ihm befannt gewordenen Vorhabens an die vormundſchaft⸗ 
liche Behörde, Behufs etwa geeigneter Maaßnahuen zu erffatten, 

Dieſe Bestimmungen gelten mit Einſchluß auch der Fälle, 
wo eine Ehefchließung zwiſchen einem geweſenen Ehegatten und 
dem, mit einem andern Vater oder einer anderen Mutter vor der 
beſtandenen Ehe erzeugten unehelichen Kinde des andern Gatten 
beabſichtigt wird, da der im . 62. des Anhanges zum Algemei⸗ 
nen Landrecht Theil 2. 1. 8. 9. ausgeſprochene Borbe- 
balt Alerhöchſter Dispenſationsertheilung zu ſolchen Eheſchlle⸗ 
Fungen aufgehoben ift- 

Hiernach haben fih die Herren Superintendenten genau 
zu achten und ihre Didcefanen zur ebenmäßigen Beachtung 
zu inſtruiren. 
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Circular⸗Verf. der Reg. zu Königsberg v. 28. 
April 1842. Es find kürzlich mehrere Fälle zur Allerhöchſten 
Kenntniß Sr. Maj des Königs gelangt, wo Geistliche bei Aufs 
ue und Trauungen die ihnen im §. 440 Tit. 11. 

heil 2. des Aug. Landrechts auferlegte Verpflichtung zur Ein⸗ 
ziehung forgfältiger Erkundigungen darüber, ob die 
rechtlichen Erforderniſſe einer gültigen Ehe vorhanden, oder ob 
Ebebinderniſſe im Wege find, nicht beobachtet haben. Se. 
Mal haben deshalb Allerböchſt zu befehlen geruhet, daß den 
Gtiſilichen die vorbemerkte Geſetes⸗ Beſtimmüng in Erinnerung 
gebracht und deren genaue Befolgung bei Vermeidung der ſonſt 
ihnen bevorſtehenden disciplinariſchen, oder nach Umſtänden auch 
gerichtlichen Beſtrafung eingeſchärft werde. 

Zur Befolgung dieſes Alerböchſten Befehle machen wir 
insbeſondere darauf aufmerkſam, daß es eine unrichtige Anſicht 
ift, wenn manche Geiſtliche glauben, es bedürfe in den Fällen, 
wo das Aufgebot von Brautleuten aus verſchiedenen Paro⸗ 

chieen nachgeſucht wird, für jeden Pfarrer, um das Aufgebot 
verrichten zu können, nur eines Nachweiſes der Nicht+ Eriftenz 
von Anſtänden gegen die beabſichtigte Eheſchließung auf Seiten 
desjenigen Verlobten, der feiner eigenen Parodie angehört, 
und es fei die Legitimationsprüfung hinſichtlich des anderen 
Theiles, fowie auch die Rückfichtnahme auf die etwaigen wirk⸗ 
Ié am Tage liegenden Anſtandsgründe in der Perfon jenes 
Verlobten dem dortfeitigen Pfarrer allein zu überlaſſen. Der 
S. 146. Tit. 1. Tbeil 2. des Allg. Landrechts verordnet allges 
mein und in Uebereinſtimmung mit der eben fo allgemeinen 
Vorſchrift des S. 440. Tit. 11. Theil 2:, daß der Pfarrer, 
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welcher ein Aufgebot verrichten fol, wenn ihm nicht ein bereits 
in beglaubter Form ausgeferkigces Ehegelöbniß vorgezeigt wird, 
nach den etwa vorhandenen Ehehinderniffen fih erkundigen muß, 
obne Unterfchieb, ob dieſe auf Seiten des einen oder des ans 
dern Theils fih finden. Wenn demnach, bei Verſchiedenheit 
der Parochie, die unmittelbare Einſicht und prüfung der be⸗ 
treffenden Legitimations⸗Rachweifungen zwar in der Regel von 
jedem Pfarrer nur in Bezug auf den zu feiner Gemeine të, 
renden Verlobten vorzunehmen ift; fo darf er doch nicht vers 
abfäumen, durch gehörige Nachfrage auch über die Verhältniſſe 
des andern Theiles eine glaubhafte Ueberzeugung von dem 
Nicht⸗Vorhandenſein geſetzlicher Ehehinderniſſe Kai zu verſchaf⸗ 
fen. Finden fich ſolche Umſtände vor, fo ift, ohne zu unters 
ſcheiden, bei weichem Theile der Verlobten das Hinderniß bes 
ſteht, die Verrichtung des Aufgebots überhaupt und unbedingt 
zu verfagen, zumal dem auch nur eins oder zweimaligen Aufs 
gebot die Verbindlichkeit eines förmlichen Ehegelöbniſſes beizu⸗ 
legen ift (vergl. Allg. andr. Theil 2. Titel 1. $. 92 und 
Anhang $. 67.). In den feltenen Fällen, wo das Aufgebot 
zuläffiger Weiſe einstweilen und mit Vorbehalt der noch zu ers 
füllenden Legitimations⸗ Bedingungen vollzogen werden kann, 
darf jedoch auf keine Weiſe eher zur Ausſtellung des Procla⸗ 
motions- Seines geſchritten werden, als bis dem ausſtellen 
den Pfarrer der Nachweis einer volftändigen Löſung auch der 
auf Seiten des fremden Verlobten obgewalteten Anſtände durch 
beſtimmte hierauf lautende Beſcheinigung des betreffenden Pfar⸗ 
ver ZS durch amtliche Communication mit demſelben dar⸗ 
ethan ift. 

ab Sair beauftragen Ew. Hochehrwürden, dies ſowohl Ihren 
Diöceſanen zur Nachachtung bekannt zu machen, als auch felz 
ber genau zu befolgen, machen auch noch darauf aufmerkſam, 
daß der Nusſteller eines Proclamations- Scheines eben fo, wie 
der Ausſteller eines Dimiſſoriales, in demſelben die auf die 
Zuläſſſgkeit der Che Einfluß babenden perſbnlichen Verhältnisse 
ausdrücklich zu bemerken, und zu beſcheinigen hat, wie er ſich 
über das Nichtvorhandenſein bleibender oder auch nur zeitiger 
Ehehinderniſſe Ueberzeugung verſchafft habe. 
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Circ.⸗V. der Reg. zu Königsberg v. 29. Mai 1839, 

Durch die in den mehrſten deutſchen Bundesſtaaten, na⸗ 
mentlich in Baiern, Hannover, Würtemberg, Baden, Naffau, 
Churheſſen, Anhalt, Sachſen, Altenburg, Schwarzburg⸗Son⸗ 
dershaufen, Waldeck p. p. beſtehenden Geſetze ift die Zuläſſig ⸗ 
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keit und Gültigkeit der von männlichen Unterthanen dieſer 

Staaten einzugehenden Ehen von der vorgängigen Zuſtimmung 

der betreffenden heimathlichen Obrigkeit abhängig gemacht wors 

den, wie foldes, um die diesſeitigen Unterthanen gegen mög. 
lichen Nachtheil zu ſichern, durch öffentliche Bekanntmachung 
mehrfach zur Kenntniß gebracht worden ift- 

Es it nun häufig vorgekommen, daß folde Ausländer, 
nachdem ſie ſich längere oder kürzere Zeit in den Königlichen 
Staaten aufgehalten hatten, hier mit Inländerinnen getraut 
worden find, ohne daß obiger Vorſchrift ihrerſeits ein Genüge 
geleiſtet worden wäre. Solche Fälle haben theils zu Reklamas 
tionen auswärtiger Regierungen geführt, welche dahin gerichtet 
waren, daß Anordnungen getroffen werden möchten, um derar⸗ 
tigen, mit Uebertretung der jenfeitigen Geſetze in den diesſeitigen 
Landen abzuſchließenden Ehen ihrer reſp. Unterthanen für die 
Zukunft vorzubeugen, theils haben fie den Uebelſtand zur Folge 

jehabt, daß ſolche Eben von der heimathlichen Behörde des 

Hemann für ungültig erklärt worden find, und den Ehefrauen 

und Kindern ſolcher Ausländer die Aufnahme in der Heimath 
des Ehemanns und Vaters verſagt blieb, fo daß durch die das 
durch veranlaßte Trennung erſtere in vielen Fällen in Armuth 
und Noth geriethen und deren Ernährung den inländiſchen 
Communen zur Laſt fiel, 

um der Erneuerung jener wohlbegründeten Reklamationen 
zuvorzukommen und den aus ſolchen Fällen entſtehenden erheb⸗ 
lichen Nachtheilen zu begegnen, hat das Königliche Miniſterium 
der Geiſtlichen ꝛc. Angelegenpeiten folgende, die bereits beſteh⸗ 
enden geſetzlichen Vorſchriften jedoch auf keine Weiſe beſchrän⸗ 
kende Bestimmungen getroffen und verordnet: 

1) Bevor der Pfarrer zu einer Trauung fehreitet, bat er Däi 
darüber vollandige Gewißbeit zu verſchaffen, ob der Bräu⸗ 
tigam ein Inländer oder Ausländer ift. 

2) Als Inländer in dieſer Beziehung follen alle diejenigen ans 
gefehen werden, BE 
a, welche im Inlande geboren find und inzwiſchen nicht ein 

Domizil im Auslande genommen haben, oder 

b. welche ein öffentliches Amt im Inlande bekleiden, oder 
c. deren Eigenfchaft als Inländer notoriſch oder doch dem 
Pfarrer auf zuverläſſige Weiſe bekannt ift, 

3) In allen denjenigen Fällen, wo keines der vorſtehenden 
unter a—c aufgeführten Erforberniffe zutrifft, oder wo fols 
ches aus irgend einem Grunde dem Pfarrer zweifelhaft 
feint, ift der letztere verpflichtet, E 
den Bräutigam zu fragen: ob er fiğ in den Königlichen 
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Staaten bereits niedergelaſſen habe oder mit feiner Verhei⸗ 

rathung darin niederlaſſen wolle? 

Wird dieſe Frage bejaht, ſo hat der Pfarrer noch vor der 
Trauung die Beibringung einer amtlichen Bescheinigung der 
betreffenden diesſeitigen Ortsobrigfeit über die erfolgte oder doch 
bereits genehmigte Niederlaſſung zu fordern, bis zu deren Beis 
bringung aber der Trauung Anand zu geben. 

Wird dagegen die vorgedachte Frage verneint, ſo ſoll die 
Trauung nur alsdann erfolgen, wenn der Bräutigam nach 
9146. Tit. J. Thl. II des A. L. R. zuvor dargethan hat, daß 
er in der Parodie feiner Heimath ordnungsmäßig und ohne 
begründeten Einſpruch aufgeboten worden oder wenn er nach 
$ 144. daſelbſt, durch gerichtliche oder beglaubte Notariats⸗ 
Aeugniſſe nachweiſet, daß an dem Orte feiner Heimath kein 
Chehindernih wider ihn bekannt- fei, 

Wenn gleich hiernach das Miniſterium der geiſtlichen p. 
Angelegenheiten mit Rückſcht auf die allegirten geſezlichen Bors 
ſchriften nicht für zuläſſig erachtet hat, anzuordnen, daß die 
Trauung ſolcher Ausländer von der Beibringung der in ihrem 
Baterlande erſorderlichen Zuſtimmung der heimathlichen Behörde 
zur Schließung ihrer Ehe abhängig mne werde, ſo wird 
doch einer Mittheilung des Königl. Miniſteri des Innern und 
der Polizei zufolge, Seitens des Stad, Minifterii der aue 
wärtigen Angelegenheiten nach Möglichkeit dahin gewirkt wers 
den, daß die fremden Geiſllichen von ihren reſp. Landesregie⸗ 
rungen Anwveifung erhalten, denjenigen Ausländern, welche nach 
der von ihnen bier abgegebenen Erklärung die Abficht nicht 
haben, ihre feitherigen Beziehungen aufzugeben und ſich diese 
ſeits Definitio niederzulaffen, auch wenn in kirchlicher Hinſicht 
nach der betreffenden fremden Geſetzgebung ihrer Verheirathung 
nichts entgegenſteht, dennoch das Aufgebotsatteft nicht anders 
und eher zugehen zu laffen, als wenn daſſelbe zugleich mit 
einer Beſcheinigung der competenten auswärligen Civilbehörde 
darüber verfehen ift, daß auch von den Rückſichten ihres Reſ⸗ 
fortë aus nicht nur der diesſeitigen Berbeirathung ihrer reſp. 
Staats- oder Gemeinde- Angehörigen an fid, ſondern nament⸗ 
lich auch bei deſſen demnächſtiger Rückkehr in die Heimath der 
dortigen Mitaufnahme ihrer Ehefrauen und der in der Ehe 
etwa bereits erzeugten Kinder nichts im Wege ſtehe. 

Um aber den beabſichtigten Zweck mit Sicherheit zu ere 
reichen, wird den Pfarrern hiermit dringend empfohlen, insbe⸗ 
fondere im Intereſſe der diesſeitigen Unterthaninnen in allen 
nicht unbedenklichen Fällen mit der betreffenden Verwaltungs⸗ 
Behörde nämlich dem Magistrate oder der etwa beftehenden 
beſondern Polizeibehörde in Städten und den Königl. Landräthen 
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auf dem Lande in Verbindung zu treten, eines Theils um fid 
zu verſichern, daß der zu Trauende wirklich ein Inländer fei 
oder dem von ihm intendirten Eintritt in den diesſeitigen Un⸗ 
terthanen- Verband kein Bedenken entgegenftehe, andrerſeits, 
damit wenn dieſe Aufnahme nicht beantragt oder nicht für zu⸗ 
läßig erachtet ift, der zu Copulirende alfo nach der Trauung 
in die Heimath zurückkehren zu wollen erklärt und die erforder⸗ 
lichen beimathlichen Beſcheinigungen beigebracht hat, die Polizei⸗ 
Obrigkeit darüber wachen könne, daß nicht deffen ungeachtet 
und mit Umgehung der obigen Vorſchriften eine unftatthafte 
Wohnſttergreifung eintrete. 

In dieſer letztern Beziehung erſcheint eine forgfältige Bes 
handlung der Sache und eine gegenseitige Verſtändigung des 
Ortsgeiſtlichen mit der Polizei Obrigkeit ſchon um deswillen 
dringend erforderlich, weil nach der Feftfegung der mit Baiern, 
Sachſen, Heſſen⸗Darmſtadt, Kurbeflen, Naſſau, Sachſen⸗ 
Weimar, Sachſen⸗Gotha, Sachſen⸗Coburg, Schwarzburg⸗ Son 
dershauſen und einigen andern deutſchen Bundesſtaaten wegen 
Uebernahme der Ausgewieſenen, abgeſchloſſenen Verträge die 
diesseits unter Anlegung einer Wirthſchaft erfolgte Bers 
heirathung eines jeuſeitigen Angehörigen fon an fid und 
ohne Weiteres die Verpflichtung zu feiner Beibehaltung zur 
Folge hat und — wie in einem neuerdings vorgekommenen 
Falle hat anerkannt werden müſſen, — felbit die bei Anlegung 
der Wirthſchaft gleichzeitig abgegebene Erklärung des Betheie 
ligten, daß er keinen bleibenden Wohnfig im Inlande zu neh. 
men beabſichtige, die vertragsmäßige Wirkung jenes factiſchen 
Verhällniſſes nicht zu fußpendiren vermag. weiſen daher 
im Auſtrage des Königl. hoben Minifterit des Innern und der 
Polizei ſämmtliche Polizei⸗Behörden unter gleichzeitiger Bezug⸗ 
nahme auf die wegen der zu ertheilenden und zu erfordernden 
Heimachſcheine und der Niederlaſſung von Ausländern in den 
diesſeitigen Staaten erlaſſene Bekanntmachung vom 24. Jar 
nuar c. (Amtsblatt. a. c. p. 48) hiermit ebenfalls gemeſſenſt 
an, in vorkommenden Fällen die nöthigen Ermittelungen mit 
größter Sorgfalt vorzunehmen, den Pfarrern die erforderlichen 
Aufſchlüſſe zu ertbeilen und fpäter genau darauf zu achten, daß 
fih Ausländer nicht unbefugter Weiſe im diesſeiligen Staaten ⸗ 
Gebiete niederlaſſen. 


158. 


A. 
Ehen mit Oeſterreichiſchen Unterthanen. Refer. 
v. 20. April 1822. (v. K. Ann. 1822. S. 374), bekannt 
gemacht 
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a, durch die Regier. zu Königsberg unter dem 5. Juni 1822 
(Amtsbl. 1822. S. 211.) 
b. durch die Regier, zu Marienwerder den 11. Juni 1822. 
Amtsbl. S. 259.) 
e. durch die Regler. zu Danzig unter dem 20. Juni 1822. 
(Amtsbl. S. 398.) 

Das Heiraths-Kautions⸗Normale in der Kaiſerlich⸗Kö⸗ 
niglichen Oeſterreichiſchen Armee fegt feft: 

S. 25. Jede Verehelichung ohne vorhergegangene förmliche 
Erlaubniß des zu ihrer Ertheilung geeigneten Chefs ift durch 
aus ungültig und nichtig. Ueberdies ift derjenige, welcher auf 
diefe Art eine Heirath ſchließt, unausweichlich zu entlaſſen, und 

egen die Mitbefangenen nach Umſtänden und nach Maß ihrer 

Schu vorzugehen. Die obligate Mannſchaft hingegen iſt fur 
die Uebertretung dieſes Verbots Friegerechtlich, in Folge der be 
ſtehenden Gefege, zu behandeln, und 

$. 42. Auf eben die nämliche Art find alle durch Kriegs ⸗ 
gefangene oder Deſerteurs, während ihres Ausbleibens im Ause 
lande, geſchloſſenen Ehen als ungültig zu erklären und zu 
trennen, und es kann nur bei ber erſtern, wenn beſonders rück⸗ 
ſichtswürdige Gründe dafür ſprechen und erweislich vorkommen, 
eine Ausnahme Statt ſinden, auf welchen Fall die betreffenden 
Chefs zu einer abermaligen Trauung die Erlaubniß zu erthei⸗ 
len haben. 

Da auch Königlich Preußiſche Unterthanen durch dieſe 
Vorſchriften, auf eine für fie nachtheilige Art, insbeſondere bei 
Abſchließung einer Ehe mit einem Suter, Oeſterreichiſchen Der 
ſerteur ſelbſt dann betroffen werden können, wenn derſelbe ſich 
in den biefigen Landen niebergelaffen und länger als ein Jahr 
darin aufgehalten haben folte (vergl. $. 146. Tit. 1. Th. 2. 
des Allgemeinen Bandrechts), fo wird zufolge Königl. Mini 
Verfügung yom 29. April d. Fy um die erwähnten Nachtheile 
fo viel als möglich abzuwenden, der obige Inhalt des Kaiſerl. 
Königl. Oeſterkeichiſchen Heiraths⸗Kaultons Normale hiermit 
zur allgemeinen Stenntniß gebracht; auch werben zugleich ſämmt⸗ 
liche Pfarrgeiſtlichen, ſowohl die evangelifhen, als römiſch⸗ka⸗ 
tholiſchen hierdurch angewieſen, bei vorkommenden Proklama⸗ 
tionen und Kopulationen diesſeiliger, mit Kaiſerl. Oeſterreichi⸗ 
ſchen Unterthanen, die erſtern auf obige Paragraphen des Heis 
raths⸗Normale aufmerkſam zu machen, und ihnen die nachthei⸗ 
ligen Folgen einer ſolchen im Oeſterreichischen ungültigen Ehe 
vorzuhalten. ` 


B. 
Ehen mit Unterthanen aus Baiern. 
Reſcript vom 22. Oktober 1821. (v. K. Ann. 1822. 
S. 103), bekannt gemacht 
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a. durch die Regier. zu Königsb. unter dem 6. Decbr. 1821. 
(Amtsbl. 1822. S. 1.) 

b. durch die Reg. zu Gumbinnen unter dem 6. Dechr. 1821. 
(Amtsbl. S. 768.) 

©. durch die Regier. zu Marienwerder unter dem 12. Decbr, 
1821. (Amtsbl. S. 441.) 

d. durch die Regier, zu Danzig unter dem 4. Decbr, 1821. 
Qlmtebl, S. 608.) 

Nach einer Königlich Bateriſchen Verordnung v. 12 Juli 
1808 dürfen baieriſche Unterthanen außerhalb Landes Feine 
Eben eingehen, widrigenfalls dieſe ungültig ift, auch der Gon- 
travenient bei feiner Rückkehr mit einer einmonatlichen Gefäng⸗ 
nißſtrafe belegt wird, deren Koſten er zu bezahlen oder abzu⸗ 
dienen hat. 

0: 
Ehen mit Würtemberger Unterthanen. 

Refeript vom 25. Januar 1830. (v. K. Ann. ©. 88.), 
bekannt gemacht 
a, durch die Regier. zu Königsb. unter d. 23. Februar 1830, 

(Amtsbl. S. 82.) 

b. durch die Regier, zu Gumbinnen unter d. 27. Mai 1830, 
(Amtsbl. S. 569.) 

e. durch die Regier. zu Marienwerder 1830. (Amtsbl. S. 92.) 
d. durch die Regier. zu Danzig 1830. (Amtsbl. S. 114.) 

Ehen der Würtemberger find ohne vorher eingeholte lan⸗ 
desherrliche Erlaubniß außerhalb Landes ungültig und die Ehe 
nichtig, worauf die Geistlichen event. diesfeitige Unterthanen 
aufmerkſam zu machen haben. 


D. 
Ehen der Braunſchweiger. 

Herzogl. Vraunſchw. Verordn. vom 8. November 
1830. (abgedruckt in v. K. Ann. 1831. S. 248.) 

Herzoglich braunſchweigiſche Unterthanen bedürfen. zu ihren 
einzugehenden Ehen einer in den Städten von den 1 
ten, auf dem Lande aber von dem Kreisamte zu ertheilenden 
Befcheinigung darüber, daß in polizeilicher Hinſicht der einzu⸗ 
gehenden Ehe kein Hinderniß entgegensteht, und darf vor Beis 
bringung biefer Beſcheinigung mit der Trauung nicht verfah⸗ 
ren werden. 

E. 2 
Ehen mit Badenſchen Unterthanen. 


Juſtiz⸗Miniſt.⸗Reſcr. vom 18. December 1835, 
(v. K. Ann. 1835. S. 1007.) 
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In dem Großherzogthum Baden hat bie von einem Groß⸗ 
herzoglichen Unterkhan, ohne Genehmigung der competenten Bes 
hörde, im Auslande eingegangene Ehe ebenfalls keine geſetzliche 
Gültigkeit. = 


Ehen mit Kurheſſiſchen Unterthanen. 
Juſtiz⸗Miniſt.⸗Reſer. vom 18. December 1835. 
(o. K. Ann. 1835. S. 1007.) 
In Kurheſſen wird die von einem Kurfürſtl. Unterthan 
ohne landesherrliche Erlaubniß mit einer Ausländerin geſchloſſene 
Ehe für ungültig erachtet. 


6. 


Ehen mit Oldenburgern. 

Reſcript vom 12. December 1833. (v. K. Ann. 
1833. S. 887.) 

Alle Unterthanen des ee Oldenburg und der 
Heriſchaft Jever männlichen Geſchlechts dürfen ſich vor zurück 
gelegtem 21. Lebensjahre ohne landesherrliche Genehmigung 
nicht verheirathen, und haben bei vorkommenden Trauungen 
Großherzoglich Oldenburgiſcher Unterthanen die Geiftlichen die 
betreffenden Individuen auf dieſe Vorſchrift aufmerkfam zu 
machen. = 


Eben mit Graubündtnern. 
a, Verorbn, der Reg. zu Königsb. vom 10. December 1836. 
(Amtsbl. S. 297.) 
b. Verordn. der Reg. zu Gumbinnen v. 6. December 1836. 
(Amtsbl. S. 1046.) 
c. Verordn. der Regier, zu Danzig vom 11. Januar 1837, 
(Amtsbl. S. 18.) 

Nach einer den Königl. Hohen Minifterien der Geiſtlichen, 
Unterrichts- und Medizinal⸗ Angelegenheiten des Innern und 
der Polizei von dem Königlichen Hoben Miniterium der aus- 
wärtigen Angelegenheiten jetzt gemachten Mittheilung beſteht, 
wie in den Königreichen Baiern und Würtemberg, worüber 
ſchon Bekanntmachungen, namentlich wegen Würtemberg im 
Amtsblatt für 1830 Nro. 11. Seite 82. erfolgt find, auch in 
dem Schweizer» Kanton Graubündten eine geſezliche Vorschrift, 
welche eine jede Trauung eines dortigen Unterthaus, von wel⸗ 
chem Religionstheile er auch ſein möge, die ohne vorher einge⸗ 
holte Erlaubniß der betreffenden heimathlichen Behörden Ze 
Auslande vollzogen wird, für ungültig und bie darauf ſich grün⸗ 
dende Ehe für nichtig erklärt. 

Handb. ib. b. fräi, u. Schul- Geſetzgeb. 59 
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In Genügung des uns von den Königl. Hohen Miniftes 
rien gewordenen Auftrages, bringen wir die diesfällige geſetzliche 
Vorſchrift der Kanton⸗Regierung zu Graubünden hiedurch zur 
Öffentlichen Kenntniß, um dadurch möglichen Nachtheilen, weiche 
die Unkenntniß jener Vorſchrift und die Unterlaſſung deren Be- 
folgung bel Eingebung von Ehen zwischen Grautündtnern und 
dieſſeitigen Unterihanen für letztere herbeiführen könnte, zu ber 
gegnen. 

Die Herren Geiſtlichen werden hierauf bei Trauungen 
Bedacht zu nehmen beſonders angewieſen. 
4 


Ehen mit Sachſen-Altenburgiſchen Unterthanen. 
a. Verordn. der Regierung zu Königsb. vom 24. Mai 1837. 
(Amtsbl. S. 133.) o 
b. Berordn. der Regier. zu Gumbinnen vom 18. Mai 1837, 
(Amtsbl. S. 424.) 
©. Verordn. der Regier, zu Marienwerder v. 12. Mai 1837. 
(Amtsbl. S. 163.) 
d. Verordn. der Regierung zu Danzig vom 11. Mai 1837, 
(Amtsbl. S. 129.) n 
Nach einer Mittheilung des Königl. Miniſteriums der aus- 
wärtigen Angelegenheiten werden die von Unterthanen des Her- 
Ehen Sachſen⸗ Altenburg außerhalb Landes eingegangenen 
hen in deren Heimath nicht für gültig anerkannt, wenn nicht 
zuvor eine gerichtliche Beglaubigung über die dort erlangte Er⸗ 
laubniß zur Verhefrathung ertheilt, und das Aufgebot daſelbſt 
bewirkt worden iſt. Zur Verhütung des möglicher Weiſe aus 
der Unkenntniß der Herzoglich Sachſen⸗Altenburgſchen Geſetzge⸗ 
bung für diesſeitige Unterthanen entſtehenden Nachtheils wird 
die oben gedachte Beflimmung hierdurch zur öffentlichen Rennt- 
nig gebracht, und werden zugleich die Geiftlichen unseres Ber- 
waltungs⸗Bezirks zu deren Beachtung hiermit angewieſen. 
K. 


Ehen mit Schwarzburg⸗Sondershauſenſchen 
Unterthanen. 

a, Verordn. der Regier. zu Königsberg v. 9. Oktober 1837. 
(Amtsbl. S. 248.) 
h. Verordn. der Regier, zu Gumbinn. vom 4. Oktober 1837. 
(Amtsbl. S. 846.) 
e. Verordn. der es zu Marienw. vom 15. Oktbr. 1837. 
GN e 3 5 d € S 
l. Verordn, der Regier. zu Danzig v. 30. tember 7. 
(Amtsb. S. 240.) ii T 
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Nach Vorſchriſt des Fürſtlich Scptwarzburg + Sonderspau: 
ſenſchen Welte über das Unterthanen⸗ und Heimathe⸗-Recht 
vom 10. Februar 1833 braucht in dem Falle, wo ein dortiger 
Unterthan mit oder ohne Schuld eines jnländiſchen Geistlichen 
fih mit einer Ausländerin ohne Erlaubniß der nächſt vorgeſetz⸗ 
ten Behörde feines Helmaths⸗Ortes, oder gegen den Willen 
der letzteren verheirathet hat, weder feine Frau noch feine ehes 
liche Nachkommenſchaft in das dortige Gebiet aufgenommen zu 
werden. 

Damit den Nachteilen, welche durch Nichtbeachtung der 
gedachten Beſtimmung entſtehen möchten, vorgebeugt werde, 
wird ſolche in Gemäßbeit des Minifterial- Erlaſſes v. 19. v. M. 
hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


159. 


Circ.⸗Verfügung der Regierung zu Königsberg 
vom 6. Juni 1832. 

Ew. Hochehrwürden eröffnen wir mit Bezug auf die Cir- 

gung vom 27, April c. (Nr. DO K. S.), die 
Verheirathung polniſcher Soldaten mit inländiſchen Frauenzim⸗ 
mern betreffend, daß, infofern in jener Verfügung hinſichtlich 
des Aufgebots auf die Vorſchriften des Allgem. Landr. Th. II. 
Tit. I. $. 143 bis 144 und der Minifteriafr Verordnung vom 
30. Mai 1823 aufmerkſam gemacht worden, let erwähnte Bers 
ordnung ledig ſch die nähere Peſtimmung derjenigen bes 
glaubten Notariats⸗Zeugniſſe zum Gegenſtande hat, durch welche, 
wenn das Aufgebot des Fremden in der Parochie feiner Hei- 
math nicht beſorgt werden kann, der Nachweis geführt werden 
kann, daß am Orte feiner Heimath kein geſetzliches Ehehinder⸗ 
niß gegen ibn bekannt ſei. 

Es ift nämlich durch das Reſcript des Königl. JuſtizMi⸗ 
niſteriums vom 30. Mai 1823. (v. Kamptz Jahrb. XXI. Band, 
Heft 42. S. 273.) bestimmt, daß unter den in $. 144. Le 
erwähnten beglaubten e l nb ſolche Zeug⸗ 
nife der Notare zu verſtehen feien, wobei fih zugleich das 
Atteft einer obrigkeitlichen Behörde darüber, daß der 
Notar als folder angeſtellt ift, befindet. 

Es it alfo darauf zu halten, daß wenn darüber gericht: 
liche Atteſte nicht beigebracht werden, die Notariats⸗Zeugniſfe 
auf die vorgedachte Weiſe befchein 
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